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GOLDMANGEL? 


N.  G.  PIERSON. 

IN'  DAS  DEUTSCHE  ÜBBRTKAOKN  VON  I>"    ItlCIIAICD  KKIHCII.') 


k5eit  zwanzijif  Jaliroii,  so  wird  von  vielen  versichert,  herrscht  auf  der 
Welt  ein  ernstliches,  wirtschaftliches  Uebel :  der  zunehmende  Mangel  an 
liiiiliinglichen  Mengen  von  Umlaufsmitteln.  Nur  jene  Völker,  welche  die 
Goldwährung  nicht  angenommen  haben,  sind  von  diesem  Uebel  verschont 
geblieben,  —  allein  deren  Zahl  ist  nur  eine  geringe.  In  ganz  Europa,  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  sowie  für  das  niederländische  Ost- 
und  West-Indien  ist  die  freie  Ausprägung  von  Silber-Courant-Mfinzen  ver- 
boten. Diese  Münzen  blieben  dortselbst  wohl  als  Zahlmittel  für  jeden  Betrag 
in  Umlauf,  in  Amerika  wurden  sie  sogar  von  der  Kegierung  bis  vor  kurzem 
noch  ausgeprägt  —  allein  ihr  Wert  richtet  sich  nach  jenem  des  Goldes.  Und  das 
Gold  wird  im  Verhältnis  zur  Nachfrage  seltener  und  daher  theuerer.  Dies 
gereicht  zum  Nachtlieile  der  Kaufleute,  Industriellen  und  Landwirte  :  sie  haben 
mit  sinkenden  Preisen  zu  rechnen;  zum  Nachtheile  der  Besitzer  liegender 
Gründe:  ihre  Pachtrenten  und  Zinse  werden  geringer;  zum  Nachtheile  aller 
jener,  die  Schulden  haben:  denn  jeder  Gulden  ist  jetzt  mehr  wert  wie  früher. 
Es  geieieht  aber  auch  der  Arbeiterelasse  zum  Nachtheile,  wenngleich  die 
Löhne  bei  einer  Geldwert-Erhöhung  nicht  allsogleich  sinken.  Gerade  durch 
diesen  Umstand  wird  nämlich  ein  neuer  Uebelstand  gezeitigt:  der  Gewinn 
sinkt,  verwandelt  sich  vielleicht  sogar  in  Verlust,   die  Unternehmer  mflsseu 


')  Dieser  Aufsatz  ist  vor  einigen  Monaten  in  der  Zeitschrift  ,de  liiils"  in  hollän- 
discher Sprache  eiscliienen.  Die  Lecture  desselben  erweckte  in  mir  den  lebhaften  Wunsch, 
ihn  unseren  einlieiniisi.hen  Leserkreisen  nälicrzurücken.  Das  Thema  ist  ein  solches,  welches 
die  Aufmerksamkeit  einer  in  einer  grossen  Valutarcgulieriinf;  begritfencn  Volkswirtschaft 
sicherlich  im  höchsten  Grade  verdient,  zumal  wenn  es  \ron  einem  Autor  behandelt  wird, 
der  längst  als  eine  der  ersten  Autoritäten  auf  dem  (lebietc  de»  Wiihrungswcsens  bekannt 
ist,  und  der  zudem  in  seinen  wechselnden  Lebensstellungen  als  ökonomischer  Theoretiker, 
Bankgouverneur  und  Finanzminister  in  der  Lage  war,  diesen  Problemen  in  der  viel- 
seitigsten Weise  näherzutreten.  Leider  ist  die  Kenntnis  der  holländischen  Sprache  bei 
uns  ausserordentlicli  wenig  verbreitet.  Ich  sah  mich  daher  veranla.sst,  unserer  Kedaction 
die  Veranstaltung  einer  Uebcrsetzung  jenes  Aufsatzes  in  Antrag  lu  bringen.  Die  Zu- 
stimmung des  geehrten  Verfassers  wurde  in  liebenswürdiger  Bereitwilligkeit  crlheilt.  Ich 
bemerke  nur  noch,  dass  die  l'ebersetzung,  die  wir  hiemit  unseren  Lesern  vorlegen  und  die 
der  Herr  Verfasser  einer  genauen  Durdisicht  zu  unterziehen  die  besondere  Güte  hatte,  gegen- 
über dem  hollänvHsehon  Originale  einige  wenige  .Auslassungen  solcher  Stellen  aufweist. 
welche  auf  excliisiv  holländische  Verhältnisse  Bezug  nehmen.  E.  Böhm-Bawerk. 
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infolge  dessen  ihre  Iktriebe  einschränken  und  können  der  zunehmenden 
Bevölkerung  nicht  mehr  hinreichende  Beschäftigung  verschallen;  und  nun 
gesellt  sich  Eines  zum  Anderen :  es  tiitt  Arbeitslosigkeit  bei  den  Arbeitern, 
aber  auch  bei  den  Capitalien  ein,  Capital  und  Arbeit  unterstützen  sich 
nicht  mehr  gegenseitig.  Nichts  entrauthigt  eben  den  Unternehmer  melir, 
nichts  tödtet  so  sehr  den  Unternehmungsgeist  als  ein  beständiges  Sinken 
der  Preise.  Mangel  an  Umlaufsmitteln  wirkt  auf  die  Volkswirtschaft,  wie. 
Blutarmut  auf  den  thierischen  Organismus  —  die  Folgen  sind  in  beiden 
Fällen  gleich  traurig,  sie  bestehen  in  dem  allmählichen  Schwinden  der  Ela- 
sticität.  Seit  vielen  Jahren  nehmen  wir  eine  solche  Erschlaffung  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  wahr,  und  hierin  soll  —  so  wird  behauptet  —  eine 
Besserung  unmöglich  sein,  solange  die  Verbannung  dauert,  welche  seit  1873 
nach  dem  Beispiele  Deutschlands  jetzt  von  dem  einen,  jetzt  von  dem  anderen 
Staate  über  das  Silber  gesprochen  wird.  Denn  die  Quelle  des  Uebels  liege 
eben  darin,  dass  die  früher  zwei  Metallen  anvertraute  Aufgabe  mehr  ivnd 
mehr  nur  dem  einen,  dem  Golde,  übertragen  werde,  welches  derselben  wieder 
oline  Steigerung  seines  Wertes  nicht  mehr  gerecht  zu  werden  vermöge. 

Niemand  hat  diese  Klagen  lauter  erhoben  als  der  belgische  Münz- 
director  Alphoiise  Allard:  „Ueberall,"  so  schrieb  er  schon  im  Jahre  1885,') 
,  sehen  wir  nichts  als  Entmuthigung,  allerorten  hören  wir  nur  von  der 
Erschlaffung  unseres  socialen  Organismus  sprechen.  Die  thätigsten  und 
unternehmungslustigen  Männer  sind  durch  den  absoluten  Mangel  an  Ge- 
schäften wie  gelähmt;  ...  Da  das  verfügbare  umlaufende  Capital  sich 
nicht  durch  neue  ilrsparungen  ersetzt,  ist  es  nur  natürlich,  dass,  da  jeder- 
mann seine  Ausgaben  beschränkt,  die  Preise  sinken.  .  .  .  Im  gegeuAvärtigen 
Augenblick  wüsste  ich  keinen  Winkel  dieser  Erde,  wo  sich  Leute  fänden, 
die,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  „lucrative  Geschälte"  machen  ...  Es  will 
mir  scheinen,  als  ob  wir  von  einer  Art  allgemeiner  Anämie  befallen  wären." 
Wie  sollte  es  auch  anders  sein?  „Mit  Ausnahme  von  Luft  und  Wa>-ser,* 
so  lesen  wir  in  einem  späteren  Werke  desselben  Autors,*)  ,gibt  es  nichts 
Nützlicheres  als  das  Geld.  Das  Geld  dient  zur  Abtragung  aller  Schulden, 
zur  Behebung  aller  Schäden,  zum  Ankauf  von  allem,  was  da  »fleucht  und 
kreucht'   ..."  Wie  soll  da  bei  Geldmangel  Wohlfahrt  heiTsehen?! 

Fast  ebenso  laut  sind  die  Klagen,  welche  der  Vorstand  der  hollän- 
dischen landwirtschaftlichen  Gesellschaft  in  einem  unlängst  veröffentlichten 
Circulare,  mit  welchem  zu  dem  am  18.  Juni  in  Haag  abgehaltenen  Meeting 
zur  Erörterung  der  Frage  des  Bimetallismus  eingeladen  wurde,  erhoben  hat. 
Der  Vorstand  „hegt  die  innige  Ueberzeugung,  dass  die  traurigen  Verhält- 
nisse, in  welchen  sich  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe  befinden, 
grossen  theils  de.i  seit  ungefähr  20  Jahren  getroffenen  Maassregeln, 
betreffend  den  Ausschluss  des  Silbers  als  Müuzmetall,  zuzuschreiben  sind." 
Der  Vorstand   .ist  dieses    Zustandes   müde.     Er   betrachtet    als    zu    einem 


')  La  crise  —  la  baisse  des  prix,  la  moniiaie,  S.  147. 

2)  Döpreciation  des  ricliesses,  crise  qu'elle  engendre,  maux  qu'elle  repand,  souffran 
qu'elle  pvovoqu     dans  les  classes  ouvrieres,  1889,  S.  51. 
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gros!<eu  Tlieile  Coiiseqiienzeu  dieser  Muassregeln :  die  stets  fortsdireitende 
Preisvermindüning  fast  aller  Producte,  die  liiedurcli  liervorgenifüne  Math- 
losigkeit  im  Jiamltilsverkelir,  dessen  Ergebnis  gewölinlicli  verlustbringend 
erscheint,  die  Abnahme  des  Untcrnelimungsgeistes  auf  jedem  Gebiete,  die 
Anfliäiifung  enormer  Beträge  brachliegender  Capitalien,  die  stetig  sinkenden 
Kenten,  die  zunelinioiidti  Arbeitslosigkeit,  die  Verschärfung  der  socialen 
Gegensätze". 

Aber  nicht  nur  unter  den  Männern  der  Praxis,  auch  in  wissen- 
schaftlichen Kreisen  fand  die  Meinung  Vertreter,  dass  die  Länder  mit 
Gold-  und  „hinkender"  Währung  unter  dem  Mangel  an  Uralaufsmitteln 
leiden.  Der  bekannte  englische  Statistiker  Robert  Giffen  verköndet  diese 
Lehre  seit  langem,  will  jedoch  nicht  zugeben,  dass  das  Uebel  fflr  England 
vollwirksam  sei;  denn  England  sei  Gläubiger  aller  Völker  und  könne  daher  nur 
gewinnen,  wenn  das  Metall,  in  welchem  Zinsen  und  Capital  dieser  Schulden 
geleistet  werden  müssen,  im  Werte  steigt.  Auf  die  Störungen  im  Verkehr, 
auf  die  „Blutarmut",  welche  der  Mangel  an  Gold  verursachen  soll,  hat  Giffen 
wenig  Acht.')  Anders  die  Herren  Universitäts-Professoren  Shield  Nicholson 
und  Foxwell,  welche  zu  den  eifWgsten  Verfechtern  des  Bimetallismus 
gehören.  Der  Letztgenannte  hat  in  , The  Contemporary  Review"  vom  December 
1892  einen  Aufsatz  veröffentlicht,  in  welchem  er  die  Nachtheile  der  (Jeld- 
appretiation  durch  einen  Vergleich  darzustellen  versucht.*)  Einen  Weg  eben 
zu  machen,  sagt  er,  heisst  noch  nicht,  einen  Karren  fortbewegen;  aber  das 
Fortbewegen  des  Karrens  wird  hiedurch  wesentlich  erleichtert.  So  kann 
auch  ein  gutes  Umlaufsmittel  Eifer  und  Umsicht  nicht  ersetzen,  aber  es 
gewährt  ihnen  freies  Spiel.  Ein  Münzmetall  aber,  welches  im  Werte  steigt, 
behindert  die  Unternehmungen  gerade  so,  wie  eine  aufsteigende  Strasse  den 
Verkehr  behindert. 

Man  kann  wohl  sagen,  dass  in  England  von  allen  Bimetailisten  sowolil 
an  die  (ioldappretiation.  als  auch  an  deren  schädliche  Folgen  geglaubt  wird 
—  wenigstens  ist  mir  keine  Ausnahme  bekannt.  In  den  Niederlanden  int 
dem  jedoch  nicht  so.  Zwar  Ihr.  Rochussen  und  G.  M.  Boissevain 
nehmen  den  englischen  Standpunkt  ein,  auch  N.  P.  van  den  Berg,  letzterer 
allerdings  minder  entschieden.  W.  C.  Mees  aber  hat  niemals  an  die  Gold- 
appretiation  geglaubt  und,  in  ,De  Economist"  vom  Jahre  1884  finden  wir 
einen  Artikel  von  Professor  Cort  van  der  Linden.*)  in  welchem  dieser 
Autor  gleichfalls  Zweifel  Ober  diesen  Punkt  zum  Ausdrucke  bringt.  Die 
holländischen  Bimetailisten  —  und  ich  kömite  ausser  den  Angeführten 
noch  andere  nennen  —  sind  also  über  diesen  Punkt  verschiedener  Meinung. 


')  Too  much  imist  not  be  iiiade  of  tlic  cffect  on  industrial  production  of  elianges 
in  the  amount  of  iiioiiev.  Comimreil  with  such  intiuencos  as  gooil  er  bad  liarvests,  war«, 
and  the  like,  or  the  wast-^  caused  by  indulgcnce  in  alcohol  or  othcr  extravaganoe?,  tlio 
dianges  in  inonev,  cxcept  those  of  the  niost  extronio  kind.  niust  be  insignifiiant.''  Kssays 
in  Finance.  Second  series.  London  1886,  S.  102. 

2)  S.  813-814. 

=j  De  goud-nodd,  S.  461  ff. 

1» 


4  N.  G.  Pierson. 

Vielleicht  finden  sich  unter  denselben  einige,  die  nicht  völlig  leugnen,  dass 
das  Gold  im  Preise  gestiegen  ist,  die  sich  auch  den  Nachtheilen,  mit  welchen 
eine  Wertändernng  der  Umlaufsmittel  verbunden  ist,  nicht  verschliessen, 
jedoch  der  Meinung  huldigen,  dass  die  Nachtheile  der  ^Appretiation'  stark 
überschätzt  werden.  Es  ist  denkbar,  dass  denselben  das  von  Foxwell  gebrauchte 
Bild  von  der  ,  hügeligen  Laudstrasse"  wenig  mehr  als  ein  Wortspiel  zu  sein 
scheint.  Ebenso  denkbar  wäre  es,  dass  sie  die  düsteren  Schilderungen  der 
A  olkswirtschaftlichen  Zustände  kaum  in  üel)ereinstimmung  zu  bringen  ver- 
mögen mit  den  Daten,  welche  uns  die  Statistik  der  letzten  zwanzig  Jahre 
über  die  ungeheure  Ausdehnung  der  Landwirtschaft  auf  neugewonnene 
Flächen,  die  ungeahnte  Ausdehnung  des  Eisenbahnen-  und  Dampfschiffahrts- 
verkehres,  die  grosse,  durch  die  Zollerhöhungen  verschiedener  Staaten  zwar 
gehinderte,  aber  uiclit  verhinderte  Entwicklung  der  Industrie  zu  Gebote 
stellt.  Neumann-Spallart  Aeröffentlichte  fortlaufend  „TJebersichten  der 
"Weltwirtschaft",  und  Dr.  v.  Juraschek  setzt  dieselben  fort.  Man  braucht 
diese  Publicationen  oder  das  nunmelir  vollendete  , Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften",  welches  zalilreiclie  statistische  Angaben  enthält,  nur 
aufzuschlagen,  um  sofort  und  auf  fast  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen 
Lebens  die  Triumphe  des  Unternehmungsgeistes  walirzunehmen.  Und  doch 
soll  der  Unternehmungsgeist  abgenommen,  eine  allgemeine  Muthlosigkeit 
im  Handelsverkehre  platzgegriflfen  haben?  .  .  . 

Dieses  letztere  Bedenken  wird  vorausgesehen  und  im  voraus  widerlegt. 
Gerade  das  ist  ja  das  Merkwürdige  dieses  Zustandes.  ruft  man  uns  zu,  dass 
eine  enveiterte  Production  und  trotzdem  Depression  besteht.  Die  Preise  sind 
nieder,  trotzdem  besteht  keine  Wohlfahrt.  Dies  findet  seine  Erklärung  in 
der  eben  vorgetragenen  Theorie  und  lässt  sich  auf  keine  andere  Weise  er- 
klären. Die  Preise  sind  nieder,  ja,  aber  aus  einer  ungesunden  Ursache:  dem 
Mangel  an  ümlaufsmitteln.  Professor  Shield  Nicholson  anerkennt  aus= 
drücklich,  dass  seit  dem  Jahre  1874  eine  grosse  Veniiehrung  des  Welthandels 
stattgefunden  hat.')  Aber  gerade  deswegen,  sagt  er.  ist  die  Goldproduction 
eine  ungenügende  geworden  und  jener  traurige  Zustand  eingetreten,  über 
welchen  so  viele  klagen. 

Lst  diese  Antwort  befiiedigend?  HeiTscht  wirklich  Mangel  an  ümlaufs- 
mitteln? Und  wenn  er  besteht,  verursacht  er  jene  Folgen,  die  man  ihm  zu- 
schreibt? Ist  es  möglich,  dass  Mutlilosigkeit  und  Abnahme  des  Unter- 
nehmungsgeistes, mit  einem  Worte  Depression,  zusammentreffen  kann  mit 
einer  gi'ossen  Ausbreitung  der  Verkehrsmitteln  und  der  Production?  Man 
spricht  von  einer  , Aufhäufung  enonner  Beträge  brach  liegender  Capitalien"; 
aber  in  welcher  Form  findet  dieselbe  statt?  In  Geldform?  Dann  sind  ja  die 
Umlaufsmittel  nicht  zu  spärlich,  sondern  nur  schlecht  vertheilt!  In  der  Form 
von  Gütern?  Man  versichert  ja  vielmehr,  dass  in  den  letzten  Jahren,  seit 
der  Beschleunigung  der  Verkehrsmitteln,  im  allgemeinen  kleinere  Vorräthe 
gehalten  werden  wie  früher!  AVie  man  sieht,  gibt  es  da  mancherlei  Stoff  zur 


')  A  treatise  on  inoney,  Ausgabe  1888,  S.  273. 
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Untersuchung?.  UnterHUclien  wir  daher  im  Folgenden  zuerst,  ob  die  Kauf- 
kraft des  (ioldes  wiriilicli  gestiegen  ist,  und  wenn  ja,  so  seit  wann  und  in 
welchem  Maasse.  Dann  werden  wir  untersuchen  niQssen,  ob  die  Ursachen 
dieser  Steigerung  im  Golde,  in  den  Gütern  oder  in  beiden  gelegen  sind; 
mit  anderen  Worten,  ob  das  allgemeine  Preisniveau  gesunken  ist,  weil  das 
Gold  seltener  geworden  ist,  oder  weil  die  Güter  im  Verhältnis  zur  Nach- 
frage zahlreicher  wurden,  oder  endlich,  weil  sowohl  das  eine  wie  das  andere 
eingetreten  ist. 

I. 

Mau  kann  auf  dem  Wege,  den  wir  nunmehr  zurückzulegen  haben, 
keinen  Scliritt  machen,  ohne  auf  streitige  Vorfragen  zu  stossen.  Hier,  bei 
unserem  ersten  Schritte,  finden  wir  deren  sogar  vier.  Ich  will  sie  der  Keihe 
nach  aufzählen  und  zu  lösen  versuchen. 

Die  erste,  rein  technische  Vorfrage  betritit  die  Methode  der  Berechnung 
der  Durchschnitte  aus  den  sogenannten  Index  numbers.  Ich  glaube  nicht, 
dass  sie  uns  lange  aufzuhalten  vermag.  Das  System  der  Index  numbers, 
durch  den  englischen  Schriftsteller  Newniarch  zwar  nicht  erfunden,  aber 
doch  zumeist  bekannt  und  populär  gemacht,  ist  äusserst  einfach.  Es  besteht, 
wie  bekannt,  darin,  dass  der  Durchschnittspreis  jedes  Artikels,  auf  welchen 
man  die  Beurtheilung  der  Zu-  oder  Abnahme  in  der  Kaufkraft  der  Umlauf- 
mittel gründen  will,  für  die  zum  Ausgangspunkte  der  Vergleicliung  gewählten 
Jahre  mit  der  Zahl  100  ausgedrückt  wird.  Alle  späteren  Preise  werden 
daini  in  Procenten  ausgedrückt,  so  dass  man  mit  einem  Blick  ersehen  kann, 
niciit  nur  ob  ein  Steigen  oder  Fallen  der  Preise  stattgefunden  hat,  sondern 
auch,  in  welchem  Verhältnisse  die  Preise  gestiegen  oder  gefallen  sind.  Um 
nun  für  ein  bestimmtes  Jahr  die  Kaufkraft  des  Geldes,  soweit  sich  diese 
aus  den  vorliegenden  Daten-  bestimmen  lüsst,  zu  berechnen,  zählt  man  die 
Procente  für  dieses  Jahr  zusammen  und  dividiert  diese  Summe  durcli  die 
Anzahl  der  auf  der  Preisliste  verzeichneten  Artikel.  Man  nimmt  z.  B.  den 
Zeitraum  1847 — 1850  als  Ausgangspunkt  und  findet,  dass  im  Vergleiche  zum 
Durchsclinittpreise  aus  diesen  Jahren  im  Jahre  1860  der  Artikel  A  auf  90.  der 
Artikel  J5  auf  120,  der  Artikel  C  auf  60  u.  s.  w.  steht;  angenommen  nun,  dass 
die  Anzahl  der  Artikel  ir.O  und  die  Summe  der  Procente  (90  -+-  120  +  00 
u.  s.  w.)  16  500  wäre,  so  wäre  der  Quotient  110,  und  die  Schlussfolgerung 
hieraus,  dass  die  Kaufkraft  des  (ieldes,  soweit  sie  nach  den  erhaltenen  Resul- 
taten beurtheilt  werden  kann,  auf  |','^'  desjenigen  Ausmaasses  gesunken  ist, 
welches  sie  in  den  Jahren  1847 — 1850  besass. 

Aber  war  das  Addieren  der  Procente  (90  +  120  +  60  u.  s.  w),  durch 
welches  man  nach  einer  Division  zur  Zahl  110  gelangte,  auch  richtig?  Man 
erhielt  auf  diese  Weise  das  arithmetische  Mittel;  hätte  man  nicht  nach 
dem  geometrischen  Mittel  suchen  sollen?  Ein  Beispiel  möge  die  Tendenz 
und  Tragweite  dieser  Frage  erläutern.  Der  Preis  zweier  Artikel  sei  bei  dem 
einen  verdoppelt,  bei  dem  anderen  auf  die  Hälfte  gesunken,  die  Ziffer  100 
also  auf  200  gestiegen,  beziehungsweise  auf  50  gefallen.  Das  arithmetische 
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IJittel  von  200  und  50  ist  -f"  oder  125;  das  geometrische  Mittel  alier  ist 
100,  weil  der  eine  Artikel  in  demselben  Verhältnis  gestiegen,  als  der  andere 
gesunken  ist.')  Geht  man  also  nach  der  ersten  Methode  vor,  so  findet  man 
eine  25  proe.  Preiserhöhung,  während  sich  nach  der  zweiten  Methode  eine 
Preiserhöhung  nicht  ergibt. 

Bei  Verfassung  der  Tabellen,  von  welchen  noch  später  gesprochen 
werden  soll,  ist  nur  nach  arithmetischen  Durchschnitten  gesucht  worden: 
allein  es  kann  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  W.  Stanley  Jevons  in  seiner 
im  Jahre  1863  publicierten  Schrift  A  serious  fall  in  the  value  of  gold 
ascertained,  welche  später  in  das  Werk  Investigations  in  currency  and 
finance^)  aufgenommen  wurde,  die  arithmetische  Methode  heftig  getadelt 
und  die  geometrische  Methode  empfohlen  hat.^)  Professor  Laspeyres  hat 
gegen  dieses  Urtheil  in  seiner  Abhandlung:  Hamburger  Warenpreise 
1851 — 1863  und  die  ealifornisch-australisehen  Goldentdeckungen 
seit  184S*)  sogleich  Widerspruch  erhoben,  und  was  Jevons  hierauf  erwidert 
hat,")  erscheint  mir  wenig  zutreffend.  Laspeyres  weist  ausdrücklich  nach, 
dass,  wenn  die  Hälfte  der  Artikel  von  100  auf  200  gestiegen  und  die 
andere  Hälfte  auf  50  gefallen  ist,  die  Kaufkraft  des  Goldes  gewiss  auf  -ff  f 
ihres  früheren  Ausmaasses  gesunken  ist.  Weder  in  seiner  Schrift  von  1863 
noch  in  seiner  späteren  Arbeit,  in  welcher  er  Las  peyres  zu  widerlegen  trachtet, 
gibt  Jevons  eine  "ausführlichere  Begi-ündung.  Er  beschränkt  sich  haupt- 
sächlich auf  kurze  Bemerkungen,  welche  zwar  die  grossen  Unterschiede  in 
den  Kesultaten  dieser  beiden  Methoden,  nicht  aber  die  Richtigkeit  der  geo- 
metrischen Methode  darzuthun  vermögen.  Ich  konnte  die  Meinung  eines 
Schriftstellers  wie  Jevons  nicht  mit  Stillschweigen  übergehen,  aber  icli 
muss  bekennen,  dass  seine  Ausführungen  mich  ebensowenig  überzeugt  haben, 
wie  Laspeyres. "> 

Die  soeben  erörterte  Methode  hat  auch  noch  aus  anderen  Gründen  die 
Kritik  herausgefordert  — ■  und  hiemit  kommen  wir  zu  einer  weit  mühevolleren 


')  Das  geometrische  Mittel  zwischen  zwei  Verhältnissen  wird  gefunden,  indem  man 
die  Zahlen  der  correspondierenden  Glieder  miteinander  multipliciert  und  aus  dem  Producte 
die  Quadratwurzel  zielit.    Das  geometrische  Mittel  zwischen  den  Verhältnissen 

100  :  200 
und  100  :  50 

ist  also  ylÖMÖ  :  ylÖTOÖ"  =  100  :  100 

=)  London  1884,  S.  13—118. 

^)  „Tlie  general  result  would  he  to  exaggerate  the  prices  wliich  liave  risen  at 
the  expense  of  those,  which  have  fallen.  The  average  rise  of  prices  would  conie  out 
considerably  greater  than  it  reallv  is,  and  our  result  would  be  to  that  extent  erro- 
neous."  S.  24. 

<)  Hildebrands  Jahrbücher,  Bd.  llf,  S.  95—97. 

'•)  Investigations,  8.  121. 

")  Es  werden  in  dieser  Frage  auch  noch  andere  abweichende  Meinungen  vertreten. 
Details  hierüber  finden  sich  in  dein  Aufsatze  von  Dr.  E.  Zuckerkandl,  Die  statistische 
Bestimmung  des  Preisniveaus;  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
\.  Theil.  8.  243. 
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Vorfrage.  Mau  hat  gesagt,  dadiircli,  dass  man  alle  erhobenen  Preise  jedes 
Jahres  zusammenzählt,  stellt  man  die  wichtigsten  und  unwichtigsten  Artikel 
auf  die  gleiche  Linie  und  räumt  allen  einen  gleichen  Einfluss  auf  die 
Durchschnittszifter  ein.  Insbesondere  der  schwedische  Schriftsteller  und  Ex- 
minister Hans  Forsell,  der  vor  einigen  Jahren  eine  lesenswerte  englische 
Urochure  über  »The  Appreciation  of  gold"  veröffentlichte,  hat  diesen 
Umstand  mit  grossem  Nachdruck  hervorgehoben,  und  sein  mehrfach  wieder- 
holter Ausruf:  «beware  of  Statistical  averages',  ist  in  diesem  Zusammen- 
hange gebraucht.  Angenommen,  sagt  er,')  ihr  verbraucht  in  einem  bestimmten 
Zeitraum  100  Pfund  Fleisch  und  1  Pfund  Thee.  Sinkt  nun  der  Thee  um 
25  Proc.  im  Preise,  wäiirend  das  Fleisch  um  20  Proc.  steigt,  so  werden  die 
beiden  Artikel,  nach  dem  Durchschnitte  gerechnet,  billiger;  und  doch  habt 
ihr  aus  dieser  Preiserniedrigung  keinen  Nutzen,  sondern  Schaden.  Forsell 
ist  nicht  der  einzige,  der  hierauf  aufmerksam  gemacht  hat  und  es  sind  sogar 
f-ciion  Versuche  gemacht  worden,  den  von  ihm  gerügten  Mangel  zu  beheben. 
Die  englische  Zeitschrift  ,The  Economist"  veröffentlicht  jährlich  die 
Indes  numbers  von  22  Artikeln.  Inglis  Palgrave  hat  nun  diese  Zahlen 
für  die  Jahre  1865 — 1885  in  der  Weise  umgerechnet,  dass  er  die  , relative 
"VVichtigkeif^,  die  jedem  einzelnen  Artikel  auf  Grund  der  importierten,  ex- 
portierten und  producierten  Mengen  beigemessen  werden  kann,  in  Rücksicht 
zog.  Die  Kesultate  dieser  Berechnung  zeigt  die  folgende  Tabelle: 

Inglis  Palgravi'  Economist 

1865—1869  100  100 

1870—1874  96  99 

1875—1870  89  94 

1880—1884  81  87 

1885  70  76«) 

Ein  anderer  Schriftsteller,  Professor  Roland  P.  Falkner,  ist  noch 
genauer  zu  Werke  gegangen  als  Inglis  Palgrave.  Die  betreffende  Studie 
findet  sich  unter  den  im  vorigen  Jahre  von  der  Staatsdruckerei  zu  Washington 
unter  dem  Titel  „Wholesale  prices,  wages  and  transportation'  ver- 
öffentlichten Sammlung  von  Berichten,^)  und  stellt  das  Vollendetste  dar,  das 
mir  auf  dem  Gebiete  der  Preisstatistik  je  zu  Gesichte  gekommen  ist. 
Falkner  ist  von  der  Anschauung  ausgegangen,  dass  man  die  relative 
Wichtigkeit  der  einzelnen  Artikel  nach  den  Handels-  und  Productionsziffeni 
allein  nicht  beurtheilen  könne,  und  hat  daher  bei  2561  amerikanischen 
Haushalten  (normal  families)  untersucht,  in  welchem  Verhältnisse  sich  die 
Ausgaben  auf  die  verschiedenen  Ausgabenrubriken  vertheilen.  Er  hat  hiebei 
constatiert,  dass  für 

Wolinung 15*06  Proc. 

Nahruntr 41-03      , 


')  S.  25. 

*)  Vgl.   die   Beilagen    zu    ilen   Berichten    der    englischen    Commission    Oii    tlie 
dopressign  (if  trade;  dritter  Bericlit.  S.  344 — 353. 
h  I.  Tiieil,  S.  2:^  IV. 


8  N.  G.  Pierson. 

Brennmaterial  ....       ')• —  Proc. 

Kleidung 15-31  , 

Beleuchtung     ....  0-90 

Diverses 22'70  , 

der  Gesammtsumme  ausgegeben  werden.  Hierauf  nahm  er  mit  bewunderns- 
wertem Fleisse  und  Sorgfalt  die  P]inreilning  der  Artikel  in  diese  Rubriken 
vor,  wobei  ihm  aber  viel  weniger  positive  Daten  zur  Verfügung  standen. 
Auf  diese  Weise  ist  es  ihm  gelungen,  eine  Classification,  eine  Rangordnung 
der  Artikel,  auf  welche  sich  seine  Preisstatistik  erstreckt,  aufzustellen:  und 
diese  Statistik  umfasst  nicht  nur,  wie  jene  Inglis  Palgrave's,  22,  sondern 
223  Artikel  —  stellt  also  ein  wahres  Riesenwerk  dar,  von  welchem  ich  hier 
nur  die  Hauptzüge  erwälmen  konnte.  —  Wenn  wir  das  Jahr  1860  zum 
Ausgangspunkt  nehmen  (1860  =  100),  ergeben  sich,  nach  fünfjährigen 
Durchschnitten  gereclmet,  folgende  Resultate: 

gewöhnliche  verbesserte 

Durchschnittszahlen  Durchschnittszahlen 

1801—1865  .  .  .  154-96  146-94 

1866—1870  .  .  .  163-90  164-82 

1871—1875  .  .  .  134-58  131-26 

1876—1880  .  .  .  106-78  108-14 

1881  —  1885  .  .  .  102-52  104-— 

1886—1890  .  .  .  93-04                             95-20") 

Es  muss  jedermann  auffallen,  wie  wenig  die  Ziffern  dieser  beiden 
Colonnen  von  einander  abweichen.  Bei  Inglis  Palgrave  finden  wir  Ab- 
weichimgen  von  3  bis  zu  6  Proc;  hier  betragen  sie  0*92  bis  8-02  Proc; 
aber  diese  höchste  Ziffer  wird  nur  einmal,  in  den  Jahren  1861 — 1865, 
erreicht.  In  den  5  folgenden  Quinquennien  betragen  die  Unterschiede  0-92, 
3-32,  1-36,  1-48  und  2-16  Proc.  vom  Durchschnittspreis  des  Jahres  1860. 
Auch  die  8-02  Proc.  sind  nur  5-45  Proc.  des  kleineren  der  beiden  Beträge 
(146-94  und  154-96),  zwischen  welchen  diese  grösste  Differenz  constatiert 
worden  ist. 

Dieses  Ergebnis  benimmt  der  Frage,  die  uns  hier  beschäftigt,  vieles 
von  ihrer  praktischen  Bedeutung;  denn  es  erhellt  aus  demselben,  dass  die 
„relative  Wichtigkeit"  der  Artikel  ohne  erheblichen  Nachtheil  ausser  Betracht 
gelassen  werden  kann,  wenn  wir  unsere  Untersuchung  auf  eine  sehr  grosse 
Anzahl  von  Artikeln  ausdehnen.  Dennoch  kann  ich  nicht  umhin,  über  diese 
Frage  selbst  noch  einige  Bemerkungen  vorzubringen,  weil  mir  scheint,  dass 
diejenigen,  welche  die  gewöhnliche  Vergleichungsmethode  bekämpfen,  zwei 
Fragen  miteinander  vermengen,  von  welchen  wohl  die  eine  mehr  weniger 
beantwortet  werden  kann,  nicht  aber  die  andere. 

Die  erste  dieser  Fragen  geht  dahin:  Welche  Veränderungen  hat  die 
durchschnittliche  Kaufkraft  des  Geldes  in  einem  gewissen  Zeitabschnitte 
erlitten?  Die  zweite  lautet:  Welchen Einfluss  hatten  diese  Veränderungen  auf 


')  Die  Preise  sind  nicht  in  Gold,  sondern  in  currency  angegeben. 
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Jen  Wolilfalirtszustiiiid  der  ^rensclien?  Die  eiste  Vva^e  betriflft  ausschliesslich 
das  Taiiscliveriiilltnis  zwischen  Geld  und  anderen  Dingen;  um  dieses  kennen 
zu  lernen,  brauchen  wir  die  , relative  Wichtigkeit"'  der  Güter  niciit  su 
berücksichtigen.  Wenn  man  für  ein  Pfund  Zucker,  ein  Pfund  Weizen,  eine 
Elle  Kattun  und  was  sonst  durch  Kauf  erhältlich  ist,  im  Zeiträume  1847/50 
eine  Summe  Geldes  zalilen  musste,  die  wir  100  nennen  wollen,  und  diese 
Summe  im  Zeiträume  1851/60  auf  116  gestiegen  ist,  dann  haben  wir  allen 
Grund,  hieraus  zu  schliessen,  dass  die  Kaufkraft  des  Geldes  in  diesen 
Jahren  im  Verhältnisse  von  116:  100  gesunken  ist.  Damit  ist  aber  noch 
keineswegs  gesagt,  dass  jemand,  der  in  den  Jahren  1847/50  ein  Einkommen 
von  1000  Gulden  hatte,  sich  für  diese  1000  Gulden  ebensoviele  Güter  und 
Dienstleitungen  verschaffen  konnte,  als  ein  anderer,  der  in  den  Jahren  1851  GO 
1100  Gulden  hatte.  Das  wäre  vielmehr  nur  dann  der  Fall,  wenn  alle  Güter 
und  Dienstleistungen  genau  in  demselben  Verhältnisse  im  Preise  gestiegen 
wären.  Man  will  nun,  um  den  Einfluss  der  Preisveränderungen  auf  den 
Wolilfalirtszustand  der  Menschen  berechnen  zu  können,  den  einen  Artikel  in 
grösserem  Maasse  in  Anrechnung  bringen  als  den  anderen;  aber  was  soll 
damit  gewonnen  werden?  Der  eine  verbraucht  viel  Brod  und  wenig  Fleisch, 
der  andere  viel  Fleisch  und  wenig  Brod;  der  eine  raucht,  der  andere  trinkt; 
ein  dritter  thut  keines  von  beiden  und  sammelt  Bücher  und  Kupferstiche. 
Um  zu  erfahren,  wie  die  Preisvevänderungen  den  Wohlfahrtszustand  der 
Menschen  beeinflussen,  müsste  man  also  die  Menschen  in  zahlreiche  Gruppen 
eintheilen,  weil  die  „relative  Wichtigkeit"  der  Güter  je  nach  den  Bedürf- 
nissen der  Menschen  verschieden  ist.  Zudem  unterliegen  die  Bedürfnisse 
Veränderungen  und  werden  auch  manche  Artikel  durch  andere  verdrängt,  welche 
besser  oder  billiger  sind.  ,Beware  of  Statistical  averages,"  hat  man  uns 
zugerufen.  Diese  Mahnung  ist  nirgends  zeitgemässer,  als  wenn  man  den  von 
Inglis  Palgrave  und  Professor  Falkner  betreteneu  Weg  wandelt.  Es 
kommt  mir  vor,  als  ob  ihnen  ein  ,homme  moyen'  vorgeschwebt  habe,  ein 
Wesen,  das  von  allen  Gütern  gerade  soviel  kauft,  als  von  denselben  durch- 
schnittlich zu  Markte  kommt.  Aber  ein  solches  Wesen  existiert  nicht  und 
kann  nie  existieren!  Sie  wollten  eine  Formel  aufstellen,  welche  zugleich 
zum  Ausdrucke  bringen  soll,  in  welchem  Maasse  sich  das  Tauschverhältnis 
zwischen  Geld  und  Gütern  änderte,  und  in  welchem  Maasse  diese  Veiün- 
derungen  den  Wohlfahrtszustand  der  Menschen,  deren  Einkommen  unver- 
ändert geblieben  ist,  beeinflussten.  Eine  solche  Formel  aber  kann  nicht 
gefunden  werden.  Es  ist  keine  Veränderung  des  Tauschverhältnissea  zwischen 
Geld  und  Gütern  denkbar,  die  nicht  für  die  verschiedenen  Glieder  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  sehr  verschiedene  Folgen  hätte.  Der  Fehler,  auf  den  icii 
soeben  hingewiesen  habe,  nämlich  das  Vermengen  zweier  verschiedener 
Probleme,  wird  gerade  in  Bezug  auf  unser  Thema  wiederholt  begangen.  So 
erinnert  der  österreichische  Schriftsteller  Dr.  K.  Zuckerkandl  in  seinem  bereits 
erwähnten  Aufsatze')  an  die  liekannte  Thatsache,  dass  die  Preisveränderungeu 
selbst  wieder  Einfluss  auf  die  Grösse  des  Consums  haben:  Was  theurer 
')  HandwOrterbucIi,  V.,  S.  247. 
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iweiten  Jalire 

300  A 

ä     4  =  1200 

160  B 

ä     5  =    800 

50  C 

ä     7  =    350 

25  D 

ä  10  =    250 

lOE 

ä  20  =    200 
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wild,  wird  weniger,  was  billiofej'.  melir  gekauft.  Es  kaufe  eine  Person  deren 
Einkommen  2800  beträgt 

im  ersten  Jalire 

300  A  ä     2  =  COO 

200  B  ä     3  =  600 

120  C  ä  6  =  720 
80  D  !i  8  =  640 
20  E  ii  12  =  240 

Tn  diesem  Falle  stellt  sich  der  Durchschnittspreis  im  ersten  Jahre  auf  3"88, 
im  zweiten  auf  5"13;  allein  diese  beiden  Ziffern  sind  nicht  vergleichbar, 
denn  der  Preis  von  3'88  bezieht  sich  auf  ganz  andere  Quuntitäts-Mischungen 
als  der  Preis  von  5"13.  ,Und  darin  liegt  denn  auch  die  Schwierigkeit  der 
Berechnung  der  Veränderungen  der  Kaufkraft  des  Geldes."  Ich  möchte  mir  die 
Bemerkung  erlauben :  darin  liegt  nicht  die  Schwierigkeit,  die  Veränderungen 
selbst,  sondern  nur  die  Schwierigkeit,  deren  Folgen  zu  constatieren,  zwei 
Dinge,  zwischen  welchen  gerade  Dr.  Zuckerkandl  in  seinem  ausgezeichneten 
Aufsatze  so  genau  zu  unterscheiden  weiss.')  Um  die  Veränderungen  der 
Kaufkraft  des  Geldes  feststellen  zu  können,  bedarf  man  lediglich  einer 
Preisstatistik.  Eine  derartige  Statistik  ist  zwar  der  Natur  der  Sache  nach 
immer  unvollständig  und  mangelhaft,  gewährt  aber  doch  immerhin,  wenn  sie 
sorglältig  zusammengestellt  ist,  einigen  Aufschluss.  Aber  den  Einfluss  der 
Veränderungen  in  der  Kaufkraft  des  Geldes  für  die  AVohlfahrt  des  Menschen 
zu  constatieren,  ist  unmöglich,  weil  die  Geschmacksrichtungen  und  Bedürfnisse 
der  Menschen  aus  den  verschiedensten  Gründen  von  einander  abweichen. 

Ich  hoffe  in  dieser  meiner  Beweisführung  nicht  irre  gegangen  zu  sein, 
wenngleich  man  bei  Behandlung  derartiger  Fragen  immer  Gefahr  läuft,  sich 
zu  verirren.  Es  gereicht  mir  deshalb  zur  besonderen  Genugthuung.  dass  die 
Untersuchungen  Prof.  Falkner's  das  oben  geschilderte  Resultat  ergaben. 
Selbst  wenn  nämlich  das  Vernachlässigen  der  , relativen  Wichtigkeit"  theo- 
retisch unrichtig  wäre,  praktisch  ist  es  jedenfalls  von  keinem  Belang.  Sollte 
dadurch  mancher  Preisfall  überschätzt  werden,  so  ereignet  sich  dasselbe  auch 
bei  Preiserhöhungen,  und  dürfte  daher  das  eine  dem  andern  die  Wage 
halten.  So  wenigstens  erkläre  ich  mir  dieses  Resultat.  Und  es  ist  in  dieser 
Beziehung  sehr  beachtenswert,  dass  die  Abweichungen  bei  Inglis  Palgrave. 
in  Prooenten  der  Indexzahlen  gerechnet,  viel  grösser  sind  als  bei  Falkner-), 
Inglis  Palgrave  aber  nur  den  zehnten  Theil  der  von  Falkner  beobachteten 
Artikel  in  seine  Berechnungen  einbezogen  hat. 

Mit  zwei  derVorfragen,dieuns  zu  Beginn  unserer  Untersuchung  entgegen- 
traten, haben  wir  uns  nun  auseinandergesetzt.  Die  dritte  kann  kaum  eine  Streit- 
frage genannt  werden.  Das  Gold,  so  wird  behauptet,  ist  in  seiner  Kaufkraft 
wesentlich  gestiegen.  Auf  die  Frage,  seit  wann  dies  geschehen  sei,  lautet  die  Ant- 
wort: Seit  Deutschland  definitiv  zur  Goldwährung  übergieng,  seit  1873.  Aber 

')  Seite  249  1.  c. 

-,  Ein  Unteräclücil  von  6  bei  70  bedeutet  fast  9  Prooentl 
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diese  Antwort  ist  uiibefriofligend !  Es  steht  zwar  natürlich  jedermann  frei,  bei 
seinen  Berechnungen  (iber  die  Kaiificnift  des  Goldes  von  dem  iiini  passend 
erscheinenden  Jahre  auszugeiien,  also  auch  von  einem  Jalire,  das  in  keiner 
Richtung  als  ein  normales  bezeichnet  werden  kann:  allein  es  darf  dann  nicht 
unterlassen  Averdeii,  den  arglosen  Leser  auf  dieses  Vorgelien  aufmerksam  zu 
machen,  ihm  «Icutllch  zu  sagen:  Wisse  wohl,  dass  die  Veränderungen  iu 
der  Kaufkraft  des  Goldes,  die  aus  meinen  Berechnungen  ei hellen,  lediglich 
beweisen,  dass  das  Gold  an  Kaufkraft  gewonnen  oder  verloren  liat  im  Hin- 
blick auf  einen  in  jeder  Bezieliung  exceptionellen  Zeitraum.  Diese  Verwar- 
nung bleibt  aber  bei  jenen,  die  die  Preise  des  Jahres  187;!  zum  Vergleichs- 
maasstabe nehmen,  gewöhnlich  weg  —  und  gegen  diese  Unterlassung  er- 
laube ich  mir  einen  ernstlidien  Protest  zu  erheben!  Niemand,  der  im  Jalire 
1873  bereits  lierangewachsen  und  gewölint  war,  die  Begebenheiten  in  Handel 
und  Wandel  aufmerksamen  Blickes  zu  verfolgen,  wird  jemals  vergessen 
können,  was  sich  damals  ereignet  hat  —  so  unauslöschliche  Spuren  hat 
dieses  Jahr,  wenn  schon  nicht  in  seinem  Venuögen,  so  doch  in  seiner  Er- 
innerung hinterlassen!  Ein  Zeitraum  von  noch  nie  dagewesener  Inflation  — 
wie  Giffen  sagt  —  gelangt  da  durch  eine  Krise  zum  Abschlüsse,  welche  Wirt  h 
„in  ihrer  Ausdelinung  grösser  und  im  ganzen  genommen  tiefgreifender  als  alle 
vorliergegangenen"  genannt  hat.  In  den  Jahren  1872  und  1873  sind  zahl, 
lose  Actiengesellschaften  entstanden  —  niemals  vorher  war  das  »Gründen" 
eine  lohnendere  Thätigkeit  gewesen.  Die  Preise  ausserordentlich  zaiilreicher 
Artikel  hatten  eine  ungeahnte  Höhe  erreicht  und  mit  den  Preisen  auch  die 
Arbeitslöhne  —  kurz  gesagt,  es  war  eine  echte  Schwindelperiode.  Soll  der 
Stand  der  Preise  in  diesen  Jahren  als  Maasstab  für  die  Beurtheilung  nor- 
maler Veränderungen  in  der  Kaufkraft  des  Goldes  dienen?  Ist  es  jemals 
irgendwem  in  den  Sinn  gekoumien,  die  Entwicklung  dieser  Veränderungen 
nach  dem  Stande  der  Preise  des  Jahres  1857  zu  beurtheilen?  Ich  werde 
daher  bei  den  folgenden  Erörterungen  nicht  nur  die  Jahre  1872  und  1873, 
sondern  den  ganzen  Zeitraum  1871 — 1875  ausser  Betracht  lassen,  um 
dieserart  die  Sicherheit  zu  gewinnen,  nur  von  Jahren  zu  sprechen,  in  welchen 
sowohl  der  Aufschwung,  als  die  Reaction  bezüglich  des  Standes  der  Preise 
nicht  melir  wirksam  waren. 

Und  nun  zur  vierten  Frage.  AVir  wollen  erfahren,  was  die  Preisstatislik 
uns  über  die  Veränderungen  in  der  Kaufkraft  des  Goldes  lehrt.  Aber  welche 
Preisstatistik  sollen  wir  zu  Rathe  ziehen  —  es  bietet  sich  uns  eine  mannig- 
fache Auswahl! 

Die  bekannteste  ist  jene  des  englischen  Wochenblattes  ,The  Eco- 
nomist»,  von  welcher  ich  bereits  gesprochen  habe;  allein  Dr.  Forsell 
hatte  vollkommen  Recht,  als  er  sie  ganz  bei  Seite  setzte;  denn  sie  umfasst 
bloss  22  Artikel,  unter  Avelchen  der  Artikel  Baumwolle  viermal  erscheint. 
Man  begreift  daher,  welche  Sprünge  die  Durchschnittsziflern  ihrer  Index-numbers 
in  den  Jahren  des  Nord- Amerikanischen  Bürgerkrieges  aufweisen:  Von  IH  im 

')  Details  hierüber  fiitliält  mein  .^ul'salz  in  I'o  P'conoiiiist  vom  .lalire  1S7S, 
II.  Thcil.  S.  837  IV. 
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Jahre  1858  stiegen  sie  bis  zu  lü2  im  Jahre  1866!  Dr.  Giffen  benutzte, 
wenngleich  nicht  ausschliessend,  diese  Preisstatistik.  Mir  erscheint  aber  selbst 
eine  nur  besclnänkte  Benützung  derselben  nicht  rathsani,  denn  die  Preis- 
bewegung von  22  (oder  eigentlich  19)  Artikeln  besagt  uns  gar  niclits  über 
die  Veränderungen  in  der  allgemeinen  Kaufkraft  des  Goldes. 

Minder    unvollständig    sind    die    Ziffern    des    englischen    Statistikers 
Sauerbeck;  sie  umfassen  -4.5  Artikel,  u.  zw.: 
19  Nahrungsmittel,') 

7  Bergwerks-  und  Hüttenproducte,-) 

8  Te.xtilstoffe-') 
11  Diversa,*) 

und  haben  den  Durchschnitt  der  Jahre  1867 — 1877  «zum  Ausgangspunkt 
(1867—1877  =  100).  Eine  noch  viel  ausführlichere  Tabelle  verdanken  wir 
jedoch  dem  deutschen  Gelehrten  Dr.  Soetbeer.  üeber  sein  Ansuchen 
berechnete  das  Hamburger  handelsstatistische  Bureau  die  Durchschnitts- 
preise von  100  Artikeln:  er  fügte  jene  von  14  englischen  Exportartikeln 
bei  und  Hess  diese  Daten  nach  der  ersten  Publication  seiner  Arbeit  neuer- 
lich genau  übei-prüfen  und  bis  1885  weiterführen.  Man  findet  Soetbeer's 
Tabellen  in  den  bekannten  Materialien  zur  Erläuterung  und  Beur- 
theilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetallverhältnisse  und  der 
Währungsfrage.'')  Nach  seinem  Tode  wurde  diese  Arbeit  von  dem 
Director  des  handelsstatistischen  Bureaus  in  Hamburg,  Herrn  Heinz,  fort- 
gesetzt. Es  geschah  dies  über  Ersuchen  Prof.  Falkners,  der  die  Resultate 
aller  ihm  bekannten  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  der  Preise  in 
seinem  vorerwähnten  Bericht  aufgenommen  hat.'') 

Falkner's  eigene  Statistik  erstreckt  sich,  wie  erwähnt,  auf  223 
Artikel,  berücksichtigt  jedoch  zu  sehr  speciell  amerikanische  Verhältnisse, 
als  dass  sie  die  von  uns  gewünschten  Aufschlüsse  zu  gewähren  vermöchte. 

Die  ausführlichsten  Daten  endlich  enthält  das  Werk  von  Dr.  Franz  Kral, 
„Geldwert  und  Preisbewegung  im  Deutschen  Reiche",  welches  — 
mit  einleitenden  Bemerkungen  von  Dr.  von  Neumann-Spallart  versehen 
—  im  Jahre  1887  erschienen  ist.  Hier  finden  wir  eine  die  Jahre  1847  — 1884 
umfassende  üebersicht,  welche  die  Preise  und  Index-numbers  von  265 
hamburgischen  Artikeln  enthält.  Zum  Ausgangspunkte  der  Vergleichung  ist 
das  Jahr  1871  gewählt.') 


•)  Zwei  Sorten  Weizen ;  Jlelil,  Gerste,  Hafer,  Mais.Kartolfeln,  Reis;  zwei  .Sorten  Ochsen- 
und  richaftieisch:   .Schweinefleisch,  Speck,  Butter;  zwei  Sorten  von  Zucker;  Katt'ee;  Thce. 

^)  Zwei  Sorten  Eisen:  Kuiifer.  Zinn,  Blei;  zwei  Sorten  Steinkohlen. 

')  Zwei  Sorten  Baumwolle  und  Wolle;  Flachs,  Hanf  unil  Jute. 

■*)  Häute,  Leder,  Ihischlitt,  Palmöl,  Baumöl,  Leinsamen,  Petroleum,  Soda,  Chili- 
Salpeter,  Indigo,  Bauholz. 

*)  Zweite  Ausgabe.  Berlin  1886. 

'^)  Wholesale  piices  etc.,  L  Theil,  S.  2.58.  Ueber  die  Tabellen  Soetbeers  und 
deren  Fortsetzung  durch  Herin  Heinz  hnden  sich  in  De  Economist,  1894,  S.  557. 
einige  nähere  Details. 

'')  Die  Statistik  Dr.  Krals  ist  aus  denselben  Quellen  geschöpft,  wie  jene  von 
Soetbeer;  letzterer  hat  nur  einen  ausgewählten  Theil  verwertet. 


Ouldmanff«.'!'!' 
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iJiese  Aiir/iililiui«,'  der  Preisstatistiken  ist  nicht  vollständig,  enthält 
aber  die  bedeutendsten  Werke;  ich  will  nunmehr  in  fjedrüngtester  Kürze 
die  Resultate  der  üntersucliungen  von  Sauerbeck,  Soetbeer  und  Kral 
mittheilen.  Da  Soetbeer  die  Durchschnittspreise  der  Jahre  1847 — 1850 
zum  Ausgangsiiunkt  ^enoniinen  hat,  habe  ich  die  Ziffern  Sauerbeck's  und 
Krals  derart  umgerechnet,  dass  auch  deren  Index-numbers  ausdrücken, 
um  wie  viel  die  Durchschnittspreise  im  Verhältnisse  zu  jenen  der  Jahre 
1847 — 18.")f)  procent weise  gestiegen  oder  gefallen  sind. 


4',  Artikel 

Soetbeer 
114  Artikel 

Kral 
2(15  Artikel 

1847  —  1850     . 

100 

100 

100 

1851— 18G0     . 

116 

110 

114 

1861—1870     . 

124 

123 

HO 

1871—1875     . 

128 

133 

122 

1876-1880     . 

110 

123 

112 

1881—1883     . 

103 

122 

10!» 

1884 

94 

114 

101 

1885—1891     . 

87 

105 



Betrachten  wir  nunmehr  die  sich  ergebenden  Uebereinstimmungen  nud 
Abweichungen;  beide  sind  sehr  beachtenswert! 

Für  die  Jahre  1851 — 1860  weisen  alle  eine  Erhöhung  aus.  und  auch 
das  Ausmaass  dieser  Erhöhung  ist  nicht  sehr  ungleich,  denn  die  Differenz 
zviischen  Sauerbeck  und  Soetbeer  ist  Null,  zwischen  Sauerbeck 
und  Kral  bloss  2  Proc.  Ferner  weisen  alle  drei  filr  den  Zeitraum 
1871 — 1875  eine  Steigung  (deren  Ursachen  bekannt  sind)  und.  unmittelbar 
hieran  anschliessend,  eine  Senkung  aus;  bei  Sauerbeck  betrügt  letztere  volle 
18  Proc,  bei  den  beiden  anderen  aber  nur  10  Proc.  Weiter  sehen  wir  in  allen 
drei  Colonnen  eine  starke  Abnahme  im  Jahre  1884:  Bei  Sauerbeck  um  9, 
bei  Soetbeer  und  Kral  um  8  Proc.  Endlich  ergibt  sich  eine  merkwür- 
dige Uebereinstinmning  zwischen  Sauerbeck  und  Soetbeer  auch  noch 
im  Umfansre  der  Abnaiime  von  1881—1883  bis  1885—1891:  Sie  beträgt 
bei  dem  Einen  16.  bei  dem  Andern  17. 

Aber  weiter!  Nimmt  man  die  Ziffern  von  Soetbeer  als  Gruudlage, 
so  kommt  man  zu  dem  Schlüsse,  dass,  abgesehen  von  der  Periode  1871 
bis  1875,  die  Kaufkraft  des  Goldes  in  den  Jahren  1861 — 1883  im  grossen 
ganzen  fast  unverändert  geblieben  ist;  und  die  Ziffern  von  Kral,  obgleich 
sie  anders  lauten,  führen  zu  demselben  Ergebnisse.  Die' folgende  kleine 
Tabelle  möge  dies  veranschaulichen: 

Soetbeer  Kral 

1861—1870     ...       123  110 

1876—1880     ...       123  112 

1881—1883     .     .     .       122  109 

Könnten  wir  uns  auf  diese  Ziffern  verlassen,  dann  wäre  der  Ent- 
wicklungsgang der  Preise  und  die  sich  daraus  ergebenden  Veränderungen  in 
<ler  Kaufki-aft  des  Goldes  etwa  wie  folgt  zu  skizzieren: 
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Nach  den  ealifornischeii  und  australischen  Goldfunden  stiegen  die 
Preise  zuerst  beträchtlich;  nachdem  sie  jedoch  in  den  Jahren  1861 — 1870 
zur  Euhe  gekommen  waren,  unterlagen  sie  vor  1884  im  gi-ossen  ganzen 
keinen  anderen  Störungen  als  den  durch  die  Schwindelepociie  der  Jahre 
1872  und  1873  hervorgerufenen.  Im  Jahre  1884  trat  hierin  eine  Aeuderung 
ein,  es  erfolgt  eine  ansehnliche  Verbilligung,  die  Preise  sinken  im  Ver- 
gleiche zu  jenen  der  Preise  in  den  Jahren  1881 — 1883  um  17  Einheiten. 
Kürzer  ausgedrückt:  die  Kaufkraft  des  Goldes  blieb,  von  den  Jahren  1871 
bis  1875  abgesehen,  in  der  Periode  1861—1883  fast  unverändert  und  stieg 
dann  um  16'2  Proc.') 

Zu   dieser   Schlussfolgerung   führen   uns    die   Daten    Soetbeer's    — 

aber  nicht  jene  Sauerbeck's!     Bei  ihm  beginnt  die  Verbilligung  bereits 

viel  früher: 

1861—1870 124 

1876—1880 110 

1881—1883 103 

1884    94 

1885—1891 87 

Vergleicht  man  den  Preisstand  der  ersten  Periode  mit  jenem  der  letzten 
Periode,  so  gelangt  man  zu  einer  Steigerung  der  Kaufkraft  des  Goldes,  die 
nicht  weniger  als  42  Proc.  beträgt.^)  Wollten  wir  annehmen,  dass  Kral's 
Tabelle,  falls  sie  bis  1891  fortgesetzt  worden  wäre,  uns  für  die  Periode 
1885 — 1891,  sowie  die  Tabellen  der  beiden  anderen  Statistiker,  gleichfalls 
ein  Sinken  um  17  Einheiten  ausweisen  würde,  so  gelangten  Avir  bei  ilim 
zur  Ziffer  92.  Daraus  würde  sich  aber  im  Vergleiche  zur  Durcliscimitts- 
ziffer  der  Jahre  1861 — 1870  nur  eine  Steigerung  der  Kaufkraft  des  Goldes 
um  19-5  Proc.  ergeben.')  Das  wäre  also  nicht  einmal  die  Hälfte  jener  Stei- 
gerung, welche  Sauerbeck  uns  nachzuweisen  versucht! 

Hier  stehen  wir  nun  vor  einer  ernsten  Schwierigkeit.  Un  probleme 
bien  pose  est  ä  demi  resolu  —  aber  das  Problem  richtig  zu  stellen,  gerade 
darin  liegt  hier  die  Kunst.  Folgen  wir  Soetbeer  und  Kral,  so  können  wir 
unsere  Aufmerksamheit  auf  dasjenige  beschränken,  was  sich  nach  1883 
ereignet  hat;  denn  vor  dieser  Zeit  ist  die  Kaufkraft  des  Goldes  nicht 
gestiegen.  Folgen  wir  aber  Sauerbeck,  so  müssen  wir  weiter  zurück- 
gehen, da  dann  die  Steigerung  der  Kaufkraft  des  Goldes  viel  früher  beginnt. 
Das  einzige  Mittel,  hier  zur  Klarheit  vorzudringen,  bietet  die  wenig 
lockende  Arbeit:  die  Tabellen  Sauerbeck's  und  Soetbeer's  aufmerksam 
miteinander  zu  vergleichen.  Es  ist  möglich,  —  und  das  ist  die  erste  Hypo- 
these —   dass   sich  schon  in   den   Preisangaben  derselben  Artikel  Unter-^ 

123 
')  105^X100  =  116-2. 

,     124 

^"87~X100=142-5. 


110 
92 


'i     qo     X  100  =119-5. 
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.schiede  in  den  beiden  Pieistabellen  finden,  und  dass  diese  Unterschiede 
bedeutend  genug  sind,  um  die  divergierenden  Resultate  zu  erklären.  Ist 
dem  nun  so? 

Ich  habe  die  Sache  berechnet.  Sauerbeck  hat  von  6  Artikeln  2  Sorten; 
überdies  hat  er  4  Artikel,  die  bei  Soetbeer  fehlen;  die  zwei  Statistiker 
haben  demnach  35  Artikel  gemeinsam.  Ich  habe  nun  die  Preise  dieser 
:i5  Artikel  in  Soetbeer's  Tabelle  fOr  die  Jahre  18<Tl— 1870  imd  1881  bis 
1883  durch  jene  von  Sauerbeck  ersetzt  und  gelangte  hiedurch 

für  1861—1870  zu  12.")  (früher  123), 
für  1881  —  1883  zu  120  (früher  122). 

Hieraus  erhellt,  dass  dieser  Unterschied  ohne  wesentlichen  Belang  ist. 

Die  Hauptursache  liegt  also  anderswo,  und  zwar  bei  den  70  Artikeln, 
welche  Sauer beck  nicht  berücksichtigt.  Fasst  man  nämlich  die  Preis- 
l)evvegung  dieser  letzteren  abgesondert  ins  Auge,  so  ergibt  sich  sofoit, 
welch'  bedeutenden  Einfluss  die  Berücksichtigung  oder  Ausserachtlassung 
dieser  Artikel  auf  das  Endergebnis  ausOl)en  muss.  Ich  stelle  dieselben  mit 
ihren  durchschnittlichen  Index-numbers  für  die  Jahre  1801 — 1870  und  1881 
bis  1883  in  der  Anmerkung')  zusammen.  Kechnet  man  diese  Zahlen  —  die 
britischen  Exportartikel  natürlich  14mal  veranschlagt  —  zusammen  ur.d 
theilt  diese  Summen  durch  79,  so  ergeben  sich  folgende  Durchschnitte: 

1861—1870 126-1 

1881—1883 126-6. 

Es  ergibt  sich  also  kein  Fallen,  sondern  sogar  ein  geringes  Steigen:  daher 
ist  aller  Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dass  Sauerbeck's  Tabelle  keine 
wesentliche  Abweichung  gegenüber  der  Soetbeer'schen  Tabelle  ergeben 
Avürde,  wenn  sie  vollständiger  wäre.  Nur  ihrer  grösseren  Unvollständigkeit 
also   ist   es    zuzuschreiben,   dass   sie  uns  eine  mehr  als  doppelt  so  grosse 


') 


Kdggeii  .  . 
Roggeniiiehl 
Malz  .... 
l'fetler  .  .  . 
l'iinent  .  .  . 
Cassia  lignoii 
Uucliweizen  . 
Erbsen  .  .  . 
Külineii.  wt'iss 

IlM]lttMl  .     .     . 

Klccsaat  .  . 
Kapssant  .  . 
Hüböl    .    .    . 


1881-1870 

1831-1883 

1:M 

108 

146 

14.5 

! 

120 

145 

1.30 

208 

.^0 

83 

!        116 

44 

i        120 

144 

132 

15.5 

118 

118 

241 

398 

!       173 

170 

1 

'       1-22 

113 

t 

109 

H6 

i 

Oelkui'hen 
Kallifleisi'h 
Milch 
Käse 
Sclnnalz    .    . 
Kalbfelle  .    . 
Spiritus     .    . 
Pferdehaare 
Horsten     .    . 
Bettfodern    . 
Knochen    .    . 
Biitfelhdrni'r 
Leim     ,    .    . 


1861-18711 

18^1  — is«3  1 

146 

1.58 

116 

182 

121 

171 

134 

148 

118 

117 

160 

1-25 

133 

134 

126 

116 

1:^6 

225 

109 

109 

1-27 

1.57 

177 

•252 

126 

i 
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Steigerung  in  der  Kaiifiiraft  des  Goldes  ausweist,   als  der  Soetbeer'schen 
und  Kral'sclien  Tabelle  entspricht. 

Man  wird  vielleicht  die  Einwendung  erheben,  dass  unter  den  79  Ar- 
tikeln Soetbeer's,  welche  Sauerbeck  nicht  berücksiclitigt  hat.  mehrere 
vorkommen,  welclie  nur  von  geringem  Belange  sind. 

In  der  Tliat  finden  sich  solche  Artikel,  aber  unter  denselben  sind 
ebensoviele  im  Preise  gefallen  als  gestiegen,  während  die  14  britischen 
Exportartikel  liiit  einer  einzigen  Ausnahme  aus  Textilproducten  bestellen, 
die  im  Preise  sehr  stark  zurückgegangen  sind.  Es  verdient  auch  besondere 
Beachtung,  dass  die  Preisbewegung,  wie  sie  sich  in  Soetbeer's  allgemeinen 
Durclischnittszalilen  widerspiegelt,  durch  eine  Betrachtung  der  Preisbewegungen 
innerhalb  der  einzelnen  Gruppen  nur  in  unbedeutendem  Maasse  moditiciert 
wird.  Die  Tabelle  umfasst  8  Gruppen ').  und  stellen  sich  die  Preisbewegungen 
innerhall)  derselben  wie  folgt : 


Eier 

Häringe 

Fisclie,  getrocknete 

Tliran 

Iiosinen 

Korinthen     .    .    .    . 

Mandeln 

Pflaumen,  getrock.  . 

Wein,  französischer 

(ohne  Champagner) 

Champagner     .    .    . 

Cacao    

Sago      

Arrac 

Pum 

Tabak    

Cochenille     .    .    .    . 

Blauholz 

Eothholz 

Stulilrohr 

Palmöl 

Elfenbein      .    .    .    . 


ISOl— 1870      18S1-1803 


128 
1.38 
1.59 
140 
Uö 
77 
119 
110 

175 
107 
174 

84 
123 
143 
137 

68 
115 

74 
1.50 
117 
144 


1.56 
175 
185 
111 
1.32 
92 
130 
121 

308 
127 
224 

68 
U-2 
209 
128 

34 
122 

61 
ISl 

99 
189 


1861—1870 


1881—1383 


Stahl 101 

Zink '  128 

Quecksilber  .    .    .    .  f  54 

Schwefel ii  103 

Salz :  .54 

Kalk |:  89 

Cement 104 

Tauwerk i  123 

Lumpen i  117 

Guano i  117 

Gummi  elasticmn    .  j  119 

Gutta  percha   .    .    .  i;  159 

Harz l  291 

Kali,  blau  u.  chrom-  ji 

saures ||  71 

Pottasche      ....';  85 

Pech •  151 

Theer 113 

Wachs 114 

Die    14    britischen 
inJustriellen  E.\port-| 

Artikel I  129 


67 

117 

47 

93 

47 

90 

94 

116 

100 

71 

171 

1.51 

133 

68 

75 

108 

108 

68 

104 


I.  AckerbauprocUicte 20  Artikel 

II.  Proilucte  der  Viehzucht  uml  Fisclierei  ...  22  „ 

III.  Südfrüchte 7  , 

IV.  Coloniahvaren 19  , 

V.  Bergwerk-  und  Hüttenprjducte 14  „ 

VI.  Textilstoffe 7  . 

VII.  Diverses 11  , 

VIU.  Britisclie  industrielle  Exportariikol    ....  14  , 
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I.  II.  III.  IV.  V.  VI.  Yfl^l^^tgß^  I-VlII 

1861—1870.     131  1M2  117  Ils  <J8  130  125         129  123 

1876—1880.     138  14G  138  126  94  102        96         111  123 

1881—1883..     139  154  142  121  84  96         96         104  122 

1884         .     123  150  120  117  78  97         84         103  114 

1885—1891  .     104  131  125  116  77  99        81           95  105 

Die  Gruppen  T— IV,  welche  68  Artikel  umfassen,  zeigen  vor  188i 
kein  durchgehendes  Sinken,  eher  ein  durchgehendes  Steigen  der  Preise.  Die 
Gruppe  VI  (Textilstotte)  und  VIII  (beinahe  ausschliesslich  verarbeitete 
Te.\til8toffe)  empfanden  natürlich  in  hohem  Maasse  den  Einfluss  des  Wiedor- 
aufblühens  der  Textilindustrie  in  Nordamerika  nach  Beendigung  des  BOrger- 
kriege.<(,  und  muss  daher  die  Prei.sbewegnng  dieser  Gruppen  einen  besonderen 
Charakter  tragen.  Es  bleiben  noch  die  Gruppen  V  und  VII;  dieselben  ent- 
halten aber  nur  25  von  114  Artikeln. 

Endlich  sei  noch  an  die  Uebereinstimmung  erinnert,  welche  zwar  nicht 
in  den  Ziffern,  wohl  aber  rücksichtlich  des  allgemeinen  Entwicklungsganges, 
in  den  Tabellen  von  Soetbeer  und  Kral  zu  Tage  tritt;  und  Kral's 
Tabelle  ist  beinahe  6mal  reichhaltiger  als  jene  von  Sauerbeck. 

Man  kann  in  Fragen  gleich  der  vorliegenden  niemals  zu  absoluter 
Gewissheit  vordringen;  aber  ich  glaube  hinlängliches  Materiale  vorgebracht 
zu  haben,  um  behaupten  zu  können,  dass  diejenigen,  die  an  eine  sehr  starke 
Steigerung  in  der  Kaufkraft  des  Goldes  glauben  —  und  die  Ziffer,  welche 
die  englischen  Bimctallisten  in  dieser  Beziehung  jetzt  ziemlich  überein- 
stimmend annehmen,  beträgt  35  Proc.  —  uns  hiefür  die  nöthigen  Beweise 
schuldig  geblieben  sind.  Sie  müsstfn  uns  darlegen,  warum  sie  Soetbeer's 
Forschungen,  welche  eine  derartige  Steigerung  nicht  erkennen  lassen,  keinen 
Wert  beilegen.  Was  mich  betrifft,  so  kann  ich  vorläufig  keine  andere  Fol- 
gerung zulässig  erachten  als  diese: 

Abgesehen  von  der  Periode  1871 — 1875  ist  die  Kaufkraft  des  Goldes 
in  den  Jahren  1861 — 1883  ziemlich  unverändert  geblieben.  Dann  zeigt  sich 
eine  Steigerung,  die  aber  für  die  Jahre  1885 — 1891  nicht  höher  als  mit 
circa  16  Proc.  angenommen  werden  kann.') 

•)  Für  die  einzelnen  Jahre  ergeben  sich  folgende  Zahlen  : 

188.5 108  72 

1886 103-99 

1887 102-02 

1888 102-04 

1889 106-13 

1890 108-13 

1891 10919_ 

Durchschnitt  .    .    .  105-74. 

Aus  den  auf  S.  1*2,  Anni.  6  citierten  MittheilunKen  im  De  Economigt  erhellt,  dams 
die  Preisangaben  der  Jahre  188X— 18i»l  nicht  dieselbe  Bedeutung  haben,  wie  jene  der 
früheren  Jalire.  Aber  der  durclisehnittliche  Preisfall  in  den  Jahren  l.'-i><5 — 1891,  verglioliou 
mit  1884,  ist  bei  Soetbcer-Heinz  noch  immer  grösser  als  bei  Sauerbeck. 

Zeltüolirlft  ftlr  VolkuwirUclrnft    SocUlpolltlk  iiod  Vcrn«lliinit.  IV.  Hnnil,  1.  Iloft.  -J 
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Wie  ist  diese  Entwicklung  der  Dinge  zu  erklären?  Haben  wir  es  liier 
ausschliesslich  mit  Factoren  zu  thun,  die  die  (jüter  betreffen,  oder  auch 
mit  Factoren,  welche  das  Gold  beeinflussen?  Diese  Frage  soll  im  Folgenden 
untersucht  werden. 

II. 

Vor  allem  eine  kurze  Bemerkung! 

Es  ist  in  der  letzten  Zeit  bei  englischen  Schriftstellern  üblich  geworden, 
die  Ausdrücke  .Erhöhung  der  Kaufkraft  des  Goldes"  und  ,Goldappretiation* 
zu  identificieren.  Prof.  Nicholson  versichert  uns  in  seinem  Treatise  on 
raoney  nachdrücklichst,  dass  es  ein  Iirthum  sei,  dies  nicht  zu  thun.  Sobald 
man  für  eine  bestimmte  Menge  Goldes  —  gleichgiltig  aus  welchem  Grunde 
—  mehr  als  früher  bekomme,  sei  das  Gold  theurer  geworden,  appretiiert. 
Foxwell  sagt  dies  nicht  ebenso  ausdrücklich,  es  liesse  sich  aber  leicht 
beweisen,  dass  auch  er  keiner  anderen  Auffassung  huldigt.  Das  Wochen- 
blatt ,The  Statist"  endlich  —  ein  warmer  Vertheidiger  der  Lehre  von 
der  Goldappretiation  und  gleichwohl  heftiger  Bekämpfer  des  Bimetallis- 
mus —  fragt  wiederholt :  AVie  kann  jemand  leugnen  wollen,  dass  das  Gold 
appretiert  ist!  Seht  doch  einmal  auf  die  Entwicklung  der  Preise! 

Gegen  die  Gleichstellung  dieser  beiden  Begriffe  bestehen  nun  keine 
besonderen  Bedenken:  wenn  man  bei  dem  Ausdruck  »Wert"  nur  an  , Tausch- 
wert" denkt,  so  hat  man  allen  Grund,  eine  Erhöhung  der  Kaufkraft  und 
des  Wertes  des  Goldes  als  gleichbedeutende  Worte  anzusehen.  Nur  nuiss 
man  sich  hiebei  vor  einem  Irrthume  in  Acht  nehmen.  Wer  mit  dem  Wort 
, Goldappretiation"  den  eben  angedeuteten  sehr  unschuldigen  Sinn  verknüpft, 
der  hüte  sich  sorgfaltig,  aus  der  Constatierung  einer  Goldappretiation  Fol- 
gerungen zu  ziehen,  die  nur  dann  gerechtfertigt  wären,  wenn  das  Wort  eine 
viel  weitergehende  Bedeutung  hätte.  Dies  wird  nun  nicht  immer  genügend 
beachtet.  So  schreibt  z.  B.  Nicholson  irgendwo  in  seinem  Buche:^) 
.Niemand  wird  verkennen,  dass  je  stabiler  die  Währung  (Standard),  desto  besser 
dies  für  die  gesammte  Wirtschaft  ist."  In  der  That  wird  dies  niemand  ver- 
kennen —  ausser  wenn  diese  Stabilität  Stabilität  des  Kaufvermögens  bedeuten 
soll.  Das  wohlbekannte  wirtschaftliche  Axiom,  dass  Stabilität  des  Wertes 
die  beste  Eigenschaft  eines  Währungsmetalles  sei,  wird  seit  jeher  dahin  auf- 
gefasst,  dass  das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  des  Tausch- 
mittels keinem  starken  und  insbesondere  keinem  raschen  Wechsel  unter- 
worfen sein  soll.  Was  heute  theuer  ist,  wird  morgen  Avohlfeil:  alle  Preise 
sind  fortwährenden  Aenderungen  unterworfen ;  aber  die  Lage  des  Tausch- 
mittels soll  keine  Preisveränderungen  hervorrufen.  Nach  der  Auffassung 
Nicholson's  aber  wäre  die  Stabilität  im  Werte  des  Goldes  etwas  ganz 
anderes,  und  würde  ein  Edelmetall  den  Anforderungen  eines  guten  Standard 
erst  dann  entsprechen,  wenn  es  seltener  oder  häufiger  würde,  je  nachdem 
die  Güter  es  werden.    Wenn  infolge  Verminderung  der  Productionsmühe- 
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die  Preise  fallen  sollten,  mflsste  das  Angebot  an  Tauschniitteln  sogleich  in 
jenem  Umfange  zunehmen,  dass  eine  allgemeine  Verbilligung  verhindert 
wird.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  unser  Autor  dies  behaupten  wollte, 
denn  eine  derartige  funkelnagelneue  Theorie  hätte  er  wohl  nicht  nur  so  en 
passant  vorgetragen.  Ich  glaube  vielmehr,  dass  er  seiner  eigenen  Hegritfs- 
bestimmung  untreu  geworden  ist. 

Ein  anderes  Beispiel  gibt  uns  Foxwell  in  The  Contemporary 
Keview  vom  December  1892.  Er  führt  da  aus,  dass  seit  1873  Gold  das 
nicht-stabile,  Silber  aber  das  stabile  Metall  gewesen  sei.  Wohl  wird  —  by 
those  who  ought  to  know  better  —  das  ßegentlieil  behauptet,  aber  das  ist 
nicht  lichtig:  Silber  blieb  von  1873  bis  1885  »beinahe  vollständig  stabil 
im  Kaufvermögen ".  Dies  sind  einfache  Thatsachen  —  raere  matters  of  fact 
—  die  einen  Widerspruch  nicht  zulassen  —  wenigstens  »von  jenen,  welche  die 
Worte  verstehen,  durch  welche  sie  ausgedrückt  werden".  Die  Absicht  ist  ganz 
klar:  Auch  für  Foxwell  ist  „Wert"  lediglich  , Tauschwert"  und  Gold- 
appretiation  nichts  anderes  als  eine  Steigerung  in  der  Kaufkraft  des  Goldes. 
Aber  wenige  Seiten  später  versichert  er  uns,  dass  Goldappretiation  sehr 
schädlich  ist  für  jene,  welche  im  grossem  Maasse  entlehnen  —  the  great 
Itorrowera.  Es  ist  klar,  dass  er  nunmehr  in  dieses  Wort  mehr  hinein- 
legt als  früher;  denn  warum  sollten  die  Schuldner  benachtheiligt  sein, 
wenn  die  Preise  wegen  Verminderung  der  Productionsmühe,  oder  durch  Aus- 
breitung der  Production  auf  neugewonnene  Flächen  sinken?  Nur  dann  werden 
sie  benachtheiligt,  wenn  die  Ursache  der  Preiserniedrigung  nicht  bei  den 
Gütern,  sondern  bei  dem  Gelde  liegt;  mit  anderen  Worten,  wenn  das  Gold, 
in  welchem  sie  Zinsen  und  Capital  zurückzahlen  müssen,  seltener  geworden  ist. 

Ein  drittes  Beispiel  endlich  gibt  uns  ,The  Statist".  Wie  dieses 
Wochenblatt  den  Ausdruck  ,Appretiation  des  Goldes"  auffasst,  haben  wir 
schon  gesehen:  in  demselben  Sinne  wie  Nicholson  und  Fox  well.  Aber 
in  der  Nummer  vom  7.  Juli  1894  (S.  18)  veröttentlicht  die  Kcdaction  eine 
wirtschaftliche  Studie,  in  welcher  wir  lesen,  ,tbat  the  appreciation  of  gold 
has  intensistied  the  fall  in  prices"  und  dass  das  Fallen  sehr  belangreich 
gewesen  sei,  ,whether  there  was  or  was  not  appreciation  of  gold".  Unmittelbar 
voran  stehen  die  Worte:  „prices  are  lower  than  they  otherwise  would  be, 
because  of  the  appreciation."  Was  für  einen  vernünftigen  Sinn  dies  haben 
soll,  wenn  .Appreciation"  nicht  auch  Mangel  an  Gold  und  nicht  nur  Sinken 
der  Preise  bedeutet,  kann  ich  nicht  verstehen.  .Die  Preise  sind  niedriger, 
als  sie  sonst  sein  würden,  wegen  der  .  .  .  Preiserniedrigung !"  Das  wäre 
ja  nicht  sehr  klar! 

Lassen  wir  hier  nicht  Missverständnisse  platzgreifen.  Hicardo  hat 
durch  den  doppelsinnigen  Gebrauch  des  Wortes  ,Wert'  viel  Verwirrung 
verschuldet:  man  sollte  daher  sein  Vorgehen  nicht  nachahmen,  sondern 
sorefältiff  vermeiden  —  und  eines  der  Mittel  hiezu  ist,  dass  man  .(Jold- 
appretiation"  stets  ersetzt  durch  „Steigerung  in  der  Kaufkraft  des  Goldes.* 
Dies  ist  weitwendiger,  aber  deutlicher.  Wir  laufen  dann  nicht  Gefahr,  uns 
einzubilden,  dass  wir  ein  Problem  gelöst  haben,  während  wir  nur  Statistik 
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liefoiten:  nämlich  uns  einzubilden,  dass  wir  über  die  Ursachen  der  Preisver- 
änderungen KJarlieit  erlangt  haben,  während  wir  nur  die  Preisveränderungen 
selbst  constatierten. 

Doch  kommen  wir  nunmehr  zu  unserem  eigentlichen  Thema:  Hat  der 
Goldmangel  überliaupt  Antheil  an  jener  Preisbewegung  genommen,  deren 
Umfang  wir  soeben  zu  erforschen  versuchten?  Diejenigen,  welche  auf  diese 
Frage  eine  bejahende  Antwort  geben,  haben,  soweit  ich  es  zu  überblicken 
vermag,  nur  zwei  Gründe  angeführt: 

I.  Die  Depression  seit  1873  ist  auf  andere  Weise  nicht  erklärlich; 

II.  An  das  Gold  sind  in  den  letzten  20  Jahren  so  viele  Anforderungen  gestellt 
worden,  dass  es  zumal  bei  der  abnehmenden  Production,  nothwendig  in  seiner 
Kaufkraft  steigen  musste. 

Wir  wollen  nunmehr  der  Eeihe  nach  untersuchen,  welche  Bedeutung 
jedem  dieser  beiden  Argumente  zukommt. ') 

Die  Depression  seit  1873  soll  auf  andere  Weise  niciit  zu  erklären  sein. 
Wir  hatten,  so  ungefähr  drückt  sich  Nicholson  aus,  bei  bedeutender  Ent- 
wicklung der  Productionstechnik  und  der  Verkehrsmittel  Frieden.  Es  gab  keine 
grösseren  Kriege,  ebensowenig  ungesunde  Speculationen  von  grösserem  Um- 
fange. Die  productive  Kraft  der  Arbeit  und  des  Capitals  hat  zugenommen. 
Wahrlich,  Depression  welcher  Art  immer,  ist  ein  merkwürdiges  Resultat  dieser 
Verhältnisse!  Da  muss  also  irgend  eine  Hemmung  im  Spiele  sein,  und  was 
anderes  könnte  dieselbe  verursacht  haben  als  der  Goldmangel?  In  dem 
gleichen  Sinne  äussern  sich  alle,  die  über  die  Ursachen  des  Preisfalles 
gleich  Nicholson  denken,  dereine  ausführlicher,  der  andere  kürzer,  aber 
bei  allen  ist  der  Hauptinhalt  derselbe,  und  glaube  ich  denselben  geuau  wieder- 
gegeben zu  haben. 

Dieses  Argument  erscheint  mir  jedoch  aus  mancherlei  Gründen  wenig 
zutreffend. 

Man  zeigt  sich  bestürzt  darüber,  dass  günstige  Ereignisse  vorüber- 
gehend eine  Depression  verursachen:  aber  hat  sich  denn  jemals  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  etwas  wirklich  Gutes  vollzogen,  ohne  in  engeren 
oder  weiteren  Kreisen  eine  Depression  hervorzurufen?  Das  Vermögen  der 
Volkswirtschaft,  sich  den  jeweils  bestehenden  Verhältnissen  anzupassen,  ist  so 
gross,  dass  niemals  etwas  Nützliches  von  einigem  Belang  auf  materiellem 
Gebiete  geleistet  werden  kaim,  ohne  vielen  vorübergehend,  ja  einigen  dauernd 
zu  schaden.  Umgekehrt  stiften  schlechte  Dinge  Gutes.  Es  wäre  z.  B.  gewiss 
ein  grosses  Uebel,  wenn  alle  directen  Steuern  durch  Auflagen  auf  Lebens- 
bedürfnisse ersetzt  würden;  allein  es  wäre  eine  bedeutende  Erleichterung 
der   Kelchen   und   würde    denselben    einen   Anreiz    zu   grösserem   Aufwand 

')  Man  führt  als  drittes  Argument  noch  an,  dass  die  Preise  in  den  asiatischen 
Ländern  mit  Silberwährung  nicht  gestiegen  sind.  Allein  das  ist  kein  Argument,  sondern 
nur  eine  in  geänderte  Form  gekleidete  Wiederholung  des  Problems,  welches  wir  zu  lösen 
haben.  Die  Goldpreise  der  asiatischen  ProJucte  und  des  Silbers  fielen  fast  pari  passu, 
wodurch  deren  gegenseitige  Austauschverhältnisse  grösstentheils  unverändert  blieben; 
aber  was  beweist  das?  Die  Ursache  hievon  kann  im  Golde  gelegen  sein,  aber  ob  dem 
so  ist,  ist  eben  erst  zu  untersuchen ! 
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bieten.  Natilrlicli  wihden  dem  ebensoprosse  KinHchrünkimgen  in  den  Aus- 
gaben anderer  gegenüberstellen  —  in  der  wirtscliaftlichen  Umgeimng  dieser 
letzteren  würde  eine  Depression  entstehen.  Aber  in  jener  der  Reichen  wäre 
das  Gegentbeil  der  Fall:  Wer  weiss,  welcii  goldenes  Zeitalter  für  Wagen- 
und  Luxiisniöbelfabrikanten,  Kuchen-  und  Zuckerbäcker  anbräche! 

Es  gibt  auf  dieser  Welt  kein  ungeniildertes  Uebel;  aber  auch  keine 
ungemischte  Freude! 

Die  Erfindung  der  Dampfmaschine  war  —  wer  möchte  dies  noch  leugnen 
—  ein  Segen  für  die  Menschheit,  und  doch,  wie  viele  Thränen  hat  sie  ver- 
ursacht! Sidney  und  Beatrice  Webb  erzählen  in  der  bemerkenswerten 
Geschichte  der  Trade  Unions,  mit  welcher  sie  vor  kurzem  unsere  Literatur 
bereichert  haben,  dass  sich  das  Einkoramen  der  Weber  mit  alten  Werksvor- 
richtungen zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  auf  ein  Drittel  vermindert  hat. 
Man  vergegenwärtige  sich,  was  eine  solche  Verminderung  zu  bedeuten  hat! 

Die  Ausbreitung  des  Landbaues  ist  für  ein  Getreide  importierendes 
Volk  gewiss  ein  Segen;  aber  das  Fallen  der  Preise,  das  hiemit  verbunden 
ist,  verursacht  auch  bei  einem  solchen  Volke  viel  Jammer,  und  es  ist  er- 
schreckend, wie  viele  Veränderungen  und  V'erschiebungen  von  Capital-  und 
Arbeitskräften  nothwendig  sind,  bis  derselbe  verschwindet!  —  Oder  nehmen 
wir  an,  dass  das  Productionsvermögen  eines  Landes  allgemein  zunimmt  und 
folglich  alles  billiger  wird.  Im  Durchschnitte  wird  der  Producent  hiedurch 
keinen  Schaden  leiden,  denn  er  gewinnt  in  der  Quantität  zurück,  was  er 
am  Preise  verliert;  aber  in  sehr  vielen  Fällen  wird  der  Gewinn  den  Verlust 
nicht  aufwiegen,  weil  der  Preis  in  stärkerem  Maasse  fällt,  als  der  Absatz 
zunimmt  —  und  dann  ist  eine  Depression  unvermeidlich.  Es  muss  auch 
hier  eine  Verschiebung,  Abschiebung  stattfinden  —  ein  Process.  der  immer 
schmerzhaft  bleibt.') 

Depression  trotz  Weiterentwicklung  ist  also  keine  absonderliche  Er- 
scheinung, vielmehr  etwas  Natürliches,  eine  Erscheinung,  welche  niemals 
ausbleibt.  Dies  ist  das  erste,  was  wir  zu  bemerken  haben.  In  zweiter  Linie 
wollen  wir  untersuchen,  ob  die  nachtheiligen  Folgen  des  Mangels  an  Tausch- 
mitteln nicht  übertrieben  werden. 

Diese  Uebertreibungen  erfolgen  nicht  von  allen  in  gleichem  Umfiinge. 
Alphonse  Allard  z.  B.,  der  gewiss  nicht  immer  vor  Extravaganzen  zurück- 
schreckt, hat  in  seinem  1889  erschienenen  Buch  einen  Paragraph  mit  dem 
Titel:  ,11  y  a  des  favorises  et  des  victime s."  Er  anerkennt  also, 
dass  es  Gewinnende  gibt,  rechnet  zu  denselben  jedoch  uur  die  Gläubiger: 
von  jenen,  die  Pensionen,  Leibrenten  oder  fixe  Besoldungen  geuiessen,  spricht 
er  nicht.  Prof.  Fox  well  hingegen  will  nichts  dieser  Art  zugeben.  In  seiner 
am  27.  Jänner  1893  in  der  Versammlung  der  Bimetallic  league  gehaltenen 
Rede  behauptet  er,  dass  die  ,Appretiation  von  GoM"  in  allen  Beziehungen 
ohne  Unterschied  nachtheilig  sei:    ,1  have  no  doubc  that  the  appreciation 

')  Breiter  findet  sich  dies  Alles  ausjreführt  in  meinem   Aufsätze  über  Depressie 
n  Handel  en  iiijverheid,  Verslagcii  en  niededeelingen  der  kon.  .Xkademio  van  Weten- 
sclia|ipoii.  af.l.  Letterkunde,  1887,  Seite  293— .SU. 
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of  gold  —  auch  in  diesem  Falle  dürfte  er  hierunter  docli  etwas  melir  ver- 
stehen als  Vermehrung  der  Kaufkraft  des  Edelmetalles  ohne  Kücksieht  auf 
deren  Gründe?  —  affects  unfavourably  eveiy  interest  in  this  countiy  without 
exception.')  Wie  beweist  er  diese  weitgehende  Behauptung?  Es  liegt  doch 
auf  der  Hand,  dass  die  Gläubiger,  dass  alle,  welche  fixe  Bezüge  haben, 
gewinnen  müssen?  Nein,  dies  scheint  nur  so,  in  Wirklichkeit  ist  es  nicht 
der  Fall!  „Schuldner  bezahlen  nicht  immer  dasjenige,  wozu  sie  sich  ver- 
pflichtet haben,  weiter  gibt  es  noch  Dinge,  wie  Zinsenreductionen,  Herab- 
setzung des  Nominalcapitales  u.  s.w."  Nun  ja,  solche  Dinge  kommen  aller- 
dings vor,  aber  sie  sind  zu  jeder  Zeit  vorgekommen  und  werden  auch  immer 
vorkommen  ohne  Kücksieht  darauf,  ob  das  Gold  häufiger  oder  seltener  wird. 
Und  wie  ist  es  bei  den  Besoldeten?  ,Auch  diese  werden  auf  die  Dauer 
nichts  gewinnen,"  weil  ,die  Depression  in  Gewerbe  und  Unternehmungen 
zur  Folge  hat,  dass  weniger  Arbeit  ei forderlich  ist,  und  das  führt  endlich 
zu  einem  Sinken  der  Arbeitslöhne  und  Gehalte".  War  denn  das  das 
gestellte  Problem?  Wenn  das  Gold  infolge  seiner  Seltenheit  mehr  Kauf- 
A'ennögen  erhält,  richtet  sich  auf  die  Dauer  alles  danach  und  da  ist  für 
niemanden  ein  Gewinn!  Es  muss  vielmehr  bewiesen  werden,  nicht,  dass  die 
Besoldeten  auf  die  Dauer  keinen  Gewinn  haben,  sondern,  dass  sie  Schaden 
leiden.  ,The  appreciation  of  gold  affects  unfavourably  eveiy  interest  in 
this  country,"  so  lautete  die  Behauptung,   die  Foxwell  zu  erweisen  hatte. 

Um  diesen  Beweis  zu  erbringen,  sagt  er  uns,  dass  die  Gläubiger  wohl 
einer  Zinsenreduction  gewärtig  sein  müssen,  dann,  dass  die  Geldlöhne  und 
Gehalte  sich  der  erhöhten  Kaufkraft  des  Goldes  anpassen  werden.  Ich  kann 
diese  Argumente  nicht  überzeugend  finden.  Man  leugnet  etwas  Offensichtiges, 
wenn  man  bestreitet,  dass  die  „Appretiation"  des  Goldes  allen  jenen  zum 
Vortlieil  gereicht,  deren  Geldeinkommen  durcli  diesen  Umstand  nicht  ver- 
ringert wird,  u.  zw.  zum  dauernden  Yortheil,  wenn  diese  Verringerung  über- 
haupt nicht  eintritt,  und  zum  vorübergehenden  Vortheil,  wenn  sie  nach 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  erfolgt.  Und  von  diesem  Vortheil  muss  noth- 
wendig  etwas  auf  die  wirtschaftliche  Umgebung  jener,  die  ihn  geniessen, 
zurückstrahlen.  Dort  kann  also  keine  Depression  herrschen,  oder  wenn,  so 
muss  dieselbe  wesentlich  gemildert  werden. 

Noch  aus  einem  anderen  Grunde  glaube  ich  übrigens,  dass  die  Nach- 
thelle der  Goldappretiation  nicht  so  bedeutende  sind,  wie  vielfach  behauptet 
wird.  Ich  muss  mich  hier  in  eine  mehr  oder  minder  abstracte  Beweis- 
führung einlassen. 

Nur  wenige  Güter  erhalten  sogleich  jene  Gestalt,  in  welcher  sie  unseren 
Bedürfnissen  dienen  sollen,  und  selbst  die  bereits  fertiggestellten  luüssen 
meistens  nach  der  industriellen  noch  einer  commerciellen  Verarbeitung 
unterzogen  werden.  In  welchem  Stadium  offenbart  sich  nun  bei  eintretendeiu 
Mangel  an  Unilaufsmitteln  die  Preiseiniedrigung  zuerst?  Es  ist  nicht  anzu- 
nehmen, dass  sie  sich  gleichzeitig  und  in  mathematischer  Verhältnismässigkeit 

',  Kepoit  S.  3.3. 
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in  allen  Stadien  gleichzeitig  bemerkbar  macht;  aber  wo  beginnt  sie?  Fallen 
zuerst  die  Detail-,  dann  die  en-gros-l'reise,  und  setzt  sich  diese  Betvegiing 
von  Staflfel  zu  Staffel  fort,  so  dass  sie  die  Preise  der  Grundstoffe,  die  Werk- 
zeuge und  anderen  Hilfsmittel  der  Production  zuletzt  eiTeicht?  In  diesem 
Falle  läge  eine  durchgehende  Depression  vor;  durchgehend  in  dem  Sinne, 
dass  die  Depression  von  der  einen  Industrie  auf  die  andere  übergeht 
und  mit  diesem  Uebergange  aus  jener  Industrie  verschwindet,  in  welcher 
sie  eingetreten  war.  Beginnt  die  Bewegung  aber  bei  den  Grundstoffen,  bei 
den  Hilfsstoffen,  bei  den  Werkzeugen  oder  bei  den  Verkehrsmitteln,  dann 
ist  der  Verlauf  ein  günstigerer.  Niedrige  Preise  der  Rohwolle,  der  Stein- 
kohlen  und  Maschinen  sind,  solange  die  Preise  ihrer  Fabrikate  unverändert 
geblieben  sind,  für  Spinner  und  Weber  nicht  schädlich,  sondern  vortheilhaft. 
Niedrige  Getreidepreise  sind  zwar  für  die  Landwirtschaft  empfindlich,  aber 
für  Brod-,  Stärke-,  Hefe-  und  Spiritusfabrikanten,  sowie  für  Bierbrauer  von 
V^ortheil.  Ein  Fallen  der  Preise,  das,  wenn  man  so  sagen  darf,  von  unten 
beginnt,  bringt,  so  sehr  dies  in  einzelnen  Zweigen  Depression  hervorzurufen 
geeignet  erscheint,  doch  zugleich  in  andere  Zweige  grössere  Lebhaftigkeit. 
und  ich  suche  vergebens  nach  Gründen,  welche  uns  zu  der  Anschauung  zu 
zwingen  vermochten,  dass  der  Mangel  an  ümlaufsmitteln  nothwendiger- 
weise  immer  zuerst  die  Preise  der  ganz  fertiggestellten  Güter  beeinflussen 
müsste.  Mir  scheint  vielmehr,  dass  der  Preisfall  bei  einigen  Artikeln  hier, 
bei  anderen  aber  dort  beginnen  wird;  es  wird  dies  durch  allerlei  Ursachen 
bestimmt  werden,  z.  B.  durch  den  Umstand,  in  welchem  Lande  dieser 
Mangel  zuerst  auftrat,   und   welche  Artikel  dieses  Land  ein-  oder  ausführt. 

W'ir  müssen  ferner  auch  noch  an  die  Wirkung  der  Lohnverminderungen 
denken.  Man  versichert  uns,  dass  die  Löhne  sich  erst  z\iletzt  nach  dem  er- 
höhten Werte  des  Geldes  richten;  darin,  sagt  man,  liege  eine  der  Haupt- 
ursachen der  Depressionen.  Ist  diese  Vorstellung  eine  richtige?  Soviel  mir 
bekannt,  ist  dieser  Punkt  noch  niemals  gründlicii  untersucht  worden,  und  es 
ist  hier  auch  nicht  der  Ort,  denselben  eingehend  zu  erörtern.  Einer  der  besten 
englischen  National-Oekonomen,  Cairnes,  hat  den  umgekehrten  Process  — 
the  course  of  depreciation  —  behandelt  und  der  Meinung  Ausdruck  gegeben, 
dass  in  einem  solchen  Falle  die  Löhne  in  erster  Linie  Veränderungen  unter- 
liegen würden.')  Aber  es  steht  zunächst  noch  durchaus  nicht  fest,  dass 
Cairnes  hier  unbedingt  Recht  behält;  ebensowenig  ist  sicher,  dass  bei 
Goldmangel  in  jeder  Beziehung  genau  das  Gegentheil  dessen  geschehen 
muss,  was  sich  bei  Gold-1'lethora  ereignet;  endlich  ist  es  durchaus  nicht 
nothwendig,  dass  der  Gang  der  Ereignisse  unter  allen  Umständen  der  gleiche 
bleibe.  Ich  glaube  vielmehr,  dass  wenn  in  einigen  grossen  Industrien  De- 
pressionen eingetreten  und  infolge  dessen  die  Löhne  gesunken  sind,  diese 
Lohnherabsetzungen  nothwendigerweise  auch  auf  die  anderen  Industrie- 
zweige hinübergreifen  müssen,  die  sich  noch  in  normalem  Zustande  befinden. 
Sobald  dies  geschieht,  werden  die  Unternehmer  dieser  Branchen  mehr  ver- 


'i  Essays  in  politioal  oconomy,  London  1873.    Insbesondere  S.  69  und  148. 
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dienen  wie  frülier,  weil  ihre  sogenannten  Productionskosten  eine  Yeiiiiindernng 
ert'alii'en  haben.  Dies  wird  den  Anreiz  zur  Ansdelmung  ilirer  Betriebe,  zur 
Vermehrung  ihres  Güterausgebotes  bilden  —  bis  zu  jenem  Zeitpunkte,  in 
welchem  sich  auch  in  ihren  Branchen  die  Preiserniedrigung  zum  Durcli- 
bruch  bringt,  welche  schliesslich  bei  allen  Artikeln  eintreten  wird.  Cairnes 
sagt  irgendwo,  dass  Wertverminderung  des  Goldes  durchaus  nicht  immer 
und  allein  durch  grössere  Belebtheit  des  Marktes  zur  Erhöhung  der  Preise  führt; 
der  Weg  hiem  ist  öfter  auch  die  Depression.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich, 
dass  dasselbe  auch  von  jenem  wirtschaftlichen  Processe,  von  welchem  wir 
jetzt  sprechen,  gilt  —  dass  also,  mit  anderen  Worten  ausgedrückt,  der  Weg 
hier  nicht  immer  die  Depression,  sondern  öfter  auch  die  Belebung  des 
Marktes  sein  muss. 

Alles  in  allem  erwägend,  gelange  ich  zu  dem  Glauben,  dass  die  durch 
Verminderung  des  Geldvon-athes  verursachten  Widerwärtigkeiten  jene,  welche 
durch  Vermehrung  desselben  entstehen,  nicht  übersteigen,  —  wiewohl  dies 
von  vielen  behauptet  wird.')  Ein  wanner  Vertheidiger  des  Bimetallismus. 
Herbert  C.  Gibbs,  sagte  in  einem  vor  kurzem  in  London  gehaltenen  Vor- 
trage: „Speaking  as  a  trader  in  a  nation  of  traders,  I  say  boldiy,  that  though 
I  am  desirous  for  stability,  and  stability  alone,  yet  of  the  two  I  would  prefer 
to  be  an  inflationist  than  a  contractionist.  For  wliat  is  the  great  danger  of 
Inflation?  Not  surely  the  Stimulus  to  trade  that  is  given  thereby,  but  it  is 
the  inevitable  period  of  contraction  that  will  follow  it,  if  the  Inflation  is  of 
an  unreal  or  temporary  character,  such  as  that  caused  by  forced  paper  currency" .  -) 
Wenn  also  die  „Inflation"  immer  anhalten  kann  und  nicht  von  einer  „Con- 
traction" abgelöst  werden  muss,  wäre  sie  eine  Wohlthat,  —  ,a  Stimulus  to 
trade "  ? 

Ich  glaube,  es  hängt  hier  alles  von  der  Bedeutung  ab,  die  man  dem 
Worte  , trade'  beilegt.  Versteht  Gibbs  darunter  den  eigentlichen,  -den 
Speculationshandel,  dann  hat  er  Recht  und  wird,  wenn  letzterer  in  seiner 
Zuhörerschaft  gut  vertreten  war,  gewiss  —  speaking  as  a  trader  —  viel 
Beifall  geerntet  haben.  Als  am  13.  August  1890  die  Sherman-Act  zu 
Stande  kam,  welche  die  nordamerikanische  Kegierung  verpflichtete,  monatlich 
4V2  Millionen  Unzen  Silber  zu  kaufen  und  dafür  Schatzscheine  auszugeben, 
entstand  in  New-York  ein  förmlicher  ,boom",  wie  man  dort  zu  sagen  pflegt: 
welchen  , Stimulus"  rausste  die  Vermehrung  der  ümlaufsmittel  gewähren! 
Kommt  doch  der  Handel  durch  die  Aussicht  auf  mehr  Geld,  höhere  Preise 
immer  in  belebtere  Stimmung!  —  Meinte  Gibbs  aber  das  W^ort  trade 
in  Aveiterem  Sinne,  so  dass  jede  gewinnbringende  Thätigkeit  darunter  fallen 

')  Ich  möchte  hier  die  Aufmerksamkeit  ganz  besonders  auf  jene  Antworten  lenken, 
■welche  der  rühmlichst  bekannte  englische  Nationalökonom  Prof.  Marshall  der  am 
20.  September  1886  ernannten  Royal  Coramission  to  inquire  into  the  recent 
changes  in  the  relative  values  of  the  precious  metals  —  gegeben  hat.  Appendix 
to  final  Keport,  S.  19—21  (Minutes  of  evidence  Nr.  0816—983.3).  Sie  gehören  zu  dem 
Besten,  was  in  den  Berichten  dieser  Commission  vorkommt. 

^)  International  bimetallism  and  its  relation  to  the  trade  and  finance 
of  London.    Paper  read  at  the  Mansion  House.  -"j  the  May  1892,  S.  21. 
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sollte,  dann  könnte  ich  seinen  Au3fttlinin},'en  nicht  beipflichten.  Denn  die 
Inflation  nehme  ein  PJnde  oder  dauere  fort,  sie  möge  durch  eine  Periode 
der  ,Coiitraction"  abgelöst  werden  oder  nicht,  das  Eine  «teht  fest:  Alle«, 
was  unter  ihrem  Einflüsse  zu  Stande  kam,  ist  zum  Untergange  bestimmt. 
Mangel  an  Taiiscliniitteln  ist  gewiss  nachtheilig;  aber  selbst  wenn  es  wahr 
ist,  dass  er  n  u  r  Depressionen  hervorrufe,  oder  doch  —  was  mir  schliesslich 
annehmbarer  erscheint  —  mehr  Depressionen  als  Aufschwünge  des  Wirt- 
scliaftslehens  verursache,  selbst  dann  diinkt  er  mir  vor  dem  Uebermaasse  an 
Tauschmitteln  den  Vorzug  zu  verdienen.  Beide  verursachen  Störangen; 
beide  flössen  dem,  was  dem  Untergänge  bestimmt  ist,  Leben  ein;  verderben 
frühzeitig,  was  sich  gesund  entwickelte.  Dennoch  würde,  müsste  ich  die 
Auswahl  trefi'en,  meine  Wahl  anders  ausfallen  als  jene  Gibbs'!  Wir  haben 
eine  Periode  starker  Vermehrung  der  Tauschmittel  erlebt  —  ich  verweise 
auf  die  californischen  und  australischen  Goldfunde:  bald  darauf  trat  die 
Krisis  des  Jahres  1857  ein.  Eine  Periode  gleicher  Art  trat  im  Jahre  1871 
ein,  als  sich  in  Verbindung  mit  den  Milliardenzahlungen  Frankreichs  grosse 
Mengen  Geldes  über  Europa  ergossen:  es  folgte  die  Krisis  des  Jahres  1873. 
Ist  Depression  ein  üebel?  Nun,  nichts  verursacht  grössere  und  dauerndere 
Depressionen  als  Krisen.  Wer  also  Dejuessionen  fürchtet,  der  wünsche 
wahrlich  keine  Vermehrung  der  Umlaufsmittel. 

Mit  diesen  meinen  letzten  Ausführungen  habe  ich  eigentlich  die  Grenzen 
unseres  Themas  ein  klein  wenig  überschritten.  Kehren  wir  nunmehr  zu 
demselben  zurück!  Die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  der  letzten  Zeit,  so 
behauptet  man,  seien  unerklärbar,  wenn  man  nicht  annimmt,  dass  Goldmangel 
geherrscht  habe.  Mir  kommt  nun  vor,  dass  sich  dieser  Behauptung  der 
Satz  entiregenstellen  lässt:  alles,  was  in  der  letzten  Zeit  vorgefallen  ist.  lässt 
sich  auf  andere  Weise  erklären.  Wir  finden  absolut  nichts,  Avas  uns  nötliigen 
würde,  zu  dessen  Aufklärung  an  Goldmangel  zu  denken. 

Verfolgen  wir  in  grossen  Zügen  den  Gang  der  Ereignisse!  In  den 
Jahren  1868  und  1809  herrschte  gi'osse  Gedrücktheit,  Nachwirkungen  der 
Ereignisse  von  1866,  in  welchem  Jahre  der  Discontsatz  der  englischen  Bank 
drei  Monate  hindurch  auf  10  Proc.  stand.  Bald  darauf  brach  der  Krieg  aus, 
und  diesem  folgte  die  Schwindelperiode,  welche  mit  der  Krise  des  Jahres  1873 
endigte!  Die  Nachwehen  dieser  Krise  blieben  der  Natur  der  Sache  nach  lange 
Zeit  hindurch  fühlbar  und  wurden  durch  mancherlei  Ursachen  verschärft.  Die 
Schwankungen  im  Wertverhältnisse  zwischen  Gold  und  Silber  brachten  dem 
Handel  mit  dem  Osten  Schwierigkeiten.  Das  Emportreiben  der  Militäraus- 
gaben in  allen  Ländern  Europas  führte  zur  Vermehrung  des  Steuerdruckes, 
—  der  politische  Horizont  war  nicht  immer  wolkenlos  —  es  kam  zum 
Kriege  zwischen  Russland  und  der  Türkei,  und  gar  oft  wollte  es  scheinen, 
als  ob  es  auch  zwischen  anderen  Mächten  zum  Kriege  kommen  sollte. 

Daneben  lebte  allüberall  der  Protectionismus  wieder  auf.  Die  Vereinigten 
Staaten  hatten  1870  und  1872  verschiedene  Zölle  herabgesetzt:  durch  ein 
Gesetz  vom  3.  März  1875  werden  diese  erniedrigten  Zollsätze  auf  ihr  früheres 
Niveau  gebracht.    Italien  erhöhte  am  30.  Mai  1878,  Oesterreich  am  27.  Juni 
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desselben  Jahres  seinen  Zolltarif,  Deutsclihuid  folgte  diesem  Beispiel  am 
15.  Juli  1879.  Auch  Frankreich  erneuerte  seinen  am  -30.  Juni  lb77  abge- 
laufenen Handelsvertrag  mit  England  nicht  mehr  und  arbeitete  einen  Tarif 
mit  holien  Zollsätzen  aus,  der  am  7.  Mai  1881  ins  Leben  trat.  Ueberdies 
fügte  die  sehr  schleclite  Ernte  des  Jahres  1879  der  Landwirtschaft  schweren 
Schaden  zu. 

Kein  Wunder  also,  dass  bei  alledem  die  wirtschaftliche  Lage  eine 
gedrückte  blieb. 

Allmählich  trat  eine  Besserung  ein.  Es  wirkte  da  vor  allem  eine  Ursache, 
welche  neues  Leben  bringen  musste  —  die  bedeutende  Ausdehnung  der  Eisen- 
bahnen in  zahlreichen  Ländern  in-  und  ausserhalb  Europas.  So  hatte  Russland  im 
Jahre  1870  nur  11.243,  im  Jahre  1880  23.857  Kilometer  in  Betrieb: 
Britisch-Lidien  in  denselben  Jahren  7665,  bezw.  14.800,  Australien  1569, 
bezw.  7799.  Alle  diese  Ziffern  werden  noch  flbertroffen  durch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  welche  im  Jahre  1870  85.288,  im  Jahre  1880 
145.835  Kilometer  besassen,  —  eine  Zahl,  welche  in  den  folgenden  zehn 
Jahren  nahezu  verdoppelt  worden  ist!  Von  grossem  Einflüsse  hiebei  war 
auch  die  Eröffnung  des  Suez-Canales  (16.  November  1869).  Im  Jahre  1870 
betrug  der  Verkehr  der  Schiffe  durch  diesen  Canal  nur  486  Schiffe  mit 
436.000  Tonnen;  1880  passierten  denselben  2026  Schiffe  mit  4,345.000 
Tonnen  (1891  4207  Schiffe  mit  12,218.800  Tonnen). 

Noch  andere  Ursachen  haben  mitgewirkt;  Depression  wirkt  in  einem 
gewissen  Sinne  günstig  auf  die  Industrie,  da  sie  den  Anreiz  zu  Ersparungen, 
zur  besseren  Ausnützung  aller  Hilfsmittel  bietet.  Und  so  entstand  nach  1879 
aus  dem  einen  und  dem  anderen  Grunde  eine  seit  langer  Zeit  vermisste 
Belebung  des  wirtschaftlichen  Verkehres, ')  zumal  auch  die  Kriegsiurcht 
allmählich  zu  schwinden  begann. 

Englands  Ein-  und  Ausfuhr  wuchs  von  612  Millionen  Pfund  im  Jahre 
1879  auf  732  Millionen  im  Jahre  1883.  die  Eisenbahneinnahmen  stiegen  in 
der  gleichen  Periode  um  volle  16  Proc. 

Die  Bodencultur  nahm  in  manchen  Gegenden  in  bedeutendem  Maasse 
zu;  so  betrug  die  Weizenernte  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika in  den  Jahren  1873/74  durchschnittlich  107  Millionen  Hektoliter, 
in  den  Jahren  1878— 82  aber  durchschnittlich  158  Millionen.  Russland  hat 
in  den  Jahren  1872—1876  durchschnittlich  19  Millionen  Hektoliter  Weizen 
ausgeführt,  in  den  Jahren  1877—81  stieg  diese  Ziffer  auf  23-6.  im  Jahre 
1882  auf  26-9.  1883  auf  29-5  Millionen.  Dabei  traten  noch  Länder,  welche 
früher  fast  gar  kein  Getreide  auf  den  Weltmarkt  gebracht  hatten,  als  grosse 
Exporteurs  auf.  Britisch-Indien  nimmt  unter  denselben  den  hervorragendsten 
Platz  ein,  und  auch  hier  bilden  die  Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  und 
die  Eröffnung  des  Suez-Canales  die  Hauptursaclien  dieser  Erscheinung.  In 
Britisch-Indien  wird  Weizen  hauptsächlieli  in  der  Punjab,  ferner  im  Nord- 
westen und  in  den  Centralprovinzen  gewonnen,  und  die  Linie  Rajputana — 

')  Bryce  spricht  in  seinem  American  Commonwealth.  Cli.  101,  selbst  von 
,.the  great  rebound  of  trade  in  1879—1883." 
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Mahva.  welche  die  Piiiijab  mit  dem  Kombaynetze  verbindet,  erfuhr  seit  dem 
Jahre  1878  bedeutende  AuHgestaltungen. ')  Die  entsetzliche  Hungersnoth, 
die  in  diesem  Jahre  die  Bevöiiiorung  liritiHcii- Indiens  heimgesucht  iiatte» 
war  für  die  Eegierung  eine  eindringlic^he  Mahnung  gewesen,  die  Vermehrung 
der  Verkelirsmittelii  nicht  zu  verzögern;  und  diese  Vermehrung  ist  auch  den 
europäischen  Getreide -Consumenten  zugute  gekommen.  In  den  Jaliren 
1874/75  (1.  April  bis  30.  März)  bis  1879/80  schwankte  die  Getreideausfuhr 
Britisch -Indiens  zwischen  l,0/')().72()  und  ü,:]73.168  englischen  C'entnern.*) 
Im  Jahre  1880/81  wurde  noch  kaum  die  Zitier  7,444. :i7.')  crreieiit;  dann 
aber  trat  plötzlich  eine  bedeutende  Zunahme  ein: 

1881/82 1!),901.005  englische  Centner») 

1882/83 14,193.7ti3 

1883/84 21,000.412 

Das  Fallen  der  Getreidepreise  hat  eine  weitere  Zunahme  verhindert; 
der  Durchschnitt  der  Jahre  1884/85—1888/89  war  18.0()(>.335,  jener  der 
Jahre  1889/90—1893/94  17,114.203.  Aber  selbst  diese  letzte  Ziffer  — 
beinahe  IIV2  Millionen  Hektoliter!  —  ist  noch  immer  sehr  bedeutend. 

Man  hat  diesen  Getreide-Export  mit  dem  Sinken  des  Silberpreises  und 
dem  daraus  hervorgehenden  Steigen  ■■)  der  Wechselcourse  von  Britisch-Indien 
auf  Europa  in  Zusammenhang  gebracht.  Es  ist  in  der  That  nicht  ausge- 
schlossen, dass  diese  Ursache  mitgewirkt  hat,  da  das  Steigen  der  Wechsel- 
course in  gewissem  Maasse  immer  die  Ausfuhr  zu  fördern  pflegt.  Aber  in 
dem  vorliegenden  Falle  ist  die  Steigerung  der  Ausfuhr  zu  stark,  als  dass 
sie  sich  zur  Gänze  aus'  dieser  Ursache  erklären  liesse^);  auch  darf  nicht 
übersehen  werden,  dass  die  Ausfuhr  gerade  in   den  Jahren  stabiler  Silber- 


>)  Vgl.  daä  Britisch-Iiiclische  „Statement"  1S82,  T,  S.  280  und  IT.,  S.  40. 

-)  ii  508  Kiliirjramm. 

')  Das  sind  leicliliche  14  Millionen  Hcktuliter.  —  also  nicht  viel  weniger  als  die 
Hiilfte  der  Weizenausfuhr  Rnsslands  im  Jalu'c  188:!. 

*)  „Fallen"  nach  der  englischen  Terminologie. 

';  Das  ist  auch  die  Anschauung  Prof.  Marsliall's,  auf  dessen  Antworten  an  die 
Eoyal  Coniniission  on  gold  and  Silver  icii  bereits  einmal  verwiesen  habe.  Dieser 
sagt  von  dem  Argumente,  dass  in  den  Wechselcoursen  ein  .bountv"  für  die  Ansfulir 
liege,  Folgendes:  „It  is  of  course  true  that  India  can  export  wheat  or  tea  more  profitably 
when  exhange  is  1  s.  4  d.,  than  whcn  it  is  1  «.  6  d.,  if  we  suppose,  that  the  fall  in 
e.vehangc  has  not  been  accompanied  by  any  change  in  prices;  but  then  is  of  the  nature 
C'f  the  case  that  it  will  be  so  accompaiiied,  and  to  suppose  that  ii;  is  not,  is  to  ajsnme 
miconsciously  the  conclusion  against  which  I  am  arguing.  It  is  a  petitio  principii; 
The  argument  is  like  this:  If  a  man  is  in  the  cabin  of  a  ship  »nly  ten  feet  high,  and 
the  ship  sink.s  down  twelve  feet  into  a  trough,  Ins  head  will  bc  broken  against  the  roof 
of  the  cabin.  This  argument  implicitly  assumes  that  when  tho  ship  falls,  he  will  not  fall. 
But  really  the  law  of  gravitation  acts  on  him  and  on  the  ship  togcther.'  Api)endix  to 
final  report,  S.  12.  Man  vergleidie  auch  die  Ai\tworten  auf  die  Fragen  9745—9806, 
wo  die  bedenken  widerlegt  werden,  zu  welchen  diese  Aeusserung  Änlass  gegeben  hatte. 
Fenier  vergleiche  man  Carl  EllstiUter,  Indiens  Silberwährung,  Stuttgart  1894,  wo  der 
Autor  erklärt  (S.  42).  dass  „nicht  der  geringste  Zusammenhang  zwischen  der  W,>:-.-t:- 
ausfuhr  aus  Indien  und  den  Schwankungen  dos  Silbcrpreises  zu  bemerken  ist.- 
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preise  am  meisten  gestiegen  ist.  Die  Behauptung,  dass  das  Sinken  des 
Silberpreises  hier  von  überwiegendem  Einflüsse  geAvesen  sei,  erscheint  daher 
auf  aprioristischen  Betrachtungen  aufgebaut,  die  Statistik  gewährt  ihr 
keinerlei  Stütze.  Mir  erscheint  es  vielmehr  als  wahrscheinlich,  dass.  sowie 
in  Kussland  und  Amerika,  so  auch  in  Britisch -Indien  die  Eisenbahnen  und 
die  Heral)setzung  der  Schiftsfrachten  das  Meiste  zur  Hebung  der  Getreide- 
Ausfuhr  beigetragen  haben. ') 

Die  Vermehrung  der  Production  seit  1879  erstreckt  sich  jedoch  nicht 
allein  auf  Getreide,  sondern  umfasst  noch  eine  grosse  Anzalil  anderer  Güter. 
So  stieg  die  Gesammtproduction  des  Roheisens,  die  im  Jahre  1879  14'  ., 
Millionen  Tonnen  betrug,  auf  18,  19,  ja  in  den  Jahren  1882  und  1883  auf 
mehr  als  21  Millionen  Tonnen;  die  Production  an  Steinkohlen  wuchs  zwar 
nicht  in  gleichem  Verhältnisse,  stieg  al)er  immerhin  sein-  beträchtlich,  u.  zw. 
von  283  Millionen  Tonnen  des  Jahres  1878  auf  393  Millionen  Tonnen  des 
Jalires  1883.  Das  Anwachsen  der  Zuckerproduction  hingegen  hielt  mit  jenem 
der  Eisenproduction  gleichen  Schritt:  in  der  Campagne  1877 — 1878  Avurden 
1657,  in  jener  von  1883—1884  23(50,  in  jener  von  1884—1885  2545  Mill. 
Kilogramm  Kübenzucker  erzeugt;  gleichzeitig  steigerte  sich  die  Rohzucker- 
production  in  Java  innerhalb  des  Zeitraumes  von  1879  bis  1883  von  195 
auf  358  Millionen  Kilogramm.  Die  nordamerikanische  Baumwollernte,  die 
in  den  Jahren  1875 — 1879  durchschnittlicli  nur  4,943.131  Ballen  erreichte, 


') 


Weizenausfuhr  aus  Britisch-Indien 

Durchschnitt-          1 
licher  Preis   des        1 
Weizens  in  Lnudon     ] 
per  „Quarted",  in 

sh  und  S.             ■ 

1 

in  englischen  Centnern 

Silberpreis 
(durchschnittlicli) 

1.  April   1874/75     1,073.655 
1875/76     2,510.801 
1876,77     5,586.604 
1877,;78     6,373.168 
1878/79     1,056.720 
1879/80    2,201.515 
1880/81     7,444.375 
1881,82  19,901.005 
1882/83  14,193.763 
1883  84  21,001.412 
1884,85  15,850.681 
1885/86  21,068.924 
1886/87  22.263.624 
1887/88  13,538.169 

1888  89  17.610  081 

1889  90  13,799.224 

1890  91  14,320.496 
1891 '92  30,306.989 

1892.93  14,993.453 

1893.94  12,170.8.55 

1874  58  3  Pence 

1875  56-7       „ 

1876  .52-7       , 

1877  54-8       „ 

1878  52  5       „ 

1879  51-2      , 

1880  52  2       „ 

1881  51-6      „ 

1882  51-6      , 

1883  50-5      „ 

1884  50  6      „ 

1885  48-6      „ 

1886  45-3      , 

1887  44-6      „ 

1888  42-8      „ 

1889  42  6      „ 

1890  47-6      „ 

1891  450       „ 

1892  40  7      „ 

1893  33-1       , 

55,8 

45/2                  1 

46/2                 ! 

56/9                 ! 

46  5 

43, 10 

44/4 

45 '4 

45/1 

41  7 

35  8 

.32,10 

31;  1 

82/6 

30,8 

29, 10 

31  11 

37 

28/7 

26,4 
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betrug  im  Duiclisclinitte  der  Jahre  1880—1884  6,086.182  Ballen;  die  euro- 
päisclie  Wolleiiit'tilir,  die  sii-li  im  Jalive  1879  nur  auf  290  Millionen  Kilo- 
gramm l)elaui'en  hatte,  schwoll  im  Durchschnitte  der  Jahre  1HH2 — 188-1-  auf 
ca.  3.50  Millionen  an.  Doch  wozu  noch  mehr  Ziftern  anführen,  da  die  be- 
kannten Uebersichten  der  Weltwirtschaft  von  Dr.  v.  Neumann- 
Spallart  sie  jedermann  zugänglich  gemacht  haben! 

Ein  so  ansehnliches  Waciisen  der  Production  zog  naturgemäss  auch 
eine  Vermehrung  der  Verkehrsmittel  zur  See  nach  sich,  und  so  sehen  wir 
denn  auch  seit  1878  den  Schiffsbau,  und  vor  allem  den  Bau  von  Dampf- 
schiffen, einen  lebhaften  Aufschwung  neiimen. 

Ich  entnehme  der  eben  citierten  Quelle  die  folgenden  für  sich  selbst 
sprechenden  Ziffern: 

Aiizalil  (lor  Dampfschiffe  Tonneiigelialt 

1878 11.000  4,252.013, 

1880 12.:124  4,8ö7..55:{, 

1882 1:3.604  5,722.326, 

1884 15.550  7,200.000. 

Wir  sehen  also  in  den  Jahren  nach  1879  allerwärts  eine  lebhafte  Ent- 
wicklung! Allein,  man  war,  wie  dies  in  dergleichen  Zeitläuften  zu  geschehen 
pflegt,  in  vielen  Punkten  wieder  zu  weit  gegangen.  Am  frühesten  machte 
sich  dies  auf  dem  Effectenmarkte  bemerkbar,  wofür  die  Pariser  Börsenkrise  im 
Jänner  1882  und  der  Zusammensturz  der  Union  Generale  Zeugnis  geben.') 

Es  zeigte  sich  aber  auch  auf  anderen  Gebieten.  So  sanken  infolge  der 
tibergrossen  Vermehrung  der  Schiffszahl  die  Frachtsätze  sehr  bedeutend: 
Während  im  Jahre  1880  für  den  Getreidetransport  ab  New-York  nach  den 
Niederlanden  noch  I5V2  Dollarcents  per  Bushel  gezahlt  wurden,  wurde  im 
Jahre  1882  nur  mehr  9V4,  im  Jahre  1885  gar  nur  mehr  7^^  Dollarcents 
gezahlt.  In  gleicher  Weise  sank  der  Tarif  der  Niederländischen  Dampfschiff- 
fahrts- Gesellschaft  für  Zuckertransporte  ab  Java  von  78  fl.  im  Jahre  1881 
auf  55  11.  im  Jahre  1884,  35  tt.  im  Jahre  1886.  Die  Dampfschiffahrtsfracht 
für  Thee  endlich  von  Bombay  nach  London  betrug  1879  50,  1884  aber  nur- 
mehr 32  Schillinge!«) 

Der  Schiftbau  konnte  demnach  nicht  in  demselben  Verhältnisse  weiter- 
geführt werden.  Während  an  der  Clj'de  im  Jahre  1882  Schifte  mit  395.270, 
1883  solche  mit  418.482  Tonnen  erbaut  wurden,  sanken  diese  Ziflerü  im 
Jahre  1884  auf  207.784,  im  Jahre  1885  auf  195.033  Tonnen.  —  also  auf 
weniger  als  die  Hälfte.  •'*)  Man  begreift,  dass  eine  derartige  Keduction  zahl- 
reiche Arbeiterentlassungen  zur  Folge  haben  und  auch  auf  den  Eisenmarkt 
höchst  ungünstig  zurückwirken  musste. 

')  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  von  G.  M.  Boisacvaiii  in  De  Economist,  Jahr- 
gang 1HS2,  I.  Theil,  S.  472  ft'. 

^)  Angaben  über  Frachtsätze  finden  sich  in  den  Bijdragen  van  het  Stat. 
Institunt,  .ralir«;.  1S87,  Nr.  2. 

^)  Tliird  Report  der  Comniission  On  dopression  of  trade.  S,  .SOI. 
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Dazu  kam,  dass  in  Nordamerika  auch  der  Bau  neuer  Eisenbahnen  selir 
übertrieben  worden  war,  —  mehrere  Gesellschaften  geriethen  in  Zahlungs- 
schwierigkeiten, und  der  Sommer  1884  braclite  eine  Wiederholung  des  Schau- 
spieles., das  der  amerikanische  Eft'ectenmarkt  im  Jahre  1873  geboten  liatte. 
So  entstand  denn  nicht  nur  im  Schiflfsbau,  sondern  auch  im  Baue  neuer 
Eisenhahnen  eine  Stagnation,  die  die  Lage  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
ungünstig  beeinflussen  musste:  während  England  im  Jahre  1882  1,235.785 
Tonnen  Bessemer-Stahlschienen  erzeugt  hatte,  sank  diese  Ziifer  1884  bis  auf 
794.9(58  Tonnen.  Aehnliches  ereignete  sich  in  verschiedenen  Industrien : 
was  sich  auf  dem  Zuckermarkte  ereignete,  braucht  holländischen  Lesern 
nicht  wiederholt  zu  Averden  —  wer  hätte  die  Krise  von  1883 — 1884  ver- 
gessen !  ?  Auch  das  Sinken  der  Getreidepreise  ist  allzu  bekannt,  als  dass 
hier  daran  erinnert  werden  müsste. 

Mit  einem  Worte,  es  war  wieder  eine  , Depression*  entstanden,  eine 
Depression  derartigen  ümfanges,  dass  in  England  am  29.  August  1885  eine 
Commission  ernannt  wurde,  um  deren  Ursachen  zu  erforschen.  Der  sehr 
umfangreiche  Bericht  dieser  Commission  ist  am  Ende  des  nächsten  Jahres 
erschienen  und  enthält  natürlich  eine  Fülle  sehr  bemerkenswerter  Aeusserungen 
und  wissenswerter  Thatsachen.  Allein  was  finden  wir  in  demselben,  das 
uns  nöthigen  würde,  an  Goldmangel  zu  glauben?  Die  Ereignisse  jener  Periode) 
über  welche  sich  die  Untersuchungen  der  vorgenannten  Commission  erstrecken, 
lassen  sich  alle  auf  die  gewöhnliche  Weise  erklären:  auf  die  Gedrücktheit 
des  Marktes  folgt  dessen  Aufschwung,  dieser  Aufschwung  artet  in  dem  einen  oder 
anderen  Industriezweig  aus,  und  darauf  folgt  die  Reaction.  War  die  Reaction 
diesmal  besonders  stark,  die  Depression  stärker  als  in  früiieren  Fällen? 
Vergleichungen  in  dieser  Beziehung  sind  stets  misslich,  denn  wie  zahlreich 
die  erhobenen  Daten  auch  sein  mögen,  vollständig  oder  auch  nur  annäherungs- 
weise vollständig  sind  sie  niemals.  Wenn  nun  eine  Enquete,  wie  die  früher 
bezeichnete,  abgehalten  wird,  da  klagen  die  Unzufriedenen  stets  sehr  ver- 
nehmlich: die  Zufriedenen  aber  verhalten  sich  ruliig,  —  und  wer  weiss, 
wie  zahlreich  sie  sind?!  ,Es  gibt  immer  Leute,  welche  aus  den  niedrigeren 
Preisen  Vortheil  ziehen, "sagt  Robert  Gi ff en  in  seinen  Essays  in  Finance*); 
,aber  die  grossen  Industriellen,  welche  die  ganze  Maschine  in  Gang  bringen, 
sind  ärmer  geworden,  und  sie  fühlen  sich  noch  ärmer  als  sie  sind,  weil  sie 
zumeist  gewöhnt  sind,  nach  nominellen  Werten,  aber  nicht  nach  den 
Quantitäten  der  Güter  selbst,  die  sie  besitzen,  zu  rechnen.  Die  Lehre  hieraus 
ist,  dass  sich  Volkswirte  und  Staatsmänner  davor  hüten  müssen,  miteinzu- 
stimmen in  die  Klagen,  welche  von  den  Märkten  ausgestossen  werden. 
Kaufleute  und  Capitalisten  bilden  noch  nicht  die  gesammte  Gesellschaft. 
Zwar  auf  die  Dauer  sind  ihre  Interessen  dieselben  wie  jene  aller  Anderen; 
keine  Volkswirtschaft  kann  gedeihen,  wenn  in  den  Kreisen  der  Handelsleute 
Depression  herrscht.  Allein  das  unmittelbare  Interesse  einzelner  Gesellschafts- 
kreise  stimmt   manchmal  mit  jenem  der  Gesammtheit  nicht  überein,   und 
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daher  erscheint  es  nicht  so  befremdlich,  in  Zeiten  der  Depression  die 
ungünstige  Lage  des  Marktes  in  düstereren  Farben  gesciiüdert  zu  selten,  als 
der  Wirklichkeit  entspricht.  Die  Uebertreibung  bildet  auch  einen  Factor, 
mit  welclicni  wir  hier  zu  rechnen  haben;  aber  abgesehen  hievon  kann  et» 
aucli  ganz  woiil  geschehen,  dass  jene  Kreise,  welche  am  lautesten  über 
Depression  klagen,  durch  Ui'sachen  bedrückt  werden,  welche  der  Gesellschaft 
in  ihrer  Gesammtheit  keinen  Nachtheil,  ja  vielleicht  für  den  Augenblick  sogar 
Vorthei!  bringen,"  Diese  Auffassung  erscheint  mir  zu  optimistisch.  Oiffen 
hat  hiebei  übersehen,  dass  im  Jahre  1885,  in  welchem  er  dieselbe  nieder- 
geschrieben hat,  nicht  allein  Kautleute  und  Capitalisten,  sondern  auch  Arbeiter 
Klage  erhoben.  Aber  mag  selbst  —  wie  viele  behaupten,  andere  wieder 
bestreiten  —  die  Arbeitslosigkeit  zu  jener  Zeit  besonders  gi-oss  gewesen 
sein,  so  ist  hiemit  doch  rUcksichtlich  des  Goldes  noch  gar  nichts  bewiesen. 
Der  starke  Kückgang  im  Schiffsbau,  die  Verminderung  der  Nachfrage  nach 
Eisen  und  Steinkohle,  die  grossen  Verluste  der  Pächter,  der  Grundeigenthflmer 
und  Besitzer  amerikanischer  Eisenbahntitres,  der  Händler  in  Zucker  und 
anderen  Artikeln,  deren  Preise  gesunken  waren,  — ■  alle  diese  Umstände  mussten 
nothwendig  in  vielen  Kreisen  Arbeitslosigkeit  hervorrufen.  Aus  den  von  mir 
mitgetheilten  Daten  geht  jedoch,  wie  icb  glaube,  deutlich  hervor,  dass  nichts 
von  alledem  durch  Mangel  an  (iold  verursacht  worden  ist. 

Eine  Lichtseite  in  den  Depressionen  unserer  Tage  bildet  die  Raschheit, 
mit  welcher  sie  allgemein  bekannt  werden,  —  denn  das  beschleunigt  die 
Genesung!  Professor  Marshall  sagt  in  einer  seiner  Antworten  an  die 
lloyal  Commission  on  gold  and  silver,  welche  ein  Jahr  später,  als  die 
Commission  on  Depression  of  trade  and  industry  eingesetzt  worden 
war:  .Wenn  eine  Fabrik  mit  5000  Arbeitern  den  Halbtagsbetrieb  ein- 
führt oder  die  Arbeit  gänzlicli  einstellt,  wird  dies  telegraphisch  nach  allen 
Richtungen  des  Landes  vermeldet;  wenn  aber  5000  Menschen,  welche  in 
ihren  eigenen  Wohnungen  arbeiten,  weniger  regelmässig  Arbeit  finden  als 
früher,  erfiihrt  dies  niemand  ausserhalb  ihrer  nächsten  Umgebung" ').  Giffen 
möge  immerhin  Recht  haben,  wenn  er  die  üebertreibung  einen  Factor  nennt, 
mit  Avelchem  wir  bei  Berichten  über  Depressionen  rechnen  müssen,  —  aber 
die  Üebertreibung  wirkt  hier  nicht  ungünstig.  Sie  ist  eine  Warnung  an 
jedermann,  seine  Production  in  gewissen  Richtungen  allzu  ImcIi  auszu- 
dehnen. 

So  hat  aucli  in  diesem  Falle  der  Genesungsprocess  schon  früh 
begonnen,  —  nocii  früher  als  die  Commission  ihren  Schlussbericht  fertig- 
gestellt hatte.  Das  Wochenblatt  The  Statist  schreibt  in  der  Einleitung 
seiner  Financial  and  commercial  history  of  1886:  ,Der  Wendepunkt 
scheint  mit  dem  Beginn  des  Sommers  erreicht  worden  zu  sein:  seit  jeuer  Zeit 
wird  die  Stimmung  mit  jedem  ^lonate,  bald  in  diesem,  bald  in  jenem  Zweige 
günstiger."  Die  grossen  trade  unions  senden  allmonatlich  an  den  Board  of 
Trade  Statistiken  über  die  Arbeitslosen  ihrer  Industrien  ein;  diese  weisen 
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nun  in  den  Jahren  1887,  1888  und  1889  eine  fast  beständige  Abnahme  der 
Arbeitslosen,   —  von  10  Proc.  auf  ungefähr  V'^  Proc. ')  —  aus. 

Es  hat  allerdings  auch  in  den  letzten  8  Jahren  nicht  an  Störungen  und 
ebensowenig  an  jenen  „unsound  speculations"  gefehlt,  von  welchen  Professor 
Nicholson,  als  er  im  Jahre  1888  seinen  Treatise  on  money  veröffentlichte, 
noch  nichts  wahrgenommen  zu  haben  behauptete;  hatte  doch  schon  im  Jahre 
zuvor  ein  grosser  Schwindel  in  Kupfer  begonnen,  welcher  den  Preis  von 
38^8  Pfund  Sterling  auf  107  Pfund  Sterling  per  Tonne  hinaufzutreiben  verstand, 
und  war  doch  auch  die  Argentinische  Bewegung,  welche  mit  der  Baring-Krise 
endete,  damals  schon  in  vollem  Gange.  Später  erfolgte  eine  nicht  minder 
bedeutende  üeberspeculation  in  Australien,  wo  1893  14  Verkehrsbanken  mit 
einem  Obligo  von  2,517.000  Pfund  Sterling  an  Banknoten  und  ungefähr 
83,000.000  Pfund  Sterling  an  Depositen  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben  •'). 

Allein  die  wichtigsten  Ursachen  wirtschaftlicher  Störungen  in  den 
letzten  8  Jahren  waren  vor  allem  die  folgenden :  die  unverzeihliche  Münzpolitik 
der  Vereinigten  Staaten  und  die  weitere  Ausbreitung  des  Schutzzollsystems. 

Unverzeihlich  nenne  ich  die  Miinzpolitik  der  Vereinigten  Staaten,  weil 
sie  jeder  Festigkeit  entbehrte.  Man  wollte  in  Amerika  zwar  das  Silber  nicht 
2um  "Währungsmetall  (Standard)  erheben,  aber  dennoch  die  Ausmünzung 
dieses  Metalles  nicht  sistieren;  man  hat  mit  dem  Silber  eine  Art  Fiirta- 
tion  getrieben,  die  nothwendig  mit  einer  Verstimmung  beider  Parteien 
endigen  musste.  Die  Sherman-Acte,  die  am  13.  August  1890  unter  dem 
Jubel  der  Handelskreise  zustande  gekommen  war,  ward  zum  Schlüsse  unter 
noch  grösserem  Jubel  am  30.  October  1893  wieder  aufgehoben.  Aber  wie 
viel  Unheil  hatte  sie  in  der  Zwischenzeit  gestiftet,  welche  Unruhe  über  den 
Geld-  und  Eft'ectenmarkt  heraufbeschworen  I 

An  zweiter  Stelle  habe  ich  die  weitere  Ausbreitung  des  Schutzzoll- 
systems genannt.  Wenn  wir  sehen,  dass  Frankreich  im  Jahre  1891  für 
4767,  im  Jahre  1893  aber  nur  für  3936  Millionen  Francs  Güter  importierte, 
so  begreifen  wir  die  Ursachen,  aber  auch  die  Folgen  dieser  Veränderung! 
Man  den  keferner  an  die  Mac  Kinley-Aete,  die  so  viele  Interessen  geschädigt 
hat.  Bei  alledem  weisen  die  Zolltarifs-Erhöhungen  seit  dem  Jahre  1883 
überdies  noch  einen  neuartigen  Charakter  aus:  vor  diesem  Jahre  waren  der 
Verzollung  fast  ausschliesslich  Industrieproducte  unterworfen ;  später  aber 
sind  bekanntlich  auch  die  Producte  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  der- 
selben unterworfen  worden,  und  es  sollte  mich  nicht  wundern,  wenn  dies 
zum  weiteren  Sinken  der  Getreidepreise  beigetragen  hätte.  Unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  führt  nämlich  das  Sinken  der  Preise  auf  dem  Welt- 
märkte zu  einer  Vergrösserung  der  Nachfrage ;  wenn  aber  in  vielen  Staaten 
hohe  Getreidezölle  erhoben  werden,  so  dass  sich  das  Sinken  der  Preise  dort- 
selbst  nicht  zur  vollen  Geltung  bringen  kann,  dann  wird  die  Nachfrage  in 
ihrer  Entwicklung  behindert.    Nun  wird,  wie  ich  einer  in  die  Juni-Nummei' 

'}  Vgl.  Report  on  agencies  and  methods  for  dealing  with  the  uneni- 
ployed,  London  1803,  S.  180. 

2)  Vgl.  Th6  Statist  \om  21.  May  1893,  S.  614. 


Goldmanffel  V 


83 


des  De  Economist')   übergegangenen   Zusammenstellung    des   englischen 
Board  of  trade  entnehme,  dermalen 

bei  Weizen  Iji-i  IJogjfen 

in  Deutschland  ein  Zoll  von  1*50  fl.,  bezw.  1-5G  fl., 

,  Frankreich       ,       ,       ,     2-52    ,       ,       l'OS    , 

,  Italien  ,       ,       ,     2-52    ,       ,       !•—    , 

,  Spanien  ,       ,       „     2-87    ,       ,       1-58    , 

per  Hektoliter  erhoben ;   und  das  zu  einer  Zeit,  in  welcher  der  Weizen  zu 

4—5  fl.  verkauft  wird! 

Die  amerikanischen  Getreidezufuhren  haben  in  den  letzten  10  Jahren 
nicht  mehr  so  stark  zugenommen,  als  in  der  unmittelbar  vorausgegangenen 
Periode.  Die  Getreideernte  der  Vereinigten  Staaten,  welche  1881- -1884 
durchschnittlich  181  Millionen  Hektoliter  betrug,  sank  in  den  folgenden 
fünf  Jahren  und  erreichte  auch  für  die  Jahre  1891 — 1893  nur  infolge  der 
ungewöhnlich  guten  Ernte  des  Jahres  1891  die  Durclischnittsziffer  von 
187  Millionen.  Allerdings  kam  aus  anderen  Ländern  viel  Getreide,  so  z.  B.  aus 
Argentinien,  dessen  Getreide-Export  in  den  .Jahren  1884 — 1886  durchschnittlich 
nur  (iUO.OOO  Hektoliter  betrug,  in  den  Jahren  1887—1890  aber  auf  2,200.000, 
1891—1892  auf  5,700.000,  im  Jahre  189^  sogar  auf  13,(500.000  Hektoliter 
stieg.  Kusslands  Export  betrug  per  Jahr  in  Millionen  Hektoliter  ausgedrückt: 

Weizen  Koggen 

1881—1885 25-9  14-1 

1886—1889 31-9  19-2 

1890—1892    .    .     • 32-0  11-6 

Der  Stand  der  Preise  lässt  sich  daher  allerdings  auch  unabhängig  von 
den  Getreidezöllen  erklären.  Allein  wahrscheinlich  haben  die  Zölle  dennoch  — 
infolge  ihrer  ungünstigen  Einwirkung  auf  die  Steigerung  des  Consumes  — 
zu  dem  Sinken  derselben  beigetragen. 

Ich  glaube  hiemit  meine  Betrachtungen  über  das  erste  als  Beweis  für  den 
behaupteten  Goldmangel  angeführte  Moment  abschliessen  zu  können.*)  Sollten 

')  Jahrgang  18H4,  S.  458. 

'"I  Zum  Ueberflusse  sei  hier  nocli  auf  eine  interessante  Statistik  verwiesen,  welche 
W.  E.  Bear  in  Tlie  Economic  Journal  vom  .Tahre  189.S,  S.  400  über  die  Einfahr 
von  Producten  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  nach  England  in  den  Jahren  1882 
und  1892  aufstellt.  Aus  derselben  ergibt  sich  u.  A.,  dass  die  Einfulir  von  Weizen,  Gerste 
und  Hafer  wenig  Veränderungen  unterworfen  war,  dass  aber  die  Einfuhr  von 

Mehl von     13,057,403  auf    22,106.009  (Votner 

Mais „       18,275.731     „       3.i,.385.224 

Fleisch „         4,649.270    „       10,500.109 

Butter  und  Margarin    .    .      „         2,167.717    ,         3,487.549         , 

Wolle „     263,441.171    ,     737,594.163  Pfund 

Eier „     811,000.000    ,  1.336,000.000  Stück 

gestiegen  ist. 

Pie  Einfuhr  von  GroÄSTVieh  stieg  von  343.69!)  auf  502.237  Stück;  hingegen  wird 
die  Einfuhr  von  Schafen  im  Jahre  1882  mit  1,129.391,  im  Jahre  1892  mit  nur  79.048  Stück 
angegeben. 
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dieselben  nicht  als  überzeugend  anerkannt  worden  sein,  so  ziehe  man  ein 
Buch  zu  Käthe,  das  im  Jahre  1890  erschienen  ist  und  leider  viel  zu  wenig 
Beachtung  gefunden  hat,  da?  Buch  Recent  economic  changes  von  David 
A.  Wells.  Dieser  ausserordentlich  sachkundige  amerikanische  Autor  kommt 
nach  aufmerksamer  Verfolgung  der  fallenden  Preisbewegung  in  einer  grossen 
Anzahl  von  Artikeln  zu  dem  Schlüsse,  dass  dieselbe  bei  allen  Artikeln  aus 
der  Entwicklung  der  Production,  der  Verminderung  der  Frachten  und  ähn- 
lichen Ursachen  zu  erklären  sei.  Sollten  noch  andere  Ursachen  hiebei  mit- 
gewirkt haben,  dann  müsse  ihre  Wirkung  „sehr  gering,  wenn  nicht  voll- 
ständig unmerkbar  gewesen  sein"  (S.  205). 

Ich  erinnere  mich  nicht,  irgendwo  einer  Widerlegung  dieser  ebenso 
klaren  als  sachlichen  Beweisführung  begegnet  zu  sein.  Man  beschränkt  sich 
gegenüber  dergleichen  Argumentationen  gewöhnlich  auf  die  allgemeine  Be- 
merkung, dass  die  angeführten  Ursachen  auch  in  dem  Zeiträume  1850  bis 
1870  wirksam  gewesen  seien  und  in  diesen  Jahren  dennoch  kein  Sinken 
der  Preise  wahrgenommen  worden  sei.  Dabei  wird  aber  übersehen,  dass  die 
Eröffnung  des  Suez-Canales  erst  Ende  des  Jahres  1869  erfolgte;  dass  die 
Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  ausserhalb  Europas  erst  in  der  letzten 
Zeit  grösseren  Umfang  angenommen;')  dass  das  Freihandelsystem  vor  1870 
an  Terrain  gewonnen,  in  der  Folge  aber  an  Terrain  verloren ;  dass  der  Krim- 
krieg und  der  amerikanische  Bürgerkrieg  auf  die  Preise  vieler  Artikel  zurück- 
gewirkt hat,  —  mit  einem  Worte,  dass  eine  Vergleichung  der  Perioden  von 
1850 — 1870  und  1871 — 1893  nicht  so  ohne  Weiteres  zulässig  erscheint. 
Aber  selbst  angenommen,  es  könnte  —  was  ja  viele  der  grössten  National- 
ökonomen jener  Zeit,  so  Cairnes,  Jevons.  Michel  Chevalier,  angenommen 
haben  —  bewiesen  werden,  dass  die  Goldproduction  in  den  Jahren  1850 
bis  1870  eine  übermässige  gewesen  sei?  Selbst  dann  würde  ja  der  Um- 
stand, dass  die  Preisentwicklung  später  eine  andere  wurde,  noch  immer 
keinen  Beweis  für  Goldmangel,  sondern  nur  für  den  Satz  erbringen,  dass 
in  den  Jahren  1850 — 1870,  wenigstens  bei  jenen  Artikeln,  auf  welche  der 
Kiimkrieg  und  der  amerikanische  Bürgerkrieg  keinen  Einfluss  übten,  bei 
normalem  Verlaufe  der  Dinge  ein  Sinken  der  Preise  hätte  eintreten  müssen, 
wenn  demselben  nicht  durch  das  Uebermaass  der  Goldproduction  entgegen- 
gewirkt worden  wäre. 


*)  Im  Betrieb  standen: 

1850 

1870 

1889 

Amerika     .    .    . 

.    14.360  km 

93.775  km 

317.925  km 

Asien 

» 

7.784    „ 

31.024    „ 

Afrika     .... 

—            n 

1.782    „ 

8.635    , 

Australien      .    . 

'                 « 

1.569    , 

17.922    „ 

14.360  km        104.910  km        375..506  km 

Vermehrung  in  den  Jahren  18.50-1870 90.550  km 

„       1870—1889 270.596    , 


(joldrnangel 
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Treten  wir  nunmehr  in  die  Erörterung  des  zweiten  Argumentes  ein, 
welches  in  dem  Hinweise  auf  die  lebhafte  Nachfrage  nach  Gold  besteht, 
dio  in  den  letzten  20  Jahren  entstanden  ist.  Eines  von  beiden,  nift  man 
uns  zu :  Entweder  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  welches  den  Wert 
aller  Dinge  beherrscht,  findet  auf  das  Geld  keine  Anwendung  —  und  wer 
möchte  das  behaupten  wollen  ?  Oder  aber  es  findet  Anwendung,  und  wie 
sollte  es  dann  möglich  sein,  dass  das  Gold  nicht  im  Werte  gestiegen  sei? 
Deutschland  münzte  in  den  Jahren  1871 — 1875  fQr  1275  Millionen  und  in 
den  folgenden  17  .Jahren  noch  für  1349  Millionen  Mark  Gold  aus.  Die  Bank 
von  Frankreich  steigerte  zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  cours  force  in 
der  Zeit  zwischen  dem  31.  December  1871  und  1876  ihren  GoldvoiTath  um 
947  Millionen  Francs.  Die  Vereinigten  Staaten  erklärten  ihr  Papiergeld  mit 
1.  Jänner  1879  für  einlösbar  und  behielten  zur  Sicherung  dieser  Einlösbar- 
keit  nicht  nur  sechs  Jahre  hindurch  das  producierte  eigene  Gold  zurück, 
sondern  führten  per  Saldo  der  Jahre  1878 — 1883  noch  weitere  187  Millionen 
Dollars  ein.  Sie  hatten  in  den  Jahren  1871 — 187(5  (1877  bildet  das  Ueber- 
gangsjahr)  reichlich  227  Millionen  Dollars  (per  Saldo)  ausgeführt;  ')  nach 
diesem  Maasstab  gerechnet,  wurden  also  die  nicht-amerikanischen  Volkswirt- 
schaften um  miiidostens  414  Millionen  Dollars  oder  um  mehr  als  eine  Milliarde 
niederländischen  Geldes  verkürzt!  Man  denke  ferner  noch  an  die  kleineren 
Staaten,  die  zur  Goldwährung  übergiengen;  an  Italien,  welches  1881  ein  Anlehen 
im  Betrage  von  644  Millionen  Francs  abschloss,  wovon  es  398  Millionen  in 
Gold  erhielt;*)  an  Oesterreich-Ungarn,  das  im  Zusammenhange  mit  seiner 
Valutaregulierung  in  der  Periode  vom  1.  Jänner  1892  bis  1.  Juli  1893  reichlich 
130.000  Kilo  Gold  (215  Millionen  Gulden)  mehr  ein-  als  ausgeführt  hat; 
endlich  an  Eussland.  welches  in  den  letzten  Jahren  einen  grossen  Goldvorrath 
angesammelt  hat:  in  der  Reichsbank  allein  —  und  Kussland  hat  noch 
anderweitige  Goldvorräthe  —  lagen  am  16.  Mai  1894  um  400  Millionen 
Gulden  mehr  als  am  1.  Jänner  1886.  Dies  alles  sollte  ohne  Einfluss  auf 
den  Wert  des  Goldes  geblieben  sein  ?  Und  dies,  obwohl  sich  der  Handels- 
verkehr stark  ausgebreitet,  die  jährliche  Goldproduction  aber,  die  in  der 
Periode  1851 — 1870  durchschnittlich  323  Millionen  Gulden  betrug,  in  der 
Periode  1871—1875  auf  287,  in  der  Periode  187t)— 1880  auf  284,  im 
Jahre  1883  sogar  auf  247  Millionen  Gulden  vermindert  hat  und  der 
industrielle  Verbrauch  an  Gold  auf  beinahe  150  Millionen  Gulden  jährlich 
geschätzt  wird  ?     Unmöglich  ! 

Diese  Argumentation  scheint  sehr  zwingend  zu  sein :  es  wundert  mich 
auch  keinen  Augenblick,  dass  sie  überzeugend  erscheint  für  jene,  welche  — 
wie  noch  unlängst  Professor  Nicholson  in  der  Versammlung  der  Inter- 
national bimetallic  Conference  in  London^)  —  bei  Beurtheilung  der 


')  Soetbeer,  Materialien,  S.  55. 

')  Tabellen  zur  Währun^sstatistik,  verfasst  im  k.  k.  Finanzministerinm. 
Wien  1893,  S.  41. 

')  Keport  of  tlie  procoedings,  S.  28. 
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Preisentwicklung  das  Jahr  1873  zum  Ausgangspunkt  oder  die  sehr  unvoll- 
ständige Statistik  von  Sauerbeck  zum  Maasstab  nehmen.  Denn  diese 
Beobachter  constatieren  auf  der  einen  Seite  ein  fast  ununterbrochenes  Sinken 
der  Preise  während  der  letzten  20  Jahre,  auf  der  anderen  Seite  aber  eine 
bedeutende  Steigerung  der  Nachfrage  nach  Gold;  da  ist  denn  nichts  natür- 
licher, als  dass  sie  das  Zweite  als  eine  Folge  des  Ersten  betrachten.  Zweifel 
werden  erst  rege,  wenn  man  zur  Einsicht  gelangt  ist,  dass  man  einerseits 
nicht  die  Preise  des  Jahres  1873  zum  Ausgangspunkt  nehmen  darf,  weil 
es  Schwindelpreise  sind;  und  dass  andererseits  eine  Statistik,  die  nur  45  — 
oder  eigentlich,  da  6  Artikel  zweimal  vorkommen,  nur  39  —  Artikel  um- 
fasst,  keinen  verlässlichen  Maasstab  abzugeben  vermag.  Dann  wird  man 
daran  gehen,  diese  Argumentation  einer  Kritik  zu  unterwerfen  und  vor- 
schreitend immer  mehr  Stoff  für  Kritik  finden.  Ich  werde  im  Folgenden  auf 
einige  Umstände  verweisen,  welche  nicht  ausseracht  gelassen  werden  dürfen, 
wenn  man  sich  über  die  Bedeutung  der  Goldbewegung  in  den  letzten 
20  Jahren  Rechenschaft  geben  will,  —  Umstände,  welche  nichtsdestoweniger 
in  Beweisführungen  wie  der  oben  citierten  regelmässig  unberücksichtigt 
geblieben  sind. 

Man  pflegt  auf  die  Ausmünzungen  Deutschlands  seit  1871  grossen 
Nachdruck  zu  legen ;  aber  warum  erwähnt  man  niemals  der  viel  bedeuten- 
deren Ausmünzungen  Frankreichs  während  der  vorausgehenden  20jährigen 
Periode,  welche  gewiss  nicht  als  eine  Periode  des  Goldmangels  bezeichnet 
werden  kann  ? 

Diese  Ausmünzungen  betrugen  in  Francs: 

1852—1856 1,822,230.305 

1857—1861 2.290,617.475 

1862— 18G6 1.227,278.155 

1867-1871 878.407.065 

Zusammen  .    .    6.218.528.000 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  Frankreich  in  diesen  Jahren  sehr  viel 
Silber  ausgeführt  hat  und  diese  Silberausfuhr  dank  der  Doppelwährung  die 
gleiche  Wirkung  hatte,  als  wäre  es  Ausfuhr  von  Gold  gewesen.  Aber  die 
Geldeinfuhr  war  grösser  als  die  Ausfuhr:  Der  Ueberschuss  betrug,  wenn 
man  der  officiellen  Statistik  Glauben  schenkt,  in  den  Jahren  1851 — 1870 
nicht  weniger  als  4197  Millionen  Francs. '). 

Desgleichen  hat  auch  Britisch  -  Indien  in  diesen  Jahren  (nebst 
1.582,700.000  Rupien  Silber)  besonders  viel  Gold  an  sich  gezogen,  nämlich 

1851—1870 814,100.000  Rupien 

gegen  1871—1890 536,400.000 

daher  1851—1870  um 277,700.000  Rupien  mehr. 

Es  geht  also  nicht  an,  sich  die  zweite  dieser  Perioden  als  eine  solche 
ungewöhnlichen  Goldbedarfes  vorzustellen;  vergleicht  man  sie  mit  der 
vorausgehenden,  so  ist  der  Unterschied  kein  so  besonders  grosser! 

')  Ä.  de  Foville,  La  france  ecouomLque,  Annee  1887,  S.  2'2S. 
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Beachten  wir  aber  ferner  noch  zwei  weitere  Momente.  Eine  der  That- 
sachen,  auf  welche  man  mit  besonderem  Nachdrucke  verweist,  ist  die  starke 
Goldnachfi-aj,'e  Nordamerikas  in  den  Jahren  1878 — 1883  im  Betrage  von 
187  Millionen  Dollars ;  da  dieselbe  an  Stelle  einer  Goldzufuhr  von  227  Mil- 
lionen trat,  entstand  für  die  Länder  ausserhalb  Nordamerikas  ein  Ausfall 
,von  mehr  als  einer  Milliarde  holländischen  Geldes. 

Nun  zeigt  sich  aber  gerade  in  diesen  Jahren  kein  durchgehendes 
Sinken  der  Preise!  Die  114  Artikel  Dr.  Soetbeers  standen 

auf  128-33 im  Jahre  1876 

,    127-70 ,       ,       1877 

,    120-60 ,       ,       1878 

,    117-10 ,       ,       1879 

,    121-89 ,       ,       1880 

,    121-07 ,       ,       1881 

,    122-U ,       ,       1882 

,    122-24 ,       ,       1883. 

Man  wird  vielleicht  darauf  verweisen,  dass  zwischen  den  Jahren  1877 
und  1879  immerhin  ein,  u.  zw.  recht  belangreiches  Sinken  der  Preise  statt- 
gefunden hat.  Aber  gerade  dies  ist  das  Bemerkenswerte,  weil  in  diesen 
Jahren  die  Goldnachfrage  Amerikas  noch  wenig  Bedeutung  hatte;  erst  in 
den  Jahren  1880  und  1881  ist  sie  beträchtlich  geworden'),  und  gerade  in 
diesen  Jahren  sinken  die  Preise  nicht,  sondern  steigen  sogar  einigei-maassen. 
Man  wird  zugeben  müssen,  dass  dieser  Umstand  zu  denken  gibt. 

Nicht  minder  gilt  dies  vom  zweiten,  der  mit  dem  eben  erwähnten  in 
Verbindung  steht.  Die  Goldnachfrage  Amerikas  ist  endlich  befriedigt;  im 
Jahre  1 884  liefert  dieses  Land  bereits  wieder  Gold  zur  Ausfuhr  (1 8,250.640  Doli.), 
und  wenngleicli  es  im  folgenden  Jahre  ungefähr  den  gleichen  Betrag  zurück- 
nimmt, wird  in  der  Folgezeit  doch  ein  Goldexport-Ueberschuss  die  Kegel. 
Die  Vereinigten  Staaten  haben  in  den  Jahren  1885/86  bis  1889/90  fast  3*/», 
in  den  Jahren  1890  91  bis  1892/93  reichlich  ■>2  Millionen  Dollars  an  Gold 
mehr  aus-  als  eingeführt,  d.  i.,  in  holländischem  Gelde  ausgedrückt,  mehr 
als  433  Millionen  Gulden.  Zugleich  nimmt,  insbesondere  ausserhalb  Nord- 
amerikas, die  Goldproduction  bedeutend  zu.  Im  Jahre  1883  war  die  Pro- 
duction  auf  ir)1.130  Kilo  im  Werte  von  247  Millionen  Gulden  gefallen; 
1893  erreicht  sie  226,700  Kilo  *)  im  Werte  von  375  Millionen  Gulden,  d.  i. 
um  50  Proc.  mehr  als  im  Jahre  1883  und  um  13  Proc.  mehr  als  der 
Durchschnitt  der  Jahre  1851 — 1860,  in  welchen  die  Goldproduction  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hatte. 

Aber  gerade  in  dieser  Periode  der  steigenden  Goldzufuhren  beginnt 
das  Sinken  des  allgemeinen  Preisniveaus,  und  dieses  Niveau  ist  bis  heute 
noch  bei  weitem  nicht  auf  seinen  früheren  Stand  gebracht! 

')  1878  :  4,1-25.760;     1879  :  l,037..'i34  ;     1880  :  77,119.371;     1881  :  97,466.127: 
1882  :  1,789.174;     1883  :  6,133.'261  Dollars. 

')  A.  Eaffalovich,  Le  marche  financier  en  1893—94,  S.  .S-23.  Tlie  ötatist 
vdiii  19.  Mai  1894  gibt  eine  nooli  höhere  ZirtVr,  nämlich  2-29.339  Kilogramm,  an. 
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Was  kann  hieraus  abgeleitet  werden  ?  Etwa,  dass  Goldzufuhreii  und 
Preise  miteinander  niclits  gemein  haben?  Ganz  gewiss  nicht;  ich  wollte 
vielmelir  nur  beweisen,  dass  hier  andere  Factoren  mitgewirkt  haben  müssen, 
welche  einen  weit  grösseren  Einfluss  gehabt  haben ;  und  welche  Factoren 
dies  gewesen  sind,  wurde  bereits  in  einem  früheren  Theile  dieses  Aufsatzes 
dargelegt.  Die  Goldproduction  nimmt  ab,  und  Nordamerika,  das  Gold  zu 
liefern  pflegt,  zieht  Gold  an  sich:  die  Preise  bleiben  stabil.  Die  Gold- 
production nimmt  zu,  und  Nordamerika  liefert  wieder  anselinliehe  Mengen 
Goldes :  die  Preise  aber  sinken  und  erlangen  ihre  frühere  Höhe  nicht 
wieder.  Ist  ein  Mehr  erforderlich,  um  zu  der  Folgerung  zu  gelangen,  dass 
der  Einfluss  der  Goldbewegung  nicht  so  gross  gewesen  ist,  als  gewöhnlich 
angenommen  wird,  dass  die  Wirkungen  derselben  jedenfalls  von  den  Wirkungen 
anderer  Ursachen  stark  übertroffen  werden  ?  Die  früher  citierte  Aeusserung 
Wells  in  seinem  Werke  Eecent  economic  changes  erscheint  mir  hiedurch 
neuerlich  bekräftigt. 

Nunmehr  wird  es  auch  klar,  wie  eigentlich  das  Problem  zu  lauten 
hat,  welches  wir  hier  zu  lösen  suchen. 

Es  lautet:  Wie  kommt  es,  dass  trotz  der  lebhaften  Goldnachfrage 
in  den  Jahren  1873 — 1883  in  dieser  Periode  kein  stärkeres  Sinken  der 
Preise  erfolgte,  als  sich  aus  der  Keaction  auf  die  vorangegangene  Preis- 
auftreibung  erklären  lässt?  Und  wie  kommt  es,  dass  sich  die  Preise  seit 
dem  später  eingetretenen  Sinken  nicht  erholt  haben,  obwohl  der  Goldbedarf 
inzwischen  wesentlich  geringer  geworden  ist  und  das  Angebot  von  diesem 
Metall  eine  früher  nie  erreichte  Höhe  erlangt  hat? 

Icli  möchte  zu  der  einen  und  zu  der  anderen  Frage  noch  einige  Bemer- 
kungen machen.  In  erster  Linie  sei  hier  an  den  Umfang  des  Vorrathes,  auf 
welchen  die  Goldbewegungen  Einfluss  nehmen,  erinnert.  Dieser  Von-atli  ist 
viel  grösser,  als  man  gewöhnlich  annimmt. 

Bei  Beurtheilung  des  Einflusses,  den  die  Ein-  oder  Ausfuhr  einer 
bestimmten  Quantität  Goldes  auf  den  Wert  des  Goldgeldes  in  einem  Lande 
oder  einer  Gruppe  von  Ländern  ausüben  dürfte,  wird  häufig  ein  Fehler  be- 
gangen. Man  vergleicht  die  ein-  oder  ausgeführte  Quantität  mit  der  in  dem 
oder  den  Ländern  zu  dieser  Zeit  vorhandenen  Quantität  Goldes  und  vergisst, 
hiebei  auch  die  silbernen  Münzen,  deren  Wert  sich  nach  dem  Golde  richtet,  zu 
berücksichtigen.  In  Ländern  mit  sogenannter  hinkender  Währung  —  imd  zu 
diesen  gehören  ausser  Holland  und  seinen  Colonien  auch  die  Länder  der 
lateinischen  Union,  Deutschland,  Oesterreich -Ungarn  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  —  nimmt  die  Creditratinze  eine  wichtige  Stellung 
ein.  A.  de  Foville  berechnet,  dass  in  Frankreich  drei  Achtel  der  vor- 
handenen Münzen  dazu  gehören  (2'/2  Milliarden  von  6'/.,  Milliarden  Francs)*), 
und  der  bekannten  Monographie  G.  M.  Boissevains  über  die  Münzfrage  ^) 
entnehme  ich  folgende  Schätzung  der  Mengen  ausgemünzten  Geldes  in 
Europa,  den  Vereinigten  Staaten  und  Australien: 

')  Bulletin  de  l'lnstitut  international  de  statistique,  Tome  VI,.  S.  257. 
'j  Le  Probleme  nionetaire  et  sa  Solution,  Paris  1891,  S.  78. 


Goldmanxel? 


3i» 


Gold 17.400  Millionen  Francs 

Silber _^0,500 ,  , 

.    27.900  Millionen  Francs. 


Zusammen 


Die  genannten  silbernen  Münzen  würden  nacb  dieser  Berechnung  :J7  Proc. 
der  Gesammtmenge  betragen.  Es  macht  daher  einen  grossen  Unterschied, 
ob  man  dieselben  in  Betracht  zieht  oder  niclit,  denn  in  letzterem  Falle 
erscheint  die  Bedeutung  der  Goldausfuhr  viel  grösser  als  in  ersterem.  Nehmen 
wir  z.  B.  an,  dass  für  500  Millionen  Gulden  Gold  aus  Frankreich  abfliesst: 
Sind  die  Schätzungen  A.  de  Foville's  richtig,  so  ist  dies  ein  Achtel  des 
Goldvori'athes,  aber  nur  ein  Dreizehntel  des  Geldvorrathes ;  und  da  man  den 
Geldvorrath  (einschliesslich  des  ungemünzten  Edelmetalles  der  Banken)  zum 
Maasstabe  nehmen  niuss  und  nicht  den  Goldvorrath,  so  werden  die  Folgen 
dieser  Ausfuhr  weit  fiberscliätzt,  wenn  man  anders  vorgeht. 

Ein  Beispiel  möge  die  Bedeutung  dieser  Ausführungen  näher  erläutern. 
Nach  dem  neuesten  Bankausweise  waren  am  '31.  December  1893  in  Holland 
vorhanden : 

An  Silbergeld  (incl.  Scheidemünze)  ....  142,483.000  Gulden 
,    Goldgeld   ....  47,581.000  Gulden 
,    sonstigem     Golde 

bei  der  Bank    .    .  21,043.000        ,  68,624.000 


Zixsammen  .  .  .  211,107.000  Gulden. 
Wenn  nun  diesem  Vorrathe  50  Millionen  Gulden  Gold  entnommen 
werden  und  der  entstandene  Ausfall  nicht  durch  Import  ersetzt 
werden  kann,  dürften  wir,  um  die  Bedeutung  dieses  Ausfalles  für  die 
Entwicklung  der  Preise  zu  ermitteln,  nicht  rechnen:  Früher  waren  G8  Millionen 
Gulden  Gold,  hievon  sind  18  Millionen  Gulden  übrig  geblieben,  es  wird 
daher  eine  Geld-Appretiation  im  Verhältnis  von  18  :  68  entstehen.  Sondern 
diese  Rechnung  müsste  lauten:  Früher  waren  an  Münzen  und  Münzmateriale 
211  Millionen  Gulden,  diese  211  Millionen  verminderten  sich  auf  161  Millionen 
Gulden;  es  wird  daher,  falls  der  Bankvonath  nicht  eine  dauenide  Vermin- 
derung erleiden  kann,  in  Holland  eine  Appretiatiou  des  Goldes  im  Verhältnis 
von  161  :  211  entstellen.  Ich  kann,  um  nicht  allzu  weitläufig  zu  werden, 
in  diese  Frage  hier  nicht  näher  eingehen;  man  könnte  insbesondere  die  Frage 
aufwerfen,  ob  der  entnommene  Betrag  nicht  unterschiedslos  mit  Allem,  was 
Geldfunctionen  venichtet, inbesondere  also  auch  mit  den  Banknoten,  in  Vergleich 
gebracht  werden  müsse.  Es  wäre  ein  complicierter  Nachweis  erforderlich, 
um  darzuthun,  dass  die  Rechnung  am  genauesten  in  der  eben  angedeuteten 
Weise  angestellt  wird.')  Rechnet  man  aber  auf  diese  Weise,  dann  ist  es 
leicht  erklärlich,  dass  selbst  eine  an  sich  bedeutende  Goldbewegung  nur 
geringen  Einfluss  hat.  Je  grösser  ein  Bassin,  desto  weniger  steigt  oder 
fällt    das   Niveau  infolge    Zu-   oder  Abfliessens    einer    bestimmten   Menge 


')  Für  Holland  allerdings  könnte  man  auch  die  umlaufenden  Cassenscheine,  deren 
Höchstbetrng  1."«  Millionen  betrügt,  mitrechnen. 
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Wassers.  Meine  Bemerkungen  zielten  nun  dahin :  Man  stelle  sich  das  Bassin, 
Ton  welchem  hier  die  Eede  ist,  nicht  zu  klein  vor! 

Ebensowenig  vergesse  man  aber,  dass  dasselbe  stets  ,in  reichlichem 
Maasse  gefüllt  worden  ist,  und  das  ist  das  zweite  Moment,  auf  welches  ich 
hier  aufmerksam  machen  möchte.  In  den  Jahren  1881—1885.  als  die  Gold- 
production  auf  155.000  Kilo  gesunken  war,  betrug  sie  noch  immer  100.000 
Kilo  (oder  165  Millionen  Gulden)  mehr  als  im  Durchschnitte  der  Jahre 
1841 — 1850  produciert  wurde,  und  mehr  als  das  Siebenfache  der  durch- 
schnittlichen Production  der  Jahre  1831— 1840. ')  Das  sind  keine  unbe- 
deutenden Zahlen;  und  woraus  sollte  sich  ergeben,  dass  sie  ungenügend 
waren  ?  Man  schätzt  die  Quantität,  die  alljährlich  für  industrielle  Zwecke 
erfordert  wird,  auf  90.000  Kilogramm.  Nehmen  wir  diese  Schätzung  als 
richtig  an,  dann  bleiben  selbst  in  den  Jahren  1881 — 1885  noch  jährlich 
65.000  Kilogramm  im  Werte  von  107  Millionen  Gulden  verfügbar;  das  sind 
20  Proc.  mehr,  als  die  gesammte  Jahresproduction  in  der  Periode  1841 
bis  1850  betrug. 

Doch  machen  wir  die  Probe  auf  die  Gesammtsumme.  Wenn  die  Pro- 
duction vor  10  Jahren  noch  eben  zureichend  gewesen  ist,  muss  sie  später, 
als  sie  ansehnlich  wuchs,  überreichlich  geworden  sein ;  wir  müssen  dann 
also  Goldansammlungen  bei  den  Banken  wahrnehmen  können.  In  der  That 
finden  wir  solche  Ansammlungen  vor.  Das  Wochenblatt  L'Economiste 
Europeen  gibt  regelmässige  Uebersichten  über  die  Bankvorräthe  in  Europa. 
Aus  denselben  erhellt,  dass  sich  die  Bankvorräthe,  in  Millionen  Francs  aus- 
gedrückt, wie  folgt  darstellen : 

Gold  Silber 

31.  December  1888 4436  2496 

31.  December  1893 6084  2459 

5.  Juli  1894 6549  2666 

Wir  finden  also  während  der  letzten  5'/g  Jahre  eine  Vermehrung  der 
Goldvorräthe  um  zwei  Milliarden  Francs.*) 

')  1831—1840 20.289  Kilogramm  per  Jalir 

1841—18.50 54.7.59  „  „ 

1851  —  1860 200.569  „  , 

1861—1870 190.042  „ 

1871—1880 173.1.59 

1881—1885 1.54.959     „       „ 

1886—1890 166.791 

1891        189.817 

1892        209.941 

1893        226.760 

Die  drei  letzten  Zahlen  sind  einer  von  Eaffalovich,  Le  marclie  financier  en 
1893 — 1894  S.  323  aus  dem  Commercial  and  financial  chronicle  von  New-Vork 
übeniommenen  Berechnung  entlehnt.  Die  übrigen  Zahlen  rühren  von  Soetbeer  her,  u.  zw. 
zum  Theile  aus  dessen  Materialien,  zum  Theile  aus  dessen  Literaturnachweis  über 
Geld-  und  Münzwesen,  Berlin  1892.  Die  Soetbeer'schen  Zahlen  weichen  kaum 
nennenswert  von  jenen  des  Chronicle  ab. 

^)  Vgl.  die  Nummern  vom  6.  Januar  und  21.  Juli  1894. 
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Noch  eine  andere  Probe.  Wir  haben  früher  gesehen,  wie  viel  Gold 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  in  den  Jahren  1878 — 1883  absor- 
biert haben.  Vergleichen  wir  nunmehr  den  Stand  der  wichtigsten  Banken 
wäiivend  dieser  .Jahre,  ob  bei  denselben  irgend  eine  Wirkung  dieses  Umstandes 
walirnehmbarist.  (Man  findet  die  betreffenden  Daten  in  Soetbeers  Materialien). 
Die  Goldvonäthe  betrugen  mit  Ende  December: 


1H83 

21,566.273 

8,084.557 

Francs  050,553.401 

71,885.000 

23,506.960 

77,682.053 

558,577.000 

170,344.247 

12,102.795 

34,871.372.«) 


Pf.  St. 


Gulden 

w 

Mark 
Rubel 
Kronen 


1877 

Bank  von  England Pf.  St.       24,386.794 

Schottische  und  irische  Bank        ,  7,956.252 

Bank  von  Frankreich     .    .    ,  Francs  1.177,100.000 

Bank  von  Belgien ,  61,200.000 

Bank  von  Holland Gulden       50,.509.237 

Oesterr.- Ungar.  Bank  ....       ,  67,376.205 

Alle  deutschen  Banken')  .    .    Mark      452.173.000 

Bank  von  Russland   ....  Rubel      122,772.157 

Schwedische  Reichsbank    .    .  Kronen         8,754.498 

Bank  von  Norwegen  ....       ,  21,422.153 

Die  einzige  Veniiinderung  von  Belang   ergibt  sich  also  bei  der  Bank 

von  Frankreich  mit  227  Millionen  Francs;  dieselbe  findet  jedoch  ihre  Erklärung 

in  dem  Umstände,  dass  Italien  in  diesen  Jahren  seinen  Goldvon-ath  erheblich 

verstärkt  hat.    Die  italienischen  Banken  besassen  nämlich 

am  31.  December  1877  76,805.285  Francs, 

,      ,  ,  1883  aber  220,248.999       , 

in  Gold.    Von  einem  dauernden  Einflüsse  der  amerikanischen  Goldnachfrage 

ist  daher  fast  keine  Spur  zu  entdecken.  Ist  hieraus  nicht  der  Schluss  zu 
ziehen,  dass  diese  Nachfrage  schliesslich  durch  Gold  befriedigt  werden  konnte, 
das  ausserhalb  Amerikas  produciert  worden  ist?  An  vorübergehenden  Ein- 
wirkungen hat  es  natürlich  nicht  gefehlt.  Die  Bank  von  England  nmsste 
ihren  Discont  zweimal,  am  14.  October  1878  und  am  30.  Jänner  1882, 
auf  ti  Percent  erhöhen.  Allein  keine  dieser  Erhöliuiigen  war  von  langer 
Dauer:  Schon  am  12.  März  1879  finden  wir  den  Discontsatz  wieder  auf 
2V2  Proc,  am  23.  März  1882  auf  3  Proc;  und  wiewohl  bald  darauf  wieder 
Erhöhungen  vorgenommenen  wurden  (am  14.  September  1882  auf  5  Proc), 
wird  der  Disconto  doch  schon  wenige  Monate  darauf  wieder  auf  3  Proc. 
ermässigt.  Man  hat  über  die  amerikanische  Goldfrage  schon  viel  gesprochen; 
allein  wenn  man  den  Gang  der  Ereignisse  ruhig  überblickt,  wird  man  zu- 
geben müssen,  dass  der  Einfluss  derselben  auf  den  Geldmarkt  kein  sehr 
tiefgehender  war. 


')  Gold  und  Silber. 

ä)  In  den  Beilagen  zu  dem  First  Report  der  Gold  and  Silver  Conimission 
S.  313  werden  die  tiesaninitniengen  (mit  Inbegriff  der  .\ustralischen  und  Amerikanischen 
Banken)  ausgewiesen.  Nach  Abzug  der  Beträge  in  diesen  letzteren  ergibt  sich  in 
Millionen  Gulden: 

Für  das  Jahr  1S77 1416 

.       „        -      1S83 1»!44. 
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IV. 

Die  Hauptargumente,  auf  welchen  die  Theorie  von  dem  herrschenden 
Goldmangel  beruht,  sind  nunmehr  der  Reihe  nach  untersucht  worden,  und 
das  Resultat  dieser  Untersuchung  lautet  nicht  zu  Gunsten  der  Stichhältigkeit 
dieser  Argumente.  Ich  kann  der  Vorstellung,  die  man  uns  über  den  all- 
gemeinen Entwicklungsgang  der  Preise  und  der  Gründe,  durch  welchen 
derselbe  hervorgerufen  Avovden  sein  soll,  zu  geben  versucht,  nicht  beistimmen. 
Nach  den  vollständigsten  Daten,  über  welche  wir-  verfügen,  ist  das  Preis- 
niveau, mit  Ausnahme  der  abnormalen  Zeitperiode  1871 — 1875,  erst  nach 
1883  gesunken,  und  dieses  Sinken  lässt  sich  vollkommen  aus  Momenten 
erklären,  welche  nicht  mit  dem  Gelde,  sondern  mit  den  Gütern  zusammen- 
hängen. Es  sind  allerdings  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Nachfragen 
nach  Gold  entstanden,  allein  solche  bestanden  auch  in  früheren  Jahren  und 
werden  jetzt  ebenso  wie  damals  durch  neue  Zufuhren  befriedigt.  Dass  die 
Goldproduction  bis  zum  Jahre  1883  abgenommen  hat,  lässt  sich  nicht  in 
Abrede  stellen;  allein  später  hat  sie  wieder  zugenommen  und  zwar  in  einem 
derartigen  Maasse,  dass  sie  jetzt  mehr  beträgt  wie  je.  Und  noch  immer  zeigt 
diese  Production  eine  steigende  Tendenz,  ja  es  lässt  sich  voraussehen,  dass 
sie  bald  die  Ziffer  von  400  Millionen  Gulden  erreichen,  —  also  reichlich 
ein  Fünftel  mehr  betragen  wird  als  der  Durchschnitt  der  Ausbeute  in  den 
Jahren  18-51 — 18fiO.  Der  Reichthum  der  südafrikanischen  Minen  übertrift"t 
alle  Erwartungen;  man  nimmt  an,  dass  sie  im  Jahre  1894  schon  4  Millionen 
Pfund  Sterling  ergeben  werden,  und  es  können  Jahre  verstreichen,  ehe  diese 
Quellen  erschöpft  sind.  Auch  in  West-Australien  entwickelt  sich  die  Gold- 
production sehr  kräftig;  im  Jahre  1890  wurde  nur  für  86.000  Pfund 
Sterling  Gold  ausgeführt,  im  Jahre  1893  schon  für  421.000  Pfund  Sterling, 
für  die  nächste  Zukunft  aber  erwartet  man  noch  viel  höhere  Ziffern').  Wie 
immer  also  das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  in  den  letzten 
10  bis  12  Jahren  gewesen  sein  mag,  dermalen  hat  sicherlich  das  Angebot 
das  Uebergewicht. 

Man  wird  zum  Schlüsse  vielleicht  die  Frage  aufwerfen,  welche  praktischen 
Tendenzen  dieser  Aufsatz  verfolgt,  —  ob  er  gegen  den  Bimetallismus  gerichtet 
sei?  Hierauf  diene  als  Antwort,  dass  dieser  Aufsatz  nicht  in  Verfolgung  irgend 
einer  solchen  Tendenz  geschrieben  wurde.  Es  haben  sich  im  Stande  der  Preise 
Veränderungen  ergeben,  es  sind  starke  Goldbewegungen  zu  Tage  getreten.  Neue 
Theorien  (oder  waren  es  die  alten  in  modernem  Gewände?)  werden  zur  Erklärung 
und  Aufhellung  dieser  Veränderungen,  zur  Erläuterung  ihrer  Consequenzen  vor- 
getragen. Da  schien  es  mir  denn  nützlich,  hievon  Kenntnis  zu  geben  und  es  zu 
ermöglichen,  zu  einem  selbständigen  Urtheil  sowohl  über  die  Thatsachen,  als 
über  die  Theorien,  welche  auf  denselben  aufgebaut  Avorden  sind,  zu  gelangen. 

Allerdings  ist  der  Mangel  an  Gold  allmählich  so  sehr  das  Hauptargument 
der  Bimetallisten  geworden,  dass  niemand  denselben  leugnen  oder  auch  nur 
in  Zweifel  ziehen  darf,  ohne  Gefahr  zu  laufen,  als  Anti-Bimetallist  angesehen 


1)  Vgl.  The  Times,  Weelily  editiun,  vom  27.  Juli  18<)4,  S.  .588. 
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zu  werden.  Man  liut  iriii-  bereits  zu  verstehen  gej,'eben,  dass  ch  „in  meinem 
Heraen"  schon  Anti-Bimetallist  sei;  ja  ein  witziger  Kedacteur  einer  Nieder- 
ländischen Zeitung  fflhrt  mich  sciion  in  der  Liste  derjenigen  auf,  welche 
sich  schämen,  in  ihrer  Jugend  ein  wenig  „bimetallistelf  zu  haben.  Mit  bestem 
Danke  für  die  Beaciitung,  welche  man  meinen  Anschauungen  widmet,  möchte 
ich  hier  feststellen,  dass  sich  in  denselben  nichts  geändert  hat.  Die  theoretischen 
Bedenken  gegen  den  Bimetiillisnius,  welche  einer  unserer  besten  National- 
Oekonomen  bereits  vor  fünfundzwanzig  Jaiiren  widerlegt  hat,  ersciieinen  mir, 
seitdem  ich  van  dieser  Widerlegung  Kenntnis  erhielt,  mehr  und  mehr  unrichtig. 
Nun  kann  man  an  Goldmangel  glauben  und  dennoch  ein  lebhafter  Bekämpfer 
des  Bimetallismus  sein,  wie  Robert  Giften  und  The  Statist  beweisen. 
Allein  es  ist  auch  das  Umgekehrte  möglich.  Ich  verstehe  unt«r  Bimetallist 
jemanden,  der  die  Billigung  des  Bimetallismus  an  die  Bedingung  des  Zustande- 
kommens einer  bimetallistischen  Münz-Ünion  aller  cultivierten  Länder  knüpft, 
hiebei  aber  die  Möglichkeit,  eine  brauchbare  Grundlage  für  eine  derartige 
Union  zu  finden,  zugibt.  In  diesem  Sinne  —  und  ich  glaube  nicht,  dass 
dieses  AVort  jemals  anders  verstanden  worden  ist  —  bin  ich  jederzeit  Bimetallist 
gewesen  und  bin  es  auch  iieute  noch. 

Aber  in  dem  Auffinden  dieser  brauchbaren  Grundlage  liegt  eben  die 
Schwierigkeit.  Nachdem  das  Silber  dermalen  auf  die  Hälfte  seines  früheren 
Preises  gesunken  ist.  kann  das  alte  Verhältnis  von  1  :  lo"5  nicht  mehr  in 
Betracht  kommen,  da  durch  Abschluss  einer  bimetallistischen  Union  auf 
dieser  Grundlage  in  ganz  Asien  —  mit  einziger  Ausnahme  Niederländiscii- 
Indiens  — eine  Geldappretiation  von  mehr  als  100  Proc.  herbeigeführt  würde'): 
Am  allerwenigsten  könnte  ein  Bimetallist,  der  doch  sein  System  empfiehlt,  um 
der  Geklappretiation  entgegenzuwirken,  eine  derartige  Maaasregel  empfehlen. 

Das  wirkliche  Verhältnis  ist  derzeit  1  :  32,  —  allein  soweit  brauchte 
man  wohl  keinesfalls  zu  gehen.-  Angenommen  nun,  man  nähme  auch  nur 
das  Verhältnis  1  ;  25,  dann  müssten  alle  Staaten  mit  Silber-Münzen,  welche 
ein  ungünstigeres  Verhältnis  haben,  entweder  ihre  Goldmünzen  leichter 
oder  ilire  Silbermünzen  im  Verhältnis  von  15'/jj,  15%  oder  16  zu  25 
schwerer  ausprägen.  Natürlicii  käme  nur  letzteres  in  Betracht,  — ■  aber 
ist  hieran  auch  nur  einen  Augenblick  zu  denken?  Wenn  ich  richtig  rechne, 
würde  eine  solche  Keform  Holland,  ohne  Berücksichtigung  der  Colonien. 
ungeföhr  52  Millionen  Gulden,  —  Frankreich  ungefähr  950  Millionen  Francs 
kosten.  Der  französische  Fiuauzminister  aber  müsste  wohl  erst  geboren 
werden,  der  es  wagen  dürfte,  der  französischen  Kammer  den  Vorschlag  zum 
Absclilusse  einer  Anleilie  im  Betrage  von  fast  einer  Milliarde  zu  unterbreiten. 


um  einer  bimetallistisciien  Münz-Union  auf  der  Grundlage  von  1 


bei- 


treten zu  können! 

Lässt  sich  nun  hier  kein  Mittelweg  finden?  Um  ein  stabiles  Wertver- 
hältnis zwischen  Gold  und  Silber  zu  erreichen,  wäre  die  freie  Ausprägung 
nicht  nur  nicht   genügend,   sondern   niclit   einmal   die   Hauptsache.    Es   ist 

')  In  Britisch-Imlien  um  etwas  m-niirer.  da  seit  mehr  als  einem  Jahre  die  Münz- 
stätten daselbst  geschlossen  sind. 
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vielmehr  schon  wiederholt  darauf  verwiesen  worden,  dass  es  überdies,  ja  vor 
allem  nöthig  wäre,  den  Centralbanken  in  Europa  (bez.  in  Nordamerika  der 
Trearsur}')  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  die  beiden  Metalle  zu  festen  (weder 
hölieren,  noch  niedrigeren)  Preisen  anzukaufen.  Nur  hiednrch  würde  man, 
wie  bereits  mehrfach  dargelegt  wurde,  gegen  jede  Divergenz  geschützt  sein. 
Wenn  dies  nun  die  Hauptsache  ist,  könnte  nicht  vielleicht  sie  allein  genügen? 
Man  würde  dann  ein  beliebiges  Verliältnis,  z.  B.  1  :  22  oder  auch  1  :  2-5, 
wählen,  dem  Silbergeide  seinen  nominellen  Wert  lassen,  sich  um  keine  einzige 
Valutaregulierung  irgend  eines  Landes  zu  bekümmern  haben  und  trotzdem  durch 
eine  Maassregel  anf  dem  Gebiete  des  Bankwesens  dem  Verhältnisse  zwisclien 
Gold  und  Silber  und  hiedurch  auch  den  Wechselcoursen  zwischen  Ländern 
mit  ungleicher  Währung  Stabilität  verleihen.  Li  Frankreich  blieben  die 
Fünf-Francsstücke,  in  Holland  die  Reichsthaler,  in  Lidien  die  Rupien  ira 
Umlauf;  allein  die  verschiedenen  Länder  würden  sich  gegenseitig  mit  Barren 
auszahlen,  welche  kraft  der  Bestimmungen  des  Vertrages  überall  bei  den 
Banken  in  demselben  festen  Verhältnisse  gute  Aufnahme  finden  würden.  Sollte 
ein  Plan  in  dieser  Art  nicht  zur  Durchführung  geeignet  sein? 

Wahrscheinlich  doch;  wird  derselbe  nur  ernstlich  überprüft,  so  müsste 
sich  meiner  Ansicht  nach  ergeben,  dass  ihm  keine  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten entgegenstehen.  Eine  andere  Frage  ist  es  allerdings,  ob  ein  solcher 
Plan  auf  Beifall  rechnen  dürfe,  —  und  daran  zweifle  ich  aus  drei  Gründen. 
Zunächst,  weil  dieser  Plan  der  Natur  der  Sache  nach  ein  complicierter  und 
daher  für  viele  schwer  begreiflicher  wäre  und  schon  darum  eher  Misstrauen 
als  Begeisterung  erwecken  dürfte.  Zweitens,  weil  derselbe  für  die  Banken 
nur  dann  annehmlich  erschiene,  wenn  die  Regierungen  ihnen  für  alle 
möglicherweise  aus  dem  Ankaufe  des  Silbers  resultierenden  Verluste 
Bürgschaft  bieten  würden;  —  denn  die  Banken  könnten  ja  das  gekaufte 
Silber  nicht  in  Geld  umsetzen  und  müssten  dasselbe  vielmehr  als  Ware 
behalten.  Drittens  endlich,  weil  bei  einer  solchen  Regelung  (ex  hypothesi) 
der  Metallwert  des  Silbergeldes  sich  nicht  zum  nominellen  Wert  erheben 
würde :  möge  das  angenommene  Verhältnis  1  :  22  oder  sogar  1  :  20  lauten, 
so  wird  das  Quantum  Silber  4  holländischer  Reichsthaler  ä  fl.  2V2  noch 
immer  bei  weitem  weniger  wert  sein  als  10  Goldgulden.  Einer  der  grössten 
Nachtheile  unserer  Währungsverhältnisse  würde  durch  diesen  Plan  also  zwar 
in  seiner  weiteren  Entwicklung  gehindert,  aber  nicht  beseitigt;  und  das  wird 
vielen  an  demselben  missfallen.  Ich  behaupte  nicht,  dass  diesen  Bedenken 
grosses  Gewicht  beigemessen  werden  sollte:  die  Compliciertheit  dieses  Planes 
würde  die  Praxis  nicht  beiiTen,  die  Bürgschaften  der  Regierungen  würden 
kaum  jemals  in  W^irksamkeit  treten;  und  wenn  endlich  der  grösste  üebelstand 
in  unseren  Währungsverhältnissen  wenigstens  in  seiner  Weiterbildung  gehindert 
würde,  schiene  mir  hiedurch  allein  bereits  ein  grosser  Fortschritt  erzielt.  Aber 
thatsächlich  würde  diesen  Bedenken  trotzdem  ein  grosses  Gewicht  beige- 
messen werden,  darauf  kann  man  sich  verlassen! 

Folglich:  Eine  bimetallistische  Union  mit  freier  Ausmünzung  ist  vor- 
läufig unmöglich,  und  für  den  Gedanken  einer  bimetallisti sehen  Union  ohne 
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freie  AusmOiizunf,'  auf  thm  letzt  angedeuteten  Wege  wäre  wenig  Unterstützung 
zu  erhofl'en.  Daraus  ergibt  sicli  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit,  dass  das 
deriualeu  Bestehende  bis  auf  weiters  beibehalten  werden  wird. 

Man  muss  dies  bedauern,  denn  das  Bestehende  ist  wirklich  nicht  gut. 
Es  ist  nicht  gut,  dass  in  den  Wechselcoursen  zwischen  Europa  und  den 
meisten  Ländern  Asiens  jede  Stabilität  fehlt;  die  Nachtheile  hievon  —  Lord 
Landsdowne  hat  dies  erst  unlängst  nachgewiesen')  —  sind  deutlich 
erkennl)ar.  Es  ist  nicht  gut,  dass  in  verschiedenen  Ländern  ein  grosser 
Theil  des  Geldes  aus  Münzen  besteht,  die  bei  der  Einschmelzung  melir  als 
die  Hälfte  ihres  Wertes  verlieren  würden,  während  es  überdies  sehr  leicht 
möglich  ist,  dass  dieser  Verlust  noch  immer  grösser  wird.  Es  ist  nicht  gut, 
dass  es  in  eben  diesen  Ländern  grösstentheils  von  der  Einsicht  der  Bank- 
leitungen abhängt,  ob  im- Falle  der  Nothwendigkeit  von  Zahlungen  an  das 
Ausland  das  einzige  hiezu  verwendbare  Metall  erhältlich  sei  oder  nicht, 
und  wenn,  so  zu  welchem  Preise  und  in  welcher  Menge;  denn  hiedurch 
wird  einigen  wenigen  Personen  ein  Einfluss  eingeräumt,  wie  er  in  diesem 
Umfange  niemals  eingeräumt  werden  sollte.  Am  allerwenigsten  aber  erscheint 
es  gut,  dass  man  nie  wissen  kann,  welche  angenehmen  oder  unangenehmen 
Ueberrasehungen  uns  auf  dem  Gebiete  der  Münzpolitik  von  einem  Tage  auf 
den  anderen  bereitet  werden  können.  Was  haben  wir  in  der  letzten  Zeit 
hierin  nicht  alles  erlebt!  Die  Shermanacte,  die  zwar  anfangs  einen  Anreiz 
für  die  Speculation  bildete,  aber  in  dem  Augenblick,  da  der  Gesetzgeber  sich 
zu  deren  Widerrufung  nicht  entschliessen  konnte,  zur  Ursache  einer  heftigen 
Krise  in  Amerika  ward,  welche  auch  die  europäischen  Geldmärkte  in  hellen 
Aufruhr  brachte;  die  Sistierung  der  Silberprägungen  in  Britisch  Indien; 
den  Versuch,  den  Kupiencours  durch  das  Nichtverkaufen  von  Councilbills 
zu  halten;  das  Aufgeben  dieses  Versuches,  nachdem  seine  Fruchtlosigkeit 
erkannt  worden  ist;  die  Debatten  in  Parlament  und  Presse  über  die  Wieder- 
öffnung der  indischen  Prägestätten!  Glaubt  man.  dass  Handel  und  Industrie 
aus  alle  dem  Vortheil  ziehen  und  kein  Bedürfnis  nach  einer  internationalen 
Regelung  haben,  welche  die  Ruhe  der  Gewissheit  zu  gewähren  vennöchte? 
Um  wie  viel  besser  wäre  es  gewesen,  wenn  eine  solche  Regelung  im 
Jahre  1881  zu  Stande  gekommen  wäre!  Die  Frage  über  das  Wertverhältnis 
bot  damals  noch  keine  wesentlichen  Schwierigkeiten,  deim  das  Silber  stand 
damals  noch  auf  51  bis  52  Pences,  und  wie  mannigfachen  Schwierigkeiten  wäre 
vorgebeugt  gewesen,  wenn  man  sich  damals  hätte  verständigen  können! 

Doch  daran  ist  nun  nichts  mehr  zu  ändern,  und  es  hilft  nichts,  wenn 
wir  wehklagen  oder  die  Verhältnisse  in  noch  düstereren  Farben,  als  der 
Wirklichkeit  entspricht,  schildern.  Bedauernswert  bleibt  es,  dass  njan  den 
günstigen  Moment  zur  Lösung  der  Währungsfrage  unbenutzt  verstreichen 
Hess;  hingegen  ist  es  ein  Glück,  dass  nicht  alle  Consequenzen.  welche  man 
hievon  insbesondere  auch  bei  uns  in  Holland  erwartete,  eingetreten  sind. 
Kein   Wunder,  dass  man  solche  befürchtete.    Noch   niemals  war  auf  dem 

')  Vgl.  seine  ausjrezeii'tuu-to  Rode  in  der  onglisclien  Peorskammer  (The  Times 
vom  80.  Juni  1894). 
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Gebiete  der  Münzpolitik  ein  ähnlicher  Versucli  unternommen  worden,  wie 
ihn  Holland  mit  seinen  Colonien  seit  nunmehr  reiclilich  20  Jahren  erfolgreich 
durchführt:  Wer  hätte  es  je  gedacht,  dass  es  —  insbesondere  auf  Java  mit 
seinen  ausländischen  Colonien  —  gelingen  werde,  ein  Tauschmittel  einzu- 
bürgern, welches  zum  grössten  Theil  aus  Silber  besteht  oder  durch  Silber 
vertreten  wird,  seinen  Wert  aber  gleichwohl  von  jenem  des  Goldes  erhalten  soll! 
Dennoch  glückte  es  in  Folge  Zusammentreftcns  einer  Reihe  glücklicher 
Umstände,  und  wenn  uns  nicht  bisweilen  —  dem  Einen  mehr,  dem  Anderen 
weniger  —  das  Sinken  des  Silbers  ein  un  com  fort  able  feeling  verursachen 
würde,  könnten  wir  derzeit  beruhigter  sein  als  je  zuvor.  Sollte  es  mir 
nun  gelungen  sein,  nachzuweisen,  dass  sich  auch  eine  andere  Gefahr,  welche 
häufig  befürchtet  wird  —  Geldmangel  —  nicht  verwirklicht  hat,  dann 
dürfte  die  Folgerung  nahe  liegen,  dass  die  Lage  der  Dinge,  ist  sie  gleich 
nicht  ganz  nach  Wunsch,  doch  minder  unerträglich  ist,  als  sie  häutig 
dargestellt  wird. 

Dennoch  begreife  ich  sehr  wohl,  dass  manche  über  diese  Frage  anders 
denken  und  mit  der  Propaganda  für  den  Bimetallismus  fortfahren.  Hiegegen 
ist  an  sich  nichts  einzuwenden,  wenngleich  es  praktischer  sein  würde,  wenn 
man  uns  über  die  Mittel  aufzuklären  versuchte,  welche  zur  Beseitigung  der 
früher  angedeuteten  Hindernisse  gegen  die  Einführung  des  Bimetallismus 
angewendet  werden  könnten.  Dagegen  aber  wird  allerdings  Einsprache  erhoben 
werden  müssen,  dass  man  die  Vertheidigung  dieses  Systems  auf  Argumente 
stützt,  welche  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  dem  Mercantilismus  entlehnt 
worden  wären.  Bei  der  Leetüre  von  Alphonse  Allard  z.  B.  vermeint  man 
oft  in  Schriften  aus  dem  siebzehnten  oder  aus  dem  Anfange  des  achzehnten 
Jahrhundertes  vertieft  zu  sein;  man  glaubt  einen  Aufsatz  von  John  Locke, 
von  Melon  oder  Broggia  vor  sich  zu  haben.  Auch  Foxwells  Vergleich  des 
im  Werte  steigenden  Umlaufsmittels  mit  einer  aufsteigenden  Strasse  dürfte 
Locke  aus  der  Seele  gesprochen  sein.  Geldmangel  mit  Blutmangel  auf 
gleiche  Linie  zu  stellen,  würde  Galiani,  wenngleich  er  kein  absoluter 
Mercantilist  war,  zur  Ehre  gereicht  haben;  in  seinem  Buclie  über  das  Geld 
findet  man  bereits  ähnliche  Gedanken.  Man  halte  es  mir  zu  Gute,  dass 
ich  hievor  warne:  aber  brächte  uns  die  Propaganda  für  den  Bimetallismus 
nicht  den  Bimetallismus,  sondern  nur  eine  Wieder1)elebung  veralteter  ökono- 
mischer Begi'iife,  dann  wäre  hiedurch  walirlich  nichts  gewonnen,  aber  viel 
verloren ! 


ANHANG. 


Der  Vorstand  der  holländischen  landwirtschaftlichen  Gesellschaft  hat  am 
Schlüsse  des  stenographischen  Berichtes  über  das  am  18.  Jnni  1894  zu  Haa;? 
abgehaltene  Meeting  über  den  Bimetallismus  „Einige  aus  dieser  Debatte  gewon- 
nene Eindrücke"  veröffentlicht  und  in  denselben  seiner  Ueberzengung  dahin  Aus- 
druck gegeben,  dass  zwischen  dem  Sinken  des  Silberjireises  und  der  Getreide- 
ausfuhr ein  inniger  Zusammenhang  bestehe,  insoferne  infolge  desselben  unsere  Märkte 
„zu  stets  sinkenden  Preisen"  von  fietreide  „überströmt"  werden;  insbesondere 
wurde  hiebei  auch  auf  Argentinien  hingewiesen,  „wo  infolge  des  stark  entwerteten 
Papiergeldes  die  Producte  der  Landwirtschaft  fast  um  denselben  Preis  wie  früher 
erzeugt  werden  köinien"  und  hieran  der  gesperrt  gedruckte  Satz  angeknfi]ift: 
„Es  ist  im  wahren  Sinne  des  Wortes  wahnsinnige  Protection,  welche 
wir  Goldländer  fremden  Staaten  gewähren."  Ich  möchte  über  diesen 
letzteren  Punkt,  die  Protection,  die  im  Goldagio  gelegen  sein  soll,  noch  einige  Bemer- 
kungen hinzufügen. 

Es  muss  zunächst  auffallen,  dass  im  Vorstehenden  zwei  sehr  verschieden- 
artige Grössen  mit  einander  in  Verbindung  gebracht  werden:  die  Wertvermindening 
des  Edelmetalles,  welches  in  einem  Lande  in  Verwendung  steht,  einerseits, 
und  die  Wertverminderung  des  Papiergeldes,  das  bei  diesem  Volke  in  Umlauf  ist, 
andererseits.  Ich  glaube,  dass  zwischen  diesen  beiden  Wertverminderungen  ein  grosser 
Unterschied  besteht.  Wenn  das  Silber  auf  dem  Weltmarkte  im  Preise  sinkt  und 
daraufhin  in  grossen  Quantitäten  nach  Indien  gebracht  wird,  ist  es  klar,  dass 
Indiens  Ausfuhr  stark  zunehmen  wird,  und  kaini  es  höchstens  fraglich  sein,  in 
welchem  Umfange  dieselbe  zunehmen  wird. ')  Die  Behauptung  jedoch,  dass  eine 
übermässige  Ausgabe  von  Papiergeld  in  gleichem  Sinne  wirken  würde,  ist  eine 
vollkommen  unerwiesene  —  und  dennoch  werden  diese  beiden  Dinge  hier  als 
innig  miteinander  verknüpft  dargestellt! 

Es  will  mir  aber  auch  nicht  recht  begreiflich  erscheinen,  worin  für  uns, 
die  wir  nicht  in  Argentinien  wohnen  und  daselbst  keinerlei  Beziehungen  unter- 
halten, das  Nachtheiligo  des  (ioldagios  gelegen  sein  soll.  Man  argumentiert 
folgendermaassen:  Der  Arbeitslohn  steigt  nicht  im  A'erhältnis  zum  .\gio,  daher 
machen  die  Grundbesitzer  grossen  Gewinn,  vermehren  infolgedessen  ihre  Prodnc- 
tion  und  überschwemmen  uns  mit  ihren  Producten.  —  Nehmen  wir  für  einen 
Augenblick  an,  dass  dieser  Argumentation  eine  richtige  Auffassung  der  wirt- 
schaftlichen Gesetze,  welche  den  Arbeitslohn  bestimmen,  zu  Grunde  liege;  worin 
besteht  dann  die  „Protection",  die  Argentinien  zutheil  werden  soll?  Das  mehr- 
erzeugte Getreide  muss  doch  bezahlt  werden,  u.  zw.  bezahlen  wir  es  mit  Gütern; 


')  Nach  meiner  Jloinung  muss  der  Gesammtbetrag  der  Ausfuhren  um  einen  Wert- 
betrag steigen,  der  um  etwas  geringer  ist  als  jener  Betrag,  um  welchen  die  Silborzufuhrcn 
zugenommen  haben;  etwas  geringer,  weil  die  veränderten  Wechselcourse  die  Einfuhr 
zeitweise  hemmen. 
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denn  es  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  dass  ein  Land  mit  sich  mehrendem 
Tineinlöslichen  Papiergelde  beständig  Gold  einführen  werde,  —  verdrängt  doch 
das  schlechte  Geld  bekanntlich  das  gute!  Werden  nun  aber  für  das  Getreide 
Güter  in  Empfang  genommen,  so  läuft  die  Sache  auf  einen  Tausch  hinaus,  u.  zw. 
auf  einen  Tausch,  der  offenbar  zu  unserem  Yortheil  sein  muss,  sonst  würden  wir 
ihn  ja  nicht  eingehen.  Wir  werden  mit  Getreide  „überströmf- ;  ganz  richtig,  aber 
in  demselben  Maasse  werden  wir  auch  durch  Nachfrage  nach  unseren  Gütern 
überströmt.  Ist  hier  also  von  Protection  die  Bede,  so  geniessen  auch  wir  Protec- 
tion, u.  zw.  auf  Kosten  der  argentinischen  Arbeiter,  welchen  entwertetes  Papier- 
geld zu  einem  höheren  als  dem  reellen  Werte  in  die  Hände  gespielt  wird. 

Ich  nehme  also  die  Theorie,  zufolge  welcher  Goldagio  und  hohe  Wechsel- 
course  die  Production  befördern,  nicht  an,  weder  die  Statistik*)  noch  dasjenige, 
was  mir  über  die  Gesetze  der  Production  bekannt  ist,  gewähren  ihr  eine  Stütze. 
Allein,  selbst  wenn  dieselbe  richtig  wäre,  könnte  ich  der  vorerwähnten,  gesperrt 
gedruckten  Schlussfolgerung  nicht  zustimmen. 

Ich  muss  hier  nochmals  auf  die  erst  berührte  Frage  zurückkommen,  ob 
nämlich  der  niedere  Goldpreis  der  Eupie  —  der  hohe  Wechselcours  von  Britisch- 
indien auf  Europa  —  in  der  That  den  Grundbesitzern  Britisch -Indic-ns  eine 
Export-Prämie  gewähre.  Es  sei  mir  erlaubt,  im  allgemeinen  auf  meinen  Aufsatz 
im  De  Economist  vom  Jahre  1887  (I.  Theil,  S.  493 — 502)  zu  verweisen,  in 
welchem  ich  die  verneinende  Antwort  für  diese  Frage  zu  erweisen  versuchte,  und 
hier  nur  Folgendes  beizufügen : 

Die  Exportprämie  kann,  wenn  sie  überhaupt  entsteht,  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  wie  bei  dem  Papiergelde  nur  daraus  entspringen,  dass  die  Löhne  nicht 
im  Verhältnisse  zu  den  Wechselconrsen  steigen.  Nun  spielt  aber  bei  der  Pro- 
duction des  indischen  AVeizens  der  Lohn  keine  bedeutende  Rolle,  der  grössto 
Theil  dieses  Weizens  wird  durch  kleine  Grundeigenthümer  und  Pächter  produciert, 
bei  welchen  die  Lohnarbeit  kaum  in  Betracht  kommt ;  dieselbe  findet  sich  nur 
bei  den  grösseren  Grundbesitzern,  welche  einen  Theil  ihres  Besitzes  in  eigener 
Verwaltung  haben,  solche  Besitzer  sind  aber  gerade  in  der  Punjab,  wo  die 
Weizenproduction  am  ausgedehntesten  ist,  nicht  sehr  zahlreich. 

Doch  abgesehen  hievon,  müssen  wir  auch  Folgendes  bedenken : 

Angenommen  selbst,  ein  Artikel  werde  durch  Lohnarbeit  —  wie  man  zu 
sagen  pflegt  „capitalistisch"  —  erzeugt,  und  weiter  angenommen,  dass  die  Um- 
laufsmittel stark  entwertet  werden  und  die  Löhne  auf  ihrer  früheren  Höhe  ver- 
bleiben :  können  sie  dann  unter  diesen  Umständen  längere  Zeit  auf  diesem  ihren 
Stande  verbleiben?  Die  Unmöglichkeit  hievon  erhellt  sofort,  wenn  man  an  die 
Zahlungsbilanz  denkt. 

Die  Ausfuhr  nimmt,  .dank  der  Exportprämie,  bedeutend  zu;  allein  worin 
besteht  die  Einfuhr?  Was  kommt  für  die  Ausfuhr  zurück? 


')  Unter  den  Beilagen  des  Second  Report  der  Gold  and  Silver  Commission 
S.  252  findet  sich  eine  die  Jahre  1869 — 1886  umfassende  Tabelle,  welche  einerseits 
Eusslan'is  Getreideausfuhr,  andrerseits  den  Wert  .des  Rubels  enthält.  Eine  ähnliche 
Statistik  findet  sich  für  die  Jahre  1875—1893  bei  Eaffelovich,  Le  marche  financier 
en  1893-1894,  S.  168. 
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Güter  kfiimen  es  nicht  sein,  denn  wenn  die  Liihne  niedrig  bleiben,  bleibt 
das  Kaufverm5f,'en  der  Bevöjkerunf,'  gering,  und  können  daher  die  Preise  nicht 
steigen.  Nun  kiinnen  mehr  Güter  bei  den  hohen  Wechselcoursen  nur  dann  mit 
Vortheil  importiert  werden,  wenn  sie  bessere  Preise  wie  früher  erzielen,  —  die  ans 
vorgetragene  Hypothese  schliesst  aber  die  Möglichkeit  solcher  besserer  Preise 
aus.  Es  mnss  also  Silber  oder  Gold  gesendet  werden ;  allein  was  soll  mit  diesem 
Silber  oder  Gold  geschehen?  Man  häuft  dasselbe  doch  nicht  auf,  sondern  man 
verwendet  es,  und  wenn  man  dies  letztere  thut,  dann  bringt  man  von  selbst  die 
Löhne  zum  Steigen.  Je  grösser  die  „Exportpriimie",  desto  rascher  moss  sie  ver- 
•schwinden!  Denn  sie  lockt  auch  fremdes  Capital  an  und  fordert  zur  Concurrenz 
heraus.  Ausf^ebreitetere  Production  auf  cai)italistischem  Wege  ist  nicht  möglich, 
ausser  durch  Verwendung  einer  grösseren  Arbeiteranzahl.  Halt  man  es  nun  für 
denkbar,  dass  bei  dem  Znsammenwirken  so  vieler  Factoren,  welche  znr  Lohn- 
steigeruiig  dräiii^'on,  der  Lohn  unverändert  bleiben  könne?  Geld  strömt  in  Mengen 
herzu,  alle  bisher  eingeführten  Güter  werden  infolge  der  höheren  Wechselconrse 
theurer,  die  Production  erweitert  sich,  die  Nachfrage  nach  Arbeit  wächst:  und 
■doch  sollte  der  Lohn  immer  auf  der  früheren  Höhe  bleiben,  so  dass  also  die 
Ursache,  die  diese  ganze  Bewegung  hervorrief,  andauern  könnte? 

Man  wird  mir  antworten :  Aber  der  Lohn  in  Indien  ist  unverändert  ge- 
blieben, Zahlen  können  dies  beweisen!  Ich  habe  diesen  Einwand  schon  in  meinem 
früher  citicrten  Artikel  entkräftet,  doch  möchte  ich  dies  hier  noch  einmal,  n.  zw. 
nunmehr  unter  Zugrundelegung  jener  Daten  wiederholen,  welche  sich  in  dem 
Berichte  der  indischen  Silver  Currency  Commission  auf  Ceylon  finden,  der 
unlängst  in  Colombo  erschienen  ist.  ') 

Bekanntlich  hat  sich  die  Theeproduction  von  Ceylon  in  den  letzten  Jahren 
bedeutend  entwickelt,  indem  sie  an  Stelle  der  durch  eine  Blätterkrankheit  ver- 
nichteten Kaffeecultur  trat.  So  exportierte  Ceylon  im  Jahre  1873  noch  für 
42  Mill.  Rupien  Kaffno  und  nur  für  739  Rupien  Thee;  im  Jahre  1892  aber 
wurde  nur  für  3,293.855  llujiien  Kaffee,  hingegen  für  32,527.136  Rupien  Thoe 
exportiert. 

Diese  bedeutende  Ausdehnung  erscheint  vor  allem  deswegen  merkwürdig, 
weil  die  Theepreise  stark  gefallen  sind.  Während  der  Durchschnittspreis  zu 
London  im  Jahre  1884  IGV^  betrug,  stellte  er  sich  1893  auf  nur  9'/,,  das  be- 
deutet einen  Fall  von  100  auf  58.  Allein  dank  der  Depretiation  des  Silbers 
sank  der  Preis,  in  Rupien  ausgedrückt,  viel  weniger,  nämlich  nur  von  0'75  auf 
0'65,  oder  von  100  auf  86.  Und  da  die  Löhne  nicht  beträchtlich  stiegen  — 
sie  betrugen  im  Durchschnitte  per  Monat  des  Jahres  1892  6-58  Rupien,  gegen 
5*57  in  den  Jahren  1876 — 1880  —  konnten  die  Thee-Pflanzer  ihre  Unternehmungen 
fortsetzen  und  sogar  noch  erweitern. 

Nun  wird  man  sagen :  Das  ist  ja  W^asser  auf  die  Mühle  jener,  die  ich 
widerlegen  will!  Allein  dem  ist  nicht  so;  denn  wenn  wir  uns  Rechenschaft  geben 


')  Report  of  the  Commissioners  appointed  by  the  Govemor  to  consider  and  report 
as  to  (I)  The  probable  «ffect  in  Ceylon  of  the  reoent  actioii  of  the  Indien  Governenicnt 
in  putting  an  artiticial  value  on  the  Kupoe,  (2)  The  measurcs  which  it  may  be  cxpediont 
to  take  to  protcct  the  interests  of  the  Colony  under  the  altered  nature  of  the  currency. 
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wollen,  was  d'fnn  eigentlich  der  Grniid  dafür  gewesen  ist,  dass  die  Thoe-Pflan/er 
in  Ceylon  weiter  bestehen  konnten,  so  ist  die  Antwort  sehr  bald  in  dem  Satze 
gefunden:  Dazu  hat  das  Sinken  der  Löhne  —  in  Gold  ausgedrückt  —  wesent- 
lich beigetragen. 

Dieses  Sinken  ist  ermöglicht  worden  durch  Veruiinderung  der  Goldpreise 
der  Nahrnngsmittel,  womit  wir  uns  jedoch  dermalen  nicht  zu  beschäftigen  haben;  wir 
wollen  vielmehr  hier  lediglich  das  Sinken  der  Löhne  selbst  erörtern,  dieses  erklärt 
fast  alles.  Diese  Erkenntnis  wird  erschwert  durch  den  Umstand,  dass  der  Lohn 
in  entwertetem  Silber  bezahlt  wird ;  allein  zergliedern  wir  die  maassgebenden 
Momente,  so  finden  wir  bald,  dass  der  indische  Grundbesitzer  dem  Steigen  der 
Wechselcourse  wenig  zu  danken  hat.  Hätte  CeA'lon  nicht  die  Silber-,  sondern  die 
GoldwähiTing  gehabt,  dann  wäre  keine  optische  Täuschung  darüber  möglich,  und 
man  würde  ein  starkes  Sinken  der  Arbeitslöhne  wahrnehmen. 

Wird  mir  die  Aufgabe  gestellt,  dies  letztere  zu  beweisen,  so  muss  ich  vor- 
erst die  Aufmerksamkeit  auf  Folgendes  lenken :  Thee  ist  der  wichtigste  Export- 
artikel von  Ceylon,  aber  nicht  der  einzige,  und  auch  andere  Exportartikel  sind 
im  Preise  zurückgegangen.  Nun  stelle  ich  lediglich  die  Frage:  Ist  es  denkbar, 
dass  die  meisten  Exportartikel  eines  Landes  im  Preise  fallen,  der  wichtigste  unter 
denselben  sogar  um  42  Proc,  dass  ferner  die  Nahrungsmittel  bedeutend  wohlfeiler 
werden  und  der  Lohn  trotzdem  seinen  Stand  behauptet?  Dies  wäre  nur  unter  ganz 
besonderen  Umständen  möglich,  z.  B.  wenn  infolge  besserer  Productionsbedingnisse 
der  Unternehmer  in  der  Quantität  zurückgewinnt,  was  er  am  Preise  verloren  hat, 
wie  dies  in  Java  bei  dem  Zucker  der  Fall  war.  Aber  als  allgemeine  Kegel  kann 
dies  nicht  angenommen  werden. 

Die  Lehre  von  der  Zahlungsbilanz  —  welche  bei  Beantwortung  solcher 
Fragen  nun  einmal  nicht  umgangen  werden  kann  —  vermag  uns  auch  hier 
Aufschluss  zu  gewähren.  Malen  wir  uns  doch  einmal  die  Hypothese  aus:  auf 
Ceylon  besteht  die  Goldwährung,  Ceylons  Exportartikel  sinken  bedeutend  im 
Preise,  doch  bleiben  die  Löhne  auf  ihrer  früheren  Höhe.  Wir  werden  sogleich 
sehen,  zu  welch  unannehmbaren  Kesultaten  dies  führen  würde. 

Durch  den  Preisfall  verringert  sich  die  Summe,  die  Ceylon  vom  Auslände 
zu  fordern  hat;  weil  aber  die  Löhne  ihre  frühere  Höhe  behaupten,  vermindert 
sich  die  Einfuhr  nur  um  ein  Geringes.  Ceylon  wird  daher  dem  Auslande  eine 
grössere  Summe  schuldig,  welche  in  Gold  beglichen  werden  muss.  Die  Umlaufs- 
mittel werden  also  seltener  und  immer  seltener;  die  Banken  erhöhen  den  Zins- 
fnss,  weigern  sich  vielleicht  überhaupt,  Credit  zu  geben.  Und  doch  bleiben  die 
Löhne  auf  ihrem  alten  Niveau;  und  dieser  abnormale  Zustand  soll  Jahr  aus, 
Jahr  ein  bestehen  bleiben ! 

Was  hier  von  Ceylon  gesagt  wurde,  gilt  ebensosehr  auch  von  Britisch- 
indien :  seine  hauptsächlichsten  Exportartikel  sind  alle  im  Preise  gefallen.  Zugleich 
fiel  aber  auch  das  Silber,  und  nunmehr  entstanden  zwei  Strömungen  entgegenge- 


')  Diese  Ursache  ist  auch  auf  Ceylon  wirksam  gewesen.  Vgl.  den  beachtenswerten 
Artikel  über  die  Theecultur  in  The  Times,  Weekly  Edition,  vom  10.  August  1894. 
S.  627. 
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setztiu'  Richtung.  Hätti;  Britisch-Indien  die  (lOldwährnng  gehabt,  dann  hätte  der 
Lohn  sinken  müssen;  hingeg<fn  hätte  die  J^epretiation  des  Silbers,  wenn  diese 
Ursache  allein  gewirkt  hätte,  den  Lohn  zum  Steigen  bringen  müssen.  Die  Eesnl- 
tante  hievon  war,  dass  der  Lohn  nahezu  unverändert  geblieben  ist.  Diese  Stabi- 
lität des  Lohnes  steht  also  mit  der  von  mir  vorgetragenen  Theorie  nicht  im 
Widerspruche,  sondern  bildet  vielmehr  eine  vollständige  Bestätigung  derselben. 
Ein  Beispiel- möge  dies  klar  machen:  In  einem  Fasse  befindet  sich  Wasser,  und 
jemand  behauptet,  wenn  man  die  Quantität  Wasser  in  demselben  vermehrt,  wi^rdo 
das  Niveau  desselben  erhöht  werden.  Nun  wird  die  Quantität  Wasser  vermehrt, 
zugleich  aber  der  Hahn  an  dem  Fasse  geöffnet;  das  Niveau  in  demselben  steigt 
nun  nicht,  sondern  verbleibt  auf  der  früheren  Höhe.  Ist  hiedurch  die  Behauptung: 
durch  Nachgiessen  von  Wasser  werde  das  Niveau  desselben  erhöht  werden,  als 
unrichtig  nachgewiesen?  Im  (legentheile,  durch  das  Experiment  erscheint  die- 
selbe bestätigt. 

So  verhält  es  sich  auch  hier.  Dasjenige,  was  bezüglich  der  Löhne  in  Indien 
zu  erklären  ist,  ist,  dass  sie  nicht  gesunken  sind,  obwohl  Wolle,  Thee, 
Weizen,  kurz  fast  alle  Exportartikel  Britisch-Indiens  bedeutend  im  Preise  zurück- 
gegangen sind.  Die  Erklärung  hiefür  kann  nur  gefunden  werden,  wenn  man 
annimmt,  dass  zugleich  eine  Ursache  wirksam  war,  welche,  wäre  sie  allein  wirk- 
sam gewesen,  eine  bedeutende  Steigerung  hervorgerufen  hätte.  Nun  sagt  der 
Vorstand  der  oftgenannten  landwirtschaftlichen  Gesellschaft  bezüglich  Britisch- 
indiens in  einer  Anmerkung  auf  S.  60:  ,Die  Arbeitslöhne  und  die  meisten  Be- 
darfsartikel für  die  inländische  Bevölkerung  (sofern  sie  nicht  aus  Goldwährongs- 
ländern  bezogen  werden)  scheinen  daselbst  gegen  alle  theoretischen  Erwartungen 
auf  ungefähr  demselben  Preisniveau  verblieben  zu  sein."  Nun,  dies  geschah 
durchaus  nicht. gegen  alle  theoretischen  Erwartungen!  Wer  Seniors  bekannte 
Lectures  on  the  cost  of  obtaining  money  aufmerksam  gelesen  und  in  sich 
aufgenommen  hat,  wird  vielmehr  zu  der  Ueberzeugung  kommen :  Noch  nie  standen 
die  Thatsachen  besser  mit  der  Theorie  in  Einklang! 

Es  ist  e'ine  grosse  Beruhigung,  bei  Erörterung  so  verwickelter  Probleme  zu 
derselben  Schlussfolgerung  gelangt  zu  sein  wie  ein  Mann,  der  von  seinen  Fach- 
genossen als  einer  der  ersten  in  ihren  Reihen  geschätzt  wird.  Prof.  Marshall 
nun,  der  sich  stets  bedachtsam  und  conciliant  zu  äussern  pflegt,  spricht  sich  in 
diesem  Punkte  mit  grosser  Entschiedenheit  aus.  Als  ihn  der  Präsident  der 
Gold  and  Silver  Commission  fragte:  „It  has  been  suggested  that  the  fall 
in  the  gold  price  of  silver  gives  a  bounty  to  exporters  of  produce  from  silver- 
countries.  What  have  you  to  say  upon  that  point?"  —  lautete  seine  Antwort: 
„My  own  view  is  that  a  priori  it  is  impossible"  (Nr.  9735).  Und  nnter  den 
hiefür  angeführten  Gründen  lindet  sich  auch  das  soeben  von  mir  verwendete  Ar- 
gument: ,If  there  had  been  for  a  short  tinie  any  considerable  premiam  of  this 
kind  on  exportation  from  India  ....  there  would  have  been  an  enormns 
export  of  silver  from  Enrope  to  India,  on  a  scale  such  as  has  never  been 
approached"  (Nr.  9744). 
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Ungarn  hat  eigentlich  erst  seit  dem  Jahre  1867  einen  selbständigen 
und  constitutionellen  Staatshaushalt  im  Sinne  der  modernen  Auffassung; 
denn  von  einem  Staatshaushalte  mit  constitutionellem  Einflüsse  und  mit 
constitutioneller  Controle  kann  überhaupt  erst  seit  der  Einsetzung  einer 
verantwortlichen  Regierung  im  Jahre  1848  die  Sprache  sein.  Gewiss  haben 
die  ungarischen  Eeichstage  seit  jeher  das  Recht  der  Steuerbewilligung  und 
der  Steuerweigerung  ausgeübt;  gewiss  gehörte  die  Entscheidung  ül)er  den 
OTössten  Theil  der  Staatseinkünfte  zu  den  Rechten  dieses  Reiclistages;  so 
hatte  derselbe  den  Preis  des  Salzes  zu  bestimmen  und  behauptete  wieder- 
holt, dass  es  ihm  gebüre,  den  Dreissigsten  (die  seinerzeitigen  Abgaben  an  der 
Zollgrenze)  festzusetzen.  Allein  abgesehen  davon,  dass  die  Central-Regierung 
in  Wien  diese  durch  Reichstagsbeschlüsse  wiederholt  anerkannten  Rechte 
continuierlich  ignorierte,  war  der  Staatshaushalt  vor  dem  Jahre  1848  über- 
haupt nicht  so  gestaltet,  dass  dessen  einzelne  Theile,  namentlich  das 
Erfordernis  und  dessen  Bedeckung,  durch  den  Reichstag  festgesetzt  oder 
bewilligt  zu  werden  pflegten. 

Erst  durch  die  Gesetze  vom  Jahre  1848,  durch  welche  die  Verfassung 
Ungarns  nach  französischer  Grundlage  bestimmt  und  ein  verantwortliches 
Ministerium  eingesetzt  wurde,  erlangte  Ungarn  eine  von  Oesterreich  unab- 
hängige finanzielle  Lage,  und  erst  von  dieser  Zeit  an  kann  eine  genauere 
Geschichte  des  ungarischen  Staatshaushaltes  gesprochen  werden. 

Durch  die  Gesetze  des  Jahres  1848  erhält  auch  das  Budgetrecht  in 
Ungarn  eine  sichere  Basis.  §  37  des  111.  Ges.-Art.  v.  J.  1848  vei-pflichtet 
das  Ministerium,  ,den  Ausweis  der  Einkünfte  und  der  Erfordernisse  des 
Landes  —  sowie  die  Rechnungen  der  von  ihm  verwalteten  Einkünfte  —  zur 
Prüfung,  bezw.  zur  Genehmigung  des  Reichstages  der  unteren  Tafel  (nunmehr 
des  Abgeordnetenhauses)  vorzulegen".  Gleichzeitig  verfügt  Ges.-Art.  IV  des- 
selben Jahres,  dass  der  Reichstag  „vor  Unterbreitung  der  Rechnungen  des 
vergangenen  Jahres  und  vor  Vorlegung  des  Budgets  von  Seiten  des  Ministeriums, 
sowie  endlich  vor  Beschlussfassung  über  diese  Vorlagen  weder  geschlossen  noch 
aufgelöst  werden  kann' .  Es  soll  hier  bemerkt  sein,  dass  diese  letztere  Bestimmung 
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der  1848er  Gesetze  einer  jener  Punkte  war,  welche  bei  Gelegenheit  der 
Wiederherstellung  der  ungarischen  Constitution  durch  den  sogenannten 
Ausgleich  Schwierigkeiten  machten.  Thatsächlich  ist  diese  Bestimmung  durch 
Ges.-Art.  X  d.  J.  18G7  aufgehoben,  beziehungsweisse  derart  modificiert 
worden,  dass  bei  Schliessung  oder  Auflösung  des  Keichstages  ,der  Reichstag 
noch  in  demselben  Jahre  und  zwar  in  solcher  Zeit  einzuberufen  sei,  dass  die 
Schlussrechnungen  und  das  Budget  noch  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
verhandelt  werden  können". 

Durch  das  Gesetz  v.  J.  1848  hat  somit  Ungarn  einen  verfassungsmässig 
selbständigen  Staatshaushalt  erlangt.  Leider  konnte  aber  thatsäclilich  eine 
ruhige  Entwicklung  desselben  erst  später  beginnen.  Die  ungarische  Regierung 
V.  J.  1848  hatte  zwar  dem  erwähnten  Gesetze  entsprechend  die  Rechnungen 
und  die  Kostenvoranschläge  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegt,  allein  die 
bereits  in  den  ersten  Monaten  eingetretenen  Wirren  des  Bürgerkrieges  und 
dann  die  Schrecken  des  Freiheitskampfes  Hessen  eine  regelrechte  Entfaltung 
des  Staatshaushaltes  nicht  zu. 

Als  interessante  Daten  können  hervorgehoben  werden,  dass  die  1848er 
Regierung,  namentlich  der  damalige  Finanzminister  Ludwig  Kossuth, 
am  19.  Juli  1848  einen  Rechnungsausweis  vom  11.  April  bis  Ende 
Juni  1848,  dann  den  Kostenvoranschlag  für  das  Halbjahr  vom  1.  Juli  bis 
Ende  Deeember  1848  und  endlich  den  Kostenvoranschlag  für  das  Jahr  1849 
vorlegte. 

Im  Sinne  jenes  Ausweises  betrugen  die  Einnahmen  bis  Ende  Juni  1848 
zusammen  3,010.943  fl.  und  die  Ausgaben  2,491.272  fl. 

In  dem  Budget  für  das  Halbjahr  1848  betrugen  die  Ausgaben 
28,845.507  11.  (darunter  für  das  Kriegsministerium  1(3,480.000  fl.  und  für 
die  Nationalgarde  2,175.000  fl.),  die  Einnahmen  10,126.730  fl.,  mithin  ergab 
sich  ein  Deficit  von  18.718.777  fl. 

Das  Budget  für  das  Jahr  1849  hatte  folgende  Hauptziftern :  Ausgaben 
62,222.368  fl.  (darunter  Kriegsministerium  39,197.757  fl.,  Nationalgarde 
3,850.000  fl.),  Einnahmen  16,359.058  fl.,  somit  Deficit  45,863.310  fl. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1849  haben  zur  Aufhebung  der  constitu- 
tionellen  Rechte  Ungarns  und  damit  auch  seines  selbständigen  Staatshaus- 
haltes geführt. 

Der  ungarische  Staatshaushalt  ist  mit  dem  Staatshaushalte  Oesterreichs 
verschmolzen  worden,  und  wenn  die  österreichischen  Budgets  und  Schluss- 
rechnungen namentlich  in  den  späteren  Jahren  seit  der  neuen  östen'eichischen 
Verfassung  die  Steuereinkünfte  und  die  Ausgaben  für  die  innere  Verwaltung 
Ungarns,  Siebenbürgen  und  Croatiens  separat  ausweisen,  so  geschah  dies 
eben  in  der  Weise,  wie  es  für  jedes  einzelne  Kronland  der  Monarchie  die 
Gewohnheit  war.  Während  aber  diese  letzteren  infolge  der  Verfassung  der 
österreichischen  Monarchie  im  Reichsrathe  thatsächlich  an  der  Festsetzung 
des  Budgets  und  der  Ueberprüfung  der  Staatsrechnungen  theilnahmen  und 
somit  auf  den  Staatshaushalt  ihrer  Länder  Einfluss  hatten,  waren  die 
Finanzen   der   Länder   der   ungarischen   Krone   durch   das  Fernbleiben  von 
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den  Sitzungen  des  Reichsrathes,  beziehungsweise  durch  das  Verhalten  Ungarns, 
wo  man  die  österreichische  Eeichsverfassung  für  Ungarn  nicht  anerkannte, 
ohne  Betheiligung  Ungarns  festgesetzt. 

Erst  durch  die  Wiederherstellung  der  ungarischen  Constitution  und 
durch  den  politischen  Ausgleich  v.  J.  1867  hat  Ungarn  einen  eingenen 
Staatshaushalt. 

In  einem  grossen  Werke  von  drei  Bänden  habe  ich  mich  mit  der 
Geschichte  des  ungarischen  Staatshaushaltes  von  18G7  bis  1893  beschäftigt. 
Das  Werk  ist  in  ungarischer  Sprache  erschienen  und  wohl  viel  zu  weit- 
läufig, als  dass  es  in  deutscher  Sprache  in  seiner  ganzen  Extension  erscheinen 
könnte.  Es  dürfte  daher  allen  jenen,  die  der  ungarischen  Sprache  nicht  ganz 
mächtig  sind,  nicht  uninteressant  sein,  wenn  ich  die  Absichten  und  die 
Hauptergebnisse  dieses  Werkes  in  dieser  Zeitschrift  mittheile  und  namentlich 
den  einleitenden  Theil  meines  Werkes  in  der  Uebersetzung  des  Herrn 
Dr.  Friedrich  Probst  auch  deutsch  veröffentliche. 

Ich  wollte  in  meinem  erwähnten  Werke  eine  Geschichte  des  ungarischen 
Staatshaushaltes  auf  Grund  der  Wirksamkeit  der  ungarischen  Legislative  und 
vorzüglich  des  ungarischen  Abgeordnetenhauses  verfassen.  Ich  wollte  kein 
kritisches,  sondern  ein  rein  historisches  Bild  geben. 

Ueberall,  besonders  aber  in  einem  in  Entwicklung  begiiffenen  Lande 
und  bei  einem  parlamentarischen  Regime  hängt  der  Staatsbaushalt  enge  mit 
der  gesammten  Wirksamkeit  der  Legislative  zusammen.  Die  Vorlage  und 
verfassungsmässige  Verhandlung  der  Budgets  beschränkt  sicli,  schon  an  und 
für  sich  genommen,  nicht  auf  rein  finanzielle  Fragen,  sondern  umfasst  alle 
Zweige  des  Staatslebens  und  steht  in  continuierlichem  Zusammenhange  mit 
den  die  Basis  des  politischen  Lebens  bildenden  Parteikämpfen  und  der  Frage 
des  Vertrauens  zur  Regierung. 

Aus  diesen  Gründen  muss  die  Geschichte  des  Staatshaushaltes  sich, 
ausser  den  finanziellen  Fragen,  auch  auf  die  übrigen  Partien  des  Staatslebens 
verbreiten  und  sich  auch  mit  Parteifragen  befassen.  Indem  sie  nun  dies  zu 
thun  genöthigt  ist,  wird  sie  gleichwohl  kluger  Weise  bei  der  Darlegung  ihres 
Hauptgegenstandes,  der  finanziellen  Entwicklung,  die  politischen  Thatsachen. 
welche  von  Einfiuss  auf  die  Finanzen  sind,  so  auswählen  und  sie  so  behandeln, 
dass  sie  der  Entwicklung  der  Finanzen  bloss  als  passender  Hintergi'und 
dienen  und  das  Bild,  dessen  Skizzierung  gewünscht  wird,  nicht  übermässig 
verdecken. 

Das  System,  welches  ich  in  meinem  Werke  befolgt  habe,  ist  folgendes: 
bei  jedem  einzelnen  Jahre  stelle  ich  das  sogenannte  Expose  des  das  Budget 
einbringenden  Finanzministers  in  seinen  Hauptzügen  dar,  hierauf  theile  icli 
den  Bericht  des  Finanzausschusses  in  seinen  Resultaten  mit,  ich  skizziere  die 
Budgetdebatte,  und  zwar  sowohl  die  Generaldebatte  wie  auch  die  Special- 
verhandlungen. Ich  theile  das  Finanzgesetz  mit.  Im  Zusammenhange  mit 
dem  Budget  sind  die  auf  das  gemeinsame  Budget  bezüglichen  Dele- 
gationsbeschlüsse, und  zwar  die  finanziellen  ebensowohl  als  die  prineipiellen, 
angereiht,  und  insofern  das  Budget  nicht  zur  rechten  Zeit  zustande  gekommen 
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die  Regieruns?  eine  finanzielle  Vollmacht  in  Anwpruch  genoimnen 
hat,  sind  auch  die  auf  diese  letztere  bezüglichen  Verhandlungen  angezogen 
worden. 

Nach  dem  den  ordentlichen  Tlahmen  des  Staatshaushaltes  umfasHendcii 
Budget  Tvurden  die  Nachtragscredite  detailliert  und  hierauf  die  mit  dem 
IJudget  in  engem  Zusammenhange  stehenden  finanziellen  Verfügungen,  vor- 
nehmlich also  die  Steuer-  und  finanziellen  Gesetze,  die  auf  die  Eisenbahnen 
und  das  Staatscreditwesen  bezüglichen  Maassnahmen  angereiht.  Die  auf  die 
Zollpolitik  bezüglichen  Maassnahmen  habe  ich  absichtlich  bei  Seite  gelassen, 
da  ich  diesen  Gegenstand  schon  bei  anderer  Gelegenheit,  besonders  in  meinem 
im  Jahre  1891  in  Leipzig  erschienenen  gi'ossen  zollpolitischen  Werke  ein- 
gehend behandelt  habe. 

Jedes  einzelne  Jahr  schliesse  ich  mit  der  bezüglichen  Schlussrechnung 
und  den  darauf  bezughabenden  Verhandlungen  ab. 


Die  Geschichte  jedes  Staatshaushaltes  drückt  sich  am  deutlichsten 
in  der  Ziflfernreihe  der  Endergebnisse  des  Butgets  und  der  Schlussreclinungen 
aus.  Eine  Zift'ernreihe,  welche  sich  auf  25  Jahre  erstreckt,  ist  an  und  für 
-sieh  selbst  schon  ein  lebendes  Bild  und  charakterisiert  den  Gegenstand, 
auf  welche  sie  sich  bezieht,  am  sichersten. 

Ich  theile  daher  die  Hauptergebnisse  des  ungarischen  Staatshaushaltes 
in  nachstehenden  Tabellen  mit.  (S.  die  Tabellen  auf  den  beiden  folgenden 
Seiten.) 

Es  nuiss  zum  Verstiindnis  dieser  Tabellen  folgendes  bemerkt  werden: 
Das  ungarische  Budget  (und  damit  im  Zusammenhange  die  Schlussrechnungen) 
hat  selbst  in  der  Haupteintheilung  wesentliche  Veränderungen  erlitten. 

In  den  Jahren  1868,  1869  und  1870  zerfiel  das  Budget  in  zwei 
Theile.  enthaltend  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben,  bezw. 
Einnahmen. 

In  den  Jahren  1871—1876  (incl.)  hatte  das  Budget  drei  Theile,  und 
es  gab  oidentliche,  ausserordentliche  und  endlich  Ausgaben  respective  Ein- 
nahmen der  Credit-  und  Cassengebarung. 

Seit  dem  Jahre  1877  hat  das  Budget  ordentliche  Ausgaben,  transi- 
toiische  Ausgaben  und  Ausgaben  für  Investitionen,  endlich  seit  1879  ausser- 
ordentliche gemeinsame  Ausgaben  (für  Bosnien  und  die  Herzegowina)  —  dann 
ordentliche  und  transitorische  Einnahmen. 

Hinsichtlich  der  Zutheilung  einzelner  Ausgaben  in  den  einen  oder 
anderen  Theil  des  Budgets  herrschte  verschiedene  Auffassung.  Namentlich 
war  die  Auffassung  über  das  Wesen  der  ordentlichen  Ausgaben  lange  Zeit 
sehr  schwankend.  Die  betreftenden  Finanzminister  richteten  sich  wiederholt 
bei  der  Zutheilung  einzelner  Ausgabeposten  zu  den  ordentlichen  Ausgaben 
danach,  dass  sie  wenigstens  den  ordentlichen  Theil  des  Budgets  ohne 
Deficit  vorlegen  konnten.  Seit  dem  Jahre  1874,  als  man  die  Zwecklosigkeit 
derartiger  Bestrebungen   erkannte,   verfiel  man   oft   in   das  Gegentheil   und 
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stellte  Ausgaben  in  den  ausserordentlichen  Theil,  welche  ihrem  Charakter 
nach  eigentlich  ordentliche  sind. 

Das  ungarische  Budget  ist  ein  Bruttobudget.  Das  erste  Budget  (1868) 
hatte  Lönyay  als  Nettobudget  vorgelegt,  deshalb  auch  die  verhältnismässig 
kleineren  Ziffern  dieses  Jahres;  allein  bei  der  parlamentarischen  Behandlung 
dieses  Budgets  beschloss  das  ungarische  Abgeordnetenhaus,  dass  in  Zukunft 
das  Budget  in  der  Form  eines  Bruttobudgets  vorgelegt  werde;  das  Princip 
des  Bruttobudgets  ist  seit  dem  Jahre  1880  so  weit  zugepitzt,  dass  bei 
eventuellen  Amortisationsschulden  die  Summe  der  Anleihe  ganz  als  Einnahme 
und  Ausgabe  budgetiert  wird.  Das  Unterrichtsministerium  baut  beispiels- 
weise eine  Lehranstalt  und  nimmt  hiezu  aus  dem  Studienfond  ein  Darlehen 
von  500.000  fl.,  wofür  es  40  Jahre  hindurch  sammt  Amortisation  5  Proc. 
Zinsen  zahlt:  so  erscheint  in  den  Ausgaben  500.000  fl.  Baukosten,  dann 
25.000  fl.  Zinsen  und  Amortisation  —  in  den  Einnahmen  500.0000  fl.  Anleihe. 
Hieraus  sind  gewisse  Anschwellungen  der  Ziff'ern  einzelner  Jahre  zu  erklären. 

Hinsichtlich  der  Nachtragscredite  ist  hervorzuheben,  dass  bis  zum  Jahre 
1879  der  Staatsrechnungshof  nur  jene  Summen  durch  Nachtragscredite  gedeckt 
anerkannte,  welche  thatsächlich  und  ziffermässig  als  Nachtragscredite  votiert 
wurden,  und  dieser  Auffassung  entsprechend  hat  der  Staatsrechnungshof  in 
den  Jahren  1874 — 1878  alle  übrigen  Suramen  als  nicht  bemlligte  specificiert. 
Das  Ministerium  hatte  dem  gegenüber  die  Auffassung,  dass  jede  Ausgabe, 
die  durch  eine  Verfügung  infolge  eines  speciellen  Gesetzes  gemacht  wird, 
schon  infolge  dieses  Gesetzes  bewilligt  sei,  wenn  auch  die  ziffermässige 
Ausgabe  nicht  votiert  wäre.  Ist  die  Regierung  beispielsweise  durch  ein 
specielles  Gesetz  zu  ausserordentlichen  Maassnahmen  gegen  Wassergefahren 
angewiesen,  so  sind  die  hiefür  verwendeten  Gelder,  auch  ohne  ziffermässige 
Feststellung  derselben,  durch  das  Gesetz  bereits  bewilligt  und  kann  der 
Rechnungshof  derlei  Ausgaben  nicht  unter  die  von  unbewilligten  Ausgaben 
zählen.  Das  Abgeordnetenhaus  theilte  die  Ansicht  des  Ministeriums,  und  seit 
dieser  Zeit  treffen  wir  eine  grössere  Steigerung  der  Ziffer  der  Nachtragscredite. 

Ich  theile  später  die  Endresultate  des  ungarischen  Staatshaushaltes 
ohne  durchlaufende  Posten  mit,  glaubte  jedoch  die  Ziffern  des  Budgets, 
der  Nachtragscredite  und  der  Staatsrechnungen  auch  in  ihrer  originalen 
Zusammenstellung  mittheilen  zu  sollen,  um  jene  Zahlen  publiciert  zu  haben, 
welche  die  Basis  der  parlamentarischen  Verhandlung  ))ilden. 


Dies  führt  uns  gleichzeitig  auf  die  fonnelle  Behandlung  des  Budgets 
über.  Das  ungarische  Budget  wird  jährlich  durch  ein  eigenes  Gesetz  oder, 
wie  wir  dies  ausdrücken,  durch  einen  eigenen  Gesetzartikel  festgestellt.  Der 
jeweilige  Finanzminister  legt  das  Budget  in  Heften  vor.  Das  erste  Heft  bilden 
die  sogenannten  kleineren  Portefeuills;  in  demselben  sind  enthalten  die  Voran- 
schläge der  Kosten  des  königlichen  Hofhaltes,  der  Cabinetskanzlei.  des  Reichs- 
tages, der  Pensionen  der  einstmaligen  Centralorgane,  der  übrigen  Pensionen, 
der  Staatsschulden,  der  Ablösungssummen  für  angekaufte  Eisenbahnen,  der 
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Miisen^'aranticn  für  Eisciibalineii,  der  inneren  Verwaltung  Croatiens,  de» 
Staatsrecliuiingsliofes,  des  MiniHterprilsidiums,  des  Ministeriums  am  Aller- 
höchsten Hoflager  und  des  croatisch-slavonisch-dalmatinisciien  Ministeriums. 
Die  übrigen  sieben  Hefte  beliandeln  jedes  einzeln  ein  Ministerium.  Jedes 
Heft  ist  von  Motiven  begleitet.  Das  ganze  Budget  jedoch  hat  keine 
allgemeine  Motivierung,  anstatt  dieser  gil)t  der  Finanzminister  bei  der 
Vorlage  des  Budgets  ein  Expose  mündlich.  In  dieser  Rede  verbreitet  er 
sich  gpwöbnlicli  ansführlicli  über  die  Finanzlage  des  Landes  und  orientiert 
das  Abgeordnetenhaus  über  die  zu  befolgende  Finanzpolitik. 

Das  nunmeiir  vorgelegte  Budget  geht  jetzt  in  die  FinanzcommissioD, 
wo  jedes  Heft  durch  einen  speciellen  Referenten  vorgetragen  und  für  das 
Gesanimtbudget  ein  Referent  bestellt  wird.  Die  Verhandlungen  des  Ausschusses 
dauern  nicht  sehr  lange;  regelmässig  ist  das  Budget  in  vier  Wochen  hier 
erledigt.  Die  Referenten  legen  ihren  Bericht  dem  Hause  vor,  und  nun 
beginnt  die  Budgetverhandlung  im  Abgeordnetenhause. 

Zuerst  sehen  wir  eine  Generaldebatte,  welche  namentlich  in  bewegten 
Zeiten  überaus  heftig  und  lange  zu  sein  pflegt.  Im  ungarischen  Abgeord- 
netenhaus herrscht  nämlich  die  liberalste  Redefreiheit;  Schluss  der  Debatte 
ist  nur  dann  möglich,  wenn  sich  kein  Redner  mehr  meldet;  ein  Antrag 
auf  Sciiluss  der  Debatte  kann  nicht  gestellt  werden.  Nach  Schluss  der 
Generaldebatte  erfolgt  die  Abstimmung  über  die  Frage,  ob  das  Haus  das 
vorgelegte  Budget  im  allgemeinen  zur  Grundlage  der  Specialdebatte  annehme. 

Nach  erfolgter  Annahme  im  allgemeinen  beginnt  die  Specialdcbatte. 
Diese  Specialdebatte  enthält  jedoch  bei  jedem  einzelnen  Ministerium  je  eine 
verkappte  Generaldebatte.  Der  langjährige  Gebrauch  hat  nämlich  die  Unsitte 
eingel)nrgert.  dass  bei  dem  ersten  Titel  des  zur  Specialdebatte  vorliegenden 
Budgets  eines  Ministeriums  (also  gewöhnlich  bei  dem  Titel  über  die  Kosten 
der  C'entrdlverwaltung)  eine  allgemeine  Discussion  über  alle  Agenden  des 
betreffenden  Ministeriums  beginnt.  Eine  derartige  allgemeine  Debatte  ist  sehr  oft 
ebenso  lieftig  und  ebenso  lange,  wie  die  Generaldebatte  über  das  Gesanimtbudget. 

Ist  das  Budget  in  allen  seinen  Theilen  endlich  durchberathen,  so  legt 
der  Finanzminister  den  Entwurf  des  Budgetgesetzes  vor.  Die  Form  dieses 
Entwurfes  (und  dementsprechend  das  Budgetgesetz  selbst)  hat  sich  end- 
giltig  folgendermaassen  herausgebildet;  §  1  bestimmt  die  Summen  der  Aus- 
gaben, detailliert  nach  ordentlichen,  transitorischen  (d.  i.  solchen  ausseror- 
dentlichen, welche  nur  zeitweilig  erscheinen  und  keine  Investitionen  bilden), 
Investierungs-  und  endlich  ausserordentlichen  gemeinsamen  Ausgaben.  —  §  2 
enthält  die  Ausgaben  nach  Capiteln,  Titeln  und  Rubriken  vertheilt,  das  heisst 
zergliedert  die  Aiisgaben  bis  zu  der  Grenze,  bis  zu  welcher  das  Anweisungs- 
recht  der  Regierung  für  die  im  Budget  benannten  Zwecke  gestattet  ist.  — 
§  3  bezeichnet  die  zur  Bedeckung  verwendbaren  Einnahmen.  —  §  4  zieht  die 
Bilanz  der  Ausgaben  und  Einnahmen  und  verfügt  über  die  Bedeckung  des 
eventuellen  Deficits  oder  neuestens  über  die  Verwendung  der  Mehreinnahmen. 
—  §  ."•  enthält  die  Steuerbewilligung,  da  nach  ungarischem  Rechte  die  Ein- 
hebung der  Steuern  ohne  ausdrücklidie   und   alljälirliche  Genehmigung  des 
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Keichstages  nicht  gestatt  ist.  —  §  ü  verfügt  über  eventuelle  Virements, 
d.  h.  bezeichnet  jene  Rubriken  des  Budgets,  hinsichtlich  derer  das  Anwei- 
sungsrecht  ausnahmsweise  summarisch  gestattet  ist. 

Der  Entwurf  des  Budgetgesetzes  geht  abermals  zur  Finanzcommission, 
und  nach  deren  Bericht  erfolgt  die  sogenannte  Appropriationsdebatte.  Bei 
dieser  Gelegenheit  pflegen  die  Oppositionsparteien  gegen  das  Budgetgesetz 
zu  sprechen  und  vom  Gesichtspunkte  des  mangelnden  Vertrauens  in  die 
jeweilige  Regierung  ihre  Ansichten  zu  entwickeln. 

Nach  diesen  Phasen  gelangt  das  Budget  in  das  Oberhaus,  wo  es  nach 
einigen  Tagen,  gewöhnlich  ohne  Schwierigkeiten  acceptiert  und  dann  nach 
Sanctionierung  durch  den  König  in  das  Gesetzbuch  inarticuliert  wird. 

Wenn  wir  auf  den  Staatshaushalt  der  verflossenen  2ö  Jahre  zurück- 
blicken, ist  es  unmöglich,  die  Schwierigkeit  zu  verkennen,  mit  welcher 
in  Ungarn  das  Budget  zustande  zu  kommen  pflegt.  In  den  27  .Jahren, 
von  1868  bis  1895,  war  es  bloss  in  sieben  Jahren  möglich,  den  Staats- 
haushalt am  1.  Jänner  mit  einem  votierten  Budget  zu  beginnen,  und  in 
20  Jahren  musste  man  mit  länger  oder  kürzer  dauernden  Vollmachten  regieren. 

Die  folgende  Zusammenstellung  zeigt,  wie  lange  die  auf  Gruud  der 
Vollmachten  fortgeführte  Finanzgebarung  dauerte: 


Ges.-Art. 


XIII  vom 
IV  „ 

X  „ 

XXVI  „ 
IV  „ 

XLVIII  „ 

n  „ 

LXV  „ 

XXXI  „ 

V  „ 
XXXVI  „ 

V  „ 
XVIII  „ 

XXX  „ 

in  , 

XIV  „ 
XXXII  „ 

XVI  „ 

XLVI  , 

X  „ 

LXII  „ 

XLVIII  „ 

XLV  „ 

XLI  „ 

XXVII  „ 
XXXV  „ 

XVII  , 


F  i  n  a  n  z  V  0 1 1  m  a  c  h  t  e  n  : ') 

Jahre  1867  vom   1.  Jänner  bis  30.  April 

„  1868  „    30.  Juni 

„  1868  „    30.  Sept. 

„  1869  vom   1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1870  „    30.  .\pril 

„  1870  vom    1.  Jänner  bis  EndeFebr, 

„  1871  „    31.  März 

„  1871  vom    1.  Jänner  bis  EndeFebr. 

„  1872  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1873  „    30.  April 

„  1874  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1875  „    30.  April 

„  1875  „    31.  Mai 

„  1877  vom   1.  Jänuer  bis  31.  März 

„  1878  „    31.  Mai 

„  1878  ,    30.  Juni 

„  1878  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1879  ,    80.  April 

,  1879  viini    1.  Jänner  bis  31.  März 
1880  ,    31.  Mai 

„  1881  vom   1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1882  für  den  Monat  Jänuer  1883 

„  1883  vom   1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1884  für  die  Monate  Jänner  u.  Febr. 

„  1885  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 

„  1886  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 

.  1887  vom    1.  Jänner  bis  31.  März 


Das 

Badgeti 
wurde 
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Itroniulgien 

t  am 

1868 

1868 

30. 

Sept. 

1868 

1870 
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April 

1870 

,1871 
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1871 
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28. 

Febr. 

1872 
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29. 

April 
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1875 

1875 

18. 

Mai 

1875 

1878 

1878 

1878 

28. 

Juni 

1878 

1879 

1879 

7. 

April 

1879 

1880 

1880 

19. 

Mai 

1880 

1882 

30. 

März 

1882 

17. 

Jännerl883 

1884 
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Febr. 

1884 

1885 

27. 

Febr. 

1885 

1886 

16. 

März 
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8. 

März 

1887 

1888 

21. 

März 

1888 

')  In  den  Jahren  1869,  1874,  1876,  1877,  1881,  1891  und  1894  wurde  das  Budget 
rechtzeitig  Gesetz,  weshalb  keine  Veranlassung  für  eine  Finanzvollniacht  vorlag. 


Gescliichte  des  ungarUchen  Staatsbaubhaltes  1867 — 1893. 
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Ges. 


m' 

wurde 

Art.  XXXIII     „ 

» 

1888  vom 

Jänner  bis  31.  März    1889 

promulgiert  am 

IV     „ 

n 

1889 

,    30.  Juni     1889 

16.  Juni    1889 

.      XLIV     „ 

^ 

1889  vom 

Jänner  bis  31.  Mürz    1890 

14.  März    1890 

,  XXXVII     , 

^ 

1891  vom 

Janner  bis  31.  Mai      1892 

X     ., 

1892 

,    Ende  Juli  1892 

18.  Juli     1892 

„  XXVIII    ., 

„ 

1892  vom 

Jänner  bis  Ende  März  1893 

_-^ V    , 

n 

1.H93 

„    Ende  Mai  1893 

21.  Mai     1893 

„  XXXIV    „ 

n 

1894  vom 

Jänner  bis  Ende  Febr.  1892 

Wenn  wir  nach  der  Ursache  forschen,  warum  in  Ungarn  das  Budget 
niciit  zur  riclitigen  Zeit  zustande  kommt,  so  könnte  in  erster  Linie 
auch  der  Umstand  in  Frage  kommen,  dass  wichtige  Hauptposten  dieses 
Budgets,  nämlicii  jene,  die  sich  auf  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  beziehen, 
nicht  im  Keichstag  verhandelt,  sondern  von  der  Delegation  festgesetzt  werden 
und  im  Sinne  des  Ausgleichgesetzes  einfach  so,  wie  sie  durch  die  Delegation 
acceptiert  wurden,  in  das  ungarische  Budget  eingesetzt  werden :  solange  also 
diesbezüglich  kein  legaler  Beschluss  zustande  kommt,  kann  das  Jahres- 
budget  auch  nicht  votiert,  beziehungsweise  das  Budgetgesetz  nicht  fertig- 
gestellt werden. 

In  drei  Jahren  könnte  man  vielleicht  der  Institution  der  Delegation 
einen  Vorwurf  machen;  in  den  Jahren  1871,  1878  und  1880  kamen  nämlich 
die  Delegationsbeschlüsse  erst  nach  Beginn  jenes  Jahres  zustande,  für 
welches  sie  gelten.  Jedoch  waren  im  Jahre  1878  die  Verhältnisse  des 
ungarischen  Staates  infolge  des  wirtschaftlichen  Ausgleiclies  mit  Oesterreich 
und  der  orientalischen  Kriegswirren  so  aussergewöhnliche,  dass  selbst,  wenn 
die  Delegation  zur  entsprechenden  Zeit  einen  Beschluss  gefasst  hätte,  das 
ungarische  Budget  dennoch  nicht  rechtzeitig  fertig  geworden  wäre;  die  Delega- 
tionsbeschlüsse wurden  übrigens  thatsächlich  am  24.  März  1878  genehmigt,  und 
das  ungarische  Budget  wurde  gleichwohl  erst  am  28.  Juni  1878  sanctioniert. 
Nur  in  den  Jahren  1871  und  1880  kann  man  zum  Theil  der  Saumseligkeit  der 
Delegationen  die  Schuld  geben,  und  in  dem  letzteren  Jaln-e  ist  es  vielleicht 
fraglich,  ob  im  Falle  eines  rechtzeitig  zur  Verfügung  stehenden  Delegations- 
beschlusses das  ungarische  Budget  zustande  gekommen  wäre.  Im  übrigen 
zeigen  die  nachfolgenden  Beispiele  deutlich,  dass  die  Thätigkeit  der  Dele- 
gation auf  das  Zustandekommen  des  Budgets  nur  eine  geringe  Wirkung 
ausübt;  so  ist 


der  Delegationsbeschluss 

am 

30.  August  1860, 

ff 

19.  Juli        1871, 

» 

23.  Mai        1874, 

yt 

24.  Juni       1888. 

n 

13.  Juli        1889, 

ferti 

ggestellt. 

dn^<  ungarische  Budget 

erst  am 30.  April       1870, 

,      , 28.  Februar  1872, 


18.  Mai 

1875, 

16.  Juni 

1889, 

U.  März 

1890, 

Andererseits    haben    spät  zustande    gekommene   DelegationsbeschlQsse 
das   rechtzeitige   Zustandekommen    des    ungarischen    Budgetgesetzes    nicht 
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gehindert.  So  ist  der  Delegationsbeschluss  für  das  Budget  des  Jahres  1869 
erst  am  5.  December  1868,  jener  für  das  Jahr  1881  erst  am  13.  November  1880 
in  Kraft  getreten.  In  beiden  Fällen  hat  der  verspätete  Beschluss  der  Delegation 
nicht  das  rechtzeitige  Zustandekommen  des  ungarischen  Budgets  verhindert. 
Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  dass  im  Falle  die  Votierung  der  Ausgaben  für 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  direct  durch  die  ungarische  Legislative  so 
erfolgen  würde,  wie  dies  rücksichtlich  der  übrigen  Theile  des  Budgets  bewerk- 
stelligt wird,  man  nicht  schneller  vorwärts  kommen  könnte;  denn  es  steht  fest, 
dass  die  Session  der  Delegationen  zu  solchen  Combinationen  Veranlassung 
gibt,  mit  deren  Wegfall  der  ungarische  Keichstag  seine  Agenden  anders 
und  vielleicht  intensiver  erledigen  könnte.  Soviel  steht  jedoch  ausser  Zweifel, 
dass  die  Thätigkeit  der  Delegation  nicht  die  Hauptursache  der 
verspäteten  Votierung  der  ungarischen  Budgets  ist. 

Die   Zeitfolge   der   Thätigkeit   der  Delegation   ist   aus    nachstehender 
Zusammenstellung  ersichtlich: 

Die  Delegation   wurde  einberufen   zur  Verhandlung  des  Budgets   pro 
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Gt'Hchiclite  des  ungarischen  Staatshaushalten  1867 — 1893. 
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^en  Grund  des  säumigen  Zustandekommens  der  ungarischen  Budgets 
kann  man  mithin  nicht  in  der  Votierung  der  Ausgaben  für  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten  finden,  sondern  man  muss  ihn  in  der  eigenen  Thätigkeit 
der  ungarischen  Legislative  suchen. 

Diesbezüglich  könnte  vielleicht  auch  die  Frage  aufgeworfen  werden, 
ob  nicht  das  Budget  sehr  spät  vorgelegt  wird.  Hinsichtlich  der  Vor- 
lage des  Budgets  hat  das  Abgeordnetenhaus  gleich  zu  Beginn  der  neueren 
constitutionellen  Aera  den  Beschluss  gefasst,  dass  sie  im  Monat  September  zu 
geschehen  habe.  Thatsächlicli  legt  die  Regierung  das  Budget  Ende  September 
oder  Anfangs  October  vor,  und  nur  ausnahmsweise  tritt  der  Fall  ein,  dass 
die  Vorlage  nach  der  ersten  Hälfte  des  Octobers  erfolgte. 

Wir  haben  oben  die  Hauptphasen  der  Schaffung  des  Budgetgesetzes 
dargestellt  und  wollen  die  bezüglichen  Daten  für  die  einzelnen  Jahre  im 
nachstehenden  Ausweise  vorführen: 
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1870 
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.30  111  1892 
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9/XI  1893 

12,  XI  1894 
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25/11 
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29/V 
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Verhanfilung 
•les^ellien 

25  IX   1868 
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5,  IV  1870 
18/III  1871 

l/II  1872 
29  III  1873 
15  XII 1873 

3;V  1875 
11,XII1875 
14/XII 1876 
14/VI  1878 

1/IV  1879 
29,  IV  1880 
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11  III  1882 
20,  Xn  1882 
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20,11 
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26  XII 1890 
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US   diesen   Daten   geht  her 
Fällen  nicht  genug  Zeit 
eingebrachte  Budget   bis 


vor,  dass  das  Abgeordnetenhaus  in  den 
hatte,  das  Ende  September  oder  Anfangs 
zum  .Tahresschluss  durchzuberatheu;  mit 


Namen  iler  Fiuanzminister,  welche  die  Buil),'ets  vorlogton:  ')  Meloliior  Lijnyay, 
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einem  Worte,  dass  die  in  Ungarn  übliche  Budgetdebatte  gemeiniglich  soviel 
Zeit  in  Anspruch  nimmt,  dass  das  Budget,  wenn  es  bei  der  gewöhn- 
lichen Eröffnung  der  Herbstsession  (also  Ende  September  oder  Anfangs 
October)  eingebracht  wird,  gewöhnlich  nicht  zur  rechten  Zeit  in  Gesetzeskraft 
treten  kann. 

Das  Herkommen  und  das  Budapester  Leben,  endlieh  die  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  gestatten  es  trotzdem  kaum,  dass  die  Vorlage  früher  erfolge. 
Den  Reichstag  früher  als  vor  Ende  September  zu  ordentlichen  Sitzungen 
einzuberufen,  geht  nicht  wohl  an.  Nicht  nur,  dass  die  Monate  Juli.  August 
und  September  in  Budapest  unerträglich  heiss  sind,  sondern  auch  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten,  ferner  der  in  jenen  Zeitabschnitt  fallende  Bäder- 
besuch schliessen  den  Aufenthalt  der  Abgeordneten  in  Budapest  nahezu  aus. 
Die  Abhaltung  einer  ausserordentlichen  Session  und  die  Forcierung  der  Be- 
rathungen  ist  zwar,  aber  auch  nur  durch  ziemliche  Gewaltanwendung,  möglich, 
aber  zur  ordentlichen  Arbeit  würde  sich  in  Ungarn  zu  dieser  Zeit  Niemand 
entschliessen.  Es  bliebe  also  nichts  anderes  übrig,  als  das  Budget  schon 
spätestens  unmittelbar  nach  Ostern,  also  im  April,  vorzulegen  und  die 
Frühjahrssession  zur  Verhandlung  des  Budgets  zu  verwenden,  was  vielleicht 
auch  den  Vortheil  brächte,  dass  die  am  Schlüsse  der  Session  sciion  hen- 
schende  grössere  Hitze  und  die  draussen  hairenden  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  viele,  vielleicht  überflüssige  Redefluten  in  ihr  entsprechendes  Bett 
zurückdämnien  und  so  die  Veranlassung  zu  kürzerer  Verhandlung  geben 
würden. 

Die  Vorlage  des  Budgets  im  April  würde  jedoch  die  Vorbereitung 
desselben  mindestens  schon  im  Jänner  erforderlich  machen  und  bedingen, 
dass  das  gemeinsame  Budget  schon  vor  Ostern,  also  vor  April,  votiert  würde. 
Beide  Postulate  sind  keine  Unmöglichkeit;  aber  in  Ungarn,  wo  für  die  Fest- 
stellung und  Beurtheilung  des  Budgets  einerseits  mindestens  die  Kenntnis 
der  Gebarungsresultate  des  Vorjahres  erforderlich  und  auch  der  Ernteausfall 
des  Jahres  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  ist  diese  Zeiteintheilung  vielleicht 
nicht  die  zweekmässigste.  Jetzt  z.  B.  kennt  das  Ministerium  bei  Zusammen- 
stellung des  Budgets  für  das  Jahr  189.5  schon  die  Gebarungsresultate  des 
Jahres  1893,  und  der  Reichstag  kennt  die  Ergebnisse  der  Schlussrechnnng 
des  Jahres  1893  und  der  Gebaiimg  von  drei  Quartalen  des  Jahres  1894 
und  kann  auf  Grund  derselben  seine  Beschlüsse  fassen.  Wenn  die  Vorlage 
schon  im  April  erfolgte,  würde  bei  der  Verfassung  des  Budgets  nur  erst 
die  Schlussrechnung  für  das  Jahr  1892  zur  Verfügung  stehen.  Ich  betone 
es  noch  einmal,  es  ist  keine  Unmöglichkeit.  —  denn  in  anderen  Staaten 
kommen  derartige,  ja  sogar  noch  früliei  ;>  Zeitpunkte  der  Vorlage  vor  —  aber 
die  Einführung  dieses  Zeitpunktes  für  die  Vorlage  des  Budgets  ist  vielleiciit 
nicht  unbedingt  nöthig. 

Mit  der  früheren  Vorlage  verwandt  ist  ein  Gedanke,  der  auch  im  ungari- 
schen Abgeordnetenhause  schon  mehrmals  aufgetaucht  ist,  und  demzufolge  der 
Beginn  des  Finanzjahres  vom  1.  Jänner  auf  den  1.  April  zu  verlegen  wäre. 
Ganz    abgesehen    von    den   Schwierigkeiten    inbetreff    der   Verwendung    der 
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Daten  der  Vorjahre,  welche  bei  dieser  Modalität  nahezu  die  gleichen  wären, 
wie  wenn  das  Budget  unter  Beibelialtiing  des  jetzigen  Finanzjahres  im  April 
vorgelegt  würde,  sprechen  viele  gewichtige  Gründe  dagegen,  dass  das  Finanz- 
jahr von  dem  bürgerlichen  Jahr  verschieden  sei.  Das  bürgerliche  Jalir  ist 
mit  dem  gesammten  socialen  und  staatlichen  Leben  so  eng  verflochten. 
dass  diese  Methode  auch  mit  Itücksicht  auf  die  mögliche  Verwirrung  nicht 
wünschenswert  erscheint. 

Der  Gedanke,  nach  welchem  die  Verhandlung  des  Budgets  nach  dem 
Muster  des  englischen  Parlamentes  erfolgen  sollte,  wo  nicht  ein  eigener 
Finanzaussclniss  die  Budgetvorlage  vorher  überprüft  und  das  Unterhaus  sie 
auf  Grund  des  Berichtes  desselben  verhandelt,  sondern  das  Unterhaus  selbst 
sich  als  Commission  constituiert  und  sogleich  das  Budget  prüft  und  ver- 
handelt, hängt  ausschliesslich  mit  der  Eigenthümlichkeit  der  englischen 
parlamentarischen  Regierung  zusammen  und  kann  in  einem  Lande  mit  anderer 
parlamentarischer  Entwicklung  durch  einfache  Nachahmung  kaum  eingebürgert 
werden.  Endlich  würde  die  Modalität,  nach  welcher  das  Abgeordnetenhaus 
das  Budget  vorerst  in  den  Details  und  nach  den  einzelnen  Kessorts  ver- 
handeln und  die  Generaldebatte  erst  nach  Beendigung  der  Specialdebatten  im 
Zusammenhange  mit  der  „Appropriatio'  erfolgen  soll,  die  Generaldebatte  nur 
auf  einen  anderen  Zeitpunkt  verlegen  und  schwerlich  eine  Abkürzung  der 
Verhandlung  herbeiführen.  Es  bliebe  somit  bei  den  ungarischen  par- 
lamentarischen Verhältnissen  und  Herkommen  nichts  anderes 
übrig  als  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Systemes  der  Budget- 
b  e  li  a  n  d  1  u  n  g. 

Zwar  sind  viele  Dinge,  die  in  der  Budgetdebatte  im  ungarischen  Abge- 
ordnetenhause Vorgebracht  zu  werden  pflegen,  vom  Budget  so  weit  entfernt 
als  der  Himmel  von  der  Erde,  und  mit  Hecht  hat  Franz  Pulszky  schon  im 
Jahre  1870  bemerkt:  „Die  Budgetdebatte  ist  jene  Gelegenheit,  wo  jeder  alles 
aussprechen  kann,  was  sein  Herz  bedrückt,  wo  er  die  Sünden  des  Ministeriums 
vorbringen  kann,  und  wo  wir  von  allem  reden  können,  was  überhaupt  sich  auf 
die  öflentliche  Verwaltung  bezieht"  ;  jedoch  ist  es  nicht  rathsam,  das  mächtige 
Postulat  der  Redefreiheit  wegen  des  mit  ihr  getriebenen  Missbrauches  einzu- 
schränken. Und  wenn  ich  bei  alledem  der  Ueberzeugung  bin.  dass  das 
bisherige  System  beibehalten  werden  solle,  so  bin  ich  es  in  dem  Bewusstsein, 
dass  es  bei  diesem  System  noch  ein  Mittel  gibt,  um  die  Verhandlungen 
doch  rechtzeitig  abzuschliessen. 

Dieses  Mittel  besteht  nun  einfach  darin,  dass  während  der  Budgetver- 
handlung die  Sitzungen  um  wenigstens  zwei  Stunden  verlängert,  oder  dass 
ausser  den  Vormittagssitzungen  auch  Nachmittags-  beziehungsweise  Abend- 
sitzungen abgehalten  werden.  Jetzt  fingt  erfahrungsgemäss  in  den  auf 
10  Uhr  einberufenen  Sitzungen  —  hauptsächlich  in  den  Wintermonaten  — > 
die  ordentliche  Verhandlung  nach  den  PrUsidialmittlieilungen  erst  um  11  Uhr 
an  und  dauert  kaum  bis  '  ^2  Uhr,  es  werden  also  im  Ganzen  dritthalb  Stunden 
auf  die  Verhandlung  des  IJudgets  verwendet:  wenn  die  Sitzungen  sich  von 
10  bis  4  Uhr  erstrecken,   das  heisst  die  Zeit  um  zwei  Stunden  verlängert 
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Würde,  könnte  man  nicht  zweimal,  sondern  viermal  soviel  fertig  bringen: 
denn,  je  länger  die  Sitzung  schon  dauert,  beziehungsweisse  je  mehr  sie  sich 
ihrem  Ende  nähert,  umso  geringer  wird  der  Redeeifer  oder  die  in  Ungarn  oft 
zutage  tretende  Redesucht.  Bei  so  langen  Sitzungen  würden  natürlich  die 
auch  sonst  verfügbaren  Vicepräsidenten  öfters  den  Präsidenten  des  Abgeord- 
netenhauses ablösen,  die  Minister  jedoch  würden  wechselweise  die  Regierung 
vertreten,  bei  der  Verhandlung  der  einzelnen  Ressoiis  könnten  selbst  die 
Staatssecretäre  ihre  Minister  ablösen;  mit  einem  Worte,  die  durch  ihre 
Stellung  zur  Anwesenheit  während  der  ganzen  Dauer  der  langen  Sitzungen 
Vei-pflichteten  wären  durch  entsprechendes  Alternieren  immer  in  der  Lage, 
dem  Wesen  der  Sache  Genüge  zu  leisten. 


Wenn  ich  die  in  dem  abgelaufenen  Yierteljahrhunderte  zutage  tretende 
Entwicklung  des  ungarischen  Staatshaushaltes  überblicke,  so  erfüllt  mich 
eine  gewisse  Beruhigung  des  nationalen  Selbstgefühles.  Die  Muthlosigkeit, 
die  so  oft  herrschte  und  selbst  bei  den  kühnsten  Politikern  Sorge  um  die 
wirtschaftliche  Stärke  der  Nation  erregte  und  mehr  als  einmal  zum  Misstrauen 
betreffs  der  AViederherstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes  herabsank,  ist 
völlig  verschwunden.  Das  finanzielle  Gleichgewicht  ist  hergestellt,  und  Ungarn 
ist  soweit  gekommen,  dass  es  seine  unleugbar  schwierigen  Steuerverhältnisse 
jetzt  mit  ruhiger  Ueberlegung  zu  Recht  bringen  und  reformieren  kann. 

Das  verflossene  Vierteljahrhundert  war  auch  auf  dem  finanziellen  Ge- 
biete sehr  wechselvoll.  Der  erste  Finanzminister,  Melchior  Lönyay,  begann 
mit  starker  Hand,  mit  grossem  Wissen,  mit  scharfem  Blicke  in  die  Zukunft 
und  mit  minituöser  Kenntnis  der  Verhältnisse  des  Landes  die  Organisation 
der  Finanzen.    Er  selbst  sagt  es  in  einem  seiner  Werke: 

«Unter  die  Aufgaben  (die  zufolge  des  politischen  Ausgleiches  zu  lösen 
waren),  welche  die  grösste  Behutsamkeit  beanspruchten,  gehörte  die  Selbständig- 
machung  des  ungarischen  Finanzregimes  und  dessen  Uebernahrne  auf  eine 
solche  Art,  dass  der  Zufluss  der  Staatseinkünfte  keine  Hemmung  erleide  und 
die  Absonderung  der  durch  Jahrhunderte  von  Wien  aus  geleiteten  Finanz- 
gebarung ohne  Stockung  und  mit  möglichst  geringem  Widerstreben  durch- 
geführt werde.  Das  war  keine  kleine  Aufgabe,  und  ich  glaube,  die  Thatsachen 
zeugen  auch  dafür,  dass  ich  fähig  gewesen  bin,  sie  zu  erfüllen.  Eine 
beträchtliche  Erleichterung  bei  den  Schwierigkeiten  verschaffte  das  rationelle 
und  tactvoUe  Vorgehen  des  damals  zum  österreichischen  Finanzminister 
ernannten  Baron  Becke,  der,  von  aller  politischen  Engherzigkeit  gleichwie 
von  Abneigung  oder  Hass  gegen  die  Ungarn  frei,  das  Uebergangsstadium 
und  die  verfassungsmässigen  Ansprüche  Ungarns  billigte  und  sohin  im 
Stande  war,  vom  ersten  Tage  der  Ernennung  des  ungarischen  Ministeriums 
an  das  Vertrauen  zwischen  den  beiden  Regierungen  zu  pflegen  und  zu 
kräftigen,  ohne  dass  er  jemals  die  Interi'essen  der  anderen  Reichshälfte 
ausser  Augen  gelassen  hätte.'    (Lönyay,  A  bankügy.  1875,  S.  173.) 
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jönyay  leitete  mit  sicherer  Hand  den  Finanzorganismiis,  beanspruchte 
von  seinen  Ministercollegen  strenge  Sparsamkeit,  in  Verbindung  damit  liatte 
er  aber  auch  genug  Sinn  für  die  von  dem  zurückgebliebenen  Lande  bean- 
spruchten Investierungen  und  deshalb  initiierte  er  das  ungarische  Eisenbahn- 
anlehen.  Die  im  Finanzwesen  sich  äussernde  Ordnung,  noch  mehr  aber  der 
ausserordentliche  Ernteausfall,  mit  welchem  das  Land  gerade  in  dem  auf  den 
Ausgleich  folgenden  Jahre  1868  gesegnet  war,  fflhrte  einen  allgemeinen  Auf- 
schwung anfallen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  herbei.  Der  Unternehmungsgeist 
trat  auf  allen  Gebieten  hervor.  Aus  allen  Theilen  des  Landes,  welches  bisher 
sowohl  was  die  öfl'entlichen  Strassen,  Gewässer,  Eisenbahnen  und  öffentlichen 
Gebäude  als  auch  das  Unterrichtswesen  anbelangt  so  ziemlich  veniachlässigt 
war,  stellte  man  Tag  für  Tag  neue  Anforderungen.  Die  Kessortminister  sowoiil 
wie  ein  grosser  Theil  der  Abgeordneten  machten  in  der  erregten  Athmosphäre 
der  wiedergewonnenen  constitutionellen  Freiheit  und  des  volkswirtschaftlichen 
Aufschwunges  der  öifentlichen  Meinung  gern  Zugeständnisse.  Neue  und  aber- 
mals neue  Institutionen  wurden  creiert,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
bahnwesens wurden  Concessionen  mit  Zinsengarantie  mit  verschwenderischer 
Hand  ausgetheilt.  Lönyay  begreift  die  Gefährlichkeit  derilichtung  und  kommt 
als  Finanzminister  in  Gegensatz  zu  seinen  Ministercollegen,  legt  aber  sein 
Portefeuille  noch  zu  einer  Zeit  nieder  (24.  Mai  1869),  wo  noch  der  ver- 
schwenderische Leichtsinn  die  mit  starker  Hand  angezogenen  Zügel  der 
Finanzen  nicht  völlig  lösen  konnte.  Wir  werden  bei  der  Skizzierung  der 
Thätigkeit  jedes  einzelnen  Finanzministers  in  möglichster  Gedrängtheit  jene 
gesetzgeberischen  Maassnahmen  mittheilen,  die  sich  auf  die  Entwickeluug 
des  Steuerwesens,  der  Eisenbahnen  und  der  Staatsanlehen  beziehen. 

Lönyay  hat  das  unter  der  absoluten  Aera  eingebürgerte  Steuersystem 
in  seinem  ganzen  Umfange  (mit  Ausnahme  der  im  Haussteuer-  und  Stera- 
pelwesen  eingeführten  Abänderungen)  durch  besondere  Gesetze  aufrecht 
erhalten ;  obschon  auch  die  Steuerreform  in  seinem  Plane  gelegen  war, 
hatte  er  zu  deren  Durchführung  nicht  mehr  Zeit.  Bei  der  Haussteuer 
führte  er  mit  Ges.-Art.  XXII  v.  J.  1868  beträchtliche  Erhöhungen  ein; 
durch  den  Ges.-Art.  XXIII  v.  J.  1869  hob  er  den  Zeitungsstempel  auf:  der 
Ges.-Art.  XXI  v.  J.  1868  endlich  regulierte  die  Verwaltung  der  öffentlichen 
Steuern  und  brachte  diesen  Gegenstand  in  Uebereinstimmung  mit  der  ungarischen 
Staatsverwaltung.  Das  somit  durch  die  ungarischen  Gesetze  recipierte  —  ob- 
wohl seinem  Ursprünge  nach  österreichische  —  Steuersystem  war  das  folgende: 
Directe  Steuern:  Die  Grundsteuer,  die  Haussleuer,  die  Personal  Erwerbs- 
und Einkommensteuer;  indirecte  Steuern:  Die  Zucker-,  Brantwein-  und 
Biersteuer,  die  Wein-  und  Fleisehverzehrungssteuer,  der  Stempel,  die  Ge- 
boren und  Taxen;  GefilUe:  das  Tabak-,  Salz-  und  Lottogetalle  sowie  das 
volkswirtschaftliche  Gefälle  der  Post  und  des  Telegraphen. 

Das  Eisenbahnwesen,  welches  im  Haushalte  der  SUiaten  immer 
eine  hocliwichtige  Holle  spielte,  war  unter  dem  Finanzminister  Lönyay  von 
umso  grösserer  Bedeutung,  da  das  Land  im  Punkte  Eisenbahnen  ziemlich 
zurückgeblieben  war.  Ausser  den  Linien  der  österreichischen  Staatseisenbahn- 
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Gesellschaft,  der  Südbahn  und  der  Theissbahn  waren  concessioniert  und  standen 
im  Bau  die  Linie  der  Siebenbürger  Bahn  und  die  Pest — Losonczer  Eisenbahn, 
welche  indessen  von  finanziellen  Schwierigkeiten  bedrängt,  in  der  Hand  einer 
dem  Zusammenbruche  nahen  Unternehmung  dahinsiechte.  Unter  solchen 
Umständen  ist  es  natürlich,  dass  die  öffentliche  Meinung  die  möglichst 
schleunige  Erbauung  der  den  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  ent- 
sprechenden Eisenbahnen  forderte.  Dies  ersehen  wir  aus  der  ersten  Thätig- 
keit  der  Legislative.  Die  ungarische  Legislative  neigte  gleich  von  Anfang 
mehr  zum  System  des  Betriebes  durch  Unternehmungen,  die  sie  durch 
Zinsengarantie  unterstützte,  und  stellte  sich  nur  im  Nothfalle  auf  den  Boden 
des  Systems  der  Staatseisenbahnen. 

Unter  dem  Finanzminister  Lönyay  wurden  nachstehende  Eisenbahnen 
mit  Zinsengarantie  concessioniert: 

Die  Alföld— Fiumaner  Bahn  (Ges.-Art.  VIII  v.  J.  1868); 
die  Nordostbahn  (Ges.-Art.  XIII  v.  J.  1868) ; 
die  Arad— Temesvärer  Bahn  (Ges.-Art.  XXXVII  v.  J.  1868): 
die  Ostbahn  (Ges.-Art.  XLV  v.  J.  1868); 
die  Westbahn  (Ges.-Art.  V  v.  J.  1869); 
die  ungarisch-galizische  Eisenbahn  (Ges.-Art.  VI  v.  J.  1869). 
Durch  den  Staat  waren  folgende  Eisenbahnen  zu  erbauen  : 
Die  Zäkäny— Agramer  Bahn  (Ges.-Art.  XIII  v.  J.  1868); 
die  Hatvan— Miskolczer  Bahn  (Ges.-Art.  XII  v.  J.  1868); 
die  Pest— Hatvan— Salgötarjaner   Bahn  (Ges.-Art.  XLIX  v.  J.  1868); 
die  Karlsstadt— Fiumaner  Bahn  (Ges.-Art.  XLIX  v.  J.  1868); 
die  Salgötarjän — Losoncz — Neusohler  Bahn  (Ges.-Art.XLlX  v.  J.  1868); 
die  Miskolcz— Putnoker  Bahn  (Ges.-Art.  XLIX  v.  J.  1868); 
schliesslich  wurde  das  Ministerium  behufs  Herstellung  von  Montanbahnen 
ermächtigt,  den  dritten  Theil  der  Kosten  bis  zur  Höhe  von  100.000  fl.  auf 
das  Staatsconto  zu  übernehmen. 

Mit  der  Theissbahn  wurde  durch  Ges.-Art.  LI  vom  Jahre  1868  ein 
Abkommen  getroffen,  nach  welchem  diese  Bahn  den  vom  Staate  unter 
dem  Titel  von  Zinsengarantien  vorschussweise  erhaltenen  Betrag  von 
5,309.180  fl.  65  kr.  in  26.545  Stück  Actien  ä  200  fl.  abtragen  sollte. 
Durch  diese  Abmachung  wurde  der  Staat  zum  Hauptactionär  der  Tiieissbahn, 
und  auf  diesem  Wege  gieng  dann  später  die  Ablösung  dieser  Eisenbahn 
leichter  von  Statten. 

Hinsichtlich  des  Staatscreditwesens  wurden  unter  Lönyay  folgende 
wichtige  Maassnahmen  getroffen:  das  Verhältnis  Ungarns  zu  den  öster- 
reichischen Staatsschulden  wurde  geregelt,  indem  Ungarn  nach  dem  Ges.- 
Art.  XV  V.  J.  1867  vom  1.  Jänner  1868  an  zur  Bedeckung  der  Zinsen  der 
österreichischen  Staatsschuld  einen  ständigen,  keiner  weiteren  Veränderung 
unterliegenden  Beitrag  von  29,188.000  fl.,  ferner  zu  der  durch  die  Um- 
wandlung der  österreichischen  Staatsschuld  in  eine  Kentenschuld  für  die 
Kückzalilungen  nöthig  gewordenen  Belastung  1,150.000  fl.  zahlt  und  somit 
unter  dem  Titel  der  Beitragsleistung  zu  den  österreichischen  Staatsschulden 
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eine  jährliche  Last  von  30,338.000  fl.  auf  sich  nahm.  Bezüglich  der  aus  Staats- 
noten und  Scheidegeldnoten  bestehenden  schwebenden  Schuld  im  Betrage  von 
312,000.000  fl.  übernahm  Ungarn  gemeinsam  mit  Oesterreicli  die  Garantie. 

Ausser  den  österreicJiischen  Staatsschulden  war  Ungarn  auch  mit 
dem  ungarischen  und  siebenbürgischen  Grundentlastungs-Anlehen  belastet, 
welches  noch  in  der  österreichischen  absoluten  Aera  seit  1854  aufgenommen 
worden  war  und  sich  im  Jahre  1867  auf  288  Millionen  Gulden  belief. 

Unter  Lönyay  kam  auf  Grund  des  Ges.-Art.  Xlll  v.  J.  1867  das 
ungarische  Eisenbainaiilelien  zustande,  von  welchem  durch  die  .Jahre 
18(58 — 1872  zusammen  85,125.600  fl.  Nominalwert  zum  Üurchschnittscourse 
von  72-22  emittiert  wurden.  Der  Staat  erhielt  hiefür  im  ganzen  72,669.273  fl. 
75Va  kr. :  zieht  man  davon  die  Emissionskosten  per  3,730.095  fl.  66  kr.  ab, 
so  blieben  noch  68,969.278  fl.  Ogy^  kr.  übrig.  Der  Nominalzinsfuss  des 
Anlehens  war  5  Proc,  was  factisch  6'92  Proc.  entsprach. 

Die  Weinzehntablösung  wurde  durch  Ges.-Art.  XXIX  v.  J.  1868  unter 
Mitwirkung  de.i  Staates  geregelt.  Unter  diesem  Titel  wurden  von  1868—1890 
25,766.890  fl.  Nominalwert  zu  5  Proc.  verzinslich  emittiert. 

Schliesslich  sind  noch  die  Schatzanweisungen  zu  erwähnen.  Da  das  Budget 
des  .Jahres  1869  zwischen  dem  ausserordentlichen  Erfordernis  und  der  Be- 
deckung eine  Diff"erenz  von  8,400.000  fl.  aufwies,  ermächtigt  das  Budget- 
gesetz (L  V.  J.  1868)  das  Ministerium,  auf  Grund  der  aus  den  Tax-, 
Stempel-  und  Gebürenrückständen  herrührenden  und  zum  grösseren  Theile 
hypothekarisch  sichergestellten  Forderungen  des  Staates  bis  zur  Höhe  der 
zu  bedeckenden  Summe  nach  Maassgabe  des  Bedarfes  von  Zeit  zu  Zeit 
verzinsliche  Schatzanweisungen  auszugeben,  die  in  demselben  Maass  einzu- 
ziehen sein  werden,  in  welchem  die  erwähnten  sichergestellten  Forderungen 
bei  der  Staatscassa  eingehen. 


Nachdem  Jjönyay  zum  gemeinsamen  Finanzminister  ernannt  wurde, 
übernimmt  Karl  Iverkäpoly  am  24.  Mai  1869  die  Leitung  der  ungarischen 
Finanzen.  Es  kann  jemand  ein  grosser  Redner,  ein  scharfer  Dialektiker,  ein 
streng  logisch  denkender  Kopf,  eine  vortreffliche  parlamentarische  Kraft  und 
darum  gleichwohl  ein  schwacher  Finanzminister  sein.  Dies  ersehen  wir  aus 
KerkäpolysThätigkeit.  Allerdings  verheerte  eine  ganze  Reihe  von  Elenientar- 
plagen  das  land ;  schlechte  Ernten.  Cholera  und  Hungersnoth  lösten  ein- 
ander ab ;  im  wirtschaftlichen  Jjeben  stellt  sich  Muthlosigkeit  ein ;  allerwärts 
tobt  die  Krisis.  Der  deutsclifranzösische  Krieg  übt  auch  auf  die  Finanzen 
der  Monarchie  seine  Rückwirkung  aus.  Die  dalmatinische  Gährung  stellt 
die  neue  politische  Aera  in  ungünstige  Beleuchtung.  Aber  neben  allen 
diesen  ausserhalb  der  Willenssphäre  der  Regierung  liegenden  Umständen 
begeht  auch  die  Regierung  selbst  Irrtliümer.  Eisenbahn  um  Eisenbahn  wird 
concessioniert,  in  Fiume  wird  die  Erbauung  eines  grossen  Hafens  angeordnet, 
Flussregulierungsarbeiteu  werden  in  Angriff  genommen.  Selbst  in  der  Finanz- 
verwaltung tritt  eine  gewisse  Systemlosigkeit  ein.  Die  Cassabestände,  welche 
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noch  Ende  1869  53  Millionen  betmgen,  schrumpften  Ende  1870  auf 
10-6  Millionen  zusammen;  der  Staatshaushalt  schliesst  von  Jahr  z.u  Jahr 
mit  einem  unverhältnismässigen  Deficit;  ein  Anlehen  jagt  das  andere,  nach 
dem  Dreissigmillionen- Anlehen  muss  das  Vierundfünfzigmillionen -Anlehen 
aufgenommen  werden,  zum  Schlüsse  schreitet  der  allenthalben  mit  Unsicher- 
heit kämpfende  Finanzminister  zur  Ausgabe  der  berüchtigten  153  Millionen 
Schatzanweisungen. 

Als  Kerkäpoly  das  Finanzministerium  an  den  Ministerpräsidenten 
Szlavy  zur  interimistischen  Leitung  abgab  (19.  December  1873),  war  der 
Stand  der  Staatsschulden  auf  546  Millionen  gestiegen,  also  binnen  vier 
Jahren  um  221  Millionen  Gulden,  demungeachtet  treten  die  unter  ihm  con- 
trahierten  Schulden  erst  in  den  späteren  Jahren  in  ihrer  ganzen  Schwere 
hervor.  Das  reine  Staatsvermögen  war  von  252  Millionen  Gulden  auf 
187  Millionen  Gulden  gesunken;  während  der  vier  Jahre  nahmen  die  con- 
tinuirlichen  Deficite  72-5  Millionen  Gulden  in  Anspruch. 

Unter  Kerkiipoly  trat  ein  nahezu  vollständiger  Stillstand  in  der  Steuer- 
gesetzgebung ein.  Er  wollte  das  Hauptgewicht  auf  die  Reform  der  Grundsteuer 
legen  und  brachte  auch  einen  diesbezüglichen  Entwurf  ein,  der  jedoch  erst 
1875  Gesetz  wurde  (Ges.-Art.  VII  v.  J.  1875),  und  durch  welchen  der 
Grundsteuerkataster  angeordnet  wurde.  Bei  den  übrigen  Steuergattungen 
wurde  eine  radicale  Reform  nicht  einmal  geplant.  Geringere  Modificationen 
treffen  wir  bei  der  Haussteuer  (Ges.-Art.  VI  v.  J.  1873),  bei  der  Einkommen- 
steuer (Ges.-Art.  VII  v.  J.  1873).  bei  der  Personal-Erwerbsteuer  (Ges.-Art.  VIII 
V.  J.  1873),  die  Besteuerung  der  sogenannten  gemeinsamen  Unternehmungen 
wurde  mit  Oesterreich  geordnet  (Ges.-Art.  XVII  v.  J.  1870),  die  Besteuerung 
der  Donau -Dampfschiffahrts- Gesellschaft  wurde  geregelt  (Ges.-Art.  XlII 
V.  J.  1873),  schliesslich  wurden  auch  hinsichtlich  der  Stempel  und  Gebüren 
zweimal  Modificationen  verfügt  (Ges.-Ait.  LXIII  v.  J.  1871  und  IX  v.  J.  1873). 
durch  welche  der  Finanzminister  eine  ungefähr  um  drei  Millionen  höhere 
Einnahme  zu  erzielen  beabsichtigte. 

Auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  blieb  das  angenommene  System 
in  Uebung. 

Mit  Zusicherung  der  Zinsengarantie  wurden  concessioniert : 

Die  Nyiregyhäza-Ungvärer  Bahn  (Ges.-Art.  XXXVIII  v.  J.  1870); 

die  Gömörer  Industriebahnen  (Ges.-Art.  XXXI  v.  J.  1870,  XXXMl 
V.  J.  1871  und  XL  v.  J.  1873); 

die  Bänreve— Nädasder  Balm  (Ges.-Art.  XXXII  v.  J.  1870) ; 

die  Bättaszek— Dombovärer  Bahn  (Ges.-Art.  XXXHI  v.  J.  1870); 

die  St.  Peter— Fiumaner  Bahn  (Ges.-Art.  XXXVIH  v.  J.  1870); 

die  Nordwestbahn  (Ges.-Art.  XLI  v.  J.  1870); 

die  Eperjes— Tarnöwer  Bahn  (Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1871). 

Die  Erbauung  auf  Staatskosten  wurde  angeordnet  bei : 

Der  Sziszek- Karlsstädter  Bahn  (Ges.-Art.  XXXVIII  v.J.  1870),  welche 
jedoch  nicht  ausgeführt  wurde,  da  die  Concursausschreibung  zu  keinem 
Resultate  führte ; 
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!er  VeibiiKhin(,'sbal)n  zwischen  den  Budapester  Bahnliöfen  (Ges.-Art.  IX 
J.  1872),  um  8,750.000  fl.; 

der  Miskolcz — Diösgyör — MärmaroHsziget — Szlatinaer  Bahn  (Ges.- 
Art.  XII  V.  J.  1872). 

Die  grosse  Last,  welche  der  ungarische  Staat  hauptsächlich  infolge 
der  Zinsengarantie  durch  die  Erbauung  und  Inbetriebsetzung  von  Eisenbahnen 
auf  sich  geladen  hatte,  machte  sich  schon  unter  Kerkilpoly  empfindlich 
bemerkbar,  so  dass  wir  jetzt  schon  auf  eine  gewisse  Vorsicht  bei  der  Con- 
cessionierung  von  Eisenbahnen  treft'en.  Gerade  unter  Kerkäpoly  war  zwar 
ein  auf  Herstellung  des  sogenannten  grossen  Eisenbahnnetzes  gerichtetes 
Project  aufgetaucht,  das  jedoch,  als  die  Finanzlage  sich  schwieriger  gestaltete, 
spurlos  von  der  Bildfläche  der  öffentlichen  Meinung  verschwand.  C'on- 
cessionen  zum  Eisenbalinbau  werden  jetzt  schon  auch  ohne  staatliciie 
Beihilfe  und  Zinsengarantie  verliehen. 

So  wurden  concessioniert: 

Die  Valkäny— Perjiimoser  Bahn  (Ges.-Art.  XXVII  v.  .1.  1870); 

die  Ebenfurt— Raab--Oedenburger  Bahn  (Ges.-Art.  XXVil  v.  .1.  1872); 

die  Vojtek— Nemet  Bogsaner  Bahn  (Ges.-Art.  XXVIII  v.  .1.  1872); 

die  Oedenburg — Pressburg — Lundenburger  (später  Wagthal-)  Bahn 
(Ges.-Art.  XXIX  v.  .1.  1872). 

Ausser  für  Eisenbabnbauten  wurden  auch  für  andere  öttentliche  Arbeiten 
giössere  Summen  votiert,  namentlich  zur  Unterstützung  der  Franzenscanal- 
Unternehmung  2,009.000  fl.  (Ges.-Art.  XVII  v.  J.  1870),  welche  Summe 
der  Ges.-Art.  XVII  v.  ,1.  1873  auf  4,018.000  fl.  erhöhte.  Für  die  Herstellung 
und  den  Ausbau  des  Fiumaner  Hafens  wurden  ferner  durch  den  Ges.-Art.  XIX 
v.  J.  1871  1:5,120.000  fl.  bestimmt. 

Die  Verwicklungen,  welche  infolge  des  übermässig  forcierten  Eisen- 
bahnenbaues  eintraten,  und  die  widrige  Stellung,  in  welche  der  Staat  dadurch 
kam.  dass  er  bei  der  Erbauung  von  Eisenbahnen,  anstatt  den  Bauplan 
genau  und  definitiv  festzustellen,  während  der  Ausführung  des  Baues  seine 
Bestimmungen  traf,  trugen  auch  in  finanzieller  Beziehung  unter  Kerkäpoly 
ihre  lütteren  Früchte.  Die  Missstände  bei  der  Ostbahn  kamen  schon  unter 
diesem  Minister  ans  Tageslicht.  Unter  solchen  Umständen  nahm  Kerkäpoly 
natürlich  auch  den  Credit  stark  in  Anspruch.  Die  Anlehen,  welche  unter 
ihm  projectiert  wurden,  waren  die  folgenden : 

Das  Prämien-Anlelien  auf  Grund  des  Ges.-Art.  X  v.  J.  1870  im 
Nominalbetrag  von  30,000.000  fl.:  hiefür  flössen  ein  24,000.000  fl.;  der 
Emissionscours  war  80. 

Das  Gömörer  Pfandbrief-Anleben  wurde  im  .Tahre  1871  auf  Grund  des 
Ges.-Art.  XXXVII  v.  J.  1871  mit  dem  Nominalbetrage  von  6,624.000  fl.  in 
Silber  zum  Course  von  79  emittiert.  Es  giengen  dafür  ein  5,862.008  fl. 
68  kr.  in  Bankvaluta,  von  welchen  netto  5,8.05.79(5  fl.  43  kr.  zur  Disposition 
blieben.  Das  Anlehen  trug  nominell  5  Proc,  factisch  633  Proc.  Zinsen. 

Das  30  Jlillionen- Silber- Anlehen  wurde  im  .lahre  1872  auf  Grund 
des  Ges.-Art.  XLV  v.  J.  1871  im  Nominalbetrage   von   30.000.000  fl.  zum 
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Course  von  75-25  emittiert.  Es  giengen  ein  24,945.875  H,  in  Bankvahita, 
von  welchen  24,850.214  fl.  61  kr.  zur  Disposition  blieben.  Das  Anleime 
trug  nominell  5  Proc.  Zinsen,  was  factisch  6'65  Proc.  entspricht. 

Die  Lastenablösung  bei  den  Kemanentialgründen  und  Rodeländereien 
regelte  Ges.-Art.  LIII  v.  J.  1871  unter  Vermittlung  des  Staates.  Vermittelst 
dieses  Anlehens  wurden  zu  Lasten  der  Betreffenden  von  1875 — 1892 
2,135.800  fl.  Nominalwert  emittiert.  Das  Anlehen  trägt  5  Proc.  Zinsen. 

Das  54  Millionen  Silber- Anlelien  wurde  im  .Jahre  1873  auf  Grund  des 
Ges.-Art.  XXXII  v.  J.  1872  im  Nominalwert  von  54,000.000  fl.  Silber  zum 
Course  von  74  emittiert.  Es  giengen  ein  42,906.500  fl.  88  kr.  in  Bank- 
valuta, von  welchen  zur  Verfügung  des  Staates  42,739.761  fl.  04  kr. 
gelangten.  Das  Anlehen  trug  nominell  ö  Proc.  Zinsen,  was  factisch  676  Proc. 
entspricht. 

Endlich  wurde  das  76'/g  Millionen  Silber-Anlehen  auf  Grund  des 
Ges.-Art.  XXXIII  v.  J.  1873  im  .Jahre  1874,  also  schon  nach  Kerkäpolys 
Demission  aufgenommen.  Es  wurden  76,500.000  fl.  in  Silber  Nominale  zum 
Durchschnittscourse  von  86'17  emittiert.  Es  giengen  ein  73,640.929  fl. 
18  kr.,  von  welchen  zur  Verfügung  des  Staates  71,655.889  fl.  44' '^  kr.  ver- 
blieben.  Das  Anlehen  trug  nominell  6  Proc,  factisch  7'19  Proc.  Zinsen. 

Die  verzinslichen  Schatzanweisungen  verwendete  Kerkäpoly  ebenfalls, 
obschon  nur  der  Ges.-Art.  XI  v.  J.  1870,  X  v.  J.  1871  und  Vifv.  J.  1872 
derselben  deutlich  Erwähnung  thut  und  der  Ges.-Art.  XXI  v.  J.  1873, 
welcher  für  das  Staatsbudget  des  Jahres  1873  Vorsorge  trift't,  schon  keine 
Ermächtigung  zur  Ausgabe  verzinslicher  Schatzanweisungen   mehr  ertlieilt. 


Infolge  der  Thätigkeit  Kerkäpolys  waren  die  Finanzen  so  sehr  durch- 
einander gerathen,  desgleichen  liatten  die  finanziellen  Wirren  der  Ostbahn 
und  die  durch  den  Krach  des  Jahres  187.^  zur  Herrschaft  gelangte  Unsicher- 
heit die  Situation  so  schwierig  gemacht,  dass  es  dem  Ministerpräsiden 'en 
Szlävy  nicht  gelang,  einen  zur  Uebernahme  des  Fiiianzportefeuilles  bereiten 
Staatsmann  zu  finden,  und  so  leitete  er  selbst  durch  drei  Monate  dieses 
schwere  Ressort.  Seine  Wirksijmkeit  als  interimistischer  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums verfolgte  auch  nur  den  Zweck,  die  schon  nahezu  gänzlich  zer- 
trümmerte Finanzbarke  bis  zur  Ankunft  eines  neuen  Steuermannes  ohne 
besonderen  Kampf  weiterzurudern  und  die  Affaire  der  Ostbahn  mit  einem 
über  jeden  Verdacht  erhabenen  reinen  Namen  wenigstens  provisorisch  auf 
eine  Bahn  zu  leiten,  auf  der  sowohl  das  Interesse  der  Eisenbahn  als  auch 
der  Staatscredit  einigermaassen  geschützt  wäre. 

Uebrigens  war  nunmehr  schon  das  ganze  parlamentarische  Leben  von 
dem  Gefühle  durchdrungen,  dass  man  vor  allem  das  Land  aus  der  zerfahrenen 
Finanzlage  herausreissen  müsse.  Das  Abgeordnetenhaus  entsendete  anlässlich 
der  Verhandlung  des  Budgets  für  das  Jahr  1874  ein  Comite,  welches  unter 
dem  Namen  Einundzwanziger-Comite  und  dessen  Subcomite  unter  dem 
Namen  Neuner-Comite  bekannt  ist.    Dieses  Comite  studierte  die  Finanzlage 
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Laiules  nml  im  ZusiiiiimenlKinge  damit  sämmtliclie  Zweige  der  Staats- 
veiwaltuiig  in  allen  Kinzelnlieiten.  Seine  einteilenden  Berathungen  boten 
zwar  mehrfach  einen  Veranlassiingsgnind  zu  späteren  Reformen,  aber  die 
Tliätiokeit  dieses  Comites  that  ebenfalls  dar,  dass  —  wenigstens  in  Ungarn  — 
parlanientiirische  Comites  nicht  zu  einer  radicalen  Keform  fQhren,  und  dass 
in  einem  constitutionellen  Lande  bloss  eine  durch  eine  starke  Partei  gestützte 
liegierung  die  notiiige  Kraft  zur  Initiative  besitzt. 

Inmitten  der  finanziellen  Wirren  drang  die  üeberzeugung  durch,  dass 
die  damalige  politische  Parteigostaltung  nicht  zu  gesunden  Zuständen  führen 
könne.  Die  Dedkpartei  war  schon  seit  Lönyays  Sturz  weit  stärker  gelockert, 
und  seitdem  Deiik  sich  wegen  seines  Gesundheitszustandes  weniger  mit 
öftentlichen  Angelegenheiten  befassen  konnte,  war  sie  in  Ermanglung  eines 
tauglichen  Führers  vielleicht  auch  zu  machtlos,  als  dass  sie  ebensowohl 
gegenüber  der  Opposition  als  auch  einer  aus  ihrer  Partei  gebildeten  Kegierung 
ein  moralisches  Gewicht  gehabt  hätte.  Der  Zahl  nach  war  sie  zwar  noch 
entscheidend,  aber  es  mangelte  ihr  an  jener  belebenden  Kraft,  welche  für 
eine  parlamentarische  liegierungspartei  unentbehrlich  ist  und  nicht  so  sehr 
der  Opposition  als  der  Kegierung  selbst  imponiert.  Eine  Partei  mag  der 
Zahl  nach  stark  sein;  wenn  aber  die  Kegierung  in  der  sie  unterstützenden 
Partei  nur  eine  Zahl  sieht  und  in  ihr  nicht  jene  geistige  Kraft  findet,  mit 
welcher  allein  man  in  einem  constitutionellen  Lande  die  öftentlichen  Ange- 
legenheiten leiten  kann,  dann  können  geniale  Staatsmänner  zwar  vielleicht 
weiter  regieren  und  das  Geschick  des  Landes  vielleicht  richtig  lenken,  aber 
sie  werden  nicht  mehr  im  constitutionellen  Geiste  regieren,  sondern  Auto- 
kraten sein,  neben  denen  das  Parlament  nur  als  ein  äusserer,  das  Volk 
täuschender  Schein  fnnctionieren  wird.  Die  Kegierungspartei  sinkt  dann 
einfach  zur  Stimmaschine  herab,  die  alles  votiert,  was  ihr  die  Regierung 
vorlegt.  Die  parlamentarische  Discussion  ist  alsdann  die  Bühne  für  die 
Monologe  der  Opposition,  die  Regierungspartei  überlässt  die  Verdolmetscluing 
ihrer  Ansicht  den  Ministern,  der  von  der  Regierungspartei  selbst  aufgestellte 
Berichterstatter  schränkt  seinen  Spruch  auf  das  Allerkürzeste  ein,  ein  Redner 
von  der  Regierungspartei  ist  so  selten  wie  ein  weisser  Rabe,  höchstens,  um 
zum  Fenster  hinaus  zu  sprechen,  erhebt  sich  der  eine  oder  andere  Partei- 
gänger der  Kegierung.  Erst  wenn  es  zur  Abstimmung  kommt,  drängt  sich 
die  ganze  Schar  zusammen  und  steht  da  wie  ein  Wald.  Die  Opposition 
merkte  wohl  diese  Schwäche  der  Dedkpartei,  aber  sie  hatte  nicht  die 
Anziehungskraft  in  sich,  welche  die  Elemente  von  der  Majorität  zu  ihr 
bekehrt  hätte,  um  die  Regierung  zur  Demission  zu  zwingen  und  die  Leitung 
selbst  in  die  Hand  nehmen  zu  können.  Noch  immer  herrschte  die  bestimmte 
Gegnerschaft  gegen  den  18()7er  Ausgleich  in  den  Grundsätzen  der  Opposition 
vor,  —  diese  Basis  zu  erschüttern,  war  jedoch  keine  Möglichkeit  vorhanden, 
und  eine  Regierung,  welche  darnach  gestrebt  hätte,  war  im  .Tahre  1874  nicht 
denkbar.  Dies  sahen  schon  damals  mehrere  Führer  der  Opposition  ein,  an 
ihrer  Spitze  Koloman  Ghiczy,  und  mit  Beiseitelassung  aller  Grübelei 
über   andere   Fragen    hatten    sie  sich  das  Ziel  gesteckt,  das  Vaterland  zu 
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retten,  das  Land  ans  den  finanziellen  Wirren  herauszuziehen.  Koloman 
Tisza  überlegte  damals  noch;  noch  sah  er  den  Zeitpunkt  nicht  völlig  ge- 
kommen, um  seinen  eingenommenen  Standpunkt  zu  verlassen,  und  so  wurden 
alle  Anstrengungen,  die  man  damals  mit  grosser  Kraft  und  von  allen  Seiten 
aufwendete,  um  eine  starke  regierungsfähige  Partei  zu  schaffen,  im  voraus 
vereitelt. 

Der  Ministei-präsident  Szlävy  vermochte  nur  soviel,  dass  sein  Nachfolger, 
der  Ministerpräsident  Bittö,  Koloman  Ghiczy,  bis  dahin  finanziellen  Führer 
der  Opposition,  für  sein  Cabinet  als  Finanzminister  gewann.  Ghiczy  leitete 
die  Finanzen  nicht  ganz  ein  Jahr,  vom  21.  März  1874  bis  zum  3.  März  1875. 


Koloman  Ghiczy,  ein  in  der  Finanzwissenschaft  vollkommen  bewan- 
derter, mit  den  Landesverhältnissen  durch  die  Praxis  vertrauter,  europäisch  ge- 
bildeter Staatsmann,  übernahm  nur  mit  scliwerem  Herzen  das  Finanzministerium. 
Die  öifentliche  Meinung  hat  Gliiczys  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Finanzwesens  niemals  verartheilt,  aber  auch  nie  gepriesen.  Die  allgemeine 
Ansicht  geht  dahin,  dass  er  schon  zufolge  seines  Charakters  keinen  grossen 
Erfolg  habe  erzielen  können.  Seine  alles  sorgsam  überlegende  und  abwägende 
Natur  hätte  vielleicht  nicht  auf  jenen  Standpunkt  gelangen  können,  von 
dem  aus  ein  dem  finanziellen  Kuin  entgegengehendes  Land  regiert  werden 
muss;  vielleicht  hätte  er  sich  in  Folge  seiner  scrupulosen  Gewissenhaftigkeit 
nicht  auf  mit  grösseren  Chancen  verbundene  Creditoperationen  einzulassen 
gewagt;  vielleicht  hätte  er  sich  gefürchtet,  der  künftigen  Generation  Lasten 
aufzubürden,  durch  welche  er  die  gegenwärtige  aus  der  Noth  befreit. 
Lönyay  sagt  von  ihm  (A  bankügy,  1875.  S.  311):  „Koloman  Ghiczy  als 
Finanzminister  —  wenn  ich  mich  eines  Gleichnisses  bedienen  darf  —  konnte 
sich  in  der  Lage  jenes  ruhelosen  Mannes  sehen,  der  auf  den  schneeigen 
Gipfel  eines  vor  ihm  stehenden  riesigen  Felsens  hinaufkommen  will;  er  flucht 
fortwährend  auf  die  vor  ilim  befindlichen  Führer,  weil  sie  ihn  nicht  rascher 
auf  die  Höhe  hinauftuhren,  da  ja  von  unten  alles  so  glatt  und  eben  aussieht; 
wenn  jedoch  ihm  die  Führung  übergeben  wird  und  er  den  Kücken  des 
Vorgebirges  ersteigt  und  mit  Ueberraschung  schaut,  wie  zwischen  dieser 
Anhöhe  und  dem  beschneiten  Gipfel  eine  ganze  lange  Keihe  schwindelerre- 
gender Abgründe,  schroffer  Felswände,  starrenmachender  Eis-  und  Schnee- 
felder  sich  ausdehnt  —  bleibt  er  staunend  stehen,  verliert  die  Orientierung, 
und  die  Beruhigung  der  seiner  Führung  Anvertrauten  bereitet  ihm  schon 
soviel  Mühe  und  Sorge,  dass  er,  während  die  Zeit  verrinnt,  nicht  einmal 
mit  sich  selbst  über  die  zu  verfolgende  Wegrichtung  ins  Reine  kommen 
kann.  '• 

,Die  Opposition  hat  auch  mit  diesem  Führer  den  Beweis  geliefert, 
wie  wir  dies  in  anderen  constitutionellen  Staaten  nicht  nur  einmal  gesehen 
haben,  dass  es  weit  leichter  ist,  Opposition  zu  machen,  alles  zu  tadeln, 
die  Ausführung  gewisser  Dinge  von  der  Regierung  binnen  kurzer  Zeitfrist 
zu  verlangen,  als,  wenn  sich  die  Gelegenheit  darbietet,  das,  was  sie  missbilligt 
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hatten,  besser  zu  machen,  das,  was  sie  als  Versüuninis  bezeichnet  hatten, 
durchzuführen." 

Doch  wie  immer  dem  auch  sein  möge,  Ghiczy  leistete  als  Finanz- 
minister  dem  Lande  einen  grossen  Dienst  nicht  nur  dadurch,  dass  er  den 
ordentlichen  Gang  der  Finanzen  durch  seine  strenge  Sparsamkeit  und  Ord- 
nungsliebe sicheile,  sondern  auch  weil  er  den  Muth  besass.  die  Einführung 
neuer  Steuerlasten  zu  fordern.  Bis  dahin  hatten  alle  Finanzminister  nur  von 
solchen  Steuerrefoniien  gesprochen,  die  eine  gleichförmige  Vertheilung  der 
Steuerlasten  auf  die  Steuerträger  einführen  sollten;  vorsichtiger^veise  waren 
sie  der  Anschauung  aus  dem  Wege  gegangen,  dass  die  ungarische  Finanzlage 
eine  höhere  Besteuerung,  grössere  Steuerlasten  erfordere.  Lönyay  hatte 
zwar  bei  der  Haussteuer  höhere  Steuersätze  eingeführt,  dies  aber  auch 
damit  motiviert,  dass  so  die  Haussteuer  mit  der  grösseren  Steuerlast  der 
Grundsteuer  in  entsprechendes  Verhältnis  kommen  solle;  Lönyay  Hess 
hierauf  eine  grosse  Steuerenquete  abhalten,  die  jedoch  kein  praktisches 
Resultat  hatte,  da  Lönyay  zum  gemeinsamen  Finanzminister  ernannt  wurde 
und  so  die  Resultate  der  Enquete  nicht  mehr  selbst  verwerten  konnte; 
Kerkapoly  jedoch  nahm  gegenüber  dem  ganzen  Steuerwesen  den  bequemen 
Standpunkt  ein,  dass  man  vor  allem  die  als  Fundament  der  ganzen  Besteue- 
rung dienende  Grundsteuer  radical  umgestalten  müsse  und  dann  erst  die 
übrigen  Steuern  weiter  ausbauen  und  das  Steuersystem  ausarbeiten  dürfe. 
Von  einer  Steuererhöhung  hingegen  sprach  auch  er  nicht. 

Das  Hauptverdienst  Ghiczys  ist,  dass  er  es  muthig  wagte,  auf  das 
Wesen  der  Sache  hinzuweisen.  Er  verhüllte  das  Unvermeidliche  nicht  in 
schöne  Worte;  er  sprach  nicht  von  der  Ebuung  der  Ungleichmässigkeit  der 
Steuerlast;  sondern  er  nannte  das  Kind  beim  wahren  Namen.  Mau  muss 
neue  Steuern  einführen,  und  die  alten  Steuern  muss  man  erhöhen.  Er  stellte 
die  Steuerschraube  ganz  nackt  für  sich  hin.  Dadurch  brachte  er  allerdings 
gegen  sich  die  öftentliche  Meinung  auf  und  trat  früher  ab,  als  er  es  nach 
seiner  Anlage  verdiente;  er  hatte  aber  den  Weg  für  seinen  Nachfolger 
vorbereitet,  der  dann  bei  der  an  das  Wort  , schrauben*  schon  gewohnten 
Nation  in  vielleicht  milderer  Weise,  als  geplant,  die  von  Ghiczy  geforderten 
Steuererhöliungen  und  neuen  Steuern  zur  Anwendung  brachte. 

Ghiczy  konnte  seine  Finanzpläne  während  der  Zeit,  als  er  das  Mini- 
sterium leitete,  nicht  durchfüinen ;  er  war  indessen  gezwungen,  nach  der 
ersten  Hälfte  des  durch  Kerkapoly  veranlassten  \b'S  Millionen-Anlehens 
auch  dessen  durch  den  Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1874  bewilligte  zweite  Hälfte  auf- 
zunehmen, d.  h.  70,500.000  tl.  Nominale  in  Silber  anlehensweise  zu  emittieren. 
Es  geschah  dies  im  Laufe  des  Jahres  1875.  Der  Cours  des  Anlehens  war 
durchschnittlich  86-93.  Es  giengen  ein  72,306.830  tl.  00  kr.,  von  welchen 
zur  Verfügung  des  Staates  70,186.757  tl.  37', ,  kr.  verblieben.  Der  Zinsfuss 
des  Anleliens  zu  0  Froc.  entsprach  factisch  7-27  Proc. 
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Unter  dem  Cabinet  Bittö  trat  jene  Umgestaltung  der  Parteien  ein. 
welche  endlich  Koloman  Tisza  dazu  vermochte,  bei  der  Verhandlung  des 
Budgets  für  1875  am  3.  Februar  1875  jene  Rede  zu  halten,  nach  welcher 
er  unter  vorläufiger  Suspendierung  der  die  staatsrechtlichen  Grundlagen 
berührenden  Fragen  als  Hauptziel  seines  mit  allen  Kräften  zu  verfolgenden 
Strebens  die  Regelung  der  Finanzen  und  die  Lösung  der  Fragen  der  inneren 
Politik  erblickt.  Indem  so  die  Möglichkeit  der  Regierungsfähigkeit  für 
Tisza  und  seine  Partei  gegeben  Avar,  vollzog  sich  die  Fusion,  und  das 
Cabinet  Wenckheim-Tisza  konnte  am  3.  März  1875  die  Regierung  über- 
nehmen. 

Diesfs  Cabinet  hatte  in  Koloman  Szell  seinen  Finanzminister.  Kuloman 
Szell  besass  alle  jene  Eigenschaften,  welche  damals  zur  Ordnung  der 
Finanzen  nöthig  waren.  Enormer  Fleiss  und  Eifer,  Ausdauer  und  schnelle 
Auffassung  waren  seinem  Geiste  zu  eigen;  seit  1871  hatte  er  als  Bericht- 
erstatter des  Finanzausschusses,  als  Seele  des  Einundzwanziger-  und  Neuner- 
Comites,  Gelegenheit  gehabt,  mit  den  geheimsten  Details  des  Finanzorga- 
nismus des  Landes  Bekanntschaft  zu  machen;  vor  den  bei  dieser  Gelegenheit 
sich  ergebenden  Studien  nicht  zurückschreckend,  hatte  er  sich  so  viele 
Tabellen,  Berechnungen  und  Massen  von  Daten  zusammenstellen  lassen, 
dass  seine  mit  denselben  ausgestatteten  Berichte  immer  ein  deutliches  Bild 
von  der  Finanzlage  gewährten ;  er  selbst  aber  sah  immer  klar  den  Stand  der 
Dinge,  und  wenn  er  aus  Parteiinteresse  sich  auch  vielleicht  für  die  Vorlagen  der 
Regierung  exponiert,  so  wurden  seine  Berichte  niemals  zu  Lobhymnen,  sondern 
blieben  objective  Documente,  aus  welchen  der  aufmerksame  und  sachkundige 
Leser  die  Absicht  ihres  Verfassers  ersieht.  Neben  seinen  individuellen 
Eigenschaften  und  seiner  Bildung  bot  ihm  indessen  auch  die  Situation 
gewisse  Vortheile.  Im  Lande  war  jedermann  von  der  desperaten  Lage  der 
Finanzen  überzeugt;  jedermann  erwartete  eine  radicale  Operation;  aber 
jedermann  war  auch  darauf  gefasst,  dass  man  jetzt  nur  mehr  durch  eine  grössere 
Steuerbelastung  dem  Uebel  abhelfen  könne,  und  jedermann  hätte  sich 
gefreut,  wenn  die  von  Ghiczy  angedrohte  Hinaufschraubung  der  Steuern 
vielleicht  nicht  zur  Gänze  in  Anspruch  genommen  würde. 

Mit  grosser  Begeisterung  gieng  Koloman  Szell  an  die  Ordnung  der 
Finanzen.  Er  führte  das  Princip  der  strengen  Sparsamkeit  im  Budget  durch ; 
gleich  beim  Budget  für  das  Jahr  1875,  welches  noch  Ghiczy  vorgelegt 
imd  welches  das  Abgeordnetenhaus  noch  im  allgemeinen  der  Regierung 
Bittö  votiert  hatte,  proponierte  er  eine  Ersparung  von  nahezu  5,000.000  11.: 
noch  im  Jahre  1875  setzte  er  die  von  Ghiczy  in  Vorschlag  gebrachten 
Steuererhöhungen  und  neuen  Steuern  durch;  er  vermochte  Tisza  dazu, 
den  von  ihm,  wenigstens  Ghiczy  gegenüber,  entschieden  missbilligten 
allgemeinen  Einkommensteuerzuschlag  im  Jahre  1875  vorzulegen  und  dessen 
Annahme  durch  das  Abgeordnetenhaus  durchzusetzen.  Dann  Hess  er  sich 
die  Convertierung  des  von  Kerkäpoly  mit  einem  auf  die  äusserste  Spitze 
getriebenen  Leichtsinn  eontrahierten  153  Millionen  Anleliens  angelegen  sein. 
Vielleicht  ist  das  AVort  nicht  kräftig  genug,  wenn  wir  die  Idee  als  tollkühn 
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bezeichnen,  dsiss  Szell  zu  einer  Zeit,  wo  der  ungarische  Staat  unter  der  Bflrde 
einer  nur  durch  die  Verpfändung  seiner  Güter  erhaltenen  und  mit  Ende  1876 
in  voller  Summe  einzulösenden  hochverzinslichen  Schuld  von  153,000.000  fl. 
stöhnte,  an  die  Einführung  der  Rentenschuld  zu  denken  wagte.  Und  der  starke 
Wille  Szells,  in  Verbindung  mit  den  von  ihm  ollen  eingestandenen  Reformideen, 
wie  auch  das  Vertrauen,  welches  die  Regierung  Wenckheim — Tisza  und 
die  hinter  ihr'stehende  starke  Majorität  zu  der  wirtschaftlichen  und  politischen 
Entwicklung  des  Landes  erweckte,  brachten  den  verwegen  scheinenden  Plan 
zur  Durcliführung. 

Die  schwierige  Aufgabe  der  Ordnung  der  Finanzen  befand  sich  im 
besten  Zug,  als  der  mit  Oesterreich  gepflogene  wirtschaftliche  Ausgleich 
und  hauptsächlich  die  Bankfrage  Verwicklungen  erregte.  Hier  jedoch  lagen 
die  Schwierigkeiten  in  erster  Linie  an  den  im  Lande,  vielleicht  infolge  der 
Erklärung  der  Regierung  erweckten  sanguinischen  Hoffnungen ;  denn  der 
Ausgleich  selbst  bildet  in  finanzieller  Hinsicht  eine  entschiedene  Errungenschaft 
für  Ungarn.  Die  Brantwein-  und  Zuckersteuer-Refunn,  die  Regelung  der  Fragen 
des  Zolltarifes  und  der  Steuerrestitution  bereicherte  die  Einnahmen  des 
ungarischen  Staatsschatzes  um  mehrere  Millionen.  Weit  drückender  war  die 
politische  Sciiwierigkeit,  welche  der  Orientkrieg  und  die  mit  ihm  im 
Zusammenhang  stehende  Occupation  Bosniens  verursachte.  Die  Millionen, 
welche  die  Occupation  erforderte,  griifen  sehr  in  die  Finanzpläne  Szells 
ein ;  speciell  auch  die  öffentliche  Meinung  des  Landes  sprach  sich  entschieden 
gegen  die  Occupation  aus.  Umsonst  war  Tiszas  Ufberredungskunst,  Szell 
hielt^die  Ausgaben  für  die  Occupation  für  übertrieben;  er  getraute  sich 
nicht  zu  glauben,  dass  diese  unproductive  Ausgabe  und  ihre  eventuellen 
Ooiisequenzen  mit  der  Leistungskraft  des  Landes  in  Verhältnis  gebracht  werden 
können ;  er  getraute  sich  nicht  zu  hoffen,  dass  das  nach  seinen  Plänen  nur 
mit  der  grössten  Sparsamkeit  und  mit  Vermeidung  aller  unproductiven  Aus- 
lagen erreichbare  Gleichgewicht  nach  dieser  riesigen  Ausgabe  noch  herstellbar 
sein  werde,  und  im  October  1878  trennte  er  sich  von  dem  Portefeuille, 
in  dessen  Leitung  er  seine  Freude  und  patriotische  Aufgabe  gefunden  hatte. 

Dass  unter  solchen  Umstünden  während  der  Finanzministerschaft 
Szells  im  Staatshaushalte  die  Schuldensumme  sich  vergrösserte  und  das 
Deficit  wiederum  stieg,  dies  ist  in  erster  Linie  der  bosnischen  Occupation 
und  dem  damit  zusammenhängenden  Kriege  zuzuschreiben. 

Koloman  Szell  führte  die  grösstentheils  von  Ghiczy  geplanten 
Steuerreformen  durch.  Der  von  der  Regulierung  der  Grundsteuer  handelnde 
Ges.-Art.  VII  v.  .T.  187.")  war  noch  vor  dem  Inslebentreten  der  Regierung 
Wenckheim -Tisza  im  Reichstag  verhandelt  worden.  Die  Haussteuer 
wurde  durch  Ges.-Art.  XXlll  v.  J.  1870  erhöht.  Die  Einkommen-  und 
Personal-Erwerbsteuer  wurden  aufgehoben,  und  an  ihre  Stelle  trat  die 
Erwerbsteuer  (Ges.-Art.  XXIX  v.  J.  1875),  die  Steuer  der  zur  öff'entlichen 
Rechnungslegung  vei pflichteten  Gesellschaften  (Ges.-Art.  XXIV  v.  .1.  1875), 
die  Capitalszinsen-  und  Rentensteuer  (Ges.-Art.  XXII  v.  J.  1875)  und  die 
Bergwerkssteuer  (Ges.-Art.  XX VII  v.  J.  1875).    Neben  all'  diesen  directen 
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Steuern  führte  schon  bei  der  Vorlage  des  Budgets  für  das  Jahr  187(3,  als 
auch  Tisza  selbst  die  unvermeidliche  Nothwendigkeit  einer  Erhöhung  der 
dirccten  Steuern  einsah,  der  Ges.-Art.  XLVII  v.  J.  1875  den  allgemeinen 
Einkommensteuerzuschlag  ein.  unter  die  directen  Steuern  wurden  —  obschon 
ihre  Natur  diese  Einreihung  kaum  rechtfertigt  —  als  neue  Steuern  aufge- 
nommen die  Jagd-  und  Jagdgewehrsteuer  (Ges.-Art.  XXI  v.  J.  1875),  die 
sogenannten  Luxussteuern  (Ges.-Art.  XXVI  v.  J.  1875)  und  die  Transport- 
steuer (Ges.-Avt.  XX  V.  J.  1875).  Erhöht  wurden  die  Sätze  der  Ver- 
zehrungssteuer von  Wein  und  Fleisch  (Ges.-Art.  XXVIII  v.  J.  1875), 
wesentlich  modificiert  wurden  die  auf  den  Stempel,  die  Taxen  und  Gebüren 
bezughabenden  Normen  (Ges.-Art.  XXV  v.  J.  1875).  Zu  erwähnen  ist  noch, 
dass  der  Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1875  die  für  ausländischen  Tabak  zu  ent- 
richtende Licenzgebür  erhöhte.  Zufolge  der  mit  Oesterreich  gepflogenen 
Ausgleichsverhandlungen  wurde  die  Brantweinsteuer  (Ges.-Art.  XXIV 
V.  J.  1878)  und  die  Zuckersteuer  (Ges.-Art.  XIX  v.  J.  1877  und  XXIII 
V.  J.  1878)  vom  Gesichtspunkte  grösserer  Einträglichkeit  reguliert,  auch 
der  Zolltarif  wurde  vom  finanziellen  Gesichtspunkte  aus  umgestaltet  (Ges.- 
Art.  XXI  v.  J.  1878),  und  rücksichtlich  der  Steueirestitutionen  wurde  im 
Ges.-Art.  XIX  v.  J.  1878  eine  den  Interessen  Ungarns  entsprechende  Ver- 
fügung getroffen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  bildete  die  Aufgabe  der  Regierung 
und  der  Legislative  die  Sanierung  der  bisher  begangenen  Fehler.  Da  die 
mit  Zinsengarantie  ausgestatteten  Eisenbahnen  zum  grössten  Theile  infolge 
Mangels  an  Verkehrsmitteln  den  Ansprüchen  des  Verkehrs  nicht  entsprechen 
konnten,  war  der  Staat  gezwungen,  behufs  Stärkung  ihrer  finanziellen  Lage 
vermittelst  höherer  Zinsengarantie  das  Investitions-Anlelien  in  Aussicht  zu 
stellen  (Ges.-Art.  XLI  v.  J.  1875).  Die  Ostbahn  jedoch  musste  man,  nach- 
dem die  die  Geschäfte  dieser  Eisenbahn  leitende  Actiengesellschaft  voll- 
ständig discreditiert  war,  auf  Grund  des  Ges.-Art.  L  v.  J.  1876  ankaufen 
und  verstaatlichen. 

Ein  internationaler  Vertrag,  die  im  Ges.-Art.  XXVII  v.  J.  1874 
inarticulierte  i-umänische  Eisenbahnconvention,  nöthigte  die  Legislative  dazu, 
die  Erbauung  der  Kronstadt — Tömöser  Eisenbahn  von  Staatswegen  mit 
einem  Kostenaufwande  von  4,188.550  fl.  anzuordnen  (Ges.-Art.  XXXIV 
v.  J.  1876)  und  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  mit  Ges.- 
Art.  XXVIII  V.  J.  1874  die  Concession  zur  Erbauung  der  Temesvär — 
Orsovaer  Eisenbahn  unter  Zusicherung  der  Zinsengarantie  zu  ertheilen.  Die 
besonderen  Verhältnisse  der  Militärgrenze  erforderten  es,  dass  der  Ges.- 
Art.  XXVI  V.  J.  1877  die  Erbauung  der  Eisenbahnen  in  der  Militärgrenze 
durch  den  Staat  festsetzte. 

Dagegen  wurden  ohne  Zinsengarantie  und  staatliche  Unterstützung 
concessioniert  die  Gross-Suräny— Neutraer  Bahn  (Ges.-Art.  XLII  v.  J.  1875), 
die  Tötmegyer— Gross-Suränyer  Bahn  (Ges.-Art.  XLIII  v.  J.  1875)  und  die 
Arad--Körösthaler  Bahn  (Ges.-Art.  XLIV  v.  J.  1875). 
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Auf  dem  Gebiete  des  Cieditweseiis  bracli  K'oloman  Szell  mit  dem 
bis  dahin  befolgten  Systeme  der  Aufnahme  von  Specialanlehen  und  führte 
das  Rentenanlehen  ein,  bei  der  damaligen  Finanzlage  aber  noch  das  sechs- 
procentige  Goldrentenanlehen.  Auf  die  durch  verscliiedene  Gesetze  bewilligte 
Summe  wurden  im  Jahre  1876  40,000.000  Goldgulden  Nominale  emittiert, 
zum  Course  von  80-5,  wofür  37,034.705  fl.  in  Hankvaluta  eingiengen  und 
zur  Verfügung  des  Staates  36,970.471  fl.  32  kr.  gelangten.  Im  Jahre  1877 
wurden  31,95.5.755  Goldgulden  Nominale  zum  Course  von  80-8  emittiert, 
für  welche  30,714.915  fl.  65  kr  eingiengen  und  zur  Verfügung  des  Staates 
29,114.481  fl.  32Vg  kr.  gelangten.  Im  Jahre  1878  wurden  146,719.925  Gold- 
gulden zum  Durchschnittscourse  von  76'20  emittiert  (wobei  die  emittierte 
Kente  börsenmässig  verwertet  wurde),  wofür  129,382.810  fl.  20  kr.  eingiengen 
und  dem  Staate  124,084.179  fl.  82  kr.  zugute  kamen. 

Das  sogenannte  Eisenbahn-Investitions-Anlehen,  dessen  Emission  durch 
die  Ges.-Art.  XLI  v.  J.  1875  und  XI  v.  J.  1876  bewilligt  worden  war, 
nahm  Szell  nicht  in  Anspruch;  es  wurde  erst  später  (im  J.  1880)  emittiert. 


Das,  weswegen  Koloman  Tisza  in  erster  Linie  die  Regierungssorgen  auf 
sich  genommen  hatte,  die  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes, 
wurde  mit  der  Occupation  Bosniens  und  dem  Rücktritte  Koloraan  Szells 
wieder  zur  geheimen  Frage  der  düsteren  Zukunft.  Verlassen  von  dem- 
jenigen, von  dessen  Finanztalent  er  am  ehesten  die  Ermöglichung  der 
Ordnung  der  Finanzen  erwartet  hatte;  gegenüber  der  öftentlichen  Meinung, 
welche  die  Occupation  verdammte  und  den  Austritt  der  besten  Mitglieder 
der  Regierungspartei  nach  sich  zog;  zu  alledem  die  unsichere  politische 
Lage,  welche  die  kriegerischen  Verhältnisse  im  Osten  mit  der  Occupation 
noch  nicht  beseitigt  hatte,  da  zeigt  sich  Koloman  Tisza  in  der  ganzen  Grösse 
seines  Patriotismus  und  seiner  staatsmännischen  Fähigkeit,  indem  er,  den 
Muth  nicht  verlierend  und  mit  den  Gefahren  und  den  kommenden  An- 
griffen rechnend,  die  Zügel  der  Regierung  auch  ferner  in  der  Hand 
hält.  Während  der  fünfzehn  Jahre,  welche  Tisza  Ministerpräsident  war, 
hat  er  zahlreiche  kritische  Tage  gesehen  ;  er  hat  gesehen,  dass  jene  Ideen, 
für  welche  er  auf  den  Bänken  der  Opposition  geschwärmt  hatte,  vom 
sammtenen  Stuhle  aus  undurchführbar  waren ;  er  hat  gesehen,  wie  weihrauch- 
umwallte Volksthümlichkeit  bis  zu  einer  an  Hass  grenzenden  Unbeliebtheit 
herabsinkt;  er  hat  gesehen,  wie  seine  vertrautesten  Freunde  das  von  ihm 
entfaltete  Banner  verlassen  und  seine  heftigsten  Widersacher  werden :  — 
aber  die  Situation,  in  welche  er  durch  die  Occupation  Bosniens  und  die 
Abdication  Koloman  Szells  kam,  war  vielleicht  die  schwierigste. 

YjY  leitete  selbst  das  Finanzressort  bis  anfangs  December  1878  interi- 
mistisch, dann  endlich  gewann  er  den  Grafen  Julius  Szapäry  für  dieses 
Ressort,  welcher  vom  5.  December  1878  bis  zum  11.  Februar  1887.  also 
Aber  acht  Jahre,  an  der  Spitze  der  ungarischen  Finanzen  stand.  Das  Glück 
war  dem  Grafen  Szapsiry  hold.    Die  politische  Lage  hatte  bald  ihre  Ruhe 
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wiedergewonnen,  und  der  internationale  Geldmarkt  begehrte  stark  iiacli  der 
Anlage  in  Staatspapieren.  Der  Credit  des  Staates,  der  bei  den  ständigen 
Deficiten  alljährlich  in  Anspruch  genommen  werden  musste,  besserte  sich 
unter  solchen  Umständen,  anstatt  sich  zu  verschlechtern.  Infolge  der  Lage 
des  Weltmarktes  wurde  es  möglich,  den  Zinsfuss  der  Eente  iierabzusetzen 
und  die  Obligationen  des  Kentenanlehens  zu  immer  besserem  Preise  zu 
verwerten.  Mit  der  Besserung  des  staatlichen  Creditwesens  zeigte  sich  bald 
ein  regeres  Interesse  der  öffentlichen  Meinung  an  der  Förderung  der  ver- 
sciiiedenen  Zweige  des  wirtscliaftlichen  Lebens.  Schon  bei  Gelegenheit  der  mit 
Oesterreicii  gepflogenen  Verhandhingen  über  den  wirtschaftlichen  Ausgleich 
brach  sich  die  Anscliauung  Bahn,  dass  die  Industrie,  welche  Ungarn  besitzt, 
nur  von  geringer  Bedeutung  sei,  und  dass  man  dieser  Zurückgebliebenheit 
des  Landes,  wenn  nicht  anders,  ,so  durch  gesellschaftliehe  und  hauptsächlich 
staatliche  Unterstützung  nachhelfen,  kurz,  dass  man  die  Industrie  um  jeden 
Preis  entwickeln  müsse.  Später  wurden  aueli  Bescii werden  aus  den  Kreisen 
der  Landwirte  laut;  auch  sie  sprachen  von  Zurückgebliebenlieit;  auch  sie 
forderten,  dass  der  Staat  etwas  in  ihrem  Interesse  thue,  und  dies  umsomehr, 
da  das  Land  in  erster  Linie  ein  ackerbautreibendes  sei  und  daher  das  Ge- 
deihen der  Landwirtschaft  ein  Interesse  des  ganzen  Landes  bilde.  Diese 
allgemein  verbreitete  und  aucli  seitens  der  Regierung  acceptierte  Tendenz 
nun,  dass  der  Staat  der  Volkswirtschaft  hilfreich  beispringe,  im  Zusammen- 
hange mit  den  durch  die  Occupation  Bosniens  fortwährend  beanspruchten 
Ausgaben  erzeugte  einen  gewissen  Leichtsinn  der  Verzweiflung.  Abgeordneten- 
haus, Finanzausschuss  und  Schlussreclinungs-Ausschuss  vergassen  beinahe 
irnwillkürlich.  dass  sie  sich  behufs  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes 
die  grösste  Sparsamkeit  zum  Ziele  gesetzt  hatten.  ,Wenn  Avir  auf  die  von 
uns  niclit  gebilligte  Occupation  Bosniens  und  auf  die  Verwaltung  der 
occupierten  Provinzen  Millionen  hinauswerfen,  was  knausern  wir  bei  der 
Entwicklung  unserer  eigenen  volkswirtschaftlichen  und  culturellen  Interessen? 
Ein  paar  Millionen  für  unseren  eigenen  Vortheil,  Avenn  man  Millionen  in 
Bosnien  ausstreut,  können  die  Lage  schon  nicht  mehr  verschlechtern.'-  Dies 
waren  die  Ausdrücke  der  allgemeinen  Anschauung.  Und  dieser  Tendenz 
entsprechend  fanden  sich  in  August  Trefort,  Baron  Gabriel  Kemeny  und 
Graf  Paul  Szechenyi  fähige  Minister,  welche  die  allgemeine  Stimmung 
im  Interesse  der  Cultur,  Volkswirtschaft  und  Communieation  des  Landes 
geschickt  ausnützten.  Trefort  erbaute  als  Unterrichtsminister  ganze 
Stadttheile  voll  reioli  ausgestatteter  Universitäts-  und  anderer  Bilduncs- 
Anstalten ;  er  rief  immer  wieder  neue  Lehranstalten  und  Museen  ins  Leben ; 
und  aucli  auf  dem  Gebiete  des  Volksunterrichtes  steigerte  er  die  Ansprüche 
fortwährend.  Baron  Gabriel  Kemeny  trieb  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 
wirtschaft das  System  staatlicher  Unterstützung  und  Creierung  in  einem 
früher  nicht  gekannten  Maasse  in  die  Hölie,  und  sein  Nachfolger  Graf  Paul 
Szechenyi  gieng  darin  noch  eine  Stufe  weiter.  Als  Communications- 
minister  verfolgte  Minister  Kemeny  auch  weiter  die  Tendenz,  welche  ihn 
im  Ackerbau-,  Gewerbe-  und  Handelsministerium  geleitet  hatte,  und  Erbauung 
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iioiier.  sowie  Ausgestaltang  alter  Eisenbahnen  und  Verstaatlichung  von 
Eisenbahnen  waren  seine  hauptsächlichsten  Directiven.  Der  Reichstag 
votierte  bereitwillig  alles,  was  die  Minister  verlangten,  ja  es  gibt  mehr  als 
ein  Beispiel  dafür,  dass  die  Initiative  von  Seiten  des  Reichstages  ausgieng, 
und  dass  die  sonst  sehr  leicht  zu  staatlicher  Unterstützung  zu  bewegenden 
Minister  nur  mit  Widerstreben  der  ErfflUung  der  Wönsche  des  Abgeordneten- 
hauses zustimmten.  Die  erwähnten  drei  Minister  fürchteten  sich  bei  dieser 
Stimmung  der  öfi'entlichen  Meinung  nicht,  auch  über  die  mit  Begeisterung 
votierten  Summen  liinaus  Ausgaben  zu  machen,  und  sie  thaten  dies  mit 
umso  grösserer  Beruhigung,  als  der  Schlussrechnungs-Ausschuss  bei  der 
Verhandlung  über  die  betreffenden  Creditüberschreitungen  diese  letzteren, 
wenn  aucii  nicht  protokollarisch,  so  doch  in  öffentlichen  Sitzungen  wiederholt 
mit  dem  Beinerken  zur  Kenntnis  nahm,  dass  der  Minister  für  derartige 
volkswirtschaftliche  oder  culturelle  Zwecke  lieber  mehr  hätte  ausgeben  sollen. 
Auf  diese  Weise  und  bei  der  vielleicht  nicht  genug  energischen  Hand- 
habung der  Finanzverwaltung  entwickelte  sicli  ein  System,  bei  welchem 
auf  einmal,  wie  aus  völlig  heiterem  Himmel  ein  Blitz  niederfährt,  der  Einsturz 
erfolgen  musste.  Alles  lief  noch  äusserlich  glatt  ab;  der  volkswirtschaftliche 
Aufschwung,  welcher  bei  der  günstigen  Lage  des  Weltmarktes  zur  Herrschaft 
kam,  und  die  das  ganze  Land  durchdringende  Begeisterung,  welche  die 
öffentliche  Meinung  für  die  Hebung  der  Industrie  beseelte,  deutete  auf 
allgemeinen  Wohlstand;  die  Landesausstellung  vom  Jahre  1885  stellte  die 
volkswirtschaftliche  Entwicklung  Ungarns  dem  Inlande  sowohl  wie  dem 
Auslande  lebhaft  vor  Augen,  und  allerwärts  herrschte  Begeisterung  und 
Freude.  Aber  unter  dieser  Aussenseite  wüthete  bereits  heftig  im  Innern 
die  durch  den  Leichtsinn  geschürte  Krankheit;  und  kaum  verkündete  der 
Finanzminister  Szapäry  bei  der  Verhandlung  des  Budgets  für  das  Jahr  1885 
die  nahe  Möglichkeit  der  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes,  als 
schon  im  Laufe  des  Jahres  1885  die  Entwicklung  der  Finanzlage  eine  solche 
Wendung  nahm,  dass  er  das  Budget  für  das  Jahr  1886  ohne  Expose  vorlegte- 
Jedermann  wusste,  dass  unter  den  Mitgliedern  des  Cabinets  zufolge  der  Finanz- 
gebarung heftige  Gegensätze  entstanden  waren;  es  war  kein  Geheimnis,  dass 
die  durcii  eine  Reihe  von  Jahren  systematisch  beanspruchten  Creditüber- 
schreitungen eine  Verwirrung  im  Staatshaushalte  angerichtet  hatten,  — 
und  dass  Szilpary  betreffs  dieser  Verwirrung  und  der  seinen  Minister- 
coUegen  gegenüber  zu  befolgenden  Haltung  zur  Zeit  der  Vorlage  des  Budgets 
mit  sich  noch  nicht  im  Klaren  war.  Von  dieser  Minute  an  war  die  Stellung 
Szaparys  als  Finanzminister  entschieden.  Die  Ergänzung  der  Cassabestände 
der  Staatsbahnen  und  Staatsfabriken,  die  bei  den  verschiedenen  Ressorts  auf- 
getauchten, durch  Credite  nicht  bedeckten  Ausgaben  drängten  zur  Aufnahme 
immer  neuer  Anlehen.  Das  Begehren,  dass  jeder  seiner  Ministercollegen  im 
Rahmen  seines  eigenen  Budgets  die  grösste  Sparsamkeit  befolgen  solle,  war 
schon  deshalb  nicht  durchführbar,  weil  viele  ins  Leben  gerufene  Institutionen 
sollten  sie  nicht  vollständig  zu  Grunde  gehen,  nicht  ohne  Dotation  gelassen 
werden  konnten;  übrigens  sah  die  öfl"'Mitliche  Meinung  die  immer  neuen  In- 
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vestitionen  auch  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts, -der  Volkswirtschaft  und 
des  Communicationswesens  gerne  und  forderte  sie  sogar:  und  so  wurde  die 
Position  eines  Finanzministers,  der  seinen  Ministercollegen  und  der  öffentlichen 
Meinung  gegenüber  lediglich  auf  dem  Principe  der  Sparsamkeit  beharren 
wollte  und  angesichts  der  grösseren  Bedürfnisse  das  finanzielle  Gleich- 
gewicht nicht  anders  herzustellen  wusste,  gar  bald  unhaltbar.  Unter  solchen 
Umständen  verzichtete  Graf  Julius  Szapäry  am  11.  Februar  1887  auf  das 
Finanzportefeuille. 

Graf  Julius  Szapdry  beabsichtigte  nicht  einmal  eine  radicale  Reform 
des  Steuersystems,  seine  das  Steuerwesen  betreft'enden  Maassnahmen  bezogen 
sich  darauf,  die  damaligen  Steuern  zum  Theile  zu  erhöhen  und  nach  Mög- 
lichkeit im  Eahmen  des  damaligen  Steuersystems  höhere  Einkünfte  siclier- 
zustellen. 

Die  Erhöhung  der  directen  Steuern  bemäntelte  er  scheinbar  mit  der 
Reduction  des  Schlüssels  der  Grundsteuer  und  der  Haussteuer.  Die  Grnnd- 
steuer,  welche  durch  den  Ges.-Art.  XL  v.  J.  1881  (ohne  den  Grundentlastungs- 
zuschlag) mit  29,000.000  fl.  contigentiert  worden  war,  reducierte  er  mit 
Ges.-Art.  XL  VI  v.  J.  1883  auf  26,000.000  fl.  und  zur  selben  Zeit  setzte 
er  die  Haussteuer  um  3  bis  5  Proc.  herab,  aber  den  allgemeinen  Einkommen- 
steuerzuschlag erhöhte  er  in  viel  bedeutenderem  Maasse,  so  dass  die  Grund- 
und  Haussteuerlast  zusammen  mit  dem  Einkommensteuerzuschlag  wesentlich 
stieg.  Die  Reform  respective  Erhöhung  der  Erwerbsteuer  hatte  er  wohl  in 
Aussicht  genommen,  aber  seine  diesbezügliche  Vorlage  wurde  nicht  Gesetz. 
Es  gelang  ihm  indessen,  durch  den  Ges.-Art.  VIT  v.  J.  1883  das  Einkommen 
aus  den  bei  den  Geldinstituten  zur  Verzinsung  angelegten  Capitalien  der 
Besteuerung  zu  unterziehen,  was  das  Abgeordnetenhaus  seinerzeit  gegenüber 
dem  Vorschlage  Ghiczys  energisch  zurückgewiesen  hatte.  Die  Erwerbsteuer 
erfuhr  insoferne  eine  Modification,  als  der  Ges.-Art.  X  v.  J.  1883  die  Tag- 
löhner  von  dieser  Steuer  befreit,  was  indessen  mehr  wegen  der  Erleichterung 
der  Steueradministration  deshalb  geschah,  damit  die  Einhebung  der  Militär- 
befreiungstaxe von  diesen  Personen  sicherer  bewerkstelligt  werde. 

Die  in  Ungarn  unter  die  directen  Steuern  eingereihte  Militärbefreiungs- 
taxe, welche  schon  das  Wehrgesetz  vom  Jahre  1868  im  Princip  in  Aussicht 
gestellt  hatte,  wurde  mit  Ges.-Art.  XXVII  v.  J.  1880  eingeführt  und  durch 
Ges.-Art.  IX  v.  J.  1883  auf  Grund  der  inzwischen  erworbenen  Erfahrungen 
modificiert.  Die  Sätze  der  Transportsteuer  erhöhte  der  Ges.-Art.  LXI  v.  J. 
1880.  Die  Jagdsteuer  jedoch  gestaltete  der  Ges.-Art.  XXIII  v.  J.  1883  den 
erworbenen  Erfahrungen  gemäss  ujn.  Schliesslich  wurden  die  Luxussteuern, 
da  dieselben  nicht  nur  kein  nennenswertes  Erträgnis  abwarfen,  sondern  in 
mehrfacher  Beziehung,  hauptsächlich  für  die  Industrie,  nachtheilig  wirkten, 
aufgehoben,  und  zum  Ersätze  für  das  ausfallende  Erträgnis  führte  Ges.-Art. 
XLIX  V.  J.  1879  die  Gewinnsteuer  ein. 

Als  Ausgestaltung  des  ungarischen  Steuersystems  hatte  schon  seit 
längeren  Jahren  vornehmlich  der  Finanzausscliuss  die  grössere  Ausnutzung  der 
Verzehrungssteuern  betont.   Dieser  Anregung  nachgebend,   schlug  Szapäry 
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Widerspniclie  dev  öffentlichen  Meinung  zum  Trotz  die  Verzehri 
Steuer  auf  Zucker,  Kafl'ee  und  Bier  vor  und  setzte  ihre  Annahme  mit 
Ges.-Art.  IV  v.  J.  1881  durch.  Naciidem  jedocli  zufolge  des  Zolltarifes 
vom  Jahre  1882  der  Kaft'eezoll  wesentlich  erhöht  w/irden  war,  wurde  diese 
Steuer  durch  den  Ges.-Art.  V  v.  J.  1883  dahin  modificiert,  dass  die  Kaffee- 
verzehrungssteuer  aufhörte  und  die  Zucker-  und  Bierverzehrungssteuer 
erhöht  wurde. 

Die  auf  den  Stempel,  die  Taxen  und  Gebilren  bezüglichen  Normen  wurden 
durch  den  Ges.-Art.  XXVI  v.  J.  1881  wieder  reguliert,  die  meisten  Sätze 
jedoch  behufs  Erzielung  einer  höheren  Einnahme  erhöht.  In  ähnlicher  Weise 
wurde  der  Spielkartenstenipel  durch  den  Ges.-Art.  XXVII  v.  J.  1881  in 
demselben  Sinne  modificiert. 

üuter  den  nach  gemeinsamen  Grundsätzen  mit  Oesterreich  zu  behandeln- 
den indirecten  Steuern  wurde  die  Zuckersteuer  durch  Ges.-Art.  XLVII  v.  J. 
1880  und  die  Brantweinsteuer  durch  Ges.-Art.  XXI  v.  J.  1884  vom  Gesichts- 
punkte grösserer  Einträglichkeit  umgearbeitet.  Der  Zolltarif  wurde  durch 
Ges.-Art.  XVI  v.  J.  1882  revidiert  und  mit  neuen  FinanzzöUen  ausgestattet. 
Endlich  erhöhte  der  Ges.-Art.  XVIII  v.  J.  1882  den  Zoll  auf  Mineralöl  und 
führte  die  Steuer  auf  Mineralöl  ein,  wodurch  eine  schon  bei  Gelegenheit 
der  volkswirtschaftlichen  Ausgleichsverhandlungen  vom  Jahre  1878  von  der 
ungarischen  Regierung  gewünschte,  aber  infolge  der  öffentlichen  Meinung 
in  Oesterreich  fallen  gelassene  Steuer  eingeführt  wurde. 

Auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  erhält  das  System  der  Staats- 
bahnen iinmer  mehr  das  Uebergewicht.  Ein  oder  der  anderen  Unternehmung 
wird  auch  jetzt  noch  die  Concession  für  meist  kleinere  Eisenbahnen 
zweiten  Kanges  ertheilt.    So  werden  concessioniert: 

Die  Mezötür— Barcser  Eisenbahn  (Ges.-Art.  X  v.  J.  1879); 

die  Szamosthaler  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XXXII  v.  J.  1880); 

die  Neutra— Tapolcsdner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XXXIII  v.  .T.  1880); 

die  Budapest— Fünfkirchner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XLVI  v.  J.  1881); 

die  Szered— Galgöcz— Lipötvärer  Eisenbahn  (Ges.-Art.  X  v.  J.  1885). 

Man  beginnt  aber  schon  allgemein  grösseres  Gewicht  auf  die  Eisen- 
bahnen von  localem  luteiresse  zu  legen,  und  aus  diesem  Grunde  sichert 
der  Ges.-Art.  XXXI  v.  J.  1880  solchen  Eisenbahnen  ausserordentliche 
Begünstigungen  zu  und  regelt  ihre  Concessionierung. 

Die  Eisenbahnpolitik  neigt  indessen  entschieden  zu  dem  staatlielien 
System.  In  dieser  Zeit  wurde  es  möglich,  die  obschwebenden  Angelegenheiten 
der  Kaschau — Oderberger  Bahn  zu  ordnen,  in  welcher  Beziehung  nach 
langwierigen  Verhandlungen  mit  der  österreichischen  Regierung  der  Ges.- 
Art.  XXXVIII  V.  J.  1879  verfügt. 

Die  Erbauung  von  Staatswegen  wurde  angeordnet  bei: 

Der  Diilja— Vinkovcer  Eisenbahn  (Ges.-Art.  VI  v.  J.  1879); 

der  Budapest— Semliner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XLII  v.  J.  1880  und  XLV 
V.  J.  1881); 

den  Militärgrenz-Bahnen  (Ges.-Art.  XLIII  v.  J.  1880): 

0» 


84  Matlekovits. 

der  Budapest— Neu-Szönyer  Eisenbahn    (Ges. -Art.  XLVI  v.  J.  1882); 

der  Munkäcs— Beszkider  Eisenbahn  (Ges.-Art.  VIII  v.  J.  1884); 

der  Fliigellinie  Maria-Theresiopel — Baja  der  Budapest — Semliner  Eisen- 
bahn (Ges.-Art.  IX  v.  J.  1884). 

Auf  dem  Wege  der  Einlösung  wurden  vom  Staate  übernommen : 

Die  Waagthalbahn  (Ges.-Art.  XXVII  v.  J.  1879); 

die  Agram — Karlstädter  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XLIV  v.  J.  1880); 

die  Theisseisenbahn  (Ges.-Art.  XXXVIII  v.  J.  1880); 

die  Siebenbürger  Bahn  (Ges.-Art.  XXIX  v.  J.  1884) : 

die  Bättaszek — Dombovärer  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XXX  v.  J.  1884); 

die  Alföld— Fiumaner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XXXIX  v.  J.  1884). 

Zinsengarantie  finden  wir  auch  bei  der  Eisenbahn  Csacza-Üngarisch- 
galizische  Landesgi'enze,  welche  mit  Ges.-Art.  X  v.  J.  1884  concessioniert 
wurde. 

Als  eine  grosse  Errungenschaft  für  die  einheitliche  Gestaltung  der 
Eisenbahnpolitik  betrachtete  die  öffentliche  Meinung  den  mit  der  öster- 
reichisclien  Staalseisenbahngesellschaft  abgeschlossenen  und  im  Ges.-Art.  XLV 
V.  J.  1882  inarticulierten  Vertrag,  durch  welchen  die  Staatseisenbahnen 
auf  der  rechten  Seite  der  Donau  in  directe  Verbindung  mit  Wien  kamen 
und  so  der  ungarische  Staat  durch  die  ganze  Länge  des  Landes  die  Tarife 
entsprechend  beherrschen  konnte. 

Unter  den  die  Zinsengarantie  geniessenden  Eisenbahnen  wurden  die  Ver- 
hältnisse der  Gömörer  Eisenbahn  durch  Ges.-Art.  XXII  v.  J.  1883  und 
die  der  galizischen  Eisenbahnen  durch  Ges.-Art.  XXIX  v.  J.  1883  geordnet. 

Da  aber  die  Kentabilität  vieler  Eisenbahnen  so  gering  war,  dass  sie 
die  Zinsengarantie  übermässig  in  Anspruch  nahmen,  verfügte  die  Gesetz- 
gebung nach  dem  Beispiele  des  Auslandes  und  namentlich  OesteiTeichs 
mit  Ges.-Art.  XXIV  v.  J.  1888  die  üebernahme  des  Betriebes  derartiger 
Eisenbahnen  von  geringerem  Erträgnis  durch  den  Staat. 

Infolge  der  Occupation  Bosniens  Avurden  die  ungarischen  Finanzen 
insoferne  in  Mitleidenschaft  gezogen,  als  die  in  jenen  Provinzen  erbauten 
Eisenbahnen  mit  Hilfe  von  den  gemeinsamen  Activen  entnommenen  Anlehen 
fertiggestellt  wurden. 

Unter  dem  Finanzminister  Szapiiry  wurden  so  concessioniert: 

Die  Bosnathal-Eisenbahn  (Ges.-Art.  I  v.  J.  1881); 

die  Mostar— Metkovicer  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XXVII  v.  .J.  1884); 

die  Doboj  —  Dolna-Tuzla  —  Siminhaner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XllI 
V.  J.  1885). 

Ausser  den  Eisenbahnen  waren  von  Einfiuss  auf  die  Finanzen  auch 
jene  Arbeiten,  welche  behufs  Flussregulierung  oder  infolge  der  verheerenden 
Wirkungen  der  Gewässer  erforderlich  wurden.  Die  diesbezüglichen  Ver- 
fügungen der  Legislative  sind  die  folgenden : 

Die  Donauregulierung  (Ges.-Art.  XL  v.  J.  1880); 

der  Wiederaufbau  von  Szegedin  (Ges.-Art.  XVII  v.  J.  1880); 

die  Regulierung  der  oberen  Donau  (Ges.-Art.  VIII  v.  J.  1885); 
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die  Kegiilieniiig  der  Teines — Bega  (Ges.-Art.  XXVII  v.  J.  1885); 

die  liegiilieiung  der Eäba  und  ihrer NebenflQsse  (Ges.-Art.  XV v.J.  1885). 

Sz  apdry  beschäftigte  sich  Jahr  für  Jahr  mit  Creditoperationen.  Das 
'noch  durch  den  Finanzminister  Szell  inaugurierte  Eisenbahn  Investitions- 
Anleiien  emittierte  er  auf  Grund  der  Ges.-Art.  XLI  v.  J.  1875  und  I 
V.  J.  1870  im  .J.  1880,  und  zwar  mit  11,191.600  fl.  Nominale  zum  Course 
von  Itl-Gü;  es  giengen  ein  1 1,901. 07()  fl.  04  kr.  in  Bankvaluta,  so  dass 
das  nominell  zu  5  Proc.  verzinsliche  Anleheu  factisch  5"45  Proc.  abwarf. 

Von  der  sechsprocentigen  Goldrente  emittierte  er  im  .Jahre  1879  auf 
Grund  des  Ges.-Art.  II  v.  J.  1879  160,324.300  fl.  Nominale  zum  Course 
von  7642;  dafür  giengen  ein  145.23-'.051  fl.  24';8  kr.:  —  im  .Jahre  1880 
emittierte  er  auf  Grund  des  Ges.-Art.  V  v.  J.  1880  15,000.000  fl.  Nominale 
zum  Course  von  87*10;  dafür  giengen  15,059,606  fl.  21  kr.  in  Bankvaluta 
ein.  Die  von  Szell  und  Szapäry  zusammen  emittierte  Goldrente  repräsen- 
tierte 400,000.000  fl.  Gold  Nominalwert,  die  einen  Durchschnittscours  von 
77*13  erreichten  und  ein  Ergebnis  von  357,008.792  fl.  977^  kr.  in  Bank- 
valuta lieferten,  wovon  auf  den  Staat  346,504,074  fl.  69Vjj  kr.  kamen,  so 
dass  das  nominell  mit  6  Proc.  verzinsliche  Anlehen   7'78  Proc.   erforderte. 

Das  Theiss-Szegediner  Anlehen  wurde  im  Jahre  1880  auf  Grund  des 
Ges.-Art.  XX  v.  J.  1880  im  Nominalwerte  von  44,000.000  fl.  zum  Course 
von  91-81  emittiert.  Es  giengen  ein  40,539.029  fl.  08  kr.  Das  nominell 
mit  4  Proc.  verzinsliche  Anlehen  erforderte  factisch  4-31  Proc. 

Nachdem  durch  Ges.-Art.  XXXll  v.  J.  1881  die  Convertierung  der 
sechsprocentigen  Goldrente  in  eine  vierprocentige  Kente  angeordnet  wurde, 
schaffte  Graf  Sz  apdry  auf  dem  Wege  der  Emittierung  vierprocentiger 
Goldrente  die  nachstehenden  Summen  herbei,  beziehungsweise  belastete  das 
Land  mit  densellten : 


, 

emittiert  in 

zum  Course 

eingcganjfen  in 

Juurc 

Golilvaluta 

von 

Bankvaluta 

1881 

80,000.000  fl. 

72 

1881 

80,000.000   , 

73-875 

•    173,079.567  fl.  10 

1881 

40,000.000   , 

74-944 

1882 

40,000.000   , 

75-40 

36,190.499  ,    80 

1883 

10,200.400   , 

7Ö-38 

9,175.006   ,    51 

1883 

70,000.000   , 

73-90 

62,070.000  ,    — 

1884 

100,000.000   , 

75 

91,406.250  ,    ~ 

1884 

124,7:i9.000   , 

74-94 

113,935.381    ,    99 

Im  ganzen  wurde  vierprocentige  Goldreute  im  Nominalwerte  von 
545,000.000  fl.  zum  Durchschnittscourse  von  74-27  emittiert.  Dafür  giengen 
ein  485,862.704  fl.  99  kr.,  wovon  zur  Verfügung  des  Staates  484,53:5.625  fl. 
92  kr.  gelangten.  Das  Anlehen.  welches  nominell  vierprocentig  ist,  kommt 
daher  auf  5-39  Proc. 

Unter  Sz  apdry  wurde  endlich  das  fünfprocentige  Papienentenanlehen 
eingeführt,  und  zwar  machte  der  Ge;j.-Art.  IX  v.  J.  1880  den  Anfang  dazu. 
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indem  er  zur  Bedeckung  der  für  die  Tilgung  des  Grundentlastungs-Anlehens 
erforderlichen  Summen  die  Emission  einer  in  Papier  verzinslichen  Rente 
gestattete.  Die  späteren  Gesetze  machten  dann  die  Emission  von  Papier- 
rente zum  System,  da  der  Geldmarkt  dieses  Papier  ziemlich  günstig  aufnahm. 
Graf  Szapdry  schaffte  durch  die  Emission  der  fünfprocentlgen  Papierrente 
die  nachstehenden  Summen  bei: 

^  ,  Papierrente  emittiert  im       zum  C'ourse  eingegangen  in 

Jahre  Nominalwerte  von  von  Bankvaluta 

1881  51,ffr7.60O  fl.  80-01  41.588.127  fl.  —  kr. 

1882  53,524.700  ,  86-29  46,187.916  ,  90    , 

1883  45,807.500  ,  85-07  38,542.344  ,  52    , 

1884  36,604.300  ,  86-45  31,645.882  ,  85    , 

1885  44,779.800  ,  90-52  40,-533.488  ,  82    , 

1886  51.203.900  ,  92-26  47,241.034  ,  25    , 


Der  Ministerpräsident  Koloman  T  i  s  z  a,  der  nocli  in  das  Programm 
des  Cabinets  Wenckheim-Tisza  die  Herstellung  des  finanziellen  Gleich- 
gewichtes als  Hauptpunkt  eingesetzt  hatte,  steht  nun  nach  dreizehnjähriger 
Regierung  wieder  sich  selbst  überlassen  vor  jenem  Problem,  um  dessen 
Lösung  willen  er  die  Regierung  angetreten  hatte  ;  und  wie  bei  dem  Abschiede 
Szells  fand  er  auch  jetzt  unter  den  Mitgliedern  des  Parlamentes  keine 
geeignete  Persönlichkeit  und  sah  sich  genöthigt,  das  Finanzportefeuille 
selbst  zu  übernehmen. 

Glücklicherweise  fand  er  in  dem  Beamtencorps  des  Finanzministeriums 
in  Alexander  Wekerle  einen  Mann,  der  alle  Zweige  der  Finanzverwaltung 
in  den  Bureaux  des  Ministeriums  praktisch  kennen  gelernt  hatte,  der  mit 
der  Finanzwissenschaft  theoretisch  vertraut  war  und,  im  Besitze  eines  weiten 
Gesichtskreises,  sich  auf  jene  Höhe  der  Ideen  aufzuschwingen  wusste,  die 
bei  dem  Entwerfen  von  Plänen  und  bei  der  ordnenden  Thätigkeit  von 
Nöthen  ist.  Ihn  nahm  Tisza  zu  sich  als  Staatssecretär  und,  als  er  sah, 
dass  er  mit  rednerischer  Begabung  und  Befähigung  als  Debatter  auch  in 
den  Sälen  des  Reichstages  seinen  Platz  behaupte,  setzte  er  am  9.  April 
1889  seine  Ernennung  zum  Finanzminister  durch. 

Die  Aera  Tisza- Wekerle  brach  mit  dem  System  des  planlosen 
Herumhaschens.  Koloman  Tisza  stellte  gleich  bei  der  Voriage  des  Budgets 
für  das  Jahr  1888  ein  Finanzprogramm  für  drei  Jahre  auf,  welches  den 
zuveriässigen  Eintritt  des  finanziellen  Gleichgewichtes  (abgesehen  von  etwaigen 
politischen  Ereignissen)  anzeigte,  und  thatsächlich  ergab  das  Jahr  1890  an 
Stelle  des  Deficits  einen  Ueberschuss.  Allerdings  hatte  er  bei  allen  directen, 
hauptsächlich  aber  bei  den  indirecten  Steuern  namhafte  Erhöhungen  einge- 
fühii,  die  staatliche  Getränkesteuer  systemisiert  und  die  Finanzverwaltung 
auf  eine  strengere  Basis  gestellt.  Bei  alledem  ermöglichte  er  aber  die 
Conversion  der  Staatsschulden  und  die'  langersehnte  Regalablösung.  Er 
ermöglichte  es,  dass  sein  Nachfolger,  Alexander  "Wekerle,   an   die  Valuta- 
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rcguliening  Hauil  iinlegoii  konnte  und  scliliesslich,  dass  fdr  dio  Zwecke  der 
iillgemeinen  ]?ildung,  der  Volkswirtschaft  und  des  Communicationswesens  des 
Landes  reiclilichere  Quellen  zur  Verfügung  stehen  und  die  Betonung  der 
Sparsamkeit  nicht  die  in  zahlreichen  Zweigen  des  nationalen  Lebens  auf- 
tauchenden Forderungen  zuniclite  mache. 

Unter  der  Finanzregierung  Tisza-Wekerle  galt  vor  Allem  die  baldige 
Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes  als  Hauptziel.  SteueiTefonn  im 
vollen  Sinne  des  Wortes  wurde  nicht  mit  bezweckt.  Die  auf  das  Steuerwesen 
bezüglichen  Verfügungen  wollten  in  erster  Linie  grössere  Einnahmen  erreichen, 
und  dies  gelang  auch  vollständig.  Die  noch  durch  Szapäry  projectierte 
p]rhöhung  der  Transportsteuer  wurde  unter  Tisza  durch  Ges.-Art.  XIV  v.  J. 
1887  Gesetz.  Ges.-Art.  XLVII  v.  J.  1887  erhöhte  die  Satze  der  Zucker-,  Bier-, 
■'Wein-  und  Fleischverzehrungssteuer.  Die  Vorschriften  Ober  den  Stempel,  die 
Gebflren  und  Taxen  wurden  durch  den  Ges.-Art.  XLV  v.  J.  1887  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  grösseren  Einträglichkeit  modificiert,  und  das  Tabakgefälle 
wurde  durch  Beschränkung  bezw.  Verbot  der  Production  für  den  eigenen 
Consum  und  zur  Exportation  ins  Ausland  und  durch  andere  die  Durch- 
führung der  Monopolsvorschriften  verschärfende  Verfügungen,  welche  der 
Ges.-Art.  XLIV  v.  J.  1887  enthält,  ferner  durch  die  Erhöhung  der  Tabak- 
und  Cigarrenpreise  einträglicher  gemacht. 

Neben  dieser  stückweisen  Ergänzung  bewirkte  der  im  ,Tahre  1887  mit 
Oesterreich  gepflogene  wirtschaftliche  Ausgleich  nach  seinem  Inslebentreten 
in  den  ungarischen  Finanzen  eine  radicale  Umgestaltung.  Aus  Anlass  des- 
selben wurde  durch  Ges.-Art.  XXV  v.  J.  1887  wieder  der  Zolltarif  vom 
finanziellen  Gesichtspunkte  aus  modificiert,  eine  radicale  lieform  der  Zucker- 
(G es.- Art.  XXIII  v.  J.  1888),  hauptsächlich  aber  der  Brantweiusteuer  (Ges.- 
Art.  XXIV  v.  J.  1888)  und  eine  derartige  Erhöhung  des  Brantweinsteuer- 
satzes  wurde  erreicht,  dass  diese  für  sich  allein  dem  ungarischen  Staate 
20,000.000  eintrug.  Dazu  kommt  noch  das  durch  Ges.-Art.  XXXV 
v.  J.  1888  eingeführte  Schankgefälle,  welches  jetzt  als  neues  Glied  in  die 
Keihe  der  indirecten  Einkünfte  eintritt. 

Nach  dieser  radicalen  Modification  traf  Wekerle  durch  den  mehr 
formale  Bedeutung  besitzenden  Ges.-Art.  V  v.  J.  1892  Bestimmungen  über 
die  Wein-  und  Bier-Getränkesteuer.  In  dem  Steuerwesen  bezeichnete  er 
vorerst  nur  die  Notliwendigkeit  der  Reform,  und  er  wünscht  diese  bei  den 
directen  Steuern  in  der  Kiclitung,  dass  das  persönliche  Element  stärker  an 
die  Stelle  des  bisher  in  dem  Steuersysteme  vorherrschenden  sachlichen  Ele- 
uientes  trete  und  das  Einkommen  der  Person,  nicht  aber  der  Ertrag  der 
Wirtscliaft  das  Object  der  Besteuerung  bilde. 

Auf  dem  Gebiete  derEisenbabnpolitik  henscht  jetzt  schon  ausschliesslich 
das  Staatsbahnsystem.    Es  wurden  eingelöst: 

Die  galizische  Eisenbahn  (Ges.-Art,  XIV  v.  J.  1889); 

die  Westbahn  (Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1889); 

die  Budapest— Ffinfkirchner  Eisenbahn  (Ges.-Art.  XV  v.  J.  1889); 

die  Nordwestbahn  (Ges.-Art  XXXI  v.  J.  1890); 
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die  ungarischeil  Linien  iler  österreichisch-unganHchen  Staatseisenbaliii 
(Ges.-Art.  XVI  v.  J.  1892),  so  dass  nun  schon  von  dem  gesammten  Eisen- 
bahnnetz 7,369  Kilometer  Staatsbahn  sind. 

Die  Erbauung  auf  Staatskosten  wurde  angeordnet  bei: 

den  Grenzbabnen  (Ges.-Art.  XLVl  v.  J.  1887); 

der  Budapester  Kingbahn  (Ges.-Art.  XXVII  v.  .1.  1888); 

der  Verbindungsbahn  auf  dem  rechten  Donauufer  (Ges.-Art.  XXIV 
V.  J.  1891); 

der  Grenz-Eisenbahn  Märmaros— Sziget — Körösmezö  (Ges.-Art.  XVI 
V.  J.  1892). 

Ausser  den  Eisenbahnen  sind  noch  folgende  öffentliche  Arbeiten  vom 
finanziellen  Gesichtspunkte  aus  von  Wichtigkeit:  Die  Regulierung  des  Eisernen 
Thores,  welche  Ges.-Art.  XXVI  v.  J.  1888  anordnete,  deren  finanzielle  Frage 
jedoch  vom  Staatsbudget  unabhängig  gestellt  ist  in  der  Hoffnung,  dass  die 
aufgewendeten  Summen  im  Sinne  des  internationalen  Uebereinkommens  durcli 
die  einzuhebenden  Schiffahrtsgebüren  werden  gedeckt  werden;  die  Donau- 
regulierung (Ges.-Art.  XVI  v.J.  1893);  die  Regulierung  den  Räba  und  ihrer 
Nebenflüsse  (Ges.-Art.  XVII  v.  J.  1893)  und  die  in  Budapest  zu  erbauenden 
Donaubrücken  (Ges.-Art.  XIV  v.  J.  1893). 

Vom  finanziellen  Gesichtspunkte  aus  ist  erwähnenswert,  dass  jetzt 
endlich  die  entsprechende  Regelung  der  Beamtengehälter  gelang  (Ges.- 
Art.  IV  V.  J.  1893),  sowie  die  Aufbesserung  der  Gehälter  der  Elementar- 
Volksschullehrer,  auch  an  confessionellen  Schulen,  vermittelst  staatlicher  Unter- 
stützung (Ges.-Art.  XXVI  v.  J.  1893). 

Tisza  emittierte  von  der  vierprocentigen  Goldrente  im  Laufe  des 
Jahres  1888  47,000.000  fl.  Nominale  zum  Durchschnittscourse  von  76-07, 
für  welche  44,262.911  fl.  22  kr.  eingiengen  und  dem  Staate  44,117.355  fl. 
09  kr.  zur  Verfügung  blieben.  Die  nominell  vierprocentigen  Zinsen  entsprechen 
deshalb  factisch  5'26  Proc.     5procentige  Papierrente  wurde  im 

T„,  „„  emittiert  im  zum  Course 

^""^''^  Nominalwerte  von  ^^  K'«ng«"  "» 

1887  64,863.110  fl.  87-29  56,606.651  fl.  24  kr. 

1888  6,500.000  ,  85-93  5,585.762  „    12    , 

1889  3,726.100  ,  88-34  3,291.725  ,    59    , 

Die  von  Szapdry  und  Tisza  emittierte  fünfprocentige  Papierrente 
machte  also  im  Nominalwerte  zusammen  358,487.000  fl.  aus,  erreichte 
durchschnittlich  einen  Cours  von  86-818,  und  es  flössen  dafür  311,232.932  fl. 
29  kr.  ein,  welche  zur  Gänze  dem  Staate  zugute  kamen.  Die  nominell  fflnf- 
procentigen  Zinsen  entsprechen  factisch  5-76  Proc. 

Auf  Gnmd  des  Ges.-Art.  XVII  v.  J.  1888  wurde  im  Jahre  1888  das 
4V2procentige  Eisenbahninvestitions-Anlehen  in  Gold  im  Nominalwerte  von 
15,310.000  fl.  zum  Course  von  91-36  emittiert.  Aus  diesem  Anlehen  giengen 
ein  17,186.174  fl.  84  kr.,  so  dass  die  nominell  4V2  procentigen  Zinsen 
factisch  4-925  Proc.  entsprachen. 
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Anlilsslich  der  auf  Gniiul  des  Ges.-Ait.  XXXII  v.  J.  1888  durchgefftlirten 
Con Version  wurden  emittiert:  a)  das  uogarische  Staatsbahn-Gold-Anlehen  im 
Nominalwerte  von  182,000.000  zum  Course  von  93.  Hieffir  giengen  eia 
19!),985.974  fl.  27  kr.  und  gelangten  zur  Verfügung  des  Staates  199,:386.767  fl. 
897s  kr.,  so  dass  die  nominell  4V2procentigen  Zinsen  factisch  4*84  Proc. 
entsprachen;  —  b)  das  ungarische  Staatsbahn-Silberanlehen  wurde  im 
Nominalwerte  von  119,.^)00.000  fl.  zum  Course  von  93  emittiert.  Hiefßr 
giengen  ein  111,135.000  fi.  und  an  den  Staat  gelangten  111.028.497  H. 
88  kr.;  die  nominell  4'/3procentigen  Zinsen  entsprechen  deshalb  484  Proc; 
—  c)  von  dem  vierprocentigen  Grundentlastungsaniehen  wurden  199,509.000  tl. 
Nominale  zum  Course  von  8(J-5  emittiert;  hiefQr  giengen  ein  172,575.285  fl. 
und  an  den  Staat  gelangten  172,535.817  fl.  70  kr.  Die  nominell  vier- 
procentigen Zinsen  entsprachen  daher  factisch  4*625  Proc. 

Zur  Entschädigung  für  das  Schankrecht  wurden  bis  zum  15.  Sept.  1894 
229,203.950  fl.  Nominale  emittiert. 

Im  Sinne  des  Ges.-Art.  XXI  v.  J.  1892  wurden  eine  Kronenrente  im 
Nominalwerte  von  1062,000.000  Kronen  emittiert;  der  erzielte  Verkaufscours 
ist  91-08;  es  giengen  ein  in  Bargeld  483,663.417  fl.  8V2  kr.;  nach  Abzug 
der  Emissionskosten  per  334.080  fl.  21  Vg  kr.  verblieben  dem  Staate  zur  Ver- 
fügung 483,329.336  fl.  87  kr.;  die  nominell  viei-procentigen  Zinsen  entsprechen 
factisch  4-39451  Proc. 


Wenn  wir  die  2.5jährige  Geschichte  des  ungarischen  Staatshaushaltes 
überblicken  wollen,  müssen  wir  unbedingt  die  Hauptzahlen  durchgehen,  aus 
denen  die  finanzielle  Situation  zittermässig  zu  erselien  ist. 

An  den  Staatsrechnungen,  welche  der  Kechnungshof  über  jedes  Jahr 
vorlegt,  befinden  .sich  drei  Bilanzen  des  Staatshaushaltes,  und  zwar  die 
Ertragsbilan»,  die  Cassenbilanz  und  die  Vermögensbilanz.  Aus  diesen  Bilanzen 
geben  wir  die  Hauptzahlen  in  den  folgenden  Tabellen: 

Auf  Grund  der  J]rtragsbilanz  waren  die  Einnahmen,  Ausgaben  und 
demzufolge  der  Einnahmenüberschnss  oder  der  Abgang  (das  Deficit)  in 
den  verflossenen  Jahren  die  folgenden: 


Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben 

4-  üeberschuss 
—  Abgang      | 

in  Tausend  Gulden 

1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 

11-2.892 
17.5.104 
242.014 
271.602 
187.496 
211.-221 
210.461 

109.912 
170  037 
216.278 
282.897 
198.805 
234.8-29 
230.258 

-f   6-235 
-f-   5.067 

-  -26  635       '• 
— 11.294 

—  11.808 

—  -23.608 

-  19.797      1 
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Jahr 


Einnahmen 


Ausgaben 


-|-  Ueberschnss 
—  Abgang 


in  Tausend  Gulden 


1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


158.565 
224.702 
225.243 
240.445 
259.451 
278.342 
297.995 
297.382 
290.971 
281.745 
301.541 
291.625 
296  829 
307.625 
372.511 
595.963 
427.108 
433.689 
466.6?8 


150  654 

—    7.911 

230.167 

—    5.464 

231.841 

—   9.598 

291.964 

—  51.519 

305.403 

—  45  952 

280.606 

-    2.264 

368.621 

-  70.626 

316.939 

-  19.557 

303.147 

—  12.176 

279.846 

+   1.898 

298.494 

+   3.046 

293.123 

-    1.597 

301.615 

—    4.786 

305.207 

+   2.418 

344.287 

+  28.224 

543  030 

+  52.932 

365.527 

+  61.580 

376  139 

+  57.550 

392.444 

+  74.243 

lii  diesen  Ziffern  sind  alle  jene  Zahlen,  welche  nur  durchlaufende 
Posten  in  den  Budgets  und  Schlussrechnungnn  enthalten,  eliminiert,  und 
deshalb  stimmen  dieselben  mit  den  oben  erwähnten  Ziffern  der  Budgets 
und  Schlussrechnungen  nicht  fiberein. 

Nach  diesen  Ziffern  trat  im  ungarischen  Staatshaushalte 

Tausend  Gulden 
Jahre  der  Ministerschaft  Lönyays     e.  Uebersch.  v.  11.302 
,  Kerkäpolya  e.  Deficit  v.    71.845 

Ghiczya  ,  19.797 

Szells  ,  74.482 

Szapärys  ,  147.228 

Tisza  '  ,  2.368 

,  Wekerles  e. Uebersch. V.  274.529 

ein;  so  dass  die  erwähnten  25  Jahre  nach  der  Ertragsbilanz  zusammen 
313,784.000  fl.  Abgang  und  293,293.000  ü.  Ueberschnss,  also  im  Schluss- 
resultate 20,391.000  fl.  Abgang  aufweisen. 


wahrer 

d  der  zwei 

Jahre  ( 

X 

,    vier 

n 

n 

des  einen 

Jahres 

n 

der  vier 

Jahre 

lt 

„    neun 

w 

n 

„    zwei 

« 

n 

„    ersten  fünf. 

Geschichte  des  ungarischen  StaatshauHhaltes  1867 — 1893. 

w  factisclien  Einiialimen  und  Ausgaben  (nach  der  Cassabilanz)  und 
die  aus  diesen  resultieienden  Ueberschüsse  und  Abgänge  ersehen  wir  aus 
nachstehender  Zusammenstellung : 


1 

Einnahmen             Ausgahen 

"l"  üeberschuRs 
—  Abgang 

Jahr 

in  Millionen  Gulden 

1868 

154-07 

147-54 

+   6-53 

1869 

152-52 

165-58 

—  13-00 

1870 

17122 

199-97 

—  28-75 

1871 

179-58 

215-13 

-  35-55 

1872 

186-63 

237-53 

—  50-90 

1873 

181-71 

251-21 

-  69-50 

1874 

190-29 

252-11 

—  61-82 

1875 

192-73 

236-00 

—  43-27 

1876 

211-52 

246-51 

—  34-99 

1877 

218-63 

252-25 

—  33-62 

1878 

223-50 

282-43 

—  58-93 

1879 

252-45 

290-71 

-  38-26 

1880 

247-87 

289-34 

—  41-97 

1881 

281-13 

329  20 

—  4807 

1882 

290-80 

337  14 

-46  34 

1883 

301-29 

340-43 

-  39-14 

1884 

302-42 

343-44 

-41-02 

1885 

318-44 

358  64 

-  40-20 

1886 

305-30 

318-34 

-  4304 

.  1887 

318-53 

368-15 

—  49  62 

1888 

838-72 

362-70 

—  23-98 

1889 

850-75 

348-1« 

+   2-59 

1890 

410-20 

378-23 

4-31-96 

1891 

440-79 

402-68 

+  38-11 

1892 

43-3-74 

417-63 

4-19-10 

1893 

565-233 

494-947 

+  70-28 

Nach  dieser 

Tabelle  stellte  sich: 

Millionen  Guhlcn 

wiihrend  der  zwei 

Jahre  der  Ministerschaft  Lönyays      t.  Abgangv.      6-47 

r          »    vier 

Kerkilpolys          ,          184-70 

,        des  einen 

Jahres    ,              ,           Ghiczys               .           61-82 

,        der  vier 

Jahre     ,              ,            Szells                    .           170-81 

,    acht 

Szapärys             ,          338-04 

,         ,    zwei 

Tiszas                  ,            73-60 

„    fünf 

Wekerlese.Uebersch.v.  162-04 

in   der  Ge 

Idgebarung 

des   ungarisch 

en  Staatshaushi 

Utes  ein,    Wäl 

rend   der 

2ö  Jahre  steht  also  den  162-04  Millionen  Gulden  Ueberschuss  ein  Abgang 
von  835-44  Millionen  Gulden  gegenüber,  und  so  beläuft  sich  der  gesummte 
Abgang  auf  67340  Millionen  Gulden. 
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Die  im  Staatsvenuögen  und  in   den  Geldbeständen   eingetretenen  Ver- 
änderungen zeigt  folgende  Tabelle: 


Jahre 


Staatsvennögen 


Staatslasten 


Reines 
Vermögen 


Cassabestand 


in  Millionen  ftiililen 


in  Tausend 
Gulden 


1868 

511 

1869 

568 

1870 

608 

1871 

658 

1872 

696 

1873 

734 

1874 

792 

1875 

818 

1876 

841 

1877 

852 

1878 

906 

1879 

1.114 

1880 

1.201 

1881 

1.259 

1882 

1.316 

1883 

1.558 

1884 

1.750 

1885 

1.683 

1886 

1.712 

1887 

1.754 

1888 

1.789 

1889 

1.901 

1890 

2.143 

1891 

2.421 

1892 

2  496 

1893 

2.630 

279 

315 

389 

449 

488 

546 

626 

667 

708 

735 

827 

1.001 

1.093 

1.225 

1.224 

1.-308 

1.519 

1.461 

1.498 

1.545 

1.582 

1.734 

1,930 

2.212 

2.228 

2.295 


231 
252 
218 
209 
208 
187 
166 
150 
1.33 
117 
79 
113 
107 
34 
43 
250 
229 
i-22 
214 
208 
207 
167 
213 
208 
':67 
334 


15.100 
53.013 
10.629 
17.296 
13.092 
15.344 
12.873 
26.817 
27.457 
27.006 
28.059 
33.807 
21.731 
21.640 
20.186 
2.5.646 
27.3  1 
25.483 
29.388 
32.849 
43.218 
41.373 
53.204 
40.197 
61.719 
12.5.058 


\ 


Angesichts  der  Thatsache,  dass  in  den  ersten  Jahren  des  ungarischen 
Staatshaushaltes  das  finanzielle  Gleichgewicht  bestand  und  dass  gleich  im 
dritten  Jahre  sich  ein  Abgang  einstellte,  der  beinahe  ausnahmslos  bis  auf 
die  jüngste  Zeit  iieiTschte,  und  dass  es  endlich  iiur  der  Wirksamkeit 
Tisza — Wekerles  gelang,  das  finanzielle  Gleichgewicht  wieder  herzustellen^ 
ist  die  Erörterung  der  Frage  von  Interesse,  was  die  oftmaligen  Deficite 
verursache  und  ob  die  zuletzt  erzielte  Wiederherstellung  des  finanziellen 
Gleichgewichtes  auf  einer  sicheren  Basis  beruhe. 

Wenn  die  Frage  aufgeworfen  wird,  was  die  ständigen  Deficite  verursachte, 
so  wird  in  Ungarn  von  mancher  Seite  gleich  darauf  hingewiesen,  dass  das 
Verhältnis  zu  Oesterreicii,  namentlich  die  Lasten  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten, welche  Ungarn  beim  politischen.  Ausgleich  übernehmen  musste, 
für  Ungarn  sehr  drückend  seien.    Allein  ein  Theil  dieser  Lasten,  der  Beitrag 
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''7ur  österreicliischen  Staatsschuld,  ist  eine  fixe,  der  Veränderung  nicht 
unterliegende  Last,  und  obschon  die  30*3  Millionen  Gulden,  welche  Ungarn 
alljährlich  zu  den  Schulden  Oesterreichs  beisteuert,  keine  geringe  Summe 
sind,  lint  trotzdem  in  den  Jahren,  da  Lonya}'  Finanzminister  war,  diese 
Beitragsleistung  im  Staatshaushalte  keine  Verwirrung  angerichtet. 

Die  Daten  bezüglich  der  Bedeckung  der  Ausgaben  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  in  den  verflossenen  25  Jahren  ersehen  wir  aus  der 
nachstehenden  Tabelle: 


Jiilir 

Auf  Ungarn 
enIt'allendftQuofo 
der  gpmein8.imoii 
Atisgaben  olino 

Abzug  de» 
Reinerträgnis'ie.s 
(IfT  (irenzziilic 

Von  Ungarn 

boilecktor  Thcll 

der  gemein.s.tmen 

Aufgaben 

Auf  fn^nra 

Keinertrag  der 
Zölle 

Mit 

HlDZurf>cliniing 

der  Ver- 
KehrungnsteuRr- 
KestitiitioD  per 

lU't.ägt  Cn^Arna 
Zolleinnaliiuo 

1  n    T  a 

U    H    C    U    (1       0    11 

den 

1868 

32.346 

28.664 

3  882 

_ 

_ 

1860 

i  7.376 

22.507 

4.869 

— 

—                 ! 

1870 

32.746 

28.870 

3.876 

— 

—                1 

1871 

84.744 

81.167 

3.577 

— 

1 

1872 

32.093 

26.384 

5  709 

— 

1873 

33.156 

29.087 

4.089 

— 

1874 

33.66.5 

31.748 

1.917 

— 

■  -         i 

1S7.") 

34.416 

30.048 

3.768 

— 

-     i 

1876 

£8.326 

36.298 

2.028 

— 

—     1 

1877 

37.574 

36  092 

1.482 

— 

— 

1878 

67.772 

66.501 

1.211 

— 

—           ! 

1879 

43.028 

42.221 

i^07 

3.797 

4.604 

1880     • 

36.348 

38.807 

—  2.459 

5.595 

3.146 

1881 

37.655 

38.199 

—      544 

7.368 

6.824       , 

1882 

46  022 

41.109 

4.913 

6.835 

11.248       ! 

1883 

89.414 

34..308 

5  046 

7.195 

12.241       i 

1884 

40.847 

34.274 

6.573 

6.565 

13 138       ! 

1885 

89.086 

37.571 

1.515 

9.583 

11.048       1 

1886 

89.094 

33.289 

5.805 

4.428 

10.233 

1887 

49.456 

46.107 

3  349 

7.554 

10.903         ; 

1888 

52.815 

39.969 

12.376 

— 

—          ! 

1889 

46.265 

33.774 

12.491 

— 

1890 

44.215 

31.208 

13.037 

; 

18!)1 

44.7.53 

30.656 

14.097 

— 

—                 [ 

18Ü2 

44.781 

32.171 

12.608 

— 

—                 1 

1893 

')  44.753 

«)  81.042 

')  13.711 

_                1 

Die  Ausgaben  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  stiegen  nun  in 
den  Jahren  politischer  Verwickehingen,  ja,  wenn  man  den  zu  ihrer  Bedeckung 
dienenden  Keinertrag  der  Zölle  nicht  in  Betracht  zöge,  würden  sie  auch  in 
ruhigeii  Jahren  den  ungarischen  Staatshaushalt  um  nahezu  15,000.000  fl. 
mehr  belasten.    Da   aber  der  auf  Ungarn  entfallende  Reinertrag  der  Zölle 


'J  Voranschlag. 
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in  derselben  Zeit  in  gleicher  Weise  um  nahezu  10,000.000  fl.  anwuchs, 
kann  man  die  Ausgaben  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  nicht  als 
Ursache  jener  gi'ossen  Deficite  hinstellen,  die  im  ungarischen  Staatshaushalte 
zum  System  geworden  waren. 

Wenn  wir  die  Details  des  ungarischen  Staatshaushaltes  eingehender 
betrachten,  stossen  wir  auf  zwei  grosse  Ausgabsposten,  die  zur  Erklärung 
der  Deficite  dienen.  Diese  zwei  Posten  sind  das  Eisenbahnwesen  und  die 
durch  die  Kosten  der  Eisenbahnen  zum  grössten  Theil  entstandenen  Staats- 
schulden. 

Das  Eisenbahnwesen  belastete  den  Staat  durch  Zinsengarantie-Vorschüsse 
(die  zwar  juristisch  als  Vorschüsse  zu  nehmen  sind,  aber  factisch  immer 
eine  wirkliche  Ausgabe  bildeten)  —  durch  die  Betriebsauslagen  der 
Staatsbahnen  —  durch  die  bei  den  Staatsbahnen  vorgenommenen  Investitionen 
und  in  neuerer  Zeit  durch  die  für  den  Ankauf  der  eingelösten  Eisenbahnen 
zu  entrichtenden  Tilgungssummen. 

Diese  Ausgaben  waren  die  folgenden: 


Jalir 

Unter  dem 

Titel  der  Zinsen- 

garantie 

gewälirte   Vor- 

scliüsse 

Infolge 

der  Uebernahme 

von  die 

ZiDsengarantie 

geniessondcaund 

anderen 

Eisenbahnen 

übernommene 

Sclmlden 

Staatsbahnen 

InvfRtitioncn 

bei  den 
Staatsbabnvn 

.Summe 

der  Ausgaben 

für  da« 

Eisenbahnwesen 

in     T  a 

11  8  e  n  d     G  u 

d  e  u 

1870 

1.000 



14.921 

.38.661 

54.582 

1871 

3.828 

— 

19.088 

16.345 

39.251 

1872 

6.976 

22.729 

19.177 

48.782 

1873 

13.314 

— 

6.343 

25.049 

44.706 

1874 

15.678 

— 

5.594 

.5.511 

26.783 

1875 

15.361 

— 

4.748 

1.683 

19.792 

1876 

16.409 

— 

5.358 

2.967 

24.734 

1877 

15.392 

855 

4.801 

2.985 

21.983 

1878 

14.803 

547 

7.293 

2.040 

24.683 

1879 

12.454 

4.631 

8  2U8 

3.439 

28.732 

1880 

12.489 

6.989 

8.906 

2.376 

30.750 

1881 

11.265 

7.292 

12.241 

7.183 

37.981 

1882 

10.656 

7.218 

1.3.640 

18.988 

50.492 

1883 

11.299 

7.178 

14.085 

9.918 

42.480 

1884 

9.308 

9.785 

19.791 

5.256 

44.140 

1885 

8.347 

11.858 

22.626 

11.840 

54.671 

1886 

7.878 

11.850 

19.972 

7.510 

47.210 

1887 

8.118 

11.771 

20.086 

8.325      ! 

48.300 

1888 

6.957 

11.649 

21.747 

8.947 

49.300 

1889 

4.495 

14.263 

24.149 

4.289 

47.196 

1890 

3.956 

11303 

27.168 

7.726 

50.153 

1891 

1.491 

20.573 

39.018 

9.105 

70.187 

1892 

933 

20.691 

41.Ö53 

7.417 

70.394 

1893 

890 

21.328 

48.204 

13.330 

1 

83.752 
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Dem    gegenüber  zeigt   die   naclifolgende   Tabelle   die    entsprechenden 

Einnahmen : 


Jahr 

Uflckzahlnng 

der  unter 

<lt.ro   Titel   (lor 

Zinnengarnntiü 

crbalienen  Vor- 

.•etaflsso 

Ueincrträgnl« 

(l4-r8ta:it8haliDen 

Im  JU^mnrt  des 

Finan/.iniui^tera 

Kinnalimc 
der  Staatabahnen 

im  litiHnorl  deH 
Handels  luinisten« 

VcrMcliiedeoe 
EiQtalimen 

Stininie 

der  Kinnahmen 

au«  (lein 
KIiteubahnwi'teD 

1  n    T  a 

n  «  0  n  d    «  n  1 

den 

1870 

_ 







_ 

1871 

— 

— 

— 

— 

— 

1872 

— 

— 

— 

1 

— 

1873 

— 

1.588 

6.343 

— 

7.931 

1874 

— 

')    938 

5.594 

— 

6  532 

1875 

— 

1)1.511 

4.748 

— 

6.259 

1876 

507 

1)  1.544 

5.358 

— 

7.409 

1877 

52 

2.487 

4.801 

— 

7.340 

1878 

218 

2.820 

7.585 

— 

10.623 

1879 

40 

2.533 

8.180 

')           9 

10.732 

1880 

132 

2.446 

8.906 

— 

11.484 

1881 

58 

6.817 

11.769 

— 

18.644 

1882 

120 

7.365 

12.991 

— 

20.476 

1883 

18 

9.174 

13.728 

— 

22.920 

1884 

608 

9.136 

18.282 

— 

28.026 

1885 

79 

11.110 

22.626 

— 

33.815 

1888 

1.080 

14.192 

19.972 

— 

35.244 

1887 

312 

15.362 

20.086 

S)    1.388 

36.798 

1888 

223 

— 

39.944 

— 

40.167 

1889 

711 

— 

43.398 

— 

44.109 

1890 

447 

— 

47.107 

— 

47.554 

1891 

100 

— 

52.519 

»)  18.090 

70.700 

1892 

— 

— 

73  721 

')        77 

73.798 

1893 

i 

45 

— 

82.225 

1 

73.500 

Demnach 

)elastete  das  Eisenb 

Beträgen 

im  Jahre 

1870 

mit 

.  54,582.000  fl. 

ff       ff 

1871 

!t 

.  39,251.000  , 

ff       ff 

1872 

n 

.  48,782.000  , 

ff       ff 

1873 

91 

.  30,775.000  , 

ff       ff 

1874 

n 

.  20,251.000  , 

ff       ff 

1875 

n 

.  13,533.000  , 

ff       ff 

187(5 

n 

.  17,325.000  , 

w       ff 

1877 

n 

.  14,043.000   , 

1       ff 

1878 

n 

.  14,060.000   , 

1       " 

1879 

n 

.  18,000.000  , 

ff       V 

1880 

•ß 

.  19,260.000  , 

den  Staat  mit  nachstehenden 


im 


Jahre 


1881 

mit 

.  19,337.000  fl. 

1882 

n 

.  29.916.000  , 

1883 

n 

.  19,500.000  , 

1884 

« 

.  16,114.000  , 

1885 

n 

.  21.856.000  , 

1886 

» 

.  11,966.000  , 

1887 

11 

.  11,502.000  , 

1888 

» 

.    9,133.000  . 

1889 

11 

.    3,096.000  , 

1890 

n 

.    2,599.000  , 

1893 

1 

.     1.482.000  , 

')  Zusammen   mit   der   Maschinenfabrik.  —  ')  Für   die   Linie    der  Osterr.-nngar. 
Staatsbahn.  —  ')  Materiale  für  die  Staatsbahnen. 
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In  den  Jahren  1891  und  1892  hat  der  Staat  aus  dem  Eisenbahmvesen 
ein  Erträgnis  gehabt,  und  zwar: 

Im  Jahre  1891  ....      513.000  11. 
,      1892  .    .    .    .   3,404.000   „ 
Die  Zinsen  und  Amortisationsquoten  der  zur  Bedeckung  der  grösstentheils 
durcii  die  Eisenbahnen  verursachten  Deficite   aufgenommenen  Anlehen  sind 
aus  der  folgenden  Tabelle  zu  entnehmen: 


Jahr 

Für  Zinsen 
und  Amortisation  der 

S'aHtssehuldpn 
■worden  aufgewendet 

Uievim  lleitrag 

zu  den 
österreichischen 
Staatsschulden 

Für  Zinsen 

UQ(1  Amortisation 

anderer 

Staatsschultten 

i   n     'I 

.1  H  s  e  n  d    0  n  I 

den 

1868 

46.1.39 

31.299 

14.840 

1869 

54.076 

31.657 

22.419 

1870 

48.874 

31.408 

17.566 

1871 

.53.586 

31.182 

22.404 

1872 

69.915 

30.388 

39.527 

1873 

70.909 

:i  1.8.37 

39.072 

1874 

71.971 

30.997 

40.974 

1875 

72.799 

30.773 

42.026 

1876 

73.964 

31.103 

42.861 

1877 

69.496 

31.720 

47.776 

1878 

79.057 

30.9>^2 

48.075 

1879 

77.688 

30.318 

47.320 

1880 

81.817 

30,319 

47.498 

1881 

85.469 

.30.317 

55.152 

1882 

86.789 

.30.320 

56.419 

1883 

89.174 

30.318 

58.856 

1884 

90.406 

30.320 

60.086 

1885 

102.211 

30.313 

71.898 

1886 

104.679 

30.317 

74.362 

1887 

107.131 

.30  313 

75.818 

1888 

109.187 

30.314 

78.823 

1889 

107.949 

30.312 

77.6.37 

1890 

107.960 

30.313 

77  647 

1891 

109.9S7 

30.311 

79.676 

1892 

1 12.4.34 

;io.3ii 

82.123 

1893 

115.203 

30.311 

84.892 

In  diesen  Ziffern  sind  jene  Schulden,  welche  den  Staat  in  Folge  des 
Ankaufes  von  Eisenbahnen  belasten,  nicht  enthalten.  Wir  haben  diese  Beträge 
bei  der  Belastung  durch  das  Eisenbahnwesen  in  ßechnung  gebracht.  Ferner 
sind  in  Abzug  gebracht  jene  ordentlichen  Einnahmen,  welche  der  Staat  bei 
der  Vermittelung  der  Weinzehntablösung  und  der  Ablösung  der  Eemanential- 
und  Rodegründe  von  den  Betreffenden  einhebt. 

Das  Eisenbahnwesen,  welches  in  den  Siebziger-Jahren  die  Ursache  der 
Deficite  war,  und  welches  den  ungarischen  Staat  dazu  nöthigte,  unter  oft 
sehr  schwierigen  Umständen  zu  Anlehen  zu  schreiten,  hört  zum  Theil  und 
vielleicht  hauptsächlich  in  Folge  der  Ausdehnung  des   durch   den  Ausbau 
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-des  Eisenbahnnetzes  gesteigerten  Verkehres,  theils  wegen  der  mit  dem 
System  der  Staatsbahn  verbundenen  Vortlieile  allmählich  auf.  ein  belastender 
Factor  zu  sein,  ja  es  bildet  in  manclien  Jahren  schon  einen  einträglichen  Zweig 
des  Staatshaushaltes.  Allerdings  darf  man  nicht  vergessen,  dass  die  vielleicht 
•etwas  überhastete  Verstaatlichung  und  die  P]inbeziehung  mehrerer  solcher 
Linien  in  das  staatliche  Netz,  welche  nach  ihrer  Natur  eher  die  Verwaltung  durch 
den  Interessentenkreis  der  betreffenden  Gegend  erfordern  würden,  einen  grösseren 
Kostenaufwand  und  die  entsprechende  Vermehrung  und  Erneuerung  des 
Betriebsmateriales  der  Staatsbahnen,  wie  auch  eine  des  Staates  würdigere 
Instandsetzung  der  Eisenbahnkörper  beanspruchen,  und  dass  hieför  vielleicht 
noch  durch  mehrere  Jahre  stärkere  Ausgaben  werden  erforderlich  werden. 
Im  grossen  und  ganzen  werden  indessen  die  Staatsbahnen  das  finanzielle 
•Gleichgewicht  voraussichtlich  kaum  stören. 

Die  für  die  Verzinsung  imd  Amortisierung  unserer  Staatsschulden 
-erforderlichen  Summen  steigen  dagegen  stufenweise.  Gegenüber  diesem 
Ansteigen  nelimen  aber  auch  die  ordentlichen  Staatseinnahmen  zu.  Die 
gesammten  ordentlichen  Einahmen  waren: 


Jahr 


Gesanuiite 

ordentliche  Ein 

nahmen 


Für  zur  Tilgung 

der  Staatsschulden 

emittierte  Rente 


Nach  Ahzug  der 
vorstehenden  Summe 
verbleibende  Ein- 
nahme 


in  Tausend  Gulden 


1868 
1809 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
18-^4 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


98,845 
167.211 
176.063 
149.447 
1Ö3.527 
210.437 
188  180 
193.860 
211.419 
223.416 
2.5  477 
254.589 
255.078 
276.796 
280.794 
300.467 
305.902 
324.157 
314.697 
327.166 
338.001 
345.649 
879.617 
416..390 
430155 
475.538 


•  8.579 
9.034 

■  9.488 
9.959 

10.499 

■11.178 

11.839 

■  11.089 

1.866 


268.217 
271.720 
290.979 
295.943 
313658 
303  519 
315.327 
326.912 
344.283 
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In  den  Jahren  1881 — 1889  mussten  die  zur  Bedeckung  der  Amorti- 
sationsquoten einiger  Staatsschulden  aufgenommenen  Summen  von  Staats- 
i-enten  —  als  entschieden  keine  ordentliche  Einnahme  —  abgezogen  werden, 
damit  hiedurch  die  gleiche  Basis  der  zu  vergleichenden  Summen  erzielt  werde. 

Aus  diesem  Ausweise  geht  hervor,  dass  seit  1887,  also  seit  der  Wirk- 
samkeit Tisza-Wekerles,  die  ordentlichenStaatseinnahmen  um  115,000.000  fl. 
gestiegen  sind,  so  dass  Summen  erübrigt  werden,  die  nicht  nur  hinreichen, 
um  der  Last  der  Staatsschulden  vollständig  das  Gleichgewicht  zu  halten, 
sondern  auch  für  andere  Zwecke  einen  nicht  zu  verachtenden  Beitrag 
gewähren. 

Diese  riesige  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen  fällt  nur  zum 
geringeren  Theil  auf  die  directen  Steuern,  wie  dies  aus  der  nachstehenden 
Tabelle  hervorgeht. 


Jahr 


Grund- 
steuer 


Haus- 
steuer 


Ein- 
kommen- 
steuer 


Personal- 
Erwerb- 
steuer 


Erwerb- 
steuer 


.Steuer         tj 
d.  z.  Sffentl.  ;  oerg- 
Recbnnngs-  j  werk- 
leg, verpfl.  ] Steuer 


I 


Capital - 
Zinsen-  und  ; 
Renten-      . 
Steuer 


in     Tausen     Guldend 


1867 

32.410 

4.818 

1868 

34.642 

6.851 

1869 

31.492 

6.122 

1870 

34..341 

6.603 

1871 

31.741 

7.072 

1872 

33.692 

7.383 

1873 

35.770 

')  8.039 

1874 

36.689 

8.631 

1875 

36.617 

')  8.847 

1876 

37.246 

8.829 

1877 

37.880 

8.811 

1878 

38.947 

8.665 

1879 

37.759 

8.640 

1880 

1)  38.129 

8.642 

1881 

36  822 

8.735 

1882 

38.124 

8  905 

1883 

')  38.527 

';  9.000 

1884 

35  726 

8.922 

1885 

35.720 

9.068 

1886 

33.413 

9.184 

1887 

34.297 

10.052 

1888 

34.104 

10.182 

1889 

34.460 

10.375 

1890 

34.737 

10.867 

1891 

35.258 

11.170 

1892 

35.781 

11.046 

1893 

35.067 

11.616 

6.965 
6.909 
8.193 
7.765 
7.835 
7.839 
8.972 
9.018 


19.262 
18.406 
17.460 
17.655 
17.347 
17.422 
17.604 
18.031 
«)  17.558 
17.936 
17.998 
18.502 
19.072 
19.119 
19  231 
20.846 
21.417 
21.760 
23.120 


(,In  diesem  Jahre  wurde  der  Steuersatz  erhöht. 


5.564 
5  589 
7.105 
10.383 
11.239 
11.155 
13.485 
13.675 


2.701 
2.266 
1.219 
2  315 
2.538 
2.825 
2.779 
2.995 
2.928 
2  209 
3.290 
2.886 
2.849 
2.735 
2.723 
3.402 
2.651 
2.854 
3.189 


187 

77 

95 

82 

73 

81 

93 

99 

122 

101 

96 

88 

98 

120 

122 

149 

186 

214 

245 


2.849 
3  183 
3.402 
3.579 
3.743 
3.869 
3.779 
3.717 
5  211 
5.090 
5..337 
5.473 
5.702 
5.766 
6.151 
4.258 
4,392 
4.532 
4.699 
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Jahr 

'  Allgemoinfi 
j         Bin- 

kommcn- 
j      steuor- 

:GuscliIag 

Trimaport- 

Htfii.er 

Gewinn 
üttuer 

und  J«gil- 
Htener 

MlliUr- 

befrelnnti- 

taxo 

»teuer 
fllr  DienHt- 

bot«n-, 
Knlncher-, 

I'ferde- 
halliing  uoi 
I     BilUrdf 

Verzag«- 
ioMn 

Summe 

der  «Mrocton 

Btenern 

n    Taus 

>  n  <I    O  n  1 

den 

1867 

— 

— 





_ 

__ 

_ 

49  88.5 

•  1868 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

54.041 

1869 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

53.854 

1870 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

60.519 

1871 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1.420 

59.965 

1872 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1.281 

64.093 

1878 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1.312 

68.978 

1874 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1504 

70.952 

187.5 

— 

822 

— 

322 

— 

— 

1.387 

73.081 

1876 

9.507 

2.087 

— 

293 





1.599 

85  249 

1877 

9..343 

2.190 

— 

263 



— 

1.837 

88.763 

1878 

9.630 

1.912 

— 

251 



— 

1.558 

87.877 

1879 

9.670 

2,097 

— 

243 



— 

1.930 

86.831 

1880 

9.608 

')  1.914 

199 

239 

2.8'i9 

411 

1717 

89.256 

1881 

9.588 

2.967 

238 

405 

2.725 

295 

1.815 

88.835 

1882 

9.605 

3.231 

197 

492 

3.062 

247 

1.884 

91.434 

1883 

')    9.785 

3.831 

221 

')431 

')  5.912 

202 

1.353 

96.173 

1884 

14.915 

4.013 

210 

506 

3.095 

190 

1.317 

P5.502 

1885 

17.202 

4  294 

239 

488 

3.161 

— 

1.313 

99.109 

1886 

16.431 

4.261 

218 

461 

3.237 

— 

1.218 

95.791 

1887 

16.874 

')  4.745 

181 

446 

3.166 

— 

1.251 

99.069 

1888 

16.680 

6.189 

195 

431 

3.153 



1.324 

100.328 

1889 

16.743 

5.319 

188 

441 

2.829 

— 

1.224 

100.068 

1890 

17.037 

6.300 

215 

458    { 

2.687 

— 

1.300 

102.517 

1891 

16.590 

6.767 

170 

446 

2..595 



1.484 

103.394 

1892 

16  574 

7.142 

196 

466 

2..'J69 

— 

1.345 

104.710 

1893 

17.098 

7.583 

202 

460 

i 
1 

2.502 

" 

1.329 

107.182 

Auf  die  grö.sseren  Einnahmen  hatten  theilweise  das  Tabakgefiille, 
gleichwie  der  Stempel,  die  Gebiiren  und  Taxen  Einfluss,  wie  aus  den  folgen- 
den Daten  hervorgeht: 


Jahr 


Tabakgefälle 


Einnahme       Ausgabe     Reinerträgnis 


Stempel 


Gebiiren  von  | 

Rechts-      ■ 

geschälten    | 


Taxen 


in    Tausend    Oulden 


1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


14.198 
13.717 
24.090 
21.547 
26.901 
46.498 


8.293 
672 
11.990 
12.595 
14.610 
12.574 


5.905 
13.145 
12.100 

8.952 
12.291 
13.924 


3.328 
3.780 
4.134 
4.110 
4.Ö16 
5.545 


5.975 

7.926 

9.859 

10.250 

11.771 

12  27^^ 


I         — 
451 
4S9 
1.265 


")  In  diesem  Jahre  wiu\le  die  Steuer  erhöht. 
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Jalir 

T  a 

)  a  k  g  e  f 

alle 

Stempel 

Gebüren  von 

Rechts- 

gnschäften 

Taxen 

Einnahme 

Ausgabe 

Eeinerträgnis 

i  n 

Tausend  Gul( 

l  e  n 

1873 

26.287 

13.658 

12.629 

6.671 

17.017 

612 

1874 

24.232 

11.096 

13  136 

7.033 

15.609 

507 

1875 

26.219 

13  253 

12.966 

7.725 

15.509 

1)589 

1876 

27.729 

14.154 

13.575 

7.803 

16.052 

523 

1877 

29.241 

13.013 

16.228 

7.835 

15.554 

481 

1878 

29.682 

13.559 

16.123 

7.557 

14.374 

523 

1879 

31.380 

13.691 

17.689 

7.459 

l.'i.SSl 

499 

1880 

29  016 

11.570 

17.446 

7.908 

16.247 

594 

1881 

29.091 

13.592 

15.499 

8.062 

14..382 

')484 

1882 

38.597 

18.842 

19.755 

8.400 

16.590 

490 

1883 

40.026 

20.936 

19.090 

8.431 

17.800 

467 

1884 

42.413 

19.879 

22.534 

8.920 

18.014 

330 

1885 

42.120 

22.422 

19.698 

9313 

16.635 

336 

1886 

43.416 

23.461 

19.955 

9.378 

16.425 

455 

1887 

42.230 

20.385 

21.845 

9.653 

16.729 

»)463 

1888 

^  43.932 

21.720 

22.212 

10.116 

17.783 

386 

1889 

44.101 

19.365 

24.736 

10.957 

18.490 

398 

1890 

47.523 

20.092 

27.431 

11.077 

19.497 

384 

1891 

49.320 

21.840 

27.480 

11.481 

20.919 

503 

1892 

52.661 

25.369 

27.292 

12.236 

22.666 

496 

1893 

53.463 

23.953 

29.510 

12.987 

?4.871 

761 

Im  weitesten  Ausmaass  trugen  zur  Steigerung  der  Einnahmen  die 
indirecten  Steuern  bei,  unter  ihnen  vornelimlich  die  Brantweinsteuer,  die  für 
sich  allein  im  Vergleich  zum  Jahre  1887  ein  um  20,000.000  fl.  höheres  Erträg- 
niss  abwarf.  Die  steigende  Einträglichkeit  der  Verzehrungssteuern  weist  die 
folgende  Zusammenstellung  aus: 


Jahr 


m- 


<0    0 

BT} 


<1> 


s   a> 


£  c  « 


N 


f^ 


l>2  X  OD 


in     Tausend     Gulden 


1868 

5.354 

2156 

1.666 

896 

863 

_ 

_ 

_ 

_ 

1869  ; 

6.758 

2  374 

1.183 

1.837 

1.029 

— 

— 

— 

— 

1870  i 

6.572 

2.371 

1.866 

1.233 

1.002 

— 

— 

— 

— 

1871  j 

6.766 

2.480 

1.928 

1.488 

1.420 

— 

— 

— 

— 

1872 

6.254 

2.754 

2  013 

1.442 

1  115 

— 

— 

— 

— 

1873 

6  218 

2.720 

2.050 

1.437 

889 

— 

— 

— 

— 

1874 

5.901 

2.622 

2.010 

1.123 

671 

— 

— 

— 

— 

1875 

6.699 

2)  2.702 

2;  2.051 

1.075 

7.55 

— 

— 

— 

1 

')  Die  Sätze  erfuhren  in  diesem  Jahre  eine  Modification. 
2)  Der  Steuersatz  erfuhr  eine  Modification. 


12.127 
13.1S2 
13.073 
14.085 
13.708 
13  315 
12.327 
13.283 
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Jahr 


m  .S 


1    ^ 

iS 

-fc 

.2  g 

0)  a 

tS!   « 

i  i  3 


3   ■ 


-«1  J 


.   —    s  t*  w  a> 
!■    3      := 


in    Tausend    Gulden 


1876 
1877 
.1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1898 


6.103 

.5.516 

')   6.436 

6.612 

6.942 

7.268 

6.973 

7.996 

')    8.976 

12.001 

9.748 

9.734 

)  14.670 

23.769 

25.701 

27.717 

30.141 

32.320 


2v982 
2.861 
2.879 
3.105 
3.317 
3.371 
3.448 
3.532 
3.644 
3.719 
3.826 
I  3.926 
5.717 
6.197 
6.127 
5.850 
5.261 
8.172 


2.241 
2.232 
2.274 
2.307 
2  371 
2.421 
2..535 
2.570 
2.612 
2.694 
2.764 
')  2.853 
3049 
3.225 
3.290 
3.356 
3.513 
3.685 


991 

906 

980 

962 

922 

977 

1.043 

1.208 

1,366 

1.363 

1.338 

1.270 

992 

1.113 

1.177 

1.576 

2.622 

2.882 


558 
812 


')  1.1.52 
2.3()5 

')  2.510 
2.532 
1.912 
2.168 
2.160 
2.194 
2.713 
2.071 

')  868 
2.370 

3  461 

4  602 
4.746 
5.365 


— 

— 

i 

1.380 

— 

— 

2.007 

— 

525 

1.961 

— 

1.048 

1.370 

770 

2.647 

1.406 

841 

3.706 

1.487 

842 

4.277 

1.532 

')    821 

4.358 1 

2.128 

1..389 

4.951 

2.337 

1.555 

5.063 1 

2.405 

1.543 

5.020 ' 

2.489 

1.641 

5.2.97 

2.587 

2.009 

5.414 

2.947 

4.731 

5.447 

228 
203 
198 
179 
149 
145 
154 
140 
166 


';  12.877 
12.329 
13.724 
1.5.354 
16.065 
17.951 
18.446 
20.486 
23.549 
28.1.56 
27.201 
26.763 
33.947 
45.920 
48.9.54 
52.773 
56.529 
81.424 


Schliesslich  trägt  die  Einführung  des  Schankgefälles  dem  ungarischen 
Staatshaushalt  eine  neue  Einnahme  von  ungefähr  20,000.000  fl.  ein,  und 
ist  diese  Summe  bereits  in  dem  Ergebnisse  des  Jaiires  1893  inbegriflen. 


Aus  diesen  Daten  lässt  sich  die  Ueberzeugung  gewinnen,  duss  in 
Folge  der  durch  Tisza  inaugurierten  und  durch  Wekerle  glücklich  abge- 
schlossenen Manssnahmen  im  ungarischen  Staatshaushalte  das  Gleichgewicht 
derart  hergestellt  erscheint,  dass  nunmehr  eine  Störung  desselben  nicht  zu 
befürchten  und  der  organische  VVeiterbau  des  staatlichen  Lebens  ermöglicht 
ist.  Es  stehen  nunmehr  schon  die  materiellen  Mittel  für  culturelle  und  volks- 
wirtschaftliche Zwecke  zur  Verfügung;  und  wenn  auf  diesem  Gebiete  die 
angemessenen  Grenzen  der  staatlichen  Wirksamkeit  im  Auge  behalten  werden, 
wenn  nicht  zu  weit  gegangen  wird  in  der  Forderung  nach  vielleicht  vortheilliaft 
erscheinenden  Institutionen,  sondern  im  Gegentheile  die  staatliche  Intervention 
nur  dort  beansprucht  wird,  wo  sich  die  Kraft  des  Einzelnen  oder  der  Gesellschaft 
als  zu  schwach  erweist;  wenn  hauptsächlich  die  intervenierende  Thätigkeit  des 
Staates  mehr  in  der  Anregung  und  Beihilfe  gefordert,  nicht  aber  die  directe 
Betlieiligung  der  staatlichen  Wirksamkeit  verlangt  wird:  dann  sind  die  jetzt 
zur  Verfügung  stehenden  Staatseinnahmen  für  das  Wohl  des  nationalen  Lebens 
reichlicli  genügend.  Jetzt  ist  bereits  die  Zeit  für  die  sichere  Regelung  der  zer- 
fahrenen Geldverhältnisse  gekommen;  und  wenn  die  auf  die  Valutaherstellung 
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gerichteten  Maassnalimen  der  Legislative  und  der  Regierung,  besonders  seit- 
dem sich  das  Goldagio  wieder  stärker  zeigt,  von  vielen  Seiten  mit  einer  Art 
Spott  bem'theilt  werden,  darf  man  nicht  vergessen,  dass  eine  so  ungeheure 
Umgestaltung,  die  erst  in  einer  Eeihe  von  Jahren  durchgeführt  werden  kann, 
auch  nicht  bloss  politisch,  sondern  zugleich  wirtschaftlich  ruhige  Zeiten 
erfordert;  und  dass,  wenn  auch  die  politische  Euhe  vorderhand  günstig  ist, 
die  wirtschaftliche  Situation  bei  der  in  verschiedenen  Ländern  herrschenden 
Brandung  nicht  eben  günstig  genannt  werden  kann.  Die  Gährung,  welche 
die  Hypertrophie  der  überseeischen  Getreideproduction,  die  Schutzzollpolitik 
und  die  mit  der  socialen  Frage  zusammenhängenden  grossen  Strikes  und 
anarchischen  Bewegungen  erregt  haben,  dringt  auch  zu  uns.  Unter  solch' 
bewegten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  mag  der  Anschein  dem  widersprechen, 
dass  die  Valutaregulierung  ein  zielbewusstes  Werk  gewesen  sei.  Factisch 
haben  jene  Verhältnisse  indessen  nur  die  natürliche  Wirkung,  dass  sie  den 
Gang  der  Regelung  verlangsamen  und  die  vollständige  Herstellung  der 
Valuta  auf  längere  Zeit  hinausziehen. 

Jetzt  wird  endlich  die  ruhige  Verhandlung  der  Steuerreformfrage 
möglich;  bei  der  Modification  der  directen  Steuern  war  in  Ungarn  bisher 
beinahe  ausschliesslich  die  Steuererhöhung  der  Zweck:  jetzt  kann  man  ruhig 
die  ungerechten  oder  unrationellen  Partien  des  ungarischen  Steuersystems 
durchstudieren;  man  kann  erwägen,  wie  man  dieses  Steuersystem  ohne  Nach- 
theil für  die  Volkswirtschaft  umgestalten  soll;  kurz,  die  gähnende  Leere 
der  Gassen  und  die  zur  Bedeckung  der  Ausgaben  unausweichlich  beanspruchte 
Steuerhinaufschraubung  treiben  die  Reform  nicht  mehr  an. 

Die  Geschichte  des  ungarischen  Staatshaushaltes  in  den  verflossenen 
27  Jahren  weist  vielleicht  mehr  dunkle  Punkte  als  Lichtseiten  auf;  ahex 
schliesslich  hat  die  lebenskräftige  Nation  die  unüberwindlich  erscheinenden 
Schwierigkeiten  besiegt  und  trägt  die  als  unerträglich  geschilderten  Lasten; 
hiedurch  hat  sie  das  Land  von  dem  finanziellen  Ruin  errettet  und  die  Grund- 
lage der  weiteren  Entwicklung  gesichert. 

Ich  schätze  mich  glücklich,  dass  ich  die  Geschichte  des  ungarischen 
Staatshaushaltes  in  einer  Periode  desselben  verfassen  konnte,  wo  die  schweren 
Zeiten  schon  der  Vergangenheit,  die  erfolgreiche  Entwicklung  der  Gegen- 
wart und  sohin  das  sichere  Gedeihen  der  Zukunft  angehört. 


VET^HANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 
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i'er  Herr  Vorsitzende,  Sectionschef  Dr.  v.  Inama  -  Sternegg,  begrüsst  die 
Versammlung  zu  Beginn  des  neuen  Vereinsjalircs,  verweist  darauf,  dass  die  Ge- 
sollschaft die  Gelegenheit  ergriffen  habe,  wäiirend  der  Tagung  der  Generalver- 
sammlung des  Vereines  für  Socialpolitik  das  auch  ihr  eigene  Bestreben  zn  mar- 
kieren, die  realen  Grundbedingungen  volkswirtschaftlichen  Fortschrittes  und 
allgemeiner  Besserung  der  Lebensverhältnisse  zu  erforschim.  Auf  dem  ganz 
objectiven  Boden  der  Untersuchung  des  Thats.lchlichen,  der  Erforschung  der 
Verbindung,  die  zwischen  den  einzelnen  Erscheinungen  besteht,  in  dem  Ziele, 
zur  Formulierung  grundlegender  Satze  für  die  Ordnung  der  Cffentlichen  Lebens 
zn  gelangen  und  damit  der  praktischen  Gesetzgebung  zu  dienen,  findet  sich  der 
Verein  für  Socialpolitik  und  unsere  Gesellschaft.  Es  haben  sich  daher  zahlreiche 
Mitglieder  der  letzteren  an  den  Verhandlungen  des  Vereines  betheiligt,  und  die 
Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  als  solche  hat  es  für  angemessen  erachtet, 
dem  Vereine  für  Socialpolitik  eine  kleine  Aufmerksamkeit  zu  erweisen,  die  gewiss 
intime  Beziehungen  zwischen  den  beiderseitigen  Mitgliedeni  zur  Folge  haben  wird. 
Diesem  erfreulichen  Anfänge  mag  der  Verlauf  des  bevorstehenden  Gesellschafts- 
jahres entsprechen,  das  uns  viele  und  wichtige  Aufgaben  vor  Augen  stellt.  In 
der  Gesetzgebung,  in  der  Verwaltung  und  in  den  freieren  gesellschaftliihen  Ge- 
staltungen dos  öffentlichen  Lebens  bietet  sich  uns  eine  Menge  von  Fragen  dar, 
für  deren  Jlrörterung  unsere  Gesellschaft  einen  geeigneten  Boden  gibt.  Die 
Steuerreform,  die  Bankfrago,  insbesondere  die  Beziehungen  der  Bank  zum  Staate, 
ihre  Wichtigkeit  der  Valutareform  gegenüber  und  für  die  Ordnung  des  Cassen- 
wesens,  die  Gesetzgebung  über  die  Abzahlungsgeschäfte,  die  Wirksamkeit  der 
Hilfscassen,  die  Erweiterung  der  bestehenden  Arbeiterversicherung  und  die  Ein- 
führung einer  Altersversicherung  sind  derartige  Probleme,  von  denen  die  meisten 
den  Beichsrath  und  hoffentlich  auch  die  Gesellschaft,  u.  zw.  vielfach  nicht  zum 
erstenmale  werden  beschäftigen  müssen. 

Für  den  heutigen  Abend  steht  ein  Vortrag  des  Herrn  Dr.  du  Maronssem 
in  Aussicht,  der  die  Verhältnisse  der  Pariser  Handwerker  und  damit  wohl  gewiss 
vieles  zur  Darstellung  bringen  wird,  was  für  das  Leben  der  Grosstadt  überhaupt 


104  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirie. 

typisch  ist,  und  wodurch  wir  selbst  neue  Gesichtspunkte  für  die  Betrachtmiy- 
unserer  eigenen  Zastände  und  lür  die  Ausgestaltung  unserer  einschlägigen  Gesetz- 
gebung gewinnen  werden. 

Der  Vorsitzende  begrüsst  sodann  Herrn  Dr.  du  Maroussem  und  die  als 
Gäste  erschienenen  Mitglieder  des  Vereines  für  Socialpolitik  und  ertheilt  Herrn 
du  Maroussem  das  Wort  zu  folgenden  Ausführungen: 

Sein  Vortrag  sei  keine  Conference,  sondern  eine  einfache  Conversation,  oder 
besser  gesagt,  eine  Schilderung  der  Forschungsreisen,  die  er  vor  etwa  6  oder 
7  Jahren  mitten  durch  die  Arbeiterwelt  von  Paris  unternommen  habe.  Er  habe 
die  Eesultate  seiner  Studien  sowohl  in  mehreren  aufeinander  folgenden  Lehr- 
cursen  an  der  Pariser  Universität  vorgetragen,  ais  auch  durch  den  Druck  weiteren 
Kreisen  zugänglich  gemacht.  Heute  wolle  er  nun  die  Anwesenden  mit  den  Ver- 
hältnissen zweier  Zweige  des  französischen  Handwerks  bekannt  machen. 

Versetzen  wir  uns  zunächst  im  Geiste  in  das  Stadtviertel  von  Paris,  wo 
die  Möbel  fabriciert  werden,  in  das  Faubourg  St.  Antoine,  eine  grosse  breite 
Strasse,  die  vom  Bastille-Platz  bis  zum  Donjon  de  Vincennes  reicht.  Niemandem, 
der  hier  vorbeikommt,  entgeht  es,  dass  ein  einziges  Handwerk  die  ganze  Be- 
völkerung dieses  Stadttheiles  beschäftigt.  Nicht  weniger  als  100.000  Menschen 
sind  es,  welche  sich  hier  durch  die  Erzeugung  und  den  Verkauf  von  Möbeln 
ernähren.  Dies  verleiht  der  Gegend  einen  ganz  eigenthümlichen  Charakter,  sie 
scheint  eine  selbständige  Stadt  mitten  in  Paris,  eine  Möbelstadt.  In  dieser  Möbel- 
stadt kann  man  wieder  drei  Bezirke  unterscheiden,  den  einen,  in  welchem  in 
glänzenden  Verkaufshallen  die  Kunstwerke  der  Möbeltischlerei  ausgestellt  sind, 
den  andern,  wo  in  Magazinen  die  gewöhnlichen  Möbel  für  den  Mittelstand  ver- 
kauft werden,  und  den  dritten  Bezirk,  wo  die  ordinären  Möbel  für  die  Proletarier 
aiisgeboten  werden.  Diese  letzteren  Möbel  führen  den  sonderbaren  Namen  „meubles 
de  tröle",  der  daher  stammt,  dass  in  früherer  Zeit  diese  Möbel  nicht  auf  Kanon 
zum  Händler  transportiert  wurden,  sondern  auf  dem  Eücken  von  Trägern,  Avelcho 
schwankend  und  wackelnd  (en  trOlant)  längs  des  Trottoirs  ihre  Last  dahin  trugen. 

Diese  locale  Dreitheilung  der  Production  ist  in  mannigfacher  Beziehung 
von  höchster  Bedeutung.  Bei  der  Erzeugung  der  Lnxusmöbel,  die  häufig  einen 
ganz  ausserordentlichen  Wert  repräsentieren,  hat  sich  noch  die  Organisation  des 
alten  Handwerks  erhalten.  Der  Geschäftsherr  vereinigt  in  seiner  Hand  Erzeugung 
und  Verkauf.  Die  Fabrikation  geschieht  in  grossen  Ateliers  unweit  von  den  Ver- 
kaufsläden unter  Leitung  eines  Werkmeisters  (contre-niaitre) ;  dort  arbeitet  der 
Tischler  neben  dem  Sculpteur,  mit  ihnen  zusammen  auch  der  Ciseleur  und 
Monteur. 

Ganz  anders  steht  die  Sache  bei  der  Production  von  Möbeln  mittlerer  Gattung. 
Der  Bürger,  der  z.  B.  eine  Speisezimmer-Einrichtung,  bestehend  aus  einem  Büffet, 
einer  Credenz,  Tischen  und  Sesseln,  kaufen  will,  geht  wohl  auch  zu  dem 
„Fabrikanten",  bei  welchem  er  alle  diese  Sachen  in  hübscher  Zusammenstellung 
erhält;  allein  dieser  Fabrikant  fabriciert  nichts,  er  ist  ein  blosser  Händler;  die 
wahren  Fabrikanten  sind  hausindustrielle  Arbeiter,  welche  die  Möbelstücke  in 
seinem  Auftrage  verfertigen.  Sie  wohnen  nicht  fern  vom  Magazine,  rings  um  einen 
weiten  Hof,  in  übereinander  sich  thürmenden  Stockwerken.  Ihre  Arbeit  ist  schon 
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eine  sehr  spocialisierte ;  der  oiiie  macht  nur  Tisclii',  d'^r  audcri)  nur  Biiffi'ts,  der 
Urittc  nur  Stühle,  u.  zw.  immer  nur  Tische,  Büffets  und  Stühle  von  derselben 
Art.  Diese  Möbeltischler  sind  von  den  Fabrikanten  völli-,'  abhängig,  als  ob  sie 
ihre  Arbeiter  wären.  Der  Fabrikant  macht  auch  recht  gute  Geschäfte  mit  ihnen; 
ein  Speisezimmer  z.  B.,  für  das  er  jenen  Hausindustriellen  400  fl.  gezahlt  hat, 
verkauft  er  um  600  fl.,  obgleich  die  ganze  Wertvcrmehning,  die  er  dem  Arbeits- 
producto-  gegeben  hat,  auf  dem  Transporte  vom  Hinterhause  ins  Vorderhaus 
beruht. 

Wir  kommen  nun  zu  den  Möbeln  „de  trölo".  Jeden  Samstag  gewahrt  man 
auf  den  Seitengassen,  die  in  die  breite  Strasse  des  Faubourg  St.  Antoine  münden, 
eine  lange  Kette  von  Wägen  der  verschiedensten  Art  (zumeist  Handwägen),  alle 
mit  Möbeln  beladen,  und  es  entwickelt  sich  in  freier  Luft  ein  lebendiger  Markt. 
Alle  diese  Möbel  sind  durch  arme  Tischler,  welche  mit  gar  keinem  oder  höchstens 
einem  Gesellen  arbeiten,  aufs  Ungewisse,  ohne  Bestellung  fabriciert  worden. 
Natürlich  sind  diese  darauf  angewiesen,  ihre  Ware  schnell  loszuschlagen;  die 
Kaufleute  dagegen,  die  ihnen  als  Händler  gegenüberstehen,  meist  Auvergnaten 
oder  Juden,  schliessen  Vereinigungen  unter  sich,  um  die  Preise  so  tief  als  möglich 
herabzudrücken.  Natürlich  ist  die  Spccialisierung  bei  diesen  armen  und  auch  in 
ihrem  eigenen  Handwerke  meist  minder  ausgebildeten  Arbeitern  zum  mindesten 
ebensoweit  fortgeschritten,  als  bei  den  Tischlern  der  zweiten  Kategorie. 

Wir  kommen  nun  zur  Hauptfrage,  nach  dem  Lohne  und  dem  Einkommen 
der  Möbeltischler.  Ein  Arbeiter  der  ersten  Kategorie,  der  zur  Erzeugung  von 
Luxusmöbeln  verwendet  wird,  verdient  täglich  fl.  3'25  bis  fl.  4,  er  ist  während 
des  ganzen  Jahres  beschäftigt,  und  seine  Frau  ist  Schneiderin  und  vermehrt  so 
das  Einkommen  der  Familie,  das  sich  auf  ca.  fl.  1500  im  Jahre  beläuft.  Merk- 
würdig ist  es,  dass  gerade  diese  Leute  an  der  Spitze  der  Socialdemokratie  mar- 
schieren, während  solche  Arbeiter,  welche  wirklich  nur  den  nothwendigsten 
Lebensunterhalt  erwerben,  weder  Zeit  noch  Lust  haben,  sich  dieser  Strömung 
hinzugeben.  Es  ist  dies  eine  Erfahrung,  die  sich  in  Frankreich  in  dem  Sprich- 
worte ausdrückt:  „Ein  guter  Bevolutionär  muss  einen  vollen  Magen  haben."  Der 
Arbeiter  der  dritten  Kategorie,  welcher  die  meubles  de  tröle  erzeugt,  meist  ita- 
lienischer Herkunft  und  mit  einer  Kinderschar  gesegnet  ist,  kann  sich  nur  höchst 
selten  das  Vergnügen  eines  vollen  Magens  verschaffen.  Er  verkauft  seine  Eneug- 
nisse  alle  14  Tage  und  dürfte  sich  im  Jahre  600  fl.  erwerben;  sein  Weib  arbeitet 
in  der  Begel  in  einem  grossen  Confectionsgfschäft,  sii^  näht  z.  B.  die  Knopflöcher 
aus.  Der  Confectionär  aber,  der  seine  Kunden  so  gut  zu  kleiden  weiss,  kleidet 
seine  Arbeiter  nicht,  das  Weib  verdient  vielleicht  fl.  200  jähriich.  Die  Familie 
muss  also  von  einem  Jahresverdienste  von  fl.  800  leben.  Natürlich  entsteht  bald 
ein  Deficit,  das  niemals  mehr  ganz  berichtigt  wird.  Der  Tischler  ist  zufrieden, 
wenn  er  für  seine  Ware  soviel  erhält,  als  er  braucht,  um  seinen  Credit  bei  seinen 
Lieferanten  aufrechtzuerhalten. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Verhältnisse  bei  der  Bekb'idmisr.siiuhisirif  an.  l'i-s- 
Industrio  ist  weniger  localisiert  als  die  Möbelerzeugung.  Zwar  wohnen  die  grossen 
Herrenschneider  zumeist  auf  den  Boulevards  und  die  grossen  Damenconfeetionäre  in 
den  eleganten  Viortfln.     Die  Confectionäro  gruppieren  sich  ziemlich  gleichmässig 
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um  dc-n  Yictoiroplatz,  die  Strasse  Saint-Martin  herum;  aber  die  Arbeiter  dieser 
Industrie  sind  so  ziemlich  über  die  ganze  Oberfläche  der  grossen  Stadt,  nament- 
lich in  den  Faubonrgs,  ausgebreitet.  Auch  hier  können  drei  Kategorien  unter- 
schieden werden,  wie  bei  der  Möbelindustrie.  Wir  wollen  uns  die  Arbeiterver- 
hältnisse eines  Confectionsgeschäftes  ersten  Banges  flüchtig  betrachten.  In  jedem 
dieser  Geschäfte  gibt  es  zwei  Arten  von  Arbeitern,  solche,  die  im  Atelier  arbeiten, 
und  solche,  die  zu  Hause  arbeiten  (ouvriers  en  chambre,  Sitzgesellen).  Zu  den 
ersteren  gehören  die  coupeurs  (Zuschneider)  und  die  „pompiers",  welche  die 
Eeparaturen  besorgen  und  beim  Anprobieren  nöthig  sind.  Der  Volkswitz  hat  diesen 
Leuten  diesen  sonderbaren  Namen  beigelegt,  weil  sie  mit  Feuer  und  Wasser  (dem 
Bügeleisen)  arbeiten.  An  Zuschneidern  und  pompiers  mögen  vielleicht  je  sechs 
oder  sieben  in  einem  grossen  Geschäfte  sein.  Die  weitaus  grösste  Menge  der 
Arbeiter  aber,  die  eigentlichen  Schneider,  arbeiten  zu  Hause.  Auch  unter  diesen 
ist  die  Arbeitstheilung  bereits  sehr  fortgeschritten.  Dieses  Gewerbe  weist  eine 
besonders  grosso  Stundenzahl  in  der  täglichen  Arbeit  aus.  Selbst  die  Atelier- 
arbeiter müssen  in  der  Saison,  die  zweimal  im  Jahre  wiederkehrt,  12  — 14  Stunden 
arbeiten ;  die  Hausarbeiter  schneidern  und  nähen  mit  W^eib  und  Kind  und  Allem, 
was  in  ihrem  Hause  ist,  ohne  sich  die  geringste  Buhe  zu  gönnen.  Hundert 
Stunden  wöchentlicher  Arbeit,  das  zulässige  Maximum  andauernder  Arbeit,  werden 
von  ihnen  überschritten. 

Zum  Schlüsse  eine  Bemerkung  allgemeinerer  Art.  Dem  oberflächlichen 
Beobachter  scheint  die  sociale  Ordnung  ein  todtes  stagnierendes  Meer;  wer  aber 
näher  zusieht,  der  gewahrt  wohl,  dass  sich  die  Wogen  in  fortwährender  Bewegung 
befinden,  und  dass  die  unteren  Schichten  langsam,  doch  unaufhaltsam,  zur  Ober- 
fläche aufsteigen.  Den  französischen  Bauer,  der  während  seines  Militärdienstes 
die  Annehmlichkeiten  des  städtischen  Lebens  kennen  gelernt  hat,  den  leidet's 
nicht  mehr  auf  dem  Lande.  Er  verkauft  sein  väterliches  Erbgut,  wandert  nach 
Paris  und  wird  Taglöhner  oder  Hausknecht  in  einem  Möbelladen.  Sein  Sohn 
wird  bereits  Möbeltischler,  dessen  Ehrgeiz  auf  etwas  Höheres  gerichtet  ist,  er 
lässt  sein  Kind  zu  einem  Sculpteur  werden ;  der  Urenkel  des  Bauern  bringt  es 
bereits  zum  Zeichner  oder  ^yird  gar  in  den  Stand  der  Kaufleute  aufgenommen. 
Dies  ist  die  normale  Entwicklung  der  französischen  Arbeitet familie,  wenn  nicht 
durch  das  Gift  der  Prostitution  oder  des  Alkohols  ihrem  künftigen  Wachsthum 
flühzeitig  der  Boden  entzogen  worden  ist.  Ganz  ähnlich  ergeht  es  den  zahl- 
reichen schweizerischen,  belgischen,  wallonischen,  luxemburgischen  und  englischen 
Arbeitern,  welche  nach  Paris  einwandern ;  freilich  muss  bei  diesen  erst  die  Assi- 
milation eintreten,  es  dauert  daher  der  Entwicklungsprocess  einige  Generationen 
länger.  Im  zweiten  oder  dritten  Geschleehte  ist  jedoch  die  Assimilation  bereits 
eine  so  vollständige,  dass  der  Betreffende  an  seine  fremde  Herkunft  gar  nicht  mehr 
denkt,  und  gerade  unter  solchen  Leuten  finden  sich  die  extremsten  Chauvinisten. 

Auf  Verlangen  der  Versammlung  fügt  Dr.  v.  Maroussem  noch  einen  kleinen 
Excurs  über  die  zwei  Gruppen  französischer  Socialisten  an,  der  Schüler  Louis 
Blancs  und  der  Collectivisten ;  er  versichert,  dass  nicht  der  Socialismus,  wohl  aber 
der  Anarchismus  mehr  und  mehr  Boden  in  der  französischen  Arbeiterschaft  gewinne. 

Um  9  Uhr  abends  wurde  die  Verhandlung  geschlossen. 
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ir  l^tT  Herr  Vorsitzende,  Sectionsclicf  v.  liiama-.Sterncfrg',  ifibt  ziiiiHcli.-<t  be- 

kannt, das.s  der  Ausschuss  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  die  Herren 
Richard  Lieben  und  Eicliard  Faber  cooptiert  habe,  und  da.ss  mehrere  Herren  der 
Gesellschaft  neu  beigetreten  seien;  er  eröffnet  sodann  die  auf  das  Prugramm  gesetzte 
Erörterang  der  Bankfrage,  indem  er  Herrn  Alfred  Ostersetzer  als  erstem  ßeferenten 
das  Wort  ertheilt.  Der  Redner  hebt  zunächst  hervor,  dass  es  sich  nicht  einfach  um  die 
Erneuerung  des  Privilegiums  der  österreichisch  ungarischen  IJank,  sondern  darum 
handle,  dass  diese  Erneuerung  angesichts  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  zu 
erfolgen  habe;  es  sind  daher  folgende  drei  Fragen  zu  besprechen:  1.  Ist  das 
Privilegium  überhaupt  zu  erneuern  und  auf  welche  Art?  2.  Wird  die  Bank  fähig 
.sein,  nachdem  die  in  Aussicht  genommenen  Maassregoln  Platz  gegriffen  haben 
werden,  die  Barzahlungen  aufzunehmen  ?  3.  Welche  weiteren  Bestimmungen  haben 
in  die  Statuten  aufgenommen  und  welche  praktischen  Maassre;,'eln  haben  noch 
orgrilTen  zu  werden,  um  diesen  Zweck  erreichbar  zu  machen':" 

Die  erste  Frage  ist  nicht  rein  theoretischer  Natur ;  wenn  eine  Einigung  mit 
Ungarn  nicht  zu  erzielen  sein  sollte,  dürfte  sie  sogar  actuelles  Interesse  gewinnen. 
Da  es  heutzutage  unbestritten  ist,  dass  die  Notenemission  einen  wesentlichen  Ein- 
fluss  auf  die  Gestaltung  des  ganzen  Geldwesens  und  das  Gedeihen  der  ganzen 
Volkswirtschaft  ausübt,  und  dass  der  Staat  sich  der  Pflicht,  gegenüber  einem 
notenemittierenden  Institute  eine  Garantie  zu  übernehmen,  niemals  entschlagen 
kann,  da  der  Staat  auch  das  Münzwesen  nicht  mehr  bloss  controlieren  darf, 
sondern  direct  dafür  haften  muss,  weil  er  also  in  letzter  Linie  für  die  Verwaltung 
der  Notenbanken  aufzukommen  hat,  muss  man  zun.lchst  fragen,  warum  er  dann 
diesen  wichtigen  Zweig  der  Verwaltung  nicht  selbst  in  die  Hand  nehmen  sollte? 
So  sehr  Redner  im  Principe  ein  Anhänger  der  reinen  Staatsbank  ist,  muss  er 
doch  bezweifeln,  ob  unsere  politischen  Verhältnisse  die  Errichtung  einer  solchen 
räthlich  erscheinen  lassen.  Es  bestünde  die  Gefahr,  dass  die  Staatsbank  mehr  eine 
Bank  der  Königreiche  und  Länder  als  eine  wirkliche  Staatsbank  sein  würde,  und 
dies  müsste  die  Einheitlichkeit  des  Geldwesens  ernstlich  gefährden.  Auch  dürften 
die  parlamentarischen  Abstimmungsverhältnisse  in  den  Anlagen  der  Bank  sich  in 
unliebsan\er  Weise  fühlbar  machen,  die  parlamentarische  Controle  würde  vielleicht 
nicht  sachverständig  und  unparteiisch  genug  geübt  werden.  Er  glaubt  also,  man 
werde  gut  thun,  sich  für  die  Beibehaltung  der  Privatnotenbank  und  Erneuerung 
des  Privilegs  an  die  bestehende  Bank  zu  entscheiden. 

Hier  wäre  der  Ort,  sich  über  Wert  und  Preis  des  Bankprivilogiums  zu 
äussern.  Da  aber  im  Anschlüsse  an  die  Broschüre  des  Generalsecretärs  die 
öffenlliche  Meinung  sich  mit  diesem  Gegenstände  schon  intensiv  beschäftigt  hat 
und  die  Ansichten  des  Redners  darüber  bereits  bekannt  seien,  somit  der  öffent. 
liehen  Discussion  Material  genug  vorliege,  so  gehe  er  gleich  zur  nächsten  Frage, 
zur  Betrachtung  der  Lage  der  Bank,  vom  Gesichtspunkte  der  Barzahlungsf5hig- 
keit  über. 

Die  Situation  ist  namentlich  infolge  der  wegen  der  neuesten  Valntagesetze 
eingeleiteten    Tauschoperationen    zwischen    Staat    und    Bank   so   unklar,   dass    es 
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erwünscht  sein  dürfte,  auf  Grund  hypothetischer  Annahmen  ein  Bild  des  m"i£rlichen 
Endresultates  vorgeführt  zu  erhalten.  Die  Bank  hatte  zu  Ende  1892  mit  Ein- 
schluss  der  Devisen  133"7  Millionen  Gold  und  162  Millionen  Silber  im  Besitz. 
Wenn  nun  der  Staat  40  Millionen  Staatsnoten  in  Kronen  und  zum  Beispiele 
40  Millionen  in  Silbergnlden  einlösen  würde,  den  Best  der  312  Millionen  Staats- 
noten aber  gegen  Golderlag  an  die  Bank  mit  Banknoten  einlöste,  so  würde  der 
Goldschatz  der  Bank  um  232  +  40  (für  die  Silbergulden)  Millionen  Gulden 
gestärkt  werden,  also  405'7  Millionen  Gulden  betragen,  der  Silberbestand  nm 
40  Millionen  gemindert  werden,  also  122  Millionen  Gulden  betragen.  Dieser 
Metallschatz  hätte  einen  Banknotenstand  von  ca.  696  Millionen  (Durchschnitts- 
Ziffer  von  1893:  464  Millionen  -\-  232)  zu  decken.  Die  Banknoten  wären  also 
zu  75"7  Proc.  in  Metall  und  zu  58'3  Proc.  in  Gold  allein  bedeckt,  ja  sogar  mit 
64  Proc,  wenn  der  Staat  auch  die  40  Millionen  Gulden,  die  ihm  nach  voller 
Begebung  der  Valuta -Anleihe  an  Stelle  der  in  Kronen  eingelösten  Einser  übrig 
bleiben,  der  Bank  übergibt,  etwa  unter  Abschreibung  von  der  80  Millionen-Schuld. 
Dieses  Deckungsverhältnis  wäre  viel  günstiger  als  bei  der  Banque  de  France,  der 
Bank  von  England  und  der  Deutschen  Eeichsbank;  dafür  befinden  sich  aber  in 
jenen  Staaten  grosse  Goldmengen  im  freien  Verkehr,  welche  namentlich  in  Frank- 
reich bei  der  Erhaltung  der  Währung  die  Hauptrolle  spielen.  Diese  fehlen  bei 
uns  ganz  und  gar,  Bednor  glaubt  aber  dennoch,  dass  es  vorläufig  keiner  weiteren 
Opfer  zur  Goldbeschaflfuiig  bedürfe.  Per  gegenwärtige  Status  der  Bank  genügt, 
damit  sie  ihren  nächsten  Aufgaben  gerecht  werden  könne;  eine  Sättigung  der 
Circulation  mit  Gold  aber  lässt  sich  auf  mechanischem  Wege  überhaupt  nicht 
herbeiführen,  sie  kann  sich  nur  im  Laufe  der  Zeit  durch  frei  einströmendes  Gold 
vollziehen;  es  ist  daher  ausgeschlossen,  dass  man  an  irgend  einem  Tage  erklären 
kann,  die  Barzahlungen  werden  aufgenommen,  jeder  kann  für  Noten  an  der  Bank 
Gold  bekommen.  Die  Bank  darf  an  Goldzahlungen  im  Innern  noch  lange  nicht 
denken ;  ihre  Aufgabe  wird  darin  bestehen,  die  Herrschaft  über  die  Wechselcourse 
zu  gewinnen  und  die  Parität  nach  aussen  zu  erhalten.  Dies  zu  versuchen,  hält 
Eedner  die  Bank  für  stark  genug,  so  dass  bei  vollendeter  Geld-  und  Goldpolitik 
ihr  dies  vielleicht  gelingen  wird,  nur  muss  sie  zu  diesem  Zwecke  das  Gold  noch 
lange  bei  sich  concentrieren.  Erweist  sich  aber  die  Bankpolitik  als  unzulänglich, 
so  mögen  wir  unsere  Noten  selbst  bis  zu  90  Proc.  in  Gold  bedeckt  haben,  wir 
werden  den  Abflnss  des  Goldes  doch  nicht  hindern  können,  dasselbe  wird  auch 
nicht  von  selbst  zurückströmen,  und  wir  stehen  dann  einem  weiteren  Ansturm 
ebenso  gegenüber,  als  wenn  von  Anfang  an  weniger  Gold  dagewesen  wäre. 

Nicht  minder  wichtig  für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  ist  die  Qualität 
der  bankmässigen  Bedeckung  und  die  Stellung  der  Bank  auf  dem  Geld- 
markte überhaupt.  Bezüglich  des  ersteren  Punktes  theilt  Eeferent  das  Resultat 
einiger  Untersuchungen  mit;  für  die  ihm  allerdings  nur  Momente  mehr  äusser- 
licher  Art  zur  Verfügung  standen.  Ein  Hauptgrundsatz  der  Bankpolitik  verlangt 
die  grösstmögliche  Beweglichkeit  des  Portefeuilles.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  in  dieser  Eichtung  die  Laufzeit  der  Wechsel.  Die  Durchschnittslaufzeit  der 
Wechsel  der  Bank  hat  sich  nun  in  den  letzten  Jahren  stetig  verkürzt,  d.  h.  ge- 
bessert; sie  betrug  1876  für  die  ganze  Monarchie  64  Tage,  gegenwärtig  48  bis 
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51  Ta.E^o.  Diese  Dnrchschnittslaiifzeit  weist  aber  auch  «'rtiich  die  ijrt.sstfn  Unttr- 
gchic'dt'   auf,  in  Wien    botriigt  sie   in   den   letzten  Jahren  33 — 34  Tage,  in  Pest 
48 — 50,    in  Galizien    ist   sie    natürliclierweise  am  grOssten,   oft  über  80  Tage. 
In  Deutschland,  wo  die  Ziffern  fär  Platzwechsel  und  Rimessen  getiennt  angegeben 
werden,  dürfte  der  Totaldnrchschnitt  wesentlich  niedriger  sein  als  bei  uns.  Ganz 
unvergleichlich  niedriger  ist  die  Durchschnittslaufzcit  bei  der  französischen  Bank, 
wo  die  höchste  in  5  Jahren  29V21  die  niederste  24V2  Tage  betrug.  Ans  diesen 
Ziffern  kann  man  aber  keine  absoluten  Folgerungen  ziehen.  Eine  Rank  kann  nur 
das  nehmen,  was  man  ihr  bietet,  und  wenn  das  offerierte  Material  langsichtig  ist, 
so  ist  dies  eben  nur  ein  Beweis  dafür,  dass  das  Verkehrsgebiet  in  noch  höherem 
Grade  auf  den  Notencredit  angewiesen  ist.  Die  stetige  Besserung  in  der  Laufzeit, 
die   längeren    Sichten   in   ärmeren   Provinzen   und   in  Ungarn   beleuchten   dies   in 
interessanter  Weise.   Wenn  die  Bank  von  Frankreich  ein  so  überaus  kurzfristiges 
Portefeuille  besitzt,  so  kommt  dies  daher,  weil  dieselbe   im   höchsten  Grade  das 
ist,  was  eine  Notenbank  eigentlich  sein  soll,  nämlich  ein  Institut  für  Keescompte. 
Dies  hat  seine  besonderen  Vortheile  in  Krisen ;  freilich  hat  diese  Bank  aber  auch 
woniger  unmittelbaren  Einflnss  auf  den  Geldmarkt.  Bei  uns  ist  übrigens  auch  in 
der  Höhe  der  Appoints  eine  Besserung  zu  constatieren ;  die  kleinsten  Wechsel 
nehmen  stetig  zu.    Alle  diese  Momente  sind  aber  mehr  äusserlicher  Natur.    Man 
kann  sich  nicht  ohne  weiteres  Gewissheit  darüber  verschaffen,  welchen  Procent- 
satz im  Portefeuille  jene  ungarischen  Amortisations-Wechsel   einnehmen,   deren 
Berechtigung  vor  nicht  langer  Zeit  im  Reichstage  so  ernstlich  verfochten  wurde, 
und  jene  anderen  Wechsel,   auf  welche    nach   Lucams   treffendem  Worte,   anstatt 
„3  Monate  a  dato  zahle  ich",  stehen  sollte:  „3  Monate  a  dato  prolongiere  ich". 
Hier  muss  man  der  Einsicht   der  Bankleitung  vertrauen   und  alles  aufbieten,  um 
die    Organisation    des    Credites    ausserhalb    der   Bank    zu    fördern    und    veraltete 
Sitten    und    Anschauungen    zu    bekämpfen,    damit   wir    barzahlungsfähig   werden. 
Redner  glaubt,  dass  in  Betreff  der  nicht  metallischen  Deckung  die  Strenge  des 
deutschen  Gesetzes,  wonach  nur  disconticrte  Wechsel   zur  Bedeckung  verwendet 
werden  dürfen,  wohl  unnöthig  sei;    unter  den  österreichischen  Bedeckungsmittehi 
seien  höchstens  die  belehnten  Wechsel  etwas  bedenklich,  da  sie  bekanntlich  auch 
bis  zu  6  Monaten  laufen  dürfen.     Doch   nehme   der  Lombard   in   unserer  Bank- 
deckung  einen   sehr   bescheidenen  Raum    ein,  indem   er  selten  20  Proc.  der  ge- 
sammten  Ausleihungen  erreiche;   solange  die  klaren  Instructionen  über  das  Dar- 
lehensgeschäft der  Bank  befolgt  werden,  sei  also  keine  Gefahr  vorhanden.  Redner 
glaubt  auch  nicht,  dass  es  nöthig  sei,  bezüglich  des  Notencontingentes  und 
der  unbedeckten  Noten  eine  Aenderung  zu  treffen.     Die  Contingentierung  beein- 
flusse überhaupt  eine  vernünftige  Bankpolitik  nur  wenig.  Die  italienischen  Banken, 
die  völlig  zahlungsunfähig  seien,  hätten  ihre  Deckungsvorschrift  niemals  vorletzt. 
Sollte   aber  in   der  Contingentierung   eine   Aenderung  getroffen   werden,  so  wäre 
ein  gemeinsames  Deckungsverhältnis  für  Noten  und  Depositen  zusammen  festzu- 
stellen, weil,  wie  Adolf  Wagner  beweist,  die  Depositen  das  gefährlichere  Element 
und  grösseren  Schwankungen  ausgesetzt  seien  als  die  Noten.  Es  sei  nicht  unbe- 
dingt   nöthig,    das    Hypothokargeschäft    aus   dem    Rahmen    der   Bank  auszu- 
Bchliessen.  Seit  1873  deckten  sich  Pfandbriefumlauf  und  Hypothekardarlehen  fast 
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Völlig;  nnr  zu  Zeiten  einer  grossen  Agrarkrise,  wenn  Zins  oder  Capital  der 
Forderung  verloren  giengen  und  der  Dienst  der  Pfandbriefe  durch  Noten  gedeckt 
werden  müsste,  könnte  also  das  Hypothekargeschäft  einen  schädlichen  Einfluss 
auf  den  Notenumlatif  nehmen.  Eine  solche  Agrarkrise  würde  aber  unter  allen 
Umständen  unheilvoll  auf  die  Bank  zurückwirken. 

Auf  dem  Geldmarkte  muss  die  Bank  Herrin  sein,  frei  von  allen  störenden 
Einflüssen.  Die  Salinenscheine  müssten  völlig  oder  mindestens  übemiegend 
fundiert  werden  und  die  Staatscassenbestände  dürften  nicht  zur  Beeinflussung  des 
Marktes  verwendet  werden.  Die  Bank  könne  den  Geldmarkt  nicht  beherrschen, 
wenn  der  Minister,  so  oft  er  es  für  nothwendig  hält,  meist  gerade  in  kritischen 
Momenten,  10  Millionen  auf  den  Markt  wirft,  um  Handel  und  Industiie  zu 
unterstützen.  Schwer  werde  es  freilich  sein,  gerade  hievon  die  Ungarn  zu  über- 
zeugen. Nicht  absolut  nothwendig  hingegen,  wenn  auch  wünschenswert,  sei  die 
thatsächliche  Uebertragung  der  Cassenbestände  an  die  Bank ;  eine  zu  rasche 
Eeform  auf  diesem  Gebiete  würde  sogar,  ebenso  wie  eine  zu  schnelle  Entwicklung 
des  Giroverkehrs,  die  Bankleitung  in  Versuchungen  führen,  welchen  dieselbe 
vielleicht  nicht  gewachsen  sein  wird. 

Im  Anschlüsse  hieran  bespricht  Keferent  das  Verhältnis  zu  Ungarn.  Die 
officiellen  Forderungen  Ungarns  liegen  noch  nicht  vor,  aber  die  publicistische 
Discussion  des  letzten  Frühjahres  hat  Anhaltspunkte  geboten,  um  dieselben  voraus- 
zusehen. Es  wurde  von  den  ungarischen  Journalen  „volle  Parität"  verlangt.  Es 
ist  nicht  ganz  klar,  was  das  bedeutet.  Manches  lässt  annehmen,  man  meine  eine 
völlig  paritätische  Vertretung  Ungarns  im  Generalrathe  durch  von  der  Kegieruiig 
ernannte  Generalrathe.  Jedenfalls  ist  gemeint  paritätische  Theilung  des  Metall- 
schatzes und  des  Notencontingentcs  und  bezüglich  des  letzteren  die  Aufliebuiig 
jeder  Dotation  für  üngani.  Die  hauptsächlichste  Forderung  ist  aber  in  ein«m 
officiösen  Artikel  des  „Pester  Lloyd"  vom  1.  Mai  mit  folgenden  Worten  ausge- 
sprochen: „dass  die  Bank  für  Ungarn  soviel  zur  Verfügung  habe,  als  zur  vollen 
Deckung  des  hiesigen  Bedarfes  nöthig  ist,  dass  jede  Beeinflussung  der  Credit- 
l^evährung  von  AVien  aus  aufliören  müsse".  Wir  müssen  nun  allerdings  sachliche 
Zugeständnisse  bringen,  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Gemeinsamkeit  des  Geld- 
wesens nöthig  sind;  wir  müssen  das  peinliche  Gefühl  überwinden,  dass  Ungarn, 
trotz  seines  geringfügigen  Kostenbeitrages  zur  Währungsreform  die  Wähnmg 
bezüglich  der  Cveditausnützung  in  gleichem  Maasse  wie  wir,  ja  vielleicht  bald  in 
überwiegendem  Maasse  fructiflciert.  Von  1889  bis  1893  ist  der  Anthei!  Ungarns 
am  Escompte- Umsatz  von  39  auf  49'5  Proc.  gestiegen  und  wird  unzweifelhaft 
noch  steigen.  Ungarn  trägt  nicht  einmal  30,  sondern  nur  21  Proc.  der  Kosten, 
wenn  man  das  Zinsenerfordernis  der  Salinenscheine  einrechnet,  und  wenn  die 
80  Millionenschuld  fundiert  werden  soll;  man  könnte  sogar  die  Parität  bezüglich 
des  Metallschatzes  zugestehen,  obwohl  dies  bankpolitisch  ein  Experiment  wäre 
und  der  Concentration  der  Barmittel,  die  überall  angestrebt  wird,  völlig  entgegen- 
läuft. Aber  ich  glaube,  dass  die  Zweitheilung  des  Bankschatzes  keine  Zersplit- 
terung bedeutet,  sofern  die  absolute  Einheitlichkeit  der  Verwaltung  gesichert  ist, 
und  wenn  darauf  gesehen  wird,  dass  die  Bedingungen  der  Arbitrage  für  beide 
Plätze    gleichgestellt   würden,  so    dass   ein    einseitiger  Drain   auf  eine    der  Bank- 
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talton  unmöglich  wilro.  In  diesem  Falle  mü.sste  der  MetalLschatz  in  Ungarn 
dem  dortigen  Umlanfe  an  unbedeckten  Noten  entsprechen.  Man  braucht  sich 
daini  auch  der  Pordemng  nicht  zu  verschliessen,  dass  jenseits  der  Lcitha  die 
Bankspracho  die  ungarische  sei. 

Umso  bestimmter  müssto  aber  Oesterrcich  die  übrigen  Forderungen  Ungarns 
zurückweisen,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  mit  einer  geordneten  Währung 
nicht  vereinbar  sind  und  die  Barzahlungen  unmöglich  machen  würden.  Die  Noten- 
emission ist  nicht,  wie  man  dort  meint,  dazu  da,  um  den  vollen  Creditbedarf 
eines  Gebietes  viillig  zu  befriedigen ;  sie  muss  stets  durch  die  Bücksicht  auf  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Bank,  auf  die  Wechselcourse  und  den  internationalen  Geld- 
markt beschränkt  sein.  Ebensowenig  darf,  wenn  die  Bank  gemeinsam  ist,  der 
Discont  in  Budapest  unabhängig  von  Wien  festgestellt  werden.  Auch  genügt  es 
nicht,  wenn  der  Discont  zwar  an  einer  Stolle  festgestellt  würde,  aber  z.  B.  in 
Momenten,  wo  die  gemeinsame  Stelle  aus  rein  äusserlichen  Ursachen  den  Discont 
erhöhen  müsste  und  eine  Einschränkung  der  Ausleihungen  dringend  erschiene,  in 
Budapest  darauf  los  discontiert  würde,  dass  der  Minister  die  Bankpolitik  durch 
Staatsgelder  corrigieren,  oder  gar  die  Bank  zwingen  wollte,  ihren  Discont  herab- 
zusetzen, sobald  er  den  Privatdiscont  um  V.j  P'Oc.  überstiege.  Wir  müssen  also 
Ungarn  verständlich  machen,  dass  eine  Einheit  der  Währung  ohne  Einheit  der 
Verwaltung  unmöglich  ist.  Wollen  sie  dies  nicht  einsehen,  nun,  so  müssen  wir 
auf  Trennung  der  Bank  bestehen.  Es  wäre  dies  tief  zu  beklagen,  aber  noch 
viel  schlimmer  wäre  es,  wie  Lucam  schon  vor  20  Jahren  sagte,  wenn  man  die 
äusseren  Formen  der  Einheit  wahren  wollte,  auch  wenn  ihre  Lebensbedingungen 
bereits  vernichtet  seien.  Wir  haben  in  dieser  Hinsicht  eine  günstige  Stellung,  da 
die  Ungarn  ihren  eigenen  Vortheil  zu  gut  kennen.  Aber  auch  wenn  sie  nach- 
geben, bleibt  die  Sache  noch  prekär  genug.  Unsere  gemeinsame  Bank  an  und 
für  sich  ist  ein  Experiment  ohne  Beispiel,  das  wird  man  umso  klarer  erkennen, 
je  näher  wir  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  kommen.  Je  mehr  unsere  Monarchie 
reiner  Doppelstaat  wird,  umso  weniger  Berechtigung  behält  das  gemeinsame  Geld- 
wesen, und  Kednor  kann  mit  bestem  Willen  nicht  anders  sagen,  als  dass  er  die 
Gemeinsamkeit  der  Bank  für  den  grössten  Feind  der  Barzahlungen  halte. 

Zum  Schlüsse  wendet  sich  Referent  gegen  eine  allzu  starke  Vertretung  der 
Staatsgewalt  in  der  Bankverwaltung,  er  würde  eher  den  diesbezüglichen  Vorschlag 
der  Bank  bezüglich  der  Zusanunonsetzang  eines  Curatoriums  acceptieren  und 
wünscht  nur  ein  öfteres  (monatliches)  Zusammentreten  desselben.  Die  Bank  muss 
nicht  erst  nach  Erneuerung  des  Privilegiums,  sie  muss  schon  vorher  gute  Bank- 
politik treiben. 

Nach  diesen  mit  Beifall  aufgenommenen  Ausführungen  ergreift  der  zweite 
Referent,  Herr  Richard  Lieben,  das  Wort. 

Derselbe  erklärt  sich  mit  dem  Herrn  Referenten  in  vielen  Punkten  einver- 
standen, er  müsse  jedoch  betonen,  dass  er  in  einigen  wesentlichen  Punkten  von 
ihm  differiere.  „So  kann  ich  dem  Herrn  Vorredner  darin  nicht  beipflichten,  dasa 
er  die  Aufnahme  der  Barzahliiiigen  als  ein  noch  sehr  entferntes,  keineswegs 
sicheres  Ereignis  behandelt  hat,  während  ich  nur  bedauere,  dass  die  vorbereitenden 
Schritte,  welche  nur  mit  Umsicht  und  Bedächtigkeit  durchgeführt  werden  können. 
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mit  allzu  behutsamer  Zögeniiig  erfolgen.  Ich  habe  übrigens  keine  Erscheinung 
■wahrgenommen,  welche  mein  Vertrauen  in  die  Durchführbarkeit  der  Valutaregelung, 
und  zwar  in  nicht  allzu  ferner  Zeit,  erschüttert  hätte.  Im  Gegentheil  muss  aner- 
kannt werden,  dass  uns  die  amerikanische  Münzpolitik  die  ersten  Schritte  erleich- 
tert hat;  und  diese  Gunst  der  Umstände  blieb  uns  bis  heute  treu,  da  die  Gold- 
bestände der  europäischen  Notenbanken  eine  noch  nie  dagewesene,  über  den 
Bedarf  weit  hinausgehende  Höhe  aufweisen.  Nicht  minder  günstig  haben  sich  die 
Productionsverhältnisse  des  Goldes,  welche  sich  in  stark  aufsteigender  Linie 
bewegen,  für  uns  gestaltet. 

Die  Schwierigkeiten  der  Goldbeschaffung,  welche  vor  zwei  Jahren  von  vielen 
Seiten  als  kaum  überwindlich  geschildert  wurden,  als  geeignet,  eine  Erschütterung 
des  Weltmarktes  herbeizuführen,  werden  gegenwärtig  von  niemandem  mch-  als 
ein  Hindernis  der  Durchführung  angesehen.  Die  Gegner  der  Ordnung  unseres 
Geldwesens  verschanzen  sich  nunmehr  hinter  die  schon  entfernteren  Schwierig- 
keiten der  Golderhaltung.  Alle  Argumente,  welche  schon  seinerzeit  den  Bedenken 
entgegengestellt  wurden,  welche  aus  dieser  vermeintlichen  Schwierigkeit  geschöpft 
werden  können,  haben  eine  neuerliche  Unterstützung  durch  die  gründliche  Arbeit 
des  Dr.  Hertzka  über  „Agio  und  Wechselcours"  erfahren.  Dem  Gespenst  der 
ZahlungäbilanZj  das  der  Golderhaltung  angeblich  im  Wege  steht,  wird  in  dieser 
Schrift  scharf  zu  Leibe  gegangen  und  neuerdings  nachgewiesen,  dass  das  Aus- 
pumpen des  Goldes  ans  einem  Lande,  welches  das  Gold  nicht  selbst  durch 
Surrogate  verdrängt,  in  das  Eeioh  der  Fabel  gehört.  Bedauerlich  ist  es  nur, 
dass  der  Autor  seiner  Beweisführung  durch  temperamentvolle  üebertreibung  zu- 
weilen selbst  schadet.  So  ist  z.  B.  die  dauernde  Differenz  in  den  Preisen  von 
Goldmünzen  und  Devisen  gewiss  von  Wichtigkeit.  Bei  der  grossen  Bedeutung 
aber,  die  der  Verfasser  diesem  Preisunterschiede  beilegt,  um  danach  die  Lage 
des  Geldmarktes  zu  beurtheilen,  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  einzelne  Gold- 
notizen bei  der  Beschränktheit  des  Wiener  Marktes  auffallenden  Schwankungen 
unterworfen  sind  und  daher  einen  ganz  unverlässlichen  Maasstab  abgeben. 
AVichtiger  als  dies  ist,  dass  Dr.  Hertzka  seine  Betrachtungen  über  die  Menge 
der  Circulationsmittel  und  deren  Einfluss  allerdings  unter  der  Voraussetzung  an- 
stellt, dass  der  Geldbedarf  constant  bleibe.  Selbst  in  diesem  Falle  ist  der  un- 
zweifelhafte Zusammenhang  zwischen  Umlaufsmenge  und  Agio  nicht  so  einfach, 
dass  sich  die  eine  Grösse  aus  der  anderen  berechnen  Hesse.  Ueberdies  wird  die 
Voraussetzung  des  unveränderlichen  Bedarfes  in  der  ganzen  Schrift  nirgends 
wiederholt,  selbst  da  nicht,  wo  sich  procentische  Berechnungen  über  die  Wirkungen 
veränderter  Umlaufsmengen  finden.  Der  Geldbedarf  wechselt  in  Wirklichkeit  nicht 
nur  beständig,  sondern  er  gehört  auch  zu  den  am  schwersten  bestimmbaren 
Grössen,  so  dass  vollends  durch  das  Weglassen  des  erwähnten  Vorbehaltes  der 
falsche  Eindruck  entsteht,  als  ob  diese  Berechnungen  auf  allgemeine  Giltigkeit 
Anspruch  machen  könnten. 

Ich  glaube  mit  diesen  Betrachtungen  von  der  Besprechung  der  Bankfrage 
nicht  abgewichen  zu  sein,  denn  die  Privilegiumserneuerung,  mit  der  wir  uns 
beschäftigen  sollen,  steht  in  innigstem  Zusammenhange  mit  dem  vorzunehmenden 
Wiihrungswechsel  und  wäre  ohne  diesen  sehr  einfach,  aber  auch  sehr  uninteressant. 
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Es  niuss  nämlich  fesfgehalton  werdoii,  dass  die  Oesterreichisch- ungarische  Bank 
seit  laiigftii  Jahren  solvent  gewesen  wäre,  sobald  die  Regierungen  ihr  das  Silber 
zur  Einlösung  der  Staatsnoten  übergeben  hätten.  So  hätte  sich  Ende  des  Jahres 
1891  in  diesem  Falle  eine  Metalldeckung  der  Noten  von  75  Proc.  ergeben,  ein 
Decluingsverhältnis,  das  vollkommen  ausreichend  war,  da  gleichzeitig  die  Deutsche 
Eeichsbank  auch  nur  eine  Deckung  von  80  Proc,  die  Bank  von  Frankreich  eine 
solche  von  81  Proc.  und  nur  die  Bank  von  England  eine  solche  von  87  Proc. 
aufwies. 

Soll  nun  aber  von  der  Silborwährung  abgegangen  werden,  so  sti-ht  es  allein 
bei  der  Staatsgewalt,  zu  entscheiden,  ob  sie  eine  mehr  oder  weniger  reine  Gold- 
währung oder  eine  mehr  oder  weniger  hinkende  Währung  einführen  will,  nur 
r.iuss  der  Staat  dann  die  Bank  auch  in  die  Lage  setzen,  den  geänderten  Anfor- 
derungen zu  entsprechen.  Es  kann  nicht  die  Aufgabe  der  Bank  sein,  mit  den 
Ifegierungen  über  den  -inneren  Wert  der  künftigen  Währung  zu  verhandeln.  Der 
Bank  kann  es  vielmehr  von  ihrem  Standpunkte  gleichgiltig  sein,  wie  die  gesetzlich 
sanctinnierto  Währung  beschaffen  sein  soll.  Dagegen  hat  die  Bank  das  allerhöchste 
Interesse  daran,  die  Barzahlungen,  wenn  sie  in  welcher  Währung  immer  einmal 
aufgenommen  sind,  auch  aufrechterhalten  zu  können. 

Nur  ein  solches  Privilegium,  das  die  Durchführung  dieser  Aufgabe  ermöglicht, 
hat  einen  Wert,  und  in  diesem  wichtigsten  aller  Punkte  herrscht  eine  vollkommene 
Harmonie  aller  Interessen.  Nun  bestinnnt  das  Gesetz  aber  die  Einführung  der 
Goldwährung,  u.  zw.  soll  das  Gold  die  Landeswährung  werden,  und  nicht  etwa, 
wie  dies  in  Holland  seit  einer  Reihe  von  Jahren  mit  grosser  Kunst  geübt  wird, 
bloss  für  Zahlungen  an  das  Ausland  verfügbar  gemacht  werden.  Die  Uebertragung 
des  holländischen  Beispieles  auf  ein  Land  mit  ganz  anderen  Gewohnheiten,  ist 
an  sich  kaum  durchführbar.  I)ie  Bevölkerung  würde  bei  uns  nie  begreifen,  warum 
sie  denn  im  inneren  Verkehre  kein  Gold  erhielte,  der  Pessimismus  würde  dem 
Misstrauen  immer  neue  Nahrung  gel)en,  und  die  Unzufriedenheit  wäre  umso 
weniger  zu  bannen,  als  der  letzte  Schritt,  der  auch  dem  Inl.ande  den  Goldver- 
kehr sichern  könnte,  in  der  That  weder  besonders  schwierig,  noch  besonders  kost- 
spielig wäre. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Gesellschaft  sein,  den  Verhandlungen  vorzu- 
greifen, welche  zwischen  den  beiden  Regierungen  und  der  Oesterreichisch- unga- 
rischen Bank  in  Angriff  genonnnen  werden  sollen.  Die  Dauer  des  Privilegiums, 
der  Procentsatz,  bei  dem  die  Nutzentheilung  mit  der  Staatsverwaltung  platzgreifen 
soll,  die  Frage,  ob  das  Hypothekargeschäft  dabei  ausgeschieden  werden  sjII,  ob 
eine  Reduction  des  Actiencapitals  dabei  zweckmässig  ist,  will  ich  darum  nicht 
besprechen.  Soviel  steht  aber  heute  schon  fest,  dass  alle  sachverständigen  Per- 
sonen in  beiden  Reichshälften  darüber  einig  sind,  dass  die  Einheit  der  Bank 
aufrechterhalten  werden  solle,  dass  an  dem  Princip  der  Privatbank  festzuhalten 
sei,  weil  nur  eine  solche  unbeeinflusst  von  nationalen  und  politischen  Strömungen 
die  Creditgßwährung  nach  rein  kaufmännischen  Grundsätzen  zu  bemessen  vennag, 
und  dass  daher  die  alte  Oesterreichisch-ungarische  Bank  vermöge  ihrer  bewährten 
Organisation  und  ihrer  grossen  Roserven  den  Vorzug  vor  jeder  Neugründung  ver- 
diene.    Unter  solchen  Umständen   war   es   nicht   wohlgethan.   den   Anspruch   der 
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Actioiiilre  auf  die  Wortsteigernng  jenes  Goldbesitzes,  -n-elchen  die  Bank  vor 
Jahren  unter  günstigen  Umständen  angeschafft  hat,  und  den  sie  vcnnüge  ihrer 
Statuten  jederzeit  zu  realisieren  berechtigt  war,  überhaupt  in  Discussion  zu  stellen. 
Das  zu  ertheilende  Privilegium  wird  der  künftigen  Bank  einen  bürgerlichen  Ge- 
winn in  Aussicht  stellen  müssen,  damit  die  Alternative  der  Liquidation  ausser 
Betracht  bleiben  kann.  In  dieser  Hinsicht  war  die  in  der  bekannten  Schrift 
„Wert  und  Preis  des  Bankprivilegiums"  gebotene  Vergleichung  mit  der  Stellung 
ausländischer  Notenbanken  sehr  lehrreich  und  nützlich. 

Der  Hauptgesichtspunkt  bei  der  Erneuerung  des  Bankprivilegiums,  der  auch 
für  die  Gesammtheit  der  wichtigste  ist,  ist  der,  dass  die  Bank  unter  allen  Um- 
ständen solvent  hergestellt  werden  muss.  Zu  diesem  Zwecke  muss  sie  die  Herr- 
schaft über  den  Geldmarkt  besitzen  und  ausreichend  dotiert  sein.  Gerade  die 
Beherrschung  des  Geldmarktes  ist  in  den  letzten  Jahren  einerseits  durch  die  aus- 
giebige Elocierung  von  Regierungsgeldern,  andererseits  durch  die  Gebarung  mit 
den  Salinenscheinen  beschränkt  und  gefährdet  worden.  Hiezu  trat  eine  offenbare 
Verringerung  des  Geldbedarfes,  welche  schon  allein  in  dem  abnorm  niedrigen 
Preisstande  aller  Massenartikel,  deren  Umsatz  somit  geringere  Geldbeträge  erfor- 
dert, einen  ihrer  Erklärungsgründe  findet.  Eine  Erhöhung  des  Zinsfusses,  auch 
wo  sie  am  Platze  gewesen  wäre,  würde  wirkungslos  verblieben  sein,  da  Zahlungs- 
mittel von  anderer  Seite  reichlich  zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Es  ist  darun> 
dringend  nothwendig,  der  Ausgabe  von  Staatsnoten  gegen  rückfliessende  Salinen- 
scheine je  eher  ein  Ende  zu  machen,  u.  zw.  könnte  dies  in  der  für  den  Staat 
vortheilhaftesten  Weise  dadurch  geschehen,  dass,  wie  wiederholt  vorgeschlagen 
worden  ist,  die  Salinenscheine  mit  fixem  Zinsfusse.  dagegen  zu  einem  nach  den 
Marktverhältnissen  variablen  Course  begeben  würden.  Für  diesen  Modus  findet 
sich,  wie  ich  glaube,  ein  Präcedenzfall  in  der  österreichischen  Finanzgeschichte, 
und  er  ist  umso  gefahrloser,  als  es  der  Eegierung  jederzeit  frei  bleiben  muss, 
diese  Scheine  ganz  oder  theilweise  zu  fundieren,  sobald  sich  dies  als  vortheilhafter 
herausstellt.  Die  Concentricning  der  flüssigen  Eegieningsgelder  bei  der  Bank  v.ird 
jedenfalls  wesentlich  dazu  beitragen,  eine  klare  und  zielbewusste  Zinsfusspolitik 
zu  ermöglichen  und  liegt  daher  im  allgemeinen  Interesse.  Ob  es  der  Bank 
möglich  sein  wird,  diese  Gelder  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  vortheilhaft  zu  vor- 
wenden, kann  erst  die  Erfahrung  herausstellen,  deiui  die  Bank  muss  sich  hüten, 
einen  Ueberfluss  an  Circulationsmitteln  in  den  Verkehr  zu  setzen;  gewiss  wird  sie 
in  den  ersten  Jahren  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  die  grösste  Zumckhaltung 
üben  müssen. 

Wenn  in  dieser  Hinsicht  Vorsorge  getroffen  sein,  die  Ziffer  der  Staats- 
noten also  auf  jenen  Betrag  von  312  Millionen  Gulden  reducicrt  sein  wird,  für 
welchen  die  Goldbeschaffung  bereits  genehmigt  ist,  so  dass  also  alle  Staatsnoten 
durch  Banknoten  und  Silber  ersetzt  sein  werden,  so  ist  es  doch  nicht  ganz  leicht, 
sich  ein  Bild  des  künftigen  Verhältnisses  zwischen  Banknoten  und  ihrer  Metall- 
deckung zu  machen.  Man  muss  nämlich  auf  einen  beträchtlichen  Goldabfluss 
nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  einerseits  für  Thesaurierungszwecke,  andererseits 
nach  dem  Auslande,  was  als  Probe  auf  die  Sicheriioit  unserer  Goldzahlungen 
unvermeidlich  eintreten  muss,  rechnen.     Ich    habe    in    dieser   Richtung   vielfache- 
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Iiypothotischo  Bechiiuiigcn  aiigcsti'Ut;  wie  iiiinuT  ich  aber  rechne,  kommo  ich 
immer  noch  auf  eine  75proc.  Metalldeckung  der  dann  restierenden  Noten,  abvr 
selbstverstiindlicli  unter  der  Voraussetzung,  dass  auch  das  Silber  als  Metalldeckung 
mitgezählt  werde.  Uezüglich  der  Solvenz  in  Gold  lassen  sich  ebenso  berahigende 
Ziffern  schwerer  aufstellen,  und  daher  koiiimt  jene  in  allen  Kreisen  verbreitete 
Nervosität,  sobald  von  der  Aufnahme  der  Jiarzahlungen  gf^sprochi'n  wird. 

Wie  und  inwieweit  soll  daher  die  Bank  gestärkt  werden,  um  ihre  Gold- 
zahlungeu  zu  sichern?  Ich  hatte  in  diesem  Sommer  Gelegenheit,  Ludwig  Bam- 
berger die  Frage  vorzulegen,  wieviel  wir  seiner  Meinung  nach  nach  Fundierung 
der  Staatsnoten  noch  brauchen,  um  die  Barzahlungen  aufzunehmen.  „Sie  brauchen 
nichts  als  Courage''  war  die  Erwiderung.  So  berechtigt  diese  Mahnung  ist,  auch 
in  der  Vorsicht  nicht  zu  weit  zu  gehen,  wird  es  doch  angesichts  der  nun  einmal 
bestehenden  Zaghaftigkeit  nicht  überflüssig  sein,  die  verschiedenen  Mittel  zur 
Sicherstellung  der  Goldzahlungen  seitens  der  Bank  zu  erwägen.  Und  es  gibt  ver- 
schiedene Mittel.  Dies  ausseracht  gelassen  zu  halten,  ist  der  hauptsächlichste 
Vorwurf,  den  ich  gegen  die  schon  erwähnte  Schrift  zu  richten  hätte.  Die  Be- 
gierungen  können  nämlich  einen  Goldbetrag  in  ihren  Cassabeständen  ansammeln 
und  diesen  kurz  vor  Eröffnung  der  Bankschalter  in  den  allgemeinen  Verkehr 
abfliessen  lassen,  um  so  dem  Thesaurierungsbedürfnis  zu  genügen  und  den  üank- 
schatz  vor  dem  ersten  Ansturm  zu  schützen.  Allerdings  würde  durch  eine  solche 
Aufwendung  das  Deckungsverhältnis  der  Noten  nicht  verbessert  und  ist  das  Aus- 
maass  des  erforderlichen  Betrages  schwer  zu  bestimmen.  Oder  aber  die  Eegi'-rungen 
könnten  ein  beträchtliches  Guthaben  in  Gold,  an  das  sie  durch  5 — 6  Jahre 
nicht  rühren  würden,  als  Giroguthaben  bei  der  Bank  stehen  lassen,  wodurch  sich 
das  Deckungsverhältnis  der  Noten  in  der  kritischen  Uebergangszeit  wesentlich 
verbessern  Hesse.  Oder  endlich  die  Regierungen  könnten  ihre  vielbesprochene 
Schuld  an  die  Bank  ganz  oder  theilweise  zurückzahlen,  eine  Maassregel,  die  den 
Nachtheil  hat,  schwer  rückgängig  gemacht  werden  zu  können,  wenn  sie  sich 
nach  Ablauf  der  gefährlichen  Uebergangsperiode  als  ganz  oder  theilweise  über- 
flüssig erweisen  sollte.  In  allen  diesen  Fällen  wären  die  Regierungen  gezwungen, 
die  Mittel  zur  vorübergehenden  oder  bleibenden  Anschafi'ung  von  60 — 80  Mill. 
Gulden,  denn  um  soviel  beiläufig  handelt  es  sich,  in  Gold  aufzubringen,  allerdings 
nicht  zur  Erhöhung  der  Bankdividende,  wohl  aber  zur  Sicherung  der  Solvenz  der  Bank. 

Obwohl  diese  verschiedenen  Auswege,  wenn  in  der  Summe  hoch  genug 
gegriffen  wird,  eine  genügende  Beruhigung  über  die  Solvenz  der  Bank  zu  bieten 
vermögen,  so  bliebe  unserem  Geldwesen  doch  immer  etwas  Ungesundes,  Hinder- 
liches, ja  Gefährliches  anhaften,  und  das  ist  der  Ueberschuss  an  Silber.  Leider 
konnti'  bei  der  Ausprägung  der  Kronen,  vermöge  des  vorhandenen  grossen  Silber- 
besitzes, nicht  zur  Umprägung  von  Guldenstücken  geschritten  werden.  Um  sich 
nun  über  die  Zusammensetzung  der  künftigen  Circulation  zu  orientieren,  ist  ein 
Vergleich  mit  dem  Auslande  sehr  lehrreich.  Ich  unterlasse  den  Vergleich  hin- 
sichtlich der  Sunnne  der  Zahluiigsniittel  per  Kopf  der  Bevölkerung,  denn  in  dit^ser 
Hinsicht  steht  Oesterreich-Ungarn  lünti'r  den  meisten  Culturländern  weit  zurück, 
und  es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  die  Aufnahme  der  Bamahlnngen  eine  plötz- 
liche Aenderung  aller  Gewohnheiten  und  Bedürfnisse  hervorrufen  werde.  Bezüglich 
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fler  iicrcentisclion  Zusammciisctzuiig'  dfr  Gosamintcirculation  nach  Zahlungsmitte! u 
verschiedener  Art  werden  sich  aber  wohl  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  Deutsch- 
land auch  hei  uns  herausbilden  müssen,  während  England  mit  seinem  Goldreich- 
thum,  Frankreich  mit  seinem  Silbcrüberfluss  zu  abweichende  Verhältnisse  auf- 
weisen. In  Deutschland  setzt  sich  nämlich  nach  den  „statistischen  Tabellen  zur 
Währungsfrage "  nach  Daten  aus  dem  Jahre  1885  die  Gosammtcirculation  zu- 
sammen aus  55'9  Proc.  GulJ,  13'7  Silber,  15-3  Proc.  ungedeckten  Noten, 
I3'ß  Proc.  Silberscheidemünze  und  Nickel,  1-5  Proc.  Bronze.  Wenn  wir  nun 
annehmen,  dass  die  durchschnittliche  Circulation  von  Staats-  und  Banknoten  zu- 
sammen 800  Millionen  Gulden  betrage,  dass  sich  30  Millionen  Gulden  Silber 
schon  früher  im  Verkehr  befanden,  dass  Kronen,  Nickel-  und  Bronzemflnzen 
nach  dem  Münzgesetze  im  Gesaninitbelauf  von  143  Millionen  Gulden  an  die 
Stelle  des  alten  Kleingehles  traten,  so  ergibt  sich  eine  Durchschnittscirculation 
von  973  Millionen  Gulden,  welche  auf  948  sinkt,  wenn  im  ganzen  auch  nur 
25  Millionen  durch  Fundierung  von  Salinenscheinen  aus  dem  A'crkehr  verschwinden. 
Wenden  wir  nun  auf  diese  Summe  von  948  Millionen  Gulden  das  in  Deutsch- 
land geltende  Procentvcrhältnis  an,  so  cr.tsprechen  die  Zitfern  bezüglich  der 
Scheidemünze  in  Silber,  Nickel  und  ISronze  den  bei  uns  zu  erwartenden  ziemlich 
genau.  Die  Ziffer  der  ungedeckten  Noten,  die  nach  dem  Procentverhältnis 
145  Millionen  Gulden  betragen  sollte,  würde  sich  auf  165  Millionen  stellen,  eine 
Differenz,  die  noch  nicht  schwer  ins  Gewicht  fällt.  Wir  hätten  aber  in  Gold  um 
88  Millionen  Gulden  weniger,  an  Silber  um  66  Millionen  mehr,  als  nach  dem 
deutschen  Procentverhältnis  entfallen  sollte.  Man  sieht  aus  dieser  Zusammen- 
stellung nebenbei,  dass  sich  der  Hank  durch  die  Aufnahme  der  Barzahlungen 
keineswegs  ein  unermessliches  Feld  zur  A''er\vendung  ihrer  ungedeckten  Noten 
eröffnet,  und  doch  beruht  das  Erträgnis  der  Bank  in  erster  Keiho  gerade  hierauf. 
Wollen  die  Regierungen  nun  wirklich  ein  beruhigendes  Verhältnis  sowohl  der 
Notendeckung  überhaupt,  als  insbesondere  der  Notendeckung  in  Gold  herstellen, 
so  könnte  dies  am  sichersten,  sicherer  als  durch  die  früher  aufgezählten  Mittel 
dadurch  erreicht  werden,  dass  sie,  wie  ich  es  schon  in  der  Währungs -Enquete 
vorgebracht  habe,  60  —  80  Millionen  des  der  Bank  verbleibenden  Silberbesitzes 
gegen  Gold  umtauschen  würden.  Die  Regierungen  hätten  demnach  den  genannten 
Goldbetrag  zwar  auch  anzuschaffen,  bekämen  aber  den  vollen  Gegenwert  in  Süber 
sofort  zurück,  bedürften  also  hiefür  keines  besonderen  Anlehens.  Dieses  Silber, 
das  nicht  in  den  Verkehr  gedrängt  werden  kann,  brauchte  deshalb  nicht  in  einen 
Juliusthurm  gesperrt  zu  werden,  es  müsste  nur  immer  wieder  in  den  Staatscasson 
Aufnahme  finden  und  nicht  in  die  Bank  gedrängt  werden.  Es  könnte  sogar  eine 
sehr  nützliche  Verwendung  finden,  indem  die  Postsparcassen  in  allen  Industrio- 
orten  reichlich  mit  Silber  dotiert  würden  mit  der  Verpflichtung,  diese  Beträge 
immer  wieder  auf  ihre  volle  Höhe  zu  ergänzen;  die  Postämter  wären  dadurch 
in  der  Lage,  dem  heute  unbefriedigten  Kleingeldbedarf  in  der  Provinz  zu  ent- 
sprechen, und  sie  könnten  ihre  Yersendungsspesen  wahrscheinlich  wieder  herein- 
bringen, weil  das  Publicum  gerne  bereit  wäre,  eine  Auf/.ahhing  für  solche  Postan- 
weisungen zu  leisten,  in  welcher  die  Münzsorte,  in  der  gezahlt  werden  soll,  vor- 
geschrieben werden  könnte. 


L.  Plenarvergatniiilung  vom  20,  NoTenibcr  189i. 


117 


'ich  mui  (las  (ji^sagto  zusaiiiin(>nfa«.M>,  iiiiiss  ich  wii-derholon,  dass  es 
nicht  die  Aufgabe  der  liaiik  sein  kann,  auf  die  Qualität  unserer  künftigen  Wiihrung 
Einfiuss  nehmen  zu  wollen.  Wohl  aber  muss  abschliessenden  Vorhandinngen  mit  der 
IJank  die  Entsrlilnssfassunf,'  der  Ke,i,'ierunpreii  über  die  Beschaffenheit  dJ-r  künftijren 
"Währung  vorangehen.  Denn  die  Leistungen,  welche  der  Hank  für  ihr  neues  Pri- 
vilegium zugcmuthet  werden  köinien,  hängen  von  den  Kechbii  und  Vortheilen  ab, 
welche  ihr  das  neue  Privilegium  bieten  wird.  Ist  doch  aus  den  parlamentarischen 
Verhandlungen  bei  Einbringung  der  Valutagesotzc  nicht  einmal  zu  entnehmen,  ob 
die  Eegierungen  auf  allen  und  jeden  Staatsnotenumlaaf  verzichten  wollen.  Ein 
massig  bezifferter  Umlauf  der  Staatsnoteu  in  kleineren  Abschnitten  nach  Muster 
der  deutschen  Cassenscheine,  ohne  Zwangscours  und  jederzeit  einlüslich,  wurde 
von  manchen  Seiten  befürwortet  und  dies,  obwohl  der  Einwand  naheliegt,  dass 
die  Einlösung  dann  von  beiden  Eeichscassen  erfolgen  müs-ite,  so  dass  mit  der 
Bank  gar  drei  Vervvechslungsstellen  geöffnet  werden  müssten,  dass  ferner  der 
finanzielle  Vortheil  einer  massigen  Staatsnotenmengo  den  Nachtheil  nicht  aufwiegt, 
der  durch  Noten  verursacht  wird,  für  welche  die  Bank  nicht  haftbar  ist.  Ein 
Bankprivilegium  mit  einem  Staatsnotenumlauf  daneben  und  einem  nicht  unschäd- 
lich gemachton  Ueberschuss  an  silbernen  Courantmünzcn  zugleich,  wäre  wenig 
begehrenswert.  Es  ist  förmlich  Mode  geworden,  die  Bankleitung,  sie  mag  thun 
und  lassen,  was  sie  wül,  <nls  unfähig  hinzustellen,  ohne  dem  Bedenken  Kaum  zu 
geben,  ob  nicht  fremdes  VerschuMen  die  Bank  in  Zwangslagen  versetzt  habe. 
Wir  brauchen  aber  eine  Bank,  die  nach  den  bekannten,  klar  zutage  liegenden 
guten  kaufmännischen  Traditionen  ihre  Aufgab(!  zu  erfüllen  vermag,  nicht  eine 
solche,  die  von  genialen  Inspirationen  lebt.  Darum  dürfen  wir  hoffen,  dass  die 
Regierungen  darüber  einig  werden,  unserem  Banknotenwesen  eine  gesunde,  ge- 
sicherte Grundlage  zu  schaffen.  Sobald  dies  geschehen  sein  wird,  dann  ist  das 
Bankprivilegium  auch  w(!rtvoll,  und  die  Bank  wird  dann  ihren  Traditionen  gemäss 
nicht  ermangeln,  auch  ihrerseits  alle  jene  Leistungen  zn  übernehmen,  die  sie  in 
der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe,  das  starke  Rückgrat  des  österreichischen  Credits  zu 
sein,  nicht  behindern.  Die  Vorhandlungen  werden  sich  dann  sehr  glatt  und  ein- 
fach gestalten." 

Nachdem  Herr  Lieben   geschlossen,  vertagt   der  llerr  V«>rsitzi'nde  die  Ver- 
handlung auf  die 


L.   Plenapvepsammlung  vcm   20.   November  1894. 

Der  Herr  Vorsitzende,  Sectionschef  v.  Inama-Sternegg  eröffnet  die  Ver- 
sammlung, verweist  auf  die  Ausführungen  der  beiden  Herren  Referenten  und  ladet 
zur  Erörterung  derselben  ein. 

Herr  Dr.  Landosberger  eröffnet  die  Discussion  und  bemerkt,  da.ss  die 
Mobilität  des  Portefeuilles  und  die  Laufzeit  der  Wechsel  nicht  allein  von  der 
Politik  der  Bank  abhängen,  sondern  auch  von  den  kaufmännischen  Usancen  über 
Credit-  und  Zahlungsfristen  und  von  der  Concurrenz  der  Privatbankiers  und 
-Disconteure ;  dies  beweise  eine  von  der  Deutschen  Roichsbank  auf  Ersuchen  des 
Redners  angestellte  Enquete.  Die  Fauptfrage  ist  folgendermaassen  zu  formulieren: 
Weldior  Reformen    bedarf  die  Oiganisation    d"r  Bank    anlässlich  der  Erneuernng 
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des  Privilegiums  überhaupt  und  insbesondere  im  Hinblicke  auf  die  ,-m  Zuge  be- 
findliche Währungsreform?  Eedner  spricht  sich  entschieden  für  die  Erhaltung  der 
Privatbanlc  aus,  schon  im  Hinblick  auf  unsere  dualistische  Verfassung,  der 
gegenüber  die  Bank  gewissermaassen  den  Pufferstaat  zwischen  den  Fordeningen 
der  beiden  Eeichshälften  abgebe.  Aber  auch  die  Theorie  habe  sich  noch  durch- 
aus nicht  zugunsten  der  Staatsbank  entschieden;  Adolf  Wagner,  der  eine  solche 
Institution  warm  befürworte,  stelle  sie  sich  als  die  Spitze  eines  ganzen  Systems 
von  öffentlichen,  durch  die  Communalverbände  erhaltenen  Banken  vor,  welche  die 
Creditgewährung  nicht  zu  Erwerbszwecken,  sondern  als  öffentliche  Function,  als 
Verwaltungsaufgabe  betreiben  würden.  Davon  sei  man  aber  in  der  Praxis  noch 
weit  entfernt.  Es  sei  allerdings  nicht  unvermeidlich,  das  eine  Staatsbank  bei  uns 
eine  Bank  der  Königreiche  und  Länder  würde  werden  müssen,  —  eine  solche  An- 
nahme wäre  eine  Ueberschätzung  parlamentarischen  Einflusses  gegenüber  dem 
Beharrungsvermögen,  das  Routine  und  Geschäfcskenntnis  der  Bank  verleiht;  aber 
es  wäre  zu  befürchten,  dass  die  Bank  in  den  Dienst  der  Grossmachtstellung 
Oesterreichs  gestellt  würde,  ähnlich  wie  seinerzeit  die  sonst  so  überaus  verdienstlich 
wirkende  Deutsche  Eeichsbank.  Andererseits  sollte  dem  Staate  ein  grösserer  Einfluss 
auf  die  Bank  eingeräumt  werden.  Namentlich  sollte  das  Curatorium,  dessen 
Einsetzung  beabsichtigt  sei,  in  die  tägliche  Thätigkeit  der  Bank  controlierend  und 
beaufsichtigend  eingreifen  können.  Namentlich  wenn  dies  Curatorium  paritätisch 
organisiert  würde,  könnten  die  Erfahrungen,  welche  die  Vertrauensmänner  der 
Regierung  täglich  zu  machen  in  der  Lage  wären,  und  die  Widerstände,  denen 
ihre  Wünsche  begegnen  w'ürden,  am  besten  zur  Klärung  der  Auffassungen  und 
zur  Abwehr  übertriebener  Forderungen  einer  der  lieiden  Eeichshälften  beitragen.  An 
dieser  Stelle  müsse  auf  das  Verhältnis  zu  Ungarn  eingegangen  werden.  Würde  Herrn 
0  s  t  e  r  s  e  t  z  e  r  s  Wunsch  erfüllt,  so  hätten  wir  Währungsgemeinschaft  bei  getrennter 
Bank.  Ein  solcher  Zustand  sei  bis  in  die  neueste  Zeit  sogar  die  Regel  in  Europa 
gewesen.  Entscheidend  sei  aber  der  Umstand,  dass  wir  nicht  nur  Gold  als  Währungs- 
metall besitzen,  sondern  zugleich  einen  minderwertigen  Silbercourantuinlauf.  Daraus 
könnte  die  Gefahr  entstehen,  dass  die  getrennten  Banken  soviel  als  möglich  gerade 
von  dieser  minderwertigen  Geldsorte  sich  gegenseitig  zuzuschieben  trachten  würden. 
AVir  müssten  bei  Trennung  der  Bank  von  Anfang  an  die  Möglichkeit  der  Liqui- 
dation unseres  Münzbundes  ins  Auge  fassen;  eine  solche  Vorsorge  für  die 
Liquidation  sei  nun  eine  ausserordentlich  schwierige  Sache;  derartige  Vereinbarungen 
würden  in  der  Folge  nur  zu  oft  durch  die  Ereignisse  umgestossen;  die  Bimetallisten 
verlangen  nur  einen  Währungsbund,  aber  keinen  Münzbund.  Dazu  komme 
noch  Folgendes:  Diejenigen,  welche  die  Banktrennung  vorschlagen,  gehen  von  der 
Anschauung  aus,  dass  nur  Cisleithanien  allein  die  Barzahlungen  werde  aufnehmen, 
respective  aufrechthalten  können,  Ungarn  aber  nicht,  das  heisst,  dass  in  Cisleithanien 
eine  geregelte  Goldvaluta,  in  Ungarn  aber  eine  schwankende,  im  Werte  sinkende 
Valuta  bestehen  werde.  Es  sei  nicht  richtig,  dass  die  Volkswirtschaft  sich  in  einem 
Lande  mit  schwankender  Valuta  besser  entwickle  als  in  einem  mit  geordneter 
Valuta;  aber  die  Erfahrung  zeige,  dass  eine  derartige  sich  entwertende  Valuta 
eine  vorübergehende,  fieberhafte  Anspannung  der  industriellen  Entwickelung  im 
Linern   und    eine   Schranke   gegen   den   Lnport  bedeute.     Dieser  Umstand  würde 
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Ulis  schli('.s.sli(h  ziii-  Kfliidigiing  dis  Zoll-  un.l  Handelsbflndn  issc«  mit 
l'iifjarn  führen.  Man  dürfe  daher  den  ersten  entscheidendon  Scliritt,  die  Trennnnff 
der  Bank,  wenn  man  sicli  anf  den  allein  maassijeheiiden  Standpunkt,  nSmlich 
jenen  der  Staatsraisun,  stelle,  nicht  einmal  ins  Au{?e  fassen. 

Redner  bespricht  sodann  den  Wort  und  Preis  des  Bankprivile^iams.  Die 
V(in  Herrn  v.  Mecensoffy  einander  gef?enüher  ge.stellten  Ertrage  unserer  und 
mehrerer  ausländischer  Hanken  seien  an  und  für  sich  nicht  vergleichbar;  ans 
ihnen  ergäbe  .sich  nur,  dass  die  eine  IJank  elien  mehr  gewinne  als  die  andere.  Man 
müsse  auf  die  Quelle  dieser  Krträge,  auf  die  Bankgeschäfte,  zurückgehen 
und  sich  fragen,  welcher  Theil  des  Ertrages  wirklich  aus  den  privilegierten 
Geschäften  der  Bank  herrühre.  Erat  durch  d.ieso  Untersuchung  werde  es  möglich, 
ehie  Verbindung  zwischen  der  Frage  der  finanziellen  Auseinandersetzung  zwischen 
Bank  und  Staat  und  der  Bankpnlitik  zu  finden  und  eine  Concordanzfomiel  zwischen 
den  Interessen  der  Bank  und  jenen  des  Staates  aufzustellen.  Der  Staat  hat 
nämlich  ein  Interesse  daran,  dass  sich  der  Wert  des  Privilegiums  durch  solche 
Geschäfte  hebe,  v,  eiche  auch  die  volkswirtscliaftlichen,  insbesondere  aber  die  währnrigs- 
politischen  Zwecke  des  Staates  fördern.  Das  Privilegium  einer  Zettelbank  hat  einen 
doppelten  Wert:  zunächst  einen  directen,  welcher  in  dem  Hechte  besteht,  unbedekte 
Noten  auszugeben  und  sich  dadurch  Capital  zu  verschaffen,  bezw.  fruchtbringend 
in  den  Verkehr  zu  setzen;  ferner  einen  indirecten  Wert,  indem  es  sie  zum 
natürlichen  Mitteli)inikt  der  Credit-In.stitutionen  des  Staates  macht.  Gerade  der 
directo  Wert  des  Privilegiums  sei  nun  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
grösser  als  bei  der  Deutschen  Reichsbank  oder  der  Bank  von  Frankreich.  Unsere 
Bank  hat  in  den  letzten  G  Jahren  durchschnittlich  etwas  mehr  als  163  Millionen 
Gulden  in  durch  Metall  und  Staatsnoten  unbedeckten  Noten  im  Umlaufe 
gehabt;  daraus  lässt  sich  im  Durchschnitte  der  letzen  vier  Jahre  ein  Gewinn  von 
ciica  5Vg  Millionen,  also  etwa  82  Proc.  der  durchschnittlichen  Dividende 
ausrechnen.  Bei  der  Deutschen  Reichsbank  hingegen  beträgt  in  den  letzten  Jahren 
der  durchschnittliche  unbedeckte  Notenumlauf  nicht  mehr  als  66  Millionen  Mark. 
so  dass  der  durchschnittliche  Gewinn  aus  diesem  Titel  während  der  letzten  drei 
Jahre  bloss  961.000  Mark,  also  kaum  11  Proc.  der  bezahlten  Dividende  betrug.  Bei 
der  französischen  Bank  betrug  der  unbedeckte  Notenumlauf  während  der  letzten 
6  Jahre  durchschnittlich  488*7  Millionen  Francs ,  der  Gewinn  also  circa 
50  —  52  Proc.  der  Dividende.  Volkswiitschaftlich  ist  ein  so  grosser  Betrag  der 
unbedeckten  Noten  ein  Misstand,  finanziell  behindert  er  die  Entwicklungsfähigkeit 
der  Bank.  Es  ist  ein  Misstand,  dass  die  Bank  immer  der  Obergrenze  des 
gesetzlichen  Contingentes  so  nahe  kommt  und  einen  grossen  Theil  ihres  Capitabs 
sich  durch  Emission  von  unbedeckten  Noten  beschaffen  muss.  Die  Tragwpit4' 
dieses  Mi.sstandes  wird  nach  Aufnahme  der  Ban.ahlungen  erst  recht  zu  Tage 
treten,  wenn  nämlich  die  internationalen  Strömungen  anf  dem  Edelmetallmarkte 
auf  den  Metallbestand  der  Bank  Einfluss  gewinnen  werden.  Dann  muss  ein 
anderer  Zustand  platzgreifen,  wenn  nicht  die  heftigsten  Discontschwankungen  und 
andere  Misstäiide  eintreten  sollen.  Die  mangelhafte  Entwicklung  des  Giroverkehrs 
und  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Bank  bewirken,  dass  die  Bank  anf  die 
ungedeckten  Noten  so  sidir  angewiesen  ist.    In  Deutschland  und  Frankreich  ver- 
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schaffen  die  Girogiithaben  der  Privaten  und  des  Staates  der  Bank  genügendi> 
Capital.  —  Auch  die  80-Millionenschuld  müsse  besprochen  werden.  Sie  sei  mit- 
schuldig an  jener  volkswirtschaftlich  gar  nicht  gleichgiltigen  Ver Wässerung  der 
österreichischen  Circulation  mit  unbedeckten  Noten,  denn  sie  habe  mit 
dazu  beigetragen,  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  zur  Emission  unbedeckter 
Noten  zu  driingen.  Es  sei  aber  nicht  die  ganze  Schuld  zurückzuzahlen,  wohl 
aber  ein  Theil  derselben;  überall  seien  sogenannte  hoards  von  disponiblem  Geld- 
capital  vorhanden:  auf  solche  dürfe  man  auch  in  Oesterreich  rechnen. 

Freilich  wären  die  Wirkungen  auf  den  Geldmarkt  verschieden,  je  nachdem 
die  Zahlung  in  Gcdd  oder  in  Noten  erfolgte.  Das  Schlussergebnis  sei  folgendes: 
Die  Rückzahlung  könne  beschleunigt  und  doch  den  Anforderungen  einer  rationelieii 
Politik  entsprochen  werden,  wenn  die  Participations-Quote  des  Staates  an  der 
Bank  nach  dem  Durchschnitte  mehrerer  Jahre  vorsichtigerweise,  also  nicht  zu 
4  Proc,  sondern  etwa  zu  5  Proc.  capitalisiert,  für  den  capitalisierten  Betrag  vom 
Staate  Kente  ausgegeben  und  der  Erlös  dieser  Eente  zur  Rückzahlung  verwendet 
werden  würde.  Der  Staat  würde  auf  diese  Weise  keinen  Schaden  erleiden,  da  ja 
voraussichtlich  der  Betrag,  der  ihm  nach  den  bisherigen  Verhältnissen  jährlich 
von  der  Bank  zufällt,  sich  in  Zukunft  nicht  mindern  werde;  die  langsame  und 
zinslose  Rückzahlung  der  ungarischen  Quote  an  ,der  80-Millionenschuld  würde 
sich  diesem  System  trefflich  anreihen  lassen,  und  die  Volkswirtschaft  hätte  den 
Vortheil,  dass  sich  das  effective  Capital  der  Bank  um  eine  beträchtliche  Summe 
vermehrte;  nimmt  man  an,  dass  die  Participations-Quote  auf  1  Million  steigen 
würde,  so  könnte  dies  Capital  20  Millionen  betragen.  Natürlich  müs.ste  eben  die 
Bank  nach  Kräften  trachten,  den  Giroverkehr  zu  heben,  der  ja  auch  in  Oesterreich 
lebenfähig  sein  dürfte.  Der  Staat  könnte  der  Bank  auch  ohne  Gefahr  einen  Theil 
seiner  Cassenbeständo  übergeben,  die  dann  zum  grössten  Theile  als  Eeserv.e 
verwendet  werden  müssten. 

In  Betreff  der  Aufnahme  und  Aufrechthaltung  der  Barzahlungen  müsse  man 
sich  eher  der  optimistischen  Ansicht  des  Herrn  Lieben  als  der  pessimistischen  des 
Herrn  Ostersetzer  anschliessen.  Oesterreich-Ungarn  sei  im  Begriffe,  ein  Industrie- 
staat zu  v.erden.  Darin  liege  für  den  Augenblick  für  unsere  währungsprditischen 
Maassnahmen  ein  empfindlicher  Nachtheil,  für  die  Zukunft  aber  ein  sehr  günstiges 
SLoment.  Demi  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  nur  starke  Industriestaaten  mit 
starkem  industriellem  Export  die  Barzahlungen  aufnehmen  und  erhalten  können, 
weil  sich  die  Industrie  der  Conjunctur  des  Weltmarktes  viel  rascher  anschliessen 
kann  als  die  Landwirtschaft.  Redner  sei  also  der  Ueberzeugung,  dass  v.ir  uns 
der  Zeit  nähern,  wo  Oesterreich-Ungarn  nicht  bloss  durch  finanzpolitische  Maass- 
regeln, sondern  schon  durch  die  Kraft  s>iner  Volkswirtschaft  in  Stand  gesetzt  sein 
v.erde,  die  Goldv.ährung  aufrecht  zu  erhalten. 

Herr  Dr.  Feilbog«n  bespricht  zunächst  einige  in  kaufmännischen  Kreisen 
verbreitete  Wünsche.  Des  Hartgeldes  sei  man  entwöhnt,  es  solle  daher  schon  im 
Bankstatut  der  Postsparcassa  das  Recht  zur  Ausgabe  von  Checks  auf  kleine, 
runde  Beträge,  etwa  ä  5  Kronen  oder  5  Gulden  an  die  Deponenten  der  ent- 
sprechenden Scheidemünze  reserviert  werden;  der  Staat  könne  durch  Deponierung 
einer   grösseren   Summe   mit   gutem   Beispiele   vorangehen    und   seine  Beamten   in 
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<1«M-artigi'ii  Chückf*  Ix'/.ahlfii.  Ks  sei  fcnuT  in  dm  Kreisen  dos  kli'im-n  Handd« 
der  Wunsch  v(Tbrfit"t,  dass  di«  lianlf  auch  Wcchsid  mit  sechs  monatlicher  Laufzeit 
«.scomptiere,  was  sich  trotz  aller  Bedenken  vielleicht  doch  als  zulüssig  erweisen 
werde.  Hiezu  konnten  jene  15  Millionen  dienen,  die  Herr  von  Mecenseffy  an 
die  Actiünilre  zurückzahlen  möchte.  Weini  dadurch  auch  die  Dividende  gesteigert 
werde,  so  schade  das  nichts;  es  sei  gar  nicht  nothwendig,  da.ss  schon  bei  der 
Concossionierung  eines  grossen  Untffrnehmens  dafür  gesorgt  werde,  dass  jede 
Aussicht  auf  Gewinn  entfalle.  Das  einzig  gesunde  l'rincip  sei,  jedes  gro-sso 
Unternehmen  so  zu  (irganisioren,  dass  es  hei  den  btssten  Leistungen  für  die 
Volkswirtschaft  einen  niuglichst  grossen  Gewinn  abwerfe.  Das  Bankstatut  sei  also 
derart  zu  constrnieren,  dass  die  Bank  für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  thunlichst; 
,','estjrkt  und  nach  erfolgreicher  Durchführung  derselben  durch  einen  entsprechenden 
Gewinn  belohnt  werde.  Vor  allem  müsse  die  Bank,  um  sich  selbst  zu  stärken, 
ihre  ansehnlichen  Reserven  in  einen  Goldschatz  verwandeln,  ähnlich  wie  dies  die» 
Deutsche  Eelchsbank  that.  Sie  könne  sich  ferner  gewaltige  Reserven  und  mächtige 
Verbündete  verschart'en,  wenn  si(!  an  Stelle  ihrer  bisherigen  neue  Namensactien 
in  derselben  Anzahl,  alier  lautend  auf  1200  oder  1800  fl.,  wovon  600  fl.  ein- 
gezahlt und  der  Kest  durch  trockene  Sichtwechsel  gesichert  vairde,  ausgäbe. 

Herr  Otto  Wittelshöfer  sagt,  es  sei  vorläufig  gar  nicht  so  dringend, 
die  Verlängerung  des  Bankprivilegiums  zu  beschleunigen,  man  solle,  bevor 
man  eine  Entscheidung  treffe,  so  v.'eit  möglich,  den  weiteren  Verlauf  der  Valnta- 
reform  abwarten.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sei  die  Fragi',  für  welche  Zeit  Asm 
neue  Privilegium  ertheilt  werden  solle.  Da  die  Zukunft  der  Bank  ganz  ungewiss 
sei.  könne  man  nicht  voraussehen,  nli  die  neuen  Bestimmungen  den  Staat  oder 
die  Bank  mehr  als  gerecht  belasten  werden;  ein  Theil  werde  vermuthlich  getroffen 
werden.  Darum  wäre  es  v.'ohl  angezeigt,  für  die  Uebergangszeit  nur  ein  kurz- 
dauerndes Privilegium  zu  verleihen.  Die  l)anktechnischen  Rücksichten  müssen  nun 
aber  hinter  den  allgemeinen  wirtschaftlichen  der  Monarchie  zurücktreten,  und  wir 
werden  uns  daher  mit  dem  Gedanken  an  ein  längeres  Privilegium  befreunden 
müssen.  Was  den  Wert  und  Preis  des  Privilegiums  betreffe,  so  wären  wohl  unter 
sehr  günstigen  Bedingungen  Actionäre  zur  Constituierung  einer  neuen  Bank  zu 
linden.  Man  dürfe  aber  die  AVichtigkeit  der  Stabilität  nicht  vergessen.  Der  Staat 
solle  von  der  Bank  mir  eine  Quote  des  jährlichen  Gewinnes  und  zwar  erst  bei 
einem  höheren  Gewinnsatze  verlangen,  weil  die  Bankactionäre  für  die  Aufnahme! 
der  Barzahlungen  keine  Opfer  würden  bringen  wollen,  wenn  sie  nicht  hoffen 
könnten,  in  ruhigen  Zeiten  hiefür  Ersatz  zu  finden.  Dagegen  sollt«'  dem  Staato 
ein  Theil  der  80  Millionenschuld  abgeschriebi-n  werden,  was  der  Bank  der  Gewinn, 
der  durch  die  Wertvennehrung  des  Goldschatzes  entstanden  ist,  leicht  ermöglichen 
würde.  Ein  grosser  Vortheil  wird  der  Bank  aus  den  Giro-Einlagen  des  Staates, 
v.eniger  aus  denen  Privater  erwachsen.  Dazu  kommt,  dass  jene  In.stitnte.  bei  denen 
Staatsgelder  bis  jetzt  angelegt  wurden  oder  deren  Schuldner  den  Credit  der  Bank 
werden  in  Anspruch  nehmen  müssen,  nachdem  diese  Gelder  für  immer  zurückgezogen 
sein  werden,  Ueberdies  werden  jene  Staatsnoten  verschwinden,  die  gegenwärtig  bei 
Rückgainv  des  Salinenscheinunilaufes  in  den  \'erkehr  treti'U  und  dem  Geschäfte  der  Bank 
starke,  ja  die  stärkste  und  zi'itwuiso  sogar  die  einzige  Concurrenz  bereiten.  Dagegen 
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wird,  wenn  die  Goldan.'^chaffungen  der  I?('gipruni,'üliordie  312  Millionen  Gulden  Staat.s- 
üoten  hinausgehen  .s(dlten,  der  Bedarf  für  die  Kcten  der  Bank  ein  geringerer  sein.  • — 
Ein  weiterer  Punkt,  der  besprochen  werden  müsse,  betreffe  die  künftige  Geld- 
circnlation.  Eedner  glaubt  nicht,  dass  infolge  der  Unbequemlichkeit  der  Hartgeld- 
Circulation  eine  erhebliche  Verminderung  des  Geldumlaufes  eintreten  werde;  ganz 
verfehlt  sei  aber  die  Meinung,  dass  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  plötzlich 
<>in  Mehrbedarf  entstehen  könne.  Dem  Barschatze  der  Bank  von  circa  550  Millionen 
(400  Millonen  Gold  und  150  Millionen  Silber)  würde  ein  Gelduralauf  von  circa 
850  Millionen  (750  Millionen  Banknoten  und  100  Millionen  Silber)  gegenüber- 
stehen. Die  derzeit  geltenden  Bestimmungen  über  die  metallische  Fundierung 
der  Bank  können  nicht  fortbestehen,  denn,  wenn  die  Bank  sich  nur  an  sie  halten  würde, 
wäre  sie  bald  insolvent.  Viel  wichtiger  sei  die  Festsetzung  des  steuerfreien  Noten- 
contingents,  das  den  geänderten  Verhältnissen  anzupassen  w-äre;  insbesondere  die 
Frage  der  Giroguthaben  müsste  ernstlich  ins  Auge  gefasst  werden.  Die  Verpflich- 
tungen, die  der  Bank  aus  diesen  erwachsen,  können  viel  dringender  werden, 
als  die  aus  den  Noten,  weil  sie  oft  ganz  unabhängig  von  dem  Circulations- 
Bedürfnisse  entständen  und  verschwänden.  Bei  den  grossen  Zettelbanken  werden 
allerdings  solche  Guthaben  in  das  Noten contingent  nicht  eingerechnet;  wenn  man 
aber  eine  neue  Ordnung  einführe,  müsse  grössere  Strenge  in  dieser  Eichtung 
platzgreifen.  In  seinen  weiteren  Ausführungen  spricht  Bedner  namentlich  den 
Wunsch  ans,  dass  der  Devisenbesitz  der  Bank  (gegenwärtig  30  Millionen  Gulden) 
bei  Aufnahme  der  Barzahlungen  nicht  mehr  in  den  Metallschatz  der  Bank  ein- 
gerechnet werden  solle.  So  lange  die  Barzahlungen  nicht  aufgenommen  seien, 
könne  der  gegenwärtige  Zustand  allerdings  wenig  schaden;  nach  Aufnahme  der 
Barzahlungen  aber  wären  wir  genötbigt,  mit  der  linken  Hand  zurückzugeben,  was 
wir  mit  der  rechten  nehmen.  In  die  bankmässige  Deckung  freilich  müssten.die 
Devisen  eingerechnet  werden;  besonders  anfangs  könnten  überschüssige  Giro- 
Einlagen  in  dieser  Weise  angelegt  werden,  um  eine  Creditüberspannung  im  Inlande 
2u  venneiden.  Die  Nichteinrechnung  in  den  Metallschatz  hindere  ein  lebhaftes 
Devisengeschäft  der  Bank  nicht.  Anstössig  sei  auch  die  Bestimmung  des  Bank- 
statuts, wonach  die  80-Millionenschnld  fällig  werde,  wenn  die  Bank  ihrer  Ver- 
pflichtung zur  Noteneinlösung  nicht  nachkommt.  Die  Einsetzung  eines  Bank- 
curatoriums  sei  nicht  wünschenswert,  da  ein  solches  ja  unmöglich  immer  ein 
genügend  sicheres  Urtheil  haben  könne;  schliesslich  sei  die  Aufrechthaltung  der 
Einheit  des  österreichisch-ungarischen  Zettelbankwesens  nothwendig. 

Herr  Ignaz  Zucker  wendet  sich  gegen  den  Modus  der  Tilgung  der 
80-Milli(incnschuld,  wonach  der  jährliche  Gewinnantheil  des  Staates  lediglich  von 
derselben  abgeschrieben  werde.  Dieser,  sowie  die  Erträgnisse  der  vom  Staate 
bei  der  Bank  deponierten  Gelder  sollten  in  einem  Fond,  vielleicht  beim  gemein- 
samen Finanzminsterium,  angelegt  und  daraus  in  bestimmter  Zeit  die  Tilgung 
vorgenommen  werden. 

HeiT  Wertheimer  theilt  als  Praktiker  Näheres  über  die  Durchschnittslaufzeit 
der  Wechsel  und  die  Höhe  der  Appoints  mit.  Während  die  Durchschnittslaufzeit 
in  Holland  30  Tage,  in  Belgien  2.  Frankreich  3  Monate  sei.  haben  wir  in 
Oesterreich  meist  Rimessen  auf  4  Monate,  ja  60  —  70   Proc.    unserer  Ursprungs- 
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Hwcii  soffar  si'chsmimutlicli.  In  letzter  Zeit  sei  allerdiiifrs  eine  IjeilMitendM 
liesseniuf;  eiiifretreten.  und  zwar  ans  dem  (irunde,  weil  die  meisten  Industriellen 
und  Kaufleiite  ihre  Rimessen  wahrend  8 — 9  Monaten  des  Jahrr-s  unter  dem 
üankdiscont  begeben.  Die  Hülie  der  Aii]iiiints  stelle  «ich  bei  uns  noch  viel 
ungünstiger.  —  Es  sei  nicht  richtig,  was  Herr  Ostersetz  er  ge.^apt  habe,  dasH 
die  Bank  eigentlich  nur  ein  Reescimipteur  sein  solle;  im  Gegentheile.  sie  müsse  den 
directen  Escnmpt  zwischen  den  einzelnen  Kanfleuten  vermitteln;  in  Deutschland, 
Frankreich,  Bel;rien  gel)e  es  einen  Privatesconipt  überhauiit  nur  unter  dem  Bank- 
discont;  dies  sei  nidit  möglich,  wenn  die  Bank  nur  L'eesconiiite  betreibt.  Heute 
sei  Ungarns  Parität  eine  Thatsache,  70  Proc.  aller  in  der  Monarchie  cnrsierenden 
AVechsel  seien  ungarische;  Ungarn  habe  auch  einen  viel  grösseren  Verkehr  als 
wir,  und  zwar  deswegen,  weil  man  dort  nicht  so  indolent  sei  wie  bei  uns,  nicht 
nech  persönlicher  Willkür  und  Laune,  sondern  nach  Geschäftsgrundsätzen  vorgehe; 
die  Ungarn  wissen  alle  ihre  Guthaben,  auch  die  der  Grundbesitzer,  in  Gestalt  von 
Wechseln  in  A'erkehr  zu  setzen;  das  Land  nehme  einen  ennnnen  wirtschaftlichen 
Aufschwung. 

Der  erste  Eeferont,  Herr  Ostersetz  er,  will  sich  auf  wenige  Bemcrkdngen 
beschränken.  Er  billigt  die  von  Herrn  Dr.  Landesberger  aufgestellte  Art  der 
Berechnung  des  Privilegial-Gewinnes  der  Bank  und  weist  auf  die  grosse  Schwie- 
rigkeit, Vergleiche  mit  den  Gewinnen  anderer  Banken  zu  ziehen,  hin.  Wenn  Herr 
Wertheim  er  für  kurze  LaulV.eit  4er  Bankwechsel  eintrete  und  zugleich  dagegen 
sei,  dass  man  die  Bank  nur  als  Institut  für  Ettescompte  bezeichne,  so  sei  das  ein 
Widersi)ru(h.  Denn  je  weniger  direct  die  Bank  eingreife,  desto  mehr  Wechsel 
kommen  in  ihr  Portefeuille,  deren  vollständige  längere  Laufzeit  in  anderen  Porte- 
feuilles bereits  consumir'rt  sei.  Der  Herr  Referent  spricht  seine  Freude  darüber 
aus,  dass  alle  Redner  sich  hoffnungsfreudigt^r  ausgesprochen  haben  als  er,  und 
hofft,  dass  sein  Pessimismus  nicht  gerechtfertigt  sei.  Herr  Lieben  habe  ihn 
aber  keineswegs  davon  überzeugt,  dass  die  Goldzahlung  auch  im  Innern  aufzunehmen 
sei.  Uebrigens  habe  er  nicht  gemeint,  dass  alles  Gold  dauernd  in  der  Bank 
concentriert  werden  solle;  mit  der  Zeit  werde  es  schon  in  den  Verkehr  strömen. 
Die  Bank  müsse  ja  auch  im  Falle  des  Eintretens  von  Krisen  auf  Gold,  das  im 
Verkehre  sei,  rechnen  können.  Aber  decretieren  las.se  sich  das  nicht.  —  Ungarn 
unterschätze  er  nicht,  aber  er  sehe  voraus,  dass  Ungarn  auf  seine  selbständige 
Credit-Organisation  auf  die  Dauer  nicht  werde  verzichten  wollen,  so  sehr  auch 
Oesten-eich  und  Ungarn  an  der  Gemeinsamkeit  derselben  interessiert  sein  mögen. 

Der  Herr  Vorsitzende  schliesst  nach  diesen  Darlegungen  die  Discussion 
und  bemerkt,  dass,  wie  Bamberger  einst  sagte,  zur  Aufnahme  der  Barzahlungen 
brauche  Oesterreich-Ungarn  nur  Mnth,  wir  im  gegebenen  Falle  sagen  können, 
zur  Lösung  der  Bankfrage  brauchen  wir  nur  Vertrauen.  Der  Staat  bringe  der 
Bank  auch  Vertrauen  entgegen;  an  ihr  sei  es,  dasselbe  zu  rechtfertigen  und  zu 
erwidern,  indem  sie  sich  in  jeder  Hinsicht  auf  der  Höhe  der  Sachlage  zeige 
und  ihre  eigenen  Interessen  den  allgemein  volkswirtschaftlichen  unten.uordnen 
verstehe. 

Die  Versammlung  wird  hierauf  geschlo.ssen. 


EIN  BEITRAG  ZUR  WASSERSTRASSENFRAGE. 


DK-  PAUL  HOPFGAHT^sER, 

CONCEPTSPUAKTIKA.NT  PKR  bOSN'.HERCEG.  I.AXDKSliKGIKltlSO,  SARAJEVO. 


Einleitung. 

Seitdem  die  Wasserstrassen  durch  die  Plisenbahnen  von  ihrer  Bedeiituns? 
als  Hauptverkehrswege  des  Binnenhandels  verdrängt  worden  sind,  hat  ihre  Beur- 
theilung  verschiedene  Stadien  durchlaufen.  Während  zur  Zeit  des  immensen 
Aufschwunges  des  Eisenbahnverkehres  eine  allzu  geringschätzende  Behandlung  der 
Wasserwege  vielfach  an  der  Tagesordnung  war  und  die  gänzliche  Verdrängung 
derselben  durch  den  Schienenweg  nur  als  eine  Frage  der  Zeit  angesehen  wurde, 
hat  die  fortbestehende  Lebensfähigkeit  der  Binnenschiffahrt  moderierend  auf  dieses 
allzu  harte  Urtheil  eingewirkt.  Die  national-  ökonomische  Theorie  fassto  das- 
gegenseitige  Concurrenzverhältnis  als  eine  Art  Arbeitstheilung  auf:  Die  Eisenbahnen, 
deren  Transportpreise  diejenigen  der  Wasserstrassen  übersteigen,  sind  vermöge 
der  auf  ihnen  stets  möglichen  raschen  und  prompten  Beförderung  geeignet,  den 
Verkehr  der  höher-  und  höchstwertigen  Güter  sowie  der  Persimen  in  besonder* 
entsprechender  Weise  zu  besorgen;  dagegen  fällt  den  Wasserstrassen  mit  ihren 
geringen  Transportpreisen  zufolge  des  langsamen  und  intermittierenden  Betriebes 
die  Beförderung  der  minderwertijron  Massengüter  zu,  die  erst  durch  die  auf  den 
Wasserstrasson  mögliclien  niedrigeren  Tarife  mobil  werden. 

Alleiji  infolge  der  Fortschritte  der  Technik  des  Binnenwasserverkehrs  ist  diese 
Theorie  von  verschiedenen  Seiten  als  eine  antiquierte  bezeichnet  worden.  In  der 
That  muss  zugegeben  v.erüen.  dass  gerade  die  für  die  Wasserstrassen  als  besonders 
charakteristisch  bezeichnete  Langsamkeit  des  Transportes  bedeutende  Modificatiouen 
erlitten  hat;  die  Umwälzungen,  die  auch  hier  die  häufige  Anwendung  der  Dampf- 
kraft im  Gefolge  gehabt  hat,  sind  ganz  beträchtlich. 

Infolge  dieses  Fortschrittes  muss  auch  angenommen  v.erden.  dass  sich  das 
Gebiet  eines  möglichen  Wettbewerbes  zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen 
geändert  haben  dürfte.  Aber  über  den  Umfang  dieser  Verschiebung  herrscht  noch 
grosse  Unklarheit.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  hauptsächlich  im  Mangel 
umfassender,  vergleichbarer,  statistischer  Dateir,  aber  nur  gestützt  auf  statistische» 
Materiale  darf  man  hoffen,  der  Lösung  näher  zu  kommen. 
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Es  soll  nnn  im  Folf,'cn(l(;ii  kcineswe;,'«  der  Versuch  nntr-rnotnini'n  wcrdr-ii, 
äas  Problem  der  Coiipurrfiiz  -/wischon  Wasserstrassen  und  Eisenbahnen  einer  all- 
gemeinen Lösung  zuzuführen.  Dazu  ist  das  statistische  Material  bei  weit*m  nicht 
umfassend  genug.  Der  vorliejrende  Beitra;?  hat  lediglich  den  Zweck,  im  Nach- 
stehenden einige  statistische  Daten,  die  thejls  schwerer  zu^'iniglich,  theils  mühsam 
-zu  sauniieln  sind,  der  allgemeini'n  Denützun,:,'  zugänglich  zu  machen. 

Hii-fiir  standen  neben  den  reichen  Sammlungen  der  k.  k.  statistischen 
Central-Cdnuiiissiun  in  Wien  für  die  französischen  Verhältnisse  inbesondere  die 
wertvollen  Materialien  zu  geböte,  welche  das  Ministere  des  travanx  pnblics  dem 
("sterreichischen  statistischen  Amte  geliefert  hat;  für  die  Verhältnisse  des  deutschen 
Kelches  ausser  den  Veröifentlichungen  der  Central-Commission  für  die  Khein- 
schiffahrt  und  den  Pul)licationen  des  kais.  statistischen  Amtes  verschiedene  auf  dii- 
Frage  bezüidicln'  Schriften  und  Mittheilungen,  welche  der  Magdeburger  Kauf- 
mannschaft zu  verdanken  sind  und  ausserdem  ist  die  Arbeit  durch  das  besondere 
Interesse,  welches  Herr  Uandelskammerrath  Kichard  Lieben  in  Wien  an  dem 
■Gegenstand  genommen  hat,  in  v.irksamer  Weise  gefordert  worden. 

Der  Stoff  zerfällt  in  zwei  Theile,  die  nicht  nur  durch  den  geographischen 
Unterschied  gegeben  sind,  sondern  die  auch  methodisch  wesentlich  differieren. 
AVährcnd  nämlich  durch  die  französische  Statistik  mit  der  Angabe  über  die  von 
Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  geleisteten  Kilometertonnen  zugleich  die  Mög- 
lichkeit geboten  ist,  die  Gesammtleistungen  beiderseits  mit  demselben  Maasstabe 
zu  messen  und  somit  zu  vergleichen,  müsste  man  sich  bei  den  deutschen  Wasser- 
strassen  in  dieser  Hinsicht  lediglich  auf  beiläufige  Schätzungen  verlassen.  Man 
nuiss  sich  daher  bei  den  letzteren  auf  andere  Weise  über  die  bestehenden  Wech.sel- 
beziehungen  Klarheit  zu  verschaffen  suchen. 


I. 

Die  französischen   Eisenbahnen   und    Wasserstrassen. 

Frankreich,  das  nur  wenige  für  einen  grossen  Verkehr  geeignete  natürliche 
Wasserwege  besass,  hat  diesem  Mangel  durch  Erbauung  von  Canälen  und  Ver- 
besserung von  Flüssen  und  Strömen  schon  seit  langer  Zeit  zielbewusst  abzuhelfen 
gesucht.  Daher  fanden  die  aufstrebenden  Eisenbahnen  schon  ein  ausgedehntes 
Ketz  von  künstlichen  Wusserwegen  vor.  Da  aber  das  ganze  Canalsystem  nicht 
für  die  Concurrenz  mit  den  Eisenbahnen  zugeschnitten  war,  da  die  wirtschaftlichen 
lind  finanziellen  Voraussetzungen,  denen  sie  ihr  Entstehen  verdankten,  mit  Beginn 
der  Eisenbahnära  oft  grosse  Veränderungen  erlitten,  so  kann  es  nicht  überraschen, 
wenn  ein  grosser  Theil  des  französischen  Canaluetzes,  seine  wirtschaftliche  Existenz- 
berechtigung verlierend,  infolge  der  Eisenbahncimcurrenz  des  Verkehrs  beraubt 
wurde.  Dass  auch  die  finanziellen  Erträgnis.se  der  Canäle  oft  spärlich  flössen, 
ist  dann  nur  eine  Folgeerscheinung. 

Wenn  man  auch  unbedingt  zugeben  muss,  dass  den  Wasserstrassen  neben 
den  Eisenbahnen  jetzt  nicht  mehr  die  grosse  Bedeutung  unter  den  Verkehrs- 
mitteln zukommt,  wie  ehemals,  so  würde  man  andererseits  zu  weit  gehen,  wenn 
man  sagen  würde,  dass  gewisse  Wasserwege,  die  insbesondere  durch  den  auf  ihnen 
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beförderten  Massenverkehr  in  die  Lage  kommen,  ihre  speciflschen  guten  Eigen- 
schaften voll  ZQ  entwickeln,  nicht  auch  heule  noch  berufen  sind,  eine  hervorragende 
Stelle  im  Verkehrsorganismus  einzunehmen.  Im  folgenden  muss  daher  stets  beachtet 
werden,  dass  der  Gesammtheit  der  französischen  Wasserstrassen  ein  ererbter  Ballast 
von  absterbenden  Gliedern  anhaftet,  der  die  Leistungen  der  auch  heute  noch 
lebenskräftigen  Theile  beeinträchtigt. 

Weijn  auch  die  aus  alter  Zeit  herrührenden  technischen  Mängel  allmählich 
behoben  werden,  so  bleiben  doch  bei  vielen  Wasserwegen  immer  noch  die  gegen 
früher  total  veränderten  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  welche  hemmend  und 
schädigend  auf  ehemals  vollkommen  lebenskräftige  Verkehrsadern  einwirken. 

Aus  dem  Vorstehenden  muss  also  die  Beschränkung  folgen,  dass  die  aus 
der  französischen  Statistik  gewoinienen  Kesultate  nur  mit  grosser  Vorsicht  auf 
andere  Länder  angewendet  werden  können. 

Das  Gesammtbild  wird  nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  ein  in  mancher 
Beziehung  ungünstigeres  sein,  als  es  der  thatsächlich  möglichen  dincurrenzfähigkeit 
der  Wasserstrassen  entspricht.  Vor  allem  sind  es  die  finanziellen  Erträgnisse, 
welche  wesentlich  ungünstig  beeinfiusst  werden.  Es  wäre  daher  sehr  übereilt, 
wenn  man  aus  den  finanziellen  Opfern,  welche  die  französischen  Wasserstrassen 
gefordert  h«ben  und  noch  fordern,  allgemein  den  Schluss  ziehen  würde,  dass 
Wasserstrassen  sich  neben  den  Eisenbahnen  nicht  mehr  rentieren  könnten. 

Das  vorliegende  statistische  Material  ist  nach  Form  und  Inhalt  besonders 
für  die  Untersuchung  der  Frage  wertvoll,  wie  sich  die  Gesannntheit  der  Eisen- 
bahnen und  die  gesammten  Wasserstrassen  Frankreichs  seit  einer  langen  Keihe 
von  Jahren  am  Verkehre  betheiligt  haben.  Die  Angaben  über  die  geleisteten 
Tonnenkilometer  geben  ein  getreues  Bild  der  beiderseits  aufgewendeten  Arbeit ; 
aus  der  tonnenkilouietrischen  Leistung  lassen  sich  dann  verschiedene  Grössen 
ableiten,  wie  mittlere  Circulation  und  mittlere  Transportdistanz,  welche  einen 
kurzen  mathematischen  Ausdruck  für  gewisse  charakteristische  Phänomene  des 
Verkehres  abgeben. 

Tabelle  II  (s.  folgd.  Seite)  enthält  für  die  Jahre  1847  bis  1891  die  An- 
gaben über  die  von  den  Eisenbahnen  und  den  Wasserstrassen  geleisteten  Tonnen- 
kilometer. Tabelbi  I. 


Jahr 


^  .J3 


o 


Proceutuellcr  An- 
theil  der 


Eisen- 
bahnen 


Wasser- 
strassen 


Jahr 


5-3  o;  5 
-^  ^  —  f.< 
=  t-  o    1 

S  >!3  " 
es   ^  lll   ~ 


Procentueller  Aii- 
theil  der 


Eisen- 
bahnen 


Wasser- 
strassen 


1847 
1852 
1857 
1862 
1867 
1872 
1877 


2.0.30 
2.319 
4.105 
5.974 
7.869 
9.462 
10.219 


10  69 
23S3 
52-43 
64-99 
74-28 
80-60 
80  10 


89  31 
76-07 
47-57 
35-01 
25-72 
19  40 
19-90 


1882 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


13.100 
12  991 
13.589 
14.i90 
14.975 
15.831 


82-71 
76  34 
76-60 
77-.34 
78-52 
77-66 


17-29 
23-66 
23  40 
22-66 
21-48 
22-34 
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Tabflle  U. 

üobersicht  des  Gisammtv erkehrs  auf  frany-risischi'H  Eiaeubahiien  uinl 
Wassorstrasseu  (1847  —  1891). 


Jahre 


E 


h  n 


0  u 


Länge 


Kilo- 
meter 


|||  Tonnen-  \ä%%i 
kiliiiiietr.  !  ■;;  *  E  5 
Leistung  |  IH^ 


Franes 


1'auscnd 
Tonnen 


Oen- 
tiuieH 


WaHscrstrasscn 


Länge 


TonoünkllnnietrUelie 
LeUlaDf 


derFlöise  derCanUe 


!     OeMmmt« 
tonneu* 
kUonirtr. 

i        LciMUDf 


Tnutfend    Tonnen 


1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
•1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


1.814 

2.214 

2.8 '?2 

3.003 

3.547 

3.863 

4.045 

4.639 

5.526 

6.189 

7.442 

8.654 

9.046 

9.296 

9.989 

11.077 

12.010 

13.016 

13.537 

14.447 

15657 

15.855 

16.465 

15.544 

16.229 

17.777 

18.540 

19.082 

19.764 

20.034 

20.534 

21.135 

22.249 

23.089 

24.249 

25.576 

26.692 

28.722 

29.839 

30.696 

31.446 

32.128 

32.914 

33.280 

33.878 


43.154 
30.531 
30.472 
32.802 
32.680 
36.898 
42.723 
46.083 
53.087 
52.159 
46.715 
42.780 
44.841 
4.").630 
49.224 
46.802 
44.414 
43.996 
43-738 
44.803 
45.185 
42.609 
42.295 
40  2.0 
45.664 
45.4|8 
45.934 
43.059 
43.285 
43.3u8 
41.330 
42.546 
41.091 
44.823 
44.r,03 
42.9S6 
40.457 
37.620 
34.997 
33.317 
33.091 
32  487 
34.661 
34.209 
34.663 


217.000 

190.000 

246.000 

314.000 

362.000 

555.000 

816.000 

1,143,480 

1,516.916 

1,867.858 

2,142.159 

2,389.967 

2,727.752 

3.118.612 

3.807.720 

3,882.5:9 

4,071.946 

4,024  343 

5,172.220 

5,825.986 

5,845.429 

6,310.167 

6,273.899 

i),056.960 

5,508.722 

7,626.471 

8,250.508 

7,926.031 

8,136.291 

8,325..^01 

8,185.073 

8.39SI.810 

8,999.105 

10,350.201 

10,752.835 

10,835.648 

11,064.711 

10,478.300 

9,791.440 

9,314.346 

9,918.111 

10,409.135 

11,052.370 

11,759.081 

12,294.424 


10-6 

10.450  1 

10  5 

10.530 

10-3 

10..580 

9-9 

10.580 

9-8 

10.580 

87 

10.610 

81 

10.930 

7-6 

10.930 

7-6 

10.990 

7-6 

10.990 

73 

11.000 

7-2 

11.000 

7-2 

11.000 

6-9 

11.000 

6-7 

11.000 

6-7 

ll.OOO 

6-6 

11.110 

6-2 

11.110 

61 

11.110 

60 

11.190 

61 

11.250 

61 

11.250 

6-2 

11.260 

61 

11.260 

6-3 

10.750 

60 

10.750 

5-9 

10.750 

5-97 

10750 

6-06 

10.770 

60j 

10.790 

5-96 

10.790 

5-97 

10.800 

5-95 

10  940 

5-95 

10.940 

5-88 

11.970 

5  89 

12.230 : 

5-73 

12.540  j 

5-90 

12.540 

5-94 

12.380 

5  94 

12.400 

5-79 

12.470 

506 

12.500 

555 

12.470 1 

5-46 

;  12.572 

5-36 

12.327  i; 

i              ii 

976.000 

672  000 

8-.9.000 

938.000 

893.000 

929.000 

1,042.000 

1,003.000 

1,052.000 

1,007  000 

943.000 

753.000 

845.000 

858.000 

856.000 

898.000 

879.000 

866.000 

837.000 

904.000 

792.000 

825.000 

804.000 

549.000 

599.000 

869.000 

873.000 

833.000 

910000 

890.003 

905.000  i 

928.000 

910.000 

903.000 

1,027.000 

1,051.000 

1,092.000 ' 

1,126.000  : 

1,123.000  I 

1,251.000; 

1,366.000  i 

1,429.000  ; 

1,449.000  ; 

1.415.000 

1,537.000  i 

I 


837.000 

550.000 

636.000 

728.000 

825.000 

835.000 

960.000 

968.000 

988  OOO 

1,067.000 

1,020.000 

896.000 

934.000 

1,043.000  i 

1.0801100 

1,194.000 

1,253.000 

1,216.000 

1,222.000 

1,321.000 

1,232.000  :^ 

1,347.000 

1.195.000 

899.000 

959.000 

907.000 ;, 

974.000 1' 

962.000  I; 

1,054.000  i! 

1,063.000  || 

1,129.000  jl 

1,077.000  i 

1,104.000 1, 

1,104.000' 

1.147.000 

1,214  000! 

1,291.000 

1,326.000 

1.330  000 

1.547.000 

1,707.000 

1,751.000 

1,789.000 

1,801.000 

2,000.000 


1,S1.!.000 
1,222.000 
1,495.000 
1,666.000 
1,718.000 
1,764.000 
2,<XJ2.000 
1,971.000 
2,040.000 
2,074.000 
1,963  000 
1,649.000 
1,779.000 
1,901.000 
1,936.000 
2,092.0)0 
2,132.000 
2,082.000 
2,059.000 
2.225.000 
2,024.000 
2,172.000 
1,999.000 
1,448.000 
1,.558.C00 
1,830.000 
1,847.000 
1.795.000 
1,964.000 
1,953  000 
2.034.000 
2,005.000 
2,014.0iW 
2.007  000 
2,174.000 
2,265  000 
2,383.000 
2,452.000 
2,453.000 
2,798.000 
8,073.000 
3,180.000 
3,238.000 
3,216.000 
3,537.000 
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In  der  vorstehenden  Tabelle  I  sind  die  markantesten  Punkte  aus  di-r 
grossen  Tabelle  henorgehoben. 

Der  Gesammtverkelir.  in  Tonnenkilometern  ausgedrückt,  ist  von  2  Milliarden 
auf  beinahe  16  Milliarden  angewachsen,  hat  sich  also  fast  verachtfacht.  Die  in 
der  Tabelle  hervorgehobenen  5jährigen  Etappen  zeigen  bis  zum  Jahre  1882  ein 
rapides  Wachsthum;  gegen  Schluss  der  Beobachtungsperiodo  v.ird  der  Gang  der 
Entwicklung  etv/as  langsamer. 

Der  procentuale  Antheil,  den  Eisenbahnen  und  W'asserstrasseu  an  diesen 
Verkehrsleistungen  gehabt  haben,  macht  im  Laufe  der  in  Betracht  gezogenen 
Periode  bedeutende  Wandlungen  durch.  Während  im  Jahre  1847  der  Antheil 
<ler  Eisenbahnen  am  Gesaninitverkehr  nicht  ganz  11  Proc.  betrug,  steigert 
sich  derselbe  bis  auf  82'7  Proc.  im  Jahre  1882,  so  dass  in  der  Arbeitstheilung 
der  beiden  Verkehrsmittel  ein  völliger  Umsturz  constatiert  v.erden  kann.  Seit  dem 
Jahre  1882  jedoch  hat  diese  prävalierende  Bedeutung  des  Eisenbahntransportes 
■wieder  etwas  abgenommen  und  hält  sich  seit  1887  ungefähr  in  derselben  Höhe. 
Im  entgegengesetzten  Sinne  verläuft  die  Entwicklung  des  Antheiles  der  Wasser- 
strassen am  Gesammtverkelir.  In  den  letzten  5  Jahren  bleibt  das  Verhältnis  ein 
stationäres.  Die  Arbeitstheilung  zv.ischen  beiden  Verkehrsmitteln  scheint  hier  ihr 
„natürliches  Maass"   gefunden  zu  haben. 

Die  absoluten  Zahlen  der  vnn  den  Wasserstrassen  beförderten  Tonnenkilo- 
meter zeigen  seit  1881  eine  anhaltend  steigende  Tendenz,  während  sich  in  den 
früheren  Jahren  die  Verkehrsleistung,  nach  Ti>nnenkilonietern  angegeben,  ungefähr 
auf  derselben  Höhe  hielt.  Die  Wasserstrassen  haben,  wenigstens  bezüglich  des 
Quantums  der  beförderten  Güter,  ihr  früheres  Arbeitsfeld  behauptet  und  beginnen 
seit  etv.a  zehn  Jahren  sich  ebenfalls  an  dem  stets  v.achsenden  Verkehr  in  steigen- 
dem Maasse  zu  betheiligen. 

Da  dieser  Aufschwung  zeitlich  mit  der  Action  der  französischen  Regierung 
Tjetreffs  Verbesserung  und  Ausgestaltung  des  Wasserstrassennetzes  zusammenfällt, 
so  darf  man  jedenfalls  in  dieser  Maassregel  einen  die  Concurrenzfähigkeit  günstig 
Jjeeinflussenden  Factor  erblicken.  Namentlich  ist  es  die  in  Angriff  genommene 
Durchführung  eines  einheitlichen  Normalprofiles  bei  den  künstlichen  Wasserstrassen, 
v.elche  letztere  nicht  nur  aus  der  Eolle  von  rein  localen  Verkehrsv.egen  heraus- 
hebt und  dem  grossen  Verkehrsstrome  zugänglich  macht,  sondern  dieselben  auch 
durch  Berücksichtigung  der  technischen  Fortschritte  im  allgemeinen  leistungsfähiger 
gestaltet. 

Die  günstige  Wirkung  der  Beformarbeit  kommt  auch  in  der  sogenannten 
„mittlem  Circulation"  der  Eisenbahnen  und  W'asserstrassen  zum  Ausdrucke.  Die 
Intensität  des  als  gleichmässig  verlaufend  gedachten  Verkehrsstromes  zeigt  bei 
den  Eisenbahnen  (s.  Tabelle  III)  eine  bedeutende  Steigerung,  die  im  grossen  und 
ganzen  bis  1882  anhält.  Da  tritt  dann  ein  bedeutender  Rückschlag  ein;  zwar 
macht  sich  seit  1882  wieder  eine  steigende  Tendenz  geltend,  der  Stand  des 
Jahres  1882  wird  jedoch  nicht  mehr  erreicht.  Die  Wasserstrassen  haben  seit  1847 
Ijis  1872  im  allgemeinen  ihre  Verkehrsintensitit  bewahrt;  später  macht  sich 
dann  ein  geringer  Aufschwung  geltend,  der  seit  1882  grössere  Dimensionen 
annimmt;  das  Maximum  der  Verkehrs-Intensität  fällt  auf  das  Jahr  1891. 
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TabeUe  HI. 

Die   mittlere   Circnlation   der   französischen   Eisenbahnen   und 

Wasserstrasson. 


Jahre 

Eisenbahnen 

Wasser- 
strassen 

Jahre 

Eisenbahnen!     «IrTen 

! 

in  Tausenden  von  Tonnen 

in  Tausenden  von  Tonnen 

1847 
1852 
1857 
1862 
1867 
1872 
1877 

119 
143 
301 
350 
373 
429 
398 

173 
166 
178 
190 
179 
170 
188 

1882 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

424 
315 
324 
336 
353 
363 

185 
246 
254 
259 
260 
286 

In  etwas  detaillierterer  Weise  werden  die  Circulationsverhältiiisse  der 
Wasserstrassen  in  der  Tabelle  IV  dargelegt. 

Daraus  ergibt  sich  die  Vertheilung  der  Gesammtlänge  des  französischen 
Wasserstrassennetzes  —  getrennt  nach  natürlichen  und  künstlichen  Wasserstrassen 
—  auf  die  einzelnen  Kategorien  der  Verkehrsintensität.  Die  Angaben  beziehen 
sich  auf  das  Jahr   1882. 

Der  Antheil  der  grossen  Wasserstrassen  mit  einer  mittleren  Circulation  von 
mehr  als  einer  Million  Tonnen  aii  der  Gesammtlänge  ist  sowohl  bei  Flüssen  und 
Strömen,  .als  auch  bei  Canälen  ein  geringer.  Er  beträgt  bei  beiden  Classen  von  Ver- 
kehrswegen S'/«  Pvoc.  Den  grössten  Theil  der  Länge  nehmen  bei  den  natürlichen 
Wasserwegen  die  kleinen,  schwach  belebten  Flüsse  ein.  (74  Proc.  der  Gesammt- 
länge). Bei  den  Canälen  ist  die  Vertheilung  nach  Grössenkategorien  etwas  gleich- 
massiger  ;  hier  entfällt  der  grösste  Thoil  der  Gesammtlänge  (circa  50  Proc.)  der 
Canäle  auf  die  Kategorie  mit  einer  mittleren  Circulation  von  100.000  bis  500.000 
Tonnen. 

Die  Entwicklung  des  französischen  Binnenwasserverkehres  nimmt  also  kurz 
folgenden  Gang:  Das  ausgedehnte  Wasserstrassennetz  behauptet  zwar  den  Eisen- 
bahnen gegenüber  im  grossen  den  bisherigen  Verkehrsstand;  ein  Wachsthum  des- 
selben wird  jedoch  lange  Zeit  hintangehaltcn ;  erst  in  den  letzten  Jahren  beginnt 
auch  der  Verkehr  auf  den  Wasserstrassen  sich  zu  heben;  dieser  Aufschwung  wird 
weniger  durch  das  Läugenwachsthum  des  Wasserstrassennetzes  verursacht,  als  durch 
Regulierung  und  Vorbesserung  der  bestehenden  Wasserwege. 

Es  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  durch  die  Eisenbahhconcarrenz  nicht 
eine  wesentliche  Umgestaltung  in  der  Vertheilung  des  Verkehres  nach  den 
beförderten  Wareiiqualitäten  stattgefunden  hat. 

Leider  ist  das  Material  für  die  Lösung  dieser  Frage  nur  wenig  aus- 
reichend. 

ZeltDclirifl  für  VolksvrirUcliaft,  Socialpolltik  und  Vcrnalliing.  IV.  Honil.  1.  Ilrft.  9 


130  Hopfgartiier. 

Tabelle  I¥. 

Die   mittlere  Circulatioii    der  französischen  Wasserstrassen   im 

Jahre   1882. 

a)   Flüsse  und   Ströme. 


259 

327 

1331 

5663 


O    CO  i5 

PiC5 


8-4 
4-3 

17-6 

74-7 


7580 


1000 


Kategorien 


Beförderte 
Tonnen- 
Kilometer 


Mittlere 
Circulation 
in  Tonnen 


Mit  über  1,000.000  Toniieu  .  .  . 
„  500.000-1,000.000  Tonnen  . 
„  100.000-500.000  Tonnen  . 
,     unter  100,000  Tonnen   .    .    . 


einer  Circul.  v.  1—2,093.000  Tonnen   , 


h)  Ca 


424,945000,  1,640.600 

240,152.000  734.400 

294.417  000  221.200 

91,25.3.000!  16.100 


1.050,767.000         138.624 


bog 


164 

552 

2.305 

1629 


4650 


u     < 


35 
11-9 
496 
35-0 


1000 


Kate 


g  0  r  1  e  n 


Beförderte 
Tonnen- 
Kilometer 


Mittlere 
Circulation 
in  Tonnen 


Mit  einer  mittleren  Circulation 
Ueber  1,000.000  Tonnen  .    .    . 
Von  500.000—1,000.000  Tonnen 

„     100.000—500.000  Tonnen 
Unter  100.000  Tonnen  .... 


Von  1—2,084.000  Tonneu    .    .    . 


291,623.000  1,778.200 

349,258.000'  632.700 

503,7.39.000'  218  500 

69,199.000  42.480 


1.21.3,819.000 


261.036 


Ans  Nördling:  Die  Seibätkosten  des  Eisenbahn -Transportes  und  die  Wasser- 
strassenfrage. 

Die  ausführlichsten  Daten  liegen  noch  fär  den  Steinkohlenverkehr  vor.  Mit 
Kficksicht  auf  die  tiefeingreifende  Bedeutung  dieses  Transportartikels  erscheint 
eine  eingehendere  Behandlung  gerechtfertigt  und  geeignet,  wenigstens  theilweise 
auch  zur  Lösung  der  oben  aufgeworfenen  Frage  beizutragen. 

Tabelle  V  enthält  die  Grundlagen  für  die  in  Tabelle  VI  berechneten  Daten.. 

Der  Gesammttransport  dieses  wichtigen  Brennstoffes  hat  .sich  von  1871 
bis  1889,  also  innerhalb  19  Jahren,  mehr  als  verdreifacht;  die  Zahl  der  befcirderten 
Kilometertonnen  ist  von  1  Million  auf  nahezu  4  Millionen  gestiegen.  An  diesem 
Transporte  haben  sich  die  Eisenbahnen  in  einem  seit  1871  bi.s  1880  steigendem 
Umfange  betheiligt;  dann  bleibt  der  Procentantheil  der  Eisenbahnen  am  Gesammt- 
verkehr  einige  Zeit  stationär,  um  gegen  den  -Schluss  der  dargestellten  Periode- 
abzunehmen. 


Ein  heitrag  üur  Wasserstrasscnfrago. 
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Tabelle  VI. 


Jahre 

Zahl  der  von 
Eisenbahnen  und 
Wasserstrassen 
beförderten  Tonnen- 
Kilometer 

St 

einkohlen  wurden 

beförder 

t: 

ans- 
der 
auf 

hnen 

Inns- 
gesammt 

von  den 
Eisenhahnen 

Ton  den 
Wasserstrassen 

Tonnen- 
Kilometer 

In  Proc. 
der 

Col.  3 

Tonnen- 
Kilometer 

In  Proc. 

der 
Col.  3 

Mittlf 
portd 
Steinl 
den  E 

Tausende 
Tonnen- 
Kilometer 

Tausende 
Tonnen- 
Kilometer 

Tausendc 

Tausende 

KUometer 

1 

ä 

8 

4            1 

5 

6 

7 

8 

1871 

7.066 

1.162 

553 

47-59 

609 

52-41 

476 

1872 

9.462 

2.007 

1.404 

69-96 

603 

30-04 

84-5 

1873 

10.097 

2.349 

1.753 

74-63 

596 

25-37 

960 

1874 

9.721 

2.219 

l.bSi 

71-35 

636 

28-65 

91-6 

1875 

10.100 

2.320 

1.626 

7009 

694 

29-91 

90  9 

1876 

10.279 

2.313 

1.635 

70  69 

678 

29-31 

89-7 

1877 

10.219 

2.252 

1.555 

69-05 

697 

30-95 

89-7 

1878 

10.405 

2.304 

1.634 

70-92 

670 

2908 

90-2 

1879 

11.013 

2.348 

1.694 

72  10 

654 

27-90 

88-9 

1880 

12.857 

2.732 

2035 

74-49 

697 

25-51 

90-4 

1881 

12.927 

2.772 

2.024 

73  02 

748 

26-98 

89-5 

1882 

13.101 

2.870 

2.096 

73-03 

774 

26-97 

86-8 

1883 

13.448 

2.975 

2.128 

71-53 

847 

28-47 

84-6 

1884 

12.930 

3.016 

2.113 

7006 

903 

29-94 

1       94-4 

1885 

12.244 

3.185 

2.222 

69-77 

963 

3023 

97-0 

1886 

12.112 

3.240 

2.164 

66-79 

1.076 

33-21 

94-9 

1887 

12.991 

3.584 

2.332 

65-99 

1.202 

34-01 

95-3 

1888 

13.589 

3.672 

2.473 

67-35 

1.199 

32-65 

93-6 

1889 

14.290 

3.846 

2.592 

67-40 

1.254 

32-60 

97-5 

Die  mittlere  Transportdistanz  dieser  Ware  ist  im  einzelnen  ziemlichen 
Schwankungen  ausgesetzt;  jedoch  kann  wohl  behauptet  werden,  dass  sie  gegen 
Schluss  der  Periode  im  allgemeinen  zugenommen  hat. 

Die  Wasserstrassen  betheiligen  sich  in  einer  mit  ihrer  Antheilnahme  am 
Gesammtverkehre  ziemlich  conformen  Weise  auch  am  Steinkohlenverkehre ;  auch 
hier  bedingen  die  auf  Verbesserung  des  Wasserstrassennetzes  abzielenden  Be- 
strebungen eine  Zunahme  des  Wassertransportes. 

Welche  Bedeutung  der  Steiiikohleuverkehr  für  den  Gesammtverkehr  eines 
jeden  der  beiden  Transportmittel  —  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  —  bean- 
sprucht, kann  in  Procenten  ausgedrückt  aus  der  Tabelle  VII  ersehen  werden. 

Bei  den  Wasserstrassen  erleidet  der  Procentantheil  keine  tiefergreifenden  Ver- 
änderungen; Schwankungen  kommen  zwar  in  den  einzelnen  Jahren  vor,  aber  dieselben 
bedingen  keine  ausgesprochene  Tendenz  einer  Zu-  oder  Abnahme;  mehr  als  ein  Dritt- 
theil  der  beförderten  Kilometertonnen  entfällt  auf  Steinkohlen;  dieselben  behaupten 
die  grösste  Bedeutung  unter  allen  Warenclassen,  die  zur  Beförderung  kamen. 
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Tabelle  VII. 
Der  Steiiikohlenverkohr  betrug  vom  gesammten  toniienkilometrischen  Verkehre 


im  Jahre 

der 
Eisenbahnen 

der  Wasser- 
Btrassen 

im  Jahre 

der 
Eisenbahnen 

der  Waiser- 
ttratten 

in  Procenten : 

in  Procenten : 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876         1 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

10-03 
18-41 
18-82 
19-96 
19-98 
19-64 
1900 
19-45 
18-82 
19-06 
18-82 

3910 
32-83 
32-26 
35-42 
35-36 
34-69 
3424 
3342 
32-47 
34-71 
34-43 

1882 
.1883 
18«'4 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

1903 
19-23 
2017 
22-69 
23-23 
23  51 
23-76 
23-44 

34-19 
35-53 
36-81 
39-25 
38-44 
39-12 
37-72 
38-72 
39-40 
36-78 

Leider  kann  die  Auftheilung  des  Gesaramtverkehres  nur  für  ein  Jahr,  1882, 
nach  den  bei  Nördling  a.  a.  0.  gegebenen  Tabollon  durchgeführt  werden  (siehe 
Tabelle  VIII).  Darnach  nahmen  die  zweite  Stolle  unter  den  beförderten  Warenclassen 
die  Baumaterialien  ein ;  beide  Classen  zusammen  stellen  mehr  als  die  Hälfte 
(55  Proc.)  aller  geleisteten  Tonnenkilometer  dar;  die  übrigen  Transportleistungeii 
zersplittern  sich  auf  die  acht  anderen  angeführten  Warenclassen. 

Tabelle  VIII. 
Antheil    der   verschiedenen  Warengattungen    am    gesammten    Verkehr 
der  französischen  Wasserstrassen  im  Jahre  1882. 


W  a  r  e  n  g  a  1 1  u  n  g 


Beförderte 
Quantitäten 


Tonnen 


Proc. 


Geleistete 
Tonnen  -  Kilometer 


Tonnen- 
Kilometer 


Proc. 


2  S     5 
ö  S  §  S 


1 

2 
3 
4 

5 
6 
7 
8 
9 
10 


Sieinkühleu 

Baumaterialien    .    .    .    .    . 

Dünger 

Brenn-  und  Nut'ihoh     .    , 

Maschinen 

Httttenproducte 

Industrieproducte    ... 
Landwirtschaft!.  Produote 

Verschiedenes 

Flosshoh 


4,873.116 

23-7 

8,308.998 

40-4 

1,121.456 

5-4 

1,350.173 

6-6 

35.009 

02 

1,283.340 

6-2 

892.274 

1-9 

2,476.467 

12-0 

289.010 

1-4  1 

459.446 

2  2  ! 

l 

775,465.502 
526,867.094 

38,659.898 

196,974.052 

7,690.671 

220,054.599 

76.391.869 
314,361.017 

88,808.482 

70,812.872 


34 
•23 
1 
8 
0 
9 
3 
13 
1 
3 


2 
3 

7 
3 

7 
3 
-9 

7  I 

-2! 


159 
63 
34 
146 
220 
171 
195 
127 
132 
154 


Aus  Nördling:  Die  näheren  Angaben  über  die  Warenclassen  s.  Tab.  IX. 
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Die  mittlere  Transportdistanz  der  Steinkohle  betrug  im  Jahre  1882  bei 
den  Eisenbahnen  circa  87  Kilometer,  bei  den  Wasserstrassen  beinahe  das  doppelte, 
nämlich   159  Kilometer. 

Wenn  der  Wert  der  beförderten  Producta  auch  beim  Wasserverkehr  seinen 
Einfluss  auf  die  Absatz-  und  Transportfähigkeit  nicht  einbüsst.  so  wird  durch 
billigere  Frachten,  wie  sie  die  Wasserstrassen  den  Eisenbahnen  gegenüber  bewilligen 
können,  trotzdem  die  Mobilisierung  der  Güter  in  erhöhtem  Maasse  gefördert. 


Tabelle  IX. 
Durchschnittliche  Waren-Circulation,  getrennt   nach  natürlichen  und 
künstlichen  Wasserstrassen   und  Warengattungen ')   auf  den   französi- 
schen Canälen  und  Wasserstrassen  im  Jahre   1882. 


W  a  r  e  11  g  a  1 1  u  n  g 


7580 

Kilometer 

Flüsse 


4650 

Kilometer 

Canäle 


12.230 
Kilometer 
Wasser- 
strassen 


Tonnen 


Proc. 


1 
2 
3 

4 
5 
6 
7 
8 
0 
10 


Steinkohle 

Baumaterialien 

Dünger 

Brenn-  und  Nutzholz     .    .    . 

Maschinen 

Hüttenproducte 

Industrieproducte 

Landwirtschaftliche  Producte 

Verschiedenes 

Flossholz  ......... 


40  561 

36.394 
2.663 

12.906 

651 

7.022 

4.578 

25.930 
2.735 
5.184 


100.432 
53.979 

3.973 

21.322 

592 

35.877 

8.967 
25.336 

3.780 

6.778 


63.325 
43.080 

3.161 

16.106 

629 

17.993 

6.246 
25.704 

3.132 

5.790 


34-2 
23  3 
1-7 
8-7 
0-3 
9-7 
3-3 
13-9 
1-7 
3-2 


')  Die  Warengattungen  umfassen  folgende  Bestandtheile : 

1.  Steinkohlen,  Braunkohlen,  Coaks,  Torf. 

2.  Baumaterialien,    als:    Kalk,    Gips,    Cemeut,    Asphalt,    Schiefer,    Marmor, 
Schotter,  Sand  etc. 

8.  Dünger  und  mineralische  Düngemittel. 

4.  Brenn-  und  Nutzholz. 

5.  Maschinen,  als:  Locomobilen,  Kessel:  Mühlsteine, Fuhrwerke, Waffen,  Baum- 
wolle, Hanf,  Kaffee,  Tabak,  Zucker,  Fleisch  etc. 

6.  Hüttenproducte:  Erze,  Beschickung,  Formsand,  Guss-  und  SchmieJeiscn, 
andere  rohe  Metalle  etc. 

7.  Industrieproducte. 

8.  Landwirtschaftliche    Producte    und    Lebensmittel,    als:    Getreide,  Wein, 
Mehl,  Heu,  Oel,  Wolle. 

9.  Verschiedenes. 
10.  Flossholz. 

Quelle:  Nördling  a.  a.  0. 
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Die  Einwirkung  des  Wertes  der  beförderten  Güter  ist  bei  der  für  1882 
ge!,'ebenen  Auftheilung  des  Wasserverkehres  nach  10  Gfiterclassen  in  der  Nßrd- 
ling'schen  Tabelle  genau  zu  verfolgen.  Die  geringste  mittlere  Transportxlistanz 
weisen  mit  34  KUonieteni  die  Düngemittel  auf.  An  zweiter  Stelle  rangiert  die 
Classe  der  Baumaterialien,  welche  folgende  Güterarten  in  sich  schliesst:  Kalk, 
Gips,  Cement,  Asphalt,  Marmor,  Schotter,  Sand,  Schiefer  n.  dgl.  Aus  die.ser  Anf- 
ziililung  ergibt  sich,  dass  gerade  darin  meistens  minderwertige  Massengüter  ent- 
halten sind.  Die  höchste  mittlere  Entfernung  des  Transportes  kommt  den  Maschinen 
mit  220  Kilometern  zu;  diese  Güterclasse  enthält  auch  neben  der  Classe  der  Indnstrie- 
producte  (mittlere  Transportdistanz  195   Kilometer)  die  höchstwertigen  Güter. 

Dass  die  natürlichen  Voraussetzungen  des  Verkehres  auch  bedeutenden  Ein- 
fluss  ausüben  ist  selbstverständlich.  Es  ist  nur  eine  Consequenz  dieser  verschieden- 
artigen Verkehrsbedingungen,  wenn  die  mittlere  Circulation  der  natürlichen  Wasser- 
strassen eine  andere  Zusammensetzung  aufweist,  als  die  der  C'anäle.  Die  letzteren 
weisen  im  .Jahre  1882  namentlich  in  Steinkohlen,  Hüttenproducten  und  Industrie- 
producten  eine  die  mittlere  Circulation  der  Flüsse  und  Ströme  um  das  doppelte 
fibersteigende  Verkehrsintensität  auf.  (S.  vorangehende  Tabelle  IX.) 

Im  Vorstehenden  wurde  ausschliesslich  die  Gesammtheit  der  Eisenbahnen 
und  Wasserstrassen  Frankreichs  in  Betracht  gezogen.  Diese  Art  der  Behandlung 
wird  durch  den  vorliegenden  Stoff  bedingt;  auch  ermöglicht  es  die  umfa.ssende 
Berücksichtigung  aller  Verkehrswege,  leichter  das  allgemein  Giltige  zu  erkennen 
und  zu  abstrahieren,  als  es  bei  einer  detaillierten  Untersuchung  aller  einzelnen 
Schienenstränge  und  Wasserläufe  möglich  wäre. 

Trotzdem  dürfte  die  Darstellung  eines  concreten  Falles,  in  dem  ein  neu 
eröffneter  Canal  sich  gegen  eine  bestehende,  parallel  verlaufende  Eisenbahnlinie 
emporringt,  nicht  (dine  Wert  sein.  Die  folgende  Tabelle  X  enthält  eine  ver- 
gleichende Zusammenstellung  der  auf  den  mittleren  Verkehr  bezüglichen  Daten 
der  Eisenbahn  von  Lerouville  nach  Sedan  und  auf  dem  nördlichen  Zweige  des 
Canales  de  l'Est  von  Troassey  bis  zur  belgischen  Grenze  bei  Givet  für  die  Jahre 
1881  bis  1891. 

Die  Eisenbahn  von  Lerouville  nach  Sedan  wurde  in  den  .Jahren  1874  bis 
1876   gebaut;  die  Kröffnung  des  Canales  de  l'Est  fiel  in  das  Jahr   1880. 

Die  hier  in  Vergleich  gezogenen  Transportwege  sind  allerdings  nur  zum 
Theile  parallel  verlaufend.  Denn  es  sind  hier  die  Daten  für  die  ganze  Länge  des 
Canales,  der  sich  von  Sedan  weg  noch  bis  zur  belgischen  Grenze  bei  Givet  hin- 
zieht, angegeben;  die  Länge  des  Canales  beträgt  daher  272  Kilometer,  während 
die  Eisenbahnlinie  nur  eine  Ausdehnung  von  143  Kilometern  aufweist.  Diese 
Mängel  werden  alter  doch  zum  grössten  Theile  dadurch  behoben,  dass  nur 
relative  Zahlen  verglichen  werden,  nämlich  die  Angaben  über  die  mittlere  Circulation. 

Als  vor  allem  in  die  Augen  fallend  kann  der  enorme  Zuwachs  angegeben 
werden,  den  die  mittlere  Circulation  auf  dem  Canale  erfahren  hat.  Dieselbe  i.^t  von 
74.200  Tonnen  im  Jalire  1881  auf  567.900  Tonnen  angeschwollen.  Trotz  der 
vorhandenen  Eisenbahnconcurrenz  gelingt  es  dem  Canale,  sich  emporzuarbeiten; 
er  gehört  nach  seiner  mittleren  Circulation  schon  zu  den  Wasserstrassen  mit 
intensivem  Vi'rkehre.    Die  Intensität  des  Eisenbahnverkehres  bleibt    dagegen    .seit 
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dem  Jahre  1883,  allerdings  mit  nicht  unerheblichen  Schwankungen  in  den  einzelnen 
Jahren,  im  grossen  nnd  ganzen  dieselbe.  Sie  beträgt  1891  ebensoviel  wie  im 
Jahre  1883.  Die  einzelnen  Jahresschwanknngen  sollen  im  folgenden  etwas  genauer 
untersucht  werden.  Im  Jahre  1882  zeigt  die  Eisenbahn  gegen  das  Vorjahr  eine 
sehr  starke  Zunahme  des  mitleren  Verkehres  von  circa  40.000  Tonnen  auf  mehr 
als  80.000  Tonnen.  Dieser  Aufschwung  ist  wahrscheinlich  durch  eine  infolge  der 
Concurrenz  des  Canales  bedingte  Preisermässignng  auf  der  Eisenbahn  hervorgerufen. 
Das  ergibt  sich  daraus,  dass  die  Bruttoeinnahme  per  Kilometer  bei  weitem  nicht 
im  gleichen  Verhältnis  wächst,  wie  die  mittlere  Circulation;  die  Zunahme  beträgt 
im  ersten  Falle  etwa  30  Proc,  im  letzteren  aber  mehr  als  100  Proc.  Dass  die 
Verschiebung  in  der  Zusammensetzung  des  Güterstromes  auf  der  Eisenbahn  zur 
Erklärung  dieser  bedeutenden  Differenz  allein  ausreiche,  ist  sehr  unwahrscheinlich; 
dagegen  ist  es  fast  sicher,  dass  allerdings  die  Tariferraässigung,  welche  auf  der 
Eisenbahn  bewilligt  wurde,  namentlich  den  Massengütern  zugute  kam,  da  ja 
gerade  dieses  Gebiet  durch  die  Canalconcurrenz  am  meisten  bedroht  war. 

Leider  muss  man  sich  in  diesem  Falle  mit  einem  gewissen  Grad  von  Wahr- 
scheinlichkeit begnügen. 

Tabelle  X. 


Jahre 

Eisenbahn 

C  an  a  1 
de   l'Est 

Mittlere  Circulation 

Brutto- 
Einnahme 

per 
Kilometer 
in  Francs 

Mittlere 

Circulation 

in 

Tonnen 

von 
Eeisenden 

von  Gütern 
in  Tonnen 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

60  500 
63.000 
61.000 
62.700 
68-600 
72000 
74.900 
74.500 
82..300 

39.500 
81.200 
66.900 
65-700 
60.600 
55.300 
63.300 
77.600 
72.600 
66.700 
66-900 

1 

5.700 
7  400 
7.400 
8.400 
7.200 
7.300 
7.300 
8.200 
8.000 
7  800 
8.400 

74  000 
77.200 
109.600 
1.59.600 
200.300 
292.300 
416.100 
416.900 
476.700 
499.800 
567.900 

Seit  1882  sinkt  die  mittlere  Circulation  der  Eisenbahn  bis  1886,  in  welchem 
Jahre  mit  55.000  Tonnen  der  Endpunkt  der  abnehmenden  Bewegung  erreicht  wird. 
Beim  Canale  lässt  sich  in  derselben  Zeit  ein  rapides  Steigen  des  Verkehres  con- 
statieren;  dabei  werden  der  Bahn  gerade  die  Güter  der  niedrigsten  Tarifclassen 
entzogen,  wie  ans  dem  Steigen  der  kilometrischen  Einnahmen  der  Eisenbahn  bei 
abnehmender    Verkehrsinten.«ität    ersehen    werden    kann.     Infolge    dieser    heftigen 
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^oncnrren/,  des  Caiialcs  sieht  sich  die  Bahiiverwaltiiiig  f^ezwungeii,  die  Frachtpreise 
zu  eriiicdrigon.  Das  fe'eschah  thatsächlich  im  Jahre  1887.  Die  Wirkung  macht 
sich  sofort  geltend;  der  Verkehr  zeigt  schon  im  gleichen,  noch  mehr  aber  im 
folgenden  Jahre  einen  bedeutenden  Aufschwung.  Die  Frachtennässigung  betraf 
hauptsachlich  den  Transport  von  Coaks;  daher  gelingt  t-s  der  Eisenbahn  auch, 
diuch  den  Frachtnachlass  einen  bedeutenden  Zuwachs  des  Verkehres  in  diesem 
Artikel  zu  erzielen.  Der  Aufschwung  des  Canalverkehres  bleibt  hingegen  1887 
und  1888  nngefiihr  auf  derselben  Stufe  stehen.  Aber  in  den  folgenden  Jahren 
tritt  wieder  das  etwas  gehemmte  Wachsthum  des  Verkehres  in  seine  Geltung. 

Trotzdem  die  mittlere  Circulation  der  Eisenbahnen  im  Jahre  1891  gleich 
gross  ist  wie  1883,  so  besteht  doch  zwischen  dien  Bruttoeinnahmen  in  beiden 
Jahren  eine  Differenz  von  1.000  Francs.  Diese  Erscheinung  ist  wohl  in  dem 
zunehmenden  Personenverkehr  und  dann  darin  zu  suchen,  dass  es  im  stärkeren 
Grade  höherwertige  Güter  sind,  welche  zur  Bahnbeförderung  gelangen. 

Für  eine  erschöpfende  Darlegung  des  Concurrenzverhaltnisses  zwischen 
Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  wäre  es  noch  sehr  wünschenswert,  namentlich 
darüber  Aufschluss  zu  ei halten,  wie  sich  die  Structur  des  Verkehres  mit  Rücksicht 
auf  die  beförderten  Güterclassen  im  Laufe  der  Jahre  gestaltet  hat.  Allein  aas 
Mangel  an  genügendem  statistischen  Materiale  muss  hier  darauf  verzichtet 
werden.  In  dieser  bezeichneten  Kichtung  bietet  die  Statistik  der  deutschen 
Wasserstrassen  ein  reichhaltigeres  Material,  so  dass  sich  die  Tabellen  der  beiden 
Länder  in  gewissem  Sinne  ergänzen. 

11. 

Die  deutschen  Wassenstrassen. 

Während  fiir  die  französischen  Wasserstrasson  Angaben  über  die  tonnen- 
kilometrischen  Leistungen  zu  Gebote  stehen,  welche  einen  Vergleich  der  Gesammt- 
leistungen  der  Wasserstrassen  mit  denjenigen  der  Eisenbahnen  ermöglichen,  und 
mit  Hilfe  der  gegebenen  statistischen  Grössen  Untersuchungen  über  mittlere 
Transportdistanz  und  Verkehrsintensität  angestellt  werden  können,  muss  der  Gang 
der  Betrachtung  bei  den  deutschen  Wasserstrassen  ein  anderer  sein. 

Für  die  deutschen  Wasserstrassen  fehlen  genaue  Daten  über  beforderte 
Tonnenkilometer.  Es  ist  daher  nur  möglich,  den  Verkehr  an  den  wichtigsten 
Punkten  der  bedeutendsten  Wasserstrassen  in  der  Weise  zu  erfassen,  dass  man 
aus  der  Zu-  und  Abfuhr  an  diesen  Orten  auf  den  Gesammtverkehr  schliesst. 
Leider  ist  infolge  dessen  jede  Möglichkeit  benommen,  durch  einen  ebenso  kurzen 
und  präcisen  Zahlenausdruck,  wie  ihn  der  Begriff  der  mittleren  Circulation  oder 
der  mittleren  Transportdistanz  gibt,  die  relevanten  Momente  im  gegenseitigen 
Verhältnis  beider  Transportmittel  zusammenzufassen. 

Trotzdem  gelingt  es  aber,  wenigstens  im  grossen  und  ganzen,  aus  den  vor- 
handenen Daten  ein  Bild  der  Verkehrsentwicklung  im  allgemeinen  zu  entwerfen. 
Auch  UntersnchungiMi  über  die  Zusammensetzung  des  beförderten  Verkehrsquantums 
nach  Warengattungen  kömien  dunhgeführt  werden,  und  zwar  in  einigen  Fällen 
für  längere  Jahresreihen. 
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Die  den  Muiiatsliefton  zur  Statistik  des  deutschen  Keiches,  Jahrg.  1887 
entnommenen  und  nach  den  Angaben  der  „Statistik  des  Verkehres  auf  deutschen 
Wasserstrassen '^  his  1891  vervollständigten  Tabellen  XX— XXII  (s.  die  Tabellen 
am  Schlüsse)  können  dazu  dienen,  die  Entwicklung  des  Binnenwasserverkehres  in 
Deutschland  in  den  letztverflossenen  Jahren  kurz  zu  skizzieren.  Der  Uebersicht- 
lichkeit  halber  wurde  der  allgemeine  Charakter  der  Verkehrsbewegung  in  folgenden 
Schlagworten  zasammengefasst  (s.  Tabelle  XI  und  XII). 

In  dieser  Uebersicht  ist  der  Unterschied  des  Entwicklungsganges  auf  den 
kleinen  Wasserstrassen  und  den  beiden  grossen  Strömen  Elbe  und  Rhein  vor 
allem  auffallend.  Während  die  letzgenannten  Ströme  einen  ungeheueren  Verkehrs- 
aufschwuiig  erfahren  haben,  ist  bei  den  kleinen  Wasserstrassen  theils  ein  ßflckgang 
des  A'erkehres,  theils  ein  unentschiedenes  Schwanken  wahrzunehmen ;  nur  in  wenigen 
Fällen  lässt  sich  auch  da  ein  Anschwellen  des  bewältigten  Verkehrsstromes  con- 
statieren ;  so  beim  Bergverkehre  auf  der  Ems,  fenier  auf  der  Weser  und  beim 
Thalverkehre  auf  dem  Neckar. 

Es  findet  hier  eben  die  Thatsache  einen  zahlenmässigen  Ausdruck,  dass  die 
grossen,  verkehrsreichen  Wasserstrassen  allein  fähig  sind,  die  Yortheile  des  Wasser- 
transportes zur  vollen  Entwicklung  zu  bringen. 

Es  kommen  daher  für  die  Untersuchung  der  Frage,  wie  sich  die  Arbeits- 
theilung  respective  der  Concurrenzkampf  zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen 
gestaltet,  vorzüglich  nur  die  natürlichen  Wasserstrassen  des  Eheins  und  der  Elbe 
in  Beti'acht. 

Die  übrigen  Wasserstrassen  —  natürliche  wie  künstliche  —  faüen  nicht 
erheblich  ins  Gewicht.  Abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  ist  bei  denselben  der 
Concurrenzkampf  zu  Gunsten  der  Eisenbahnen  bereits  entschieden;  der  geringe 
Verkehr,  der  sich  auf  ihnen  abspielte,  sei  es  weil  die  technischen  Voraussetzungen 
für  die  Bewältigung  eines  gewaltigen  Verkehrstromes  nicht  ausreichten,  sei  es  weil 
die  ökonomischen  Bedingungen  für  die  Entwicklung  eines  Massenverkehres  nicht 
vorhanden  waren,  bildete  ein  wesentliches  Hindernis  zur  Entfaltung  der  gerade 
den  Wasserstrassen  zugeschriebenen  guten  Eigenschaften. 

Von  den  Verkehrscentren.  die  in  Tabelle  XX  —  XXII  angeführt  sind,  bleibt 
noch  Berlin  kurz  zu  besprechen.  Wenn  auch  die  Zufuhr  anfänglich  eine 
Abnahme  erleidet,  so  macht  sich  doch  seit  1881  eine  steigende  Tendenz  des 
Verkehres  bemerkbar,  welche  nicht  nur  den  anfänglichen  Rückschlag  wieder  aus- 
gleicht, sondern  auch  das  Verkehrsquantum  seit  1887  über  den  Stand  des 
Jahres  1877  hinaushebt.  Die  Abfuhr  hat  sich  1891  gegen  den  Stand  von 
1877  mehr  als  verdoppelt.  Aus  diesen  beiden  Componenten  resultiert  ein  seit  1880 
beinahe  stetig  anschwellender  Verkehr,  der  im  Jahre  1891  das  im  Jahre  1877 
beförderte  Verkehrsquantum  um  50  Proc.  übertrifft. 

Die  hier  jedenfalls  sehr  lebhafte  Concurrenz  der  Eisenbahnen  hat  den  Ver- 
kehr per  Wasser  zwar  in  seiner  Entwicklung  hemmen,  aber  nicht  unterdrücken 
können. 

Die  zwei  grössten  deutschen  Wasserstrassen,  Elbe  und  Ehein,  zeigen  eine 
so  bedeutende  Entwicklung,  dass  es  gerechtfertigt  erscheint,  den  Gang  derselben 
etwas  eingehender  zu  verfolgen. 


Ein  Beitrug  zur  WasserstraHsenfraffe. 
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Beim  Elbeverkehr  scheint  es  angemessen,  nebst  den  beiden  Endpunkten 
des  deutschen  Elbeverkehres,  Schandau  und  Hamburg,  noch  eine  in  der  Mitte 
liegende  Hafenstation  beizuziehen.  Dazu  dürfte  Magdeburg  besonders  geeignet  sein. 

Wie  aus  Tabelle  XllI  entnommen  werden  kann,  hat  der  Elbevcrkehr  bei 
Magdeburg  in  den  letzton  zehn  Jahren  um  mehr  als  50  Proc.  zugenommen ; 
dieser  Aufschwung  ist  als  ein  ziemlich  stetiger  zu  bezeichnen.  Am  meisten  hat 
dazu  der  Bergverkehr  beigetragen.  Während  sich  der  Thalverkehr  seit  1882  nur 
Ulli  circa  50  Proc.  veiinclut  hat,  zeigt  der  Bergverkehr  ein  Anwachsen  der 
beförderten  Gütermenge  um  mehr  als   100  Proc. 

Die  Thatsache,  dass  es  gerade  der  Berg\'erkehr  ist,  der  so  stark  zugenommen 
hat,  kann  wohl  dadurch  thcilweise  erklärt  werden,  dass  infolge  der  Fortschritte 
der  Technik  auf  dem  Gebiete  der  Binnenschiffahrt  die  Ueberwindung  des  GeföUes 
leichter  und  billiger  erfolgen  kann,  als  dies  früher  möglich  war.  —  Das  Detail 
über  den  fortschreitenden  Antheil  des  Bergverkehres  am  Gesammtverkehre  Magde- 
burgs kann  der  Tabelle  XXIII  (s.  am  Schlüsse  des  Aufsatzes)  entnommen  werden. 

Tabelle  XIII. 
Yoin  Güterverkehre  Magdeburgs  (Tab.  XXIll)  wurden  befördert  in  Proc. 

des  Gesammtverkehres: 


im  Jahre 


1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 


zu  Bersr 


30-46 
31-47 
43-23 
34-35 
87-82 
89-98 


zu  Thal 


69-,54 
68-53 
56-77 
65-65 
62-18 
6002 


im  Jahre 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


zu  Berg 


40-41 
40-83 
42-61 
48-23 
47-44 
50-03 


zu  Thal 


59-59 
5917 
57-39 
51-77 
52-56 
49-97 


Beim  Verkehre  Hamburgs  spi(^lt  der  Unterschied  zwischen  Berg-  und  Thal- 
verkehr keine  so  grosse  Rolle;  bei  der  Vertheilung  des  Gesammtverkehres  über- 
wiegt bald  der  Berg-,  bald  der  Thalverkehr. 

Dagegen  ist  dieser  Unterschied  bei  Schandau  von  weittragendem  Einflüsse; 
es  kann  aber  auch  hier  ein  Fortschritt  zu  Gunsten  des  Bergverkehres  wahrgenommen 
werden;  während  der  Antheil  desselben  im  Jahre  1878  nur  2-9  Proc.  betrug, 
machte  er  im  Jahre  1884  12  Proc.  iius.  Obschon  dann  in  den  letzten  Jahren 
wieder  ein  kleiner  Rückgang  wahrnehmbar  ist,  hält  sich  der  Antheil  des  Berg- 
verkehres doch  auf  8  Proc.  (s.  Tabelle  XIV). 

Beim  Elbeverkehr  bei  Schandau  ist  auch  ein  Vergleich  mit  den  Leistungen 
der  Eisenbahn  wenigstens  in  beschränktem  Maasse  durchführbar.  Im  37.  Band 
der  österreichischen  Statistik  wird  nämlich  der  Gesammtverkehr  von  Oesterreich 
nach  Sachsen  und  die  Mitwirkung  der  Elbe  an  diesem  Verkehre  angegeben 
(s.  Tabelle  XXIV).  Daraus  ergibt  sich  ein  seit  dem  Jahre  1874  steigender  Antheil 
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des  Elbeverkehres  am  obengenannten  Gesammtverkehr,  der  im  Jahre  1884  mit 
41  Proc.  sein  Maximum  erreicht.  Der  Procentsatz  hat  sich  also  mehr  als 
verdoppelt. 

Es  ist  jedoch  hier  besonders  schwierig,  die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete 
der  Binnenschiffahrt  als  Ursache  dieser  Veränderung  mit  Sicherheit  zu  bezeichnen. 
Denn  es  ist  gerade  beim  Grenzverkehre  leicht  möglich,  dass  eine  Keihe  anderer 
Ursachen  dieselbe  Wirkung  heiTorgeriifeii  hat.  *) 

Tabelle  XIV. 


Jahr 


Vom    Güterverkelire    bei 


Harn 

b 

u  r  g 

S  c  h 

a 

n 

d 

a  u 

wurden  befördert 

zu 

Berg 

1 

zu  Thal 

zu  Berg 

zn 

Thal 

Procente  des  Gesamnitverkehi's 


1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


49-75 
48-84 
50-94 
49-26 
49-75 
50-70 
51-28 
53-95 
51-21 
48-79 
48-19 
48-43 
55-31 
51-97 
46-71 


50-25 

4-74 

51-16 

2-94 

49-06 

3-34 

50-74 

391 

50-25 

8-41 

49-30 

10-12 

48-72 

1001 

46-05 

1223 

48-79 

10-43 

51-21 

9-45 

51-81 

917 

51-57 

7-42 

44-69 

8-91 

48-03 

8-73 

53-29 

7-97 

95-26 
97-06 
96-66 
96-09 
91-59 
89-88 
88-99 
87-77 
89  57 
90-55 
90-83 
92-58 
9109 
91-27 
92-03 


Für  den  Eheinverkehr  liegen  in  den  Berichten  der  Centralcommission  für 
die  Hebung  der  Kheinschiflfahrt  sehr  wertvolle  und  weit  zurückreichende  Daten 
vor,  welche  es  ermöglichen,  hier  auf  manche  Frage  genauer  einzugehen;  da  die 
Daten  manchmal  bis  in  die  vierziger  Jahre  zurück  vorhanden  sind,  so  kann  man 
auch  die  Wirkungen  der  damals  erst  zur  Entwicklung  gelangenden  Eisenbahnen 
auf  den  Eheinverkehr  in  manchen  Fällen  in  sehr  instructiver  Weise  verfolgen. 


'j  Welchen  bedeutenden  Einfluss  lediglich  die  Zollvorschriften  auszuüben  imstande 
sind,  möge  das  folgende  Beispiel,  das  dem  Donauverkehr  entnommen  ist,  beweisen. 
Während  früher  der  Transport  von  Kehlheiraer  Platten  per  SchiiF  nach  Oesterreich  ein 
ziemlich  bedeutender  war,  ist  jetzt  die  Beförderung  dieses  Artikels  auf  die  Eisenbahn 
übergegangen,  weil  die  im  Waggon  befindlichen  Platten  sammt  dem  Wagen  gewogen 
und  darnach  verzollt  werden  können,  während  die  per  Schiff  anlangenden  Sendungen  zu 
diesem  Zwecke  mühsam  und  mit  Kosten  ausgeladen  werden  müssen. 


i'Aii  IJeitia;;  zur  Wasserstas-iriJüiL"-. 


Benin  Vtikc'hn!  auf  dem  Rhein  bei  Mannheim  ffestalteto  sich  da«  Verhältnis 
~wi.sch''n  Berj,'-  und  Thalvfiki'hr  zu  Rcfrinn  iIit  F^isenbahnära  fiilirfnderiniia.s.s»'n 
(ü.  Tal)elle  XV).  Innerhalb  einer  fast  gleichbleibenden,  jedenfalls  abiT  nicht  von 
dem  frischen  Hauche  des  Aufschwunges  geförderten  Gesammtverkehrsziffer  des 
Rheines  verschiebt  sich  der  Antheil  des  Bergverkehres  iinierhalb  der  Jahre 
IS'IO — 1857  vollstiindii?.  Zu  Beginn  der  Periode  überwiegt  der  Thalvcrkehr,  dann 
wieder  der  Bergverkidir;  nach  mehrmaligem  Wechsel  Obertrifft  endlich  seit  1847 
der,  Thalverkehr  den  Bergverkehr,  ein  Zustand,  der  bis  1855  andauert;  dann 
schui'llt  der  Antheil  des  Bergvorkehres  wieder  empor  (1857). 

'rabelle  XV. 
Die   Entwicklung   des   Güterverkehrs   auf  dem   Rheine   bei   Mannheim. 


im   .Talire 


wurden  befördert  in  Proc. 
des  Gesamintvorktdirä 


zu  Berg 


zu  Thal 


im   Jahri' 


wurden  befördert  in  Proc. 
des  Gesaninitverkeiirs 


zu  Berg 


zu  Thal 


1840 
1841 
1842 
1843 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 


46-93 
5012 
54-81 
47-65 
34-20 
45-86 
56'33 
48-38 
44  26 


5307 
49-88 
4519 
52-.35 
65-80 
54-14 
43-67 
5162 
55-74 


1849 
1850 
1851 
18.52 
1853 
18.54 
1855 
1857 


31-99 
41-25 
32-99 
29-58 
32-46 
3140 
.30-48 
52.3.S 


68  01 
58-75 
67  01 
70-42 
6754 
68-60 
69-52 
4767 


Dazu  enthalt  der  Bericht  der  Centralcommission  für  die  Hebung  der  Rhein- 
schiffahrt folgende  Bemerkungen,  die  sich  zwar  zunächst  nur  auf  den  Kohlen- 
verkehr beziehen,  die  aber,  weil  den  ansschlaggel)einlen  Transportartikel  betreffend, 
auch  für  den  Gesammtverkehr  Geltung  beanspruchen  können. ') 

„Dass  der  Bergvorkehr  während  der  letzten  25  Jahre  beträchtlich  weniger 
gestiegen  ist,  als  der  Thalverkehr,  darf  dem  Einflüsse  der  Eisenbahnen  zugeschrieben 
werden,  deren  Trans|iortkosten  in  beiden  Richtungen  ziemlich  gleich  blii-ben, 
während  die  Schift'stransportkosten  zu  Berg  ungleich  höher  sind,  als  die  zu  Thal. 
Dazu  kommt  noch,  dass  sich  in  den  Niederlanden  die  Consumtionsplätze  vorzugs- 
weise am  Wasser  befinden,  wodurch  die  Ausladekosten  vermindert  werden ;  dies 
ist  am  Oberrheine  weniger  der  Fall."  Diese  Anmerkung  gibt  eine  vOllig  aus- 
reichende Erklärung  der  Sachlage.  Die  Transportkosten  auf  dem  Rheine  sind 
noch  nicht  erheblich  geringer  als  die  Eisenbahnfrachtsätze;  daher  ist  der  Unter- 
schied zwischen  Berg-  und  Thalverkehr  schon  hinreichend,  den  Eisenbahnen  beim 
Bergverk(dire  günstige  Concurrenzbedingungen  -/.u  verschaffen.  Der  Thalverkehr 
bleibt  auch  fernerhin  lange  Zeit  hindurch  überwiegend. 


')  Berichte  der  Ceutralcomniission  für  die  Rheinschiffahrt^  1873,  pag.  14. 
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Erst  in  der  letzten  Zeit,  seit  1890  (s.  Tabelle  XVI)  übertrifft  wieder  der 
Bergverkehr  den  Thalverkehr.  Diese  Thatsache  findet  vorzüglich  in  dem  Umstände 
ihre  Erklärung,  dass  die  Transportmittel  für  den  Wasserverkehr  nunmehr  soweit 
vervollkommt  sind,  dass  sie  die  grösseren  Transportschwierigkeiten  beim  Bergverkehre 
leichter  und  billiger  überwinden,  als  früher;  jedenfalls  hat  hier  auch  die  immer 
mehr  um  sich  greifende  Verwendung  der  Dampfschiffe  günstig  gewirkt. 

Eine  Vergleichung  der  Transportleistungen  von  Eisenbahnen  und  Wasser- 
strassen kann  auch  beim  Rheine  nicht  durchgeführt  werden.  Die  Ausweise  der 
Eheinischen  Bahnen,  die  bis  1879  veröffentlicht  wurden,  können  kein  klares 
Bild  der  Concurrenz  geben,  da  auch  transversal  verlaufende  Eisenbahnlinien  in 
dem  Ausweise  enthalten  sind.  —  Man  kann  hier  nur  aus  dem  Umstände,  dass 
der  Wasserverkehr  infolge  der  Eisenbahnbauten  eine  merkliche  Abnahme  nicht 
erlitten  hat,  sowie  aus  dem  Umstände  des  raschen  und  kräftigen  Aufblühens  des 
Verkehres  auf  dem  Eheine  den  Schluss  ziehen,  dass  diese  Wasserstrasse  erfolgreich 
den  Kampf  mit  den  Eisenbahnen  bestanden  hat. 

Allein  in  anderer  Richtung  können  noch  ganz  wert\'olle  Aufschlüsse  gewonnen 
werden.  Es  soll  noch,  soweit  Daten  zur  Verfügung  stehen,  die  Frage  einer  Lösung 
nähergebracht  werden,  wie  sich  der  Gesammtverkehr  auf  den  grossen  deutschen 
W^asserstrassen  nach  den  einzelnen  Warengattungen  zusammensetzt;  dabei 
ist  es  namentlich  wichtig  zu  erfahren,  ob  der  Antheil  der  minderwertigen  Massen- 
güter, deren  Beförderung  als  hauptsächlicher  Wirkungskreis  der  Wasserstrassen 
bezeichnet  wird,  sich  betreffs  des  Gesammtverkehres  geändert  hat  oder  nicht. 

Besonders  ist  dieser  Umstand  dann  von  Bedeutung,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Wirkungen  eines  etwa  neu  herzustellenden  Wasserweges  auf  den 
Eisenbahnverkehr  im  vorhinein  wenigstens  in  grossen  Zügen  zu  bestimmen.- 

Beim  Eheinverkehre  kann  verfolgt  werden,  wie  die  erst  neu  erbauten  Eisen- 
bahnen auf  den  Wasserverkehr  eingewirkt  haben.  In  dieser  Hinsicht  spricht  sich 
der  Bericht  der  Centralcommission  für  die  Eheinschiffahrt  vom  Jahre  1863  in 
sehr  bemerkenswerter  Weise  aus. ') 

Es  wird  dort  zwar  das  fortwährende  Anwachsen  der  Zahl  der  beförderten 
Tonnen  constatiert  aber  dazu  bemerkt,  dass  die  Masse  der  Transporte  allein 
keinen  geiiügenden  Beweis  für  einen  blühenden  Zustand  der  Schiffahrt  abgibt, 
solidem  dass  dabei  auch  die  Qualität  der  beförderten  Güter  in  Betracht  kommt. 
Mit  Eücksicht  aber  auf  die  Güterarten,  die  auf  dem  Wasser  befördert  wurden, 
macht  sich  ein  ungünstiger  Einfluss  der  Eisenbahnen  fühlbar.  .Eine  nach  den 
einzelnen  Güterclassen  des  Eheinzolltarifes  vorgenommene  Vergleichung  der  Waren- 
bewegung während  der  letzten  Jahre  zeigt,  dass  die  verschiedenen  Warengattungen 
an  jener  (früher  constatierten)  Vennehrnng  (der  Transporte)  ungleichmässig  theil 
haben,  dass  die  Mehrzahl  der  eigentlichen  Kaufmanns-  oder  Stückgüter,  an  deren 
Verladung  dem  Schiffer  am  meisten  gelegen  ist,  keine  Zunahme,  sondern  zum 
grössten  Theile  eine  sehr  bedeutende  Abnahme  erlitten  haben,  während  die  Be- 
wegung in  solchen   Gütern,    welche   massenhaft,   meist  in   ganzen  Schiffsladungen 


J)  Bericht  der  Cenlraleoniraissioii  für  die  Eheinschiffahrt  für  186.3,  pag.  1  ff. 
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vonnnn    zr^wordcn    pflc^'<'ii,    insbftxondoro    die    Stfiiilfohlcn,    ühfrall    l)f'd('nt<>nd 
znj,'eiiuiiiiiicn  hat.    J)ic  bezütflichoii  Uaton  für  Mainz  und  Cublcir/  siii.l : 
Von  Gütern  der  ersten  Gebürenclasso  wurden  abgefertigt 

bei  Mainz:   18G1 5,117.952  Centner 

1862 4,898.265        „ 

1808 4,978.970 

])fti  Coblcnz:   1861 6,319.128        „ 

1862 6,071.902 

1863 5,827.062 

Die  Transporte  von  Gütern  der  bezoiclineten  Classe  haben  daher  l)ei  Mainz 
um  138.982    Centner,  bei  Coblenz  um  492.066  Centner  abgenommen. 

Dagegen  haben  die  Transporte  der  zur  zweiten  Gebürenclasse  gehörigen 
Güter  im  gleichen  Zeiträume  l)ei  Mainz  um  1,160.000  Centner,  bei  Coblenz  um 
3,756.038  Centner  zugenommen."  Zur  zweiten  Gebürenclasse  gehören:  Brennholz, 
Holzkohlen,  Erze  aller  Art,  gebrannte  Steine  aller  Art,  Backsteine,  Dachziegel, 
Steinkohlen,  Coaks,  Gips  und  Kalk,  Bruchsteine  etc.  Zur  ersten  Gebürenclasse 
werden  gerechnet:  Stückgüter,  Baumwolle,  Getreide  etc. 

Für  diese  Zeit  ist  also  eine  Verschiebung  in  der  Structnr  des  auf  dem 
Rheine  bewältigten  Güterverkehres  nachweisbar.  Die  Eisenbahnen  haben  den 
Transport  der  hölierwertigen  Güter  in  stärkerem  Maasso  an  sich  gezogen,  als  das 
bei  den  Massengütern  der  Fall  war;  daher  ist  bei  steigendem  Quantum  des 
Kheinverkehres  ein  Sinken  des  durch  denselben  dargestellten  Wertes  zu  constatieren. 
Es  bleibt  noch  die  Möglichkeit  offen,  dass  in  neuerer  Zeit  wieder  eine 
Verschiebung  —  namentlich  bedingt  durch  die  immer  umfassendere  Verwendung 
der  Dampfkraft.  —  im  entgegengesetzten  Sinne  eingetreten  sei. 

Für  die  Jahre  1882  bis  1892  lässt  sich  an  der  Hand  der  von  der  ■ 
Centralcommission  für  die  EheinschifTahrt  gegebenen  Daten  die  Zusammensetzung 
des  Verkehrsstromes  auf  dem  Klieino  nach  Warengattungen  verfolgen.  Bezüglich 
der  Details  wird  .auf  Tabelle  XXVI  verwiesen.  Hier  mögen  nur  an  die 
Tabelle  XVI,  welche  die  bezüglichen  Procentziffern  gil)t,  einige  Bemerkungen 
angeknüpft  werden. 

Die  Schwankungen,  welche  die  angeführten  16  Warengattungen  in  ihrer 
procentuellen  Anthcilnahme  .an  der  Gesammtabfnhr  erleiden,  sind  sehr  geringe. 
Die  Tabelle  biotot  ein  Bild  fast  völliger  Stabilität. 

Zwar  ist  ein  kleiner  Rückgang  in  der  Summe  der  Procentziffern  aller  berück- 
sichtigten Warengattungen  wahrnehmbar;  derselbe  beträgt  jedoch  —  1892  kann 
nicht  herangezogen  werden,  da  die  Angabe  ül)er  Düngemittel  fehlt  —  1891 
gegen   1882  nur  0"35  Proc. 

Eine  Zunahme  weisen  auf:  Steinkohlen  (1892  gegen  1882  0-06  Proc.) 
Cement,  Trass  und  Kalk  (M9  Proc.),  Salz  (0-36  Proc),  Roh-  und  Bracheisen 
(1-02  Proc),  andere  Erze  ausser  Eisenerz  (0"19  Proc),  fotto  Oele  und  Fette 
(0'02  Proc),  andere  unedle  Metalle  ausser  Eisenerz  (0"02  Proc),  Mauersteine. 
riiessen  und  Dachziegel  (_0-19  Proc),  Düngemittel  aller  Art  (1891  gegen  1882 
0-37  Proc). 

ZeUscIirift  für  Vulkswirtsobaft,  SoolulpoUlik  nml  Verwallniig.  IV.  limKl,   I.  lieft.  ]0 
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Tm  Vorlauf  der  Jaliresreihe  machen  sich  kleinoro  Schwanknnffen  geltend. 
Die  l)odouteiidstcn  derselben  entfallen  auf:  Steine  und  Steinwaren,  Kuh-  und 
lirncheison  und  Kiseiicrz. 

I5eim  Steinkohlentransport  gestatten  die  vorliegenden  Daten  auch  einen 
Vergleich  mit  der  durch  Eisenhahnen  howirkton  Verfrachtung. 

Aus  Tal)elle  XVII  lässt  sich  der  Procontantheil  von  Wasserstrassen  und 
Eisenbahnen  an  der  Abfuhr  von  Steinkohlen  verfolgen.  Der  Gang  der  Entwicklung 
nimmt  folgenden  Verlauf: 

Seit  1855  werden  die  Wasserstrassen  immer  mehr  zurückgedrängt.  Während 
der  Antheil  der  Abfuhr  auf  dem  Kbcino  im  Jahre  1855  noch  45  Proc.  betrug, 
sinkt  diese  Ziffer  im  Jahre  1873  auf  9  Proc.  Von  da  an  macht  sich  wieder 
eine  Zunahme  bemerkbar.  Im  .Jahre  1890  beträgt  der  auf  den  Rheinverkehr 
entfallende  Antheil  13  Proc. 

Tabelle  XVH. 
Von  dorn  in  Tabelle  XXVIII.  ausgewiesenen  Stcinkohlenverkehre  wurden 

befördert  in  Pmc. 


im  Jalirc 


auf  dem 
Rheine 


auf  den 
Eisenbahnen 


im  Jahre 


auf  dem 
Kheine 


auf  den 
EiHenbahnen 


1855 
1850 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 


45-32 
41-06 
3236 
83-21 
31-28 
32-66 
31-07 
29-38 
25-97 
23-37 
21-99 
19-41 
1810 
17-14 
1571 
13-04 
11-72 
11-34 
9-96 


54-68 
58-94 
67-64 
66-79 
68-72 
67-34 
68-93 
70-62 
7403 
76-63 
78-01 
80-59 
81-90 
82-86 
84-29 
86-96 
88-28 
88-66 
9004 


1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1888 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


10-.35 
11-39 
11-18 
1102 
10-77 
10-47 
10-57 


12-87 
11-74 
1270 
1303 
12-35 
13-28 
12-93 
13-23 


8965 
88-61 
88-82 
88-98 
89-23 
89-53 
89-43 


87-13 
88-26 
87-30 
86  97 
87-65 
86-72 
87-07 
86-77 


Trotzdem  hat  sich  die  fJesammtsummo  der  auf  dem  Kheine  beförderten 
Steinkohlen  seit  1849  versiebenfacht;  die  Entwicklung  erlitt  nur  in  wenigen 
Jahren  eine  rückläufige  Bewegung;  so  zum  Beispiele  im  Jahre  1870  und  1871. 
Die  zwei  Jahre  dauernde  Baisse  im  Steinkohlontransporte  der  Jahre  1886  und  1887 
ist  nicht  auf  die  Eisenbahnconcnrrenz  zurückzuführen;   das  kann  schon  aus  dem 

10* 
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Grunde  vcrmnthet  werden,  weil  die  Abnahme  sich  nicht  im  Bergverkehrc  zeigt, 
der  ja  namentlich  durch  die  Eisenbahnconcurrenz  bedroht  erscheint,  sondern  im 
Thalverkehre  auftritt.  Die  Berichte  der  Centralcommission  für  die  Rheinschiffahrt 
geben  darüber  Auskunft,  indem  sie  sagen  :^)  „Die  Abnahme  rührt  lediglich  vom 
verminderten  Absätze  nach  Belgien  her.  Die  Ursache  letzterer  Erscheinung  liegt 
darin,  dass  die  Eisenbahnfrachten  auf  den  belgischen  Bahnen  für  inländische 
Kohlen  erheblich  herabgesetzt  und  ausserdem  die  Preise  der  belgischen  Kohle 
von  den  Hüttenbositzern  erheblich  ermässigt  sind.  Beide  Umstände  haben  die 
Abfuhr  der  Euhrkohlen  nach  Belgien  in  namhafter  Weise  zu  reducieren  vermocht,  so 
zwar,  dass  dieselben  mit  Ausnahme  von  Qualitätsware  trotz  der  billigen 
Schiffsfrachten  sich  nicht  auf  die  Dauer  der  belgischen  Concurrenz  gewachsen 
zeigten."    Hier  spielen  also  ganz  andere  Momente  mit. 

Der  Versandt  per  Bahn  hat  eine  geradezu  imposante  Entwicklung  gehabt; 
die  Quantität  der  1855  beförderten  Steinkohlen  hat  sich  bis  1890  mehr  als 
verzwanzigfacht.  Dabei  muss  allerdings  bemerkt  werden,  dass  es  sich  nicht 
lediglich  um  den  Versandt  auf  Bahnen,  die  dem  Wasserlaufe  des  Eheines  parallel 
laufen,  handelt,  sondern  in  den  Jahren  1855  bis  1882  um  die  Transportbewegung 
auf  den  bergisch-märkischen  Bahnen,  von  denen  ein  erheblicher  Procentsatz  der 
Länge  als  Concurrenzlinien  nicht  in  Betracht  kommen  kann.  Später  wird  die 
Quantität  der  im  Oberbergamtsbezirke  Dortmund  ausgeführten  Steinkohlentransporte 
angegeben. 

Ausser  den  Steinkohlen  gibt  es  auf  dem  Rheine  keinen  Transportartikel, 
der  auch  nur  annähernd  die- Bedeutung  für  den  Wasserverkehr  haben  würde,  wie 
die  Kohlen.  Den  höchsten  Procentsatz  weist  nach  den  Kohlen  das  Eisenerz  auf. 
Dieser  Verkehr  stellt  circa  4  Proc.  des  Gesammtverkehres  dar.  Dann  folgen, 
nach  ihrer  Bedeutung  im  Jahre  1892  für  den  Gcsammtverkehr  geordnet:  Ver- 
arbeitetes Eisen  aller  Art;  weiche  Schnittwaren;  Cement,  Trass  und  Kalk;  Salz, 
Steine  und  Steinwaren ;  rohes  und  Brncheisen ;  Zucker,  Melasse  und  Syrup  etc. 
Der  Getreideverkehr  spielt  nur  eine  untergeordnete  Rolle  bei  der  Gesammtabfuhr 

Zur  Charakterisierung  des  Kheinverkehres  möge  noch  eine  ähnliche  analytische 
Untersuchung  des  Warenstromes,  wie  es  oben  für  die  Abfuhr  geschehen  ist,  für 
den  Durchgangsverkehr  bei  Emmerich  hier  Platz  finden.  (S.  Tabelle  XXVII.) 

Der  ursprünglich  (1873)  überwiegende  Antheil  des  Thalverkehrcs  nimmt 
fast  stetig  ab  (s.  Tabelle  XVIII). 

Während  er  1873  61-2  Proc,  1875  noch  sogar  beinahe  70  Proc.  betragen 
hatte,  sinkt  er  1891  auf  circa  48  Proc.  herab.  An  der  oben  constatierten  Ver- 
kehrszunahmo  ist  also  vor  allem  der  Bergverkehr  betheiligt. 

Die  Zusammensetzung  des  Gesammtverkehres  ist  hier  nicht  so  überwiegend 
durch  eine  Warengattung,  wie  die  Steinkohlen,  beherrscht.  Neben  den  Steinkohlen, 
die  zwar  noch  immer  den  höchsten  Procentsatz  aufweisen,  beanspruchen  Weizen 
und  Spelz,  Steine  und  Steinwaren,  ferner  Roggen  eine  erhebliche  Bedeutung. 

Der  Getreideverkehr  zeigt  bedeutende  Schwankungen.  Von  2 '4  Proc.  im 
Jahre  1877  steigt  der  Antheil  rapid  auf  17V2  Proc.  im  Jahre  1879;  dann  tritt 
er  wieder  zurück,  um  im  Jahre  1891   wieder  "einen  Aufschwung  zu  ndimen. 

')  Siehe  Anmerkung  5  zu  Tabelle  XXVIII. 
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Tub.llc  XVI Ff. 


Jahre 


Von  d«r  (W'saiiiint- 

Hiimiii«  der  bcCiirtlci-. 

tcQ  (JUtor  wurden 

transportiert 


ZU 

Thal 


zu 
Berg 


Von  di;r  Gegamintsainme  der  beförderten  Güter  waren 


Stein- 
kohlen 


Weizen 
und 
Spelz 


Steine 


Zu- 


Eisenerz u.  Stein- 1  Boggen    Oelsaat  I 

I  waren  |  |  jsaminen 


P 

r        0 

c        e 

n 

t        e 

38-77 

40-18 

4-70 

408 

10-62 

4-27 

84-35 

44-24 

4-07 

2-73 

8-11 

4-37 

— 

3U10 

44-02 

3-51 

2-26 

12-M8 

2-.H9 

— 

33-42 

46-25 

7-46 

2-61 

10-56 

3-27 

— 

32-44 

44-27 

2-44 

704 

8-74 

403 

— 

36-30 

44-03 

12-53 

— 

12-01 

— 

— 

3X13 

41-82 

17  53 

— 

11-30 

— 

35-81 

42-62 

14  26 

— 

8-63 

— 

— 

37-32 

42-18 

15-01 

— 

7-37 

— 

— 

40-29 

38-83 

7-48 

817 

8-77 

4  04 

1-03 

39-56 

40-11 

7-62 

7  04 

7-79 

5-02 

1-53 

41-88 

36-90 

9  40 

7-57 

8  50 

4-85 

1-29 

39-73 

40-42 

5-92 

805 

6-41 

416 

163 

39-61 

3404 

7-31 

760 

8-85 

4-25 

1-76 

44-63 

33-15 

7-67 

7-75 

6-24 

4-86 

195 

45-04 

33-67 

5-86 

7-80 

6-03 

602 

2  09 

51-62 

31-29 

5-93 

9-02 

500 

5-79 

2-55 

50-86 

28-76 

6-83 

10  78 

7-19 

4-75 

2-35 

52-34 

28-44 

10  86- 

10-45 

6-18 

4-27 

2-65 

1873 
1874 
187Ö 

1876 

1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


01-23 
65-65 
61)-90 
66-58 
67-56 
6370 
61-87 
64-19 
62-68 
59-71 
60-44 
58-12 
60-27 
60-39 
55-37 
54-96 
48-38 
49-14 
47-66 


63  85 
63-52 
65-56 
70-15 
66-52 
6857 
70.65 
65  51 
64-56 
68-32 
6911 
68-51 
66-69 
6381 
61-62 
6097 
59-58 
60  66 
62  85 


Der  Aiithcil  des  Eisenerzes  steigt  fast  stetig  von  circa  7  Proc.  anf  10  Proc; 
Steine  und  Steinwaren  nehmen  in  ilirer  Bedeutung  ab;  Oelsaat  weist  einen 
'/■unehmenden  Antheil  auf. 

Die  Schwankungen  gleichen  sich  jedoch  soweit  aus,  dass  die  in  der  vor- 
stehenden Tabelle  angeführten  Warenclassen  zusammengenommen  doch  einen  ziem- 
lich gleichbleibenden  Procentantheil  des  Gesanimtverkehres  bilden. 

Das  Zunehmen  des  Verkehres  in  Getreide  (Weizen  und  Roggen)  sowie  in 
Eisenerz  darf  wohl  zum  Theil  als  Wirkung  der  immer  mehr  Bedeutung  bean- 
spruchenden Eheinsceschiffahrt  angesehen  werden. 

Ein  anderes  Bild  als  bei  dem  Bheinverkehre  bietet  sich  beim  Elboverkehr 
bei  Magdeburg. 

Das  be-/.iigli(-he  Detail  möge  auch  diesmal  der  Tabelle  XXIX  entnommen 
werden;  hier  sollen  nur  die  Procentzablen  ihre  Stelle  finden  (s.  Tabelle  XIX). 

Es  muss  auf  den  ersten  Blick  auffallen,  wie  verschieden  im  Vergleich  mit 
dem  Kheine  sich  hier  die  Gliederung  des  Verkehres  nach  Warenclassen  gestaltet. 

Zwar  nehmen  die  Kohlen  —  Braunkohlen  —  auch  hier  die  erste  Stelle 
unter  den  Transportartikoln  ein.  Jedoch  ist  der  Abstand  von  anderen  Waren  kein 
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SO  bedeutonder.  An  /.weiter  Stelle  fung'icrt  Zucker,  Melasse  und  Syrup  und  zwar 
mit  steigendem  Antheilsprocent ;  darauf  folgen  die  Düngemittel ;  weiche  Schnitt- 
waren, Gerste,  Mehl  und  Mühlenfabrikate,  sowie  Weizen  und  Spelz  stehen  sich 
in  ihrer  Bedeutung  als  Transportartikel  ziemlich  nahe.  Die  anderen  Warenclassen 
sind  schon  sehr  unwichtig.  —  Die  Zusammensetzung  des  Verkehrsstromes  ist  auf 
der  Elbe  eine  verhältnismässig  viel  mannigfaltigore. 

Tabelle  XIX. 
Vom  Gesammtverkehre  Magdeburgs  betrug  der  Verkehr  an: 


Jahr 


13 
S 


m 


5 


O 


:j3  « 

TS  ^ 


^ 


60 
60 


« 


55» 


1880 
1883 
1886 
1889 
1891 


2-5 -37 
25-80 
22-89 
2067 
1908 


16-89 
16-06 
17-89 
12-17 
181.5 


5-24 
616 
9-89 
7-34 


8-67 
4-79 
5-43 
4-22 


2-80 
3-16 

5-98 
5-96 
5-79 


1-65 
2-82 
5-08 
5-37 

4-89 


0-24 
1-65 
090 
1-69 
3  24 


109 
1-25 
1-32 
2-98 
2-35 


102 
2-03 
0  43 
0-92 
0-60 


204 
102 
1-62 
1-53 

2-.58 


Leider  liegen  keine  bis  zum  Beginn  der  Eisenbahnära  hinabreichendon  Daten 
vor,  mit  deren  Hilfe  man  die  Gestaltung  des  Elbeverkehres  unter  der  neu  begin- 
nenden Eisenbahnconcurrenz  verfolgen  könnte. 

Für  die  gegenwärtige  Zeit  kann  es  aber  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
dass  speciell  auf  der  Elbe  der  Verkehrsaufschwung  zum  grossen  Theile  den  höher- 
wertigen Gütern  zugeschrieben  werden  muss. 

Die  hauptsächlichsten  Transportobjecte  auf  den  übrigen  in  Tabelle  XX 
angeführten  Wasserstrassen  sind: 

1.  Für  Thorn:  Getreide,  Zucker,  Melasse  und  Syrup,  rohe  Baumwolle,  Roh- 
nnd  Bnicheisen,  Steinkohlen,  Steine  und  Steinwaren,  Holz  (excl.  Plossholz). 

2.  Für  den  Bromberger  Canal  sind  ausgewiesen:  Steine  und  Steinwaren, 
Kaffee  und  Kaffeesurrogate  (12  Proc.  des  Gesammtverkehres),  dann  Zucker,  Melasse 
und  Syrup,  Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Holz. 

3.  Bei  Berlin')  erscheinen  1886:  Kaufmannsgüter  4*3  Proc,  Nahrungs- 
mittel 8-7  Proc,  Brennmaterial  0-9  Proc,  Baumaterial  77-1  Proc.  Die  Zufuhr 
von  Baumaterialien  und  zwar  speciell  die  der  Steine  hat  am  stärksten  zugenommen ; 
der  procentuelle  Antheil  der  Brennmaterialien  hat  in  der  Periode  1877  bis  1886 
von   16-3  Proc.  bis  auf  9-9  Proc.  abgenommen. 


')  Vergl.  Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reiches,    1887,   Decembcrheft 
pag.  1  ff. 


Kiu  Beitrug  zur  Wasserstrassciifragc. 


4.  Am   Elbcverkuhr   bei   Haiiibarj,'  haben    1880   doii   Hanptaiitheil  folgeiido 
Btorarteu : 

a)  /,Q  iiorg:  üütreido  und  Hülseiifrüclite,  Steinkohlen,  Petroleum  und  andere 
Mineralöle,  Uiingoniittel    aller   Art,    Holi-  und  Brucheison,   fette  Oele   und  Fette  ; 

b)  zn  Thal:  Zucker,  Melasse,  Syrup,  .Steine,  Getreide,  Hülsenfrüchte  und 
Urantwoin. 

5.  Für  lireinen  sind  anzuführen:  Getreide  und  Eeis  in  der  Abfuhr;  Steine, 
Holz  und  Zucker  in  der  Zufuhr. 

G.  Bei  Güdingen  siüelt  wieder  Steinkohle  die  Hauptrolle;  auf  dem  Khein — 
Marne-Canal  verkehren:  Kisenerz,  Erde,  Oement  uml  Getreide,  ferner  in  der 
Ausfuhr  (fa.st  ausschliesslich)  Steinkohlen. 

Aus  der  vorstehenden  kurzen  Ucbersicht  ergibt  sich  ein  sehr  mannigfaltiges 
liild.  Ks  sind  nicht  immer  die  Massengüter,  die  auf  den  einzelnen  Wasserstrassen 
den  Hauptbestandtheil  des  Verkehres  bilden;  bei  manchen  Wa.sserwegen  spielen 
sogar  ziemlich  hochwertige  Güter,  wie  Zucker  und  Getreide,  die  Hauptrolle. 

J)ie  Kesultato  der  vorstehenden  üiitorsuchungen  können  folgendennaassen 
zusammengefasst  werden :  Der  stets  wachsende  Antheil  dos  Eisenbahnvorkehrns 
an  der  gesammten  Verkehrsleistung  hat  in  den  letzten  Jaliren  einen  Rückgang 
zugunst(!n  dos  Wasser  Verkehres  erfahren.  Das  lässt  sich  für  die  französischen 
Wasserstrassen  genau  berechnen,  für  die  deutschon  mit  Wahrscheinlichkeit  schliessen. 

Soweit  der  Antheil  der  einzelnen  Güterarten  am  Gesammtverkehre  verfolgt 
werden  kann,  zeigen  sich  dabei  im  allgemeinen  geringe  Aendernngen;  in  einigen 
concreten  Fällen  jedoch  (deutsche  Wasserstrassen:  Elbe)  ist  ein  Steigen  dos 
Transportos  höherwertiger  Güter  unverkennbar. 
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Tabelle  XXIII. 
Der  Güterverkehr  Magdeburgs  auf  der  Elbe  in  den  Jahren  1880 — 1891. 

Angabeil  in  Tonnen. 


Jahre 

Berg- 
verkehr 

Thal- 
verkehr 

Gesammt- 
verkehr 

Jahre 

Berg- 
verkehr 

Thal- 
vcrkehr 

Gesamint- 
verkehr 

1880 

314.132 

')716.940 

1,031.072 

1886 

458.485 

675.976 

1,134.461 

1881 

355.210 

773.393 

1,128.603 

1887 

446.113 

646.289 

1,092.402 

1882 

408.896 

537.013 

945.909 

1888 

579.864 

780.835 

1,360.699 

1883 

357.008 

682.125 

1,039.133 

1889 

689.499 

739.979 

1,429.478 

1884 

423.146 

695.567 

1,118.713 

1890 

739.933 

819.809 

1,559.742 

1885 

436.574 

655.391 

1,091.965 

1891 

780.472 

819.431 

1,559.903 

•)! 

)er  riossve 

rkehr  ist  b 

is  1882  inbegriffen. 

Quelle:  Statistik  des  Verkehrs  auf  deutsclien  Wasserstrassen  1880 — 1891. 

Tabelle  XXIV. 


Jahre 


Gesammtverkthr 

über  die  österr.  Grenze 

gegen  Sachsen 


in  Tonnen 


+  gegen  das 
Vorjahr 


Auf  der  Elbe  wurden 
befördert 


Tonnen 


+  gegen  das 
Vorjahr 


Antheil  der 
Elbe  am 

Gesanimt- 
verkehre  in 

Procenten 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


1,995.300 
2,592.600 
2,864.700 
3,591.500 
3,237.600 
3,219.600 
3,411.000 
3,937.800 
4,469.900 
4,417.800 
4,334.400 
4,801.700 
4,901.300 
4,668..500 
5,066.800 
5,431.300 
6,805.400 
7,099.900 
8,104  300 


+ 

+ 
+ 


+ 
+ 
+ 


+ 


+ 
+ 


.^97.300 
272.100 
726.800 
353.900 

18.000 
191.400 
526.800 
532.100 

.^)2.100 

83.400 
467.300 

99.600 
232.800 
398.300 
364.500 
-1-1,374.100 
-f  294.500 
+  1,004.400 


585.600 

559.800 

538.300 

773.300 

722.600 

780.800 

916.900 

1,073.500 

1,445.800 

1,587.100 

1,727.300 

1,906.700 

2,050.500 

1,854.300 

2,076.700 

2,079.900 

2.655.200 

2,502.900 

3,028.800 

2,998.600 

2,880.000 

2,411.000 


—  25.800 

—  21.500 
+  235.000 

—  50.700 
+  57.700 
+  136.600 
+  156.600 
+  372.300 
+  141  ..300 
+  140.200 
+  179.400 
+ 143.800 

—  196.200 
+  222.400 
+  3.200 
+  575.300 

—  152.300 
+  525.900 

—  30.200 

—  168.600 

—  419.000 


29-35 
2159 
18-79 
21-,-)3 
22-31 
24-23 
26-88 
27-26 
.32.34 
35-92 
3985 
39-71 
41-83 
.39-71 
40-98 
38-29 
.39-01 
35-11 
37-37 


Aus  Oesterr.  Statistik,  37.  Bd.,  4.  Heft,  1  Abthlg.,  pag.  16. 
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Tabelle  XXV. 


Die  Entwicklung  des  Gütorverkehres   auf  dorn  Rheine  bei  Mannheim 
in  den  Jahren   1840—1857  (excl.   1856). 


J  a  li  r  c 


Der  Güterverkehr  in  Mannheim  betrug 


zu  Berg 


zu  Tiial 


Zusammen 


1840 
1841 
1842 
184.S 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
185.3 
1854 
1855 
1857 


43.038 
80149 
84.969 
77.486 
55.912 
53.751 
94.809 
66.865 
49..398 
31.6.30 
58.786 
46.555 
50.828 
69.821 
62.232 
56.842 
110.016 


48.663 

79.839 

70.076 

85.165 

107.653 

63.484 

73.534 

71.3.56 

62.202 

67.224 

83.781 

94.554 

120.992 

145.298 

136.025 

129.756 

100.200 


91.701 
159-988 
155.045 
162.645 
163.565 
117.2.35 
168.343 
138.221 
111.600 

98.854 
142.567 
141.109 
171.820 
215.119 
198.257 
186.598 
210.216 


Quelle:  Berieht  der  Oentraloommission  fiir  die  Rheinsohitfahrt. 
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Hopfgartner. 


Die    Steinkohlen -Abfuhr    aus    den    Häfen    Duisburg,    Kuhrort    und 

Bahnen  in  den 


Von  Duisburg  und  Euhrort 
wurden  auf  dem  Eheine  Stein- 
kohlen befördert  (Tonnen) 


zu  Berg     zu  Thal 


zu- 
sammen 


Von  Duisburg,  Euhrort  u.  Hoch- 
feld') wurden  auf  dem  Rheine 
Steinkohlen  befördert  (Tonnen) 


zu  Berg 


zu  Thal 


zusammen 


Gesammt- 
mengen  der 
pr.Bahnbef. 
Steinkohlen 
und  Coaks 
in  Tonnen 


1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 


435.897 
572.792 
522.056 
533.234 
513.357 
613.758 
659.775 
634.475 
565.750 
732.397 
660  885 
794.435 
830.430 
947.948 
943.941 
998.044 
1,072,602 
998.304 
951.592 
912.667 
923.752 
805.099 


183.186 
232.840 
247.412 
309.290 
304.847 
424.694 
468465 
402  525 
321.845 
381.694 
391.604 
524.575 
567.222 
614.137 
650.435 
714.902 
794.738 
863  604 
1,015.118 
1,016.524 
945.587 
851.645 


619.083 

805.632 

769.468 

862.424 

818.204 

1,038.452 

1,128  240 

1,037.000 

887.595 

1,114.091 

1,052.489 

1,319.010 

1.397.652 

1,562.085 

1,596.776 

1,712.946 

1,867.342 

1,861.908 

1,966.710 

1,929.191 

1,869.339 

1,656.744 


')  1,360.923 
1,488.776 
1,854.969 
2,240.396 
2,312.034 
2.719.703 
3,099.943 
3,754.192 
4,551.119 
5,617.803 
6,621,922 
7,729.435 
8,898.931 
9,325.229 
10,024.133 
10,206.951 


'}  Die  Quelle  für  die  Daten  bezüglich  des  Rheinverkehres  ist  die  Publication 
der  Central-Commission  für  die  Eheinschiffahrt;  für  die  Daten  des  Eisenbahnver- 
kehres hat  V.  der  Borght:  „Gegenseitige  Beziehungen  der  Wasserstrassen  und 
Eisenbahnen,  Paris  1892"  gedient.  Die  bezügliche  Tabelle  befindet  sich  auf  pag.  27. 

2)  Der  Hochfelder  Hafen,  der  Rheinischen  Eisenbahn -Gesellschaft  gehörig, 
wird  hauptsächlich  zur  Verschiffung  der  mit  der  Bahn  angefahrenen  Steinkohlen 
benützt. 

')  Beim  Hafen  von  Hochfeld  wird  nunmehr  die  Gesammtziffer  des  Verkehrs 
angegeben ;  welchen  Antheil  die  Steinkohlen  daran  haben,  ist  aus  den  Berichten 
der  Central- Coniniission  für  die  Rheinschiffahrt  nicht  zu  ersehen.  Die  bezügliche 
Ziffer  wurde  aus  v.  der  Borght  1.  eit.  entnommen.  Die  Abnahme  des  Stehikohlcn- 
verkehrs  im  Jalire  1!^82  ist  insbesondere  den  schlechten  Wasserstandsverhältnissen. 
sowie  dem  grossen  Hochwasser  im  Herbste  zuzuschreiben. 

■*)  Der  Grund  der  Abnahme  liegt  hauptsä.chlich  in  ungünstigen  Wasserver- 
hältnissen, Bericht  der  Central-Commission  für  die  Rhcinschiffahrt  1884,  pag.  38. 
Dasselbe  gilt  für  Duisburg  und  Rulirort  a.  a.  0.  pag.  34. 
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Tabelle  XXVIII. 

r^sowie    dio    Stein  koliloii  -  A  bfulir    mit    dun    Hheiiiischoii 
Jiihrmi    1841)— 1892. ') 


1871 

1H72 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
188C 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


Von  Duisbuif,'  und  Ituliiort 

wurden  auf  dem  Klieino  Stein- 

k«]ilcn  beiordert  (Tonnen) 


zu  Berg 


zu  Tliiil 


715.368 

677.793 

614.740 

501.336 

027.115 

622.138 

564.106 

602.412 

609.132 

713.502 

741.695 

693.317 

903.733 

902.180 

1,094.307 

1,176.470 

1,209.666 

1,653  449 

1,894.655 

2,020.906 

2,137.280 

2,4b8.180 


74K.258 
913277 
1,000.758 
880.775 
1,133.724 
1,21.5.053 
1,207.732 
1,277.522 
1,317.792 
1,512.031 
1,582.2.54 
1,562.906 
1,845.808 
1,785.174 
1,860.692 
1,775.308 
1,700.294 
1,888.701 
I,. 599.096 
1,601.310 
1,688.762 
1,764.005 


zu- 
saninicn 


1,403.626 
1,591.070 
1,61.5.498 
1,382.111 
1,760.839 
1,837.189 
1,771.838 
1,879.934 
1,926.924 
2,225.533 
2,323.949 
2,256.223 
2,749..541 
2,687.300 
2,954.999 
2,951.778 
2,909.960 
3,-542.150 
3,493.751 
3,682.222 
3,826.042 
4,202.185 


Villi  Duisliui},',  Hulirort  u.  Hocli- 
lul(P;  wurden  auf  dem  Kiieine 
öti'inkohlcn  befördert  (Tonnen) 


zu  Ki'i-g  I  zu  Tlial  I  zusammen 


Qesainmt- 
mengen  der 
|ir.  Kahn  bef. 
äteinkohleu 
and  Coaks 
in  Tonnen 


826.268 
758.195 

828.396 
979.424 


1,809..344 
1,288  165 
1,614.065 
1,743.415 
1,815.967 
2,352.033 
2,575.839 
2,824.980 
2,982.543 
3,276.948 


1,309.710 
1,296.845 

1,493.8.56 
1,654.074 


1,939.960 
1,862.047 
1,919.532 
1,831529 
1,746.317 
1.927,742 
1,637.821 
1,694.691 
1,725.162 
1,801.994 


1,592.396 
2,044.437 

2,128.978 
2,055.040 
2,248.024 
2,322.252 
2,6.33.498 
3,802.024 

')  2,733.569 
3,429..304 

*)  3,1.50.212 
3,533.597 

=>)  3,574.944 
3.562.284 

0)  4,279.775 
4,213.660 
4,519.671 
4,707.705 
.5,078.942 


11,017.418 
';  12,437.815 
14,605.433 
13,781-339 
15,891.757 
16,908.082 
16,590.001 
18,655.930 
19.849.484 
22,275.212 


23,203.120 
23,671.000 
24,283.000 
23,867.000 
25,362.000 
27,925.000 
28,360.000 
29,645.000 


')  Die  Abnahme  des  Steinkohlcnverkehrs  hat  ihren  Grund  in  der  Con- 
currenz  der  belgischen  Kohlen,  das  Nähere  im  Te.xte.  Bericht  1886,  pag.  43. 

'')  Der  Steinkohlenvcrsandt  hat  um  fast  20  Proc.  gegen  das  Vorjahr  zuge- 
nommen. Der  Grund  für  diese  Zunahme  liegt  im  allgemeinen  guten  Geschäfts- 
gange, verbunden  mit  günstigen  Wasserst andsverhältnissen ,  welche  den  Schiffs- 
transport  besonders  vortheilhaft  machten.  Dio  Zunahme  ist  am  stärksten  beim 
Bergverkehr,  weniger  beim  Thalvcrkehr,  bei  welchem  der  belgische  Wettbewerb 
fortwirkt. 

')  Die  Daten  bezichen  sich  von  1855—1882  auf  die  bergisch-märkische  und 
dio  Köln  — Mindener  Eisenbahn.  1882—1890  sind  die  Daten  der  Gesammtabfuhr 
von  .Steinkohlen  und  Coaks  auf  den  Eisenbahnen  im  Oberberganitsbezirk  Dortmund 
nach  den  Berichten  dos  Vereins  für  die  bergbauliehen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirke Dortmund  gegeben,  s.  v.  der  Borght  a.  a.  0. 
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TRIESTS  HANDELSPOLITISCHE  LAGE. 


VON 


FRITZ  ROBERT. 


Laut  der  ofticielleii  statistischoii  Ausweise  der  Triester  Handelskammer 
(Commcrcio)  hat  sich  der  Wort  der  dortigen  Ein-,  respective  Ausfuhr  seit  1858 
iu  folgender  Weise  gehoben :  *) 


G  e  8  a  lu  in  t- 

Einfuhr        Ausfuhr        Summa 

in  Millionen  Gulden 


1858/62 

•a 

.     150 

124 

274 

1803/67 

.     155 

134 

289 

1868/72 

1 

.     221 

190 

411 

1873/77 

0 
■  Ö 

.     225 

193 

418 

1878/82 

.     263 

228 

491 

1888/87 

o 

^ 

.     330 

299 

628 

1888/92 

.3 

tos 

.     352 

310 

662 

1892      .    . 

.     354 

301 
316 

655 

1893      .... 

.     358 

674 

Diese  ungenügende  Zunahme  der  Triester  Ein-  und  Ausfuhr  (besonders  im 
Vergleiche  mit  der  Handelsbewegung  anderer  europäischer  Häfen*)  ist  die  Folge 


')  Hiebei  rauss  noch  ganz  ausdrücklich  betont  werden,  dass  diese  Ziffern  die  Ein- 
uud  Ausfuhr  Triests  via  Land  und  via  See  repräsentieren,  während  die  See  -Ein-  und 
Ausfuhr  allein  folgende  Summen  geben : 


S  e  e- 

Einfuhr 

Ausfuhr 
in  Millionen  Gulden 

Sumn 

1858/62 

« 

.      98 

86 

184 

1863/67 

'S 

J2 

.      80 

95 

175 

1868/72 

ja 

.    132 

107 

239 

1873/77 

w 
S 

.    137 

98 

235 

1878/82 

O 

.    146 

126 

272 

1883/87 

Tu 

.    183 

162 

345 

1888/9-2 

.     191 

160 

351 

189-2  .    .    . 

.    188 

157 
167 

345 

1893  .    .    . 

.    189 

S56 

')  Siehe  Anhang 

Seite 
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theils  genereller,  theils  specieller  Triester,  respective  österreichischer  Vorhältnisse' 
unter  welch  letzteren  die  Entwicklung  des  ungarischen  Ein-,  respective  Ausfuhr- 
handels via  Fiume  und  die  See-  und  Landverkehrsverhältiiisse  Triests  in  erster 
Eeihe  zu  erwähnen  sind. 

Von  dem  Standpunkte  ausgehend,  dass  die  seitens  der  Triestiner  so  oft 
heklagte  Concurrenz  der  nicht-österr(4chischen  Seehäfen  eine  natürliche  Thatsache 
sei,  welche  den  allgemeinen  und  einigen  speciellen  handelspolitischen  und  Ver- 
kehrsverhältnissen entspricht  und  nicht  nur  heklagt,  sondern  auch  bekämpft  werden 
muss'),  hat  die  österreichische  Eegierung  (resi»ective  das  k.  k.  Handelsministerium) 
in  die  Triester  Verhältnisse  energisch  und  praktisch  eingegriffen. 

Im  Verlaufe  der  letzteren  Jahre  wurden  seitens  desselben  manche  Keformon 
durchgeführt,  welche  bei  nonnalem  Verlaufe  der  Dinge  für  den  Triester  Platz- 
und  Transithandel  von  bedeutendem  Nutzen  sein  dürften  und  die  Staatshilfe  für 
Triest  bilden.     Sie  beruhen  auf  folgenden  Gesetzen,  und  zwar: 

Gesetz  ddo.  25.  Mai  1882,*)  betreffend  Zollermässigungen  für  die  Ein- 
fuhr • —  via  mare   • —   von :  Cacaobohncn  und  Schalen,  Kaffee  und  Thee ; 

Gewürzen,  Palmöl  und  Cocosnussöl; 

vegetabilischem  Talg ; 

Indigo  und  Cochenille. 

Gesetz  ddo.  7.  December  1887,*)  enthaltend  die  Aufhebung  des  Ein- 
fuhrzolles für  Agrumen. 

Gesetz  ddo.  23.  Juni  1891,*)  in  Betreff  der  Einbeziehung  des  Freihafen- 
Gebietes  von  Triest,  respective  Fiume,  in  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet. 

Gesetz  ddo.  8.  Jänner  1891,  betreffend  die  Steuer-  und  Gebüren- 
befreiung  für  im  Gebiete  von  Triest  neu  zu  errichtende  Industrie-Uiiternehniungen. 

Gesetz  ddo.   25.  Juli  1891.  Neuer  Schiffahrts-  und  Postvertrag  mit  dem  • 
Ocsterreichisch-ungarischon  Lloyd  (und  infolge  dessen  Sanierung  mancher  unleid- 
lichen Zustände). 

Gesetz  ddo.  27.  December  1893.  Unterstützung  der  österreichischen 
Handelsmarine. 

Gesetz  ddo.  9.  Mai  1894.  Erwerbung  der  von  der  Gemeinde  und  der 
Handels-   und   Gewerbekammer    in   Triest    errichteten    öffentlichen  Lagerhäuser') 

')  Siehe  diesbezüglich :  Fritz  Robert.  Die  Triester  Ausstellung  1882.  Carl  Gerolds 
Sohn,  Wien,  und  Studie  über  den  Triester  Handel  1890.   Alexander  Dorn,  Wien. 

^)  Alle  drei  Verfügungen  sind  giltig  auch  für  den  ungarischen  Hafen  Fiume; 
besonders  die  obangeführten  Zollermässigungen  für  Kaffee  waren  fast  ausschliesslich 
für  den  österreichischen  Hafen  von  Triest  von  Bedeutung  und  hatten  u.  a.  zur  unmittel- 
baren Folge,  dass  10  bis  12  neue  Kaffee-Firmen  aus  Deutschand  sich  in  Triest  etablierten. 

Kaffee-Einfuhr  in  Quint: 

1881:  Quint.  158.362,  1882:  Quint.  242.282,  1883:  Quint.  397.289,  1884:  Quint. 
385.700,  1885:  Quint.  395.889,  1886:  Quint.  427.757,  jähriicher  Durchschnitt  1887/1891, 
Quint.  357.877,  1892:  Quint.  461.326,  1893:  Quint.  397.219.  Die  Aufliebung  des  Zolles 
für  Agrumen -Einfuhr  hat  ebenfalls  auf  den  Triester  Handel  sehr  günstig  gewirkt. 

Agrumen-Einfuhr  in  Quint.: 

1887:  Quint.  226.294,  1888:  Quint.  288.263,  1889:  Quint.  335.588,  1890:  Quint. 
378.478,  1891:  Quint.  289.929,  1892:  Quint.  335.849,  1893:  Quint.  313.945. 

')  Sogenannte  „Magazzini  Generali." 


Triests  handelupolitiHchu  Lage.  ]Q9 

uiul  Haiif,'ars  im  iiciifii  Hafen  von  TrifHt,  «owie  der  von  der  Dampfsrhiffahrts- 
(jcsoll.sfhaft  di'ti  österreichischen  Llnyd  am  Molo  MF  dieses  Hafens  gebaut«'n 
Hangars  durch  den  Staat. 

Norli  niclit  f,'ereg'(^It  ist  di(^  —  elienfalis  selir  wicliti^,'!-  —  Frage  der 
LandverbindiingiMi  Triests  mit  Ocstorroich-Ungarn  und  darüber 
hinaus,  und  sind  die  diesbezüglichen  Entschlüsse  des  k.  k.  HandeJH-Ministoriums 
noch  a])zuwarton. 

Zwei  Wünsche  kommen  hier  in  Betracht: 

1.  (Gegen  die  Concurrenz  Fiumes  und  der  Nordroute  via  Deutschland.) 
Veriiilligiing  der  Transportspesen  nach  Oesterreich-Ungarn  und  den  andeni  nörd- 
lich und  nordöstlich  gcdegenon  Gebieten,  und  zwar  entweder  durch  die  Verstaat- 
lichung der  k.  k.  ]iriv.  Südbahn- Gesellschaft  oder 

durch  eine  neue  Verbindung  Triests  mit  dem  nördlich  gelegenen  Binnen- 
lande,  rospective  durch  die  directe  Verbindung  der  jetzt  schon  existierenden  Eison- 
bahnstrecke  Tri(!st  (S.  Andrea) — Herpcdje  — Divacca  mit  dem  übrigen  Netze  der 
k.  k.   Staatsbalmen. 

U.  (Gegen  die  italienische  Concurrenz.)  Verkürzung  des  jetzt  vorhandenen 
Schienenweges,  respective  Verbilligung  der  Frachtsätze  für  Transporte  zwischen 
Triost  und  der  Schweiz,  rospective  Süd-Deutschland,  mittels  einer  neu  zu  er- 
bauenden Bahn. 

Es  ist  eine  beinahe  von  Allen  zugegeben(^  Thatsache,  dass  die  jetzigen 
Verkehrsverhältnisse  Triests  mit  dem  Binnen!  ando  (nach  Norden  und  Nordwesten) 
keine  besonders  günstigen  sind,  und  dass  die  Herpelje-Bahn  nur  dann  einen 
praktischen  Wort  haben  wird,  wenn  sie  mit  dem  übrigen  k.  k.  Staiitsbahnennotze 
dinget  verbunden  sein  wird;  ohne  von  der  höchst  ungünstigen  Lage  des  Triester 
k.  k.  Staatsbahnhofes  in  S.  Andrea  auch  nur  zu  sprechen. 

Was  die  k.  k.  priv.  Südbahn  -  Gesellschaft  für  den  Triester  Landverkehr 
bedeutet  hat  und  jetzt  noch  trotz  der  Concurrenz  der  k.  k.  Staatsbahnen  bedeutet, 
weiss  man  im  allgemeinen. 

Die  folgende  Aufstellung,  welche  auf  Grund  der  statistischen  Angaben  (Coni- 
mercio)  der  Triester  Handels-  und  Gewerbekammer  entworfen  ist,  drückt  die 
Vertheilung  des  Gesa mmt- Landverkehrs  Triests  nach  den  yer- 
schiedenen  zur  Sprache  kommenden  Verkehrsmitteln  inPjocenten 
dieses  Gesammt-Landverkehrs  deutlich  aus. 

Triests 
Land  einfuhr  Landausfuhr 

in  Procenten  der  Gcsammtciufulir  und  Gcsainmtaasfuhr. 
S.B.  k.k.St.B.  Strasse  S.B.  k.k.St.B.  Strasse 

1857  ....  25         —  75  30         —  70 

1858  ....  48  —  52  99         —  1 

1859  ....  63  —  37  92         —  8 
18(30    ....  63         —         37                  96         _           4 
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T  r  i  e  s  t  s 
L  a  n  d  e  i  n  f  u  li  r  L  a  ii  d  a  u  8  f  u  h  r 

in  Procenten  der  Gesaiuiuteinfuhr  und  Gesainmtausfuhr. 


1861/65 
1866/70 
1871/75 
1876/80 
1881/85 

1886  . 

1887  . 

1888  . 

1889  . 

1890  . 
1881  . 

1892  . 

1893  . 


■-^ 


S.  B.  k.k.St.B. 
.  79  — 

.89')  — 
.  94  — 
.  92  — 

.  87  — 

.  68  — 

.  79') 
.  78 
.  76 
.  76 
.  76 
.  72. 
.  70 


4 
11 
11 
13 
14 
15 
16 


Strasse 
21 
11 
6 
8 
13 
32*'') 
17 
11 
13 
11 
10 
13 
14 


S.B. 
97 
99 
99 
98 
97 
98 
94 
83 
79 
75 
73 
75 
74 


k.k.St.B.  Strasse 

—  3 

—  1 

—  1 

—  2 

—  3 

—  2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
1 


4 
15 
19 
23 
25 
23 
25 


Der  Erwerb  der  T  r  i  e  s  t  e  r  L  ag  e  rh  ii  ii  s  e  r  (Maga/.ziiii  Generali)  seitens  de.s  Staates 
und  der  Lloyd-Hangars,  also  sämmtlicher  Lagerräume  im  Gel)ieto  des  Triester 
Hafens,  ist  eine  der  —  wenn  nicht  die  - —  bedeutendsten  Maassnahmon  der  öster- 
reichischen Regierung,  botreffend  die  Hebung  Triests  als  Handelshafens  und  Handels- 
platzes, und  wohl  wert,  unsere  Aufmerksamkeit  kurze  Zeit  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  sogenannten  Magazzini  Generali  wurden  von  der  Triester  Gemeinde  und  der 
Triester  Handels- und  Gewerbckammor  auf  ihre  eigene  Eechnung  in  zwei  Perioden  gebaut. 

L  Bauperiode  1879/80: 

Approximative  Baukosten 

Lagerräume :  Magazzini  circa 

Hangars       „       

n.  Bauperiode  1887/93: 

Approximative  Baukosten 8,000.000  fl. 

Lagerräume:  Magazzini  circa 116.000  >w* 

Hangars        ,       15.000  m* 

Daher  betragen  für  die  genannten  Magazzini  Generali  und  die 
zwei  Bauperioden  (1879/93): 

Approximative  Baukosten 8,750.000  fl. 

Die  Magazzini  umfassen  circa 136.000  m* 

die  Hangars  circa 20.000  m^ 

die  Gesammt-Lagerräume 156.000  m^ 


750.000  fl.- 

20.000  »«2 

5.000  w* 


')  Die  Triester  Hafenarbeiten  dauerten:  erste  Pciiodc  1867 — 1883,  zweite  Periode 
1887—1894. 

^)  Die  Zunahiiie  der  Triester  Landeinfulir  via  Strasse  ist  Folge  der  solir  bedeutenden 
Zufuhren  von  Bausteinen,  überhaupt  von  Steinniaterial  aus  den  Opcina-Steinbrüchen  für 
die  Hafenbauten  der  zweiten  Bauperiode. 

Gesammt-Landeinfuhr  (1886)  via  S.  B.  Strasse 

Quint.-Meter  9,711.274  6,657.770  3,053-504 


TriesU  liandelBpolitiache  Lage.  m 

Di«'  „Lliiyds-Haiigai«"  (auf  Mcilo  111  di'H  Trii-Htcr  HatV-ns)  wunU-n  seitens 
dicsor  SiliilTaliits- Gesellschaft  (1«'J2)  p-baut,  lialjcii  eine  approximative  Laffer- 
liiiclie  von    14.000  >«'■'  und  dürfton  circa  1,000.000  H.  6.  W.  gek«).st«t  haben. 

Mit  dem  1.  April  1894  trat  der  Staat  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Lagerhäuser- Concessioniire  (Triester  Gemeinde  und  Trioster  Handels-  und 
Gewerl)((kammer)  und  übernahm  daher  die  Zahlungs -Verpflichtungen  für  die  Zinsen 
der  ersten  öproc.  Anleihe  (1.  Juli  1880)  per  590.000  fl.  und  der  4proc.  Zinsen 
der  zweiten  Anleihe  (20.  .Juli   1889)  per  9,176.400  fl. 

Eine  Vergütung  des  Betriebsverlu.stos  für  die  Periode  Juli  1891  bis  April  1894 
seitens  des  Staates  wird  nur  im  Falle  gewährt,  dass  sich  ein  Reingewinn  hei  dem 
Betriebe  der  Magazzini  Generali  ergeben  sollte,  in  welchem  Falle  die  Hälfte  dieses 
Keingewinnos  an  die  bisherigen  Concessioniire  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  des  be- 
treffenden Gel)arung.sverlust(!s  (ohne  Zinsen)  ausbezahlt  würde. 

Dieser  Verlust  beträgt  für  die  Betriebsperiode  Juli  1891  bis  Ende  1893 
437.834  II.  und  wird  einstweilen  —  je  zur  Hälfte  —  von  den  damaligen  Lager- 
haus-Ooncessioniiren  getragen. 

Die  Theilschuld -Vorschreibungen  mit  einem  Nominalwertft  von  1,750.000  fl. 
wurden  ebenfalls  der  Regierung  übergeben  und  werden  dem  Verkehre  dauernd 
entzogen. 

Die  Lloyds- Hangars  hat  der  Staat  um  den  Preis  von  1,083.000  fl.  in 
neunzig  gbdchen  AnnuitütiMi,  ab  1.  April  1895  zahlbar,  erworben,  wobei  sich  der 
Oestern^icliisch(^  Lloyd  verpliichtet  hat,  diesen  Kaufschilling  zum  Baue  von 
Schiffen  —  im  Inlande  —  zu  verwenden. 

Zur  Bestreitung  der  sich  (^rgebeiiib^n  Auslagen  aus  Anlass  der  Erwerbung 
der  bezeichneten  Lagerliäuser  und  Hangars  wurde  der  Regierung  für  das  Jahr  1894 
ein  Credit  von  200.000  II.  eingeräumt. 


Wahrscheinlich,  um  nicht  in  die  innere  Wirtschaftspolitik  des  Oesterrcichi- 
schen  Lloyds  —  als  Privatgesellschaft  —  (welcher  überdies  dem  directen  Ein- 
flüsse dos  k.  k.  Handels-Ministeriums  untersteht)  einzugreifen,  hat  der  Staat  den 
Betrieb  der  Lloyd-Hangars  dieser  Gesellschaft  überlassen ')  und  betreibt  vom 
1.  April  1.  J.  an  nur  die  Magazzini  Generali  in  eigener  Regie. 

Dieselben  werden  durch  ein  Lagerhaus -Comit(S  verwaltet,  an  dessen  Spitze 
der  Triester  Statthalter  und  als  dessen  Stellvertreter  ein  Hofrath  der  k.  k.  See- 
bohörde  stehen. 

In  bedeutenden  wirtschaftlichen  Angelegenheiton  wird  zur  Borathung  die 
Lagerhaus-Commission  zugezogen,  welche  aus  folgenden  Mitgliedern  besteht: 

In  Vertretung  des  k.  k.  Handels-Ministeriums:  der  Präsident  der  k.  k.  Soe- 
bohfirde;  dann  jü  ein  Delegierter  der  Triester  Gemeinde  und  der  Triester  Handels-  und 
Gowerbekanunor  und  zwei  Triester  Kaufleuten.*)  Seitens  des  k.  k.  Finanz-Ministeriums: 
der  Vico-Präsidont  der  Triester  k.  k.  Finanz-Landesdirection  und  einer  seiner  BAthc. 

')  Gegen  eine  —  jährlich  —  an  den  Staat  zu  leistende  Vcrgiitong  von  fl.  44.000  flW. 
*)  Fiinor  dieser  beiden  Vertreter  der  Triester  Kaufmannschaft  ist  der  Chef  einer 
der  (früher  erwähnten)  1882  in  Triest  eingewanderten  deutsolieu  Katfee-Finncn. 
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Diese  Lösung  der  Triester  Lagerhäuserfrage  entsprach  niclit  ganz  den  ur- 
sprünglichen Wünschen  Triests. 

Die  Triester  Gemeinde  und  die  Triester  Handels-  und  Gewerbekammer  hätten 
CS  vorgezogen,  Eigenthümer  der  Magazzini  Generali  zu  bleiben,  deren  Betrieb  in 
eigener  Regio  weiterzuführen,  aber  —  vom  Staate  eine  jährliche  Subvention  zu 
bekommen. ') 

In  Triest  befürchtet  man,  dass  die  staatliche  Verwaltung  der  dortigen  Lager- 
häuser eine  bureaukratisclie  werde. 

Die  bisherigen  Maassnahmen  des  Handels-Ministeriums  scheinen  aber  etwas 
derartiges  nicht  befürchten  zu  lassen,  besonders 

1.  die  Zuziehung  zweier  angesehener  und  wohl  auch  —  allem  Anscheine 
nach  —  praktischer  Triester  Kaufherren  in  die  Lagcrhaus-Commission  und 

2.  die  neue  Wirtschaftspolitik  der  jetzigen  Lagerhaus -Verwaltung,  sowie  die 
schon  erfolgte  bedeutende  Ermässigung  der  Lager-  und  sonstigen  Spesen  der 
Triester  Lagi^rhäuser 

sind  deutliche  Beweise  für  die  Absichten  der  llegierung,  energisch  und 
praktisch,  d.  h.  im  allgemeinen  Wohle  in  dieser  handelspolitischen,  für  Oesterreich 
sehr  bedeutenden  Frage  vorzugehen. 

Wir  haben  gesehen,  was  die  Regierung  für  Triest  gothan,  be- 
trachten wir  nunmehr,  was  Triest  gethan  hat. 

In  Triest  beklagt  man  sich  vor  allem  ülier  die  sogenannte  Commuiiications- 
Misöre,  die  Aufhebung  des  Freihafen-Systems,  die  Concurrenz  von  Piume. 

Was  die  Communications-Misere  betrifft,  so  haben  wir  schon  gesehen,  dass 
in  dieser  Hinsicht  vieles  geschehen  muss  und  allem  Anscheine  nach  auch  ge- 
schehen wird.  Beinahe  unbegreiflich  ist  es  aber,  dass  Triest,  dieser  bedeutende 
Handelsplatz,  gegen    die   frühere   Leitung   des  Oesterreichisch- ungarischen  Lloyds 

1)  Einige  Ziffern  —  nur  wenige  —  werfen  ein  ganz  eigenthünüiches  Licht  auf  die 
Ergebnisse  der  früheren  Betriebs-Direction  der  Magazzini  Generali  (siehe  die  gesellschaft- 
lichen -Resoconti") : 

1889  1890  1891  1892 

Bau -Conto  (alt) fl.  773.979  773.239  760599  760.599 

(neu) „       -  —  5,265.383  6,826.201 

Capital-Schuld  (alt) „    747.000  722.000  693.000  659.000 

(neu)      „        —  -  10,968.900  10,943.900 

Jahres-Gewinn ,      72.291  33.034  —  — 

Procent  der  Gesamnit-Einnahnien  "/j        57  50  —  — 

Jahres-Verlust fl.        —  —  113.326  169.3-57 

endlich  zu  zahlende  Interessen      .    .  ,      32.813  31.590  248.932  466.407 

Procent  der  Gesanimt-Einuahnien  »/„       26  19  67  (!)  90  (!!!) 

Lagerhaus-Bewegung: 

1889  1890  1891  1892 

Jahres-Einlauf Quiiit.  1,846.654     1,499.669        831.286      1,083.417 

Tägliche  Bewegung „  6.386  6  803  4.633  5.840 

hiezu  muss  man  in  Berücksichtigung  ziehen,  dass  die  Höhe  der  betreffenden  Platz-  und 
sonstigen  Spesen  der  Magazzini  Generali  den  fast  allgemeinen  Unwillen  der  kaufmännischen 
Welt  in  und  ausser  Triest  zur  Folge  hatte  und  die  Regierung  —  im  Interesse  des  öster- 
reichischen Handels  endlich  zwang  —  energisch  einzugreifen! 
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so  lanpre  .Jalirp  hinaurcli  nicht  sMbst  oiicrf^i.sch  Stcllniif?  gonommon  hat,  und  /war 
im  eigoiiüii  Interesse,  und  tlass  in  dieser  Frage,  wie  jetzt  in  jener  der  Magazzini 
Generali,  die  Regierung  selbst  eingreifen  und  selbst  handeln  musste,  am  den 
Triester  Platz-  und  Transithandel  zu  retten. 

Hat  wirklich  die  Aufhebung  des  Freihafensystenis  (1.  Juli  1891)  den 
Triester  Handel  so  arg  geschädigt? 

Sollte  dies  auch  theilweiso  der  Fall  gewesen  sein,  was  überhaupt  noch  gar 
nicht  erwiesen  ist  und  von  vielen  nicht  zugegeben  wird,  so  darf  doch  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  nicht  Triest  allein,  sondern  auch  Fiume  aufhörte,  Freihafen 
zu  sein.') 

Der  Rückgang  der  Ein-  und  Ausfuhr  Triests  in  den  Jahren  1892  und 
1893  g(^gen  jene  von  1889  und  1890  ist  neben  anderen  Ursachen  auch  theil- 
weisc  auf  die  aussergewöhnlich  grosse  Einfuhr  Triests  in  einigen  spcciellen  Ar- 
tikeln während  der  Jahre  1888,  1889  und  1890  zurückzuführen,  welche  theilweise 
in  Triest  selbst  aufgehoben,  theilweise  nach  dem  Binnenlande  gesendet  wurden,  so 
dass  für  die  Jahre  1889  und  1890  die  Triester  Ein-  und  Ausfuhr  eine  —  bei- 
nahe möchte  ich  sagen  —  anormale  Höhe  erreichte,  welche  einen  factischen 
Rückgang  in  den  Ein-  und  Ausfuhren  der  nächsten  Jahre  zur  natürlichen  Folge 
haben  musste! 

Die  Triester  Handelsbewegung  betrug  in  1000  fl. : 

G  e  8  a  m  m  t- 

Ei  II  fuhr            Ausfuhr  Snmma 

1888 343.853              309.385  058.238 

1889 361.009              316.465  077.474 

1890 376.200              323.889  700.089 

1891 324.847              298.660  623.507 

1892 353.612              301.435  655.047 

1893 357.028              316.163  674.302 

Die   bedeutendsten  Mehreinfuhren    —    unmittelbar  vor  der  Aufhebung  des 

Freihafensystems  (1.  Juli  1891)  —  entfallen  auf  Adgendo  Artikel  (in  1000  Quint. 

abgerundet) : 

1888  1889  1890 

Kaffee 328         400  +  72*)      389  +  61») 

Agrumen 288  336+48  378  +  90 

Reis 127  185  +  58  93 

Olivenöl 88  168  +  80  95+7 

BaumwoHsamenöl     ....      49  30  119  +  70 

Baumwolle 604  657+53  668+64 

Diese  Erscheinung  ist  keine  neue,  sie  wurde  schon  bei  ähnlichen  Vorgängen 
auch  ausser  Oesten'eich  beobachtet  und  dürfte  nur  vorübergehender  Natur  sein;  sie 
entspricht  unter   anderem    dem    natürlichen   Gefühle    der  Unsicherheit    der    Kauf- 

')  Sirlii'  wi'iter  unten  die  Statistik  über  die  riandelsbewegung  Fiumes  vor  und 
naili   1801. 

';  Plus-Differenzen  im  Vergleiche  mit  1888. 
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niannswelt,  einom  Novum  gogenübpr,  dessen  unmittelbare  Polgen  noch  nicht  genau 
bcurtheilt  werden  können. 

Ausserdem  lässt  es  sich  nicht  leugnen,  dass  die  allgemeinen  Conjuncturen 
des  Welthandels  und  gewisse  ungünstige  Triester  Localzustände,  darunter  in  erster 
Reihe  die  Htihe  der  Hafen-  und  Platzspesen  und  andere  drückende,  rein  locale 
Lasten,  z.  B.  die  Tassa  consegna  merci  (statistische  Gebür  zugunsten  der  dortigen 
Handels-  und  Gewerbekammer)  —  hier  wäre  die  seitens  Triests  so  oft  begehrte  , 
Parität  mit  Fiume  wohl  am  Platze')  —  auf  die  1892er  und  1893er  Triester  Ein- 
und  Ausfuhr  kaum  günstig  gewirkt  haben. 

Durch  die  Aufhebung  des  Freihafensystems  ist  ein  grosses  Absatzgebiet 
dem  Triester  Platzhandel  zugänglich  gemacht  worden,  während  die  früher  einge- 
führte (Gesetz  ddo.  8.  Jänner  1891)  Steuer-  und  Gebürenbefreiung  für  im  Gebiete 
von  Triest  neu  zu  errichtende  Industrie -Unternehniungen  für  die  Entwicklung  der 
dortigen  Industrie  von  Bedeutung  sein  dürfte.  Einige  neue  Industrien  sind  auch 
in  Triest  entstanden;  so  die  Petroleum-Raffinerie  in  S.  Saba  (1889)  und  in  aller- 
letzter Zeit  in  Triest  selbst  eine  Oelfabrik,  eine  Reisschäl-Fabrik  und  eine  KafFee- 
schälerei,  welche  auf  die  Handelsbewegnng  der  betreffenden  Waren  günstig 
wirken  dürften. 

Die  Entwicklung  Fiumes  zu  einem  selbständigen  Hafen,  die  Entstehung 
eines  directen  ungarischen  Ein-  und  Ausfuhrhandels  via  Fiume  ist  vollends  ge- 
rechtfertigt und  eine  natürliche  wirtschaftliche  Erscheinung,  welche  vorau.sgesehen 
hätte  werden  sollen  und  zwar  zur  richtigen  Zeit. ') 

Wenn  sich  Fiumes  Handel  im  Verlaufe  der  letzten  Jahre  rasch  entwickelt 
hat,  so  ist  dies  eine  ganz  natürliche  Erscheinung.  Der  Anfang  der  Entwicklung 
ist  eben  meist  rascher,  als  der  spätere  Verlauf  derselben. 

Fiumes  Gesamm  tlian  del  (Ein-  und  Ausfuhr)  betrug: 

1881 34,503.021   ii.  3,0G4.100  Quint. 

1882 43,977.955   „  4,409.640  „ 

1883 64,723.855   ,  5,779.428  „ 

1884 68,174.361    ,  6,479.852  „ 

1885     ...     •   .    .  76,215.805   „  7,389.770  „ 

1886 75,632.775   „  6,636.836  „ 

1887 75,179.286   ,.  7,127.G24  „ 

1888 91,928.028   „  8,407.011  „ 

1889 88,522.097   „  8,131.357  „ 

1890      • 88,725.286   ..  8.147.143  „ 

1891^) 93,296.039   .,  8,694.990  „ 

1892^) 92,744.870   „  7,255.555  „ 

(Für  1893  sind  noch  keine  Daten  erschienen.) 

')  Siehe  Nota  1  auf  Seite  2. 

')  Es  hat  also  eine  Zuiinahmc  des  Fiumaner  Gesanuiitliandels  infolge  oder  trotz 
der  Aufhebung  des  Freihafensystems  (ausser  1892),  was  <lie  Waren-Quantitäten  betrifft, 
stattgefunden. 


i 
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Fiuir.<i,  oino  doch  so  klnino  und  vt'.rhaltnismässig  arme  Stadt  im  Vergleiche 
mit  (1(111  gn'jsseren,  ausdchiiungsfähigen  TricHt,  das  so  viele  Millionäre  zählt,  welche 
iliiV(Tm(')>,'cii  iiiTricst  erworben  hal)i'ii,hat  überdies  schon  seit  Jahren  (1881 — 1882) 
zwei  miiclitige  Industrien,  welche  auf  ilic  lictrctfciidcn  Einfuhren  ciMcn  natürlicli 
sehr  bedeutenden  Einfiuss  ausüben. 

Fiumes  See-Einfuhr  (in   1000  Quint.  abgerundet)  ergab  in 

Reis  Petroleum 

1880 5  3 

1881 13  144 

1882 77  208 

1883 143  248 

1884 285  468 

1885 305  766 

188C 291  734 

1887 265  544 

1888 314  683 

1889 313  732 

1890 332  681') 

1891 377  650 

1892 360  654 

Die  Triester  See-Einfuhren  in  Petroleum  (in  1000  Quint  ab- 
gerundet) zeigen  dagegen  folg(^iule  Ziffern : 

1888  427  Quint.,  1889  333  Quint.,  1890')  421  Quint,   1891  489  Quint., 

1892  420  Quillt.,   1893   537   Quint. 

Ob  weiters  di(^  IxMleuteiide  Zunahme  der  Fiumaner  Kohlen  einfuhr  auf  die 
Entwicklung  der  dortigen  Industrie  und  Schiffahrt  allein  zurückgeführt  werden 
kiinn,  ist  mindestens  recht  zweifelhaft,  und  doch  consumiert  Fiume  (d.  h.  die 
dortigen  Industri(Mi  und  die  Schiflalirt-Gestdlschaft  „Adria"  1891)  den  grös.sten 
Theil  der  Kohleneinfuhren : 

Die  Kohl  eil -See -Ei  11  füll  reu  Fiumes  stellen  fidgende  Ziffern  dar  (In 
1000  Quint.   aligeruiidet") : 

188Ü  107.551  Quillt.  (?),  1H81  120.773  Quint.,  1882  181.053  Quint., 
1883  292.880  Quint.,  1884  236.240  Quint.,  1885  240.740  Qnint.,  1886 
249.080  Quillt.,  1887  308.340  Quint,,  1888  263.240  Quint.  (V).  1889 
302.470  Quillt.,  1890  336.910  Quint.,  1891  503.220  Quint.,  18Ü2  r.r.2.:!99  Quint.. 

1893  1,450.458  Quint. 

»  • 


ß(^ 


Di(^    Uebernahme    der   Triester   Lagerhäuser   seitens    des    Staates    in    eigene 
,'ie   und   deren  Leitung  zur  iiraktischen  Unterstützung   des  Triester  Local-  und 


Transitliandels,  sowie  die  nunmehrige  tarifarische,  überhaujit  wii-tschaflliche  Piditik 
dt>s    Oesterreicliischeii    Lloyds    und    der    ilicli    erwachende    Unternehmungsgeist 


•)  1889  Gründung  der  retndemn-Kivffinerie  in  S.  Saba  bei  Triest. 
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einiger  Trioster  Kaufleute  und  Capitalisten  werden  wohl,  wenn  auch  nur  nach 
und  nach,  ihre  Früchte  tragen  und  zur  Hehung  Triests  als  österreichischer  Hafen- 
stadt und  internationalen  Handelsplatzes  viel  beitragen. 


Die  Triestiner  selbst  aber  dürfen  nicht  vergessen ,  dass  auch  sie  zur 
Hebung  des  Handelsverkehrs  ihrer  eigenen  Stadt  beitragen  müssen ;  manche  locale 
drawbacks  der  drückendsten  Art  müssen  beseitigt  werden ;  auch  sollte  sich  die 
mächtige  Triester  Capitalskraft  an  Industrie -Unternehmungen,  an  nautischen 
Schöpfungen  rege  betheiligeii,  dies  zum  eigenen  und  auch  zum  allgemeinen  Wohle. 

Infolge  der  Aufhebung  des  überlebten  Freihafensystems  hat  ja  Triest  — 
als  Industrie-  und  Handelsstadt  —  ein  weites  Absatzgebiet  erworben;  es  muss 
sich,  wenn  es  mit  seinen  Concurrenten  den  Kampf  mit  Aussicht  auf  Erfolg  weiter- 
führen will,  nicht  nur  als  Handels-,  sondern  auch  als  Industriestadt  entwickeln 
und  in  dieser  Hinsicht  das  schon  Begonnene  noch  weiterführen.  ^) 


')  Statistische  Daten  über  die  Fiumaner  Handelsbeweguiig  für  1893  konnten  nicht 
ermittelt  werden,  da,  meines  Wissens,  das  k.  ungarische  Handelsministerium  die  Nicht- 
publicierung  derselben  für  1893  genehmigt  hat. 


ANHANG. 


Schiffahrts-Bewegung  folgenden  europäischer  See-Häfen  1888  —  93: 


See-Häfen 


1888 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


Tonnen-Anzahl  der  eingelaufenen  Schiffe  (in  1000  Tonnen) 


Piume ')  .  . 
Triest»)  .  . 
Venedig*)  . 
Genua*)  .  . 
Marseille ')  . 
Havre  ^)  .  . 
Antwerpen  *) 
Eottenlam  *) 
Amsterdam  ■) 
Bremen  *)  .  . 
Hamburtj*;  . 


688 
1369 

2363 
3600 
2126 
3974 
2721 
900 
1447 
43.55 


781 
1448 

918 
2620 
3443 
2028 
4112 
2790 

935 
1682 
4809 


815 
1472 
1006 
2613 
3579 
2159 
4506 
2918 

991 
1733 
5202 


884 
1475 

939 
2575 
3998 
2376 
4760 
3008 
1071 
2084 
5762 


931 
1472 

2576 
3492 
2122 
4457 
3120 
1093 
1996 
5639 


810 
1574 
1005 
2996 
3377 
2120 
4620 
3566 
1072 
2030 
.5888 


')  Quellen:  Handelskannner-Berichte. 

'■*)  „  Oesterreiehisch-ungarische  Consular-Berichte. 

^)  „  Französisclie  Zollamts-Statistiken. 

^)  „  „Export." 
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Miiekay,  John  Henry,  Die  Anarchisten,  Culturgemälde  aus  dem  Ende  des  19.  Jalir- 

iiunilerts,  Volksausgabe,  Berlin,  1893,  282   S. 

Viir  uns  liegt  die  Volksausgabe  eines  Baches,  das  bereits  1891  zum  erstenmale 
■erschienen  ist,  inzwischen  in  mehrere  Spraclien  übersetzt  wurde,  ohne  aber  meines  Wissens 
bisher  in  unseren  staatwissenschaftlicben  Zeitschriften  eine  eingehende  Würdigung  gefunden 
zu  haben,  obgleich  es  dieselbe  ni.  E.,  wenn  schon  aus  keinem  anderen  Grunde,  wegen  seiner 
<iriginellen  Schreihweise  entschieden  vei'dient.  Der  Grund  dieser  auffallenden  Erscheinung 
ist  wohl  wenigstens  theilweise  in  der  Schwierigkeit  und  Undankbarkeit  der  Besprechung 
aller  jener  Schriften,  die  sich  mit  anarchistischen  Problemen  befassen,  zu  suchen.  Noch 
weniger  als  bei  anderen  socialen  Problemen  kann  mau  hier  auf  unbefangene  Leser  rechnen. 
Diejenigen,  die  den  Anarchismus  in  irgend  einer,  auch  noch  so  verhältnismässig  zahmen 
Form  zu  ihrem  Glaubensbekenntnisse  gemacht  haben,  werden  in  jeder  Kritik  nur  den 
.\usfiuss  verrotteten  Kastengeistes,  des  Bestrebens  für  die  unbedingte  Verthe]<ligung  des 
Bestehenden  und  des  mangelnden  Verständnisses  ihrer  Ideen  linden.  Die  grosse  Mehrzahl 
der  übrigen  Leser  kennt  den  Anarchismus  nur  in  der  furchtbaren  Gestalt  der  „Propaganda 
der  That" ;  sie  werden  kaum  geneigt  sein,  auf  die  Theorie  des  Anarchismus  in  irgend  einer 
Weise  einzugchen,  denn  für  die  meisten  von  ihnen  dürfte  der  Anarchismus  nur  insofeme 
Gegenstand  der  Besprechung  sein  können,  als  es  sich  um  seine  Bekämpfung  und  .Aus- 
rottung handelt.  Trotzdem  liegen  aus  der  letzten  Zeit  einige  kleinere  .\rbeiten  vor,  die 
sich  mit  der  Theorie  des  Anarchismus  befassen,  so  die  beiden,  freilich  von  sehr  verschie- 
denen Gesichtspunkten  ausgehenden  Arbeiten  von  Stammler  und  Piechanow,  welche 
jedenfalls  den  Beweis  erbringen,  dass  auch  die  Theorie  des  Anarchismus  der  Untersuchung 
und  Kritik  wert  ist.  Jedenfalls  liefert  auch  gerade  das  vorliegende  Buch  den  Nachweis, 
dass  Anarchismus  nicht  immer  identisch  ist  mit  jenem  Wahnwitz,  der  durch  zwecklose 
Gewalttliaten  Gesellschaft  und  Staat  zu  Maassregeln  der  Nothwehr  zwingt,  dass  es  vieiraehr 
auch  einen  theoretischen  Anarchismus  gibt,  der  jede  Gewaltthat  unbedingt  verwirft 
und  nur  der  Macht  seiner  Ideen  vertraut.  Eine  andere,  nicht  so  leicht  zu  entscheidende 
Frage  ist  freilich  die,  ob  dieser  rein  theorischc  Anarchismus  auf  die  Dauer  seine  Zurück- 
haltung bewahren  kann  und  nicht  gegen  seinen  Willen  vielleicht  zur  Gewalt  hinnbergeleitet 
wird  oder  doch  andere  clarin  fördert.  Sei  dem  nun  wie  ihm  wolle,  «o  dürfen  wir  doch 
nicht  in  Bausch  und  Bogen  über  den  Anarchismus  aburtheilen.  oiine  zuvor  die  betreffenden 
Geistesproducte  geprüft  zu  haben.  Eine  gewissenhafte  Prüfung  verdienen  sie  gewiss 
ebenso  sehr,  ja  vielleicht  häutig  in  höherem  Grade  als  viele  socialistische  Schriften. 

Der  Verfasser  der  „.Xnarohisten",  ein  Schotte  von  Geburt,  der  aber  schon  als  Kind 
nach  Deutschland  gekommen  ist.  hat  bisher  seine  Ideen  meist  in  poetischer  Fonn  vertreten. 
Diese  seine  Vergangenheit  verleugnet  er  auch  in  dem  vorliegen  Buche  nicht.  Dasselbe  ist 
weit  davon  entfernt,  etwa  ein  förmliches  System  bieten  oder  sonst  in  schwerfWliger,  mehr  oder 
minder  gelehrter  Form  die  Ideen  des  Verfassers  wiedergeben  zu  wollen.  Er  föhrt  uns 
vielmehr  in  die  Kreise  der  in  London  lebenden  Emigranten,  meist  deutscher  Nationalität, 
und  lässt  in  ihren  Versammlungen,  Besprechungen  uml  Privatgesprächen  in  lebendiger 
Rede  und  Gegenrede  die  Vertreter  der  verschiedenen  Meinungen  ihre  Argumente  vorbringen, 
wodurch  die  ganze  Schrift  einen   viel   lebendigeren  Charakter  erhält,    als   dies   sonst  bei 

ZctUchrifl  für  Volkswirtschaft.  Soclulpolitik-  und  Verwiillno(.  IV.  Band,  1.  Heft.  12 


1 78  Literaturbericlit. 

ähnlichen  Schriften  der  Fall  ist.  Den  Hintergrund  für  die  ausserordentlich  anschaulich 
dargestellten  Eedeschlachten  bilden  dann  düstere  Schilderungen  aus  den  Arbeitervierteln 
im  Osten  Londons,  bei  welchen  der  Verfasser  wohl  mit  den  allerschwärzesten  Farben 
geraalt  hat,  ohne  jedoch  durch  genaue  Einzeldarstellungen  den  Nachweis  zu  liefern,  dass 
die  Anwendung  dieser  Farben  auch  immer  gerechfertigt  war. 

Im  Mittelpunnte  des  ganzen  Buches  steht  ein  französischer  Schriftsteller,  Auban, 
der  als  der  Eepräsentant  der  echten  anarchistischen  Ideen  im  Sinne  des  Verfassers  erscheint. 
Er  bringt  dieselben  zumeist  im  Redekampfe  mit  seinen  bisherigen  Freunden  zur  Geltung, 
während  diese,  welche  immer  mehr  und  mehr  einem  revolutionären  C'ommunismus,  den  sie 
aber  auch  als  Anarchismus  bezeichnen,  zuneigen.  Auban,  d.  h.  der  Verfasser,  steht  auf 
einem  streng  individualistischen  Standpunkte;  indem  er  das  Individuum  über  die  Gesammt- 
heit  setzt  oder  vielmehr  die  letztere  überhaupt  nicht  als  existent  anerkennt,  setzt  er 
sich  in  contradictorischen  Widerspruch  mit  den  socialistisch-coramunistischen  Schwärmern 
für  irgend  einen  Zukunftsstaat,  in  welchem  das  Individuum  in  der  Gesanimtheit  aufgehen 
würde.  Er  setzt  sich  aber  auch  in  Widerspruch  mit  den  socialdemokratischen  Parteien, 
indem  er  jedes  Streben  nach  Gewalt,  ja  überhaupt  die  Theilnahme  am  politischen  Leben, 
insbesondere  an  den  Wahlen  verwirft,  denn  im  politischen  Leben  müssen  nothwendiger 
Weise  Führer  und  Geführte  entstehen,  und  das  widerstreitet  den  anarchistischen  Grund- 
sätzen. Insbesondere  sind  es  aber  die  socialdemokratischen  Führer  und  ihre  Partei,  auf 
die  er  sehr  schlecht  zu  sprechen  ist. 

Was  er  veilangt,  ist  die  vollständige  Freiheit  des  Individuums  „die  Selbstherrlichkeit 
des  Individuums",  die  Freiheit  in  ökonomischer,  politischer,  geschlechtlicher,  kurz  in 
jeder  Beziehung.  Zur  Erreichung  dieses  Zieles  verlangt  er  die  Beseitigung  nicht  nur  des 
Staates,  sondern  auch  aller  und  jeder,  wie  immer  'gearteten  Gewalt.  Auch  alles  Recht 
ist  nichts  anderes  als  Gewalt,  und  jedwedes  Recht,  ob  privater  oder  öffentlicher  Xatur,  wäre 
daher  zu  beseitigen.  Der  Staat  ist  nach  seiner  Meinung  die  privilegierte  Gewalt  und 
demgemäss  schon  nach  seiner  Xatur,  noch  mehr  nach  seinen  Wirkungen  verwerflich; 
nur  durch  den  Staat  wird  „die  Harmonie  der  Xatur  in  die  Unordnung  des  Zwanges  ver- 
wandelt''. Die  Folgen  der  Staats- und  Gewaltlosigkeit  weiss  Mackay  in  den  verlockendsten 
Farben  zu  schildern.  In  wirtschaftlicher  Beziehung  stellt  er  die  Behauptung  auf,  dass 
heute  nur  eine  Concurrenz  der  Arbeit,  durch  welche  die  Arbeiter  geschädigt  werden, 
nicht  aber  eine  Concurrenz  des  Capitales  bestehe.  Bei  vollständiger  Freiheit  der  Arbeit 
und  des  Capitales  würde  sich  aber  eine  allgemeine  Concurrenz  mit  den  wohlthätigsten 
Folgen  entwikeln.  Das  Capital  soll  mit  dem  Verschwinden  der  Gewalt  genöthigt  werden, 
„am  Kampfe  theilnehmen,  d.  h.  sich  auszuleihen,  und  zwar  gegen  eine  Vergünstigung, 
welche  die  Concurrenz  der  Banken  unter  sich  in  der  Schaffung  von  Austauschmitteln  bis 
auf  das  geringste  Maass  herabdriicken  würde".  (S.  12.3).  Mackav  stellt  also  keine  vollständig 
unentgeltliche  Benützung  des  Capitales,  keinen  unentgeltlichen  Credit  in  Aussicht;  es 
ist  dies  umso  bemerkenswerter,  als  er  sonst  Proudhon  verherrlicht  und  vielfach  auf 
seinen  Schultern  steht.  Die  ungehemmte,  von  allen  Fesseln  des  Rechtes  und  der  Gewalt 
befreite  Arbeit,  die  selbsverständlich  jedermann  freiwillig  verrichten  wird,  zu  welcher  nie- 
mand auf  irgendwelche  Weise,  direet  oder  indirect.  gezwungen  werden  kann,  diese  Arbeit 
wird  genügen,  um  alle  Bedürfnisse  in  vollstem  Maasse  zu  befriedigen,  und  es  wird  sich  dann 
„die  Erkenntnis  Aes  echten  Egoismus  durchringen,  dass  das  Wohlbefinden  des  Einen 
das  des  Andern  ist,  und  umgekehrt".  (S.  122.)  Auffallend  erscheint  es  auf  den  ersten 
Blick,  dass  Mackay  die  Beseitigung  des  Privateigenthums  nicht  verlangt,  ein  solches  viel- 
mehr sowohl  an  Consumtionsmitteln  als  auch  am  Capital  zulässt.  Und  doch  ist  dies  nur 
eine  ganz  logische  Consequenz  der  Souveränität  des  Individuums;  freilich  ist  das  Privat- 
cigenthum,  wie  Mackay  es  sich  vorstellt,  ein  ganz  anderes  als  das  heutige;  es  ist  kein  Recht 
mehr;  es  wird  von  niemandem  geschützt  als  vom  Eigenthümer  selber.  In  dem  Schutze 
des  Privateigenthums  schreckt  Mackay  sogar  vor  der  sonst  so  verhassten  Gewalt  nicht 
zurück,  ja  er  geht  sogar  so  weit,  dass  er  erklärt,  er  werde  sich.zum  Schutze  des  Eigenthums 
mit  anderen  verbinden,  falls  immer  diese  Nothwendigkeit  eintreten  sollte.  (S.  225  f.) 
Hierin   scheint  mir   allerdings   ein   entschiedener  Widerspruch   zu  seinen  sonstigen  Theo- 
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rien  zu  liegen,  denn  nicht  nur  »teilt  jedwede  (Organisation  einer  Mehrheit  v.jn  >I«ii-i  lu ii 
mit  seinen  sonstigen  Anschauungen  im  Widerspruch,  sondern  es  i»t  auch  nicht  recht 
begreiflich,  wieso  denn  ein  solcher  Schutz  nothwendig  werden  sollte,  wenn  jener  echte 
Egoismus  sich  durchgerungen  haben  wird,  llebrigens  hebt  Mackay  die  Beibehaltung  deg 
Privateigenthums  besonders  hervor;  er  scheint  darin  den  wichtigsten  Unterschied  zwischen 
seiner  Theorie  und  der  der  comraunistischeu  Anarchisten  zu  erblicken. 

Wohl  noch  mehr  unterscheidet  er  sich  aber  von  ihnen  in  der  Frage  der  einzuschla- 
genden Taktik.  F.r  verwirft  unbedingt  die  Anwendung  aller  Gewalt,  die  er  angesichts 
der  Macht  der  heutigen  Staaten  für  aussichtslose  Thorheit  erklärt,  die  nur  furchtbar.,-  und 
blutige  Opfer  kosten  kann.  Mit  glühenden  Farben  schildert  er  den  Kampf  der  englischen 
Polizei  mit  den  Arbeitslosen  im  Jahre  1887  und  den  grossen  Anarchistenprocess  von 
Chicago  im  gleichen  Jahre,  um  daran  eindringliche  Warnungen  gegen  die  Gewaltanwen- 
dung zu  knüpfen.  Dass  er  dabei  alle  Bemühungen  des  Staates  und  seiner  Organe  zur 
Aufrechthaltung  der  Ordnung  für  ungerechtfertigte  Angritl'o  auf  friedliche  Bürger  erklärt, 
dasu  er  die  Hinrichtung  der  Anarchisten  in  Chicago  kurzweg  für  einen  gemeinen  Mord 
erklärt,  ist  wohl  bei  seinen  Ansichten  über  die  Anwendung  von  Gewalt  erklärlich. 

In  welcher  Weise  aber  denkt  sich  nun  Mackay  die  Verwirklichung  seiner  Ideen?  Vor 
allem  gilt  es  nach  seiner  Meinung,  über  den  eigentlichen  Inhalt  des  Anarchismus  aufzu- 
klären und  festzustellen,  dass  die  Anarchisten  im  Sinne  Mackays  weder  Dynamitarden 
noch  Communisten  sind,  dass  vielmehr  „die  Anarchie  das  Ziel  der  Entwiikelung  der  mensch- 
lichen (iesellschaft  ist  und  jenen  Zustand  bezeichnet,  in  welchem  ilie  Freiheit  des  Indivi- 
duums und  seiner  Arbeit  Bürge  ist  für  sein  Wohl,  wie  für  den  Wohlstand  der  Allgemeinheit". 
Dann  müssen  die  Menschen  belehrt  werden,  dass  dieser  Zustand  ihrer  wahren  Natur 
entspreche,  und  dass  nur  der  Staat  „das  grösste  und  einzige  Hemmnis  der  Menschheit 
auf  ihrem  Wege  der  Entwickelung  zur  Cultur"  sei.  In  letzter  Reihe,  wenn  die  ent- 
sprechende Aufklärung  und  Belehrung  der  Menschheit  gelungen  ist,  empfiehlt  Mackay  ein 
Mittel,  von  dem  es  allerdings  sehr  fraglich  ist,  ob  dasselbe  nicht  auch  zur  Anwendung 
von  Gewalt  oder  doch  in  seinem  Sinne  zur  Abwehr  von  „Angriffen"  seitens  der  Staatsgewalt 
führen  müsste.  Nach  seiner  Meinung  müsste  nämlich  der  Staat  „dieses  Ungeheuer,  welches 
sich  von  dem  Blute  unserer  .Arbeit  nährt  und  erhält,  ausgehungert  werden,  indem  man 
ihm  den  Tribut  vorenthielt,  den  es  als  selbstverständlicli  forderte.  Ea  müsste  an  Erschö- 
pfung sterben,  verhungern,  langsam  zwar,  ohne  Zweifel  aber  sicher.  Noch  hatte  es  die 
Macht  und  das  Ansehen,  seinen  Raub  unweigerlich  einzufordern  oder  den  Verweigerer  zu 
vernichten.  Eines  Tages  aber  würde  es  einer  Anzahl  von  Männern,  von  besonnenen,  ruhigen, 
unerschütterlichen  Männern  begegnen,  welche  mit  verschränkten  Armen  seinen  Angriff 
mit  der  Frage  zurückschlagen  würden:  Was  willst  Du  von  uns?  Wir  wollen  nichts  von 
Dir.  Wir  verweigern  Dir  jeden  Gehorsam.  Lass  Dich  von  der.cn  ernähren,  die  Dich  brauchen, 
Uns  aber  lass  in  Ruhe".  (S.  269.)  Die  Steuerverweigerung,  die  Mackay  in  dieser  Weise 
empfiehlt,  erklärt  er  als  passiven  M'iderstand  nach  Art  der  Strikes  und  mindestens  ebenso 
gerechtfertigt  als  diese.  Bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Anwendung  dieses  Mittels  möglich 
werde,    gelte  es  zu  wachen  und  zu  warten. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  versucht,  die  Grundzüge  der  Theorie  oder  richtiger  der 
Glaubenslehre  Mackays  wiederzugeben.  Was  wir  aber  nicht  wiedergeben  konnten,  das  ist 
die  glänzende  Schreibweise,  der  frische  Ton,  welcher  das  ganze  Buch  durchzieht  und  die 
Herzenswärme,  die  überall  dort  zutage  tritt,  wo  der  Verfasser  von  den  Enterbten  der 
Gesellschaft  spricht.  Dadurch  allein  schon  würde  sich  das  Buch  einen  ausgedehnten  Leser- 
kreis sichern.  Die  anarchistische  Theorie  Mackays,  wenn  man  überhaupt  die  doch  vielfach 
aphoristisch  gehaltenen  Erörterungen  als  Theorie  bezeicimen  kann,  steht  im  directen 
Gegensätze  zur  socialistischen  Theorie.  Während  der  Socialismus  die  vollständige  Ver- 
drängung des  privatwirtschaftlichen  Verkehres  durch  den  genieinwirtschaftlichen  anstrebt 
verlangt  dieser  Anarchismus  die  Beseitigung  alles  gemeinwirtschaftlichen  Verkehres,  ja 
die  Beseitigung  aller  Vereinigungen  zu  wirtschaftlichen  Zwecken.  Während  der  Soeialismus 
die  Unterordnung  des  Individuums  unter  die  Gesammtheit  propagiert,  hebt  der  .\narchismas 
das  Individuum  auf  den  Thron,  negiert  jedes  Recht  der  Gesaromtlieit  an  dasselbe,  wie  jedes 
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Eecht  iiberliaupt.  Dort  die  Stärkung  der  Staatsgewalt  ins  Unendliche,  hier  die  Beseiti^'unfr 
jeder  wie  immer  Namen  habenden  Gewalt;  dem  entsprechend  dort  das  Streben  nacli 
öffentlicher  und  politischer  Gewalt,  hier  Abstinenz  von  allem  politischen  Leben  und  die 
unbedingte  Perhorrescierung  jeder  Führerschaft,  wie  sie  eine  Theilnahme  am  politischen 
Leben  denn  doch  unvermeidlich  machen  würde.  Gemeinsam  ist  ihnen  allerdings  der 
.Ausgangspunkt,  die  specielle  Fürsorge  für  den  Arbeiter,  der  nicht  den  vollen  Ertrag  seiner 
Arbeit  erhält  oder  überhaupt  keine  Gelegenheit  zur  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  lindet. 
Aber  auch  hier  zeigt  sich  ein  tief  einsdmeidender  L^nterschiei:  Der  Socialismus  und 
speiiell  die  Socialdemokratie  stellt  gar  nicht  in  Abrede  eine  Classenvertretung  zu  sein.  Der 
Anarehismus  hingegen,  der  ja  die  Harmonie  aller  Interessen  behauptet,  kann  dies  nicht 
zugeben.  Gemeinsam  ist  beiden  Theorien  das  gänzliche  Verkennen  der  menschlichen 
Natur,  jene  falsche  optimistische  Auffassung,  dass  der  Mensch  jemals  aufhören  werde, 
sein  eigenes  unmittelbares  Interesse  überall  voranzustellen.  Mackay  muss  als  Individualist 
freilich  das  Einzelinteresse  über  alles  stellen,  aber  auch  er  ist  genötliigt,  sich  einen  ganz 
eigenthümliehen  Egeismus  zu  construieren,  welcher  dem  reinen  Mutualismus  ähnlich  sieht, 
wie  ein  Ei  dem  anderen,  denn  er  fühlt  sehr  wohl,  dass  der  wahre  Egoismus,  befreit  von 
allen  Schranken,  unfehlbar  zum  Kampfe  aller  gegen  alle  führen  niüsste,  und  muss  deshalb 
an  Stelle  des  wahren,  wirklich  vorliandenen  Egoismus  jenen  „echten  Egoismus"  setzen,  der 
eben  nur  in  seiner  Construction,  nicht  aber  in  der  menschlichen  Natur  existiert.  Ebenso  gehen 
beide  Theorien  von  der  falschen  Voraussetzung  aus,  dass  die  Menschen  ohne  Zwang  bereit 
sein  würden,  nicht  nur  überhaupt  zu  arbeiten,  sondern  auch  alle  nothweudigen  Arten 
von  Arbeit  zu  verrichten,  während  thatsächlich  die  vollkommen  freiwillige  Arbeit,  wenn 
sie  überhaupt  geleistet  würde,  sich  zweifellos  auf  ganz  bestimmte  Arten  von  Arbeit 
beschränken  würde. 

Trotz  der  in  die  Augen  springenden  falschen  Voraussetzungen  lässt  sich  gewiss 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  der  Gedanke  von  der  absoluten  Freiheit  des  M'-nschen. 
von  der  vollkommenen  Beseitigung  aller  Gewalt  ausserordentlich  viel  Verführerisches  in  sich 
birgt.  Dieses  in  Aussicht  gestellte  goldene  Zeitalter,  in  dem  jeder  nur  seinem  eigenen  Willen 
folgt,  dem  keinerlei,  weder  ein  privates,  noch  ein  öffentliches  Recht  entgegensteht,  diese 
Vorstellung  muss  geradezu  berauschend  wirken,  sobald  jemand  sich  über  die  falschen 
Voraussetzungen  hat  hinwegtäuschen  lassen,  was  namentlich  dann  leicht  möglich  ist. 
wenn  jemand  sich  mit  diesen  Anschauungen  an  das  Hera  des  Lesers  wendet,  wie  MacÜay 
dies  mit  ausserordentlichem  Geschick  thut.  Er  erhebt  allerdings  gegen  die  communistischen 
Anarchisten  denselben  Vorwurf,  dass  sie  nur  mit  dem  Herzen,  nicht  mit  dem  Verstände 
verstanden  werden  können  (S.  2.37),  übersieht  aber  dabei  gänzlich,  dass  dieser  Vorwurf 
auch  seine  eigene  Theorie  trifft,  dass  dieselbe  auch  nur  Herzenssache  ist,  dass  der  kalte 
nüchterne  Verstand  sich  unbedingt  dagegen  auflehnen  muss,  weil  er  nur  mit  den  Mensehen 
rechnen  kann,  wie  sie  sind,  nicht  mit  Menschen,    wie   sie  vielleicht  sein  könnten. 

Im  Gegensatze  zu  den  bedeutendsten  socialistiscben  Schriftstellern,  im  Gegensatze 
vor  allem  zu  Marx  erscheint  Mackay  ohne  das  Rüstzeug  der  gründlichen  Gelehrsamkeit, 
ohne  die  Geistesschärfe,  welche  jenen  in  ihrer  Kritik  so  grosse  Erfolge  gesichert  hat; 
er  erscheint  aber  auch  ohne  die  Schwerfälligkeit  und  ohne  die  Schwerverständlichkeit 
sondern  in  einer  Form,  welche  die  Leetüre  des  Buches  zu  einer  anziehenden  macht.  Dns 
allein  ist  für  ein  agitatorisches  Buch  ein  unberechenbarer  Vortheil,  und  ich  halte  es  deshalb 
durchaus  nicht  für  ausgeschlossen,  dass  die  vorliegende  Schrift  in  gewissem  Sinne  zur 
Bibel  einer  anarchistischen  Secte  wird.  Freilich  in  Einer  Beziehung  wird  Mackay  dies  von 
ihm  offenbar  angestrebte  Ziel  leider  schwerlich  erreichen,  nämlich  hinsichtlich  der  einzu- 
schlagenden Taktik.  Wer  zum  Anhänger  einer  anarchistischen  Theorie  wird,  wird  in  den 
meisten  Fällen  auch  Fanatiker  werden.  So  extreme,  von  allem  Herkommen  abweichende 
Anschauungen  können  einmal  nicht  mit  ruhigem  Blute  verfochten  werden.  Der  Fanatiker 
aber  wird  nicht  leicht  bestimmt  werden  durch  die  verständigen  Erwägungen  Mackays 
über  die  einzuschlagende  Taktik.  Mit  seiner  Theorie  wendet  sich  Mackay  an  die  Herzen, 
und  wenn  er  diese  erobert,  lässt  er  den  Verstand  hervortreten,  der  von  jeder  Gewaltthatabräth_ 
denn  die  Steuerverweigerung  erachtet  ja  Mackay  für  ein  friedliches  Mittel.   Werden  seine 
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Anliänger  die  Stimme  des  Verstandes  hören?  Er  spriiht  in  der  Vorrede  die  HolTnang 
aus,  dass  es  ihm  vermöge  der  Volksausgabe  gelingen  werde,  zu  den  deutschen  Arbeitern 
zu  sprechen  und  dieselben  aus  den  Händen  einer  Parteileitung  zu  befreien,  die  nach 
seiner  Meinung  nur  Schaden  stiften  kann.  Ich  halte  es  für  recht  wohl  inOglich,  dasg 
ihm  dies  bei  einem  Theil  der  deutschen  Arbeiter,  insbesondere  bei  den  , vorgeschrittenen" 
gelingen  werde,  gelingen  weide  nämlich  hinsichtlich  seiner  Theorie.  Dagegen  halte  ich 
es  für  äusserst  unwahrscheinlich,  dass  die  Anhänger  seiner  Theorie  ihm  auch  in  der 
Bezielmng  folgen,  dass  sie  nicht  zur  Gewalt  greifen,  um  ihr  erträumtes  Ziel,  die  Beseitigung 
aller  Gewalt,  zu  erreichen  und  dass  sie  nicht  auf  diese  Weise  doch  der  von  Mackay  ent- 
schieden perhorrescierten  Propaganda  der  That  verfallen.  Ich  fürchte  daher,  dass  seine 
Schrift  die  verderblichsten  Folgen  haben  könne,  nicht  nur  für  die  von  ihm  Bekehrten, 
sondern  auch  nur  zu  leicht  infolge  von  Bepressalien  für  die  ganze  grosse  Menge  der 
Bevölkerung,  für  welche  er  mit  so  warmem  Herzen  und  mit  so  glänzenden  Mitteln  eintritt. 

Wien.  G   Gross. 

Seligman.  Edwin  K.  A.  Progressive  Taxation  in  Theory  and  Practice.  Publicatiuns 
of  the  American  Economic  Association  Bd.  IX,  Nr.  1.  und  2.  222  S.  8". 

Mit  seltener  Gründlichkeit  hat  Professor  Seligman  das  Vorkommen  progressiver 
Besteuerung  in  der  Gesetzgebung  und  die  dafür  und  dawider  vorgebrachten  Gründe  in  der 
Literatur  aller  civilisierter  Völker  verfolgt.  In  beiden  Beziehungen  bietet  das  Werk  auch  für 
die  mit  der  bisherigen  Literatur  wohl  vertrauten  Leser  reiche  Belehrung.  Nur  ein  Beispiel 
von  allgemeinstem  Interresse  sei  hier  angeführt.  Seligman  theilt  S.  129  a.  E.  mit,  .dass 
im  18.  Jahrhundert  ein  englischer  Gerichtshof  über  einen  streitigen  Kall  in  Sachen  der 
Localarmensteuer  zu  entscheiden  hatte.  Nach  dem  Statut  war  die  Armenta.xe  „nach  der 
Leistungsfähigkeit"  (ad  statuin  et  facultatem)  aufzubringen:  in  der  Regel  wurde  diese 
Bestimmung  so  ausgelegt,  dass  jeder  nach  dem  Reinei trage  des  Gutes  zu  zahlen  hatte. 
In  diesem  Falle  fand  aber  der  Gerichtshof,  dass  in  dem  .\usdrucke  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit" eine  Rücksichtnahme  auf  die  Zahl   der  Familienglieder  angeordnet  sei. 

Da  hätten  wir  also  eines  der  wichtigsten  Postulate  der  neuesten  Theorie  in  der 
Weisheit  englischer  Richter  bereits  vorweg  genommen. 

Aber  auch  abgesehen  von  der  materiellen  Bereicherung  unseres  Wissens  ist  dieser 
Theil  der  Arbeit  Seligmans  von  selbständigeiri  Werte,  weil  gerade  die  scharfe  .Aus- 
scheidung des  Problems  der  Progression  aus  den  zahlreichen  Fragen  der  Besteuerung  eine 
besonders  klare  Tfebersieht  über  das  Material  ermöglicht.  Dieselbe  wird  durch  eine  äusserst 
glückliche  Darstellung,  die  bei  dem  Studium  der  so  mannigfaltigen  Lehrmeinungen  keine 
Ermüdung  aufkommen  lässt,  noch  in  hohem  Grade  gefördert.  An  dieser  Stelle  sei  auch 
noch  der  an  die  Spitze  des  Werkf-s  gestellten  knappen  und  treffenden  Auseinandersetzung 
über  die  Terminologie  gedacht,  wobei  der  .\usdruck  „regressive"  Besteuerung  zur  Be- 
zeichnung desjenigen  Steuerfusses  vorgeschlagen  wird,  den  wir  häufig  „umgekehrt  progressiv' 
nennen. 

Die  Resultate,  die  Seligman  aus  seiner  gross  angelegten  Untersuchung  für  die  Fort- 
bildung der  Lehre  von  der  Progrcs.sion  und  für  die  praktische  Anwendung  derselben  gewinnt 
sind  sehr  bescheiden,    fast  negativ  zu  nennen. 

Die  Forderung,  dass  die  Steuer  gleiche  Opfer  verursachen  solle  —  Seligman  rechnet 
auch  die  Lehre  J^mil  Sax'  zu  dieser  Gruppe  —  scheint  dem  Verfasser  zur  Begründung  der 
Progression  niclit  zu  genügen,  wohl  aber  glaubt  er  in  dem  Maasstabe  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit" eine  Grundlage  für  die  Progression  zu  finden.  Er  versteht  unter  Leistungsfähigkeit 
nicht  nur  die  Productionsfiihigkoit  (power  of  production),  sondern  auch  die  Fähigkeit,  diese 
Kräfte  zu  benutzen  und  die  Resultate  zu  geniessen.  Er  hält  a'so,  mit  der  herrschenden  Lehre 
(ibereinstinimend,  die  Leistungsfähigkeit  für  den  weiteren  Begriff,  der,  sofernc  es  auf  die 
Möglichkeit  zu  geniessen  ankmnmt,  wieder  zu  dem  Grundsätze  der  Opfergleichheit  hinführt. 
Den  eigentlichen  Grund  für  die  Progression  erblickt  er  in  dem  Erwerbsverhaltnisse,  da  es 
offenbar  evident  sei,  dass  der  Besitz  grossen  Vermögens  und  Einkonmrens  dem  Besitzer 
«inen  entschiedenen  Vortheil  bei  Vermehrung  seines  Besitzes  gewähre.    Freilich  führt  auch 
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diese  Tlieorie  nicht  dazu,  irgend  eine  hestimnite  Progression  als  die  theoretisch  gerechte 
festzustellen. 

Man  sieht,  diese  Ergebnisse  enthalten  eigentlich  keinen  Fortschritt.  Soweit  die 
Opfertlieorie  in  Betracht  kommt,  stimme  ich  dem  Verfasser  vollkommen  zu,  dass  dieselbe 
nicht  mehr  leiste,  als  die  Angemessenheit  einer  Progression  in  sehr  beiläufiger  Weise 
wahrsclieinlich  zu  machen.  Ich  selbst  bin  in  meiner  Arbeit  über  die  Principien  der  gerechten 
Besteuerung  zu  keinem  besseren  Resultate  gelangt,  und  die  seitherigen  scharfsinnigen 
und  mühevollen  Arbeiten  Sax',  Boks  und  Cohen  Stuarts,  haben  zwar  die  Untersuchung 
erweitert  und  verlieft,  aber  doch  auch  kein  positives  Resultat  ergeben. 

Wenn  ich  somit  dem  Verfasser  auch  zustimme,  dass  die  Theorie  der  Opfergleichheit. 
insoweit  er  sie  verfolgt,  die  Progression  nur  ziemlich  unvollständig  zu  begründen  vermag. 
so  konnte  ich  mich  doch  auch  durch  seine  Ausführungen  nicht  überzeugen,  dass  die  Leistungs- 
fähigkeit befriedigendere  Resultate  ergebe. 

Vielleicht  ist  es  mir  gestattet,  mit  wenigen  Worten  auf  die  Einwendungen  einzugehen, 
die  Seligman  meinen  Ausführungen  entgegenhält.  Er  wirft  mir  nämlich  vor,  ich  hätte, 
indem  ich  nach  einem  Ausdruck  für  die  Gleichheit  des  Opfers  suchte,  übersehen,  dass 
Gleichheit  des  Opfers  nur  ein  kurzer  Ausdruck  für  Verhältnismässigkeit  des  Opfers 
sei.  Ich  meine,  dass  sich  der  Verfasser  in  diesem  Punkte  die  Polemik  zu  leicht  gemacht 
hat  und  in  Gefahr  geräth,  die  ganze  Untersuchung  auf  einen  Punkt  zurückzuführen,  den 
sie  glücklicherweise  seit  langem   überschritten  hat. 

Was  bedeutet  denn  „verhältnismässige"  Besteuerung  oder  verhältnismässige  Opfer? 
Doch  nichts  anderes,  als  dass  die  Steuer  oder  das  Opfer,  welches  verschiedenen  Personen 
auferlegt  wird,  in  demselben  Verhältnis  stehen  soll  wie  gewisse  F]lemente  ihrer  wirtschaft- 
lichen Lage.  „Dass  Ibe''  Verhältnis  ist  aber,  arithmetisch  gesprochen,  ein  Verhältnis 
mit  gleichem  Exponenten.  Jede  wissenschaftliche  I'ntersuchung  einer  Verhältnismässigkeit 
muss  also  nothwendig  darauf  gerichtet  sein,  jene  Bejiehnng  zu  entdecken,  in  welcher  die 
verhältnismässigen  Veränderungen  der  Dinge  gleich  sind.  Drücken  doch  die  Mathematiker 
das  Gesetz  joder  Curve   durch  eine  Gleichung  aus. 

Die  Theorie  der  Opfergleichheit  meint  nun  allerdings  in  der  Gleichheit  des  Opfers 
den  Grund  der  Verhältnismässigkeit  der  Steuer  zu  finden.  Meine  Bemühungen  in  der  von 
Seligman  bekämpften  Untersuchung,  sowie  die,  wie  ich  gerne  zugebe,  in  mancjier 
Beziehung  erfolgreicheren  von  Sax  u.  a.  giengennun  dahin,  dieses  Opfer,  dessen  Gleichheit 
den  Grund  der  Gerechtigkeit  an  Steuer  ausmachen  soll,  ganz  genau  zu  bestimmen,  d.  h. 
genau  festzustellen,  welcher  wirtschaftliche  Vorgang  bei  den  verschiedenen  Steuerpflich- 
tigen gleich  intensiv  ausfallen  solle,  und  worin  diese  Intensität  bestehe.  Eine  solche 
Untersuchung  unterliegt  nun  natürlich  der  wissenschaftlichen  Kritik  in  der  Richtung,  ob 
es  ihr  gelungen  sei,  den  richtigen  Exponenten  aufzufinden,  ob  wirklich  die  Gleichheit  des 
von  ihr  aufgezeigten  Elementes  die  Verhältnismässigkeit  der  Steuer  begründe.  Fällt  die 
Kritik  in  diesem  Punkte  negativ  aus,  so  kann  sie  unter  anderem  gewiss  auch  dahin  fahren. 
dass  es  sich  bei  dem  Vorgange,  der  unter  „Opfer"  verstanden  wird,  noch  nicht  um  Gleich- 
heit, sondern  noch  einmal  um  eine  Verhältnismässigkeit  handle:  dann  aber  muss  die 
Kritik  einen  Sehritt  weiter  geführt  werden  und  darauf  hinweisen,  wo  denn  das  Moment 
der  Gleichheit  zu  finden  sei,  mit  Rücksicht  auf  welches  die  Opfer  verhältnismässig  sind. 
Das  hat  aber  Seligman  nicht  gethan,  sondern  er  behauptet  nur,  es  liege  ein  „Missver- 
ständnis"  vor,  da  es  sich  offenbar  nicht  um  Gleichheit,  sondern  um  Verhältnismässigkeit 
des  Opfers  handle.  Dieser  Vorwurf  ist  sonach  wohl  nicht  begründet  und  zeigt,  dass  sich 
der  Kritiker  in  den  logisch  ganz  richtigen  Gedankengang  der  Auliänger  der  Lehre  von  der 
Gleichheit  des  Opfers  doch  noch  nicht  ganz  vertieft  hat.  Sich  bei  der  „Verhältnismässig- 
keit" begnügen,  wenn  die  Untersuchung  bereits  zur  Erforschung  der  Gleichheit,  welche 
die  Verhältnismässigkeit  begründen  soll,  fortgeschritten  ist.  würde  einen  Rückschritt,  nicht 
einen  Fortschritt  d"r  Theorie  bedeuten. 

Nach  dieser  Abschweifung  kehre  ich  zur  Berichterstattung  zurück. 

Die  theoretischen  Untersuchungen  führen  also  Seligman  zu  einem  allgemeinen, 
aber  etwas   unbestimmten    (somewhat  vague)   Schluss   zugunsten  der  Progression.   Nicht 
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mit  Unrecht  sclilicsst  er  seine  allgemeinen  Betrachtungen  mit  der  Bemerkung,  in  letzter 
Linie  sei  der  entscheidende  Punkt  (cruoial  point)  der  Zuntand  der  öftentlichcn  Oewissen- 
liaftiijkeit  (social  i-onsciousne«s)  und  die  Kntwickclung  de»  Bewusstseins  der  bürgerlichen 
Pflichten. 

Viel  entschiedener  fällt  Seligmans  IJrtheil  über  die  Anwendbarkeit  der  Progression 
in  der  amerikanischen  Gesetzgebung  aus:  merkwürdigerweise  gegen  die  Pregression; 
nur  bei  der  Erbsteuer  hält  er  sie  für  zuläs»ig.  Dieses  im  ersten  Augenblicke  bOcbst 
auffallende  Irthcil  erklärt  sich  daraus,  dass  Seligman  ein  selir  entschiedener  Gegner 
der  Personaleinkonjmenstcuer,  nämlich  der  Benteuerung  des  Kinkommens  in  Einer  Summe 
(as  a  lump  suni)  ist;  nur  das  englische  System  der  Besteuerung  einzelner  Einkommens- 
•  zweige  erscheint  ihm  empfehlenswert,  und  bei  diesem  so  wenig,  wie  bei  den  in  Nordame- 
rika bestehenden  Steuern  von  einzelnen  Arten  des  Vermögens  kann  eine  Progression  in 
Anwendung  kommen.  So  hat  der  Verfasser  auch  keinen  Anlass,  zu  technischen  Detailfrageii 
wie  Beschaffenheit  und  Bildung  der  Progressionsäcala,  Anwendung  arithmetischer  Formeln 
auf  dieselbe  u   dgl.  Stellung  zu  nehmen.  Robert  Meyer. 

Dr.  Htcgcmann,  Syndicus  der  Handelskammer  in  Braunschweig,  Unlauteres 
Geschäftsgebaren.  I.  Typische  Fälle:  II.  Berichte,  Anträge  und  Verhandlungen; 
zusammengestellt  im  Auftrage  mehrerer  Handelskammern.  Zwei  Hefte  zu  183  und  211 
Seiten  in  8».    Braunschweig,  1894,  Alb.  Limbach. 

Bei  der  Berathung  des  Gesetzes  über  die  Waren-Ausverkäufe  (vgl.  hierüber  den 
Aufsatz  „Ein  Gesetz  zur  Beschränkung  der  freien  Concurrenz  im  Handel"  in  Band  II. 
dieser  Zeitschrift,  S.  2Ö3  fg.)  im  iisterreichischen  Abgeordnetenhause  wurde  polemisch 
darauf  hingedeutet,  dass  es  zweckmässiger  gewesen  wäre,  das  unlautere  Geschäftsgebaren 
durch  ein  allgemeines  Gesetz  zu  bekämpfen,  als  eine  liesondere  einzelne  Verfügung  wider 
dasselbe  bloss  nach  einer  Richtung  hin  zu  treffen.  Das  deutsche  Beichsamt  des  Innern 
hat  jenen  energischeren  Weg  zur  Bekämpfung  geschäftlicher  Unlauterkeiten  betreten  und. 
wie  verlautet,  bereits  einen  Gesetzentwurf  fertig  gestellt,  worin  schwindelhafte  Geschäfts- 
redanien  mit  unwahren  Angaben  über  Beschaffenheit,  Preis,  Herkunft  und  Umfang  der 
Waren,  Scheinausverkäufe  und  Schwindelauctionen  (vgl.  über  die  letzteren  meinen  Aufsatz 
im  Wiener  „Handelsmuseum"  vom  20.  December  1894)  polizeilich  verhindert  unil  gestraft  — 
und  desgleichen  mit  Strafe  bedroht  werden  sollen:  alle  Quantitätsverkürzungen,  Gewichtsver- 
schleierungen, Nachahmungen  und  Fälschungen  von  Marken,  Finnen-  und  Geschäftszeichen, 
A'erunlreuungen  von  Kundenverzeichnissen,  mifsbräuchliche  Benutzungen  von  Fabriks- 
geheimnissen und  jede  Herabwürdigung  des  ehrlichen  Geschäftsmannes  durch  Concurrenz- 
manöver,  selbst  wenn  dadurch  keine  unmittelbare  Creditgefährdung  oder  sonstige  finanzielle 
Schädigung  nachweislich  veranlasst  wurde.') 

Um  zu  diesem  Gesetzentwurfe  wider  den  unlauteren  Wettbewerb  aus  dem  Gebiete  der 
uncorrecten  und  unmoralischen  Geschäftsführung  empirisches  Material  beizubringen,  unter- 
nahmen die  Handelskammern  Braunschweig,  Goslar,  Göttingen.  Halberstadt,  Halle  a.  S.. 
Hannover.  Hildesheini,  Kassel.  Minden,  Nordliausen  und  Osnabrück  eine  gemeinsame  Ver- 
anstaltung, deren  erstes  Krgebnis  die  Verörtentliehung  der  im  Titel  angegebenen  Hefte  bildet. 
Zunächst  wurde  eine  Auswahl  von  Fällen,  welche  in  der  letzten  Zeit  zur  Kenntnis  der  Kammern 
gelangten  (Heft  I),  publiciert,  eigentlich  typische  Fälle  solcher  Geschäftskniffe,  welche 
bislang  strafrechtlich  oder  civilrechtlith  nicht  zu  fassen  sind;  nur  ausnahmsweise  fanden. 
»im  ihrer  charakteristischen  Bedeutung  willen,  auch  solche  Beispiele  Aufnahme,  die  bereits 
nach  dem  geltenden  Kechte  zur  Verantwortung  zu  ziehen  waren.  Ks  hätte  unzweifelhaft 
das  Interesse,  das  die  Sannnlung  bietet,  erhöht,  wenn  an  jeden  einzelnen  Fall  ein  juristischer 
Vermerk  nach  dieser  Richtung  geknüpft  worden  wäre;  dann  hätte  vielleicht  auch  bei  der 
Anordnung  der  einzelnen  Fälle,  deren  Spielarten  oft  zerstreut  angeführt  sind,  nothgedningeii 
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eine  strengere  Systematik  platzgegritfeii.  Jedenfalls  bietet  indes  die  Sammlung  aueli  in 
dieser  Form  eine  belehrende  und  genussveiche  Leetöre  für  anrüchige  Advocaten  und 
skrupellose  Geschäftsleute. 

Diese  Regung  der  Handelskammern,  den  einschlägigen  Stoff  zu  sammeln,  und  die 
Bereitwilligkeit,  mit  welcher  ihnen  das  Material  zugebracht  wurde,  entsprechen  einem 
Gefühle  der  Allgemeinheit,  das  in  Deutschland,  nach  manchen  unerquicklichen  Erfahrungen, 
dem  geschäftlichen  Schwindel  gegenüber  plötzlich  zu  Tage  tritt,  und  in  dieser  lüchtung 
ist  es  interessant,  einiges  aus  der  Vorgeschichte  dieser  ganzen  „Unlauterkeits-Bewegung" 
zu  erwähnen. 

Bereits  bei  der  Berathung  des  deutschen  Warenbezeichnungsgesetzes  vom  12.Mai  1894, 
welches  das  alte  deutsche  Markenschutzgesetz  v.  J.  1874  abgelöst  hat,  tauchten  scharfe 
einschlägige  Vorschriften  und  Vorschläge  auf.  Der  Entwurf  des  Keichsamtes  des  Innern 
selbst  gieng  in  seinen  §§  15  und  16  über  die  Grenzen  des  Markenrechtes  hinaus  und 
fahrte  zum  erstenmale  den  Begriff  der  „concurrence  deloyale"  und  des  unlauteren 
Geschäftsgebarens  in  das  deutsche  Reichsrecht  ein.  Bei  diesem  Anlasse  wurden  aber  im 
Reichstage  andere,  weitergehende  Vorschläge  dieser  Art  formuliert,  und  sie  konnten 
nur  durch  die  wiederholte  Zusicherung  des  Staatssecretärs  v.  Bötticher  hintangehalten 
werden,  dass  er  bis  zur  nächsten  Session  dem  Hause  einen  Gesetzentwurf  vorlegen  werde, 
welcher  das  Gebiet  des  unlauteren  Wettbewerbes  behandeln  und  darauf  abzielen  werde, 
auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Gewerbt thätigkeit  im  Reiche  „wieder  Treu  und  Glauben 
zur  Geltung  zu  bringen". 

Auf  die  weitere  officiöse  Bekräftigung  der  Ausarbeitung  eines  solchen  Gesetzes  im 
Reichsamte  des  Innern  begannen  dann  die  Interessenvertretungen,  ihre  Mithilfe  dem  Gesetz- 
geber zuzuwenden.  Dr.  Stegemann  schreibt  es  der  englischen  Merchandise  Marks  Act  zu, 
dass  sie  wesentlich  dazu  beigetragen  habe,  in  dem  soliden  deutschen  Handel,  mit  der 
Erstarkung  der  deutschen  Industrie  zugleich  das  jetzt  sich  äussernde  Selbstgefühl  wach- 
zurufen (Heft  II,  S.  7  fg.).  Namentlich  die  eingangs  erwähnten  Handelskammern  ver- 
anstalteten die  uns  beschäftigende  Sammlung  und  traten  sodann  zu  einer  Berathung 
über  die  Gruppen  von  gangbaren  Schwindeleien  zusammen,  als  da  sind:  Verrath  von 
Fabriks-  und  Geschäftsgeheimnissen  und  Verleitung  dazu,  —  Qualitäts-,  Preis-  und  Her- 
kunftsverschleierungen, —  „Ausverkäufe",  Scheinauctionen.  Schwindelconcurse  u.  dgl.  — 
Unlauterkeiten  im  Hausierhandel  und  Detailreisen  —  Quantitätshinterziehungen  —  Bau; 
Schwindel —  zweideutige  Firmierungen  —  Reclameschwindel  —  Uncorrectheiten  beim  Betriebe 
von  Consumvereinen  etc.  Die  hiebei  erstatteten  Berichte,  gepflogenen  Verhandlungen  und 
gefassten  Resolutionen  fasst  das  zweite  der  angezeigten  Hefte  zusammen.  Sie  boten  eine 
schätzbare  Vorlage  für  die  im  October  v.  J.  in  der  gleichen  Angelegenheit  ebenfalls  ver- 
sammelten sächsischen  Handels-  und  Gewerbekammern,   sowie  für  das  Reichsamt    selbst. 

Bei  den  Berathungen  der  zusammengetretenen  Kammern  wurde  von  vornherein  die 
Schwierigkeit  betont,  die  es  haben  müsste,  das  gesimmte  Gebiet  der  geschäftlichen  Unlauter- 
keiten durch  ein  allgemeines  Gesetz  einzuschränken. 

Diesbezüglich  wären  eigentlich  zwei  Möglichkeiten  zu  unterscheiden.  Zunächst 
könnte  eine  ganz  allgemeine  Passung  des  Gesetzes  gewählt  werden,  welche  alle  Arten  von 
Unlauterkeiten  bedrohte,  wie  dies  die  französische  Gesetzgebung  nach  mehrfachen 
Richtungen,  mamentlich  aber  bei  Begiündung  einer  Schadenersatzpflicht  (Art.  1382  des 
Code  civil)  gethan  hat.  Diesem  Vorbilde  schliesst  sich  der  auch  den  deutschen  Kammern 
unterbreitete  Vorschlag  des  Berliner  Rechtsanwaltes  Richard  Alexander- Katz  an.  welcher 
beantragt,  in  den  über  Betrug  und  Untreue  handelnden  Abschnitt  des  Strafgesetzbuches 
einfach  eine  Strafandrohung  aufzunehmen  für  jeden,  der  es  (dolos)  „unternimmt,  durch 
unwahre  Angaben  über  den  Ursprung  von  Erzeugnissen  oder  über  besondere  Eigen- 
schaften derselben  oder  über  besondere  Anlässe  des  Verkaufes  oder  durch  andere  Vor- 
spiegelungen, welche  den  Irrthum  einer  besonders  günstigen  Kaufgelegenheit  erregen 
sollen,  Käufer  anzulocken".  Unzweifelhaft  ist  bei  dieser  Regelung  der  Auslegung  der 
Gerichte  ein  weiter  Spielraum  gewährt,  was  in  mancher  Hinsicht  vortheilhaft  erscheinen 
mag,  jedoch,  die  Trefflichkeit  der  gesetzlichen  Textierung  immer  vorausgesetzt,  auch  der 
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ricliterlichen  Willkür  ein  nainliaftos  Gebiet  erött'net.  Xiclit  so,  wenn  die  einzelnen  Arten 
von  coiiinierziellem  Schwiiulel  —  sei  es  in  eim-ni  einzigen  CoUectivgesetze  oilcr  in  einer 
Reihe  specialer  Gesetzeswerke  —  einzeln  beschrieben  und  verfolgt  werden.  Der  erziehliche 
Wert  wennauch  nicht  für  das  Publicum,  so  doch  für  die  agierenden  Betheiligten  dürfte  liier 
grösser  sein,  niitliiii  schliesslich  sicherer  (wie  ein  österreichischer  Abgeordneter  sich  aus- 
drückte) der  Duniiiilieit  ein  Wall  gebaut  werden.  Die  (Jefalir  einer  schablonenhaften  Uechta- 
sprechuiig  würde  dabei  vielleicht  geringer  ausfallen,  wenn  mehrere  Unlauterkeitsgesetze 
geschatlen  würden  als  eines.  In  diesem  Falle  ist  auch  die  Individualisierung  der  verschie- 
denen Kategorien  von  Machenschaften  durch  den  Gesetzgeber  leichter,  als  wenn  ein 
einziges  beschreibendes  Collectivgcsetz  vcrfasst  wird. 

Soliiii  erscheint  der  Weg,  die  C^uantitätsverkürzungen  bei  Waren,  ilie  in  Packeten, 
Aufmachungen  und  Adjustierungen  in  Verkehr  kommen,  so  dass  sie  regelmässig  nicht 
mehr  nachgemessen,  nachgezählt  oder  nachgewogen  werden,  —  die  Scheinauctionen  und 
-Ausverkäufe,  den  Bauschwindel,  die  schwindelhafte  Keclanie,  die  Schädigung  des  Fabriks- 
geheiranisses  u.  s.  w.  durch  einzelne  besondere  Gesetze  zu  bekämpfen ,  wie  diese  in 
Oesteireich  bereits  mehrfach  in  Aussicht  genonniien  waren,  zweifellos  als  ganz  entsprechend 
und  angezeigt.  Die  grosse  Masse  der  Schwindelmanöver  könnte  dadurch  gemindert  werden 

Welche  Richtung  indes  immer  die  Gesetzgebung  einschlage,  stets  wird  ihr  die  Stege- 
mann'sche  Sammlung,  welche,  sofern  das  Material  durch  besonders  charakteristische  Fälle 
sich  vermehren  würde,  noch  in  einem  Nachtrag  vervollständigt  werden  soll,  überaus 
schätzbare  Daten  liefern,  welche  dem  Werte  nach  für  sich  aliein  dem  Materiale  einer 
Enqufite  gleichkommen. 

Ende  W'S.  E.  Schwiedland. 

Cantilloii,  Essai  snr  le  Coniiiieree.  Reprinted  for  Harvard  University.  Boston, 
Geo.  H.  EUis  1802.  Kl.  8".  S.  430  und  V. 

Vor  vier  .lahren  fand  ich  in  den  Archives  Nationales  zu  Paris  unter  den  Schriften 
den  älteren  Mivabeau  nebst  anderen  Documenten,  welche  in  meiner  .\bhandlung  „Zur  Ent- 
stehung der  Physiokratie"  (Conrads  Jahrb.  f.  Xationalök.  N.  F.  IM.  X.\I.,  August  1890) 
näher  beschrieben  sind,  ein  Manuscript  des  berülimten  Essai  von  Cantillon.  Von  dem 
gedruckten  Exenipljire  wich  das  Manuscript,  von  Mirabeaus  Hand  geschrieben,  wesentlich 
ab.  Manche  Ausführungen,  die  in  dem  ersteren  enthalten  sind,  fehlten  darin;  dagegen 
enthielt  es  eine  Widmung,  die  für  die  Tendenz  des  Autors  sehr  bezeichnend  schien.  Eine 
Anzahl  biographischer  Daten  über  Cantillon,  die  bisher  unbeachtet  geblieben  waren,  fand 
ich  in  Mirabeaus  Ami  des  Hommes  (Ed.  1756  vol.  I.  p.  2't7— 239),  femer  in  den  Werken 
Swifts,  Horace  Walpoles,  und  in  den  Familienpapieren,  soweit  sich  dieselben  in  den 
Xationalarchiven  und  in  Somerset  House   eruieren  Hessen. 

Den  Anregungen  Professor  Foxwell's  (Cambridge)  und  meinen  geringen  Vorarbeiten 
folgend,  unternahm  es  nunmehr  Mr.  Henry  Higgs,  dem  Lebensgange  Cantillons  genauer 
nachzugehen.  Auf  diese  Weise  ist  es  eine  kleine  Canfillon-Literatur  entstanden,  die  ich 
nachstehend  verzeichne,  un<l  welche  anknüpf,  an  die  Resultate  von  W.  St.  Jevons,  Richard 
Cantillon  and  the  Xationality  of  Political  Econoniy,  Contemporary  Review,  1^81.  p.  61. 
Meine  Beiträge  zu  derselben  sind  enthalten  in:  Studies  on  the  Origin  of  the  French 
Economists,  im  (Harvard)  Quarterly  Journal  of  Economics,  October  1890  vol.  V.  n.  1. 
p.  101,  und  insbesondere  in  Palgrave's  Dictionary  of  Political  Economy,  .\rt.  Cantillon, 
p.  215 — 217.  Von  Mr.  Higgs  ist  erstens  ein  nicht  bloss  literai historisch,  sondern  auch  wirt- 
schnftsgescliichtlich  bedeutsamer  Beitrag  in  Eilgeworth's  Economic  Journal,  1891, 
vol.  I.  no.  2  p.  262—292,  und  eine,  die  Stellung  Cantillons  in  der  Oekonomik  seiner 
Zeit  beleuchtende  Abhandlung,  „Cantillon's  Place  in  Economics,"  im  Quarterly  Journal  of 
Economics,  Juli  1892  vol.  VI.  no.  4  verfasst  worden,  mit  welcher  er  zugleich  das  Erscheinen 
eines  von  der  Harvard-Uiiiversität  (Cand)ridgc,  Massach.)  vi'ranstalteten  Neudruckes  des 
„Essai"  einbegleitet.  Die  Note  vor  diesem  Xeudrucke,  sowie  ein  zweiter  Artikel  .Cantillon' 
in  Palgrave's  l>ictionary,  p.  214 — 21-">.  sind  gleichfalls  von  Mr.  Higgs  verfasst.  .\n  diesen 
schliesst  sich  ebendaselbst  ein  kurzer  Artikel  von  Professor  F.  Y.  Rdgeworth  über  die 
theoretische  Bedeutung  Cantillons. 
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Der  VoUätändigkeit  Wegen  seien  noch  zwei  Autoren,  die  sich  mit  diesem  Gegenstände 
befasst  haben,  an-jeführt.  Beide  sind  von  den  neueren  Besultaten  der  „r'antillonfor-ichui'g" 
unberiilirt  geblieben.  Es  sind  dies  Esfiinas,  Histoire  des  Doctrines  Econoininues  1891. 
p.  179 — 197  der,  abgesehen  von  einigen  Unrichtigkeiten,  eine  ziemlich  gute  Darstellung  des 
Es.äai  gibt,  und  M.  Kouxcl  (Journal  des  Economistes:  „lu  Precurseur  des  Physiocrates : 
Cantillon."  Juli  1891  p.  69  (f.),  der  mit  rührender  Ueberlegenhcit  versichert,  er  sei  kein 
Freund  literarhistorischer  Quellensuclie:  „comme  je  ne  suis  pas  collectioneur  de  pefits 
papiers  plus  on  moins  inedits,  je  ne  puis  donner  des  renseignements  plus  detailles  sur 
mon  auteur"  (p.  70).  Man  wird  in  seinem  Beitrage  auch  gewiss  nichts  weniger  (oder 
nichts  mehr?)  als  ein  grand  papier  finden.  Zuverlässige  Angaben  finden  sich,  wie  immer 
bei  Cossa,  Introduzione  allo  Studio  dell"  Economia  Politica  1892,  p.  276 — 277.  Die  ältere 
Literatur  (man  vrgl.  auch  die  irrigen  Vennuthungen  bei  Macculloch,  Literature  of.  polit. 
eeon,,  Mar.v,  Das  Capital  I.  S.  518  n.  54  u.  a.)  ist  angeführt  im  Handwörterbuche  der 
Staatwissenschaften,  Art.  Cantillon  (von  Professor  Dr.  L.  Elster). 

Das  Resultat  dieser  neueren  Nachforschungen  ist  in  kurzem  folgendes:  Richard 
Cantillon,  ein  britischer  Untcrthan  von  irisch-katholischer  Familie,  zwischen  1680  und  1690 
geboren,  etablierte  sich  1716  in  Paris  als  Bankier.  Zerwürfnisse  mit  John  Law,  dem  er 
den  Untergang  der  Mississipi-Gesellschaft  voraussagte,  bewogen  ihn,  Paris  zu  verlassen  ; 
sein  tJeschäft  besorgte  sein  gleichnamiger  Neö'e.  Er  speculierte  ii  la  baisse  gegen  Law, 
gewann  dadurch  ein  grosses  Yermiigen,  und  zog  sich  mehrere  Processe  zu.  Die  Einzel- 
heiten derselben  sind  aus  den  von  H.  Higgs  im  Kecord  Office  hervorgezogenen  Papieren 
ungemein  anschaulich  und  für  die  Geschäfte  der  Law'schen  Zeit  höchst  charakteristisch 
geschildert.  Cantillon  übersiedelte  nach  London,  wo  er  am  15.  Mai  1734  von  einem 
entlassenen  Diener  ermordet  und  sein  Haus  in  Brand  gesteckt  wurde.  Sein  „Essai",  das 
erst  im  Jahre  1755  erschien,  das  aber  Mirabeau  seit  1740  im  Manuscript  besass,  ist  nach 
dem  Zeugnisse  dieses  Gewährsmannes  aus  dem  englischen  Urtexte  in  das  Französische 
übertragen  worden;  der  Verfasser  hat  es  einem  Herzoge  von  N.  (oailles?)  gewidmet.  Auf 
der  Ausgabe  von  1755  steht  derselbe  fictive  Verleger  „A  Londres,  Chez  Fletcher  Gvles 
dans  Holborn",  wie  auf  der  von  Gournay  angeregten  und  von  Turgot  besorgten  Schrift 
Tucker's  „Questions  importantes  sur  le  commerce".  Ich  verrauthe  daher,  dass  gleichfalls 
Gourna\   die  Drucklegung  dieser  Schrift  zu  verdanken  sei. 

Die  Bostoner  Ausgabe,  ein  Cabinetstück  typographischer  Kunst,  ist  mit  derselben 
Paginierung  und  in  denselben  Tvpen  gedrukt  wie  die  editio  princeps.  In  der  Einleitung 
verweist  Mr.  Higgs  die  Leser  auf  die  betreffende  Literatur.  Sollte  wie  dem  Vernehmen 
nach  geplant  wird,  eine  deutsche  Ausgabe  vorbereitet  werden,  so  sollte  man  die  bedeut- 
same „Widmung"  nicht  vergessen,  in  welcher  der  wissenschaftliche  Charakter  der  Oeko- 
nomik  der  bii  dahin  rein  handelspolitischen  Literatur  gegenüber  von  Cantillon  hervor- 
gehoben wird, 

Brunn.  Stephan  Bauer. 

Ellgen  Scliwiedland.  Kleingewerbe  und  Hausindustrie  in  Oesterreich. 
Beiträge  zur  Kenntnis  ihrer  Entwicklung  und  ihrer  Existenzbedingungen.  2  Theile. 
Leipzig,  Verlag  von  Duncker  k  Humblot,  1894. 

In  dem  ersten  Bande,  der  als  „Allgemeiner  Theil"  bezeichnet  erscheint,  behandelt 
der  Verfasser  „Die  wirtschaftliche  Stellung  der  Hausindustrie  und  des  Klein- 
gewerbes". Dies  geschieht  jedoch  nicht  im  Sinne  einer  national-ökonomisch  erschöpfenden 
Analyse  dieser  beiden  Betriebsformen,  auch  nicht  in  der  Art  einer  dieselben  gleichmässig 
berüb.renden  Untersuchung  eines  engeren  Gebietes :  der  Verfasser  bietet  uns  vielmehr  über 
die  zwei  genannten  Betriebsformen  je  einen  ziemlich  selbständigen  Essai. 

Jener,  welcher  die  Hausindustrie  betrifft,  hat  die  Entstehung  derselben  zum 
Gegenstande.  Der  Verfasser  unterscheidet  in  demselben  eine  derivative  und  eine  originäre 
Entstehung,  je  nachdem  eine  Hausindustrie  aus  anderen  Formen  gewerblichen  Betriebes 
hervorgeht  oder  auf  neuem  Gebiete  eingerichtet  wird,  wo  die  betreffende  Fertigkeit 
überhaupt  noch  nicht  oJer  nicht  zu  Erwerbszweeken  ausgeübt  wurde.  Beide  Entstehungs- 
arten werden  nach  den  verschiedenen  Formen  des  Verlaufes  verfolgt,  wobei  es  besonders 
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anzuerkennen  ist,  da?^  \\vr  Verfasser  mit  grosser  Miiliy  ein  liüchst  wertvolles  und  reith- 
laltiges  Material  gesammelt  und  verarbeitet  hat  und  nrs  damit  (ielegenheit  zu  Einblicken 
in  die  bunte  Vielgestaltijrkeit  des  gewerbliclien  Lebens  bietet,  die  sich  trotz  mancher 
typisch  wiederkeliieiidir  ZuHiimmenhänge  ergibt  und  die  zu  beobachten  zum  Thcile 
national-ökonomisch  und  culturhistorisch  gleich  interessant  ist. 

Der  zweite  Abschnitt  im  ersten  Bande  ist  einer  l'ntersuchung  über  die  Lage  des 
selbständigen  Kleinmeistcrs  im  licutigen  Concurrenzkampf  gewidmet.  Hier  knüpft  der 
Verfasser  an  die  Erscheinung  des  Capitalmangels  und  des  Bestrebens  bei  den  selbstfindigen 
Kleinmeistern  an,  in  Massen  zu  produciercn,  und  beleuchtet  das  Verhältnis  zwischen 
.  Kleinbetrieb  und  fabriksmiissigcm  Grossbetrieb.  Hiebei  wird  der  Versuch  gemacht,  hin- 
sichtlich einzelner  (jewerbszweige  den  Rückgang  des  Handwerks  und  das  Vordringen  des 
Grossbetriebes  durch  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  von  zeitlich  bis  zu  einem  halben 
Jahrhundert  auseinander  liegenden  Gewerbezühlungen  statistisch  zu  beleuchten.  Die 
Untersuchung,  welche  Gewerbe  vom  Grossbetrieb  unberührt  und  der  Handarbeit  reserviert 
bleiben,  ergibt  ziemlich  sjiärliche  Resultate:  aber  auch  dort,  wo  nicht  die  Concurrenz 
der  Fabrik  eintritt,  erscheint  das  Kleingewerbe  als  bedroht  durch  den  Handel  und  die 
Heimarbeit,  die  ihm  seine  selbständige  Stellung  rauben  oder  verbittern.  Das  Kanden- 
geschaft  geht  damit  zurück,  die  Arbeit  für  den  Händler  beginnt  und  dehnt  sich  immer 
mehr  aus.  ein  wechselseitiges  Unterbieten  greift  platz,  die  Lehrlingszüchterei  breitet 
sich  aus  und  sorgt  für  eine  übermässige  Vermehrung  der  Coneurrenten.  ,So  führt  das 
Kleingewerbe  seinen  Existenzkampf  mit  Mitteln,  die  seinen  Untergang  beschleunigen: 
denn  schlimmer  als  die  unmittelbare  Schmälening  des  Absatzes  durch  Magazin  und 
Fabrik  berührt  die  Gesammtheit  der  kleii;gcwerblichen  Erzeuger  die  Concurrenz  der 
Zugnindegehenden,  welche  sich  als  eine  mittelbare  Folge  der  Entwicklung  einstellt. 
Der  Wettbewerb  der  in  ilirer  socialen  Stellung  sinkenden,  capitallosen  Gewerbetreibenden, 
die  unter  den  tlieoretisclien  Gestehungskosten  verkaufen,  auf  den  eigenen  Arbeitslohn 
zum  Theil  verzichten  und  das  Rohmaterial  schuldig  bleiben,  aus  den  geschäftlichen 
Verlegenheiten  niclit  herauskommen,  bereits  passiv  von  der  Hand  in  den  Mund  leben 
«nd  ihre  Erzeugnisse  um  jeden  Preis  hintangeben,  drückt  auf  die  Lage  des  Gewerbe- 
standes in  äusserst  nachtheiliger  Weise."  Die  Gewerbefreiheit,  führt  der  Verfasser 
schliesslicli  aus,  ist  selbst  mehr  Folge  als  Ursache  der  modernen  Entwicklung,  hat  aber 
gleichwohl  der  im  Zuge  befindlichen  socialen  Neubildung  Vorschub  geleistet.  Denn  wenn 
auch  die  Möglichkeit,  einen  selbständigen  gewerblichen  Betrieb  zu  beginnen,  schon  in 
weitem  Maasse  vor  der  Gewerbeordnung  von  1859  gegeben  war,  so  hat  doch  die  Ein- 
führung der  formalen  Gewerbefreiheit  die  Ausdehnung  der  kaufmännischen  Betriebsweise 
auf  das  Gewerbe  wesentlich  befördert. 

Der  zweite,  umfangreichere  Band,  in  dem  wir  den  Schwerpunkt  der  Arbeit 
erblicken,  behandelt  die  „Wiener  Muscheldrechsler".  Der  Verfasser  studiert  hier 
die  technische  Seite  des  Gewerbes,  seine  Ökonomische  Organisation  und  auf  Grund  eines 
kurzen,  mit  Zuhilfenahme  von  Archivforschungen  gearbeiteten  Abrisses  der  Geschichte  des 
österreichischen  Gewerberechtes  auch  die  Wandlungen  des  Rechtes,  unter  welchem  es  sich 
entwickelte.  Das  Gewerbe,  dem  diese,  wie  wir  sagen  können,  sehr  erschöpfende,  geistvnll 
durcligeführte  Untersuchung  gewidmet  ist,  erscheint  als  ein  in  vielen  Beziehungen  sehr 
interessanter  und  damit  als  ein  dankbarer  und  ergiebiger  Stoff  für  die  wissenschaftliche 
Forschung.  Vom  Zuge  grossen  Absatzes  in  die  Ferne  ergrift'en.  ist  das  Muscl  eldrechsler- 
gewerbe  vollauf  den  Einwirkungen  der  modernen  commerziellen  Entwicklung  ausgesetzt; 
Verlag  und  Concurrenz!  des  Heimarbeiters  auf  dem  flachen  Lande  bedrängen  das  städtische 
Handwerk :  einem  grossen  Wechsel  in  der  l'onjunctur,  namentlich  durch  ungleichmässigen 
Verbrauch  und  die  zollpolitischen  Verhältnisse,  preisgegeben,  kennt  die  Muscheldrechslerei 
im  Uebermaass  die  Ucbel  der  Ueberanspannung  und  der  entnmthigendsten  Depression. 
Es  ist  hachinteressant  und  traurig  lehrreich  zu  beobachten,  wie  diese  Schwankungen  auf 
das  Gewerbe  einwirken:  die  Widerstandsunfähigkeit  der  Kleinen  bei  sinkender  Conjunctur. 
die  wilde  ungezügelte  Concurrenz.  die  dann,  das  Uebel  noch  verstärkend,  hinzutritt,  finden 
hier  eine  grelle  Beleuchtung.  Meister,  wie  Hausindustrielle  erscheinen  dabei  in  der  Dar- 
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Stellung  Sclnvieälands  von  der  nämlichen  Tendenz  beseelt:  bei  günstiger  Marktlage  in 
starkem  Maasse  zuzunehmen,  bei  gesunkener  Lage  aber  nicht  abzufallen,  sondern  einander 
auf  Kosten  des  Lohnes  oder  der  Lieferpreise  die  vorhandenen  Aufträge  streitig  zu  machen 

Auch  der  Lage  der  Hilfsarbeiter  wird  in  dem  Buche  eine  eingehende  Betrachtu^;g 
zutheil.  Der  Verfasser  greift  auch  hier,  wie  in  anderen  Partien,  über  das  engere  Gebiet 
.  lies  Muscheldrechslergewerbes  hinaus,  so  z.  B.  bei  Schilderung  der  Lehrlingsverhältnisse 
in  Wien,  des  Lebens  der  Gesellen  und  ihrer  Organisationsbestrebungen,  und  ist  damit 
wohl  im  Eechte,  da  eine  zu  streng  isolierende  Betrachtung  eines  einzelnen  Gewerbes 
kaum  zu  einem  vollen  Verständnis  desselben  führen  könnte,  welches  vielmehr  nur  durch 
die  Herstellung  des  Zusammenhanges  mit  den  allgemeinen  Strömungen  zu  gewinnen  ist. 
Sodann  kehrt  der  Verfasser  wieder  zur  Hausindustrie  zurück.  Er  erörtert  hierbei  die 
Vortheile,  welche  die  Verlagsarbeit  dem  Unternehmer  bietet  und  die  zur  Ausbreitung 
dieser  Betriebsform  führen:  sie  sind  in  der  Ersparnis  an  Betriebscapital  durch  den 
Wegfall  von  Werkstätte,  Arbeitshilfsmitteln  etc.,  in  der  Abwälzung  des  Bisicos  sinkender 
Conjuncturen  durch  die  leichte  Einschränkung  des  Betriebes  bei  Absatzstockungen,  in 
der  Möglichkeit  der  Verwendun>^  der  wohlfeilen  Arbeitskräfte  des  flachen  Landes,  in  der 
Erschwerung  des  Widerstandes  auf  Seite  einer  zerstreuten  zusamn^enhanglosen  Arbeiter- 
schaft, in  der  giinstigeren  Stellung  bei  der  Steuerbemessung  zu  suchen.  An  der  Hand 
(lieser  allgemeinen  Erörterungen  wird  sodann  auf  die  speciellen  Verhältnisse  der  Muschcl- 
dreehslerei  eingegangen  und  insbesondere  aus  einzelnen  der  Wirklichkeit  entnommenen 
Beispielen  ein  Bild  der  Lebensverhältnisse  der  Heimarbeiter  geboten. 

In  seinen  Scblussbetraclitungen  wendet  sich  der  Verfasser  den  Ergebnissen  seiner 
Untersuchungen  in  wirtschaftspulitischer  Hinsicht  zu.  Er  verspricht  sich  von  Rohstott- 
genossenscliaften  und  ähnlichen  Schöpfungen,  sowie  von  einer  planmässigen  Regelung  der 
l'roduction  im  Wege  eines  Cartells  nichts  oder  nicht  viel,  weil  zur  Ausbreitung  und  nach- 
haltigen Durchführung  solcher  Maassnahmen  die  erforderlichen  Vorauasetzungen  fehlen. 
Mehr  sei  von  der  Thätigkeit  der  organisierten  Arbeiterschaft  zu  erwarten,  die  sowohl 
auf  das  Lehrlings-  und  Fachschulwesen,  wie  auf  eine,  dem  ganzen  Gewerbe  zugute 
kommende  günstigere  Gestaltung  des  Arbeitsverhiiltnisses  Einfluss  nehmen  könnte. 
Freilich  stünde  dem  noch  die  weite  Verbreitung  der  die  Organisation  erschwerenden 
Verlagsarbeit  entgegen.  Die  gesetzliche  Abschaffung  des  Sitzgesellenthums  oder  der 
Heimarbeit  werde  zwar  vielfach  gefordert,  der  Realisierung  dieses  Wunsches  seien  abe'r 
berechtigte  Zweifel  entgegenzusetzen,  indem  sich  durch  das  Gesetz  nicht  mehr  als  die 
Bewirkung  einer  genauen  Registrierung  der  Heimarbeiter  und  damit  die  Anwendung  der 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  und  der  Arbeiterversicherung  auch  auf  diese  Arbeiter- 
kategorie erreichen  lasse  Auch  hier  wäre  das  meiste  von  der  Arbeiterbewegung  zu 
erwarten,  die  bereits  in  einzelnen  Fällen  anderer  Gewerbe  zur  Beschränkung  der  Haus- 
industrie geführt  habe,  und  der  Staat  könne  die  Aufgabe,  die  aus  der  Verbreitung  der 
Hausindustrie  dem  Werkstattbetriebe  erwachsenden  Nachtheile  zu  bekämpfen,  zwar  nicht 
direct  durch  ein  positives  Einschreiten,  wohl  aber  indirect  durch  Duldung  der  freien 
Organisation  der  Arbeiterschaft  erfüllen. 

Mit  unserer  Inhaltsübersicht  zu  Ende  gekommen,  können  wir  schliesslich  nur  noch 
hervorheben,  dass  sich  das  Schwiedland'sche  Werk  in  mehrfacher  Hinsicht  als  ein  sehr 
verdienstliches  Unternehmen  darstellt.  Wir  leiden  in  Oesterreich  empfindlich  Mangel  an 
ähnlichen,  der  Erforschung  unserer  socialen  Verhältnisse  und  Entwicklungsgeschichte 
gewidmeten  Untersuchungen:  Schwiedland  hat  sich  aber  nicht  nur  an  eine  sohin 
ilankenswcrte  Aufgabe  gemacht,  sondern  diese  auch  in  glücklicher  Weise  gelöst,  indem 
seine  Untersuchung  gründlich  geführt  ist  und  das  Allgemeine  mit  dem  Besonderen 
geschickt  verbindet,  so  dass  selbst  die  Darstellung  der  speciellen  Verhältnisse  eines 
einzelnen  Gewerbes  immer  den  Charakter  eines  Beitrages  zur  Erkenntnis  der  volkswirt- 
scliaftlichen  Zustände  im  allgemeinen  an  sich  trägt.  Vielleicht,  dass  der  Verfasser  in 
seiner  ehrlichen  Liebe  für  socialen  Fortschritt  manches  in  der  Gegenwart  zu  schwarz 
ansieht,  vielleicht  auch,  dass  er  bei  Beurtheilung  der  modernen  socialen  Strömungen 
nicht  immer  Licht   und   Schalten   ganz  nach  Gebür  vertheilt,   vielleicht  auch,   dass   sich 
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Wert  dieser  oder  jener  Quelle  rechten  lii'sse  —  dies  alles  sind  jedoch 
Dinge,  über  die  jeder  Leser  ohnehin  nach  seinem  subjectiven  Ermessen  leicht  liinnus- 
komnit;  unter  allen  Umständen  wird  aber  der  hohe  Wert  der  Schwiedland'schen  Arbeit 
anzucrkiMinen  sein.  Victor  Mataja. 

Helfforich  Karl,  Die  Folgen  des  dcuisch-österreichischeu  Münz- Vereines  von 
1S57.  (Abhaudlungcii  aas  dem  staaswissenschaltlichcn  Seminar  in  «Strassburg,  Heft  Xlly 
Strassburg,  Karl  J.  Triibner  1894,  VU  S. 

Der  Verfasser,  ein  Schüler  des  Professors  Dr.  G.  F.  Knapp,  führt  sich  durch  dieses 
Erstlingswerk  in  sehr  günstiger  Weise  in  die  Literatur  ein.  HIs  muss  anerkannt  werden, 
.  dass  er  sich  über  das  behandelte  Thema  literarisch  wohl  informiert  hat,  seine  theoretischen 
Folgerungen  zeigen  klares  Erfassen,  namentlich  aber  scheinen  ihm  Ruhe  und  Objectivität 
eigen  zu  sein.  Wir  müssen  auf  das  Letzte  besonderen  Wert  legen,  da  es  ja  leider 
bekannt  ist,  dass  auch  sehr  ingeniöse  Schriftsteller,  wenn  sie  sich  mit  Münz-  und 
Währungssachen  befassen,  gerade  die  nöthige  ruhige  und  objective  Erfassung  vermissen 
lassen.  Sollte  Helfferich  sich  auch  weiterhin  mit  Währungsangclegenheiten  befassen 
w^ollen,  so  würden  wir  das  recht  freudig  begrüssen  in  der  Erwartung,  dass  er  stets 
dieselbe  Ruhe  und  Objectivität  bewahren  wird.  Der  Titel  des  Werkes  ist  allerdings  etwas 
zu  allgemein  gefasst,  denn  Helfferich  behandelt  eingehend  doch  nur  das  Schicksal 
der  Vcreiusthaler  österreichischen  Gejirüges.  Da  aber  die  geschichtliche  Begründung 
sich  auf  den  Münzvertrag  vom  2*.  Jänner  1857  in  seiner  Gänze  erstreckt,  war  es  nicht 
unbegründet,  schon  im  Titel  auf  diesen  umfassenderen  Charakter  der  Arbeit  hinzudeuten. 
Jedenfalls  wäre  es  erwünscht,  wenn  die  Geschichte  dieses  Vertrages  weitere  literarische 
Bearbeitung  fände,  gegen  welche  nunmehr  ein  Hindernis  nicht  obwaltet,  da  durch  die 
Auseinandersetzung  der  deutschen  und  der  üsterreich-ungarischcn  Regierungen  über  die 
Vereinsthaler  dieser  Vertrag,  seine  Geschichte  und  seine  Folgen  der  objectiven  und 
wissenschaftlichen  Kritik  überantwortet  worden  sind. 

Auch  der  Verfasser  anerkennt,  dass  die  Art,  in  welcher  diese  Auseinandersetzung 
erfolgte,  ein  Ehrcnblatt  in  der  münzpolitischen  Geschichte  der  Monarchie  darstellt.  Dabei 
ist  nicht  zu  verkennen,  dass  von  Seite  der  Monarchie  denn  doch  ein  materielles  Opfer 
gebracht  wurde,  da  das  durch  die  übernommenen  Vereinsthaler  gelieferte  Sitbennateriale 
zur  Aus|irägung  der  Silbormünzen  der  Kronenwährung  nicht  benöthigt  wurde.  Andererseits 
war  es  ein  selbständiger  Entschluss  der  deutschen  Regierung,  welcher  den  Verein.sthaleni 
österreichischer  Prägung  Zahlungskraft  an  Stelle  der  Reichsmünzen  verlieh  (Gesetz  vom 
20.  April  1874),  so  dass,  wenn  der  deutschen  Regierung  durch  diese  Reception  der 
Thaler  österreichischer  Prägung  schliesslich  ein  Nachtheil  erwachsen  sollte,  derselbe 
eigentlich  nicht  als  eine  Folge  des  Münzvertrages,  sondern  nur  im  Gefolge  desselben 
erwachsen  angesehen  werden  kann.  Helfferich  ist  es  bei  seiner  grossen  Genauigkeit  nicht 
entgangen,  dass  in  den  in  der  Währungsstatistik  des  österreichischen  Finanzministeriums 
gegebenen  Nachweisungen  noch  im  Jahre  1868,  und  zwar  in  Karlsburg,  168.304  Stück 
Vereinsthaler  als  au.'gemünzt  verzeichnet  sind,  während  nach  dem  Dissolutionsvertrage  vom 
13.  Juni  1S67  die  Prägung  solcher  Thaler  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1867  einzustellen 
war,  auch  das  ,\bkonimeii  der  deutschen  und  Österreich-ungarischen  Regierungen,  welches 
iiM  österreichischen  Reichs-Gesetzblatte  für  das  Jahr  1893  auf  S.  51  veröffentlicht  wurde, 
von  der  Voraussetzung  ansgieng,  dass  die  Ausprägung  von  österreichischen  Vereins- 
thalern  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1867  wirklich  eingestellt  wurde.  Helfferich  hat 
deshalb  nach  der  Veröffentlichung  seines  Werkes  bei  dem  k.  k.  Finanz-Ministerium  uml 
dem  k.  deutschen  Reichsschatzamte  Informationen  eingezogen,  welche  dahin  concludiertcn. 
dass  man  österreichiseherseits  annehme,  dass  die  fraglichen  Stücke  zwar  noch  im  Jahre  1867 
in  Karlsburg  ausgeprägt,  allein  erst  im  Jahre  1868  als  ausgemünzt  abgeführt  wurden, 
während  auf  deutscher  Seite  constatiert  wurde,  dass  bisher,  trotz  angestellter  besonderer 
Untersuchungen  kein  einziges  Stück  von  Vereinsthalem  österreichischer  Prägung  mit  der 
Jahreszahl  1868  vorgefunden  wurde.  Helfferich  hat  über  diesen  Gegenstand  in  der 
„Strassburgcr-1'ost"  vom  16.  Deceniber  1894  berichtet  und  schliesst  diesen  Bericiit  mit 
den  Worten:  „Oesterreich-Ungarn  ist  von  der  Schuld  freigesprochen,  im  Jahre  1868  unge- 
rechtfertigter Weise  noch  Vereinsthaler  geprägt  zu  haben." 
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Von  den  theoretischen  Schlussfolgernngen  des  Verfassers,  welche  nett  und  klar 
entwickelt  sind,  möchte  nur  einer  speciell  entgegengetreten  werden.  Es  seheint  doch 
nicht  zulässig,  den  abnormen  Fall  der  üsterreicliischen  Vereinsthaler,  welche  ihrem 
Vaterlande  thatsächlich  entfremdet  waren  und  in  einem  anderen  Staate  als  gesetzliche 
Münze  recipiert  wurden,  zu  sehr  zu  verallgemeinern.  Zudem  kann  dieser  Fall  zu  der 
Schlussfolgerung  des  Verfassers  umso  weniger  Anlass  bieten,  da  eine  Repudiation  dieser 
Münzen  von  Seite  unserer  Monarchie  nicht  erfolgte,  im  Gegentheile  die  Aussercourssetzung 
und  Einberufung  derselben  unter  den  bei  uns  für  alle  Münzen  üblichen  Formen  ausgesprochen 
wurde.  Der  Verfasser  dürfte  aber  überhaupt  auf  den  verschiedenen  Charakter  der  Slünzen 
nicl.t  Bedacht  genommen  haben,  wenn  er  generell  von  dem  in  dem  Vorurtheile  des  Gepräges 
befangenen  allgemeinen  Rechtsbcwusstsein  zu  sprechen  findet.  Es  ist  ja  ganz  richtig, 
dass  das  staatliche  Gepräge  allein  noch  keine  Pflicht  zur  Einlösung  zu  constituieren 
vermag.  Es  ist  auch  richtig,  dass  es  .\rten  von  Münzprägungen  gibt,  bei  welchen  der 
Münzstempel  einzig  und  allein  die  (iarantie  der  richtigen  Ausmünznng  bietet.  Das  ist  bei 
den  Handelsmünzen  der  Fall.  So  wird  es  den  Regierungen  unserer  Monarchie  niemals  beifallen, 
die  Ducaten  oder  Levantiner-Thaler  einzulösen,  und  niemand  wird  ihnen  derlei  zurauthen. 
Anders  stellt  sich  aber  die  Sache,  wenn  die  Münzen  als  Landeseeld  ausgeprägt  werden. 
Bei  dem  Theilgelde  muss  es  als  einfache  Pflicht  der  Rechtlichkeit  angesehen  werden, 
dass  diese  Münzstücke,  welche  niemals  einen  selbständigen  Charakter  hatten,  gegen 
Courantgeld  eingelöst  werden.  Bei  Courantgeld  ist  diese  Einlösung  eine  Voraussetzung  der 
Erhaltung  der  Ordnung  des  Münzverkehres,  und  zwar  in  nationaler  wie  auch  internationaler 
Richtung.  Je  bestimmter  die  Münzordnung  diese  Verpflichtung  anerkennt,  desto  entwickelter 
ist  sie,  der  Vorwurf,  dass  sie  dann  in  Vorurtheilen  belangen  ist,  muss  kategorisch  abgelehnt 
werden.  Ziemlich  allgemein  wird  es  als  ein  Fortschritt  aufgefasst,  dass  die  deutsche 
Reichsmünzgesetzgebung  die  Einlösung  von  das  Passiergewicbt  nicht  mehr  erreichenden 
Münzen  zum  Nennwerte  auf  Kosten  des  Reiches  vorschreibt.  Aber  auch  wo  ähnliche  Norme» 
nicht  bestehen,  vermag  sich  der  Staat,  wenn  ihm  an  der  Erhaltung  der  Ordnung  seines 
Münzverkehres  gelegen  ist,  dieser  Verpflichtung  thatsächlich  nicht  zu  cntschlagen.  Wir 
haben  das  erst  neulich  an  England  beobachten  können.  Auch  die  schwierigen  Verhandlungen 
der  Liquidation  des  lateinischen  Münzvertrages  drehten  sich  zumeist  um  die  eine  Frage, 
gegen  was  die  gegenseitige  Einlösung  erfolgen  soll.  Nur  in  diesem  Sinne  kann  dem 
Verfasser  beigepflichtet  werden,  dass  die  Begriffe  „Geld"  und  „Münze"  nicht  zusammen- 
fallen, sondern  verschiedene  und  gegenseitig  unabhängige  sind. 

Für  uns  Oesterreicher  bietet  die  Geschichte  des  deutsch-österreichischen  Münz- 
vertrages ein  ganz  besonderes,  und  zwar  ein  trauriges  Interesse,  welches  durch  die  Loctüie 
des  gegenwärtigen  Werkes  neuerdings  in  uns  wachgerufen  wurde.  Die  Verhandlungen  der 
auf  dem  Handels-  und  Zollvertrage  vom  19.  Februar  18')3  beruhenden  Conferenz  über  eine 
allgemeine  Münz-Convention  (Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  18-57)  schliessen 
jeden  Zweifel  darüber  aus.  dass  unsere  Monarchie  in  ihrem  eigenen  Interesse  bereits  in 
den  50ger  Jahren  zur  Goldwährung  übergangen  wäre.  Die  gegenwärtigen  Verlegenheiten  mit 
dem  etwa  230  Mill.  fl.  betragenden  Vorrathe  an  Ein-Guldenstücken  ö.  W.  wären  uns  erspart 
geblieben,  wenn  sich  nicht  Baron  v.  Brück  aus  politischen  Beweggründen  zur  Leistung 
der  Gefolgschaft  der  preussisehen  Münzpolitik  verstanden  hätte.  Münzpolitische  oder 
finanzielle  Vortheile  sind  uns  aus  der  Durchführung  dieses  Vertrages  nicht  erwachsen. 
Zunächst  sah  sich  Baron  v.  Brück  durch  die  Bestimmungen  des  Vertrages  bemüssiget,  trotz 
der  nicht  eingetretenen  Coiisolidierung  des  Staatshaushaltes,  trotz  der  nicht  erreichtoi 
Beschränkung  der  Höhe  der  Staatsschuld  an  die  Nationalbank  und  trotz  der  aus  der  allge- 
meinen Handelskrise  für  die  Monarchie  entsprungenen  schweren  und  nachhaltigen 
wirtschaftlichen  Schäden  in  der  Durchführung  der  geplanten  Ordnung  der  Valuta  unter 
iiusserster  Anspannung  der  finanziellen  Kräfte  weiter  fortzuschreiten.  Als  in  der  Folge 
erneuerte  Anstrengungen  zur  Sanierung  unserer  Geldverhültnisso  gemacht  wurden, 
scheiterte  deren  Erfolg  an  dem  Misserfolgo  eines  zweiten  Krieg'  ?,  welcher  zugleich 
die  Dissolution  des  Vertragsverhältnissos  zur  Folge  hatte.  .         Dr.  J.  Gruber. 


ZEITSCHRIFTEN-ÜBERSICHT. 


JalirbOcIirr  l'iir  Natloualvkonuiiilii  unil  Statlullk.  hgn.  v.  CaumJ,  Ehltr,  Lotmnc,  T^jcSi,  III.  P. 

vni.  Tid.  5.  Heft:  v,  Hortfcewitit h ;  Krit.  llr-tiacbtun^en  zur  theor.  Statistik.  —  Ge«otzgebiin;, 
■Miscollcn,  Ucfcnsionni. 

Vin.  U<i.  fi.  Heft:  W.  Vnrges:  Zur  KiitAtcliting  <lcr  di-utsclien  Stadtverfatating.  —  fte^etzgebnilgt 
Miaccllcn,  Literatur. 

I.\.  Bd.  1.  Heft;  A.  Wirminghniis;  Stndt  und  Land  unter  di'in  Einflüsse  der  Binnenwanderungen. — 
/i*.  r'.  der  Borght:  Die  Reform  und  Erweiterung  der  deutseben  Unfallver.sieberung.  —  <;ej»*t/Kebtiiifi:,  Mi^cellen, 
Itecensionen. 

All».  «t«tl8tiiiehr)i  Archlr,  hgg.  v.  Dr.  G.  r:  iVay.  in.  Jgg.  2.  llalbb. 

C.  A.  Verrijn  Stuart:  Ueber  dlß  Methode  der  Bereehnung  di-s  gesellaebaftliclien  Vemiugcns  au«  «ler 
Ert  8chafts.statistik.  —  H  Siikergltit  i  Uebor  die  (Irundlagen  einer  .Statistik  der  Aufgebote.  —  H.  v.  K,\ii/maan: 
Zur  internationalen  Finanzstatistik.  —  6'.  v.  Mayr:  Zur  Heform  der  KllekfalUutlstik.  —  Sllta:  Ueber  di« 
'l'oohnik  der  Statistik  iler  ArbeileransftSnde  in  Italien.  —  F.  v.  Jvraschtk:  Die  neuzeill.  Entwicklung 
der  volkswirti'eh.  Verhältnisse  in  Diinemnrk.  —  L.  J\n/>firecht:  Ergebnisse  der  bair.  Armenstatisiik.  — 
G.  V,  Mityr:  Lerninasse  der  höheren  .Scluiien  des  Deutseben  Reiches.  —  Literatur,  Verschiedenes,  Internat. 
Statist.  Uebersichten  :  IH.  Heviiikorungsbewegung,  IV.  Unterrichtswesen. 

Zetlarhrirt  fiir  Social-  und  WlrtachaftagMi-hlchte,  hgg.  v.  5/.  Bauer,  L.  M.  HarttnnnH.  III.  Band. 

1.  Heft:  A'.  Th.  V.  luamti-Sternegg:  Die  fioMniilirung  im  Deutschen  Reiche  während  de«  Mittel- 
alters.  —  J.  Lourtk:  Der  Coinmunismus  der  Huteriselien  Brüder  in  .Mahren.  —  K.  v.  RokrtcheUt:  Die 
Aufnaiime  <ler  Oewerbefreiheit  in  Preussen  I.  —  -Miscellen,  Literatur. 

2.  Heft:  A.  Schulten;  Die  ri'imischen  fjrundherrschafren  I.  —  W.  Cunmngham:  Einwanderung  von 
Amlünileru  nach  England  im  ,XIL  Jahrb.  —  A'.  v.  Kokrscheldl:  Aufnahme  der  Gewerbefreihclt  in  Preussen  II. 

—  Miscellen,  Literatur. 

Arbelterschntz,  ligg.   v.   Leo   Walecka,  Jgg.  VI.  bis  Nr.  4. 

Journal  des  I^onnmiatea.  Ridacteur  en  ehcfi  M.  G.  dt  Molituiri.  LIbraIrte  GnUlanmln  et  Cic. 
rno  Richelieu,  IJ.    Paris.  .')3e   ann6:. 

Sommaire  du  numcjro  d'octobre  1894:  A.  Liesse :  Le»  travaux  imrlamentaires  de  Is  chambre  des 
d^pntös.  —  G.  du  I'uyuode:  Le  capital.  —  Meyners  d^Estrty.  Mottvement  colonial.  —  M.  Block:  Revue  des 
princ.  publications  ^eon.  de  Tölranger.  —  F. /'ossy:  La  question  de  la  paix.  —  Z>.  Bellet:  Le  developpement 
de«  chemins  de  fer  de  la  Uussie.  —  Bulletin,  aociete  d'öconomie  politique,  compte«  rendus,  chroniqte 
econoraique. 

Sommaire  du  nnniero  de  novembrc  18114  :  Le  sociftlismo  d'Etat,  par  M.  LÄon  Say,  raembre  de  rinslilut. 

—  Les  bienfaits  de  l'intervention  de  l'Etat,  par  M.  Ladislas  Domanski.  —  Mouvemcnt  agricole.  par  M.  G. 
Fouquet.  —  Revue  critique  des  principales  pal)lieations  fran«;aises,  pnr  M.  Uouxel.  —  Lettre  d'Autriehe-Hongrie, 
pnr  M.  A.  Ilorn.  —  CongrOs  de  .Mil;in  sur  les  accident  du  travail,  par  .M.  Paolian,  diput*.  —  Le«  Idee» 
ö'ouomiques  de  .M.  de  Caprivi,  par  >I.  Arthur  UalTalovicIi,  correspondant  de  Tlnstitut.  —  Le  commerce  de 
la  Coree.  par  M.  Daniel  Bellet.  —  Socii'te  d'<''eonomie  polltique.  (Sc'ance  du  5  novembre  1*194.)  Disenssion : 
Y  aurait-il  moyen.  et  dans  quetles  conditions,  d'aellinater  en  France  des  .SiK-it^tßs  de  construettons  analngties 
aux  „Building  .Societies"  d'Anglelerre  V  Compte  rendu,  par  M.  t'h.  Letort.  —  l'omptes  rendus.  —  Cbroniqno 
i5conomique,  par  M.  <f.  de  Moliuari,  correspondant  de  Tlustitut. 

Snmniaire  du  numi'ro  de  diVembre  1894:  L'6cononiie  de  Thistoire,  par  M.  tl.  de  Moliuari,  corre- 
spondant de  l'Institut.  —  Le  .S(Snat  et  l'Algi'rie,  pnr  M.  Charles  Kousscl,  conselllfr  d'Etat.  —  La  morale  de 
la  dynamite  d'apres  M.  Auberon  Herbert,  par  M.  E.  Castelot,  —  Mouvcment  scientiflque  et  indnsiriel,  par 
M.  Daniel  Bellet.  —  Revue  de  rAead»'Mnie  des  sciences  morales  et  politiques,  par  M.  Joseph  Ijefort.  — 
L'histoire  de  l'union  monetaire  auslroallemando  de  IS.'i",  par  M.  .\rtliur  ItalTalovieh.  correspondant  dn 
l'Institut.  —  Lettre  du  (  hili,  par  »I.  Esteban.  —  Une  visito  A  la  principaute  de  SourakarW  (centre  de  .?ava), 
par  M.  le  Dr.  Meyners  d'Estrey.  —  Societe  d'cSconomie  polltique  (siSance  du  !>  ilecembre  1S91).  —  Discu'sion : 
Estil  vrai  que  le  taux  des  salaires  soit  es.senticllenient  dt'termln*  par  la  loi  de  loffre  et  de  la  demaode'? 
Compte  rendu,  par  M.  Ch.  Lefr.rt.  —  Compte»  rendus  et  Notices  bibllographique».  —  <;hroniqne  econoniiqne, 
par  M.  G.  de  Moliuari,  correspondant  de  l'Institut.  —  Bulletin  bibliographique. 

Sommaire  du  numi'ro  de  Janvier  18P5:  1894,  par  M.  G.  de,  Molinari.  —  le  march£  flnancier  en  1894, 
par  ^1.  K  Ratfalovich.  —  La  ri'forme  du  billet  de  banqne  aux  Etats-l'ni«,  par  RaphaCIGeorges  Ijivy.  — 
Proteetionnisme  et  communisme,  pnr  M.  Vilfredo   Pareto.  -   Mouvement  colonial.   par  M.  Ic    Dr.    Meynin 

d'Estrev    Uevue  des  principale-i    publications   i^eonomlqne»   de  l'i'tranger.  pnr  M.  Maurice  Block.  —    I>es 

perceur's  d'isthmes,  pnr  M.  Fr.!d<5ric  Passv.  —  I-c»  agrarien«  et  l'agrlcultore  en  Albmagne,  par  .M.  PanI 
Müller  —  Commcnt  on  aide  au  diiveinppement  de  no«  colonlo»,  par  M.  D.  II.  —  N.purelles  de  Russie,  par 
M  Ladislas  Domanski  —  Societi  d'^cononiio  polltique  (siiance  du  :>  Janvier  n»  .  —  Discusaion:  Le« 
mines  d'or  de  l'Afrique  du  Sud,  leur  Influcnce  sur  le  prix  de»  marchandise»  et  sur  l'avenir  du  bimclallism». 
Compte  rendn.  par  M.  Cb.  Lefort.  —  Compte»  rendus  et  Noticc«  bibliographbiues.  —  Chroniquo  i'conomlqne, 
pnr  M.  11.  de  Mniinari.  —  Bulletin  bibliographique. 

Uevne  d'Kcononile  polltique,  hgg.  v.  I'ro/.  Canwh,  Prtf.  Ciilt,  Dr.  SckwieiUnmi  a.  Prof.  l'ilUjr. 
Monatlich  ein  Heft;  Paris,  bei  /-.  Larote.  Prei«  pro  Jahr  21  Franc«.  ,    ,         , 

October  1894;  E.  l.evnssrur:  l/e  llomestead  en  Amiirlque.  —  CM.  Gide:  La  premiere  sMtlstiqae  des 
80ci(5te»  coopiSrative»  de  consommation  en  France.  —  G.  Flaton:  Une  lettre  de  K.  Marx.  —  E.  Camfredom: 
La  conciliation  et  l'arliitrnge  en  Angloterre.  —  Ch.  Gide  un.i  M.  Lamiert:  Chroniqne  «conomique.  — 
F.   nlleyt  Chronique  legislative.  —  Bilcheranzeigen.  ,     ,        ., 

November  1894-  F  Lerosseur :  L'histoire  dein  dimographle.  —  -■/.  Meiiul:  I/O«  carleis  («yndlcal« 
industriel-)  au  point  de  vue  <1«  la  l.lgisintlon.  —  A.  Gimult:  Le  nouveau  regime  ■loaaniner  des  colonln  et 
«es  riisultats:  —  /'.  du  Mnroussem:  Divisibllitii  ou  Indivisiblllti  de«  hi'rltages  paysans  en  France.  —  E.  \  illey: 
ChroniiMie  Mgislative.  —  Blicheranzeigen.  „.,     ., 

December  IS:M :  Ch.  liiicher:  Les  svndicat«  industriel».  —  /..  /..  Intilhier:  Projel  de  modiHcation 
du  regime  flscal  en  matiere  do  successlons. '—  Ch.  B,<d:is:  La  riformo  de»  droit«  de  succession  et  la  notioa 
do  l'imiAt  progressif.  —  ''.  JA<i/'V.' :  I-e  «ociallsme  mnni.ipnl  —  K.  I'illey:  Chronbiue  legislative.  — 
Bilcheranzeigen. 


]^92  Zeitschriften- Uebersicht. 

Januar  1895:  ^.  KorÖsi -.  De  la  me^^ure  et  des  lois  de  la  fecondit*;  conjugale.  —  A.  IssnjfT:  De 
rinfluence  des  droits  protecteurs  sur  la  richesse  nationale.  —  G.  Fran^ois -.  Demographie,  cdilitö  et  adnii- 
nistration  de  quelques  graniles  villes.  —  V.  Matojax  Le  sociallsme  launicipal.  —  Ch.  Gü^e  und  A/.  Lambert'. 
Chronique  economique.    ■-  F.  ViUey.  Chronique  l<5gislative.  —  Bllclieranzeigen. 

La  Ueforme  sociale,  bulletin  de  la  societü  d'economie  sociale  et  des  unions  de  la  paix  sociale. 
fondee  par  /'.  F.  Le  Plny,  XIV.  anoäe. 

No.  94:  E.  Rostand'.  L'assurance  contre  Ift  chomage  involontaire,  —  C  7anfiet -.  Les  catholiques  et 
röconomie  politique.  —  A.  des  CilUuls\  Le  morcellement  en  France.  —  V.  Brnntsx  Le  travaux  de  la  socielö 
beige  d'öconomie  sociale.  —  Unions  de  la  paix  sociale,  chronique  du  mouvement  social. 

Xo.  iiö:  A,  Dflnire:  Claudio  Jnnnet.  —   L.  Marcassin;    Lo*  populations  du  Sahara  de  Coustantine. 

—  L.  Petit:  Ktude  sociale  de  la  Tuberculose.  —  O.  Fyfferven:  Les  Ri'-formes  cor.imunales.  —  //.  Hricei  Les 
caracteres  gönöraux  du  patronage.  —  Coura  et  confi^rences  d'economie  sociale.  —  Le  mouvement  social 
i\  l'ötfanger. 

No.  96:  M  Vnnlner:  Les  Monts-de-Pi(5t6  et  le  trafic  des  r^  connaissances.  —  L.  M  et  E.  Cheysson: 
Les  septemes  de  repartition  des  subventions  dans  les  caissei  de  retraites  patronales.  —  H.  Delvaux\  La 
propri^te  anx  ouvriers.  —  La  loi  fran^aise  du  30-, 'XI.  IHüi  sur  les  habitations  a  bon  marchö.  —  A.  Delairex 
tJnions  de  la  paix  sociale.  -    Chronique  du  mouvement  social. 

XV.  annt-e  No.  1*7  :  La  soci^t^  d'öcononiie  sociale.  —  Comilß  de  defense  et  «e  progrt's  social-  — 
y.  de  la  Tour:  La  libertö  commerciale  en  France.  —  Societü  d'economie  sociale.  —  F.  du  Maro  .ssein: 
Programme  du  cours  libre  professß  a  la  faculte  de  droit  de  Paris.  —  Mouvement  social  a  IV'tranger. 

No.  9S :  C.  yannet:  Des  syndicats  entrc  indiistriels  p»ur  rögler  la  production  en  France.  — 
V.  Tufquan:  Les  mouvements  intörienri  de  la  population  en  France.  —  F.  Delecroix:  Les  mines  et  la 
petite  ^'pargne.  —  A.  de  Rotours:  Le  socialisme  ^vangÖlique,  —  A.  Delaire:  Unions  de  la  paix  sociale.  — 
A.  Fongefoiisse-.  Chronique  du  mouvement  social. 

No.  99:  A.  Leroy-Heautieu:  Pourquoi  nons  ne  snmmes  pas  s'octalistes.  —  G.  Picot-  L'usage  de  la 
libertö  et  le  devoir  social.  —  Ltvasseitr:  U«''uniou  mensuelle  du  gronpe  de  Paris.  —  y.  Rambaud'.  Les  mines 
et  la  petite  epargne  dans  le  sud-est  de  la  France.  —  L.  Rhn'ere:  L'^tat  et  les  particuliers.  —  G.  Hlondelx 
Les  cartels  en  AUemagne  et  dans  les  autres  pays.  —  y.  Caznjeuxx  Le  mouvement  social  a  Pt^tranger. 

No.  100:  G.  Picot:  Comite  de  defense  et  de  progr<>s  social.  —  F.  Rostand -.  Le  progrts  social  par 
l'initiative  individuelle.  —  V.  Tuiqunn:  Les  mouvement^  interieur*  de  la  population  en  Fraacc,  —  Soci6t6 
d'economie  sociale,  Unions  de  la  paix  sociale,  Chronique  du  mouvement  social. 

The  Rconomic  JournnI,  edit.  by  F,   Y.  Edg-e-worth,  Vol.  IV.,  No.  16.  Dec.  1S94. 

F.  U'.  Tnussig:  Tho  new  linited  States  tariff.  —  A.  U\  Fluxx  The  commercial  sup'-emacy  of  Great 
Britaiull.  —  F.  Y.  Edgew-rth:  Theory  of  intern,  value  III.  —  E.  R.  A.  Seligman:  The  American  iacome  tax. 

—  Heviews,  Notes  and  Memoranda. 

Annal§  of  tlie  American  Acadcniy  of  pol.  and  soc.  science,  edit.  by  yames,  Falkner,  Robinson 
Vol.  V.  No.  B. 

\V.  Cttnningham '.  Wliy  had  Röscher  so  little  tnfluence  in  England?  —  H.  T.  Netucomöt  Reasonable 
Raihvay  Rates,  —  £.  T.  nevhu- -.  Econ')raie  fnnetiou  of  woman.  —  //.  S.  Dudley.  Relief  work  in  t he  Wellet 
memorial  Institute.  —  Briefer  Communications,  pers.  uotes. 

No.  4:  S.  N,  Patten:  Kconomics  in  elemeotary  schools.  —  E.Poyriit:  Brealc-up  of  the  english  party- 
system.  —  /'.  y.  Green:  Wieser«  natural  valuö.  —  //.  //'.  Wiiiinnis:  Money  and  bank  credits  in  the  United 
States.  —  Duc  de  Noailies:  ilow  to  save  bimetallisra.  —  Briefer  Communications,  personal  notes. 

f^upplement  to  Vol.   \.   No.  3. 

Constitution  of  the  Kingdom  of  Italy.  —  5.  M.  Lindsay  and  L.  S.  Rowe. 

PoliMcftl  Science  Qunrterly,  Columbia  College,  Vol.  IX.,  No.  \.  Dec.  1894. 

F.  ir.  Tatissig:  The  Taritf  of  1894.  —  E.  R.  A.  Sellgmaui  The  locome  Tax.  —  R.  Mayo-Smiik; 
Assimilation  of  Nationaliiies.  —  5,  B.  Weeki:  Negro  Suflrage  in  the  South.  —  M.  Vauthier'.  The  New 
Belgian  Constitution.  —  Iteviews.  . 

The  ijuarterly  Journal  of  F.cononiics,  Vol.  TX.  No    2.  .Tanuary  1895. 

E.  Bö  im-ßaiverk:  The  positive  theory  of  capital  and  its  critics  I.  —  i".  M.  Macvane:  The  Economists 
and  the  public.  —  IV.  Warde  Fowltr:  Study  of  a  typical  mediaeval  village.  —  y.  //.  Holländer -.  The  concept 
of  marginal  rent.  —  W.  Smart:  Glasgow  and  its  municipal  Industries.  —  W.  li,  Shniv:  Social  and  economic 
legislation  of  the  States  in  1894.  —  Notes  and  memoranda. 

John  Hopkins  Universlly  Studics  in  histor.  and  pol.  science,  ed.  by  //.  B,  Adams,  XIL  series. 

XI— XII:    7.  S.  Reeve^:  Thr  int'^rnational  beginnings  of  the  Congo  Free  State. 

Piibl'cntions  of  the  American  Economic  Association. 

Vol.  IX.  No.  4:   /('.  LI.  Bevan:  Sir  William  Petty. 

({uarterly  Publicalions  of  the  Aiiiorican  Rtatlsticftl  Association,  A'.  5.  Vol.  IV.  No.  27,  Sept.  1S9J. 

A.  G.  Warner:  The  causes  of  poverty  farther  cousidered.  —  R.  P,  F.:  Congress  of  Hygiene  and 
Demograj>hy. 

Tlie  Yaie  Review,  Vol.  III.  No.  3.  Nov.  1894,  Comment. 

Th.  R.  Bacow.  The  rail-road  Strike  in  California.  —  A.  T.  Hadley  x  Recent  tendencies  in  economic 
litterature.  —  Ch.  M.  Andreu's :  The  Connecticut  intestacy  law.  —  E.  Porritt :  The  Manchester  Ship  Canal.  — 
A.  L.  Ripley:  Currency  and  State  banks.  —  Book  reviews. 

The  Joamal  of  MOlit.  Kcononiy,  Vol.  111.  No.  1. 

/(  .  Hill:  State  Uailways  in  Auslralia.  —  H.  Moses x  Nature  of  sociology.  —  R-  F.  Hoxie-.  Adequacy 
of  the  Customs-Revenue-System.  —  y.  W.  Million:  State  aid  to  rail  roads  in  Missouri.  —  Notes,  bookreviewe. 

Oiornnle  deg-ü  Ec-inonitstt.  Direzione:    l'i'i  de  Marco,  Mazzola,  Pantaleoni,  Zorli  1894. 

Novembre :  La  situazione  del  mercato  monetario.  —  E.  Baroni:  Sul  trattamento  di  quistioni  dinamiche. 

—  P.  des  Essars  \  La  riforma  bancaria.  —  G.  Valenii:  11  riordioamento  delle  borse  di  commercio.  --  Nota, 
corrispondenza,  previdenza,  cronaca, 

Dicembre :  La  si'uüzione  del  mercato  monetario.  —  A.  De  Viti  de  M-irco:  Entrate  iiatrimonlaU 
e  demanio.  —  A.  Zagnoni:  Una  tooria  protezionista  dei  cambi  esterl.  —  F.  Giretti:  Sei  anni  di  protezionismo 
in  Italia.    —  C.  Bottoni:  Previdenza  e  eooperazione.  -^  Corrispondenza,  bibliogratia,  cronaca. 

189Ö-  .lennaio :  La  situazione  del  mercato  monetario.  —  A.  Bertolini:  La  vita  e  11  pensiero  di 
Francesco  Ferraro.  —    V.  Pareto:  La  legge  della  domanda.  —  Nota,  previdenza,  bibliografia,  cmnaca. 

Febbrajo:  La  situazione  del  mercato  monetario.  —  A.  7.  de  yohaunis:  Sulla  tioanza  Italiana.  — 
A,  di  Rndini:  'l'erre  incolte  e  latifundi.  —  C.  Bottoni:  Previdenza  e  eooperazione,  cronaca. 

L'Economista,  direz.:  De  yohnnnis  XXIf.  Vol.  XXVI.  No.  1083. 


INDIRECTE  BESTEUERUNG  UND  INDUSTRIELLE 
TECHNIK  IN  IHREN  WECHSELBEZIEHUNUEN. 


VON 


DR   ALOIS  KU  BN  RR. 


Einleitung. 

/jmschen  d(Mi  Verbrauchssteuern,  welche  man  häufig  mit  dem  auch 
<lurch  manche  Gesetzgebungen  angenommenen  Ausdrucke  ,indirecte  Steuern* 
bezeichnet,  und  der  Technik  jener  Industrien,  die  sich  mit  der  Erzeugung 
der  betrefl'enden  verbrauclissteuerpfiiclitigen  Artikel  befassen,  besteht  unleugbar 
eine  innige  Weclieelbezieliung.  So  wie  einerseits  die  Verbrauchsbesteuerung 
einen  hochbedeutsamen  Eintluss  auf  die  Technik  der  einschlägigen  Industrie- 
zweige ausübt,  so  wirkt  anderseits  wiederum  eben  diese  industrielle  Technik 
in  vielfachen  Beziehungen  auf  die  Verbrauchsbesteuerung  ein.  Wenn  wir  uns 
zur  Aufgabe  nehmen,  diese  gegenseitige  Einwirkung  näher  zu  untersuchen 
und  zum  Gegenstande  unserer  Erörterung  zu  machen,  so  zerfällt  mit  llflcksicht 
auf  die  eben  besprochene  Wechselbeziehung  unser  Thema  naturgemäss  in 
zwei  Theile,  deren  erster  sich  mit  der  Einwirkung  der  indirecten  Steuer 
auf  die  industrielle  Technik  der  einschlägigen  Industriezweige  zu  beschäftigen 
haben  wird,  widirend  in  dem  zweiten  Theile  die  Rückwirkung  der  industri- 
ellen Technik  auf  eben  diese  indirecte  Besteuerung  ihre  Darlegung  finden  soll. 

Ehe  wir  aber  daran  gehen,  die  Art  der  eben  erwähnten  gegenseitigen 
Einwirkung  darzulegen,  wird  es  sich  empfehlen,  in  einem  kurzen  Abschnitte 
die  wiclitigsten  von  den  verscliiedenen  Systemen  der  indirecten  Steuern 
vorzuführen  und  besonders  in  iluem  Zusammenhange  mit  den  bei  jeder 
l'rodnctiou  tliiitigen  Factoren  Kraft,  StolV,  Raum  und  Zeit,  den  sogenannten 
Pioductionsfactoren  zu  sciiilderu.  Das  hiebei  gewonnene  Ergebnis  wird  für 
den  Gang  der  Darstellung  und  für  iiire  Verständlichkeit  sowohl  im  ereten 
als  auch  im  zweiten  Tlieile  unserer  Schrift  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  sein. 


Zoilni'hriil  lilr  VolKswirtscliaft,  Socialpolltik  uml  Verwallunj.  IV.  ll«n<I,  S.  lieft. 
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194  Körner. 

Die  wichtigsten  Steuersysteme  der  indirecten  Besteuerung. 

In  ihrem  Bestreben,  den  zum  Steuerobjecte  aiisersehenen  Consumartikel 
derart  mit  der  Verbrauchsabgabe  zu  treffen,  dass  kein  Entrinnen,  kein  unver- 
steuertes Ausbrechen  aus  dem  von  der  Steuer  begrenzten  und  bewachten 
Gebiete  möglich  ist,  kann  eine  indirecte  Besteuerung  zwei  Hauptrichtungen 
einschlagen.  Sie  besteuert  entweder  das  fertige  Product,  das  Fabrikat,  nach 
Ermittlung  seiner  Quantität  und  Qualität,  oder  sie  legt  ihrer  Steuerbemessung 
gewisse  Momente  bei  der  Erzeugung  des  steuerpflichtigen  Artikels  zu  Grunde, 
Momente,  aus  welchen  ein  Schluss  auf  Menge  und  Beschaffenheit  desProductes 
für  zulässig  erachtet  wird.  Die  erste  Art  der  Besteuerung  operiert  mit  dem 
wirklichen,  die  zweite  Art  mit  einem  präsumierten,  vermutheten,  angenom- 
menen Ergebnisse  des  zur  Ph-zeuguiig  solciier  steuerpflichtiger  Artikel 
dienenden  Productionsprocesses. 

Besteuerung  nach  der  wirklichen  Ausbeute. 
Die  Besteuerung  nach  Menge  und  Besciiaffenheit  des  wirklichen  Er- 
gebnisses einer  Production,  also  die  Fabrikatsbestouerung  ist  das  richtigste 
und  gereeliteste  unter  allen  Systemen  der  indirecten  Besteuerung.  Aber 
sie  ist  —  zur  Verl) ütung  von  Steuerhinterziehungen  während  des  Productions- 
processes —  leider  nur  allzu  oft  genöthigt  mit  einem  Systeme  von  technischen 
und  administrativen  Controlmassregeln  zu  operieren,  welches  sieh  wie  ein 
eisernes  Netz  um  die  Production  spannt,  ihre  Beweglichkeit  und  Freiheit 
mindert  oder  gänzlich  benimmt.  Nur  „dort,  wo  es  gelingt  die  Steuer  nach 
Menge  und  Gehalt  des  Erzeugnisses  festzuhalten,  ohne  den  Gewerbebetrieb 
durch  Controlen  erdrücken  zu  müssen,  ist  das  Ideal  der  Consumtionsver- 
steuerung  bei  der  Erzeugung  erreicht."  (Hock  „Oeff.  Abgaben"  .  .  S.  164.) 

Besteuerung  nach  Ausbeute-Annahmen. 

Steuertechniscli  minder  vollkommene,  aber  durch  die  soeben  erwähnte 
Kücksichtnahme  auf  freie  Beweglichkeit  der  Industrie  vielfach  gebotene 
Systeme  der  indirecten  Besteuerung  umfasst  jene  Giuppe,  welche  mit 
einem  vermutheten,  angenommenen  Ergebnisse  des  Productionsprocesses 
operiert.  Die  Annahme  des  Ergebnisses  gründet  sieh  auf  gewisse  Momente 
des  Productionsprocesses,  aus  welciien  ein  mehr  oder  minder  richtiger  Schluss 
auf  Menge  und  Beschaffenheit  des  Productes  für  zulässig  erachtet  wird. 
Derartige  Anhaltspunkte  liefert  die  Betrachtung  des  Verhältnisses  der  vier 
Elementarfactoren  jedes  Productionsprocesses:  Zeit,  Kaum,  Kraft,  Stoff',  zum 
Ergebnisse  dieses  Processes. 

Der  Elementarfactor  „Raum"  wird  beispielsweise  zur  Grundlage  steuer- 
licher Ausbeute-Annahme  gemacht : 

a)  Bei  der  Bierbesteuerung  nach  der  Grosse  gewisser  Braugeräthe. 
So  wird  die  belgische  und  holländische  Bottichsteuer  nach  dem  Raumvolumen 
des  Maischbottiches,  die  Kesselsteuer  in  Frankreich  .nach  dem  Rauminhalte 
des  Braukessels,   die  russische  Raumsteuer  nach  der  Summe  des  Volumens 
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Ter  Biiuipfanne  und  des  Maischbottiches  —  jedoch  mit  Ausschluss  des 
Seihobodons  —  eingehoben. 

h)  IJnintweinsteuersysteme  mit  Ausbeute -Annahmen  auf  Grund  des 
Elenientaifactors  „Raum'  sind  die  Maiscliraum-  und  die  Brennraumsteuer 
sowie  die  Maischraum-  und  Ikennrauni-i'auschalierunjifssteuer. 

c)  Auch  bei  d«r  Zuckerbesteuerunif  kann  der  Klementarfactor  „Kaum* 
als  Grundlage  der  Ausbeute-Annahmen  benfltzt  werden;  so  z.  IJ.  der  Raum- 
inhalt der  Diff'usionsgefilsse. 

Den  Elcinontarfactor  „Stofl"  kann  die  steuerliche  Auslumto-Annahme 
auf  zweifache  Art  zum  Anhaltspunkte  wählen : 

1.  Entweder  bevor  dieser  Stofl"  noch  in  den  auf  Herstellung  des  steuer- 
pflichtigen Artikels  abzielenden  Productionsprooess  eingetreten,  also  bevor 
noch  in  dem  specialen  steuerpflichtigen  Productionsprocesse  der  Klementar- 
factor , Kraft"  am  Stotte  thätig  geworden  ist  —  Ausbeute -Annahme  nach 
dem  Rohmaterial : 

2.  oder  aber  erst  dann,  wenn  der  Stoff"  schon  eines  oder  mehrere  aber  noch 
niclit  alle  Stadien  des  Productionsprocesses  durchlaufen  hat,  die  Kraft  also 
schon  an  ihm  thätig  geworden  ist-  Ausbeute-Annahme  nach  dem  Halbfabrikate. 

ad  1.  Als  Beispiele  steuerlicher  Ausbeute -Annahmen  nach  dem  ver- 
wendeten Rohmaterial  seien  angeführt: 

a)  Bei  der  Biersteuer: 

Die  frühere  englische  Steuer  nach  dem  Quantum  der  eingequellten 
Gerste,  die  bairisclie  und  württ,eml)ergisclic  Mnlzsleuer  (M:ilzanfschlng). 

h)  Bei  Brantwein : 

Die  Rohmaterialsteuer  Baierns  und  des  norddeuts(dien  Steuervereins 
[bei  Verarbeitung  von  Obst,  Beerenfrüchten,  Trebern .  Wein|  (J.  Wolf, 
,Die  Brantweinsteuer"  S.  495.) 

Hinsichtlich  der  Verarbeitung  von  Getreide,  Kartoffeln  oder  Rüben 
auf  Spiritus  stand  die  Materiiilsteuer  bis  vor  ungefiihr  fünfzig  Jahren  viel- 
fach in  Anwendung,  ist  jedoch  wegen  ihrer  Scbattt-nseiten  fast  Oberall  auf- 
gegeben worden.    (Vgl.  unten  S.  234.) 

r.)  Bei  Zucker: 

Die  Besteuerung  nach  dorn  .durcli  wirkliches  Abwägen'  ermittelten 
Gewichte  der  zur  Zuckererzeugung  bestimmten  Rüben  und  die  Pauschalie- 
rung der  Rübengewichtssteuer. 

ad  2.    Ausbeute  Annahmen  nach  dem   Halbfabrikate  kommen  vor: 

a)  Bei  Bier : 

Die  Besteuerung  nach  Menge  und  Gradhältigkeit  der  Bierwürze  (z.  B. 
in  Oesternnch). 

b)  Bei  Zucker: 

Die  .Besteuerung  nach  Menge  und  Dichtigkeit  des  zur  Zuckererzeu- 
gung  gewonnenen  ungeläuterten  Rübensaftes'. 

Diese  Besteuern ngsfoim  tritt  wiederum  in  zwei  'l'vpen  in  .Anwendung; 
den  ersten  Typus  repräsentiert  die  belgische,  den  zweiten  eine  Art  der 
französischen  Zuckersteuer. 

13* 
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Belgiens  Zuckerfabriken  unterliegen  denn  sogenannten  Abonnement. 
Die  Steuerleistung  wird  hiebei  nacb  einer  auf  15"  Celsius  erwärmten  Saft- 
probe bemessen.  Die  Ausbeute-Annahmsziffer  beträgt  1500  ^r  pro  Hektoliter 
ungeläuterten  Eübensaftes  und  Dichtigkeitsgrad  (v.  Kaufmann  „Die  Zuck er- 
industrie"  S.  241).  Nach  erfolgter  Bestimmung  der  Dichtigkeit  des  unge- 
läuterten Zuckerrübensaftes  ist  die  Steuercontrole  der  Zuckerfabrication  in 
Belgien  beendet.  Hierin  liegt  das  kennzeichnende  Merkmal  des  ersten  Typus 
der  Halbfabrikatbesteuerung  des  Zuckers. 

Während  die  Zuckersteuer  Frankreichs  hinsichtlich  der  abonnierten 
Fabriken  (fabriques  abonnees)  im  allgemeinen  den  soeben  dargestellten  ersten 
Typus  aufweist,  zeigt  sich  bezüglich  der  nicht  abonnierten  Fabriken 
eine  Besteuerungsform,  die  wir  als  den  zweiten  Typus  der  Halbfabrikats- 
besteuerung des  Zuckers  bezeichnen  können  und  deren  wesentliches  Merkmal 
darin  besteht,  dass  nach  (wie  oben  bei  Typus  1)  erfolgter  Bestimmung  der 
Saftdichtigkeit  die  Steuercontrole  noch  nicht  beendigt  ist,  sondern  sich 
auch  auf  die  noch  folgenden  Stadien  des  Fabricationsprocesses  bis  zur  Ge- 
winnung des  fertigen  Fabrikates  erstreckt  (v.  Kaufmann,  S.  241).  Kauf- 
mann, welcher  (a.  a.  0.  S.  72)  diesen  Halbfabrikatsteuertypus  als  »Be- 
steuerung des  fertigen  Produetes  nach  Schätzung  desselben  aus  dem  Rüben- 
safte unter  gleichzeitiger  Controle  des  Betriebes"  bezeichnet,  bemerkt  richtig, 
dass  dieser  Steuermodus  „keine  eigentliche  Fabrikatsteuer  sei,  weil  bei 
Berechnung  der  Abgabe  auch  hiebei  die  Messung  der  Dichtigkeit  und  Menge 
des  Saftes  zu  Grunde  liegt  und  das  fertige  Product  nur  insoweit  in  Betracht 
gezogen  wird,  als  es  dazu  dient,  die  auf  den  Saft  gestützte  Ermittlung  der 
Steuerbeträge  mit  dem  wirklichen  Ausbringen  an  Rohzucker  zu  vergleichen" 
(a.  a.  0.  S.  72). 

Während  Steuertypus  1  gegen  das  wirkliche  Rendement  (Ausbringen) 
an  Rohzucker  gleichgiltig  ist,  aber  dafür  seine  lästige  Steuercontrole  mit 
Bestimmung  der  Menge  und  Dichtigkeit  des  Rübensaftes  abschliesst,  modi- 
ficiert  Typus  2  seine  auf  densimetrische  und  Volummessung  des  Saftes 
begründeten  Abgabenberechnungen  nach  dem  wirklichen  Rendement,  und 
zwar:  durch  Herabsetzung  der  Ziffer  jener  Berechnung  zu  Gunsten  des  Fabri- 
kanten, durch  ihre  Erhöhung  zu  Gunsten  des  Steuerärars.  Er  zeigt  das 
löbliche  Bestreben,  die  Ausbeute-Annahme  nach  der  wirklichen  Ausbeute  zu 
modificieren  —  ein  Bestreben,  das  er  jedoch  nur  bei  scharfer  Steuercontrole 
aller  auf  die  Saftmessung  folgenden  Stadien  des  Fabricationsprocesses  prak- 
tisch zum  Ausdruck  bringen  kann. 

Im  Anhange  zur  Besprechung  der  densimetrischen  Saftmessung  wäre 
noch  zu  erwähnen,  dass  zu  verschiedenen  Malen  schon  der  Vorschlag  gemacht 
wurde,  an  Stelle  der  densimetrischen  Messung  eine  Messung  des  Zucker- 
saftes mittels  Polarisation  treten  zu  lassen.  Auch  in  Oesterreich  Ungarn 
ist  man  diesem  Gedanken  näher  getreten. 

Wie  das  bei  Wolf  (,Die  Zuckersteuer",  Tübinger  Zeitschrift  1882, 
S.  310  und  311)  angeführte  Gutachten  eines  Experten  darlegt,  ist  die 
Polarisation    des    Zuckerrübensaftes    durch    Nichtchemiker    praktisch    fast 
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iiiKliiiclirfilirbiir:  ausserdem  liefert  eine  solche  Polarisation  vielen  des  noch 
niclit  orfürsciiten  PJinHiisses  optisch  activer  organisdier  Nichtziickersubstanzen 
a\if  das  Polarisationsergebnis  keine  völlig  verlässliclie  Feststellung  des 
Saccliarosegehaltes.  [Vgl.  Wolf  (a.  a.  0.  S.  310)  und  das  dort  cit.  Fachblatt.| 
„Kraft"  und  „Zeit".  Als  Beispiel  dafür,  dass  der  Klementarfactor 
„Kraft"  neben  dem  Factor  „Zeit"  und  zugleich  mit  demselben  als  Grundlage 
steuerlicher  Ausbeute -Annahmen  benützt  werden  kann,  sei  angeführt  aus 
der  Zuckerbesteuerung : 

Die  frühere  österreicliische  Steuermethode,  nach  welcher  seit  1.  August 
1878  behufs  Bestimmung  der  täglichen  LeistungstUhigkeit  hydraulischer 
KCibensaftpressen  die  Zahl  der  täglichen  Pressungen  festgesetzt  wurde: 

(i)  Bei  hydraulischen,  mit  Dampf-  oder  Wasserkraft  betriebenen  Küben- 
saftpressen  —  je  nachdem  je  zwei  derselben  ein  Pumpwerk,  —  jede  ein 
eigenes  Pumpwerk  —  oder  je  zwei  mehr  als  ein  Pumpwerk  hatten  (bei  fernerer 
Rücksichtniibme  auf  den  Umstand,  ob  die  Beladung  eine  stoss-  oder  kuchen- 
weise und  die  Thätigkeit  der  Pressen  abwechselnd  oder  gleichzeitig  war); 

bj  bei  hydraulischen  Pressen,  welche  durch  Menschenhand  oder  tliie- 
rische  Kraft  getrieben  wurden  —  mit  90  Proc.  der  für  aj  bestimmten  Sätze. 

Der  Pllementarföctor  „Zeit"  kam  hiebei  insofern  in  Betracht,  als  die 
Anzahl  der  täglichen  Pressungen  bestimmt  und  die  tägliche  Leistungs- 
fähigkeit der  Saftpressen  ermittelt  wurde. 

Aber  auch  der  Filementarfactor  „Kaum"  wurde  bei  dieser  Steuer- 
methode als  Grundlage  der  Ausbeute -Annahme  insofern  benützt,  als  die 
Berechnung  der  Pressmasse,  d.  h.  des  Rübenbreigewichtes  auf  Grund  der 
Längen-  und  Breitendimensionen  der  Pressbleche  oder  bei  Verwendung  von 
Presshorden  der  Pressttächen  zwischen  den  Leitstangen  nach  Abzug  von  je 
0  cm  in  der  Länge  und  Breite  erfolgte,  wobei  1790  cm*  gleich  Einem  Kilo- 
gramm Kübenbrei  angenommen  wurden. 

(Das  Steuersystem  für  die  mit  solchen  hydraulischen  Pressen  oder 
Dilfusionsgefiissen  arbeitenden  Fabriken  war  die  obligatorische  Pauschalierung). 

Jeder  Productionsact,  bei  welchem  die  Elementarfactoren  Kraft,  Stoff  und 
Kaum  functionieren,  ist  an  den  Elementarfactor  Zeit  gebunden,  insoferne 
als  jeder  Productionsact  innerhalb  der  Zeit  stattfindet.  Bei  jeder  Form  der 
Besteuerung  nach  Ausbeute-Annahmen  auf  Grund  der  drei  erstgenannten 
Elementarfactoren  ist  neben  denselben  auch  der  Factor  .Zeit'  zur  Grund- 
lage der  steuerlichen  Ausbeute-Annahme  genommen. 

Wenn  eine  nach  Ausl)eute-Annahmen  auf  Grund  der  Productionsfactoren 
bemessene  Steuer  gegen  die  wirkliche  Anzahl  der  steuerbaren  Productionsact«, 
welche  durch  das  Zusammenwirken  von  Kraft,  Stoff  und  Kaum  innerhalb 
eines  Zeitvolumens  gesetzt  werden,  gleichgiltig  ist.  und  statt  dieser  wirk- 
lichen Functioiionzahl  mit  einer  angenonmiencn  (Durchschnitts-)  Ziffer  operiert, 
so  wird  sie  zur  Pauschalierungssteuer  nach  Ausbeute-Annahmen  auf  Grund 
jener  Productionsfactoren.  So  wird  z.  B.  aus  der  Maischraumsteuer  die 
Maischraum- Pausciialierungssteuer,  aus  der  Breunraum-  die  Breruiraum- 
Pauschalierungssteuer. 
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Die  Paaschatierungssteuern  nach  Ausbeute-Annahmen  auf  Grund  der  Elemeatarfactoren 

.Kraft.  Stoff  und  Raum'. 

Diese  Pauscbaüerungssteuern  sind  gleichgiltig  gegen  die  tliatx>;ächliche 
Anzahl  von  Functionen,  welche  durch  das  Zusammenwirken  der  als  Steuer- 
bemessungsgrundlage dienenden  Elementarfactoren  Kraft,  Stoff  und  Raum 
innerh;\lb  eines  bestimmten  Zeitvoluraens  ausgeübt  werden.  Sie  gehen  bei 
Bemessung  der  Steuer  und  Festsetzung  der  Steuersätze  von  der  Annahme 
aus,  dass  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes.  Zeitvolumens,  also  z.  B. 
innerhalb  eines  Tages,  einer  Woche,  eine  bestimmte,  einen  integrierenden 
Bestandtbeil  des  Productionsproeesses  bildende  Function  gewisser  Werkvor- 
richtungen  so  und  so  oftmals  von  Anfang  bis  zu  Ende  ausgeübt  werden 
könne.  Diese  Function  der  Werkvorrichtung  ist  identisch  mit  der  Coope- 
ration jener  Factoren  Kraft,  Stoff  und  Baum,  welche  die  uuerlässlichen 
Bedingungen  des  Gelingens  jedes  technischen  Processes  ausmachen. 

Hält  sich  nun  die  Besteuerung  bei  Zugnindelegung  dieser  gewissen 
Anzahl  von  Functionen  an  das  Maximum,  das  Höcbstmaass,  welches  bei 
grösstmöglicber  technischer  Vollkommenheit  aller  biebei  in  Betracht  kommen- 
den Factoren  überhaupt  erreicht  werden  kann,  so  wird  die  mit  technisch 
unvollkommeneren  Arbeitsmitteln  operierende  Industrie  darunter  arg  zu  leiden 
haben,  denn  sie,  die  an  und  für  sich  schon  im  Ooncurrenzkampfe  ungünstiger 
gestellt  ist,  als  die  technisch  vollkommener  operierende  Grossindustrie, 
wird  durch  eine  mit  hohen  Functionsziffem  rechnende  Pauschalbesteuerung 
neuerliche  Schädigung  zu  Gunsten  jener  mächtigeren  Concurrentin  erfahren. 

Hält  sich  die  imiirecte  Besteuerung  bei  Festsetzung  der  Functionsziffem 
hingegen  an  das  Untennaass,  das  Minimum  der  möglichen  Functionen,  welches 
auf  ein  bestimmtes  Productionsieitvolumen  entfallt,  so  wird  dem  Stener- 
Aerar  ein  wesentlicher  Verlust  aus  der  üeberholung  dieser  Ziffernansütze 
durch  die  rascher  operierende  Grossindustrie  erwachsen. 

Aber  auch  die  Anwendung  von  Durchscbnittssätzen  —  der  arithmetischen 
Mittel  zwischen  Uochstmaass  und  Untermaass  der  Functionenziffem  —  bannt 
nicht  völlig  alle  die  soeben  angeführten  üblen  Eigenschaften  des  Pauscha- 
lierungssteuersystems. Eine  Üeberholung  der  Functionsziffer  durch  technische 
Fortschritte  wäre  auch  hier  nicht  zu  vermeiden. 

Warum  wählt  denn  nun.  trotz  aller  dieser  Nachtheile,  die  Steuener- 
waltnng  dennoch  in  gewissen  Fällen  das  Pauschalierungssystem?  Sie  wählt 
es  deshalb,  weil  bei  Bestand  dieses  St^uersvstems  die  steuerliche  üeber- 
wachuug  der  Anzahl  jener  Functionen  entfallt,  welche  von  der  betreffenden 
im  Productionsprocesse  des  steuerpflichtigen  Artikels  verwendeten  Vorrichtung 
iunerbalb  eines  gewissen  Zeitvolumens  ausgeübt  werden.  Die  Ersparung  dieser 
Ueberwachung  bedeutet  aber  zweierlei. 

Erstens,  für  den  Staat  einen  geringeren  Aufwand  an  Steuerüberwachungs- 
kosten, also  geringere  Erhebungsanslagen  und  daher  ein  grösseres  Nettoer- 
trjgnis  der  Steuer, 
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Zweitens,  für  das  mit  der  Erzeugung  des  betreffenden  verbrauthsteuer- 
pfliclitigen  Consumartikels  sich  befassende  Gewerbe  eine  Minderung  ja  die 
gänzlicbe  Hefreiung  von  jenen  argen  Vexationen,  welclie  der  Hestand  steuer- 
licher Controiniaassregeln  für  die  Technili  unvermeidlich  im  Gefolge  hat. 

I. 
Dio  Eiiiwirkini^  der  indirectcn  Steuern  anf  die  industrielle  Teclinik. 

Jede  Steuer  erheischt  ein  Opfer  an  Sondergenüssen  und  flbt  auf  den 
davon  Hetroffenen  einen  Druck  aus,  der-  in  ihm  ein  Unlustgefühl  erzeugt, 
gepaart  mit  dem  Bestreben,  sich  dem  auferlegten  Opfer  zu  entziehen.  Dies 
alles  gilt  von  der  directen  Steuer  ebensowohl  wie  von  der  indirecten.  Mit 
dem  Gedanken,  diese  letztere  im  Kaufpreise  der  betreffenden  t'onsumartikel 
auf  den  Consumenten  Uberwälzen  zu  können,  gibt  sich  der  Techniker,  der 
Industrielle,  nicht  zufrieden.  Er  sinnt  vielmehr  unter  der  Last  der  indirecten 
Besteuerung  auf  Mittel,  ihrem  Drucke  in  erlaubter  oder  unerlaubter  —  wii-t- 
schaftliclior  oder  unwirtschaftlicher  Weise  zu  entgehen  oder  ihn  doch  weniger 
fühlbar  zu  machen.  Diese  Wirkung  der  indirecten  IJesteuerung  auf  die 
industrielle  Technik  offenbart  sich  nun  in  verschiedenen  Beziehungen. 

Die  Indirecte  Steuer  als  Anreiz  zu  Pioductionsverbesserungen,  daher  als  wirtschafts- 

[pädagogisches  Moment. 

Zu  der  allgemeinen  Tendenz  jeder  Wirtschaft,  der  Tendenz  nach 
Herbeiführung  eines  möglichst  grossen  Effectes  mit  möglichst  geringem 
Kostcnaufwiinde,  welche  gleichsam  von  Natur  aus  in  die  Brust  jedes  wirt- 
schaftenden Menschen  gelegt,  den  vorzüglichsten  Autrieb  zu  Productions- 
verbesserungen  bildet,  tritt  als  anderer  Ansporn  die  indirecte  Besteuerung 
hinzu. 

Spielt  sie  auch  nicht  die  Hauptrolle,  ist  sie  auch  nicht  geraile/.u  das 
treibende  Motiv,  so  bildet  sie  doch  mit  jener  allgemeinen  Wirtschatls- 
Tendenz  einen  Anlass  zu  wirtschaftlichen  Ersparungen.  Unter  ihrem  Dnicke 
sinnt  der  erfinderische  Geist  des  Technikers  auf  Mittel,  an  jenen  Produc- 
tionsfactoren  Ersparungen  zu  erzielen,  welche  von  der  indirecten  Steuer  zur 
Grundlage  ihrer  Bemessung  genommen  worden  sind. 

In  gewissen  Stadien  ihrer  Entwicklung  geht  nämlich  die  indirecte 
Besteuerung  darauf  aus,  die  Productionsfactoren  zur  Grundlage  der  Steuer- 
bemessung heranzuziehen,  weil  sie  einen  Schluss  aus  ihnen  auf  das  Fabrikat 
für  zulässig  erachtet.  Diese  Methode  der  Besteuerung  ist  zwar  roh  und 
widerspricht  jenem  Grundsatze  der  Verzehrungssteuer,  welcher  fordert,  dass 
das  Steuerobject  wirklich  vorhanden  sei  und  nicht  bloss  vorausgesetzt  werde, 
ist  aber  trotz  dieses  Uebelstandes  wiederholt  von  der  Besteuerung  verwendet 
worden.  Material  (Rohstoff).  Aibeitszeit,  Arbeitsraum  und  auch  Arbeitskraft 
(Leistungsfähigkeit)  bieten  solche  hochwillkommene  Grundlagen  der  Steuer- 
bemessuiig. 

Material-Ersparung.  Das  Material  wird  beispielsweise  als  Steuer- 
bemessungs-Grundlage  angenommen   bei  jener  Art  der  Zuckerbesteuerung, 
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welche  wir  unter  den  Namen  „Eübensteuer"  kennen.  Sie  geht  von  der 
Voraussetzung  aus,  dass  eine  bestimmte  Anzahl  Centner  Rüben  erforderlich 
ist,  um  einen  Centner  Rohzucker  herzustellen.  Als  diese  Zahl  nannte  man 
früher  20,  dann  17,  später  IS'/a  Centner  und  abermals  später  noch  bedeutend 
niedrigere  Ziffern.  Unter  Einwirkung  der  Besteuerung  gelang  es  der 
industriellen  Technik,  aus  einem  und  demselben  Rohmaterialquantum  (Rüben) 
eine  immer  grössere  Menge  Rohzucker  zu  erzeugen.  Sie  überflügelte  die 
als  Bemessungsgrundlage  dienenden  Ziffernansätze  der  Besteuerung,  indem 
sie  das  Material  besser  ausnützte,  -also  an  einem  Productionsfactor,  eben 
dem  Rohstolf  „Rübe",  Ersparungen  erzielte. 

Julius  Wolf  sagt  hierüber  in  seiner  Abhandlung  über  die  Zucker- 
steuer (II.  Art.,  S.  297  ff.  der  Tübinger  Zeitschrift,  38.  Jahrgang  1882),  man 
dürfe  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  Rübensteuer , in  vielen  Beziehungen 
günstig  auf  die  Zuckerindustrie  gewirkt  hat.  In  Anlehnung  an  das  Dictum 
Voltaires  ,dass  Schulden  selbst  einen  neuen  Ansporn  für  die  Industrie 
bilden*  und  an  den  Satz  Lassons,  dass  die  Noth  nicht  durchaus  ein 
Uebel,  sondern  zugleich  die  erzeugende  Macht  alles  Guten  und  Vollkom- 
menen sei,  führt  Wolf  (a.  a.  0.,  S.  303)  sodann  aus:  die  Rübensteuer  hat 
zu  neuen  Erfindungen  angespornt,  sie  hat  die  Thätigkeit  der  Zuckerfabrikanten 
erhöht.  Aber  alles,  was  da  erfunden  wurde,  alle  jene  Thätigkeit  gieng 
grösstentheils  darauf  hinaus,  an  Steuer  möglichst  zu  sparen.  Was  so  nebenbei 
vom  Tische  der  Steuerersparnis  der  rationellen  Fabricationsmethode,  der 
Verbilligung  und  Verbesserung  des  Products  bei  gleicher  Arbeit  und  gleichem 
Capitalaufwand  zufiel,  ist  der  Rübensteuer  zu  danken  —  mehr  nicht."  In 
der  treffenden  Bemerkung  des  letztcitierten  Satzes  erscheint  die  Bedeutung 
dieser  productionsverbessernden  Function  indirecter  Besteuerung  auf  'das 
richtige  Maass  beschränkt  formuliert. 

Die  gleiche  Wirkung  sehen  wir  auch  bei  jenem  Brantweinsteuer- 
System,  welches  als  Rohmaterialsteuer  bekannt  ist.  Die  Wirkung  dieser 
Materialsteuer  trifft  nach  dem  Ausspruche  E  n  g  e  1  s  mit  den  Forderungen 
der  Wissenschaft  in  dem  Ziele  zusammen,  aus  einem  gegebenen  Gewicht 
Rohstoff  die  grösstmögliche  Menge  Alkohol  zu  extrahieren.  Campenhausen, 
der  bei  J.  Wolf)  (S.  498;  citierte  Autor  eines  Aufsatzes  über  die  kurländische 
Brantweinproduction,  constatiert  als  Folge  der  Materialsteuer  das  Bestreben 
der  Industrie,  möglichst  viel  Spiritus  aus  dem  Material  zu  gewinnen  und 
weist  ziffermässig  nach,  dass  hinnen  zehn  Jahren  die  Technik  der  Alkohol- 
Extraction  sich  um  fast  10  Proc.  vervollkommnet  habe. 

Aehnlich  wie  die  Rohmaterialsteuer  bei  Brantwein  wirkt  in  gewisser 
Beziehung  auch  das  Maischraumsteuersystem.  Moriz  Mohl  äussert  sich 
in  seinem  überaus  instructiven  Berichte  an  die  württembergische  Abge- 
ordnetenkammer über  den  Brantweinsteuer- Gesetzentwurf  von  1852  hin- 
sichtlich der  Maischraumbesteuerung,  dieses  System  besitze  den  volkswirt- 
schaftlichen Vorzug,  dem  Brenner  eine  freie  uubesteuerte  Entwicklung  seiner 

')  „Die  Brantweinsteuer."  Tübingen  1884. 
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(■icscliickliclikcit  in  Kr/ioliinj,'  iTiöf,'licli8t  grosser  Alkoholaiisbciite  aus  dem 
Kühstotlo  und  somit,  du  die  Steuer  von  letzterem  in  iliren  Wirkungen  umso 
lei(-iiter  wird,  je  grösser  die  Brantweinausbeute  ist,  auf  welclie  sich  die 
iSteuer  vertheiit,  eine  Steuerprämie  für  die  bestmögliche  Benützung  der 
Kohstofl'e  /H  gewiihren,  und  bemerkt  weiters,  ,da88  diese  ....  Prämie  die 
lircnner  vermoclit  hat,  unablässig  auf  Verbesserung  ihres  Geräthes  und 
Verfahrens  zu  sinnen,  dadurch  aber  die  Brantweinbrennerei  zu  einer  staunens- 
werten  Miüte  gebracht  hat." 

A  r  b  eits  z  e  i  t  er  s  paru  n  g.  Unter  den  Productionsfactoren,  welche 
sich  die  indirecte  Besteuerung  zur  Bemessungsgrundlage  nimmt,  spielt 
auch  die  Arbeitszeit  (und  zwar  häufig  in  Verbindung  mit  dem  Arbeitsraum) 
eine  wichtige  Bolle.  Unter  dem  Einflüsse  der  indirecten  Besteuerung  hat 
die  industrielle  Technik  der  einschlägigen  Industriezweige  in  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  geradezu  Wunderbares  geleistet.  Das  bekannteste  Beispiel  hiefür 
bietet  uns  die  von  Mac  Gull  och  (taxation  151  flT.)  erwähnte  Thatsache, 
dass  in  Schottland  die  Einführung  des  Blasenzinses,  also  der  Brennraum- 
Pauschalieningssteuer  die  Schnelligkeit  der  Destillation  im  Verhältnisse  von 
1  :  2880  erhöhte.  Während  man  1787  sechs  Tage  für  eine  Destillation 
bedurfte,  waren  nach  vierzehn  .Fahren  (1801),  nurmehr  drei  Minuten  hiezu 
nötliig.  Wenn  übrigens  die  industrielle  Technik  eines  Landes  nicht  entwick- 
lungsfähig ist,  wenn  ihr,  um  mit  .T.  Wolf  zu  reden,  nicht  der  erfinderische 
Kopf  eines  zweiten  Sligo  zu  Hilfe  kommt  (Wolf  a.  a.  0.  S.  323),  so  wird 
aucli  unter  der  Herrschaft  des  Blasenzinses  die  Technik  jene  Ansätze  der 
Besteuerung  nicht  so  leicht  zu  Ungunsten  des  Staates  überholen.  Wolf 
weist  dies  an  dem  Beispiele  Schwedens  nach,  in  welchem  Lande  wegen  der 
geringen  Höhe  der  Steuer  der  Antrieb  zu  Verbesserungen  der  industriellen 
Technik  an  und  für  sich  schon  schwächer,  ausserdem  die  Zahl  der  technisch 
vollkommenen  Brennereien  kleiner  und  die  industrielle  Begabung  der  Fabri- 
kanten selbst  eine  geringere  war. 

Ein  anderes  Beispiel  von  durch  die  Steuer  bewerkstelligter  Zeitersparnis 
bietet  die  Maischraum -Pauschalierungssteuer  bei  Brantwein,  bei  welcher  die 
Steuer  von  der  Nutzung  des  Maischraumes  während  einer  bestimmten  Zeit 
erhoben  wird.  Hier  liegt  die  möglichste  Erhöhung  der  Anzalil  der  Maischungen, 
ilaher  die  möglichste  Verkürzung  der  Gährdauer,  also  eines  Theiles  der 
Arbeitszeit  im  Interesse  des  Brenners.  Auf  die  Schattenseiten  dieser  Bestcue- 
rnngsmethode  (unvollkonmiene  Vergährung.  dann  übermässig  grossen  Malz- 
und  Hefevcrbrancii)  kommen  wir  weiter  unten  bei  Besprechung  einer  anderen 
Art  von  Einwirkungen  der  Besteuerung  auf  die  Technik  zurück. 

Kaumersparnis.  Zu  den  Productionsfactoren  gehört  ferner  der 
Arbeitsraum.  Der  Umstand,  dass  die  indirecte  Besteuerung  in  gewissen 
Fällen  auch  diesen  Arbeitsraum  zur  Grundlage  der  Beurtheilung  des  Kraeu- 
gungsumfanges  und  daher  die  Grundlage  der  Steuerbemessung  heranzog, 
bot  Veranlassung  dazu,  dass  die  industrielle  Technik  auch  an  diesem  Arbeits- 
raume,  insoferne  er  Steuerbemessungsgrundlage  war,  wesentliche  Ersparungen 
erzielte. 
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Setzte  beispielsweise  die  Ziikerbesteuörung  ihre  Pausclialsunimen  nach 
dem  Rauminhalte  der  Diffusionsgefässe  fest,  so  verkleinerte  die  Industrie 
diese  Dilfusionsgefässe  und  beschleunigte  das  Verfahren. 

Als  in  Oesterreich  das  Pauschalierungssystem  der  Zuckersteuer  in 
Geltung  stand,  welches  seine  Steuersätze  nach  dem  Eauminhalte  der  Diffu- 
sionsgefässe und  der  Anzahl  ihrer  Füllungen  abstufte,  da  bot  die  industrielle 
Technik  mit  ihren  neu  erfundenen  , Verbesserungen*  an  solchen  Diffusions- 
gefässen  ein  seltsames  Bild.  Wie  vom  Zauberstabe  eines  Schwarzkünstlers 
berührt,  schrumpften  die  Diffusionsgefässe  zusammen  —  immer  kleiner  und 
kleiner  wurde  ihr  Rauminhalt,  immer  grösser  die  Anzahl  ihrer  Füllungen. 
, Technische  Verbesserung,  Vervollkommnung"  nannte  sich  stolz  jede  solche 
Erfindung  —  was  ihr  zugrunde  lag,  war  die  Tendenz   der  Steuerersparung. 

Als  ein  gewichtiges  Zeugnis  hiefflr  seien  hier  nur  die  Worte  Wolfs 
(die  Zuckersteuer  a.  a.  0.  S.  307)  angeführt:  Es  ist  geradezu  unglaublich, 
welche  Summen  für  vom  wissenschaftlichen  Standpunkt  problematische,  aber 
Steuer  ersparende  Verbesserungen  der  Diffusionsgefässe  verausgabt  werden. 
Die  Fabriken  müssen  einen  sehr  grossen  Theil  ihres  Gewinnes  in  neuen 
Werksvonichtungen  investieren.  Freilich  sind  auch  die  Erfolge  ausser- 
ordentlich. Ich  kann  Sie  versichern,  sagte  der  österreichische  Abgeordnete 
Siegel,  selbst  Zuckerfabrikant,  in  der  Budgetdebatte  des  Jahres  1880,  dass 
die  Fabrikanten  selbst  nicht  geahnt  haben,  welche,  Quantitäten  Rübe  man 
mit  einer  bestimmten  Werkvorriclitung  verarbeiten  kann.  Die  gesetzlich 
angenommene  Verarbeitungsziffer  per  Tag  und  Hektoliter  Diffusionsraum  ist 
während  der  Jahre  1874 — 1879  von  TS  Metercentner  bis  18  Metercentner 
gestiegen.  In  Wirklichkeit  erhob  sie  sich  ?  879/80  bis  53  Metercentner  .... 
die  Steuerersparnisse  waren  riesige.    (Wolf  a.  a.  0.  S.  307.) 

Ein  anderes  Beispiel  des  Einflusses  der  indirecten  Besteuerung  auf  die 
Industrieentwikehing  und  speciell  auf  die  Krzielung  der  höchsten  Raumaus- 
beute  bietet  uns  die  Maischraumbesteuerung,  als  deren  mit  dem  volkswirt- 
schaftlichen Principe  „grösster  Wert  bei  kleinstem  Wertverbrauch"  parallel 
laufende  Wirkung  nach  dem  Ausspruche  J.  Wolfs  die  Concentration  des 
Strebens  der  Industrie  auf  Erzielung  der  höchsten  Ausbeute  vom  Maischraum 
bezeichnet  werden  kann.  Unter  Herrschaft  des  baierischen  Maischraum-Steuer- 
gesetzes hat  das  irrationelle  Maischverfahren,  welches  wegen  der  dünneren 
Maischen  bei  gleichem  Materialquantum  grössere  Maischapparate,  Gährbottiche 
und  Destillierapparate  erforderte,  bald  sein  Ende  gefunden.  ,Die  dicke 
Maische,"  sagt  Geiger  in  seinem  Commentar  zum  bairischen  Brantwein- 
Steuergesetz,  „erfordert  kleinere  Maischapi>arate,  Gährbottiche  und  Destillier- 
apparate." 

T.  Gläser  (Die  Steuersysteme  bei  der  Brantweinfabrication  S.  40  f) 
schildert  die  Wirkung  des  Maischsteuersystemes  auf  die  Technik  der  Brant- 
weinindustrie  mit  folgenden  Worten:  ,Das  Maischsteuersystem  war  ein 
mächtiger  Hebel  zur  Anbahnung  und  Erreichung  noch  unbestimmter,  aber 
mit  Hilfe  geistiger  Anstrengung  vorauszusehender  Vortheile  .  .  .  .  " 
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,Diis  tliirgiibotc'iio  und  dankbiux'  Operationsfeld  war  liier  die  rationelle 
Ausnutzung  des  Raumes,  in  welciiem  die  Maische  ausgegoliren  und  dessen 
Inhalt  der  Steuer  unterworfen  wird;  die  Grenzen  desselben  sind  scharf 
gc/ogen  in  der  Festsetzung  einer  zwar  periodisrii  wiederkehrenden,  aber 
immer  nur  einmaligen  Benutzung  dieses  amtlich  ermittelten  Hauniinhaltes 
und  des  Verbotes  der  Benutzung  anderweitiger  Räume. ' 

»Innerhalb  dieser  Grenzen  entwickelte  sich  nun  auch  eine  fruchtbare 
und  segensreiche  Industrie.  Man  fand  Iwld,  dass  anstatt  der  beim  Blasen- 
zins gebriiuchlich  gewesenen  dünnen  Maische  die  Bereitung  einer  consistenteren 
und  (huiiiii  alkoholrcicheren  Maische  erforderlich  sei,  um  aus  dem  geringsten, 
der  Steuer  unterworfenen  Räume  die  höchstmögliche  Ausbeute  zu  erzielen. 
Auf  dieser  Grundlage  sind  alle  die  wesentlichen  und  erfolgreichen  technischen 
Vervollkommnungen  im  Maischbereitungsgebiet  zur  Herstellung  höchster 
Verzuckerung  und  Vergährung  der  Maische,  sowie  eine  grosse  Anzahl  der 
verschiedenartigsten  Uestilliera|iparate  hervorgegangen,  deren  Construction 
auf  die  Abscliwehlung  dicker  Maische,  schnelleren  Betrieb  und  Erzielung 
hochgradiger  und  reinerer  Fabrikate  gerichtet  ist." 

,Hs  konnte  daher  nicht  fehlen,  dats  mit  dem  stetigen  Aufschwünge 
der  Industrie  bis  zu  ihrem  heutigen  Standpunkt  das  dargebotene  Feld  immer 
weiter  ausgebeutet  wurde  und  die  gewonnenen  Resultate  die  dem  Steuer- 
satze zugrunde  liegende  Annahme  immer  weiter  hinter  sich  Hessen,  was  den 
Unternehmern  erklecklichen  Gewinn  abwarf." 

Hess  e  r  e  A  u  s  n  ü  t  z  u  n  g  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s  k  r  a  f  t.  Auch  die  Arbeitskraft, 
die  Kraft  und  Leistungsfähigkeit  der  Maschinen  kann  unter  Umständeu  von 
der  Verbrauchsbesteueruiig  als  Grundlage  ihrer  Bemessung  benützt  werden 
und  wir  können  dann  oft  die  Erscheinung  walirnehmen,  dass  als  Folge  der 
Steuer  eine  Erhöiiung  der  Leistungsf^lhigkeit  der  betrettenden  Apparate  über 
das  steuergesetzlich  angenommene  Maximum  ihrer  Leistung  eintritt. 

So  hüb  sich  in  Oesterreich  im  Laufe  der  dahre  die  wirkliche  Lei.-<tung 
der  Rübeiisaftpressen  weit  über  die  steuergesetzlichen  Zitternansätzd  ihrer 
Leistungsfähigkeit,  dergestalt,  dass  die  Ditterenz  in  einzelnen  Fällen  bis  zu 
lUÜ  I'roc.  der  versteuerten  Rübenmenge  erreichte.  (Kaufmann,  ,Die 
/iUikeiiiidustrie",  Beriin  1878.  S.  1Ü8.) 


Als  die  Verkörperung  jener  Ersparuiigen,  welche  unter  dem  Einllusse 
der  indirecten  Besteuerung  an  gewissen  von  uns  oben  (S.  199)  aufgezählten 
Broductionsfactoren  erzielt  werden,  treten  uns  entgegen  die  Apparate,  welche 
zur  Herstellung  des  steuerptlichtigen  Artikels  im  Fabricationsprocesse  ver- 
wendet. Wir  wollen  sonach  die  sichtbaren  Consequenzen  des  steuerlichen 
Einflusses  nach  dieser  Richtung  hin  in  einem  eigenen  kleinen  Abschnitte 
behandeln,  welcher  die  Ueberschrift  tragen  wird: 

Entwicklung  und  Ausgestaltung  ilerApparate  unter  dem 
Einflüsse  der  indirecten  Besteuerung.  Die  ausführliche  Geschichte 
des  Entwicklungsganges  zu  schreiben,  welchen  sowohl  äussere  Form  »U  innere 
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Einrichtung  der  im  Fabricationsprocesse  zur  Herstellung  steueriiflichtiger 
Artikel  verwendeten  Apparate  unter  der  mäclitigen  Einwirkung  einzelner 
Systeme  der  auf  diese  Artikel  gelegten  Steuern  genommen  liaben,  muss 
uaturgemäss  Sache  des  technisch  gebildeten  Fachmannes,  des  Ingenieurs 
bleiben,  welcher  allein  im  Stande  ist,  das  überaus  reiche  Material  in  seinen 
interressanten,  aber  oft  minutiösen  Einzeliieiten  zu  erfassen,  dem  steuerlichen 
Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Apparate  sozusagen  bis  auf  die  geheimsten 
Pfade  nachzuspüren  und  die  gewonnenen  Kesultate  seiner  Untersucliung  so 
leiirreich  und  anschaulich  zur  Darstellung  zu  bringen,  als  die  Bedeutung  und 
Wichtigkeit  des  Gegenstandes  es  verdient. 

Für  die  Zwecke  unserer  Schrift  genügt  es  hingegen,  kein  den  ganzen 
Stoff  umfassendes,  bis  in  die  kleinsten  Details  ausgeführtes  Gemälde  —  denn 
dazu  fehlte  uns  Können  und  Zeit  —  sondern  lediglich  eine  kurze  Skizze 
des  steuerlichen  Einflusses  auf  Entwicklung  der  Apparate  zu  bieten  und 
diesen  Einfluss  mit  einigen  wenigen  der  bekannteren  Beispiele  zu  belegen. 

Wir  entnehmen  diese  unsere  Beispiele  abermals  dem  für  uns  schon 
so  vielfach  ergiebig  gewesenen  Gebiete  der  Brantweinbesteuerung. 

Die  in  unser  Schrift  zu  wiederholten  Malen  besprochene  und  als 
Beispiel  herangezogene  Brennraum  -  Pauschalierungssteuer,  der  Blasenzins, 
als  deren  hauptsächliche  technische  Folge  wir  die  Raschheit  der  Destillation, 
des  Abbrennens  bereits  oben  (S.  201)  hervorgehoben  und  näher  erörtert 
haben,  veranlasste  die  Teclinik  zu  Erfindungen  von  Apparaten,  welclie  dem 
Zwecke  möglichst  rascher  Destillation  werkthätig  dienstbar  zu  werden  ver- 
mochten. 

Flach  gebaute  Maischkocher  kamen  daher  unter  der  Herrschaft  des 
Blasenzinses  zur  allgemeinen  Verwendung.  „Die  Maischkocher  wurden  so  flach 
gebaut,"  —  sagt  Dominik  Mitter  in  seiner  Schrift:  ,Die  Produetensteuer 
nach  dem  Resultate  der  Spiritusenquete-Commission  in  Wien."  Budweis  1861 ,  — 
,dass  die  Maische  sozusagen  nur  durchgeflogen  ist  ...  .  durch  die  Blasen- 
steuer wurden  daher  lediglich  die  Kupferschmiede  reich,  die  Staatscasse 
aber  arm  gemacht."  A.  a.  0.  S.  ü4. 

Wirkung  der  Maisch-  und  Maischraumsteuer  auf  die  Apparate. 
Die  Maischbesteuerung  involviert  einen  Zwang  zum  Dickmaischen.  Unter  ihrer 
Herrschaft  entstehen  daher  technische  Verbesserungen  insbesondere  an  den- 
jenigen Apparaten,  welche  für  die  Verarbeitung  dickflüssigen  Maischmateriales 
bestimmt  sind.  Um  die  möglichste  Maischdicke  mit  möglichster  Raschheit 
des  Abbrennens  zu  vereinigen,  kommen  grosse  Dampfkessel  in  V^erwendung, 
und  weil  hiedurch  in  den  Maischkochern  eine  derartige  Hitze  erzeugt  wurde, 
dass  ein  grosser  Theil  des  in  der  Maische  befindlichen  Wassers  sich  in 
Dampf  verwandelte,  mussten  die  Brennerei-Inhaber  darauf  bedacht  sein, 
auch  entsprechend  grosse  Rectifications-  und  Condensations -Vorrichtungen 
zu  erfinden.    Mitter  a.  a.  0.  S.  63. 

Bezüglich  der  Entwicklung  von  Apparaten  für  die  Bearbeitung  dick- 
flüssiger Maischen  lassen  wir  dem  mehrfach  citierten  Mit t er,  einem 
erfahrenen  Praktiker,  noch  einmal  das  Wort. 
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^^  „Anfangs  kannte  man  nur  einen  Maischkoclier,  welcher  unniittelbar 
mit  Feuer  erhitzt  wurde.  Zur  Aljkürzung  der  Zeit  wurde  demselben  ein 
Dampfkessel  vorgesetzt  und  mithin  die  Maische  in  dem  Kocher  mittelst 
Dampfes  getrieben.  D  eses  hatte  den  Nachtlieil,  dass  man  den  Nachgang  ziehen 
musste,  welchem  Uebel  sehr  leicht  abgeholfen  worden  wäre,  wenn  man  eine 
Condensationssäule  dem  Rectificator  aufgesetzt  hatte,  wobei  der  Nachgang 
aus  dem  Rectificator  immer  der  folgenden  Fällung  des  Maischkochers  zuge- 
setzt worden  wäre.  Man  zog  es  aber  vor,  noch  einen  zweiten  Maischkocher 
anzubringen,  den  Lauf  des  Spiritus  schon  mit  30"  IJeaume  zu  unterbrechen 
und  die  weitere  Rectification  dem  zweiten  Kocher,  wohin  die  Maische  aus 
dem  ersten  abgelassen  wurde,  zu  ülterlassen." 

„Hatte  man  iiiedurch  an  Zeit  gewonnen,  so  wurde  die  Erzeugung  von 
Wasserdampf  noch  vermehrt,  und  es  musste  demgemäss  der  Kühlteller 
bedeutend  vergrössert  werden.  Wollte  man  beide  Kessel  auf  einmal  mit 
frisclier  Maische  füllen  und  abtreiben,  so  war  dieses  mit  einer  Verlängerung 
der  Zeit,  welche  beiläufig  die  Hälfte  einer  regelmässigen  Abtreibung  betrug, 
ebenfalls  möglich  und  bei  Duplierungen  gebräuchlich,  allein  man  hatte  es 
wieder  mit  dem  Nachgang  zu  thun  und  war  nun  abermals  an  dem  Funkte 
angelangt,  wo  man  mit  einem  Maischkocher  gestanden."  (Mitter  a.  a.  0. 
S.  63  und  G4.) 

Wirkung  der  Fabrikatsteuer.  Während  die  Maischbesteuerung 
das  Dickniaischen  und  eventuell  auch  die  Schnellgährung  begünstigt,  welche 
Thatsaclie  auch  in  dem  Haue  der  Fabricationsapparate  deutlich  zum  Aus- 
drucke gelangt,  tritt  unter  der  Herrschaft  der  Fabrikatsteuer  eine  AenderuDg 
der  Apparate  überhaupt  und  insbesondere  jener  Apparate  ein,  welche  zur 
Verarbeitung  dünnflüssiger  Maischen  dienen  sollen.  Hauptsächlich  mit  Rück- 
sicht auf  letztere  Maischen  wird  es  oft  nicht  nöthig  sein,  besonders  grosse 
Dampfkessel  auch  fernerhin  beizubehalten,  wie  Mitter  a.  a.  0.  S.  64  aus- 
führlich darthut.  Es  werden  vielmehr,  wie  der  citierte  Autor  an  der  Hand 
einer  Hereclinung  zift'ermässig  nachweist,  „kleinere  Dampfkessel  und  Kühl- 
apparate hergestellt  und  die  Füllungen  verkleinert  werden." 


Sämmtlichen  oben  (S.  199  ff)  dargestellten  Fallen  der  Productionsver- 
besserung  durch  Ersparung  an  den  als  Steuerbemessungs- Grundlage  dienen- 
den l'roductionsfactoren  ist  der  eine  Umstand  gemeinsam,  dass  durch  Er- 
zielung solcher  Verbesserungen  und  Ersparungen  die  Technik  auf  den  der 
Steuergesetzgebung  schon  bekannten  Wegen  weiter  schreitet,  als  die  Gesetz- 
gebung annehmen  und  voraussehen  konnte.  Die  Technik  eilt  voran,  die 
Besteuerung  hinkt  nach.  Was  für  eine  praktische  Bedeutung  dieses  Nach- 
hinken habe,  sei  an  einem  einzigen  Heispiele  dargethan. 

Das  in  Oesterreich  mit  dem  Gesetze  vom  IS.  October  1865  einge- 
führte Pauschalierungssystem  der  Zuckersteuer,  welches  die  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Werksvoirichtungen  und  der  Zeitdauer  ihrer 
Verwendung  —  also  nach  der  Quantität  der  möglichen    Rübenverarbeitung 
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binnen  24  Stunden  —  anordnete,  hatte  bei  seiner  Pauschalierung  dieses 
Rübenquantums  die  betreflenden  Ziffernansätze  viel  zu  niedrig  gestellt. 
Diese  Pauschalsätze  wurden  durch  die  unaufliörlich  fortschreitende  technische 
Ausbildung  der  Fabrication  mit  jedem  Tage  mehr  überflügelt.  Den  niedrigen 
Pauschalsätzen  gegenüber  stand  die  gesetzlich  bestimmte  Ausfuhrvergütung 
für  den  Exportzucker,  eine  Prämie,  welche  in  dem  Maasse  wuchs,  als  sich 
die  Pauschalsätze  infolge  der  fortschreitenden  Technik  zu  niedrig  erwiesen. 
Kaufmann  (a.  a.  0.  S.  107  f.)  weist  ziffermässig  auf  Grund  tabellarischer 
Zusammenstellungen  nach,  dass  infolge  Ueberholung  dieser  Pauschalsätze 
durch  die  Technik  und  infolge  des  gleichzeitig  bestehenden,  ohne  richtige 
Grundlage  normierten  KückvergOtungsanspruches  der  Exporteure,  schliesslich 
, nicht  nur  alle  Steuer  für  exportierten  Zucker  voll  zurückvergütet  wurde, 
sondern  auch  jene  für  den  ganzen  einheimischen  Consum  und  darüber  hinaus 
noch  eine  exorbitante  Prämie  der  Zuckerindustrie  des  Landes  aus  dem  Staats- 
säckel herausbezahlt  wurde." 

Die  Technik  eilt  aber  niclit  nur  auf  den  der  Steuergesetzgebung  schon 
bekannten  Bahnen  rascher  vorwärts,  als  diese  letztere  ihr  zu  folgen  im 
Stande  ist,  sie  betritt  auch  ganz  neue,  der  Gesetzgebung  noch  unbekannte 
und  darum  von  derselben  nicht  versperrte  oder  doch  in  das  Steuergebiet 
noch  nicht  einbezogene  Wege  und  erfindet  neue  Verfahrensarten.  Zwei  liocli- 
wichtige  Erfindungen  in  der  Zuckerfabrication,  die  Osmose  nach  Dubrunfaut 
und  das  Dr.  Scheibler's  che  Elutions-  oder  Anslangeverfaliren  bilden  Bei- 
spiele dafür,  dass  die  Technik  unter  dem  Einflüsse  der  Besteuerung  völlig 
neue  Bahnen  in  der  Materialausl)eutung  einsciilug.  Beide  Erfindungen  haben 
aus  einem  früher  fast  wertlos  erachteten  Producte,  der  Melasse,  einen 
wichtigen  Stoff"  der  Zuckerbereitung  gewonnen  und  das  Ziel  der  vollständigen 
Materialverwertung  auf  neuem  Wege  erreicht.  Beide  Verfahrungsarten 
alterierten  aber  ausserdem  die  Basis  der  damaligen  Zuckersteuer-Gesetzgebung 
so  wesentlich,  dass  Kaufmann  (a.  a.  0.  S.  208)  richtig  prophezeite,  ,es 
werde  früher  oder  später  eine  andere  Besteuerung  besonders  infolge  der 
Osmose  und  der  Elution  eintreten  müssen;  dazu  sei  die  Regierung  nicht 
nur  berechtigt,  sondern  geradezu  verpflichtet." 

Wir  kommen  auf  das  zuletzt  berührte  Thema  an  jenem  Orte  zurück, 
wo  wir  die  Einwirkung  der  Technik  und  ihrer  Fortschritte  auf  die  Aenderung 
der  Verbrauchssteuersysteme  zum  Gegenstande  der  Erörterung  nehmen  werden. 

Die  indirecte  Besteuerung  als  Anreiz  zu  unwirtschaftlichem  Gebaren  der 
industriellen  Technik. 

Haben  wir  im  Vorstehenden  die  productionverbessernde,  zu  Er- 
sparungen und  Erfindungen  Anreiz  gebende  Wirkung  der  Verbrauchssteuern 
auf  die  industrielle  Technik  wahrgenommen,  so  bietet  uns  die  Beobachtung 
anderer  Wirkungen  eben  dieser  Steuern  auf  die  Industrie  manche  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  minder  erfreuliche  Gegenstücke. 

Wir  sehen  nämlich,  wie  die  Verbrauchsbosteüerung  in  gewissen  Fällen 
zur  übermässigen,  daher  unwirtschaftlichen  —  weil  mit  allzu  grossen  Kosten 
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vcrIiiiiMicnen  —  Ausnutzung  und  Ausbeutung  des  Materials  —  in  anderen 
Fällen  liinwiedeiurn  geradezu  zur  Vergeudung  und  Verwirtscliaftung  dieses 
Materials  —  in  gewissen  Fällen  endlich  zu  einer  unwirtschaftlichen  Abkflr/ung 
und  Einschränkung  der  Arbeitszeit  —  Anlass  gibt. 

Unwirtschaftliche  Materialausbeutung.  Wir  holen  uns  unser 
Beispiel  aus  dem  Gebiete  der  Brantweinbesteuerung. 

Die  Kohmaterialsteuer  bei  Brantwein,  eben  dasselbe  Steuersystem, 
dessen  volkswirtschaftlich  erziehliche  Wirkung  wir  oben  würdigten,  treibt, 
sobald  sie  über  diese  erziehende  Wirkung  hinausgeht,  die  Technik  zu  unwii-t- 
schaftlicher  l'roduction,  d.  h  zu  einer  Production,  deren  Kosten  nicht  mehr 
im  richtigen  Verhältnis  zum  Werte  des  Productes  stehen,  und  welche  für  den 
Fabrikanten  nur  aus  dem  einzigen  Grunde  noch  als  rentabel  gelten  kann, 
weil  das  mit  unverhältnismässig  hohen  Kosten  erzeugte  MehiT)roduct  unver- 
steuert bleibt.  (Vgl.  J.  Wolf  a.  a.  0.  S.  498  f.) 

Ein  anderes  instructives  Beispiel  von  unwirtschaftlicher  Materialaus- 
beute unter  dem  Einflüsse  indirecter  Besteuerung  bietet  die  Rilbensteuer 
bei  Zucker.  Julius  Wolf  (Die  Zuckersteuer,  a.  a.  0.  S.  :502)  erklärt  geradezu, 
die  Rilbensteuer  mache  wirtschaftlich  unrichtige  Arbeit  nöthig.  ,So  ist  zu 
constatieren,  dass  der  Fabrikant,  um  das  letzte  Atom  Zucker  aus  der  Kül»e 
zu  ziehen,  mit  einem  Aufwand  von  Mühe  und  Kosten  arbeitet,  die  dieses 
letzte  Atom  nicht  verdient.  Er  erspart  hiedurch  freilich  an  Steuer,  ver- 
schlechtert und  vertheuert  jedoch  durch  die  kostspielige  Fabrication  den 
gewonnenen  Zucker.  Mit  dem  gleichen  Aufwand  von  Mühe  und  Kosten 
könnte  er,  wenn  eine  andere  Steuer  in  Wirksamkeit  wäre,  mehr  Zucker 
erzeugen,  der  ausserdem  billiger  und  besser  wäre.  Es  ist  z.  B.  Thatsache, 
dass  in  Deutscliland  die  Difl'usionsschnitzel  manchmal  in  so  übertriebenem 
Maasse  ausgelaugt  werden,  dass  dadurch  der  Zuckersaft  salzreich  und  das 
Ergebnis  desselben  an  Zucker  erheblich  vennindert  wird."  Oder  um  ein 
anderes  Beispiel  zu  wählen:  ,An  den  Hüben  wird  jetzt  gewöhnlich  weg- 
geschnitten, was  für  weniger  zuckerreich  gilt,  aber  in  guten  Jahren  schneidet 
man  Besseres  weg,  als  man  in  schlechten  Jahren  in  den  Rüben  selbst  behält." 
(Wolf  a.  a.  0.  S.  :U)2  und  .'5(>3.) 

Materialvergeudung.  Wir  entlehnen  unser  Beispiel  abermals  aus 
der  rieschichte  der  Brantweinsteuer.  Die  Maischraumbesteuerung  verhindert, 
geradezu  die  vollkommene  Ausnützung  des  Maischgutes,  die  vollkommene 
Alkohol-Extraction.  Je  dicker  —  über  eine  gewisse  Grenze  (1  : 4)  hinaus  — 
die  Maische,  umso  unvollkommener  bleibt  der  Gährungsprocess  und  umso 
geringer  die  Ausbeute  an  Alkohol.  Die  Maischraumbesteuerung  zwingt  nun 
den  Brenner  zum  Dickmaischen  und  verursacht  hiedurch  unvollkommenen 
Gährungsprocess  und  geringere  Ausbeute,  also  Verschwendung  des  Materiales, 
Maischgutes,  aus  welchem  —  eben  des  Dickmaischens  halber  —  nicht  der 
ganze  in  ihm  enthaltene  Alkohol  gewonnen  wird.  Was  dem  Brenner  an 
Material  velloren  geht,  muss  ihm  die  infolge  des  Dickmaischens  eintretende 
Mehraiisnütziing  des  Maischraumes  nicht  nur  ersetzen,  somlern  sie  muss  ihm 
darüber  hinaus  sogar  ein  Plus  an  unversteuerter  Alkoholausbeutc  abwerfen. 
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Unter  dem  Einflüsse  der  Maischraumbesteuerung  strebt  die  industrielle 
Technik  nach  möglichster  Ausbeute  der  Maischen.  Sie  ist  thatsächlich 
innerhalb  zwanzig  Jahren  von  2V2  zu  7  Proc.  Ausbeute  vorgeschritten.  ,Als 
man  7  Proc.  Ausbeute  hatte,'  lesen  wir  bei  Wolf  (,Die  Brantweinsteuer* 
S.  506),  „lernte  man  1^/^  Proc.  gewinnen.  Dieses  halbe  Ueberprocent  war  aber 
nur  mit  höheren  Kosten,  mit  Mehraufopferung  von  Material,  mit  einem  grösseren 
Plus  der  Maischdioke  zu  erreichen  als  jedes  von  den  14  halben  Procenten 
der  früheren  7  Proc.  Man  verlegte  sich  trotzdem  auf  die  Erzeugung  des 
halben  üeberprocentes,  weil  man  für  dasselbe  keine  Steuer  zu  zahlen  hatte, 
was  die  Kosten  der  Materialverschwendung  aufwog.  Privatwirtschaftlich  war 
dieser  Vorgang  zu  rechtfertigen,  volkswirtschaftlich  nicht.  Und  als  man 
dazu  gelangt  war,  7'/2  Proc.  rationell  zu  erzeugen,  giengen  die  Fabrikanten 
zur  Erzeugung  von  8  Proc.  So  griffen  sie  immer  vor,  erzeugten,  wenn  die 
Technik  es  möglich,  aber  noch  nicht  wirtschaftlich  machte,  die  höheren 
Procente."  Die  wirtschaftliche  Formel,  welche  unserem  der  Schrift  Wolfs 
entlehnten  Beispiele  zu  Grunde  liegt,  könnten  wir  etwa  ausdrücken  :  Raum- 
gewinn gegen  Materialaufwand. 

Die  gleiche  Wirkung  der  Materialverschwendung  d.  h.  der  nutzlosen 
Aufopferung  von  (Rüben-)  Material  beliufs  Ersparung  von  Arbeitszeit  hatte 
bei  der  Zuckerbesteuerung  das  System  der  Pauschalierungssteuer,  wofür 
abermals  die  österreichische  Zuckerindustrie  ein  interessantes  Beispiel  bietet. 
Wir  haben  bereits  oben  gesagt,  dass  bei  der  Pauschalierungssteuer  auf 
Zucker  die  Steuersätze  sich  nach  den  Volumen  der  Diffus  ions  gefässe  und 
der  Anzahl  ihrer  Füllungen  richteten.  Das  Bestreben  der  Industrie,  behufs 
Steuerersparung  eine  mögliche  hohe  Anzahl  solcher  Füllungen  zu  erzielen 
führte  schliesslich  zu  unvollkommener  Ausnützung  des  Rübenmaterials,,  weil 
die  wegen  der  grossen  Füllungszahl  sehr  geringe  Zeit  der  Auslaugung  einer 
einzelnen  Füllung  zur  Gewinnung  des  ganzen  gewinnbaren  Zuckergehaltes 
nicht  hinreichte.  Man  arbeitete  rasch,  um  Zeit  und  damit  Steuer  zu  sparen, 
aber  man  arbeitete  wirtschaftlich  unrichtig,  weil  mit  unvollkommener  Aus- 
nützung des  Materials. 

In  ähnlicher  Weise  bewirkte  das  System  der  italienischen  Mahlsteuer, 
l)ei  welchem  ein  Zähler  (contatore)  zur  Verwendung  gelangte,  dass  die 
Müller  möglichst  viel  Getreide  oberflächlich  mahlten  —  eine  Vergeudung  des 
Materials,  Mahlgutes,  welche  lebhaft  an  das  Gebaren  der  Holländer  gemahnt, 
die,  um  der  Mahlsteuer  gänzlich  zu  entgehen,  das  Brot  halb  aus  gequollenen, 
nicht  gemahlenen  Körnern  bücken.  Darum  leisteten  aber  auch,  wie  Niebuhr 
sagt,  fünf  Arbeiter  um  das  Jahr  1800  nur  soviel  wie  vier  um  1700.  Die 
unzureichende  Verkleinerung  des  zur  Broderzeugung  bestimmten  Getreide- 
kornes, des  Mahlgutes,  ist  aber,  volkswirtschaftlich  betrachtet,  eine  arge 
Vergeudung,  denn  ,in  der  möglichsten  Zertheilung  des  Kornes,  ja  in  dem 
Zertheilen  und  Aufschliessen  der  Zellen,  also  in  der  Zellenmahlerei,  liegt  die 
Aufgabe  des  Mahlprocesses."  (Emanuel  Herrmann:  Miniaturbilder  aus 
dem  Gebiete  der  Wirtschaft,  V.  Bild.  Seite  218' und  219). 
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Un  wirtscliaftliclie  Ei  nschriinkiing  der  Arbeitszeit.  Eine 
unwirtschiiftliclie  Einschränkung  und  Abkürzung  der  Arbeitszeit  wird  beispiel- 
weise veranlasst  durch  das  Maischraumsteuer-System  der  Brantweinbesteuerung, 
bei  welchem  eine  unüberschreitbaro  Maximalgrenze  der  Gäbrdauer  festgesetzt, 
eine  Verkürzung  dieser  füilinlauer  gewöhnlich  gestattet  wird  —  selbstver- 
stäiidlich  nach  vorheriger  Anineldiing  und  gegen  Einhaltung  der  angemeldeten 
Zeitfrist.  ,üie  Maischraumsteuer-Gesetzgebung",  sagt  .1.  Wolf  (a.  a.  0.  S. 
515.)  , zwingt  also  mit  Rücksicht  auf  die  sonst  eintretende  Unsicherheit  der 
Controle  den  Brenneniibetrieii  auch  mit  Hezug  auf  die  Henfltzung  der  Zeit 
in  bestimmte  Formen  hinein."  Der  genannte  Autor  citiert  sodann  eine  Stelle 
aus  dem  Motivenbericlite  zum  italienischen  Brantweinsteuergesetze  von  1879, 
worin  gleichfalls  die  Normierung  einer  bestimmten  Gilhrdauer  aus  dem 
Grunde  verworfen  wird,  weil  sicii  letztere  versciiiedenen  Umständen,  wie 
Klima,  .Jahreszeit,  Material  u.  s.  w.  anschmiegen,  daher  wechseln  müsse. 

Die  Einschränkung  des  Eleinentarfactors  , Arbeitszeit"  (z.  B.  Gäbr- 
dauer) geht  schliesslich  in  unwirtsciiaftliche  Abkürzung  desselben  über;  diese 
Abkürzung  ist  mit  Materialverschwendung  verbunden  —  ein  Fall  der  Trans- 
mutation von  Elementarfactoren  nach  der  Formel:  Zeitgewinn  gegen  Material- 
aufwand. 

Ein  anderes  —  und  vielleicht  das  beste  Beispiel  dafür,  dass  unter  dem 
Eiiillusse  der  indirecten  Besteuerung  die  industrielle  Technik  geradezu  zur 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  gezwungen  wurde,  bietet  die  belgische  Brantwein- 
besteuerung.  ,1.  Wolf  (a.  a.  0.  S.  508)  nennt  die  Verluste,  welche  die 
Brantweiiiindustrie  Belgiens  dadurch  erleidet,  dass  nicht  nur  ein  Zwang 
zum  Dickmaischen,  sondern  auch  ein  solcher  zur  Schnellgäbrung  vorhanden 
ist,  verhältnisnrässig  viel  grösser  als  die  der  deutschen  Brennerei  durch 
das  Dickmaischen  erwachsenden  Verluste.  , Innerhalb  24  Stunden  muss  der 
Bottich  gedämpft,  ausgeblasen,  gemaischt,  gekühlt,  vergohren  und  abgetrieben 
sein."  Diess  macht  eine  rationelle  Arbeit  unmöglich.  Die  Gährung  ist  trotz 
enormen  Hefeverbrauches  unvollständig,  „sie  muss  abgebrochen  werden,  bevor 
sie  beendet  ist". 

Die  indirecte  Besteuerung  als  Hindernis  der  Industrie. 

Die  indirecte  Besteuerung  übt  nicht  nur  in  der  oben  geschilderten  Art 
und  Weise  üblen  Einfluss  auf  die  mit  Erzeugimg  des  Steuerobjectes  beschäftigten 
Industriezweige,  sie  geht  in  manchen  Fällen  sogar  noch  weiter,  indem  sie  den 
Bestand  mancher  derartiger  Industrien  überhaupt  unmöglich  maciit. 

Als  Beispiel  biefür  ist  die  Thatsaclie  hervorzuiieben,  dass  die  Geltung 
des  Maisciiraumbestouorungs-Systenis  für  Brantwein  mit  Einheitssätzen  (d.  h. 
ohne  Unterscheidung  in  den  Steuersätzen  für  die  verschiedenen  zur  Brennerei 
verwendeten  Materialien)  den  Bestand  der  Uüben-Spiritusfabrication  im  betref- 
fenden Lande  unmöglich  macht. 

.Bei  Verarbeitung  von  Hüben",  lesen  wir  Itt-i  Wolf,  ,ist  die  Auslieute 
aus  dem  Maisduaum,  wenn  gewöhnlich  gemaischt  wird,  2';\,  bis  '.i' \  l'roc, 
wenn  relativ  dick  gemaischt  wird,  4'/»  Proc."  (A.  a.  0.  S.  510.) 

Zeitsclirin  filr  Viilk^wirisrliall,  SaclnlpolUlk  uml  Vcrwaltunc.  IV.  ILiml,  3.  Ili-n.  I4 
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Die  Rribenspiritusindustrie,  welche  Driiirniiaischung  erheischt,  kann 
bei  Bestand  der  Maischraumbestenerung  mit  Einheitssätzen  nicht  die  Con- 
currenz  mit  jenen  Brennereien  aushalten,  welclie  Kartoft'eln  als  Material 
verwenden. 

Nachdem  wir  im  Vorstehenden  einige  Wirkungen  der  Verbrauchs- 
besteuernng  anf  die  einschlägigen  Industriezweige  aufgezählt  und  näher 
erörtert  haben,  sei  im  Anschlüsse  hieran  die  Bemerkung  beigefügt,  dass 
die  Verbrauchsbesteuerung  mitunter  nicht  nur  anf  die  Erzeugungsindustrien 
ihrer  Steuerobjecte  —  also  die  Zuckersteuer  auf  Zuckerfabrication,  Brant- 
weinsteuer  auf  Brantweinbrennerei,  Biersteuer  auf  Brautechnik  u.  s.  w.  — 
ilire  Wirkungen  äussert,  sondern  dass  die  Steuer  oder  besser  gesagt  das 
ihr  zu  Grunde  liegende  wirtschaftspolitische  Moment  dem  Techniker,  auch 
wenn  er  einem  anderen,  einem  fremden  Industriezweige  angehört,  manchmal 
schwere  Hindernisse  bereitet.  Das  beste  Beispiel  hiefiir  bietet  wohl  die 
Salzsteuer  in  England  mit  ihrer  bekannten  verderblichen  Flinwirkung  auf  die 
gesammte  chemische  Industrie. 

Wir  fügen  hieran  noch  ein  Beispiel  aus  der  Brantweinbesteuerung : 
es  ist  dies  abermals  die  von  ims  schon  so  viel  genannte  Maischraumsteuer; 
sie  äussert  ihre  üble  Wirkung  niclit  nur  in  der  von  uns  oben  dargelegten 
Weise  auf  die  Brantweinindustrie  und  Brennereitechnik  selbst,  sondern 
auch  auf  einen  Industriezweig,  der  —  wenngleich  ein  Anhängsel  der 
Brennerei  bildend  —  doch  nicht  mehr  zur  Brennerei  selbst  gerechnet  werden 
kann :  auf  die  Presshefe-Erzeugung,  deren  Entwicklung  sie  entschieden  hin- 
derlich ist.  (Vgl.  .1.  Wolf  a.  a.  0.  S.  .517.) 

Heine  bemerkt  in  seinem  Aufsatze  über  die  Brantwein-Steuersysteme 
in  den  europäischen  Ländern  etc.  (Tübinger  Zeitschrift  1872),  hinsichtlich 
der  verderblichen  Einwirkung  der  Maischraumbesteuerung  auf  die  säclisischen 
holsteinischen  u.  s.  w.  Presshefebrennereien  folgendes:  ,Es  wird  mit  Kecht  als 
eine  Ungleichmässigkeit  bezeichnet,  dass  der  Maischraum  besteuert  wird, 
während  die  Maische  grossentheils  zur  Bereitung  der  nach  der  Absicht  des 
Gesetzgebers  von  der  Steuer  nicht  zu  treffenden  Hefe  verwendet  wird.  Der 
Misstand  ist  umso  grösser,  wenn  man  bedenkt,  dass,  da  eine  sehr  dünne 
Einmaischung  erforderlich  ist,  die  Ausbeute  nur  4'/.,  Proc.  Alkohol  beträgt, 
während  das  Maischraum-Steuergesetz  eine  Ausbeute  von  8  Proc.  als  Basis 
annimmt.  Dadurch  kommen  die  Presshefebrenner  in  eine  schlimme  Lage  .... 
Wenn  nun  auch  durch  Gestattung  von  Aufsatzkränzen  zur  Vergrösserung 
des  Maischraumes  einige  Abhilfe  getroffen  wird,  so  reicht  dies  alles  nicht 
aus,  um  diesen  bedeutenden  Industriezweig,  der  durch  die  Maischraumsteuer 
erdrückt  zu  werden  droht,  vor  völligem  Untergang  zu  schützen.  Der  einzig 
denkbare  Ausweg  ist  der,  die  Fabrikats  teuer  einzuführen."  (A.  a.  0.  S.  602  f.). 

Die  indirecte  Besteuerung  als  Anreiz  zur  Erfindung  von  Surrogaten  und  Verfälschungen. 
In  jenen  Fällen,  in  welchen  die   indirecte  Besteuerung  Quantität  und 
Qualität     der     zur    Erzeugung     verbrauchssteuerpflichtiger     Consumartikel 
dienenden  Rohmaterialien  zur  Grundlage  der  Steuer))emessung  nimmt,  führt 
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Strol)cn,  (lor  iiidiiccten  Stftiier  zu  ftiitj,'olien,  die  TRchnik  niitiintpr  dazii. 
an  Stelle  und  zum  Ersatz  der  steuerpflielitigeii  Materialien  andere  Materialien 
behufs  Herstellung  des  Consnmartikels  zu  verarbeiten,  welche  dermalen  der 
Steuer  noch  nicht  unterliegen.  Der  Elementarfactor  , Stoff"  wird  substituiert 
dnrcli  ein  Surrogat. 

Die  Technik  hat  mit  der  theilweise  unter  dem  Einflüsse  indirecter 
Hesteuerung  eingetretenen  Verwendung  von  Surrogat-Stoffen  neue  Bahnen, 
IJahnon  des  Fortschrittes,  betreten,  sie  hat  vielen  Stoffen  neue  Seiten  der 
Hrauchbarkeit  abgewonnen,  andere  Stoffe  wiederum,  die  man  vordem  ganz 
unbenfitzbar  erwähnte,  zur  Erzeugung  verbrauchssteiierpMichtiger  Artikel  zu 
verwenden  gelehrt,  üeberall  wo  die  Technik  iiire  rühmliche  Erfindungsgabe 
durch  Aufschliessung  neuer  Oebiete  zu  bewilhren  verstand,  mOhte  sich  die 
Steuergesetzgebung,  ihr  so  rasch  als  möglich  zu  folgen  und  die  neu 
erschlossenen  Gebiete  mit  dem  Fangnetz  der  Steuercontrole  zu  umspannen, 
auf  (lass  die  junge,  die  neugeschaffene  Production  nicht  unversteuert  aus- 
brechen könne.  So  hat  beispielsweise  Württemberg  seine  vom  Malzverbrauche 
eingehobene  Biersteuer  auf  die  Malzsurrogate  ausgedehnt. 

In  anderen  Fällen  zog  es  die  Steuergesetzgebung  vor,  solche  Ver- 
wendung von  Surrogatstollen  überhaupt  zu  verbieten.  So  ist  in  Baiern  die 
Benützung  von  Malzsurrogateii  gänzlich  ausgeschlossen. 

Während  wir  die  Erfindung  von  Surrogaten  als  eine  —  wenngleich 
nicht  beabsichtigte  —  nützliche  Wirkung  indirecter  Besteuerung  classi- 
ficieren  können,  müssen  wir  hinwiederum  einer  anderen,  von  uns  in  der  Ueber- 
schrift  des  gegenwärtigen  Alisclinittes  gleichzeitig  mit  ihr  genannten  Aeusserung 
lies  Einflusses  indirecter  Steuern  auf  die  Technik  —  der  Verfalscliung  ver- 
brauchssteuerpfiichtiger  Artikel,  welche  in  gewissen  Fällen  durch  die  Steuer 
veranlasst  wird,  mit  dem  Ausdrucke!  entschiedenster  Missbilligung  entgegen- 
treten und  sie  als  Betrug  auf  das  schärfste  verurthcilen,  als  Betrug,  begangen 
am  Consumenten  und  theilweise  durch  die  Steuer  verursacht. 

Während  das  Surrogat  den  von  ihm  vertretenen  und  verdrängten  Stoff 
vollkommen  substituirt,  die  Technik  mit  Erfindung  des  Surrogates  ein  gleich- 
wertiges Object  an  Stelle  des  surrogierten  setzt,  spielt  sie  bei  Erfindung 
von  Fälschungen  eine  minder  ehrenhafte  Bolle,  sie  erniedrigt  sich  zur 
Helferin  des  Betruges. 

Wenn  die  indirecte  Besteuerung  beispielsweise  auf  einen  verbrauchs- 
steuerpflichtigen Consumartikel  hohe  Abgaben  gelegt  hat,  wenn  sie  alle 
bekannten  Surrogate  des  zu  seiner  Erzeugung  verwendeten  Rohstoffes  in  den 
Bereich  ilires  Steuergebietes  einbezog,  dann  wird  der  Verfiilschungsschwindel 
actuell  und  höchst  gewinnbringend. 

Die  zur  Herstellung  des  betreffenden  steuerpflichtigen  Consnmartikels 
verwendeten  Materialien  werden  durch  Stoffe  ersetzt,  welche  ihnen  that- 
sächlich  nicht  gleichwertig  sind,  aber  in  dem  Consumenten  den  Glauben 
erwecken,  dass  das  Product  des  Fabricationsprocesses  ein  vollkommen  genuss- 
fähiger Artikel  sei. 

14* 
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Man  .'erstehe  uns  wolil!  Wir  behaupten  durchaus  nicht  etwa,  die 
indirecte  Besteuerung  habe  den  Schwindel  der  Verfälschung  eingefiilirt,  aber 
wir  behaupten,  dass  sie  durch  die  Höhe  ihrer  Steuersätze  in  vielen  Füllen 
ein  neues  Antriebsmittel  zu  solchen  Verfälscliungen  für  die  Technik  scliuf. 
Der  Schwindelfal)ril(ant,  welcher  bei  Herrschaft  lioher  indirecter  Besteuerung 
die  lucrative  Fälschung  verbrauclissteuerpfliclitiger  Artikel  betreibt,  erspart 
nicht  nur  die  Kosten  des  guten,  echten  Eohmaterials,  sondern  auch  die 
Bezahlung  der  Steuer;  er  setzt  ja  überliaupt  keinen  steuerpflichtigen  Act, 
weil  der  von  ilim  erzeugte  Artikel  kein  der  Consumsteuer  unterworfenes 
Object,  sondern  nur  einem  solchen  in  einer  auf  Täuschung  des  Consumenten 
gerichteten  Absicht  älinlich  gemaciit  worden  ist.  Die  Besteuerung  flndet 
hier  keinen  Anlass,  einzuschreiten  und  Wandel  zu  schaffen,  aber  desto  melir 
die  Lebensmittelpolizei  und  die  Gewerbepolizei  überhaupt. 

Wir  wollen  annehmen,  es  bestehe  in  einem  Lande  eine  Tabaksteuer 
mit  exorbitant  liolien  Steuersätzen.  Was  für  Früelite  wird  sie  zeitigen,  wie 
werden  Consum  und  Technik  reagieren?  Die  einen  unter  den  Raucliern 
schliessen  Enthaltsamkeitsbündnisse  —  moral  restraint  in  Bezug  auf  das 
süsse  Gift  Nicotin  —  die  anderen  lassen  sich  durch  Schmuggel  ihren 
Tabakvorrath  beschaifen,  besonders  Waghalsige  werden  vielleiclit  auch  ver- 
botswidrig Tabak  pflanzen  oder  verbotswidrig  (ohne  Wissen  der  Steuer- 
beliörde)  Tabakfabrikate  erzeugen.  Aber  einen  besonders  geriebenen  Schwindler 
wird  die  Hölie  der  Tabaksteuer  —  und  daher  der  Tabakfabrikatspreise  — 
auf  einen  anderen  Gedanken  bringen,  dessen  Ausführung  ihm  reichlich  Geld 
einbringt,  ohne  dass  er  eine  Steuerverletzung  begienge.  Es  wird  aus  allerlei 
Blättern  und  Kräutern  des  Waldes  und  Feldes  unter  Verwendung  piquanter 
Beizen,  Rauchtabak  und  Cigan-en  herstellen,  wird  Baumrinde  und  noch 
minder  appetitliche  Stoffe  dem  Zwecke  der  Schnupftabakerzeugung  dienstbar 
zu  machen  verstehen  und  für  seine  sauber  verpackten  und  ettikotierten 
Fabrikate,  die  er  aus  wohlbekannten  Gründen  billiger  verkauft  als  alle  Con- 
currenten,  reissenden  Absatz  finden. 

Die  von  uns  entworfene  Skizze  ist  durchaus  kein  Phantasiebild.  Wir 
verweisen  dieserhalb  auf  England,  dessen  Steuerärar  durch  die  unter  der 
Herrschaft  einer  hohen  Tabaksteuer  blühende  Verfälschungstechnik  — 
namentlich  in  Betreff  des  Schnupftabakes  —  schwere  Schädigung  erleidet  — 
wie  Koscher  (Fin.  W.  11.  A.  §  91,  Anmerkung  9)  bemerkt,  sogar  schwerere 
Schädigung  als  durch  heimliche  Einfuhr. 

Steuer-Defraudationen  durch  die  industrielle  Technik  als  Folge  der  indirccten  Besteuerung. 

Wie  jede  Besteuerung,  so  übt  auch  die  indirecte  Steuer  einen  Druck 
auf  den  Steuerträger  aus  und  erzeugt  in  letzterem  ein  Unlustgefühl,  ver- 
bunden mit  dem  Wunsche,  des  Steuerdruckes  frei  und  ledig  zu  worden.  Die 
rechtswidrige  Verwirklichung  dieses  Wunsches,  beruhend  auf  Verschweigung 
und  Verheimlichung  des  steuerpflichtigen  Vorganges  oder  Objectes,  ist  die 
Stenerdefraudation.  Den  Augen  der  ölfentlichen  Meinung  erscheint  sie  leider 
auch   heute  noch  immer  in  woniger  ungünstigeui  Lichte  als  der  Betrug  im 
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Piivutveikelir,  dessen  ganz  nalie  Verwandte  sie  ist,  wie  Kosclier  sagt; 
ein  Ausdruck  dieses  milderen  Urtlieiles  li(!gl  aiic.li  diiriii,  duss  ilire  Verfolgung 
nicht  in  den  Wirkungskreis  der  Gerichte,  sondern  in  den  der  Finanzverwal- 
tungs  Hehörden  fällt. 

Wie  immer  ungünstig  aber  auch  das  L'rtlieil  der  Moral  über  die 
Steuerdefraudation  und  zwar  mit  Fug  und  Hecht  ausfallen  möge,  das  Eine 
ist  gewiss,  dass  diese  Steuerdefraudation  namentlich  bei  der  indirecten 
Besteuerung  in  vielen  Fällen  ein  hervorragend  grosses  Quantum  Intelligenz 
durstellt,  dass  sie  in  den  nieisteti  Fällen  mit  einer  hoch,  geradezu  erstaunlich 
hoch  entwickelten  industriellen  Technik  oiieri(!rt  und  operieren  nmss,  weil  nur 
eine  solche  äusserste  Anspannung  des  technischen  Könnens  im  Stande  ist, 
der  wachsamen,  mit  technischen  Hilfsmitteln  reichlich  ausgerüsteten  Steuer- 
controle  ein  Schnippchen  zu  schlagen.  Die  Leistungen  der  industriellen 
Technik  im  Dienste  der  Defraudation  können  oftmals  geradezu  als  vom 
technischen  Standpunkte  höchst  erfreulich,  als  neue  Erfindungen,  als  Fort- 
schritt bezeichnet  werden,  wenngleich  vom  Standpunkte  der  Moral  die  Idee 
der  Steuerhinterziehung,  der  sie  dienen,  aufs  schärfste  verurtheilt  werden 
muss.  Erfindung  bleibt  Erfindung,  Fortschritt  Fortschritt.  Mancher  Pirat 
kämj)ft  unter  der  lläuberflagge  nicht  minder  mutiiig  und  mit  Anspannung 
aller  seiner  Kräfte  gegen  die  bürgerliche  Gesellschaft  als  der  ehrliche 
Seemaim  für  dieselbe,  und  ein  solcher  Pirat  in  Diensten  der  unmoralischen 
Steuerhinterziehung  ist  leider  mitunter  der  industrielle  Techniker.  Die  Bei- 
spiele und  Fälle  solcher  an  den  Verbrauchssteuern  verübten  Defraudationen 
sind  zahllos.  Wir  begegnen  ihnen  auf  Sch.itt  und  Tritt  in  jedem  Gebiete 
der  Verbrauchsbesteuerung,  in  jedem  Steuersysteme  und  in  jedem  Entwick- 
lungsstadium industrieller  Technik.  Die  Geschichte  der  einzelnen  Steuer- 
systeme ist  durchzogen  von  den  Thatsachen  ihrer  mehr  oder  minder  gelun- 
genen Defraudationen,  unter  deren  bestimmendem  Einflüsse  sie  mitunter  sogar 
neue  Weiulungen  genommen  und  das  Einschlagen  neuer  Dichtungen  durch  die 
Besteuerung  zu  verzeichnen  hat,  so  dass  man  wohl  nicht  mit  Unrecht  sagen 
darf,  die  Geschichte  der  indirecten  Besteuerung  sei  zum  guten  Theile  die 
Geschichte  ihrer  Defraudationen.  Und  an  diesen  letzteren  Iiat  die  industrielle 
Technik  den  wichtigsten,  den  werkthätigsten  Antheil. 

Wenn  wir,  um  den  überreichen  Stoff,  den  uns  die  Geschichte  der 
Verbrauchsbesteuerung  in  den  einzelnen  Staaten  Europa's  bietet,  übersichtlich 
zu  ordnen,  eine  Eintheilung  der  Defraudationen  der  indirecten  Steuer  versuchen 
wollen,  so  können  wir  zunächst  mit  Bücksicht  auf  den  Zeitraum,  innerhalb 
dessen  diese  Defraudation  statttinden,  zwei  grosse  Gruppen  derselben  unter- 
scheiden: Die  erste  Gruppe  umfasst  die  Defraudationen  während  des  Fabrica- 
tionsprocesses  der  steuerpflichtigen  Artikel,  die  zweite  Gruppe  bilden  die 
Defraudationen  nach  Fertigstellung  des  steuerpilichtigen  Productes. 

Defraudationen  während  des  Fabrications-Processes.  Die 
Defraudationen  während  des  Fabrications-Processes  zeigen  im  allgemeinen 
das  Bestreben,  durch  gesetzwidrige  —  weil  der  steuerbehördlichen  Controle 
entzogene  oder  verheimlichte  —  Verwendung  der  l'roductiousfactoren:  Kaum, 
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Zeit,  Material,  ein  hölieres  Quantum  Fabriiiat  zu  erzeugen  als  die  Besteuerung 
auf  Grund  dieser  als  Bemessungsbasis  dienenden  Productiousfactoren  annimmt. 
Die  Hauptfälle  sololier  Defraudationen  sind :  Die  gesetzwidrige  Kaumausbeute, 
die  gesetzwidrige  Zeitausl)eute  und  die  gesetzwidrige  Materialausbeute.  Wir 
wollen  im  Nachstehenden  jeder  einzelnen  dieser  drei  Kategorien  einige 
Augenblicke   der  Betrachtung  widmen. 

Gesetzwidrige  liaumausbeute.  Der  Defraudationen  durch  gesetz- 
widrige Kaumausbeute  gibt  es  eine  stattliche  Anzahl;  sie  bilden  geradezu 
eine  Stufenleiter  von  Fällen  plumper  Hinterziehung  aufwärts  bis  zu  den 
raffiniertesten,  mit  hoch   entwickelter  Technik  operierenden  Uebertretungen. 

Die  einfachsten  Fälle  der  Steuerhinterziehung  durch  gesetzwidrige 
Kaumausbeute  sind  wohl  jene,  in  welchen  das  steuerpflichtige,  (, steuerbare*) 
Verfahren  an  einem  anderen  als  dem  angemeldeten  Orte  und  mit  Benützung 
anderer  als  der  angemeldeten  Gefässe  vorgenommen  wird.  Hieher  gehört  es 
beispielsweise,  wenn  bei  der  Maischraumbesteuerung  der  Brantweinbrenner 
Maische  an  heimlichen  Orten  und  in  unangemeldeten  Geräthen  fabriciert 
und  sok'iie  dann  mit  der  versteuerten  Maische  zur  Destillation  bringt. 

Bei  Gläser')  lesen  wir,  dass  derlei  Geräthe  mit  unversteuerter  Maische 
häufig  genug  in  verborgenen  Localitäten,  angrenzenden  Gärten  und  Ställen 
u.  s.  w.  aufgefunden  worden  sind,  ja  dass  mau  einmal  sogar  „eine  ganze 
Garnitur  Bottige  mit  heimlicher  Maische  in  einem  unter  oder  in  der  Nähe 
der  Brennerei  gelegenen  Kellergewölbe  gefunden  hat." 

Als  ein  anderes  Beispiel  eines  einfachen  Falles  gesetzwidriger  Raum- 
ausbeute durch  die  industrielle  Technik  sei  noch  der  Fall  angeführt,  dass 
der  Abtlieb  von  Maische  oder  Lutter  auf  einer  anderen  als  der  angemeldeten 
Brennvorrichtung  oder  an  einem  anderen  als  dem  angemeldeten  Orte  vorge- 
nommen wird.  (§  85.  2.  f.  des  österr.  Brantweinsteuergesetzes  v.  20.  Juni  1888 
[K.-G.B.  95]). 

Als  bereits  raffiniertere,  von  höherer  Entwicklung  der  industriellen 
Technik  Zeugnis  gebende  Uebertretungsformen  durcii  gesetzwidrige  Kaum- 
ausbeute und  Geräthverwendung  lassen  sich  aus  dem  Gebiete  der  Maisch- 
raumbesteuerung des  Brantweins  bezeichnen :  der  Gebrauch  von  Aufsatz- 
kränzen von  Holz,  Stroh,  Binsen  u.  s.  w.,  das  AI)schöpfen  gährender  Maische 
und  deren  Wiederzusetzen  nach  vollendeter  Gährung,  .  .  .  das  Ausgähren- 
lassen  übergelaufener  dem  Volumen  nach  zu  viel  bereiteter  Maische  auf 
dem  Fussboden  des  Gährlocals  durch  Verstopfung  des  Abzugscanais  bei 
deninächstiger  Wiederaufnahme  dieses  Maische  in  den  Gährbottig,  endlich 
die  doppelte  Bemaischiing  der  Bottige  innerhalb  der  gestatteten  viertägigen 
Gährungsfrist.  (Gläser  a.  a.  0.  S.  43  und  44.) 

Diese  im  Vorstehenden  nach  Gläser  wörtlich  citierten  Fälle  bilden 
eine  eigene  Kategorie  von  Verbrauchssteuer-Hinterziehungen,  deren  wesent- 
liches und  unterscheidendes  Merkmal  die  Verwendung  eines  angemeldeten 
Ortes  und  angemeldeter  Geräthe  (Gefässe)  in  gesetzwidriger,  weil  nicht  der 


')  „Die  Steuersysteme  bei  der  Brantweiiifabrication."  S.  43. 
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Aniiieldiiii;,'  ciitsprecliender  Weise  ausiiiaclit.  Wälirciid  die  oben  (S.  214) 
aiigerüiirteii  einfachsten  Fälle  der  Steuerliinterzieliung  durch  gesetzwidrige 
Raumausbeute  an  unangemeldeten  Orten  sicli  abspielen,  werden  die  zuletzt 
erwähnten  Defraudationen  am  angemeldeten  Orte  durch  gesetzwidrige  Be- 
nützung desselben  begangen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  und  als  die  höchste  Stufe  technischer 
Vollendung  im  Dienste  der  Steuerhinterziehung  ersclieinen  aber  jene  gleich- 
falls zur  letztbehandelten  Kategorie  , Defraudationen  am  angemeldeten  Orte 
durch  dessen  gesetzwidrige  Benützung"  gehörigen  Manipulationen  indu- 
strieller Technik,  welche  man  mit  dem  Namen :  „üeberschöpfen  der  Maische* 
und  , Anfrischen  der  Maische"  bezeichnet. 

Das  planmässige  »Ueberschöpfen  der  Maische"  ist  die  technische  Aus- 
gestaltung eines  unter  der  Herrschaft  der  Maischraumsteuer  häufig  genug  ein- 
tretenden, ja  durch  diese  Steuer  sogar  herbeigeführten  technisch  einfacheren 
Defraudationsfalles  —  des  Auffangens   der  zufällig  überlaufenden  Maische. 

Die  Normen  der  Maischbesteuerung,  welche  dieses  Auffangen  der 
überlaufenden  Maische  verbieten,  setzen  den  Brenner  in  die  unangenehme 
Lage,  sich  entscheiden  zu  müssen,  ob  er  dem  Gesetze  ungehorsam,  als 
Steucrdefraudaiit,  die  Maische  dennoch  auffangen  oder  durch  Preisgebung 
der  kostbaren  Maische  wirtschaftlich  sündigen  wolle.  Fachleute  behaupten, 
der  Instinct  eines  Brenners  müsse  ihn  die  Materialverschwendung  als  das 
grössere  Uebel  betrachten  lassen , 

Dieses  Auffangen  der  zufällig  überlaufenden  Maische  war  es,  welches 
die  Brenner  auf  den  Gedanken  bringen  musste,  durch  absichtliche  Ausübung 
einer  dem  zufälligen  Ereignisse  wirtschaftlich  parallelen  Manipulation  den 
angemeldeten  Maischraum  gesetzwidrig  auszunützen ;  vom  Auffangen  zufällig 
überlaufender  Maische  stieg  die  industrielle  Technik  zum  planmässigeu 
Ueberschöpfen  empor.  Steuerstrafgesetzlich  bedeutet  dieses  Emporsteigen  den 
Uebergang  zur  gewerbemässigen  Steuerdefraudation. 

lieber  Genesis  und  mechanische  Technik  des  Maischüberschöpfens, 
dessen  Verallgemeinerung  in  der  Praxis  der  Brantweinindustrie  in  die 
Periode  des  Auftretens  der  sogenannten  „Kunstbrenner",  also  in  die  Blüte- 
zeit der  Technik  dieses  Industriezweiges  fällt,  gibt  Gläser  (a.  a.  0.  S.  44  fV.) 
erschöpfende  Aufklärungen,  nach  deren  Abschlüsse  derselbe  Autor  sodann 
(S.  58)  die  Manipulation  des  Anfrischens  der  Maische  darstellt,  welche  zur 
Unterstützung  iiml  Verdeckung  des  Ueberschöpfeiis  dient. 

Die  Geheimkunst  des  Ueberschöpfens  und  des  Anfrischens  der  Maische 
ist  derzeit  bei  der  Maisdiraumbesteuerung  des  Brantweines  die  höcliste 
Vollendung  industrieller  Technik  im  Dienste  der  ,  Defraudation  durch  gesetz- 
widrige Benützung  angemeldeter  Orte  und  Geräthe". 

Defraudationen  durch  gesetzwidrige  Zeitausbeute  und 
Zeitverwendu  ng.  Wir  begnügen  uns  hier  damit,  die  einzelnen  Kategorien 
dieser  Defraudationen  aufzustellen.    Es  sind 

1.  Die  Vornahme  steuei-pflichtiger  und  darum  dem  Anmeldezwang 
unterliegender  Manipulationen  der  industriellen  Technik   ohne  Anmeldung- 
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2.  Der  Beginn  solcher  Manipulationen  vor  dem  angemeldeten  Zeit- 
punkte. 

3.  Die  Fortsetzung  derselben  über  den  angemeldeten  Zeitpunkt  hinaus. 
Unter  eine  dieser   drei  Kategorien  lässt  sich,  jeder  Fall   einer  durch 

gesetzwidrige  Zeitausbeute  begangenen  Verbrauchssteuer-Defraudation  sub- 
sumieren. 

Als  Beispiele  seien  angeführt 

aj  aus  der  Brantweinbesteuerung  die  Uebertretungsfälle  (in  Oester- 
reich  nach  §  85.  1  und  2  d,  e,  des  Brantweinsteuergesetzes  schwere  Gefälls- 
übertretungen) : 

1.  wenn  das  steuerbare  Verfahren  der  Brantweinerzeugung  vorge- 
nommen wird,  ohne  dass  die  vorgeschriebene  Anmeldung  eingebracht  wurde, 
oder  wenn  Presshefe  ohne  vorschriftsmässige  Anmeldung  erzeugt  wird, 

2.  wenn  das  steuerbare  Verfahren  zwar  vorschriftsmässig  angemeldet 
wurde,  jedoch 

a)  die  Uebertragung  der  Krze\iguMgsstoffe  auf  die  Brennvorrichtung 
vor  dem  angemeldeten  Zeitpunkte  begonnen, 

ß)  das  steuerbare  Verfahren  über  den  angemeldeten  Zeitpunkt  fortge- 
setzt wird. 

b)  aus  der  Bierbesteuerung  die  Uebertretungen: 

1.  wenn  ohne  Anmeldung  ein  Biergebräu  begonnen,  d.  i.  der  Brau- 
kessel untcrgezfindet,  wenn  aus  den  von  der  Biererzeugung  zurückgebliebenen 
Stoffen  Nachsudbier  oder  irgend  ein  anderes  Nebengetränk,  dessen  Erzeugung 
ohne  vorläufige  Anmeldung  verboten  ist,  bereitet  wird  (vrgl.  §  324  des 
österr.  Gef.-Str.-Ges.), 

2.  wenn  ein  Biergebräu  vor  der  angemeldeten  Zeit  begonnen  (§  333 
des  österr.  Gef.-Str.-Ges.)  oder 

3.  über  die  angemeldete  vorschriftsmässige  Dauer  hinaus  fortgesetzt 
wird  (§  337  des  österr.  Gef.-Str.-Ges.). 

Defraudationen  durch  gesetzwidrige  M  a  t  e  r  i  a  I  a  u  s  b  e  u  t  e. 
Von  den  Fällen  der  durch  gesetzwidrige  Materialausbeute  begangenen 
Steuerhinterziehung  unterscheiden  wir  zwei  Gruppen,  deren  erste  die  Ueber- 
tretungen durcii  Verwendung  unangemeldeten  Materials  und  deren  zweite 
die  Fälle  der  Entziehung  und  Verschleppung  von  Material  oder  Halbfabrikat 
während  des  technischen  Processes  in  sich  begreift. 

Die  Fälle  der  Ausübung  des  steuerbaren  Verfahrens  mit  anderen  Stoff- 
gattungen als  den  angemeldeten  und  versteuerten  bedürfen  wohl  keiner 
weiteren  Erläuterung  durcli  Meispiele. 

Interessanter  und  in  vielen  Fällen  einen  höheren  Grad  industrieller 
Technik  voraussetzend  ist  dagegen  die  zweite  Gruppe,  welcher  die  Fälle  der 
Entzieliung  und  Versclileppung  von  Material  oder  Halbfa))rikat  während  des 
technischen  Erzeugungsprocesses  angehören. 

Als  Beispiele  seien  angeführt:  Aus  dem  Gebiete  der  Brantweinerzeugung 
die  Ableitung  geistiger  Flüssigkeit,  die  nicht  durch  den  Controlmessapparat 
geflossen  ist,  mittelst  äusserer  Einwirkung  —  die  Beseitigung  alkoholhaltigen 
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DiiinptV'S  durch  eine  solclie  iiussfire  Eiiiwirkiiii},'  —  die  gesetzwidrij^e  Ver- 
wundung eines  mit  dem  Controlmessupparate  nicht  verbundenen,  zur  Con- 
densierung  von  alkoiioiiiältigeni  Dampfe  und  zur  Gewinnung  der  daraus 
entstellenden  aiiioholhältigen  FlQssigiteit  geeigneten  KQhlapparates, 

die  Anbringung  einer  anderen  ausser  der  zur  Speisung,  bezieiiungs- 
weise  Entleerung  des  Kectificierapparates  bestimmten  amtlich  versidierten 
Kölirenleitung  in  Unternelimungen,  in  welchen  die  Kaffinierung,  Kectificierung 
gcbrannt<n'  geistigc^r  Flüssigkeiten  stattfindet,  u.  s.  w. 

Aus  dem  Gebiete  der  Bierbrauerei  die  Hinwegbringung  der  iJierwürze 
aus  den  ]{etriebsräumen  vor  der  vorgeschriebenen  Zeit. 

Aus  dem  Gebiete  der  Zuckerindustrie 

a)  bei  der  Steuereinhebung  nach  der  eflectiven  liiibenal)wage  die  ver- 
botswidrige Wegbringung  oder  Aufbewahrung  getrockneter  litiben, 

l)J  die  unangemeldete  Hinwegbringung  von  Zuckererzeugnissen  (Halb- 
fabrikat) aus  den  P'abriksrilumen. 

Defraudationen  nacii  Fertigstellung  des  steuer- 
pflichtigen Productes.  Wenn  das  Streben  nach  Steuerhinterziehung 
nicht  bereits  in  einem  früheren  Stadium  des  tcchnisclien  Fabricationsprocesses 
seine  Befriedigung  finden  konnte,  so  sucht  es  derselben  nach  Fertigstellung 
des  verbrauchsstcuerpfliclitigen  Productes  tlieilliaftig  zu  werden.  Alle  hieher 
gehörigen  Fälle  umfasst  die  grosse  Gruppe  der  am  steuerpflichtigen  Fabri- 
cate,  also  nach  Abschluss  des  Erzeugungsprocesses  begangenen  Steuer- 
defraudationcn. 

Auch  in  dieser  zweiten  Hauptgruppe,  welche  wiederum  eine  Stufenleiter 
von  Fällen  der  plumpsten  und  einfachsten  Art  aufwärts  bis  zu  den  technisch 
hödist  vollendeten  Manipulationen  darstellt,  lassen  sich  mehrere  Kategorien 
unterscheiden.    Wir  bezeichnen  sie  kurz : 

1.  Als  Fülle  unversteuerten  Wegbringens  des  Fabrikates, 

2.  als  Fälle  absichtlicher  scheinbarer  Qualititätsverschlechterung,  um 
das  Fabrikat  —  als  scheinbar  minderwertig  —  einer  niederen  Besteuerung 
theilhaftig  zu  machen, 

3.  als  Fälle  der  Wiedergewinnung  consumfahigen  Fabrikates  aus 
denaturiertem,  d.  h.  wirklich  inconsumptiblem  Fabrikate. 

Während  uns  die  erste  Kategorie  ziemlich  einfache  Fälle  bietet,  sozu- 
sagen Defraudationen  im  Rohzustände,  liat  die  industrielle  Technik  in  deu 
Kategorien  2  und  •'{  ihr  ganzes  technisches  Können  entfaltet  und,  wenn  das 
AVort  liiefür  gestattet  ist,  geradezu  Triumphe  gefeiert. 

Unversteuertes  Wegbringen  des  Fabrikates.  Die  Fälle 
unversteuerten  Wegbringens  verbrauchssteuerpflichtiger  Artikel  vor  dem 
Zeitpunkte  der  Besteuerung  sind  die  einfachsten,  technisch  am  tiefsten 
stehenden  Uebertretungsfalle.  Ihr  Wesen  ist  einfach  genug,  um  nicht  einer 
eingehenden  Erläuterung  durch  Beispiele  zu  bedürfen. 

Defraudationen  durcli  scheinbare  Verschlechterung  des 
Fabrikates  behufs  p]rl angung  einer  niedrigeren  S teuerclassifi- 
cation.    Für  jene  Fälle,  in  denen  die  Steuer  vom  Fabrikate  nach  gewissen 
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Qiuilitätsgraden  desselben  eingehoben  wurde  —  zu  welchem  Zwecke  eine 
Abschätzung  des  Fabrikates  und  Classification  mit  Zugrundelegung  bestimmter 
Typen  erfolgen  musste  —  hat  die  industrielle  Technik  Mittel  erdaclit,  die 
der  Steuerbemessung  zu  Grunde  zu  legende  Qualität  des  Fal)rikates  scheinbar 
zu  verschlechtern,  herabzumindern,  um  das  Fabrikat  sodann  der  Einreiliung 
in  eine  niedere  Classe,  dalier  eines  geringeren  Steuersatzes  der  indirecten 
Steuer  theilhaftig  werden  zu  lassen.  Das  beste  Beispiel  eines  derartigen 
Vorganges  geben  uns  die  Zuckersteuordefraudationen  durch  scheinbare  Quali- 
tätsverschlechterung des  Zuckers  mittelst  Beisatz  von  Knochenkohle  oder 
Caramellösung,  ein  Beispiel,  bei  welchem  wir  länger  verweilen  wollen. 

Die  internationale  Zuckerconvention  von  18G3,  deren  Hauptzweck  in 
der  Beseitigung  der  übermässigen  Zuckerexport-Bonification  bestand,  liatte 
unter  Festsetzung  des  bekannten  Kölner  Kendements  die  Abschätzung  des 
Zuckers  nach  Farbentypen  angenommen.  Nach  Vergleichung  mit  diesen 
Typen  sollte  ausschliesslich  der  Zuckergehalt  eines  Steuerobjectes  für  die 
Steuerbehörde  bestimmt  werden. 

Konnte  daher  die  industrielle  Technik  ein  Mittel  erdenken,  welches 
ohne  Veränderung  des  Saccharosegehaltes  das  Fabrikat  äusserlich  als  minder- 
wertig —  einer  geringeren  Farbentype  entsprechend  —  erscheinen  Hess,  so 
wurde  das  Fabrikat  bei  der  Besteuerung  minder  classificiert  und  niedriger 
besteuert. 

Ein  solches  Mittel  scheinbarer  Qualitätsverschlechterung  war  nun  in 
der  entsprechenden  Behandlung  des  Zuckers  mit  Knochenkohle  oder  durch 
Zusatz  einer  Caramellösung  in  der  Centrifuge  gegeben,  der  Zucker  wurde 
gefärbt  —  etwa  so,  wie  sich  Menschen  das  Antlitz  färben,  um  unerkannt 
und  unentdeckt  zu  bleiben. 

Erschwert  wurde  die  Entdeckung  der  Beimengung  derartiger  Stolfe 
dadurch,  dass  die  betreffenden  Substanzen  —  Knochenkohle  sowohl  als 
Caramcl  —  mannigfach  im  Fabricutionsprocesse  des  Zuckers  selbst  Verwen- 
dung finden,  das  Vorkommen  derselben  in  den  Fabrikslocalitäten  dalier  für 
die  Steuerorgane  nichts  Auffälliges  und  Verdacht  Begründendes  haben 
konnte. 

Welcli'  erstaunlichen  Umfang  dise  Art  von  Steuerdefraudationen  scliliess- 
lich  annahm,  davon  gibt  ein  bei  Kaufmann  (a.  a.  0.  S.  181)  angeführtes 
Schreiben  Zeugnis.  Die  Firma  T.  Nocq  Deusy  &  fils  in  Arras  preist 
hierin  einer  der  grössten  rheinländischen  Zuckerfabriken  gegenüber  die 
Colorierung  des  Zuckers  durcii  Caramel  mit  naiver  Offenlieit  als  das  beste 
Mittel  zur  Erlangung  einer  niedrigeren  Steuerclassification,  daher  eines 
niedrigeren  Steuersatzes  an  —  unter  Berufung  auf  einen  grossen  Kreis  von 
Kunden,  welche  ,alle  bei  dem  Gebrauche  von  Caramel  g\it  gefahren  sindl" 

Defraudationen  durch  Wiedergenussbarmachung  denatu- 
rierter Fabrikate.  Manche  verbrauchsteuerpflichtige  Artikel  werden  nicht 
nur  zum  menschlichen  Consum,  Genüsse,  sondern  auch  zu  gewerblichen, 
industriellen  Zwecken  und  in  der  Landwirtschaft  verwendet.  Die  Steuer, 
welche   einzig   und   allein    den  menschlichen   Consum   treffen    will,   musste 
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daher  auf  ein  Mittel  sinnen,  da.s  steiier|)(liclitif^e  Fabrikat  z.  B.  durch  JJei- 
inengunj^j  von  Zusätzen  dergestalt  zu  verändern,  dass  es  zwar  zum  uiensi-h- 
liclien  Cunsum  ungeeignet,  aber  nicht  unbrauchbar  gemacht  wird,  seiner 
anderweitigen  Hestinimung  als  landwirtschaftlicher  oder  industrieller  Jk'helf 
zu  dienen.  Das  steuerpHichtige  Objcct  wird  derart  behandelt,  dass  es  die 
Natur  eines  für  den  iiienschliciien  Verbrauch  bestimmten  und  geeigneten 
Artikels  verliert  —  es  wird  denaturiert. 

Unter  dem  Drucke  der  indirecten  Besteuerung  ersann  nun  die  industrielle 
Technik  Mittel  und  Wege,  aus  dem  denaturierten  Fabrikate  das  zum  mensch- 
lichen Consum  taugliche  Fabrikat  wiederherzustellen. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  hiefiir  bieten  die  Denaturierung  des  Alkohols 
und  die  hiedurcli  veranlassten  erfolgreichen  Versuche  der  industriellen 
Teclmik,  die  dem  Weingeiste  zugesetzten  Sul)stanzen  zu  entfernen.  In  Frank- 
reich war  durch  ein  Keglement  vom  Jahre  1844  die  Denaturieruug  des 
Weingeistes  mit  Terpentin  und  ähnlichen  Essenzen  angeordnet  worden; 
chemischer  Kunst  gelang  es,  zu  scheiden,  was  die  im  Dienste  der  Steuer 
stellende  Denaturierung  unauflöslich  verbinden  zu  können  vermeint  hatte 
—  zahllose  Defraudationen  durch  Wiedergenussbarmachung  denaturierten 
Alkohols  wurden  begangen.  Auch  mit  Einführung  eines  neuen  Denaturierungs- 
mittels  —  des  Holzgeistes  —  (]i:'72)  waren  derlei  Defraudationen  no(-h 
nicht  gänzlich  verhindert  —  ein  Umstand,  welcher  die  französische  Steuer- 
gesetzgebung im  Jahre  1881  bewog,  die  Verwendung  des  denaturierten 
Alkohols  einer  strengen  Controle  zu  unterziehen  und  der  Defraudation  auf 
diese  Weise  ein  Entschlüpfen  durch  die  Lücken,  welche  eine  erfinderische 
industrielle  Technik  in  das  Fangnetz  der  Verbrauchsbesteuerung  reissen 
konnte,  für  iminer  unmöglich  zu  machen. 

11. 
l)or  Eiiifliiss  dt'i'  hidusfrielh^ii  Technik  juif  die  iiKlirecte  KesUMUTiin«:. 

Wir  gelangen  nunmehr  zur  Hespreciiung  des  Einflusses,  welchen  die 
industrielle  Technik  und  die  Technik  überhaupt  auf  die  indirecte  Besteuerung 
ausübt.  Dieses  den  zweiten  Theil  unserer  Schrift  bildende  Thema  wird 
hauptsächlich  aus  folgenden  Gesichtspunkten  zu  betiaditen  sein: 

1.  Die  industrielle  Technik  und  die  Technik  im  allgemeinen  ermögliclien 
überhaupt  erst  eine  Besteuerung,  indem  sie  die  richtige  und  rationelle 
Aufnahme  und  Feststellung  der  Steucrbemessungsgrundlagen  gestatten. 

'J.  Die  industrielle  Technik  macht  den  jeweiligen  Zustand  der  Be- 
steuerung, das  jeweilig  geltende  indirecte  Steuersystem  so  lange  als  möglich 
haltbar,  indem  sie  dasselbe  gegen  Verletzungen,  Defiaudationen,  sichert. 

3.  Die  industrielle  Technik  ist  von  wichtigem  Einflüsse  auf  die  Erhebungs- 
kosten der  indirecten  Steuern. 

4.  Die  industrielle  Technik  macht  dadurch,  dass  sie  in  ihren  Fortschritten 
die  Besteuerung  überflügelt  und  neue  Bahnen  betritt,  den  Uebergang  zu  neuen 
Steuersystemen  —  und  damit  auch  den  Fortschritt  der  Steuergesetzgebung 
selbst  -7-  nothwendig. 
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DieTechnik  als  unentbehrliches  Hilfsmittel  bei  Feststellung  der  Sfeuerbemessungsgrundlagen. 

Dio  Teclmik  übt  ihre  Function  nh  Hifsniittel  bei  Feststellung  der 
Steuerbemessungsgrundlagen  in  verschiedeneu  Fällen  aus:  sowohl 

a)  wenn  die  Besteuerung  —  was  im  allgemeinen  einen  rollen  Zustand 
derselben  darstellt  —  nach  Ausbouteannahnien  auf  Grund  der  Dimensionen 
gewisser  Productionsfactoren  erfolgt,  als  auch 

b)  wenn  diese  Besteuerung  auf  Grund  der  Quantitäts-  und  Qualitäts- 
Bestimmungen  bezüglich  des  fertigen  Fabrikates 

a)  direct  nach  diesem  letzteren, 

ß)  durch  Schluss  auf  dasselbe  aus  Qualität  und  Quantität  des  Halb- 
fabrikates vorgenommen  wird. 

ad  a)  Die  Technik  ist  es,  welche  der  Besteuening  darüber  Aufschluss 
gibt,  in  welchen  Fällen  und  unter  welchen  Bedingungen  gewisse  Productions- 
factoren als  Bemessungsgrundlagen  benützt  werden  können ;  die  Technik 
lehrt,  wie  diese  Steuerbemessungsgrundlagen  richtig  abzuschätzen  und  zu 
ermitteln  sind. 

Die  Teciinik  misst  beispielweise  je  nach  dem  specielleu,  in  Anwendung 
stehenden  Steuersysteme 

bei  der  Bierbesteuerung  das  Quantum  der  eingequellten  Gerste  auf  dem 
Quellstocke,  das  Quantum  des  Malzes  auf  der  Mühle,  die  Grössendimensionen 
des  Maischbottiches  und  des  Braukessels,  bei  der  Brantweinsteuer  die  Menge 
des  verwendeten  Materials,  den  Maischraum  und  den  Brennraum  (Blase); 

bei  der  Zuckersteuer  den  cubisclien  Inhalt  der  Diffusionsapparate 
(mittels  Wassereinguss),  die  Leistung  der  Saftpressen,  das  Kübenmaterial- 
quantum  u.  s.  w. 

ad  h)  Besonders  wichtig  ist  die  Rolle  der  industriellen  Technik  bei 
Quantitäts-  und  Qualitätsbestimmungen  bezüglich  des  steuerpflichtigen 
Fabrikates  entweder  direct  durch  unmittelbare  Prüfung  des  letzteren  oder 
indirect  durch  Schluss  aus  Eigenschaften  des  Halbfabrikates. 

Sie  verdient  durch  eine  Anzahl  von  Beispielen  aus  dem  Gebiete  der 
Zucker-,  Brantwein-  und  Biersteuer  dargethan  zu  werden. 

Bei  der  Zuckerbesteuerung  ist  die  Bestimmung  des  reinen  Zucker- 
gehaltes im  Rohzucker  für  die  Steuer  von  besonderer  Wichtigkeit;  zu  dieser 
Bestimmung  verliilft  der  Steuer  nur  die  Technik. 

Nach  Aufgeben  der  veralteten  und  technisch  unvollkommenen,  auch 
ganz  unverlässliche  Ergebnisse  liefernden  Art  der  Wertbestimmung  nach 
Standardmustern  hat  die  Teciinik  mittelst  des  Polarisationsverfahrens  den 
Zuckergehalt  zu  ermitteln  gelelirt,  indem  die  Richtung  und  der  Betrag  der 
Drehung  polarisierten  Lichtes  durch  eine  Zuckerlösung  als  Maasstab  für  die 
Bemessung  des  Saccharosegehaltes  verwendet  wurde.  Das  optische  Saccharo- 
meter  Mitscherlichs,  die  verbesserten  Instrumente  Soleils,  Dubrunfauts 
und  Ventzkes  repräsentieren  den  für  die  Steuer  hochbedeutsamen  Ent- 
wicklungsgang des  Polarisationsverfahrens. 

Aber  aus  Ursachen,  welche  jedem  Fachmanne  wohl  bekannt  sind,  genügt 
das  Polarisationsverfahren  allein  noch  nicht  zur  vollkommen   sicheren  Fest- 


Indirecte  Btsteueruii},'  n.  indiistriollo  'l'ccliiiik  in  iliirii  Weilni-'Hn/iiliuiigen.       221 

Stellung  des  reinen  Zuckergehaltes  im  Rohzucker  und  konnte  «onach  auch 
keine  vollkonimen  verlüssliche,  untadelige  Grundlage  der  Steuerbemessung 
abgeben. 

Die  industrielle  Technik  trat  alsbald  an  die  Lösung  des  Problems  der 
genauen  Feststellung  des  Nettowertes  eines  Zuckers  heran.  Auf  die  Versuche 
Sostrnanns  ( Vorliältnis  des  Zuckers  zu  den  Salzen),  das  Verfahren  Malous 
(niiHbuiHüit  par  diilerence)  folgte  endlich  die  Lösung  des  Problems  in  dem 
Scheiblef'schen  Verfaliren  (1872),  welches  in  der  Behandlung  rohen  Zuckers 
mittels  gesättigter,  mit  Essigsäure  versetzter  alkoholischer  Zuckerlösung 
besteht  und  eine  bessere  Basis  für  die  Polarisation  desiialb  zu  bilden  vermag, 
weil  nach  Anwendung  dieses  Scheibler'schen  Verfahrens  die  Polarisation 
reine  Saccharose  zum  Objecte  erhält,  ohne  Beimengung  anderer  optisch 
activer  Niclitzuckersubstanzen,  welche  das  Resultat  beirren  könnten. 

Während  v.  Kaufmann  in  seinem  ausgezeichneten  Werke  über  die 
Zuckerindustrie  die  Bestimmung  des  reinen  Zuckergehaltes  im  Rohzucker 
mittels  Polarisation  als  unbedingt  zuverlässig  hinstellt  und  gegen  die  Ge- 
nauigkeit des  Ergebnisses  der  liendementsberechnung  nameiitlicii  seit  Erfindung 
des  Scheibler'schen  Verfahrens  keinerlei  Bedenken  trägt,  urtheilt  ein  so 
niunliafter  Fachmann  wie  J.  Wolf  über  die  Saccharimetrie  mittelst  Pola- 
risation und  über  das  mehrerwäbnte  Scheibler'sche  Verfahren  um  vieles 
ungünstiger.  Es  fragt  sich,  sagt  er  (a.  a.  0,  S.  317  tf.),  ob  überhaupt  ein 
System,  welclies  auf  physikalischem  oder  chemischem  Wege  den  Zucker- 
gehalt des  Rohzuckers  zu  bestimmen  versucht,  dies  erfolgreich  und  mit 
Genauigkeit  tbut. 

Wolf  gibt  auf  diese  Frage  eine  negative  Antwort.  Er  citiert  den  Satz 
Gunnings,  ,dass  die  Saccharimetrie  durch  ihre  Entwicklung  in  der  wissen- 
schaftlichen Richtung  eine  rein  analytische  Methode  geworden,  deren  Ziel 
sei,  die  Zusammensetzung  der  Zuckersorten  kennen  zu  lernen,  und  nicht: 
das  praktische  I'Irgebnis  der  Raffinerie  zu  bestimmen",  findet  sodanu  im 
weiteren  Verlaufe  seiner  Auseinandersetzung  (S.  ^\9  a.  a.  0.)  an  den  mit 
dem  Sclieibler'schen  Verfahren  gewonnen  Resultaten  den  gleichen  Mangel, 
wie  Gunning  an  der  Saccharimetrie,  zu  tadeln:  ,dass  nämlich  diese  Resultate 
das  tlieoretische,  nicht  das  praktische  Rendement  ausdrücken",  und  gelangt 
endlich  (S.  320  a.  a.  0.)  zum  Schlüsse,  dass  es  eine  zuverlässige  Methode 

der  Robzucker-lJntersuciiung  nicht  gibt*  — ,  , dass  die  einzig  richtige 

Form  der  Fabrikatsteuer  die  sogenannte  Consumsteuer  ist.  welche  den 
rall'iiiierten  Zucker  im  Augenblicke,  wo  er  aus  der  Fabrik  in  den  Verbranch 
übertritt,  mit  der  Abgabe  lielegt.  (Ibidem.) 

Audi  bei  der  Bierbesteuerung  nach  Menge  und  Gradbältigkeit  der 
Bierwürze  hustet  der  Steuerbemessung  die  Technik  wertvolle,  ja  geradezu 
unentbeluiiche  Dienste.  Das  Saccharometer,  von  welchem  in  Oesterreich 
zwei  Typen  im  Dienste  der  Besteuerung  verwendet  werden,  prüft  die  Grad- 
liältigkeit  der  Bierwürze.  Die  Technik  hat  auf  dem  Gebiete  der  Brauerei- 
chemie überhaupt  Gnx^sartigos  geleistet,  und  die  Früchte  dieser  Leistungen 
kommen  auch  der  Hc^teucrung  zuinite. 
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Die  Technik  schuf  die  saccharimetrische  Bierprohe  Ballings  und  dio 
Lehre  von  der  Attenuation,  ennögliclite  die  Bestimmung  des  Extractgehaltes 
im  Bier  und  in  der  Bierwürze  nach  der  directen  Metiiode  durch  Verdampfung 
des  Wassers  und  auf  indirectem  Wege,  die  Bestimmung  des  Alkoholgelialtes 
im  Bier;  ilir  gelang  es  auch,  aus  dem  Extract-  und  Alkoholgehalte  des  Bieres 
die  ursprüngliche  Concentration  der  Stammwürze  und  den  Vergährungsgrad 
zu  berechnen. 

Wir  haben  oben  ('S.  219)  den  Satz  ausgesprochen,  dass  die  Technik  nicht 
nur  eine  Besteuerung  überhaupt  erst  möglich  macht,  indem  sie  die  richtige  und 
rationelle  Aufnahme  der  Steuerbemessimgs-Orundlagen  gestattet,  sondern  dass 
sie  auch  die  hochwichtige,  ja  geradezu  unschätzbare  Function  der  Steuer- 
sicherung durch  Herstellung  einer  Controle  technischer  Vorgänge  der  steuer- 
pflichtigen Industriezweige  in  deren  steuer1)aren  Acten  ausübt. 

Diese  Controle  ist  nun  aber,  wie  wir  liier  l)eifügen  wollen,  eine 
zweifache.  Wenn  die  Technik  durch  ihre  Einrichtungen  und  Maassregeln 
jeden  Act  der  Steuerhinterziehung,  der  Defraudation,  von  vorneherein  unmöglich 
maclit.  so  lieisst  die  von  ihr  hiedurch  geübte  Steuercontroje  „präventiv"; 
wird  hingegen  die  Teclinik  dazu  benützt,  eine  bereits  stattgehabte  Steuer- 
verletznng  nacliträglich  festzustellen,  also  den  Thatbestand  einer  Gefälls- 
übertretung  zu  constatieren,  so  liegt  eine  Aeusserung  detectiver  Controls- 
function  der  Technik  vor.  Die  präventive  Controle  ist  ein  Wächter,  welcher 
niemand  Unberufenen  einlässt,  die  Detectiv-Controle  ein  Wächter,  welcher 
getreulich  meldet,   wann  und  wo  jemand  dem  Verl)ote  zuwider  geliandelt. 

Der  wichtige  Einfluss  industrieller  Technik  auf  die  indirecte  Besteuerung, 
welcher  einerseits  in  der  Ermöglichung  der  Feststellung  von  Steuerbemessungs- 
Grundlagen,  anderseits  in  der  Steuersiclierung  und  zwar  speciell  in  der 
Function  steuerlicher  Detectiv-Controle  besteht,  tritt  besonders  anschaulith 
bei  näherer  Betrachtung  des  Wesens  und  der  Bedeutung  jener  wichtigen 
Errungenschaft  der  technischen  Chemie  hervor,  welche  dem  Fachmann 
unter  der  Bezeichnung  ,saccharometrische  Bier-  und  Brantweinmaischprobe" 
und  „Lehre  von  der  Attenuation'  wohlbekannt  ist. 

Carl  J.  N.  Balling.  Professor  an  der  technischen  Lehranstalt  in  Prag, 
war  der  Mann,  dem  die  technische  Chemie,  und  mit  ihr  die  Finanzwissenschaft, 
die  Erfindung  der  saccharometrischen  Probe  und  die  Entdeckung  der  sogenannten 
Attenuationsgesetze  verdankt.  Er  hat  die  Ergebnisse  seiner  diesbezüglichen 
Forschungen  an  verschiedenen  Stellen  seines  grossen  dreibändigen  Werkes 
über  Gährungschemie  zerstreut  niedergelegt  und  als  Auszug  dieses  seines 
grösseren  AV'erkes  sodann  seine  berühmte  Schrift  über  die  saccharometrische 
Bier-  und  Brantweinmaischprobe  veröffentliclit,  welche  im  Jahre  184G  zu 
Prag  im  Verlage  der  J.  G.  Calveschen  Buchhandlung  erschienen  ist.  In 
der  genannten  Schrift  übergibt  der  Verfasser,  wie  er  selbst  im  Vorworte 
mit  stolzem,  aber  gerechtem  Selbstgefülile  bemerkt,  „dem  Publicum  eine 
Anleitung  zur  Prüfung  der  Bier-  und  Brantweinmaischen,  welche  nicht  nur 
einen  liohen  wissenschaftlichen,  sondem  auch  einen  vorzüglich  praktischen 
Wert  besitzt'. 


Wir  liabon  uns  liier,  dorn  Zwecke  unserer  Schrift  entsprechend,  in 
erster  Linie  mit  der  cameralistisciien  Hedeiitiinf(  dieser  Lehr«  Hallin^'s 
zu  befassen.  Die  Verständlichkeit  unserer  diesbezilfjüchen  Auseinandersetzung 
l)edingt  indess  ein  näheres  Eingehen  auf  die  Darlej^ung  einiger  chemisch- 
technischer  Vorbegrift'e. 

WenhMi  Hier-  oder  lirantweinwrirzen  der  (iälirung  unterworfen,  so  erleiden 
dieselben  eine  Verringerung  ihres  specitischen  Gewichtes.  Wird  nun  dieses 
speeitisclie  Gewicht  vor  und  nach  der  Gährung  mittels  des  nach  dem  Principe 
der  Aräometer  construierten  Saceharoineters  bestimmt,  so  ergibt  sich  nach 
der  Gährung  eine  Verminderung  der  Saccharometer-Anzeige.  Diese  durch  die 
Vergährung  bewirkte  Verminderung  der  Saccharometer-Anzeige  einer  Bier- 
oder Brantweinwürzc  heisst  Atteuuation  (Verdünnung).  Sie  ist  die  Differenz 
zwischen  der  Saccharometer-Anzeige  vor  —  und  jener  nach  der  Vergährung. 

Bei  der  sacrliarometrischen  Messung  der  Bier-  oder  Brantweinwürze 
nach  ihrer  Vergährung  wird  die  Saccharometer-Anzeige  durch  deri  Umstand 
beeinflusst,  dass  der  infolge  der  Gährung  entstandene  und  in  der  vergohrenen 
Flüssigkeit  noch  belindli(  lie  Alkohol  das  spe(tiHsc]ie  Gewicht  der  vergohrenen 
Würze  geringer  —  und  daher  die  Saccharometer-Anzeige  niedriger  erscheinen 
lüsst.  Die  Attenuation,  welche  durcli  Subtraction  dieser  (das  Vorhandensein 
des  Alkohols  nicht  beriicksichtigenden)  Saccharometer-Anzeige  (m)  von  der 
Saccharometer-Anzeige  vor  der  Vergährung  (]>)  sich  herausstellt,  ist  die 
scheinbare  Attenuation  (p  —  m).  Das  in  Bruchform  ausgedrückte  Verhältnis 
der  scheinbaren  Attenuation  zur  Saccharometer-Anzeige  vor  der  Vergährung 
heisst  scheinbarer  Vergähriitigsgrad. 


Ct."') 


p  —  m 
P- 

Wird  bei  Prüfung  des  Saccharometergehaltes  nach  der  Vergährung 
auf  das  —  (die  Saccharometer-Anzeige  beirrende)  —  Vorhandensein  von  durch 
die  Vergährung  entstandcmem  Alkohol  in  der  vergohrenen  Würze  Rücksicht 
genommen,  der  Alkohol  durch  Kochen  der  vergohrenen  Würze  voreist  entfernt 
und  sodann  die  saccharometrische  Messung  durchgeführt,  so  ergibt  sich  die 
Saccharometer-Anzeige  (n),  welche  nun  nicht  mehr,  wie  obtMi,  durch  das  Vor- 
liandenseih  des  specifisch  leichteren  Alkohols  eine  beirremle  Heraliminderung 
erfahren  hat,  sondern  stets  grösser  ist  als  die  Anzeige  m 

n  >>m. 

Durch  Subtraction  der  Anzeige  n  von  p  ergibt  sich  als  Differenz 
p  —  n  die  wirkliche  Attenuation. 

Da  n>ni,  so  ist  p  —  n  ^p  —  m,  das  heisst,  die  wirkliche  Attenuation 
ist  immer  kleiner  als  die  scheinbare. 

Das  in  Form  eines  Bruches  ausgedrückte  Verhältnis  der  wirklichen 
Attenuation  zur  Saccharometer-Anzeige  vor  der  Vergährung  wird  der  wirkliche 


VergähruHgsgrad  genannt 


p-n 
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Wir  habon  oben  gesagt,  dass  p  — n<p  — m,  das  heisst  die  wirkliche 
Attenuation  kleiner  als  die  scheinbare  ist. 

Die  Differenz  zwischen 

der  scheinbaren  Attenuation  p  —  m 

und  der  wirklichen  Attenuation  p  —  n 

heisst  Attenuationsdifferenz:        p  —  m  —  (p  —  nj 

durch  Auflösung  der  Klammer:  p  —  m  ^ —  p  +  n 

vereinfacht:  n  —  m 

Wird  die  scheinbare  Attenutation  p  —  m  durch  die  wirkliche  Attenuation 

p  —  n  dividiert,  so  ergibt  sich  der  Attenuationsquotient  q  = - 

p  —  m 

p  —  n 
q  (p  —  n)  =  p  —  m 
pq  —  nq  =  p  —  ra 
p  ([  —  p  =  n  q  —  m 
p  (q  —  l):rrnq  —  m 
n  q  —  m 

^^    (q-1)" 

Die  letzte  Gleichung  bietet  die  Möglichkeit,  aus  der  Saccharometer- 
Anzeige  der  alkoholhaltigen  vergohrenen  Würze  m,  der  Saccharometer-Anzeige 
der  alkoholfreien  vergohrenen  Würze  n,  mit  Hilfe  des  tabellarisch  zu 
ermittelnden  (siehe  Balling  a.  a.  0.  S.  69  f.)  Attenuationsquotienten  q  die 
Grösse  p  (Saccharometer-Anzeige  der  Würze  vor  der  Vergährung)  zu  ))estimmen, 
gestattet  also  einen  Schluss  aus  der  Bierqualität  oder  der  Qualität  vergohrener 
Brantweinwürzen  auf  den  ursprünglichen  Procentgehaltes  der  Würze. 

Hiemit  haben  wir  die  Erörterung  der  zymotechnischen  Grundhegriffe 
—  soweit  wir  letztere  benöthigten  —  beendet  und  gehen  nun  daran,  die 
Ergebnisse  unserer  Ausführungen  cameralistisch  zu  verwerten. 

Würde  die  Prüfung  fiiseher  und  vergohrener  Bier-  oder  Brantwein- 
würzen und  daher  die  Bestimmung  der  Grössen  n,  m,  u.  s.  w.  unmittelbar 
mit  Hilfe  des  Saccharometors  erfolgen,  so  litten  die  Angaben  dieses  Instru- 
mentes wie  aller  Aräometer  stets  an  einer  gewissen  Ungenauigkeit,  wodurch 
dann  auch  die  Richtigkeit  aller  mit  den  von  uns  üben  angefiilirten  Formeln 
anzustellenden  Berechnungen  ungünstig  beeinflusst  wäre.  „Für  genaue  .  .  . 
cameralistische  Unteruchungen"  sagt  Balling  (a.  n.  0.  S.  65  f.)  .  .  .  wo 
es  auf  eine  genaue  Bestimmung  der  Saccharometer-Anzeigen  der  Irischen  und 
gekochten  Biere,  sowie  daraus  auf  jene  der  Attenuationsdifferenz  ankommt, 
woraus  die  weiteren  Kesultate  durch  llechnung  gezogen  werden  sollen,  da 
muss  mau  mit  der  grössten  Gewissenhaftigkeit  vorgehen,  und  es  ist  daher 
für  solche  genaue  Untersuchungen  nothwendig,  nicht  unmittelbar  die  Saccharo- 
meter-Anzeigen der  Würzen  und  Biere  mit  dem  Saccharometer  zu  bestimmen, 
sondern  vielmehr  ihr  specifisches  Gewicht  bei  14"  R.  Temperatur  mittelst 
eines  Tausendgran -Flfischchens  ....  zu  sucjien  und  die  gefundenen 
specifiscben  Gewichte  auf  Saccharometer-Procente  zu  reducieren." 
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Auf  diese  Weise  kann  die  genaueste  Bestimmung   der  Attenuations- 
"verhältnisse   erfolgoii.    Auf  diesfi   „in   Zahlenwerten  ausgedrückten,   vielfach 
erprobton  Attenuationsverhültnisse"  gründet  sich  nun  die  saccharometrische 
Bierprobe  und  die  saccharometrische  Brantweinprobe  Ballings. 

Bei  cameralistischen,  technisehen  oder  politischen  Untersuchungen  von 

Bieron  oder  Brantweinmaischen  ergaben  sich,  wie  l?alling  (a.  a.  0.  S.  (38  f.) 

bemerkt,  vorzugsweise  folgende   vier  Fragepunkte,   mit  deren  Beantwortung 

auch  alle  übrigen  möglicherweise  noch  auftretenden  Fragen  ihre  Erledigung 

. finden : 

1.  Wie  viel  (absoluter)  Alkohol,  unzersetztes  Malzextract  und  Wasser 
sind  in  100  Gewiclitstheilen  des  Biers  oder  der  Brantweininaische  enthalten? 

2.  Wie  gross  war  der  Extractgehalt  der  Wflrze  in  Gewichtsprocenten, 
woraus  das  J$ier  oder  die  Brantvveinwürze  erzeugt  wurde? 

3.  Welche  Schttttung  an  Oorstendarrmalz  oder  welches  Verhältnis  von 
Trockensubstanz  zum  Wasser  wurde  zur  Erzeugung  dieser  Würze  angewendet? 

4.  Welches  ist  der  Vergährungsstand  dieses  Biers  oder  der  reifen 
Branntweinmaische? 

Auf  alle  diese  Fragen  gibt  die  saccharometrische  Probe  Ballings 
Antwort. 

Wir  gehen  im  Nachstehenden  >daran,  in  engstem  Anschlüsse  an  die 
Ausführungen  Ballings  in  dessen  oben  citierter  Schrift  einige  Fälle  aufzu- 
zählen, in  welchem  die  saccharometrische  Probe  wichtige  Anhaltspunkte  für 
die  Handhabung  der  steuerlichen  Controle  gibt,  und  theilen  dieselben 

1.  in  Fälle  aus  der  Bierbesteuerung, 

2.  in  Fälle  aus  der  Besteuerung  des  Brantweins. 

ad  1.  rt>  Die  saccharometrische  Bierprobe  gestattet  eine  Zurückführung 
der  Bierqualität  auf  die  zur  Erzeugung  des  Bieres  verwendete  Schüttung 
(Ballings  a.  a.  0.  S.  92),  d.  h.  auf  das  Verhältnis  von  Trockensubstanz 
zu  Wasser,  welches  bei  Erzeugung  der  Würze  angewendet  wurde.  Dieser 
Kückschluss  ist  als  Steuercontrolmittel  für  die  Cameralistik  in  Staaten  mit 
Malzbesteuerung  und  gesetzlicher  Fixierung  des  Bierqualitätsminimums  (Brau- 
und  Schankordnung)  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil  durch  ihn  die  Hinter- 
ziehung von  Material  —  Gerstendarrmalz  —  aufgedeckt,  d.  h.  nachträglich 
nachgewiesen  werden  kann. 

h)  Die  saccharometrische  Bierprobe  dient  zum  Nachweise  stattgehabter 
Steuervergehen  durch  unangemeldete  oder  sonst  gesetzwidrige  Verwendung 
von  Surrogaten  zur  Bierbereitung.  Balling  (a.  a.  0.  S.  93)  führt  u.  a.  bei 
Aufrechthaltung  der  obigen  Annahme  des  Bestandes  einer  Malzsteuer,  verbunden 
mit  Brau-  und  Schankordnung,  als  Beispiel  den  Fall  an,  dass  die  Brauer 
Kartoffelstärkmehl  oder  grobes  Getreidemehl  oder  feinen  Schrot  als  theil- 
weisen  Ersatz  des  Gerstenmalzes  nebst  diesem  letzteren  zur  Biererzeugung 
verwenden.  Die  saccharometrische  Bierprobe,  welche  eine  Eruierung  des 
Extractgehaltes  und  des  Maasses  der  erzeugten  Würze  ermöglicht,  ist  auch 
in  diesem  Falle  ein  wichtiges  Sicherungsmittel  der  Steuer. 

ZslUi'brift  l'lir  Vulkswiresoball,  SocialpolUlk  uml  Verwaltung.    IV.  BamI,  i.  MvfX.  l.ij 
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von  hoher  Wichtigkeit,  weil  mit  ihrer  Hilfe  auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
sacch arometrischen  Bierprobe  ans  der  Beschaffenheit  des  bereits  vergohrenen 
Bieres  die  Gradhiiltigkeit  der  Bierwürze  berechnet  werden  kann,  wenn  diese 
Gradhältigkeit  nicht  etwa  durch  stattgehabte  Verunreinigungen  des  Bieres 
geändert  wurde. 

ad  2.  Wie  Balling  (a.  a.  0.  S.  41  f.)  darlegt,  ist  eine  Vorberechnung 
der  Brantweinausbeute  aus  der  vergohrenen  Brantweinmaischc  nach  der  erfolgten 
scheinbaren  Attenuation  möglich,  wovon  in  England  zu  Steuersicherungszweeken 
(allerdings  ohne  Benützung  des  Procenten-Saccharometers,  also  in  techniscli 
unvollkommener  Weise)  schon  vor  dem  Erscheinen  der  Schrift  Ballings 
Gebrauch  gemacht  wurde. 

Die  saccharometrische  Brantweinmaischprobe  Ballings  (a.  a.  0.  S.  97) 
ermöglicht  durch  Untersuchung  der  Maische 

a)  die  Berechnung  des  ursprünglichen  Extractgehaltes  der  Würze. 

h)  die  Vorberechnung  der  zu  erwartenden  Alkoholausbeute, 

c)  die  Bestimmung  des   stattgehabten  Vergährungsgrades. 

Bei  der  Brantvveinbesteuerung  war  es  besonders  die  Fabrikatsteuer, 
welche  erst  durch  die  Fortschritte  der  Technik  in  den  vStand  gesetzt  wurde, 
die  Menge  und  —  dank  weiteren  technischen  Erfindungen  —  auch  die 
Qualität  des  erzeugten  Brantweines  richtig  festzustellen.  Oline  Messapparate, 
welche  gleichzeitig  eine  Hinterziehung  des  steuerpHichtigen  Fabrikates 
unmöglich  machen  —  in  letzterer  Beziehung  sollen  sie  weiter  unten  besprochen 
werden  —  wäre  eine  rationelle  Fabrikatsbesteuerung  des  Brantweines  über- 
haupt nicht  denkbar. 

In  dem  niederen  Stadium  ihrer  Entwicklung  begnügt  sich  die  Technik 
zunächst  noch  damit,  der  Besteuerung  die  genaue  Ermittelung  des  Volumens 
der  erzeugten  Flüssigkeit  zu  ermöglichen,  während  die  Qualität  bloss  approxi- 
mativ aus  dem  Durchschnitte  von  Flüssigkeitsproben  zu  entnehmen  ist  (so 
bei  dem  Dolainski'schen  Apparate);  in  höherer  Entwicklung  zeigt  die 
Technik  sodann  im  Siemens, sehen  Apparate  sowohl  Quantum  als  Qualität 
(Gradhältigkeit)  des  Fabrikates  ,Brantwein"   selbstthätig  an. 

Der  Messapparat  ist  also  das  technische  Hilfsmittel,  ohne  w'elches 
die  Besteuerung  des  Fabrikates  überhaupt  keine  verlässlichen  Resultate  der 
Bemessung  erzielen  und  daher  keine  Grundlage  gewinnen  könnte;  wird  dieser 
Messapparat  aber  noch  mit  anderen  technischen  Vorrichtungen  verbunden, 
welche  eine  Hinterziehung  des  Fabrikates  vor  dem  Zeitpunkte  seiner  Messung 
unmöglich  machen,  so  wird  er  dadurch  zum  Controlmessapparate,  und  wir 
werden  ihn  als  solchen,  als  technischen  Schutz  gegen  Defraudationen,  unter 
den  Sicherungsmitteln  der  Besteuerung  weiter  unten   in  Betrachtung  ziehen. 
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Die  Teehnik  als  Sicherungsmittel  der  indirecten  Besteuerung. 

Sowie  die  Technik  iiberliaiipt  erst  eine  rationelle  indirecte  Besteuerung 
möglich  niiicht,  wie  wir  im  Vorstehenden  dargelegt  haben,  so  macht  ebendiese 
Technik  eine  bereits  bestehende  indirecte  Besteuerung,  ein  in  Anwendung 
l)etindliches  indirectes  Steuersystem  solange  als  möglich  haltbar.  Sie  gibt 
also  nicht  nur  die  Basis,  sie  erhält  auch  die  Basis  unvernlckt  und  unbe- 
schildigt:  sie  wird  zum  Sichorungsmittel  der  Besteuerung. 

In  dieser  Beziehung  wirkt  sie  nun  aber  dreifach: 

a)  Durch  Festsetzung  toclinischer  Betriebsnormen,  an  welche  sich 
sodann  die  industrielle  Technik  im  Interesse  der  Verhinderung  von  Defrau- 
dationen genau  zu  halten  hat; 

h)  durch  Erfindung  von  Controlapparaten ; 

c)  durch  Deniiturierung. 

Wir  wollen  jede  dieser  drei  Wirkungen  näher  untersuchen  und  durch 
Beispiele  erläutern. 

ad  (i)  Pestsetzung  technischer  Betriebsnormen.  So  wie  einerseits 
die  Technik  mit  ihren  technischen  BetrieI)svorschriften,  so  übt  anderseits  auch 
die  Steuer  mit  ihren  Satzungen  in  Betreff  Zeit,  Art,  Ort  des  steuerbaren 
Verfahrens  einen  wohlthätigen  Einfluss  auf  die  Industrie  in  dem  Sinne,  dass 
sie  eine  gute  Ordnung  in  der  Falirication  zu  Stande  bringt,  eine  feste  Zeit- 
und  Arbeitseintheilung  schafft,  mit  einem  Worte  ein  Normalschema  für  den 
Fabricationsbetrieb  aufstellt.  Sie  gewöhnt  hiedurch  den  betreffenden  Industrie- 
zweig an  Ordnung  im  Betriebe,  Pünktlichkeit  und  Genauigkeit  (alles  nicht 
zu  unterschätzende  Eigenschaften),  lenkt  die  technische  Manipulation  in  feste 
geregelte  Bahnen,  etwa  so,  wie  man  einem  üppig  rankenden  und  wuchernden 
Schlinggewächse  einen  festen  Holzrost  unterlegt,  damit  jenes  Gewächs  nach 
diesem  Koste  gerade  gezogen  werden  könne.  Als  ein  Beispiel  für  diese 
ortiiopädische  Function  der  Steuer  sei  hier  nur  die  Wirkung  der  österrei- 
chischen Maischsteuervorschriften  auf  die  Brantweinindustrie  Oesteireiclis 
angeführt:  sie  sind  nach  dem  Ausspruche  Mitters  nichts  anderes  gewesen 
als  der  Ausdruck  des  Betriebes  einer  gehörig  geregelten  Brei.nerei  und 
hatten  zur  Folge  ,dass  —  während  der  zwölfjährigen  Geltungsdauer  des  Maisch- 
steuersystems —  die  Brennerei  an  die  zu  diesem  Gewerbe  nöthige  Ordnung 
gewöhnt'  jMitter  (a.  a.  0.  S.  10)J,  und  dass  »die  Hauptsache,  Ordnung 
und  Regelmässigkeit,  in  den  Betrieb  der  Brennerei  eingeführt  wurde"  (S.  17). 

Aber  das  orthopädische  Instrument  wird  gar  leicht  zum  Marterwerkzeuge. 

Tn  dem  Bestreben,  jedwede  Defraudation  von  vorneherein  auszuschliessen, 
gelangte  die  indirecte  Besteuerung  dazu,  mit  Hilfe  der  Technik  strenge 
bindende  Normen  für  die  industrielle  Technik  und  zwar  für  die  ganze  Dauer 
des  Fabricationsprocesses  auszuarbeiten.  Sie  spannt  zwar  dadurch  diese 
letztere  auf  eine  Art  Prokrustesbett,  zwingt  sie  in  Daumschrauben  und 
spanische  Stiefel  und  nimmt  ihr  so  ziemlich  jede  Freiiieit  der  Bewegung,  aber 
der  Zweck:  Verhütung  von  Steuerhinterziehungen,  muss  das  Mittel  heiligen. 

Die  geltenden  e:iglischcn  Brantweinsteuergesetze  enthalten  beispiels- 
weise  sehr  genaue  Vorschriften  über  Zahl,  Construction,  Leistungsfäiiigkeit, 
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Aufstellung,  gegenseitige  Verbindung,  sowie  Benützung  der  verschiedenen 
Gefässe  und  Apparate  in  der  Brennerei  (sielie  Wolf  a.  a.  0.  S.  193);  regeln 
die  Aufeinanderfolge  von  Maischung  und  Destillation,  verbieten  die  Gleich- 
zeitigkeit dieser  beiden  Operationen,  bestimmen  den  Zeitpunkt  der  Anzeige 
des  steuerbaren  Verfahrens,  den  Zeitpunkt  der  Lösung  der  Schlösser  und 
Verschlüsse  von  den  in  Verwendung  gezogenen  Apparaten,  den  Endpunkt 
des  Abflusses  der  Würze  in  die  Gährgefässe,  regeln  insbesondere  genau  die 
Destillation  nach  Ort,  Zeit,  Art  und  Weise  des  Verfahrens  (Wolf,  196);  u.  s.  w. 

Diese  strengen  Betriebsnormen  in  Verbindung  mit  scharfer  Controle 
ihrer  Befolgung  durch  fortwährende  Anwesenheit  von  Steuerorganen  und 
durch  reguläre  Visitationen  der  Brennerei  bilden  in  der  That  ein  wirksames 
Mittel  zur  Sicherung  der  Steuer  und  Abwehr  von  Hinterziehungen. 

Auch  die  Ausbeute  an  steuerpflichtigem  Artikel  wird  nacli  der  Minimal- 
grenze hin  in  gewissen  Fällen  von  der  Steuerverwaltung  genau  fixiert  und 
findet  diese  Festsetzung  des  Mindestmaasses  an  Ausbeute  ebenfalls  zur 
Erleichterung  der  steuerlichen  Controle  des  betreuenden  Industriezweiges 
statt.  So  kennt  beispielsweise  das  russische  Brantweinsteueigesetz  (vergl. 
J.  Wolf,  ,Die  indirecten  Stuern  in  Kussland,  Finanzarchiv  1885,  erster  Band) 
sogenannte  Normen,  d.  h.  , fixierte  Mindestausbeuten  in  der  Zahl  von  drei,  von 
denen  eine  seitens  jedes  Brenners  declariert  werden  muss'  (a.  a.  0.  S.  162). 
Die  Steuer  stellt  also  drei  Ausbeuteclassen  auf  und  überlässt  es  dem  Ein- 
zelnen, sich  in  eine  dieser  Classen  selbst  einzuschätzen. 

Was  über  die  Norm  gebrannt  wird,  heisst  Ueberbrand.  Derselbe  wird 
theilweise  steuerfrei  belassen,  theilweise  mit  Steuer  belegt.  (Vgl.  Wolf  a.  a. 
0.  S.  163,  woselbst  interessante  statistische  Daten  angeführt  sind.) 

ad  l)  Controlapparate.  Als  praktischer  Ausdruck  des  Gedankens 
der  Abwehr  und  Verhinderung  von  Steuerhinterziehungen,  in  dessen  Dienst 
sich  die  Technik  mit  Erfolg  gestellt  hat,  erscheinen  die  Controlapparate, 
welche,  gewöhnlich  mit  Messapparaten  verbunden,  unter  dem  Namen  Cohtrol- 
messapparate  zur  steuerlichen  Beaufsichtigung  der  Industrie  verwendet 
werden. 

An  dem  einzelnen  Controlmessapparate  lässt  sich  die  Function  des 
Messens  und  die  Controlfunction  der  Steuersicherung  gegen  Defraudation 
scharf  auseinanderhalten;  jeder  der  beiden  Functionen  wird  durch  bestimmte 
Bestandtheile  des  Apparates  Rechnung  getragen. 

Der  Stumpe'sche  Spiritusmesser,  welcher  in  Russland  im  Jahre  18G8 
von  der  Besteuerung  in  Verwendung  genommen  wurde,  und  von  welcliem 
man  zwei  Typen  —  mit  einer  und  mit  zwei  Trommeln  —  in  Benützung 
zog,  bietet  ein  Beispiel  dafür,  wie  der  Zweck  steuerlicher  Messung  mit  dem 
Zwecke  der  Steuersicherung  durch  Abwehr  von  Defraudationen  praktisch 
angestrebt  wurde. 

Während  die  Messung  zum  Zwecke  der  Steuerbemessung  bei  beiden 
Typen  —  und  zwar  die  Messung  der  Quantität  durcii  Rotation  der  Trommel, 
deren  Achse  mit  einem  Zählwerk  in  Verbindung  steht,  die  Messung  der 
Qualität  durch  selbsttiiätige  Abnahme  von  Fiüssigkeitsproben  bewerkstelligt 
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wild,  sollen  andere  Bestandtlieile  des  Apparates  dem  Zwecke  der  Abwehr 
von  Defraudationen  dienen. 

So  war,  wie  wir  bei  ,J.  Wolf)  lesen,  im  Stiimpe'scheu  Apparate  an 
einer  Stelle,  wohin  bei  untadeliger  —  nicht  fraudulöser  —  Manipulation  kein 
Spiritus  kommen  konnte,  ein  Gläschen  angebracht,  dessen  Auffindung  in 
gefülltem  Zustande  den  Beweis  erbringen  sollte,  dass  eine  Steuerdefraudation 
stattgefunden  habe. 

Eine  andere  Art  von  Defraudationen  war  bei  dem  Stumpe'schen  Apparate 
dadurch  möglich,  dass  der  Ihenner  den  Spiritus  allzu  heiss  durch  den 
Apparat  laufen  liess. 

Von  der  allzugrossen  Erwärmung  der  Flüssigkeit  befürchtete  man  das 
Verdunsteil  und  Schw:i(;lierwerden  der  abgeschöpften  Proben.  Zur  Verhinderung 
des  Spiiitusdurchlaufes  in  lieissem  Zustande  dienten  nun  gewisse  leicht 
schmelzende  Substanzen,  welche  in  den  Apparat  gegeben  wurden,  so  z.  B. 
eine  Stearinmasse,  schmelzbar  bei  40"  R.,  eine  Metallmasse,  schmelzbar  bei 
circa  60"  R.  (siehe  J.  Wolf  a.  a.  0.  S.  222). 

Wahrend  bei  den  soeben  besprochenen  Controlmessapparaten  gewisse 
Bestandtlieile  nur  dem  Zwecke  der  Messung  des  Fabrikates,  gewisse  andere 
Bestandtlieile  des  Apparates  wiederum  nur  dem  Zwecke  der  Abwehr  von 
Defraudationen  dienen,  liefert  eine  andere  Gruppe  von  Controlmessapparaten 
durch  Vornahme  von  Messungen  gewisse  Angaben,  Anhaltspunkte,  welche 
sodann  von  der  Steuer  als  Controlen  für  den  Betrieb  und  für  das  steuer- 
pflichtige Pi'oduct  verwendet  werden.  Das  Ergebnis  der  Messung  selbst,  die 
Anzeige  des  Apparates  bildet  hier  zugleich  eine  Controle  des  Betriebes.  Das 
Resultat  der  Messfunction  des  Apparates  ist  Controlmittel. 

Hielier  gehören  die  zur  Sicherung  der  Brantweinsteuer  vor  Defraudationen 
erfundericu  Maischmessapparate.  So  schritt  man  z.  B.  in  Russland  —  wo- 
selbst ausser  den  oben  angefülirten  Manipulationen  zur  Störung  und 
Beirrung  der  Function  und  Anzeige  des  Spiritusmessapparates  auch  die 
Hinterziehungen  durch  Ableitung  des  Spiritus,  bevor  er  in  den  Messsapparat 
gelangte,  schwunghaft  betrieben  wurden  —  zur  Anwendung  von  Maischmess- 
apparaten, wodurch  die  Menge  der  Maische,  welche  in  den  Brennapparat 
kam,  genau  ermittelt  und  daher  ein  (unversteuertes)  Entfernen,  Ableiten  des 
Spiritus  entdeckt  werden  konnte.  Die  Bentltzung  solcher  Maischmessapparate 
ennöglichte  es  der  Steuerverwaltung,  zu  Nutz  und  Frommen  der  Brennerei  — 
und  wohl  auch  des  Staatssäckels  —  eine  ganze  Reihe  von  dem  Brenner 
lästigen  Vorschriften  und  Controlmaassregeln  aufzulassen.  (Vgl.  J.  Wolf. 
„Die  iiidirccten  Steuern  in  Russland",  a.  a.  0.  S.  104). 

adf^  Denaturierung.  Manche  verbrauchssteuerpflichtige  Artikel  werden 
ausser  zum  menschlichen  Consum  auch  zu  anderen  Zwecken  venvcndet. 
Die  geläufigsten  Beispiele  hiefür  sind  Salz  und  Alkohol.  Das  Salz  dient  dem 
Luiidwirt  als  JJeigabe  zum  Violifiitter  —  in  dieser  Eigenschaft  schon  dem 
Plinius  bekannt  —  als  Dungsalz  zum  Düngen  der  Aeckcr;  es  bildet  auch 


»)  „Die  Brantweinsteuer.»  S.  222. 
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für  viele  Gewerbe  und  Industriezweige  einen  unentbelnlichen  Artikel,  so  z.  13. 
für  Gerber,  Handschuhmacher,  Kürschner,  Darmliändler,  Färber,  Seiler,  Tuch-, 
Seifen-,  Eisen-,  Glas-,  Steinzeugfabrikanten,  Töpfer  und  für  die  gesanimte 
chemische  Fabriksindustrie.  Der  Spiritus  (Alkohol)  wird  zu  Beleuchtungs- 
und Heizungszwecken   und  in   chemischen   Industrien  mannigfach  verwendet. 

Wir  haben  bereits  im  ersten  Tlieile  unserer  Schrift  anlässlich  der 
Besprechung  jener  Art  von  Verbrauchs-Steuer-Defraudationen,  welche  durch 
Wiedergenussbarmachung  denaturierter  Artikel  begangen  wird,  Wesen  und 
Zweck  der  Denaturierung  dahin  präcisiert,  dass  die  Besteuerung,  welche 
einzig  und  allein  den  menschliclien  Consum  treffen  soll  und  will,  auf  Mittel 
sinnen  müsse,  den  steuerpflichtigen  Gegenstand  dergestalt  zu  verändern, 
dass  er  die  Natur  eines  steuerbaren  Consumartikels  verliert,  dass  er  zum 
menschlichen  Genüsse  unbrauchbar,  aber  trotzdem  nicht  ungeeignet  gemacht 
wird,  anderen  von  der  Steuer  freigelassenen  oder  doch  niedriger  besteuerten 
Zwecken  zu  dienen. 

Diese  dem  allgemeinen  Steuerprincipe  der  Gerechtigkeit  dienende 
Denaturierung  kann  aber  nur  mit  Hilfe  der  Technik,  der  technischen  Chemie 
insbesondere,  praktisch  durchgeführt  werden.  Die  Technik  allein  gibt  der 
Besteuerung  Aufschluss  über  die  zweckmässigen  Mittel  der  Denaturierung 
und  ttl)er  deren  zweckenlspreciiende  Anwendung.  Wir  führen  als  allgemein 
bekannte  Beispiele  bloss  die  Denaturierung  des  Viehsalzes  mit  gepulvertem 
Wermuth,  Eisenoyxd,  Röthel,  jene  des  Fabriksalzes  durch  Beimengung  von 
Asche,  Holzkohle,  Glaubersalz,  jene  des  Spiritus  mittels  Terpentinöl,  Kienöl, 
Holzgeist  an. 

Den  Kampf,  in  welchen  die  im  Dienste  der  Steuerdefraudation  stehende 
technische  Sdieidekunst  gegen  die  Denaturierungstechnik  tritt,  haben  wir 
bereits  oben  an  der  im  Eingange  des  gegenwärtigen  Absclinittes  bezogenen 
Stelle  zum  Gegenstande  näherer  Erörterung  gemacht. 

Einfluss  der  Technik  auf  die  Erliebungsliosten  der  Indirecten  Steuern. 

Die  (industrielle)  Technik  wirkt  durch  ihre  Fortschritte  auch  auf  die 
Höhe  der  Erhebungskosten  der  indirecten  Steuer  und  daher  auf  die  Höhe 
des  Nettoerträgnisses  dieser  letzteren.    Diese  Einwirkung  ist  eine  zweifache: 

1.  Die  (industrielle)  Technik  erhöht  durch  ihre  Fortschritte  diese  Er- 
hebungskosten. 

2.  Die  Technik  setzt  diese  Kosten  herab,  indem  sie  durcii  ihre  Ver- 
vollkommnung zur  Erfindung  billigerer  Controlmaassregeln  Anlass  bietet. 

Wir  stellen  die  soeben  ausgesprochenen  Sätze  selbstverständlich  unter 
der  Annahme  auf,  dass  das  Steuersystem,  dessen  p]rhebungskosten  durch  die 
Technik  bald  im  Sinne  der  Erhöhung,  bald  im  Sinne  der  Herabminderung 
beeinliusst  werden  können,  ein  und  dasselbe  bleibt;  denn  dass  die  industrielle 
Technik  auch  einen  Wechsel  des  Steuersystems  —  und  dadurch  möglicher- 
weise einen  Wechsel  in  der  Höhe  der  Einbringungs-,  Erhebungskosten  — 
verursacht,  werden  wir  weiter  unten  sehen.  Wir  verharren  also  bei  der 
Annahme,  dass  das  Steuersystem  eines  und  dasselbe  bleibe,  und  betrachten 
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die  Veriiiidinuii^aMi,  wolclie  sich  —  diircli  Foitsciiritte  der Tecliiiik  -     l)ezüf,'licli 
der  Erliobiingskosten  der  indirecten  Steuern  ergeben  können. 

Da  tritt  uns  denn  nun  zunächst  die  Möglichkeit  entgegen,  dass  die 
iiidMstri(^ll('  Technik  in  ihren  Fortschritten  Gebiete  betritt,  welche  ihr  —  und 
ihrer  Hüterin,  der  Steuer  —  bisher  fremd  waren,  Verfaiirensarten  erfindet, 
die  sie  bis  jetzt  niclit  gekannt,  nicht  angewendet  hatte. 

Im  ersten  Tlieile  (S.  199  ff.)  haben  wir  bereits  die  Bemerkung  gemaclit, 
dass  derartige  Erfindungen  und  das  Betreten  neuer  Gebiete  zum  Theiie.  ja 
zum  grossen  Theiie  unter  dem  Einflüsse  der  Besteuerung  selbst  erfolgen ; 
liier,  an  dieser  Stelle  betrachten  wir  nun,  welchen  fJinfluss  diese  Fortschritte 
der  Technik  auf  die  Erhebungskosten  der  Steuer  nehmen  können.  Der  Einfluss 
wird  meist  darin  bestehen,  dass  die  Technik  die  Besteuerung  dazu  zwingt, 
Cautelen  gegen  eine  Steuerhinterziehung  nunmehr  auch  auf  jenen  Gebieten 
und  bei  jenen  Verfahrensarten,  Processen,  aufzustellen,  welche  die  Technik 
neu  erfunden  hat,  neu  in  Anwendung  bringt.  Die  Kosten  solcher  Sicherungs- 
maassregeln  gehören  aber  zu  den  Erhebungskosten  der  Steuer. 

Dürften  wir  uns  eines  Vergleiches  bedienen,  so  möchten  wir  sagen: 
die  Technik  ist  wie  ein  edles  Wild,  welches,  vom  Jäger  verfolgt,  die  höchsten 
Kraftaiistrengungen  macht,  um  ihm  zu  entkommen,  ein  Wild,  welches  die 
Gehege  seines  gewohnten  Aufenthaltes  durchbricht,  welches  neue  Wege  sucht, 
sich  zu  verbergen  und  zu  flüchten.  Da  muss  denn  auch  der  Jäger  seine 
ganze  Kraft  und  Schlauheit  zusammennehmen,  oder  er  muss  Genossen  heran- 
ziehen, und  es  müssen  ihrer  mehrere  mit  einander  arbeiten;  sie  müssen  alle 
Wege  verstellen,  alle  Gebiete  ungangbar  machen,  auf  denen  ein  Entkommen 
möglich  wäre.  —  Die  Jäger  sind  in  unserem  Falle  die  Steuerorgane,  Steuer- 
wächter des  Staates.  Die  Kosten  der  Ueberwachung  gehören  unter  die 
Steuererhebungskosten  und  stehen  in  diesen  als  ein  wenngleich  unwill- 
kommener, so  doch  leider  unvermeidlicher  Subtrahend  dem  Minuend:  ,l{oh- 
Ertrag  der  Steuer"  gegenüber. 

Und  nun  vergegenwärtigen  wir  uns,  dass  die  Anstrengungen  industrieller 
Technik,  der  Steuer  zu  entrinnen,  ihren  höchsten  Grad  erreicht  haben  und 
daher  eine  intensive  Beaufsichtigung  der  technisclien  Processe,  eine  geschärfte 
Wachsamkeit,  kurz,  die  höchste  Anspannung  aller  physischen  und  geistigen 
Kräfte  der  Steuerbewachungsorgane  erheischen,  dass  die  Industrie  mit  einem 
Netz  von  Schlingen  und  Fallen,  mit  einer  Kette  von  scharf  spähenden 
Wächtern  umgeben  sein  muss,  damit  ein  .unversteuertes'  Ausbrechen  dieser 
Industrie  vorhindert  werde,  dass  der  Techniker  auf  Schritt  und  Tritt  vom 
Finanzmanne  inspiciert,  controliert,  revidiert  wird!  — 

Der  soeben  geschilderte  Zustand  ist  unleidlich  und  auf  die  Dauer  auch 
unhaltbar.  Er  beginnt  mit  Vexationen  der  Technik,  mit  nervöser  Erregung 
der  Steuerwächter  —  er  endet  mit  schwerer  Störung  des  Betriebes  für  die 
erste,  mit  gänzliclier  physischer  Aufreibung  der  Letzteren.  Die  Kosten  der 
Steuersicherung  sind  eben  nicht  nur  erhöhte  Geldauslagen  wegen  der  nöthig 
gewordenen  erhöhten  Anzahl  von  Steuerwachorganen,  sondern  zu  diesen 
Kosten  gehört  fast  unvermeidlich  auch  der  Ruin  des  im  Finawzwachdienste 
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verwendeten  Menschenmaterials.  Man  lese  bei  J.  Wolf  (a.  a.  0.  S.  239) 
die  leider  nur  allzuwahre  Schilderung  von  der  ruinösen  Wirkung  des  Steuer- 
wachdienstes  auf  das  Menschenmaterial.  ,Icii  habe  Leute  mit  einer  Sticr- 
gesuudheit  kennen  gelernt,"  citiert  Wolf  einen  Augenzeugen,  „welche  schon 
nach  zwei  Jahren  des  Finanzdienstes  kriinklicli  wurden  infolge  des  unregel- 
mässigen Lebens  und  der  ausserordentlichen  Erschöpfung." 

Es  rächt  sich  in  der  That  gar  bitter,  wenn  schwache  Menschen  die 
KoUe  des  hundertäugigen  Argus  zu  spielen  übernehmen. 

Wenn  Steuer  und  Steuerbewachung  die  Technik  zu  Tode  hetzen,  so 
vergilt  iiinen  diese  letztere  Gleiches  mit  Gleichem;  sie  ermattet  ihre  Wächter 
und  reibt  sie  auf.  Wem  kommt  da  nicht  jenes  Märchen  von  der  verkehrten 
Welt  in  den  Sinn,  wo  Hasen  und  Hirsche  den  Jäger  hetzen? 

Wenn  nun  trotz  des  von  uns  als  unleidlich  und  auf  die  Dauer  unhaltbar 
bezeichneten  Zustandes  die  Steuer  dennoch  noch  nicht  in  der  Lage  ist,  ihr 
System  zu  wechseln  und  zu  einem  besser  passenden  Modus  der  Erhebung  — 
z.  B.  zur  Fabrikatssteuer  —  überzugehen,  so  stellt  sie  rathlos  vor  den  That- 
sachen,  die  sie  selbst  mittelbar  verursacht  hat,  und  deren  sie  nimmer  HeiT 
zu  werden  weiss.  Da  erbarmt  sich  ihrer  in  ihrer  Bedrängnis  die  Technik 
und  hilft  die  Steuererhebungskosten  wesentlich  herabmindern.  Hiemit  gehen 
wir  über  zur  Erörterung  der  zweiten  Art  von  Einwirkungen  der  Technik  auf 
die  Steuererhebungskosten. 

ad  2.  Herabsetzung  der  Steuererhebungskosten  durch  die 
Technik.  Was  der  schwache,  gebrechliche,  dem  Irrthum  unterworfene 
Mensch,  der  Steuerwächter,  der  des  Schlafes,  der  Speise  und  des  Trankes, 
der  p]rliolungszeit  bedarf,  der  möglicherweise  auch  Bestechungen  zugänglich 
und,  ganz  abgesehen  hievon,  je  nach  dem  Grade  seiner  intellectuelleii  Begabung 
und  Entwicklung  zu  scharfen,  richtigen  Beobachtungen  bald  mehr,  bald  minder 
geeignet  ist,  was  dieser  Mensch,  dessen  Geist  zwar  willig,  dessen  Fleisch 
aber  scliwach  ist.  nur  unvollkommen  und  unter  Verursachung  bedeutenden 
Kostenaufwandes  für  die  Steuererhebung  zu  leisten  vermag,  das  leisten  der 
Steuer  ungleich  billiger,  mit  erheblich  vermindertem  Kostenaufwande  jene 
schönen  Erfindungen  der  Technik,  welche  wir  als  Controlvorrichtungen  und 
Controlapparate  kennen,  und  als  deren  Function  wir  die  Steuersicherung  und 
„Abwehr  von  Defraudationen"  bereits  oben  (S.  228)  genannt  und  erörtert 
haben.  Hier  obliegt  es  uns,  sie  noch  aus  einem  anderen  Gesichtspunkte, 
jenem  der  durch  sie  erzielten  Minderung  der  Steuererhebungskosten,  zu 
betrachten  und  ihre  Function  der  „Ersparung  an  Steuersichcrungskosten" 
darzuthun. 

Die  Technik  hat  den  aus  vielfachen  Gründen  unverlässlichen  Menschen 
seines  Amtes  der  Steuersicherung  entsetzt  und  in  den  Controlapparaten 
billigere,  bessere  und  unermüdliche  Steuerwächter  an  seine  Stelle  treten 
lassen,  Wächter,  deren  Auge  nie  ermattet,  deren  Hand  nie  erlahmt,  die 
keiner  Speise,  keines  Trankes,  nicht  der  Erliolung  und  nicht  des  Schlafes 
bedürfen,  die  ihres  Amtes  walten  Tag  und  Nacht.  Wo  fände  die  Steuer 
bessere?  Selbstthätige   Controlapparate  leisten   mit   geringem  Aufwände   an 
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Kosten,  unter  weit  geringerer  IJelästigimg,  Vexation  des  Producenten,  all 
dasjenige,  was  vordem  einem  Heere  von  Steuerbediensteten  oblag.  Und  der 
Aj)j>arat  besitzt  ausser  allen  anderen  Vorzügen  auch  noch  den,  dass  er 
unbestechlich  ist,  während  bei  dem  Menschen  als  Steuerorgane  in  abstracto 
diese  Mögliclikeit  denn  doch  immer  in  Heclinung  gezogen  und  deshalb  der 
Oheraufsiciit,  der  üeberwahung  der  Wiiciiter  von  der  Steuerbehörde  ein 
besonderes  Augenmerlf  —  unter  neuerlicher  Erhöliung  der  Steuererhebungs- 
kosten —  zugewendet  werden  muss. 

Wir  eilen  zum  Schlüsse.  Die  soeben  beendete  Darstellung  bat  uns 
gezeigt,  dass  die  Technik,  so  wie  sie  einerseits  die  Krhebungskosten  der 
indirecten  Steuer  erhöht,  anderseits  eben  diese  Erliebungskosten  wiederum 
lieral)setzt.  Sie  schaut  das  üebcl,  sie  schallt  aber  auch  das  Heilmittel 
dafür.  Sie  heilt  die  Wunden,  die  sie  selbst  geschlagen,  als  bester  und 
erfahrenster  Arzt. 

Wir  haben  uns  in  den  obigen  Auseinandersetzungen  lediglich  mit  den 
finanziellen  Erhebungskosten  der  indirecten  Steuer  beschäftigt,  wie  aus  dem 
Umstände  wohl  zur  (ienüge  hervorgeht,  dass  wir  diese  Erhebungskosten  als 
Subtrahend  gegenüber  dem  Minuend:  »Rohertrag  der  indirecten  Steuer» 
aufstellten  und  durch  Snbtraction  den  Nettoertrag  dieser  Steuer  als  Rest 
erhielten.  Auf  die  Gefahr  hin,  hiedurch  den  Rahmen  unserer  Abhandlung 
zu  überschreiten,  welche  sich  die  Betrachtung  der  Wechselbeziehungen 
zwischen  indirecter  Besteuerung  und  Technik  zur  Aufgabe  gesetzt  hat, 
wollen  wir  hier  noch  anliangsweise  kurz  bemerken,  dass  ausser  den  finan- 
ziellen auch  noch  die  volkswirtschaftlichen  Erliebungskosten  der  indirecten 
Steuern  in  Betracht  kommen,  das  heisst,  jene  Hindernisse  und  ökonomischen 
Nachtlieile,  welche  der  Bestand  solcher  Steuern  überiiaupt  für  die  Volks- 
wirtschaft im  Gefolge  hat.  Auch  solche  volkswirtschaftliche  Naciitheile 
werden  durch  den  Fortschritt  der  Industrie  und  ihrer  Technik  vielfach  erhöht 
oder  doch  umso  schmerzlicher  empfunden.  Wenn  um  den  in  stetem  Wachs- 
tiiume  bcgritVenen,  jugendkräftigen,  blühenden  Leih  der  industriellen  Technik 
die  Steuer  ein  immer  stärkeres,  immer  engeres  Netz  ziehen  muss,  auf  dass 
er  in  seinen  Lebensäussoungen  die  von  der  Steuer  gezogenen  Grenzen  nicht 
überschreiten  könne,  so  geht  dadurch  so  manche  Kraftüussernng  dieses 
Organismus  für  die  Volkswirtschaft  verloren. 

Die  industrielle  Teclinik  macht  durch  ihre  Forlschritte   den  Ucbergang   zu  neuen  Steuer- 
systemen und  hiemit  auch  den  Fortschritt  der  Steuergesetzgebung  nothwendig. 

Zum  Erweise  des  Umstandes,  dass  der  Fortschritt  industrieller  Technik 
den  Fortschritt  der  Besteuerung,  die  Anwendung  neuer  Steuersysteme  nach 
sich  zieht,  ja  nach  sich  ziehen  muss  mit  ebenderselben  Nothwendigkeit,  mit 
welcher  ein  verfolgtes  Wild  seine  Verfolger  nach  sich  zieht  und  sie  seinen 
Spuren  folgen  macht,  wollen  wir  Beispiele  ans  der  Geschichte  einiger  der 
wichtigsten  Aufwandstcuern  anführen  und  werden  hiebei  auf  Thatsachen 
zurückkommen,  die  wir  in  anderer  Gruppierung  und  unter  anderen  Gesichts- 
punkten bereits  im  ersten  Theile  unserer  Schrift  behandelt  haben. 
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Wir  beginnen  mit  der  Besteuerung  des  Zuckers.  Die  Geschichte  zeigt 
uns  hier  zunächst  die  Thatsache  des  —  als  Fortschritt  anzuseilenden  — ■ 
Ueberganges  der  Steuergesetzgebung  von  der  liübensteuer  zur  Kübensaft- 
besteuerung.  Dass  die  Besteuerung  des  Kübensaftes  thatsächlich  einen  Fort- 
schritt gegenüber  der  Rübenbesteuerung  darstellt,  ist  zweifellos  und  jedem 
Fachmann  klar  —  mag  man  sich  auch  der  Erkenntnis  der  Schattenseiten 
dieser  Rübensaftsteuer  (einerseits  Belästigung  des  Fabricationsprocesses 
durch  Steuersicherungs-  und  Controlmaassregeln,  anderseits  Möglichkeit  von 
Defraudationen)  nicht  verschliessen. 

Fragen  wir  nun  aber,  was  den  Uebergang  der  Gesetzgebung  von  dem 
einen  zum  anderen  Steuersysteme  —  von  der  Rübensteuer  zur  Rübensaft- 
steuer —  nothwendig  machte,  so  lautet  die  richtige  Antwort:  Es  war  der 
Umstand,  dass  die  industrielle  Technik  die  Ansätze  der  liübenbesteuerung 
fortwährend  überholte,  also  die  Basis  der  Steuerbemessung,  die  Ausbeute- 
annahmen, als  unzuverlässig,  weil  allzu  schwankend  erscheinen  liess  (vergl. 
I.  Theil  S.  200).  Die  allerdings  unter  dem  Hochdruck  der  Rübensteuer 
und  theilweise  infolge  dieses  Druckes  immer  steigende  Ausnützung  des 
Rübenmaterialquantums  machte  schliesslich  den  Uebergang  zur  Rübensaft- 
besteuerung  nothwendig. 

Aber  auch  das  System  der  Rübensaftbesteuerung  war  nur  eine  Etappe 
auf  dem  Wege  nach  vorwärts,  den  die  Steuergesetzgebung  unter  dem  an- 
spornenden, drängenden  Einflüsse  industrieller  Technik  zu  beschreiten  hatte. 
Sobald  die  industrielle  Technik  des  Zuckers  die  Zauberfonneln:  Osmose  und 
Elution  gefunden,  eilte  sie  unaufhaltsam  in  mächtigen  Schritten  nach  vorwärts 
und  mit  ihr  • —  oder  besser  gesagt,  ihr  nach    —  die  Besteuerung. 

Mit  Recht  bezeichnet  Kaufmann  (a.  a.  0.  S.  203)  die  zwei  grossen 
Erfindungen  der  Neuzeit  in  der  Zuckeifabrication,  die  Osmose  und  dasElutions- 
verfahren  als  zwei  Processe,  welche  schon  für  sich  die  Reform  der  Rüben- 
steuer, ganz  abgesehen  von  anderen  Motiven,  nothwendig  herbeiführen  müssen. 
Ein  Gleiches  lässt  sich  auch  in  Betrett'  der  Rübensaftsteuer  sagen;  auch 
ihre  Reform  wird  durch  jene  beiden  technischen  Processe  nöthig  gemacht, 
deren  ökonomisches  Wesen  in  der  Verwertung  der  Melasse  und  damit  in 
der  möglichsten  Ausbeute  des  Zuckersaftes  liegt,  —  einer  Ausbeute,  welche 
aller  Ansätze  und  Annahme  der  Rübensteuer  spottet. 

Thatsächlich  hat  sich  denn  auch  der  Uebergang  von  der  Rüben-  oder 
Rübensaftsteuer  zu  der  Fabrikatbesteuerung  des  Zuckers  theilweise  bereits 
vollzogen  und  steht  dank  den  genannten  technischen  Erfindungen  der  völlige 
und  entschiedene  Sieg  der  Fabrikatsteuer  für  Zucker  auf  allen  Linien  in 
nicht  allzuferner  Zukunft  zu  gewärtigen. 

Beispiele  für  den  unter  dem  Einflüsse  technischer  Fortschritte  sich 
vollziehenden  successiven  Uebergang  der  Steuer  von  Steuersystemen  mit 
Ausbeute -Annahmen  zu  Systemen,  welche  auf  der  wirklichen  Ausbeute 
basieren,  bietet  uns  auch  der  Brantwein. 

Die  im  Gefolge  der  Rohmaterialbesteuerung  des  Brantweins  eingetretene, 
von  uns  bereits   an  anderer  Stelle  (vgl,  oben   I.- Theil   S.  200)   erwähnte 
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höhere  techiiisdie  Veivollkommiiiiiij(  der  Alkoliol-Extractioii  lies»  das  Ver- 
bleiben bei  dem  Kohniaterialsteuer-Systeiiie  fri),'licli  als  unhaltbar  erscheinen, 
die  Maischrauni-  und  Maischrauiii-l'auscliulierungssteuersysteme  wurden  durch 
die  von  diesen  Steueni  theilweise  selbst  veranlassten  technischen  Fortschritte: 
Verkürzung  der  (Üihrdauer,  iKihere  Ausbeute  vom  Maischraurn  durch  Dick- 
maischen,  Kinführung  kleinerer  Maischiipparate  und  Gährbottiche,  überflügelt 
und  illusorisch  gemacht  ui;d  ebenso  endlich  die  Unhaltbarkeit  und  Verwei-flich- 
keit  der  Hrennraumbesteuerung  an  den  Früchten  erkannt,  welche  dieses  System 
zeitigte:  dem  technischen  Fortschritte,  welcher  in  der  erzielton  Abkürzung 
der  Brennzeit  liegt  —  kurz  der  Fortschritt  der  Technik  war  es,  welcher  die 
Beibehaltung  der  jeweilig  geltenden  Steuersysteme  unmöglich  und  den 
Uebergang  zu  neuen  nothwondig  machte. 

Man  kann  wohl  sagen:  Jedes  Steuersystem  der  indirecten  Besteuerung, 
welches  nicht  lebenskräftig,  sondern  für  den  Verfall,  für  die  Vernichtung 
bestimmt  ist  —  und  es  sind  dies  alle  jene  Systeme,  welche  nicht  die 
wirkliche  Ausbeute  unmittelbar  besteuern.  —  trägt  die  Keime  der  Vernichtung 
in  sich  selbst;  hat  sich  die  Entwicklung  dieser  Keime  mit  dem  Fort- 
schritte der  Technik  bis  zur  völligen  Keife  vollzogen,  dann  wird  und  soll  das 
alte  Steuersystem  zusammenbrechen,  um  dem  neuen,  besseren,  Platz  zu 
machen. 


OSTASIEiN  UND  DESSEN  RUCKWIRKUNG 

AUF  DIE 

EUROPÄISCHE  VOLKSWIRTSCHAFT. 

VON 

DR.  ALEXANDER  PEEZ. 


In  einem  Kreise,  welcher  sich  für  derlei  interessiert,  wurden  unlängst 
zwei  Dinge  vorgezeigt:  Muster  frischen,  im  December  geernteten  Weizens  aus 
Argentinien  und  gleichfalls  als  Probe  eingesendete  Perlmutterknöpfe  aus 
Japan.  Bis  vor  die  Tiiore  Ungarns  wird  also  amerikanischer  Weizen  gelegt 
und  in  der  Heimat  der  Perlrautterindustrie,  in  Wien,  sucht  man  Absatz 
für  ostasiatische  Knöpfe.  Wenn  es  noch  eines  Beweises  bedürfte,  dass  wir 
mitten  im  Welthandel  stehen,  so  ist  er  hiemit  geliefert.  Zugleich  ist  aber 
dargethan,  dass  der  Blick  des  Volkswirtes  die  Entfernungen  ebenso  über- 
winden muss,  wie  der  Handel  sie  bereits  überwunden  liat,  und  so  bitte  icii 
Sie,  mir  heute  nach  Ostasien  zu  folgen. 

Wäre  ich  Japaner,  so  würde  ich  vielleicht  jene  Perlmutterwaren  in 
der  blumenreichen  Sprache  des  Ostens  als  „Stralilen  aus  dem  Reiche  der 
aufgehenden  Sonne"  —  so  nennt  sich  .Japan  —  preisen;  da  ich  aber  Euro- 
päer bin,  so  besorge  ich,  sie  „Sturmvögel*  nennen  zu  müssen,  da  sie 
raschen  Fluges  neue,  gefährliche  Concurrenzen  ankündigen.  Wie  steht  es 
damit  V 

Stolz  auf  Europas  Wissenschaft  und  Macht,  haben  wir  vergessen,  dass 
„hinter  der  Landkarte  auch  Leute  wohnen".  Und  zwar  reclit  viele;  in  Japan 
40  Mill..  in  Indien  260,  in  China  400  Mill.,  zusammen  in  Ostasien  gewiss 
800  Mill.,  und  dies  sind  Leute  alter  Cultur,  keine  Barbaren,  sondern  seit 
unvordenklicher  Zeit,  man  kann  sagen,  seit  Jahrtausenden  zur  strengen  ge- 
werblichen wie  landwirtschaftlichen  Arbeit  erzogen;  keine  AVirtshausjäger 
und  ausgewaclisenen  Kinder,  die  blos  von  Andern  ihr  Heil  erwarten,  sondern 
klug,  gewohnt  auf  eigenen  Füssen  zu  stehen  und  überall,  wo  sie  erscheinen, 
rasch  Boden  fassend,  sich  selbst  helfend,  aber  auch  überall  gefürclitet,  weil 
sie  minder  hart  gewöhnten  Arbeitern  die  Arbeit  wegnehmen. 

Vor  zwanzig  .Jahren  hat  unser  Landsmann  Freiherr  v.  Hübner  eine 
lehrreiche   Beschreibung    seiner   Keise   in  Cliina   und  Japan   geliefert;   man 
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lial)e  gemoiiit,  dnr  Krieg  der  Engländer  und  Franzosen  vom  Jalire  1800 
werde  diese  Länder  den  Europäern  erschliessen.  das  Gegentheil  sei  ein- 
getroffen: sehr  wenig  sind  die  anderen  Völker  nach  China  hineingekommen, 
aber  sehr  viel  sind  die  Ciiinesen  in  andere  Länder  herausgekommen.  Sehr 
natürlich.  Wenn  ein  Gebirgsriegel  zwischen  zwei  Seen  durchstochen  wird, 
so  ergiessen  sich  die  Fluten  niclit  aus  dem  tiefer  gelegenen  in  den  höheren, 
sondern  aus  dem  höheren  in  den  tieferen;  bei  den  Menschen  ist  es  um- 
gekehrt: hier  geschieht  die  Wanderung  aus  den  Ländern  mit  tieferen  in 
die  Länder  mit  höheren  Löhnen.  In  breitem  Strome  ergoss  sich  daher  die 
chinesische  Auswanderung  nach  Südosten  und  Osten,  etwa  auf  V^  des 
Globus;  Singapore,  Siam,  Birma,  die  Philippinen,  die  Molukken,  die  Nieder- 
ländischen Siedlungen,  Australien,  die  Sandwichinseln,  Gilbert-Inseln,  Chili, 
Peru,  ferner  Californien  haben  sie  aufgesuc  t.  Im  letzteren  Lande  hat  man 
sie  am  besten  kennen  gelernt  und  Bret  Harte  hat  über  sie  einige  lesens- 
werte Novellen  geschrieben.  Ueber  Hinterindien  und  Californien  vertheilten 
sich  etwa  5  Mill.  Chinesen,  jedoch,  wie  ich  gleich  vorausschicke,  nicht  zu 
dauerndem  Verbleiben,  sondern  —  aus  tiefvvurzelnden  religiösen  Bedenken 
—  zur  Rückwanderung,  lebend  oder  todt,  sich  verpflichtet  glaubend.  Nach 
Professor  Singer  arbeitet  der  Chinese  maschinenmässig  und  doch  intelli- 
gent, das  wäre,  wie  mir  jeder  Gewerbekundige  zugeben  wird,  das  Ideal  der 
Arbeit.  Er  ist  zugleich  von  einer  fast  allgemeinen  Brauchbarkeit,  gleich 
tüchtig  in  Garten,  Bergwerk,  Werkstatt,  Geldgeschäft,  Wucher,  Dienst, 
Kramerei  und  Grosshandel;  auch  im  Wirtshaus,  aber  nicht  als  Gast,  sondern 
als  Wirt.  ,Wenn  man  einen  Chinesen  abschneidet",  so  sagt  ein  kluger  Franzose, 
Reclus,  „schlägt  der  Wurzelstock  wieder  aus.  In  Californien  kommt  er  um  oder 
kehrt  heim  mit  Gold  beladen.  Zu  seinem  Ersatz  kommen  zehn  andere  nach. 
Sehr  selten  dass  ein  Chinese  zu  Grunde  geht,  aber  hundert  zusammen 
kommen  immer  zu  Wohlstand.  Geduldig  und  klug,  ohne  Flügelschlag  des 
Geistes  oder  der  Leidenschaft,  erreichen  sie  das  Ziel,  das  Muster  eines 
guten  Fainiliensohnes,  das  Muster  eines  wohlgeregelten  Staatsbürgers." 

Hört  man  europäische  Landwirte  über  sie  reden,  so  wird  der  Chinese 
als  , geborener"  Landwirt  bezeichnet,  und  der  Kaufmann  und  Gewerbe- 
treibende nennt  sie  , geborene"  Händler  und  Gewerbetreibende.  In  seiner 
„Reise  durch  das  britische  Reich",  1891,  sagt  von  ihnen  Hübner:  „Sehr 
begabt,  aber  in  rein  geistiger  Beziehung  dem  Kaukasier  nicht  ebenbürtig, 
tliätig,  nüchtern  und  enthaltsam  bis  an  die  äusserste  Grenze  des  Möglichen, 
ein  geborener  Kaufmann,  vortrefflicher  Landwirt  und  Gärtner,  in  aller  Hand- 
arbeit hinter  niemand  zurückstehend,  bekämpft  der  Chinese  den  Weissen 
wo  er  ihm  begegnet.  Nicht  mit  Gewalt,  aber  mit  den  Waffen  der  Arbeit  und 
der  Enthaltsamkeit  besiegt  und  verdrängt  er  ihn.  Die  Erklärung  liegt  auf 
der  Hand.  Dank  seiner  geistigen  und  physischen  Beschaffenheit  und  seiner 
Lebensgewohnheiten,  ist  es  ihm  möglich,  alles  —  alles  in  den  oben  be- 
zeichneten Grenzen  zu  leisten  —  um  den  halben  Preis." 

Auf  Java  hat  ihr  Verfahren  Dr.  Metzger  beobachtet.  Erst  verdingen 
sie    sich    zu   einfachster  Leistung,  aber  wo   möglich  in  einem,  dem  Handel 
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nahestehenden  Geschäfte,  etwa  als  Träger  bei  einem  Hausierer-Landsmann. 
Dafür  erhält  er  einen  Lohn  von  42  Pfennigen  (25  kr.).  Davon  braucht  er  für 
Lebsucht  25  Pfennige,  und  mindestens  17  legt  er  täglich  zurück.  Ans  diesen 
Ersparnissen  scliaflt  er  sich  eigene  Waren  an;  da  er  das  Nothdürftigste  der 
Sprache  sich  rasch  angeeignet  hat,  zieht  er  nun  selbständig  im  Lande 
herum.  Dann  nimmt  er  einen  Gehilfen  an  zum  Mittragen;  später  zwei; 
später  trägt  er  nicht  mehr  selbst,  dann  geht  das  Geschäft  gut,  er  ist  Capi- 
talist.  Was  den  Landbau  betrifft,  so  will  ich  nur  Eines  anführen:  in  ge- 
wissen Landstrichen  Chinas  ist  man  schon  dahin  gekommen,  bestimmte 
Unkräuter  ganz  auszurotten  —  eine  Sache,  an  die  wir  noch  gar  nicht  denken 
dürfen.  Die  Gewerbe  angehend,  haben  Chinesen  in  Californien,  ungeachtet 
des  Widerstandes,  den  sie  dort  trafen,  die  ganze  Wäscherei  an  sich  genommen, 
ebenso  die  Cigarrenfabrication,  die  Erzeugung  von  Schuhen  und  Kleidern. 
Wie  steht  es  mit  der  Kunstindustrie,  die  wir  mit  llecht  für  die  Blüte  der 
Handarbeit  halten V  Melallarbeiten  aus  Ostasien  bilden  ja  den  Schmuck 
unserer  Museen.  Li  Dresden  sah.  ich  eine  Sammlung  von  Schwertern  und 
Dolclien,  von  Waffenschmieden  des  japanischen  Grossadels  verfertigt,  das 
Schönste,  das  mir  in  dieser  Art  je  vorgekommen.  Lesen  Sie  die  neuesten 
Berichte  der  Wiener  Handelskammer  über  die  Ausstellung  von  Chicago 
1893;  dort  sagt  Herr  Bodart:  ,der  vorherrschende  Carakter  der  japani- 
schen Ausstellung  ist  Feinheit,  Zierlichkeit,  Kunstsinn" ;  und  Herr  Latzko: 
, insbesondere  die  japanische  Ausstellung  ward  von  jedem  Besucher  mit 
Wohlgefallen  und  Bewunderung  betrachtet«,  er  nennt  sie  „in  ihrer  Art  un- 
übertrefflich" und  wirft  die  Frage  auf,  , woher  nur  die  Japaner  ihr  Geschick 
und  ihre  Originalität  nehmen?" 

Die  Kraft  ihrer  Arbeit  hat  auch  schon  zur  Ausfuhr  ermuntert.  Die 
in  allen  europäischen  Grosstädten  entstandenen  Bazare  mit  chinesischem 
und  japanischem  Kleinkram  sind  ein  erster  Beginn.  Ernster  ist  folgendes: 
japanische  Seide  betrug  in  der  Zeit  1875  bis  1880  nur  ein  starkes  Drittel 
der  europäischen  Seide  auf  dem  Weltmärkte,  dagegen  1887  bis  1892  schon 
mehr  als  die  Hälfte.  Während  in  der  Periode  1887  bis  1892  die  euro- 
päische Erzeugung  um  14-79  Proc.  wuchs,  stieg  die  japanische  um  volle 
77  Proc.  Was  Seiden  waren  betrifft,  so  betrug  der  Absatz  japanischer 
Taschentücher  nach  Nordamerika  im  Jahre  1893  1-3  Mill.  Dutzend  oder 
15-6  Mill.  Stück.  Mit  Recht  macht  Herr  Walter  Caron  in  V.  Beumers 
rheinisch-westfälischen  „Mittheilungen"  (Nr.  3,  S.  335),  denen  ich  diese 
Daten  entnehme,  auf  den  Umstand  aufmerksam,  dass  der  japanische  und 
chinesische  Arbeiter  noch  in  Silber  gezahlt  werden. 

Allerdings  hat  die  Umwandlung  der  Kleingewerbe  in  die  mit  Maschinen 
bewaffnete  Grossiudustrie  in  Ostasien  erst  begonnen.  In  Indien  ist  sie  bis 
jetzt  am  weitesten  vorgeschritten,  wird  aber  durch  englische  Politik  in 
Schranken  gehalten.  In  China  wurde  von  der  Regierung  grundsätzlich  das 
kleingewerbliche  System  bewahrt,  und  die  auf  so  billige  Arbeit  gestützten 
Gewerbe  wussten  das  Mitwerben  der  europäischen  Grossindustrie  bis  jetzt 
noch  ziemlich  zurückzudrängen.    Wird  dies  auch  nach  dem  Kriege  möglich 
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sein?  In  Japim  w;ir  die  Grossindustrie  in  vollem  Entstehen.  England, 
Deutschland  und  Amerika  liefern  die  erforderlichen  Maschinen.  Der  noth- 
wendij^'B  Hilfsstolf  der  Grossindustrie,  die  Kohle,  fehlt  nicht  in  Ostasien. 
Ueber  Chinas  ungeheure  Kolihnischätze  hat  Kichthofen  Genaues  gegeben. 
Aber  sie  schlummern  noch  in  der  Erde.  Die  Kohlenfelder  Japans  sind 
schwiiclier,  jedoch  besser  al)gebaut,  und  Schanghai  wird  aus  der  Gegend 
von  Niingasaki  mit  japanischer  Kohle  versorgt.  Die  japanische  IJaumwoU- 
industrie  ist  bereits  mit  ihren  Erzeugnissen  anf  den  chinesischen  Märkten 
als  Mitbewerber  der  en;^(lischen  und  indischen  Baumwollindustrie  erschienen. 
An  der  vorzflglichen  Eignung  der  Ostasiaten  für  Gewerbe  aller  Art  ist 
um  so  Avcniger  zu  zweifeln,  als  es  kaum  zwei  Menschenalter  her  sind,  dass 
sich  noch  Grossbritannieii  mit  hohen  Schutzzöllen  gegen  ostasiatische 
Erzeugnisse,  insbesondere  gegen  iiidisclie  IJaumwollwaren  verllieidigte.  So 
lange  in  der  15aumwollindustrie  die  Handarbeit  überwog,  war  Ostasien 
stärker,  und  erst  die  Dampfmaschine  in  Verbindung  mit  dem  mechanischen 
Spinn-  und  Webstuhl  brachte  die  Vorhand  auf  die  englische  Seite.  Dieser 
maschinellen  Hilfsmittel  aber  werden  sich  die  ostasiatischen  Länder  ebenso 
rasfh  bemächtigen,  wie  sie  sieh  bereits  na^h  Ausweis  des  Krieges  von 
1894  und  9.')  der  Repetiergewehre,  Schnellfeuer- Kanonen  und  Torpedos 
bemäclitigt  und  bedient  haben. 

Aber  auch  in  den  Grosshandel,  welchen,  wegen  der  dazu  gehörigen 
Intelligenz  und  des  Capitales,  europäischer  Stolz  für  die  westliche  Halbkugel 
sich  vorbehalten  möchte,  sind  die  Ostasiaten  bereits  eingedrungen.  Dafür 
gibt  Graf  Hübner  ein  Beispiel!  Der  ganze  englische  Handel  mit  China 
befand  sich  1871  in  den  Händen  englischer,  amerikanischer  und  deutscher 
Häuser.  Ebenso  der  Zwischenhandel  an  die  chinesischen  Kleinhändler.  Diis 
hat  sich  geändert.  Chinesen  nehmen  am  Grosshandel  theil,  der  ganze 
Zwischenhandel  ist  in  ihrer  Hand  und  die  Küstendanipfer,  einst  amerikanisch 
oder  europäisch,  gehören  jetzt  überwiegend  chinesischen  Gesellschaften. 
Hübner  bemerkt  dazu:  „Wie  alle  Handelsvölker  gehen  die  Chinesen  auf 
das  Monopol  aus.  Haben  sie  nach  kleinem  Beginn  irgendwo  die  Vorhand, 
so  verwandelt  sieh  ihre  frühere  Geschmeidigkeit  in  Härte." 

Ich  muss  noch  kurz  auf  den  Hauptpunkt,  die  Lohnfrage,  zurück- 
kommen. Nach  freundlicher  Mittheilung,  die  ich  Herrn  Dr.  Hata  von  der 
hiesigen  japanischen  Gesandtschaft  verdanke,  erhält  der  Zimmermann,  der 
bestgezahlte  Handwerker  in  Japan,  jetzt  70  kr.,  andere  Handwerker  40  bis 
50  kr.;  gewöhnliche  Tagarbeiter  werden  dann  auch  unter  40  kr.  vorlieb 
nehmen  müssen.  Herr  Metzger,  welcher  viele  Jahre  lang  als  Kaufmann 
in  China  thätig  war,  erwähnt,  dass  der  Cliinese  im  Dienste  eines  von  ihm 
stets  übertheuerten  Europäers  CO  Pfennig  Taglohn  erhalte;  das  sind  also 
'.W  kr.  Gold  oder  36  kr.  öst.  Währ.  Im  Dienste  eines  Landsmanns  aber 
stelle  sich  der  Lohn  nur  auf  9—13  Pfennig  nebst  der  Kost,  die  höchst 
frugal  sei.  Dafür  verrichte  der  chinesische  Arbeiter  in  St.  Francisco  die 
schwerste  Arbeit,  die  kein  Weisser  mag.  Und  dazu  fügt  HeiT  Metzger  die 
für   ein   altes   Arbeitsvolk  so  bezeiclinende  Bemerkung:     „Der  Unterschied 
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in  den  Löhnen  für  verschiedene  Classen  von  Aiheit  ist  gering,  da  die  besser 
gezahlten  Zweige  von  den  gelehrigen  Chinesen  rasch  überflutet  werden.'' 

Das  Auftreten  eines  Arbeitsangebotes  zu  solchem  Preise  musste  daher 
in  allen  Ländern,  wo  weisse  Arbeiter  thütig  sind,  im  höchsten  Grade  er- 
schreckend und  widerwärtig  sein.  Man  fühlte  wie  die  Grundlage  des  Daseins 
ins  Schwanken  kam.  In  Californien  wie  in  Australien  brach  die  „yellow 
agony"  aus,  das  gelbe  Fieber,  der  Schrecken  vor  der  gelben  Rasse.  Es 
kam  zu  Aufständen  und  Gewaltthaten..  „Hinaus  mit  den  Gelben"  war  der 
Ruf  aller  weissen  Arbeiter.  Die  Regierungen  griffen  zu  Schutzraaassregeln, 
nicht  für  die  Gelben,  sondern  gegen  sie.  In  Vancouver,  dem  Endpunkte 
der  canadischen  Bahn,  erhebt  die  englische  Regierung  einen  Zoll  von 
7  Pfund  Sterling  von  jedem  ankommenden  Chinesen,  in  foimalem  Gegen- 
sätze zu  den  Handelsvertiägen  und  in  innerem  Gegensatz  zu  der  Thatsache, 
dass  die  englische  Regierung  den  Chinesen  durch  Krieg  die  freie  Zulassung 
des  verderblichen  Opiums  aufgezwungen  hat.  In  Australien  ward  die  Ein- 
wanderung verboten;  aber  während  die  Häfen  bewacht  wurden,  fanden  sich 
geldgierige  Schiffer,  welche  die  Chinesen  an  öden  Ufern  absetzten,  und 
dann  kam  John  Chinaman,  unbeirrt  durch  Wüsten,  mit  einem  langen  Stabe 
über  der  Schulter,  an  welchem  vorn  und  hinten  ein  Päckchen  mit  seinen 
kleinen  Habseligkeiten  und  Vorräthen  hieng  —  eine  bemerkenswert  bequeme 
Art  des  Tragens  übrigens  —  ganz  vergnügt  in  die  Niederlassungen  ein- 
gezogen. Schon  vor  einem  Menschenalter  erzählte  mir  dies  ein  australischer 
Reisender.  Die  Einwanderung  von  Chinesen  hat  unter  so  erschwerenden 
Umständen,  was  die  angelsächsischen  Siedlungen  betrifft,  allerdings  ab- 
genommen. Die  Thatsache  ist  aber  die,  dass  der  Europäer  sich  gegen  das 
ostasiatische  Mitwerben  nicht  durch  bessere  Arbeit,  sondern  nur  durch  ge- 
setzlichen oder  ungesetzlichen  Kampf  erfolgreich  vertheidigt. 

Nun  bedenke  man  noch  folgendes.  Die  Entwicklung  der  Gegenwart 
bringt  es  mit  sich,  dass  der  Capitalzins  fällt,  der  Arbeitslohn  jedoch  steigt. 
Die  Kosten  des  Capitales  im  Product  werden  kleiner,  die  Kosten  der  Arbeit 
höher.  Wie  unlängst  ein  englischer  Grossindustrieller,  Hr.  Hugh  Bell,  aus 
genauen  Aufsciireibungen  in  einem  Eisenwerke  nachwies,  entfällt  bei  Roh- 
eisen ein  Antheil  von  70'43  Proc.  der  Gesammtkosten  der  Ware  auf  Arbeits- 
löhne. Nehmen  wir  mm,  ganz  rund  gegriffen,  den  Lohn  im  englischen  Eisen- 
werke mit  3  Mark,  im  chinesischen  mit  l'/j,  Mark  an,  so  würde  das  letztere, 
bei  einem  Antheile  der  Löhne  von  70  Proc.  auf  der  Fertigware,  um  35  Proc. 
oder  reichlich  ein  Drittheil  im  Vorsprung  sein.  Was  das  jedoch  heissen 
will  in  einer  Zeit,  wo  der  Wettkampf  der  Industrievölker  sich  oft  um 
Kreuzer,  ja  um  Bruchtheile  eines  Kreuzers  dreht,  das  brauche  ich  Ihnen 
nicht  erst  zu  sagen. 

In  diesem  gewaltigen  Unterschiede  im  Preise  der  europäischen  und 
ostasiatischen  Arbeit  liegt  nun  ein  mächtiger  Anreiz  für  Unternehmer, 
sich  der  wohlfeilen  ostasiatischen  Arbeit,  sei  es  in  Europa,  oder  in 
Australien  oder  in  China  selbst  zu  bedienen;  es  liegt  darin  aber  auch  eine 
grosse    Gefahr   für   die   arbeitenden    Stände   in   Europa,   welclie   befürchten 
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müssen,  (hiicli  die  j^elben  Arbeiter  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  ihre 
Erzeuffnisse  unterboten  und  aus  dem  Markte  verdrängt  zu  werden.  Eine 
llftrabdrückuMjjr  der  Lehenshaltung  unncrer  Arbeiter,  deren  BesHerbefinden 
ja  gerade  einen  Stolz  der  Industrie  bildet,  wäre  die  Folge. 


Um  ein  so  grosses  Unheil  abzuwehren  —  was  können  wir  thuu?  In 
dem  zweiten  Theile  meiner  Ausführungen  komme  ich  also  auf  Politik  zu 
reden  und,  da  uns  der  Welthandel  bedrolit,  nothgedrungen  auf  die  Welt- 
politik. 

Der  bisherige  Zustand  in  Ostasien  und  insbesondere  dessen  Verhältnis 
zu  Europa  war  im  wesentlichen  durch  Grossbritannien  bestimmt  und  geordnet. 
Weder  Portugiesen,  nocli  Holländer,  noch  Engländer  vermochton  in  China 
oder  Japan  zur  Herrschaft  zu  gelangen,  wie  etwa  in  Vorderindien,  Hinter- 
indien oder  den  Inseln,  aber  England  hat  sich  dort  grosse  Vortheile,  ge- 
wissermaassen  Privatvortheile,  zu  sichern  gewusst.  Der  Absatz  der  engli- 
schen Fabricate  nach  China  entwickelte  sich  nur  langsam,  viel  rascher 
dagegen  der  Absatz  des  gefährlichen  Opiums,  welches  in  Indien  von  der 
englischen  Kegierung  als  Monopolware  gezogen  und  verkauft  wird.  Das 
Opium  bildete  ein  volles  Drittel  der  englischen  Einfuhr  nach  China.  Als 
nun  der  Kaiser  von  China  im  Jahre  1839  die  Einfuhr  von  Opium  bei  Todes- 
strafe verbot,  fassten  dies  die  Engländer  als  eine  tödtliche  Beleidigung  und 
begannen  den' sogenannten  Opiumkrieg  von  1840  bis  1842.  Dieser  Krieg 
hat  wohl  wenig  beigetragen,  die  Zuneigung  der  Chinesen  zu  den  Europäern 
zu  vermeinen,  allein  das  Ende  war,  dass  sich  China  vor  den  Kanonenkugeln 
der  Briten  beugen  musst:;.  Hongkong  ward  abgetreten  und  fünf  Häfen 
wurden  dem  Handel  eröffnet.  Das  Opiumverbot  ward  zurückgezogen.  Die 
Chinesen  dürfen  sich  nach  wie  vor  vergiften,  Grossbritannien  aber  zieht  aus 
dem  Verkaufe  einen  Tril)ut,  der  sich,  nachdem  er  früher  die  glatte  Summe 
von  hundert  Millionen  Gulden  eingebracht  hatte,  vor  dem  Kriege  mit  Japan 
nur  noch  auf  70  Millionen  belaufen  mochte.  China  hatte  also  die  Ehre, 
einen  erheblichen  Theil  der  guten,  aber  theueren  englischen  Verwaltung 
Indiens  zu  bezahlen.  Diesem  ersten  Handelskriege  folgte  im  Jahre  1860 
ein  zweiter,  worin  Engliinder  und  Franzosen  verbündet,  die  Oeffnung  einer 
grösseren  Anzahl  von  Hilfen  erzwangen.  Immerhin  hat  sieh  der  Handel  mit 
China  und  Japan  stark  entwickelt  und  beträgt  gegenwärtig  über  400  Mill. 
Gulden  Gold.  Weit  übewiegend  in  englischer  Hand. 

Ein  zweiter  Giilf  der  Europäer  nach  Ostasien  geschah  durch  die  Fran- 
zosen, die  sich  im  Jahre  1884  Tongkings  bemächtigten,  eines  wohlgelegenen 
Landtheiles.  Der  Krieg  gegen  die  „Schwarzen  Flaggen"  war  eigentlich 
ein  stiller  Krieg  gegen  China.  Die  Erwerbung  ist  aus  dem  Grunde 
vielversprechend,  weil  die  Bevölkerung  aus  genügsamen  und  thätigen  Chi- 
nesen besteht. 

Der  dritte  und  wichtigste  Schritt  nach  Ostasien  ist  endlich  der  im 
Jahre  1894  unter   dem   besonderen    Schutze  der  Kaiser  Alexander  III.  und 
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Nikolauf  II.  begonnene  Bau  der  sibirischen  Bahn.  In  einer  demnilelist  er- 
sclieinenden  Schrift,  worin  ich  die  Weltverhältnisse  der  Gegenwart  aus  der 
Vogelschau  betrachte,  bin  ich  auf  die  Bahn  und  ihre  handelspolitische  Be- 
deutung näher  eingegangen.  Hier  soll  nur  erwähnt  werden,  dass  dies  ge- 
waltige Unternehmen,  grösser  als  die  riesenhaften  amerikanisclien  Quer- 
bahnen, die  Entfernung  von  London  nach  Shanghai  von  44  Tagen  Dampfer- 
fahrt auf  etwa  24  Tage  Bahnfahrt  verkürzt.  Sogar  von  St.  Franzisco  braucht 
man  l)is  Shanghai  25  Tage.  Von  allen  Sitzen  der  Maclit  in  Europa  und 
Amerika  gewinnt  also  Russland  —  allerdings  von  Calcutta  abgesehen  — 
den  nächsten  Zutritt  nach  Ostasien;  es  erhält  ihn  auf  dem  Landwege,  also 
von  Englands  Flotten  unabhängig,  es  wird  einen  Theil  des  ostasiatischen 
Handels  vom  Seewege  durch  den  Suezcanal  auf  den  üeberlandweg  ableiten, 
und  durch  all  dies  wird  sein  Einfluss  in  Ostasien  mit  einem  Sclilage  dem 
bisherigen  fast  ausschliesslichen  Einflüsse  Englands  ebenbürtig.  Man  kann 
danach  ermessen,  welciie  Gefühle  hinter  dem  wolilwollenden  Läclieln  Lord 
Roseberrj's  schlummern.  Die  erste  Station  Kusslands  in  Ostasien  war 
Petrow-Paulowsk  in  Kamtschatka;  die  zweite,  nach  Erwerbung  des  Amur- 
gebietes im  Jahre  18.58,  Nikolnjewsk  an  der  Amuniiündung:  die  dritte, 
nacli  Uebernahme  eines  Theiles  der  Mandschurei  von  China  im  Jahre  1860, 
Wladiwostok,  stark  befestigter  Kriegshafen,  Endpunkt  der  sibirischen  Bahn. 
Russland  hat  sich  also  im  Laufe  von  37  Jahren  um  volle  10  Grade  süd- 
licher herabgesenkt  und,  obwohl  Wladiwostok  schon  in  einem  Lande  liegt, 
wo  der  Nussbaum  gedeiiit,  so  ist  doch  der  Hafen  bei  den  strengen  Wintern 
Ostasiens  längere  Zeit  hindurch  vereist  und  stiebt  es  daher  nach  einem 
ganz  eisfreien  Hafen  und  hat  als  solchen  Gensan,  welchen  Ort  es  Port 
Lazarew  nennt,  in  Aussicht  genommen.  Gensan  liegt  aber  auf  —  Korea. 
Wir  sind  also  bei  dem  japanisch-chinesischen  Kriege  angelangt. 

Wir  sehen  das  Kriegstheater  vor  uns.  Hier  die  Halbinsel  Korea,  ein 
Name,  der  in  Zukunft  oft  genannt  werden  wird.  Von  ihm  nur  durch  eine 
ziemlich  schmale  Meerenge  geschieden,  das  aufstrebende  japanische  Insel- 
reich im  Osten;  im  Westen  das  ungeheuere  chinesische  Menschengewimmel. 
Dagegen  der  Handel,  die  Herrschaft  auf  den  Meeren,  das  herrliche  Indien 
südwärts  in  den  Händen  von  Grossbritannien,  welches  sich  Cliina  tributär 
gemacht  und  die  Dinge  in  Ostasien  so  zurecht  gelegt  hatte,  dcss  es,  wie 
Lord  Roseberry  richtig  bemerkt,  nur  die  Erhaltung  des  Bestehenden  will.  In 
dies  Stilleben  fällt  nun  plötzlich  von  Norden  ein  finsterer  Schatten  herein, 
der  russische  Bär  erscheint  auf  der  Bildfläche.  Russland  weiss  genau, 
welches  Machtmittel  es  in  Wladiwostok  besitzt;  als  vor  einigen  Jahren 
ein  Zusammenstoss  zwischen  Grossbritannien  und  Rnssland  drohte,  ver- 
sammelte letzteres  schleunigst  eine  Caperflotte  in  jenem  ostasiatischen 
Hafen,  welche  den  ungeheuren  Handel  Englands  mit  China,  Japan,  Austra- 
lien und  Indien  mit  Zerstörung  bedrohte,  —  ein  Act,  der  gewiss  das  meiste 
beitrug,  um  England  zur  Nachgiebigbeit  zu  bestimmen.  Neben  Afghanistan 
und  Pamir  war  in  Wladiwostok  ein  Angriffspunkt  auf  England  und  ins- 
besondere Englisch-Indien  geschaffen,  weit  gefähilieher,  als  die  beiden  anderen 
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zusamnieiigpiiommei).  Als  Oegcnsclila«,'  i»liiiiteii  die  onglisclinn  Staatsmänner 
eine  Besetzung  der  Insel  Port  Hamilton  zwischen  Korea  und  Japan.  Hier 
wollten  sie  niäclitige  Befestigungen  zur  Behensclning  der  Seestrasse  auf- 
richten —  ein  ostasiatisches  Gibraltar  zur  Einschliessung  Russlands  in  das  Eis- 
meer. Zweimal  hatte  England  bereits  diese  Insel  besetzt  und  zweimal  hat  es 
davon  abgestanden.  Hatte  Russland  mit  Krieg  gedroht  und  hatten  Japan  und 
China  sich  dieser  Verwahrung  angeschlossen?  Hafte  England  den  Russen  — 
vielleicht  auf  Kosten  anderer  Völker  —  in  Europa  wiciitige  Zugeständnisse 
gemacht?  Wer  weiss  es? 

Jedenfalls  aber  bilden  die  geheimen  russisch-englischen  Kämpfe  den 
Untergrund,  welcher  dem  Kriege  zwischen  Japan  und  China  besondere  Be- 
deutung gibt. 

Russand  hätte   wahrscheinlich    die   Regelung   der    Dinge   in    Ostasien 
gerne  bis  nach  Eröffnung  der  sibirischen  Bahn  verschoben,   da  es  dann  mit 
viel  grösserem  Gewicht  hätte  auftreten  können.    Im  Gegensatze  hiezu  hatte 
England   ein   Interesse,   die   ostasiatischen   Verhältnisse   in    eine    endgiltige 
Ordnung  zu  Iningen,  bevor  die  sibirische  Bahn  iiire  Wirkung  zu  Gunsten 
Itusslands  entfaltete.    Bei  mancliem  Beobachter  bestand  daher  die  Meinung, 
Japan  hal)e  den  Kaiupf  um  Korea  nicht  ohne  Fühlung  mit  Grossbritannien 
begonnen.  Später  freilich,  als  die  Siege  Japans  zu  rasch  und   gründlich  er- 
folgten, mag  England  in  seiner  bekannten  Art  zu  China  abgeschwenkt  sein. 
Möglich  aber  auch,  dass  Japan  den  immerhin  kühnen  und  jedenfalls,  gegen- 
über  der    bisherigen    Politik,   neuen    Entschluss    ganz  aus  eigenem  Wollen 
unternommen  hat.  Der  wahre  Sachverhalt  wird  erst  später  zu  Tage  kommen, 
vielleicht  dann,  wenn  der  „ps3'chologische  Augenblick"  naht,  das  ist,   wenn 
China  mflibe  ist,  beide  Staaten  geschwächt  sind,  die  Friedensverhandlungen 
sich  in  die  Länge  ziehen  und  die  europäischen    Staaten   dazwischen   treten. 
Inzwischen    wird   in    den   leitenden    Kreisen   der  europäischen  Mächte 
nicht  allzuviel  von  Ostasien  gesprochen,    aber  umsomehr  im  Geheimen  ver- 
handelt und  auf  alle  Fälle  gerüstet.  Beweis  dafür  die  bis  März  1 895  nach  Ostasien 
gesendeten  KriegsschifTe,  nämlich  von  England  27,  von  Russland  21,  Frank- 
reich 15,  Deutschland  8,  Vereinigten  Staaten  8,  Italien  4,  Spanien  1.  Oester- 
reich-Ungarn  wird  durcli  das  Deutsche  Reich  vertreten.    Zusammen  werden 
im  Frühjahre  über  90  KriegsschifTe  dort  zur  Hand  sein.  Bloss  zum  Schutze 
der  angesiedelten  Europäer  wären  solche  Streitkräfte  nicht  nöthig.  Sie  gelten 
der  künftigen  Auseinandersetzung.     Wenn    man  erwägt,  dass  Russland  jetzt 
im  Mittelmeere  nur  4,  in  Ostasien  aber  21  Kriegsschiffe  hat,  so  sieht  man, 
wo  eben  der  Scliwerpunkt  der  Weltpolitik  liegt. 

Von  dem  Ausgange  des  Krieges,  von  den  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrages und  den  Verhältnissen,  die  dadurch  geschaffen  werden,  hängt  be- 
greiflicherweise di-3  Rückwirkung  ab,  welche  Ostasien  auf  die  Weltwirtschaft 
üben  wild.  Wir  müssen  daher  diesem  Punkte  etwas  näher  treten.  Statt 
liinen  aber  meine  eigene  Philosophie  vorzusetzen,  die  Ihnen  in  diesem  Falle 
sehr  gleichgiltig  sein  kann,  werde  ich  einige  Aussprüche  erfiihrener  Männer 
über  die  wahrscheinlichen  politischen  Folgen  des  Krieges  wiedergeben. 
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Zuerst  geben  wir  das  Wort  Sir  Thomas  Wade,  welciier  40  Jahre 
lang  in  China  gelebt  hat,  davon  12  Jahre  als  britischer  Gesandter.  Er  sagt: 
»AVenn  die  Japaner  noch  weiter  siegen,  werden  in  China  Aufstände 
ansbrechen.  Fällt  die  Mandsclm  Dynastie,  so  darf  man  in  China  Veriiältnisse 
erwarten,  wie  sie  in  Indien  vor  Ankunft  der  Engländer  waren:  zahlreiche, 
sich  bekämpfende  Häuptlinge  und  Prinzen,  von  denen  keiner  zur  Ober- 
herrschaft stark  genug  ist  —  Anarchie.    Wird  es  dabei  bleiben? 

Wären  diese  Erreignisse  vor  50  Jahren  erfolgt,  so  hätte  das  siegreiche 
Japan  die  neue  Dynastie  für  China  geliefert.  Jezt  ist  die  Kluft  zu  gross, 
die  Japan  durch  seinen  Uebergang  zur  europäischen  Schulung  gezogen  hat. 
Behauptet  Japan  das  Feld,  so  wird  es  Korea  und  vielleicht  auch  einige 
andere  chinesische  Gcl)iete  an  sich  reissen.  Ein  endgiltiger  Sieg  Japans 
würde  nach  meiner  Meinung  das  Auslöschen  der  chinesischen  Nationalität 
bedeuten. 

Nehmen  die  Dinge  diese  Entwicklung,  so  werden  zu  dem  einen  oder 
andern  Zeitpunkt  die  Eussen  eingreifen  müssen.  Im  fernen  Osten  ist  das 
Gelbe  Meer  ihr  Ziel  sowie  dessen  Küsten  ....  Ob  Japan  siegt  oder  unter- 
liegt, wird  es  am  Ende  die  Zeche  zahlen;  unterliegt  es,  dann  zahlt  es  an 
China,  siegt  es  aber,  dann  an  Russland. 

Greift  Russland  im  Norden  ein,  so  wird  Frankreich  im  Süden  Chinas 
dasselbe  thun.  Tongking  gewinnt  dadurch  eine  grosse  Bedeutung.  Sicli  selbst 
iiberlassen,  werden  Russland  und  Frankreich  vielleicht  zur  Theilung  Chinas 
schreiten. 

Doch  wird  Deutschland  einen  solchen  Machtzuswachs  der  Russen  und 
Franzosen  kaum  dulden  wollen.  Auch  werden  die  Vereinigten  Staaten  ein 
Wort  mitreden,  deren  Interessen  in  Stillen  Meer  stetig  gewachsen  sind. 
Und  dann,  wenn  alle  Mächte  im  Wirbel  drin  sind,  —  wird  dann  England 
allein  bei  Seite  bleiben? 

Die  Zukunftsfrage  ist  niclit,  ob  die  Ostvölker  die  Westvölker  aufzehren, 
sonderu  welches  Westvolk  China  verzehren  wird?  Wem  wird  die  Beherrschung 
und  Drillung  dieser  grossen  Massen  kühnen,  gehorsamen  und  leicht  regier- 
baren Volkes  der  gelben  Rasse  zufallen?  Wenn  China  stürzt  mit  seinen 
Millionen  geJuldiger  Soldaten,  so  wird  der  Erbe  über  alle  anderen  Völker 
das  üebergewicht  bekommen.  Welche  Grossmacht  immer  die  Chinesen 
sich  unterwirft,  ist  auf  dem  richtigen  Wege  zur  Aufzehrung  aller  anderen 
Völker. 

Dieser  Blick  in  die  Zukunft  zeigt,  dass  die  , ewige  Orientfrage"  in 
ihre  Stille-Meer-Zeit  tritt:  an  der  Stelle  der  Türkei  Cliina;  zu  den  Wett. 
bewerbern  die  Vereinigten  Staaten  hinzugetreten  und  als  Ziel  und  Siegespreis 
die  letzte  Oberherrschaft  über  die  Erdkugel  —  ein  Traum  Armageddons  in 
der  Apokalypse'  .... 

Die  Frage  des  Sir  Wade:  »wird  dann  England  allein  bei  Seite 
bleiben?'  ist  falsch  gestellt,  sie  zeigt  deutlich  den  bekannten  Hauptsatz 
der  auswärtigen  Politik  das  Inselreiches:  sich  bei  kriegerischen  Verwicklungen 
bei  Seite    halten,    aufsparen,   die  Andern   sich   schwächen  lassen  und   dann 
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erst  entsclieidend  hervorzutreten.  In  Ostasien  steht  England  in  erster  Reihe 
und  niuss  Farbe  bekennen.  Daher  ist  denn  auch  viel  zutreffender  und  viel 
aufric'litiger  der  Ausspruch  des  früheren  englischen  Generalconsuls  Colqu- 
li  0  u  n :  »pjngland  muss  einen  Kampf  auf  Leben  und  Tod  aufnehmen,  ehe  es 
den  russischen  P]infiu8s  am  Gestade  des  Stillen  Weltmeeres  zum  herrschenden 
werden  lils.st." 

Sir  Edwin  Arnold  in  der  .New-Keview",  Sept.  1894,  äussert  sich 
wie  folgt: 

„Japan  wünscht  Ordnung  und  Unabhängigkeit  der  Koreanischen  Halb- 
insel ....    Japan  hat  so  gehandelt  wie  England  geiiandelt  liätte. 

Die  letzten  Glieder  des  grossen  Problems  werden  deutlicher  zu  erkennen 
sein,  Avenn  Russlaiid  die  Bahn  nach  Wladiwostok  ausgebaut  und  der 
amerikanische  Isthmus  durciistochen  sein  wird.  Dann  wird  das  Stille  Meer  die 
Königin  der  Meere  werden  in  Bezug  auf  Handel  und  Herrschaft,  und  die- 
jenige europäische  Macht  wird  glücklich  sein,  welche  die  Freundscliaft  deS 
Kaiserreichs  des  Mikado  besitzen  wird  —  des  Englands  im  Stillen  Oceane.* 

Nauticus  in  der  „New  Review",  September  1894,  sagte  die  üeber- 
legenheit  der  Japanischen  Flotte  voraus  und  führt  die  Prophezeihung  eines 
deutschen  OlViciers  in  .Tapan  an:  Japan  habe  in  Asien  eine  ebenso  grosse 
Zukunft,  als  die  englische  Rasse  in  Europa  und  Amerika. 

Mr.  Henry  Norman  in  der  „Contemporary"  sagt:  Japan,  trotz  all  seiner 
Missgrille,  kämpft  für  Aufklärung  und  Bildung;  seine  staatlichen  Ein- 
richtungen sind  erleuchtet;  seine  Gesetze,  von  europäischen  Rechtslehrern 
entworfen,  stehen  den  besten  gleich,  die  wir  kennen;  es  besitzt  eine  gerechte 
Verwaltung;  seine  Strafen  sind  menschlich;  seine  wirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Ideale  sind  die  unsrigen. 

China  dagegen  kämpft  für  Finsternis  und  Barbarei.  Seine  Wissenschaft 
ist  lächerlicher  Aberglaube,  sein  Gesetz  barbarisch,  seine  Strafen  unmenschlich, 
seine  Politik  verderbt,  sein  Ideal  Absonderung  von  allen  anderen  Völkern  und 
Stillstand. 

W.  P.  Stead:  „Japan,  obwohl  ein  Westvolk  in  Waffen  und  geleitet  von 
Avestlichem  Wissen,  hat  ein  asiatisches  Herz.  Der  Sieg  Japans  mag  heilsam 
werden  durch  Erzwingung  von  Reformen  in  China,  aber  gefährlich  in  Bezug  auf 
das  Stille  Meer  und  Europa.  Japan  hat  einstweilen  von  europäischer  Bildung 
nur  den  Anstrich.  Die  Behandlung  der  Frauen  dort  ist  barbarisch,  wie  bei 
den  Türken.  Wenn  die  Asiaten  kriegerisch  und  erobernd  werden,  so  werden 
sie  auf  Jahrhunderte  hinaus  Europas  Alp  sein.  Man  denke  nur,  der  Gross- 
türke hätte  im  15.  Jahrhundert  Amstrong-Kanonen,  Thornykraft- Torpedos 
und  Maxira-Kanoneu  gehabt!  Der  Japaner  ist  zwar  weniger  brutal  als  der 
Türke,  aber  weitaus  eitler." 

Hören  wir  nun  auch  eine  amerikanische  Stimme!  Gegen-Admiral 
E.  Belknap  sagt: 

„Die  Geschichte  Japans  in  den  letzten  tausend  Jahren  zeigt  so  viel 
persönliche  Tapferkeit,  Kriegskunst  und  heldenhafte  Thaten,  als  die  Geschichte 
Englands  oder  irgend  einer  europäischen  Macht. 
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Im  Gefeclite  Mann  gegen  Mann  hat  die  englische  Easse  keinen  Vorzug 
vor  den  Männern  von  Japan.  Noch  nie  liat  ein  englisclies  Heer  auf  den 
orientalischen  Schlachtfeldern  eine  Streitljraft  sich  gegenübergesehen,  die  an 
Unerschrockenheit  und  liriegerischem  Geiste  mit  den  Japanern  zu  vergleichen 
wäre.  Auf  japanischem  Boden  wäre  Cliv'es  Laufbahn  unmöglich  gewesen.  Seine 
Truppen  wären  in  die  See  getrieben  worden  von  den  stolzen  Scharen  des 
japanischen  Adels  und  ihrer  Vasallen.  Ihr  Heer  ist  heute  dem  britisclien 
an  Organisation  und  Ausrüstung  gleich,  an  Durchbildung,  Beweglichheit  und 
Mannszucht  überlegen. 

Japan  weiss  sehr  wohl,  welches  Los  Indien,  Bimia,  Egypten  und  Siara 
erfuhren,  weil  sie  einige  britische  Händler  bei  sich  zuliessen.  Japan  sah  zu, 
wie  die  britischen  Fäuste  den  Hals  Chinas  umklammerten  und  gedenkt,  sich 
des  gleichen  Loses  zu  erwehren.  Dass  es  dies  vermögen  wird,  zeigt  der 
jetzige  Krieg.     Ping-Yang    und  Yalu    gehören    zu  den  historischen  Thaten. 

Man  denke  an  die  sichere  Mobilmachung  des  Heeres,  die  Vorbereitungen 
und  die  Verpflegung  und  vergleiche  sie  mit  den  skandalösen  Vorfällen  in 
England  zur  Zeit  des  Krimkrieges  .... 

Wenn  die  japanischen  Heere  in  ihre  Grenzen  zurückkehren,  wird  ein 
Eroberervolk  mehr  auf  der  Erde  sein.  Japan  hat  nicht  nur  sein  Heer  und 
seine  Flotte  ausgerüstet,  sondern  auch  alle  wichtigen  Häfen  und  ihre 
Zufahrtsstrassen  starii  mit  Krupp-Kanonen  befestigt,  um  eine  feindliciie  Flotte 
abweisen  zu  können. 

In  den  letzten  Jahren  habe  ich  Ofticiere  und  Mannschaft  der  englisclien 
und  japanischen  Kriegsflotte  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  gesehen.  Ich 
sah  einen  englischen  Admirnl  in  den  japanischen  Gewässern  zehn  Sciiift'e 
tummeln  und  einen  japanischen  Admiral  eine  Flotte  von  22  Schiffen,  und 
nehme  keinen  Anstand  auszusprechen,  dass  bei  einem  Zusammenstosse  von 
etwa  gleichen  Kräften  die  Aussichten  auf  Erfolg  sieh  ungefähr  gleich  stehen. 
Es  darf  darüber  kein  Missverständnis  bestellen:  die  Japaner  werden  den 
Kampf  aufnehmen.  Die  Sonne  leuchtet  auf  kein  entschlosseneres  oder  kühneres 
Volk,  als  die  Japaner.  Ihr  kriegerischer  Geist  ist  älter  als  der  britische, 
und  darum  wird,  sowohl  zu  Wasser  wie  zu  Land,  der  Erzräuber  der  Welt 
Aües  finden,  was  ihm  gebürt,  wenn  er  in  feindliche  Berührung  mit  den 
Streitkräften  von  Dai  Nippon  kommt.  Die  ausnehmende  Verstärkung  der 
britischen  Flotte  ist  eine  Drohung  für  den  Rest  der  Welt.  Es  besteht  die 
Absicht,  sie  zu  vernichten  und  so  wird  sie  auch  vernichtet  werden.  Die  Son- 
i:enfahne  vcn  Japan  wird  die  stolze  Flotte  von  England  demüthigen.  Das  n^ag 
die  Bestimmung  sein,  die  dem  neuesten  Ankömmling  unter  den  Völiiern  der 
Welt  vorbehalten  ist." 


Diese  Aeusserungen  ernster  politischer  Männer  bestätigen  alles,  was 
früher  über  die  Bedeutung  der  ostasiatischen  Fragen  gesagt  wurde.  Kehren 
wir  jedoch  zu  unserem  engeren,  wirtschaftlichen  Gebiete  zurück.  Hier  tritt 
in  erster  Reihe  die   im  Kriege   bewiesene   Tüchtigkeit   der  Japaner   hervor. 


Jessen  Kückwiikurif,'  aiil'  ilia 


tSWlItsi  li^lll. 
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Man  liat  f^esagt,  sie  liätten  nichts  Originellem  geleistet.  Zugegeben,  dass 
sie  Naclialiiiier  deutsch((r  Kriegskunst  waren:  haben  denn  nicht  auch  die 
Deutsclien  vom  Genie  des  ersten  Napoleon  und  von  der  Technik  des  ame- 
rikanischen Bürgerkrieges  gelernt?  Jedenfalls  waren  die  Japaner  vortreffliche 
Nachahmer,  und  das  ist  viel,  sehr  viel.  Es  soll  nicht  vergessen  werden, 
dass  die  Erfolge  der  .Japaner  zunächst  über  —  Chinesen  erfochten  wurden.  Aber 
ihre  Vorbereitung  des  Krieges,  ihr  rascher  Angriff  auf  die  chinesische  Flotte 
(worin  die  Stärke  der  Chinesen  lag),  das  schöne  Zusammenwirken  von  Heer 
und  Flotte;  der  klare  Kriegsplan  mit  Absägen  der  feindlichen  Hörner,  der 
Kriegshäfen  Port  Avtur  und  Wai-hai-Wai;  die  Verwendung  genau  berechneter, 
massiger,  nicht  zu  grosser  Kräfte;  die  thatkräftige,  zufallfreie  Durchführung 
der  einzelnen  Operationen,  die  üeberwindung  der  Schwierigkeiten  des  rauhen 
ostasiatisclien  AV^inters,  die  sichere  Verpflegung  und  Versorgung  der  Heere, 
der  Nachschub  zur  richtigen  Zeit,  die  sichere  Wirkung  der  technischen  Waffen 
insbesondere  der  Torpedos,  der  fast  verlustlose,  unbedingt  zuverlässige  Trans- 
port zur  See  verrathen  ebenso  militärisches  und  industrielles  Geschick,  als 
die  humane  Behandlung  der  Gefangenen  und  die  maassvolle  wahrheitsliebende 
Sprache  der  amtlichen  Gefechtsberichte  für  einen  hohen  moralischen  Standard 
spricht.  Auch  zeigt  die  Geschichte,  dass  Völker,  die  sich  im  Kriege  bewähren, 
nicht  minder  auch  in  der  industriellen  Arbeit  sich  auszeichnen.  Japan  wird 
also,  sobald  der  Friede  hergestellt  ist,  sich  mit  gesteigertem  Selbstvertrauen 
auf  Handel  und  Gewerbe  werfen,  und  wenn  es  nicht  seine  Kraft  in  Eroberung 
erschöpft,  müssen  wir  voraussichtlich  mit  seiner  Entwicklung  zu  einem  Industrie- 
staate rechnen. 

Unsicherer  und  dunkler  liegen  die  Dinge  in  China.  Das  ungeheure 
Eeich  befindet  sich,  wenn  der  Ausdruck  erlaubt  ist,  zunächst  in  einem  heil- 
samen Katzenjammer.  Die  Shangaier  .Nachrichten"  werfen  die  Frage  auf: 
wie  das  grosse  China  vom  kleinen  Japan  geschlagen  werden  konnte?  Und 
finden  den  Grund  in  (fett  gedruckt)  „unserer  Dummheit."  Sie  richten  eine 
„Sturnipetition"  —  wie  man  im  Jahre  1848  in  Europa  sagte  —  an  den 
Kaiser  mit  folgenden  acht  Punkten: 

1.  Abschaffung»  der  Erblichkeit  von  Aeratern; 

2.  Heer-  und  Unterrichtswesen  nach  europäischem  Muster  einzurichten; 

3.  gute  Aufsätze  oder  Gedichte  dürfen  nicht  ferner  als  Befähigungs- 
nachweis für  Staatsämter  gelten; 

4.  letztere  gehören  dem  Talente  allein; 

5.  der  Kaiser  soll  aus  seinem  Palaste  heraustreten  und  im  Volke 
Umschau  halten ; 

6.  keine  Haremspolitik; 

7.  Vertreibung  aller  Weiber  vom  Hofe  bis  auf  2  oder  3  Nebenweiber 
der  Kaiserin; 

8.  strenges  Gericht  Ober  feige  Offlciere. 

Vorhallen  diese  Forderungen  ungehflrt,  dann  (fett  gedruckt)  ,wird 
Japan  unser  Keich  erobern." 
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Peez. 


Dass  auch  in  den  leitenden  Kreisen  eine  bessere  Ansicht  durchzu- 
brechen beginnt,  dafür  spricht  ein  Erlass  des  Kegenten,  welchen  die 
,N.  Fr.  Pr."  der  „Nowoje  Wremja'  entnommen  hat.  Darin  heisst  es,  durch  die 
Siege  der  Japaner  würden  „die  Vorfahren  in  ihren  Gräbern  unruhig  und 
besorgt."  All  dies  sei  aber  nur  deshalb  über  China  gekommen  ,weil  wir 
selbst  unwürdig  sind  und  unwürdige  Leute  um  uns  haben.«  Der  Angriif  der 
Japaner  sei  erfolgt,  als  gerade  die  Regierung  im  Begriffe  war  »innere  Ver- 
waltungsreformen vorzunehmen.«  Also  Reformen!  Hiernach  scheint  es,  dass 
wenn  die  Japaner  wegen  ihrer  Erfolge  nun  um  so  reformfreundlicher  sein 
werden, die  Chinesen  durch  ihre  Misserfolge  zu  dem  gleichen  Ziele  getrieben 
werden.  Von  einem  Zerfalle  Chinas,  von  dem  anfangs  gesprochen  ward, 
haben  sich  keine  Spuren  gezeigt.  Auch  grosse  Eroberungen  ciiinesischen 
Gebietes  durch  Japan  scheinen,  theils  durch  die  Natur  der  Dinge,  tlieils  durch 
den  Eintluss  der  Mächte,  unwahrscheinlich.  Sollte  es  daher  jetzt  oder  doch 
bald  zu  einem  Friedensschlüsse  kommen,  so  wird  vielleicht  an  den  gegen- 
wärtigen Besitzverhältnissen  nicht  allzuviel  geändert,  nnd  damit  sind  auch 
gewaltsame,  erschütternde,  grundstürzende  Ereignisse  unwahrscheinlich.  Dann 
dürfen  wir  aber  auch  annelimen,  dass  die  wirtschaftlichen  Veriiältnisse  ohne 
radicalen  Umsturz  nach   innen  oder  aussen  bleiben  werden. 

Weder  wird  dann  der  cliinesisehe  Ameisenhaufen  massenhaft  über  die 
Grenzen  wimmeln,  noch  werden  in  einzelnen,  vom  Gesammtreiche  abgelösten 
Tlieilen  des  Riesenreiches  europäische  Industrien  emporschiessen,  um  durcli 
die  Erzeugnisse  wohlfeiler  Cliinesenarbeit  die  wirtsciiaftliche  Welt  aus  den 
Angeln  zu  beben;  wir  werden  vielmehr  —  und  darauf  dürften  im  wesentlichen 
auch  die  Bemühungen  der  europäischen  Mächte  gerichtet  sein  -—  eine 
Weiterentwicklung  auf  Grund  der  bestehenden  Verhältnisse  erwarten  dürfen, 
überzeugter  als  bislier  im  Sinne  der  europäischen  Cultur  und  wohl  auch 
rascher  und  thatkräfliger,  wenn  sich  nämlicli  im  bislierigen  patriarclialischeu 
Beamtenstaate  China  die  geeigneten  Männer  fänden,  die  jetzt  dem  aristokratisch 
organisierten  Japan  nicht  gefeiilt  haben. 

Europäische  Kriegskunst  und  europäische  Cultur  sind  aber  theuer  und 
bedürfen  sehr  bedeutender  Hilfsmittel  und  Hebel  zu  ihrer  Verwirklichung. 
Kanonen  und  Gewehre  werden  also  angekauft,  Pulvermüiilen  und  Patronen- 
fabriken eingerichtet,  Kriegsschiffe  beschafft  und  neue  Werften  angelegt 
werden.  Wir  wissen  ja  sehr  gut,  welche  ungeheure  Summen  die  Wieder- 
herstellung des  Kriegsmateriales  nach  Kriegen  kostet.  Also  Staatsschulden, 
vergrösserte  Staatsausgaben,  erhöhte  Steuern  und  folglich  theurere  Erzeugung 
und  höhere  Löhne!  Dann  kommt  aber  hinterher  als  Nothwendigkeit  der 
ganze  technische  Belielf  Europas  angerückt,  vor  allem  die  Eisenbalinen, 
denen  die  von  Confuciiis  gebotene  Gräberschonung  (wie  längst  schon  in 
Japan)  auch  in  China  nicht  länger  wird  Widerstand  leisten  können:  also 
sind  Schienen,  Dampfwagen,  Lastwagen,  Telegraphen,  Teleplione  u.  s.  w. 
anzuschaffen.  Damit  hält  das  ganze  Maschinenwesen  seinen  Einzug.  Die 
beiden  ostasiatischen  Staaten  werden  davon  soviel  wie  möglich  zu  Hause 
machen,  aber  zunächst  sind  sie  auf  gewaltige  Bezüge  aus  Europa  angewiesen. 


Ostasien  und  dessen  Riickwiikung  auf  die  earopSische  Volkswirtschaft.         249 

Suclien  wir  nur  von  diesen  Bestellungen  Einiges  för  unser  Land  zu  erlangen! 
Zunäclist  wird  daher  die  Einfuhr,  die  bei  Japan  jetzt  schon  Ober  200  und 
boi  Cliiiia  500  Mill.  Mark  betrügt,  namhaft  steigen.  Kiihige  Zeiten  voraus- 
gesetzt, wird  dieser  IJedarf  keinoswcgs  ein  vorübergehender  sein.  Aber  auch 
die  Kehrseite  wird  nicht  fehlen.  Wie  nach  dem  nordamerikanischen  liOrger- 
kriege  das  europäische  Capital,  vom  hohen  Zins  gelockt,  sich  nach  den 
Vereinigten  Staaten  zog  und  dort  bis  zur  Haring-Krise  und  bis  zur  verfehlten 
Mnnzpolitik  der  Staaten  verblieb  und  eine  Menge  von  Tiiätigkeit  weckte,  so 
wird,  wenn  die  Staatsleitungen  Sicherheit  bieten,  Aehnliches  in  Ostasien 
gosohftlien.  In  einzelnen  Zweigen  wird  europäisches  Capital  von  Unter- 
nehmern und  deren  Gehilfen  begleitet  sein  und,  gestützt  auf  die  Genüg- 
samkeit und  Geschicklichkeit  der  Ostasiaten,  wird  die  Industrie  sich  ver- 
stärken: leider  wird  es  am  frühesten  und  kräftigsten  geschehen  in  Artikeln 
mit  viel  Arbcitsgehalt,  wie  z.  15.  Knöpfen,  Strohhüten,  Bastgedechten,  Lack- 
waren u.  a.,  also  Artikeln,  wo  gerade  unsere  mitteleuropäische  Arbeit  gegen- 
über der  Maschine  der  Angelsachsen  noch  ein  karges  Asyl  zu  ßnden  hoffte. 
Wir  werden  dann  das  Schauspiel  erleben,  dass  sich,  wie  in  Indien,  die 
europäischen  Capitalien  in  Kuropa  und  die  nach  China  ausgewanderten 
europäischen  Capitalien  bekämpfen.  Die  Zollpolitik  wird  ihre  Rolle  spielen. 
Allmählich  wird  der  Schwerpunkt  der  gewerblichen  Erzeugung  in  Ostasien 
selbst  liegen  und  der  Absatz  Europas  wird  in  einzelnen  Warenclassen  Ein- 
schränkungen erfahren,  sowohl  in  jenen  Ländern  selbst  als  in  deren  Nach- 
barschaft, in  Australien  und  Amerika.  In  einzelnen  Artikeln  wird  Ostasien  uns 
in  Euro]»a  selbst  aufsuclion  und  bekämpfen.  Das  erscheint  jetzt  schon  als 
unvermeidlich  und  sollte  uns  wahrlich  bestimmen,  in  unserem  Verhalten 
untereinander  etwas  klüger  und  versöhnlicher  zu  sein!  Aber  gleichzeitig 
wird  dir  Bedarf  in  Ostasien  sich  erweitern  und  wachsen  und  manche  Ent- 
schädigung geboten  werden.  Mit  einem  Worte:  wenn  nicht  lange  Dauer 
des  Krieges  plötzliche  Umwälzungen  hervorruft,  hiilten  wir  eine  normale 
wirtschaftliche  Entwicklung  in  Ostasien  für  wahrscheinlich.  An  einen  Kampf 
auf  Leben  und  Tod  der  gelben  und  weissen  Kasse  glauben  wir  in  absehbarer 
Zeit  niclit. 

Schwerwiegender  können  vorerst  die  politischen  Folgen  sein.  Mit 
dem  emporstrebenden  Japan  luuss  künftig  in  Ostasien  stark  gerechnet 
werden.  Mit  der  sil)irischen  Bahn  gewinnt  auch  Kussland  eine  machtvolle 
Stellung  in  Ostasien.  Werden  sich  Kussland  und  Japan  vertragen,  so  ist  es 
mit  den  bisherigen  Monopolien  Englands  aus.  Der  von  China  erzwungene 
Opiumtribut  wird  sich  niclit  länger  behaupten  lassen.  England  muss  einen 
Theil  des  ostasiatischen  Handels  au  die  sibirische  Bahn  und  Kussland  abtreten, 
und  für  Indien  nähert  sich  von  neuer  Seite  eine  neue  Gefahr.  Russland 
wird  sich  nicht  dauernd  im  Eismeere  einschliessen  lassen.  Das  Alles  wird 
nicht  ohne  Kückwirkung  in  Europa  bleiben,  aber  schwerlich  zu  Ungunsten 
Mitteleuropas. 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


LI.  Plenarversammlung   vom   18.   December  1894. 

Der  Vorsitzende,  Herr  Sectionschef  von  Inama-Sternegg,  verliest  die 
Namen  der  neiieingetretenen  Mitglieder  und  tlieilt  mit,  dass  der  Vorstand  der 
Gesellsehaft  beschlossen  habe,  die  Einladung  des  Ausschusses  des  österreichischen 
Agrartages,  auch  zur  Versammlung  für  das  Jahr  1895  einen  Delegierten  zu 
entsenden,  anzunehmen;  der  Vertreter  der  Gesellschaft  werde  in  der  nächsten  Ver- 
sammlung nominiert  werden.  Sodann  ertheilt  der  Vorsitzende  dem  Fürsten  Alfred 
Wrede  das  Wort  zu  dem  angekündigten  Vortrage  über  die  Colonialpolitik. 

Fürst  Wrede  dankt  zunächst  dafür,  dass  er  über  die  coloniale  Frage  in 
der  Gesellschaft  sin-echen  dürfe,  die  in  den  letzten  Jahren  auch  für  unser  Vater- 
land wichtig  geworden  sei. 

Der  Motor  dieser  Bewegung  sei  derselbe  wie  jener  der  socialen  Frage,  der 
Kampf  des  Volkes  um  das  Dasein,  um  Brot  und  E.xistenz.  denn  die  sociale  Frage 
sei  ja  nur  die  Folge  der  localen  Uebervölkerung  eines  Erdth(^iles.  Dieser  Kampf 
habe  unsere  Vorväter  gezwungen,  die  Hochebenen  Asiens  zu  verlassen  und  die 
vorliegenden  Völker  drängend  und  selbst  gedrängt  von  Osten  nach  Westen  zu 
ziehen.  Dies  sei  eine  wilde  Colonial-Bewegung  gewesen;  heute  aber  haben  wir 
die  Richtung  des  damals  genommenen  Zuges  beibehalten,  haben  den  Atlantischen 
Ocean  überschritten  und,  immer  nach  Westen  drängend,  die  Flut  unserer  Ueber- 
völkerung nach  Nordamerika  und  von  dort  in  seinen  wilden   Westen  geworfen. 

Die  gormanische  Geschichte  zeige  uns  den  Auszug  bestimmter,  durch  das 
Los  gewählter  Volkstheile,  die  unU'r  einem  gewählten  Führer  die  bevölkerten 
Gaue  verliessen,  um  freien  Boden  für  sich  zu  suchen.  Markomannen,  Gothen  und 
VandaliMi  seien  aus  diesem  Grunde  aus  der  Heimat  gezogen  —  die  sociale  Frage, 
der  Kampf  um  die  Existenz,  habe  diese  Volksthc^ile  hinausgetrieben. 

Diese  Auswandererhaben  Colonien  gründen  wollen  auf  fremdem  freien  Boden; 
wir  betrachten  diese  Bewegungen  nicht  als  Colonial-Bewegungen ,  sondern  als 
Wanderungen,  weil  sie  auf  dem  Continente  stattgefunden  haben.  Ursachen  und 
Ziele  seien  aber  dieselben  gewesen,  wie  die  der  modernen  Colonisationen. 

In  neuerer  Zeit  sei  es  England  gewesen,  wo  sich  .infolge  seiner  Insellage  die 
Uebervölkerung  zuerst  wieder  fühlbar  gemacht  habe.  Seine  neu  gegründeten  Colonien 
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habf'ii  min  (liiich  fast  zwoi  Jahrhuiulcrto  das  üborschästijfc  Menschciimatürial, 
Mowie  di(!  indiistrivlloii  Prodncte  Englands  auf'f^enonimen  und  versehen  das  Mutter- 
land reich  mit  ihren  Budciierzcugiiisscn.  Die  Colonien  seien  Si(-herheitsventile  für 
die  sociale  Frage,  denn  was  in  der  Heimat  nicht  ürot  und  Existenz  finde,  da« 
suche  lind  finde  si.c  dort. 

Dem  Beispiele  Englands  sei  in  nächster  Linie  Frankreich  und  in  allernouestcr 
Zeit  auch  Deutschland  mit  seinen  ostafnkanischcii  Colonion  gef(dgt,  deren  Baum 
heute  die  deutsche  Bodcnfliiche  um  das  Dreifache  überrage. 

Immer  sei  es  aber  der  Kampf  um  das  Dasein,  der  die  Vfilkor  vorwärts 
treibe.  Aber  auch  der  Cultiirstaat  habe  seine  Grenze  der  Entwicklung;  es  sei 
dies  der  Moment,  wo  die  ack(!rbauende  Beviilkerung  eines  Volkes  nicht  mehr  ßhig 
sei,  allein  seine  iiidustriollon  Erzeugnisse  aufzunehmen,  wo  dasselbe  mit  seinen 
Prodncten  an  seine  Nachbarliiiuler  herantreten  müsse,  um  diese  altzusetzen  und 
Brot  für  seine  industrielle  Bevölkerung  einzutauschen.  Damit  beginne  dann  der 
Kampf  eines  Volkes  um  Brot  und  Existenz  und  die  sociale  Frage  werde  aufgendlt, 
denn  die  Preise  der  Nahrungsmittel  steigen  durch  diesen  Vorgang,  wahrend 
die  der  industriellen  Erzeugnisse  infolge  der  Ueborproduction  fallen  und  dies 
uiiisomehr,  weil  die  Nachbarländer  sich  meist  zum  Schutze  der  eigenen  Industrie 
mit  Zollschranken  umgeben. 

Diesem  Kampf,  führt  Redner  weiter  aus,  sind  wir  in  unserem  Vaterlando 
als  einem  Agriculturstaate  länger  ausgewichen,  als  fast  jedes  andere  Land,  dank 
unseren  günstigen  Boden-  und  klimatischen  Verhältnissen,  dank  der  bisher  ver- 
hältnismässig dünnen  Bevölkerung  desselben.  Heute  aber  klopft  er  auch  an 
unsere  Thüro  und  wir  müssen  daran  denken,  unserem  Volke  das  Sicherheits- 
ventil von  Coloiiieii  cbonfalls  zu  geben,  wie  es  unsere  Nachbarländer  bereit«  thun. 

Die  grosse  Lehrerin  der  Volkswirtschaft,  die  Basis  alles  Wissens  und  jeder 
Bi^rechmiiig.  die  Statistik,  spricht  bereits  mit  klaren  Ziffern  eine  erschreckende 
Sprache.  1877  hatten  wir  eine  Auswandererziffer  von  7404  Köpfen  aus  Oestorreich 
zu  verzeichnen;  1893  ist  diese  Zahl  auf  92.000  gestiegen.  Seit  1877  sind  743.000 
Menschen  aus  unserem  Vaterlande  ausgewandert,  getrieben  durch  den  Kampf  um 
die  Kxistenz.  Und  wohin  sind  diese  74:3.000  Menschen  gerathen?  Zerstreut  über 
die  ganze  Erde,  sind  sie  unserem  Vaterlaiide  verloren  gegangen  mit  all'  ihrer 
Productionskraft  und  Aufnahmsfähigkeit.  Wir  selbst  tragen  daran  die  Schuld,  weil 
wir  sie  ziel-  und  führerlos  sich  selbst  überlassen  haben,  statt  sie  in  unsere  eigenen 
Colonien  zu  leiten.  Tausende  un.^eres  Volkes  gehtni  uns  so  jährlich  verloren; 
und  doch  würde  die  sociale  Frage  viel  von  ihrer  Schärfe  einbüssen,  wenn  wir  unserer 
übf^rschüssigen  Volkskraft  freien  Boden  zu  neuer  Entfaltung  böten;  die  sociale 
Frage  ist  ja  nur  der  Hunger,  den  man  nicht  mit  Palliativniitteln,  mit  Sonntagsniho 
und  Arlieitseinschränkiiiig,  sondern  dadurch  heilt,  dass  man  seine  Ursachen  weg- 
räumt und  dem  Volke  Haiiiii  und  Brot  schafft.  Da  dies  im  eigenen  Vaterlande 
nicht  mehr  möglich  ist,  diu  überseeischen  Länder  aber  hundertfach  Raum  für 
Eurojias  Bevölkerung  bieten,  so  mü.ssen  wir  dort  unserem  Vidke  Boden  zur 
Fortentwicklung  schaffen  und  ein  neues  Oesterreich  in  überseeischen  Landen 
gründen,  das,  reich  an  Bodenraum,  u)isere  Völker  und  unsere  Industrie-Erzeugnis.se 
aufnimmt.     Dadurch  soll  natürlich  nicht  die   Auswandenmg  gehoben,  es  soll  aber 
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dafür  gesorgt  werden,  dass  die  Volksthoile,  die  uns  verlassen,  nicht  verloren  gehen, 
sondern  uns  erhalten  werden. 

Warten  wir  aher  in  dieser  Richtung  niclit  auf  eine  Staatsaction.  erkennen  wir, 
was  unserem  Volke  nothwondig  ist,  und  führen  wir  dies  durch  unsere  eigene 
Kraft  aus;  haben  wir  uns  einen  überseeischen  Handel  und  freuen  Boden  zu  ein^r 
neuen  Heimstätte  für  unsere  Staatsangehörigen  geschaften,  so  wird  uns  dann  der 
Schutz  unseres  Staates  auch  nicht  fehlen. 

Wie  und  wo  wir  dies  schaffen  können,  dies  ist  heute  kiMn  Traum  und  keine 
Frage  mehr;  es  genüge  aber  für  jetzt  anzudeuten,  dass  Länder,  zehnmal  grösser 
als  unser  Vaterland,  heute  noch  unbewohnt  sind. 

Nach  Eröffnung  der  Discussion  bemerkt  Professor  Dr.  von  Pili  1  i  pp  o  vich» 
er  hab(!  vom  Herrn  Vorredner  erwartet,  dass  er  auch  etwas  über  die  Art  und 
Weise  mittheile,  wie  ein  überseeisches  Oesterreich  seiner  Ansicht  nach  zu  bilden 
wäre,  jeder  derartige  Versuch  müsse  heute  wohl  misslingen;  wir  seifn  zu  spät 
gekommen,  die  Erde  sei  nun  einmal  bereits  vertheilt. 

In  den  Statuten  der  soeben  gegründeten  Oesterreichischen  Colonial-Gesellschaft 
sei  aber  ein  anderer  Programmpunkt  enthalten,  der  von  praktischer  Bedeutung 
zu  sein  scheine  und  mit  Kücksicht  auf  \velch(Mi  Redner  .sich  zum  Worte  gemeldet 
habe.  Es  handle  sich  nämlich  darum,  inwieweit  wir  von  Staats-  oder  gesell- 
schaftswegen  etwas  zu  thun  vermögen,  um  den  Auswanderern  ihre  Schritte  zu 
erleichtern,  damit  die  Emigration  für  sie  und  für  unsere  lndu.strio  fruchtbar  werde. 

Die  Verwertung  der  Auswanderung  für  un.sern  Elxport,  die  allerdings  gegen- 
über den  humanitären  Gesichtspunkten  das  minder  Wichtige  ist,  wäre  auch  ohne 
Colonien  leicht  zu  errtüchen.  Sofern  wir  nur  unsere  Auswanderer  geleiten  und 
unterstützen  und  die  Verbindung  mit  ihnen  unterhalten,  werden  sie  auch  jenseits 
des  grossen  Wassers  'ihre  Bedürfnisse  in  althergowohnter  Weise  mit  heimischen 
Producten  zu  befriedigen  suchen  und  denselben  eine  grössere  VerbreituTig  in 
ihrem  neuen  Vaterlande  verschaffen.  Aber  das  sei  nebensächlich,  die  Hauptsache 
bleibe  immer,  dass  jenes  Auswandererelend,  von  dem  der  bekannte  Process  von 
Wadowice  ein  so  crasses  Bild  entworfen  habe,  ein  Ende  nehme.  l)a  wäre  nun 
Zweierlei  zu  thun:  erstens  durch  eine  organisierte  Information  über  die  Verhältnisse 
der  überseeischen  Länder  der  Auswanderung  die  günstigste  Richtung  zu  geben, 
zweitens  Schutzmaassregeln  für  die  Auswanderer  zu  treffen.  Die  armen  Leute,  die 
ihre  Heimat  verlassen,  kennen  heutzutage  meistens  Sprache,  Sitten,  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  die  Arbeitsmethode  jenes  Landes  nicht,  in  das  sie  sich  begeben; 
sie  wissen  überhaupt  gar  nichts  anderes,  als  was  ihnen  der  Schiffsagent,  der  sie 
als  Pracht  für  seine  Gesellschaft  haben  wolle,  erzähle.  Auch  unsere  Presse  sei 
leider  in  den  überseeischen  Verhältnissen  sehr  schlecht  orientiert. 

Im  Jahre  1888  habe  der  Congress  der  Vereinigten  Staaten  eine  Commission 
zur  Untersuchung  der  Auswanderungs- Verhältnisse  eingesetzt.  An  dieselbe  habe 
auch  der  amerikanische  Goneralconsul  in  Wien  zu  berichten  gehabt,  und  dieser 
habe  ganz  wundersame  Gesdiichten  von  den  falschen  Vorstellungen  erzählt,  die 
sich  bei  uns  nicht  nur  Ungebildete,  sondern  auch  Gebildete  über  Amerika  machen. 
Die  ganze  Wiener  Presse  habe  damals  von  der  die  Einwanderung  beschränkenden 
Gesetzgebung  noch  gar  nichts  erwähnt,  Auswanderer  und  Rechtsanwälte  seien  mit 
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den  Kcltsamsten  Aiili^goii  /u  ihm  f^(*koiiinicii,  aiicli  di«  untergeordnoton  Behörden 
wissim  iiiclits  iiho.r  die  Vorhältnisse  der  Vereinigten  Staaten.  Das  gelte  von  den 
Vcrriiiigtoii  Stiiatcii,  woliiii  iiocii  für  lilngfTo  Zeit  die  Hauptinasse  unserer  Auswanderer 
zielieii  werde.  Es  sei  nicht  so  leicht,  den  Strom  der  Auswanderer  in  die  richtigste 
Hahn  /.u  lenken;  es  würde  aber  wohl  besser  sein,  die  österreichische  Auswanderung 
niiC  liiim  noch  jungfräulichen  Boden  Central-  oder  Südamerikas  zu  concentrieren, 
als  in  den  Vereinigten  Staaten.  Auch  ein  Rechtsschutz,  der  Auswanderer  wäre 
dringend  nothwendig.  Diesc^lbeii  seien  vollständig  schutzlos  vom  Moment  der 
Auswanderung  an  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  sie  drüben  ihr  Auskommen  finden. 
Der  östernMihische  Consul  oder  Hotschafter  könne  nur  bei  groben  Rechtsverletzungen 
intervenieren,  nicht  aber  bei  Nothlagen,  weil  keine  ents])rechenden  Fonds 
bestehen;  in  dieser  Beziehung  könnte  durch  eine  Organisation  viel  geleistet 
werden,  wie  eine  solche  in  anderen  Staaten  Europas  bereits  bestehe.  In  der 
Schweiz  begleite  ein  eigener  Commissär  die  Auswanderer  bis  in  die  Hafenstädte; 
in  den  Häfen,  die  von  den  Schweizern  am  meisten  l)enützt  werden,  seien  Com- 
niissärc  bestellt,  welche  darüber  zu  wachen  halien,  dass  die  Schiffahrtsgeseilschaften 
ihre  Verl)indli(likeiten  gegenüber  den  Auswanderern  auch  richtig  erfüllen.  Ebenso 
seien  in  den  wichtigsten  übers(!eischen  Häfen  Agenten  zur  Aufklärung  der 
ankommenden  Schweizer  bestellt.  In  Belgien  gebe  es  verschiedene  Aemter,  die 
dem  auswärtigen  Amt  unterstehen  und  für  diejenigen  Gebiete,  welche  das  Haupt- 
ziel der  belgischen  Auswanderung  bilden,  kleine  Uebersichtstafeln  zusammenshdlen, 
stets  auf  dem  Laufenden  erhalten  und  dieselben  jedermann  auf  Verlangen  kostenlos 
überlassen.  Eine  solche  Uebersicht  gewähre  Aufklärung  über  die  allgemeine 
Beschaffenheit  des  Landes,  die  dort  geltende  Fremdengesetzgebung,  unter  welchen 
Umständen  es  vortheilhaft  sei,  dort  einzuwandern,  welches  vor  Allem  das  Capital 
sei,  das  man  brauche,  um  dort  fortzukommen,  was  für  Werkzeuge  man  dort 
benöthige,  wie  gross  die  Kosten  des  Aufenthaltes,  wie  hoch  die  Löhne  seien,  in 
welchen  Zweigen  Arbeitskräfte  benöthigt  werden  u.  s.  w.  —  In  England  werde 
noch  mehr  für  die  weiteste  Bekanntmachung  solcher  Daten  gesorgt,  indem  Placaite 
an  den  Schulhäusern  angeschlagen  werden.  —  In  Deutschland  sei  im  Jahre  1892 
ein  Auswanderungsgesetz  erlassen  worden,  auf  dessen  Zustandekommen  die 
Resolutionen  der  deutschen  Colonial-Gesellschaft,  deren  Ausschusse  Professor  von 
IMiilippo vich  angehörte,  einen  grossen  Einfluss  gehabt  haben;  schliesslich  sei 
es  allerdings  durch  Zugeständnisse,  die  dem  ostelbischen  Elemente  gemacht  wurden, 
verballhornt  worden.  Die  gegenwärtige  Bewegung  in  Oesterreich  dürfte  auch  der 
Action  der  deutschen  Gesellschaft  einen  lebhaften  Anstoss  geben;  die  beiden 
Gesellschaften  könnten  in  der  nützlichsten  Weise  zusammenwirken.  Dies  können 
wir  thun,  ein  Mehr  nicht.  Oli  es  (einmal  im  Laufe  der  Zeiten  dazu  kommen 
werde,  dass  die  österreichische  Flagge  jenseits  des  Meeres  weht,  das  könne  wohl 
jetzt  kaum  Gegenstand  der  Erörtung  sein. 

Hofrath  Ritter  von  Jura&chek  meint,  die  wachsende  Auswanderung  sei 
noch  kein  Beweis  für  eine  Uebervölkerung  Oesterreichs ;  es  könnte  ganz  wohl,  und 
das  scheine  ihm  auch  thatsächlich  der  Fiill  zu  sein,  die  Bevölkerung  nur  ungleich 
vertheilt  sein,  hier  zu  eng  nnd  dort  zu  zerstreut  wohnen.  Das  erste  Ziel  sei  daher 
eine  gleichmässigere  Vertheilung   der  Bevölkerung,    die   innere   Colon isation. 
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In  Galizifii  und  Ungarn  sei  niclit  nur  noch  eine  agrarische,  somlern  aiirli 
eine  bedeutende  industrielle  Entwirklun.ü:  nu'ifflich,  die  uns  vielleicht  mehr  nützen 
köinite,  als  die  Coloiiial-Jüewejjun«'.  Uebcrdies  haben  wir  ja  bereits  ein  gesclilos- 
senes  Colonialgebiet;  Bosnien  und  die  Herzegowina  sollten  wir  colonisieren  mit 
Ansiedlern  und  Capitalien  und  die  selbständigen  Balkanstaaten  wenijfstens  mit 
Capital . 

Reiehsraths-Abgnordneter  Dr.  R.  von  Wiidowieyski  erklärt,  dass  er  es 
früher  mit  Resolutionen  im  Al)geordnetenhau.se  versucht,  aber  bald  eingesehen  habe, 
dass,  wenn  man  etwas  erreichen  wolle,  dies  nur  durch  Privat-Initiativo  geschehen 
könne;  das  Hauptgewicht  liege  auf  dem  Informationsdienst.  Es  sei  empürend, 
dass  die  Ausgewanderten  uns  ganz  ans  den  Augen  entschwinden,  dass  wir  gar 
nichts  über  sie  wissen,  uns  gar  nicht  um  sie  kümmern.  In  Galizien  seien  schon 
Anfänge  zum  Besseren  gemadit  worden.  Seit  zwei  Jahren  bestehe  eine  „Auswanderer- 
Revue"  in  polnischer  Sprache,  welche  die  durch  die  ganze  Welt  verstreuten 
polnischen  Elemente  zusammenzuhalten  suche,  ferner  eine  handelsgeographische 
Gesellschaft,  welche  die  inländische  Industrie  mit  den  im  Au.slande  weilenden 
Landsleuten  in  Contact  halten  wolle.  Aber  diese  Unternehmungen  arlieiten  fliit 
gar  zu  unzulänglichen  Mitteln.  Jetzt  besonders  müsse  etwas  geschehen,  weil  die 
Geschäftsstockung  in  Amerika  die  Einwanderung  bedeutend  erschwere.  Dadurch 
werde  den  Polen  eine  sehr  bedeutende  Erwerlisquelle  entzogen.  Die  Gelder,  die  die 
galizischen  Auswanderer  alljährlich  aus  Amerika  heimgeschickt  hätten,  repräsentierten 
eine  ganz  stattliche  Summe.  Es  gebe  Statistiker,  welche  den  Import  der  g  r  e  e  n  1)  a  c  k  s 
auf  mehrere  Millionen  schätzen.  An  einzelnen  ganz  kleinen  galizischen  Postämtern 
langten  jährlich  115.000  ü.,  75.000  11.,  60.000  fl.  und  50.000  fl.  aus 
Amerika  an. 

Man  dürfe  nicht  so  decidiert  behaupten,  dass  Oesterreich  nicht  colonisieren 
könne.  Freilich  könne  man  es  nicht  laut  in  die  Welt  hinansschreien,  welMie 
Gebiete  man  im  Auge  habe.  Trotzdem  verweise  Redner  darauf,  dass  in  Paraiia 
(Süd-Amerika)  unter  einer  Gesammtbevölkerung  von  300.000  —  400.000  Menschen 
sich  100.000  Polen,  grösstentheils  Oesterreicher,  befinden.  Die  politischen  Ver- 
hältnisse seien  dort  etwas  flüssig,  und  weini  wir  uns  dort  organisieren  und 
festsetzen,  so  sei  es  nicht  gerade  unmöglich,  dass  einmal  ein  österreichisch- 
ungarisches  Kriegsschiff  in  Paragnaj'  lande  und  daselbst  einen  Wunsch  ausspreche. 
Auch  die  innere  Colonisiernng  sei  sehr  lobenswert,  nur  etwas  schwer  durchzuführen, 
wie  Deutschlands  Beispiel  zeige.  Logisch  wäre  es  wohl,  erst  das  eigene  Land 
völlig  auszunützen,  bevor  man  in  das  fremde  gehe,  allein  es  scheine  ein  Gesetz 
der  Völkerpsychologie  zu  sein,  dass  die  Bevölkerung  sich  lieber  ins  Au.sland 
ergiesst,  anstatt  zuhause  nach  dem  Rechten  zu  sehen.  Im  Lande  Galizien  vollziehe 
sich  gegenwärtig  auch  eine  innere  Colonisation,  nämlich  eine  Arbeiterbewegung 
vom  Westen  noch  Osten,  aber  nicht  darum,  weil  etwa  der  Westen  stärker  bevölkert 
wäre  als  der  Osten,  sondern  aus  dem  Grunde,  weil  die  Arbeiter  des  Westens 
fleissiger,  tüchtiger  und  darum  gesuchter  seien.  Bosnien  übe  auf  die  Oesterreicher 
keine  Anziehungskraft.  Nach  den  Balkanstaaten  gehen  vielleicht  einige  tausend 
Polen,  während  es  in  den  Vereinigten  Staaten  1'/.,  Millionen  gebe,  in  Chicago 
allein,  der  zweitgrössten  Polenstadt  der  Welt,   150.000  Polen.     Mann   mü.sse  sich 


tRiiarverxnmmiun^  vom 


also  damit  ))('giiüf,'rii,  di'ii  lialkaii  mit  Capital  allnin  zu  coloiiisionin.  Uednor  wäre 
herzlich  froh,  wenn  man  da-ssidlii'  auch  mit  Oalizir-n  Vf^rsnchon  und  diß  östf^rrci- 
chischn  InduKtric  sich  dort  aus))rijiten  weil«.  Das  Wii-ncr  Capital,  hiiT  auf  fincn 
so  g('rinf,'on   Ziiisfuss  boschränkt,  könnte  dort  das  Drcifacho   erlangfn. 

Fürst  Wrcdc  «erwidert  auf  die  Kinwendangen  des  Prof.  Philippovich, 
man  kiiiiiic  von  der  CidonialMi'sellschaft,  die  erst  einen  Tag  bestehe,  niclit 
verlangen,  dass  sip  gleich  alle  Mittel  zur  Erri(ditnng  ihrer  Ziele  angebe.  Auch 
habe  ja  ein  Vorredner  selir  richtig  bemerkt,  dass  wir  unsere  Absichten  nicht 
voreilig  in  alle  Welt  hinausschreien  dürften.  Die  innere  Colonisation  sei  aasser- 
ordentlich  schwer  durchzuführen.  Bosnien  würde  freilich  an  sich  ein  vortri'ffliches 
Colonisations-Gebiet  bilden,  aber  die  bosnische  Regierung  verhalte  sich  ähidichen 
Bestrebungen  gegenüber  durchaus   ablehnend. 

Dr.  Schmid  macht  Mittheilungen  über  den  ungeheuren  Aufscliwung,  den 
die  franzüsisc'lie  Colüiiisatioii  seit  dem  .lahro  1870  genommen.  Gegenwärtig  sei 
Frankreich  der  drittgrösste  Colonialstaat  der  Erde,  fm  vorigen  Sommer  habe  zn  Lyon 
eine  grosse  Ausstellung  der  französischen  Colonien  stattgefunden.  Da.selbst  seien 
auch  sämmtliche  Export-  und  Importartikel  der  einzelnen  Colonien  ausgestellt 
wurden.  Redner  sei  sehr  erfreut  gewesen,  daselbst  zu  sehen,  da.ss  in  Nordafrika, 
namentlich  in  Tunis,  der  österreichische  Import,  besonders  in  Schuhwerk  und  in 
Pic/,,  diui  Markt  lieherrsclie.  Aber  die  liefürcbtung  dränge  sich  auf,  dass  Oesterreich 
diese  Ilurrschaft  nicht  mehr  lange  behalten  werde.  Demi  Frankreich  colonisiore 
seine  ülierseelschen  Länder  immer  mehr,  zwar  nicht  mit  Menschen  —  dafür  eignen 
sich  jene  Gebiete  nicht  —  aber  mit  Capital.  Die  Arbeitskraft  .sei  in  jenen  Ländern 
noch  billiger  als  bei  uns,  und  wenn  dieselben  nun  mit  Capital  befruchtet  werden, 
so  werde  dort  billiger  produciert  werden  als  bei  uns,  und  unsere  Exportindustrie 
werde  da.selbst  einen  schweren  Kampf  zu  bestehen  haben.  Unser  Schafexport 
nach  Frankreich  werde  durch  die  tunesische  Coinnirrenz  bereits  sclnver  beeinträchtigt. 
Die  snciali?  Noih  sei  nicht  das  einzige  oder  auch  nur  das  Hauptmotiv  der  Aus- 
wanderung, eine  viel  grössere  Rolle  spielen  politische  und  religiöse  Momente.  Die 
englischen  Cidonisten,  die  Amerika  besiedelten,  hätten  ihr  Vaterland  meist  aus 
religiösen  Gründen  verlassen.  Preussen  sei  von  vertriebenen  österreichischen  und 
französischen  Protestanten  bevölkert  worden.  Noch  in  den  Dreissiger-Jahren 
dieses  Jahrhunderts  sei  eine  protestantische  Colonie  aus  dem  Zillerthale  ausgewiesen 
worden  und  habe  sich  in  Preussisch-Schlesien  niedergelassen.  Die  gegenwärtige 
Sti'igcrnng  der  Auswanderung  habe  ihren  Grund  darin,  dass  der  Hauer  Jioden 
braucht;  in  Oesterreich-Üngarn  werde  aber  immer  mehr  Ackergrnnd  in  Jagdland 
verwandelt,  immer  mehr  Land  werde  in  Pideicommissen  vincnliert.  Man  solle  also 
im  Inlande  colonisieren,  aber  auf  die  richtige  Weise. 

Der  Vorsitzende,  Sectionsschef  von  Inama-Ste  rii  egg  weist  in  seinem 
Resnm(5  darauf  hin,  dass  jede  Geschichtsperiode  die  ihr  homogene  Colonisations- 
form  gehabt  habe;  die  grundherrliche,  die  militärische,  die  bnreaukratische.  Die 
einzige  Form,  welche  heute  möglich  sei,  sei  die  der  Colonial-Gesellschaft.  Diese 
Gesellschaften  können  sich  ihre  Aufgabe  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin 
construieren,  sie  können  vielseitig  sein,  das  Auswandernngswesen  wirksam  organi- 
sieren,   als   Paciscenten    mit   fremden    Regierungen,    als    Garanten    wirtschaftlicher 
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Erfolge  für  das  Gosscapital  auftreten.  Darum  begrüsst  er  das  Zustandekommen 
einer  solchen  Gesellschaft  in  Oesterreich  mit  Freude  und  glaubt  mehr  als  einen 
Zufall  darin  sehen  zu  wollen,  dass  gleich  nacli  der  Gründung  derselben  in  unserer 
Gesellschalt  diese  Discussion  stattfand.  Der  Herr  Vorsitzende  dankt  sodann  dem 
Herrn   Eeferenten  für   seine  Ausführungen  und  schliesst  die  Versammlung. 

LH.   Plenapversammlung  vom   15.  Jänner   1895. 

Herr  Dr.  Alexander  Peez,  welcher  an  Stelle  des  Präsidenten,  Sections- 
Chefs  von  Inama-Sternegg,  den  Vorsitz  führt,  gibt  die  Namen  der  neu 
eingetretenen  Mitglieder  bekannt  und  ertheilt  sodann  Herrn  Dr.  Hans  Hatschek, 
Syndicus  der  Magdeburger  Kaufmannschaft,  das  Wort  zu  seinem  Vortrage  über 
die  deutsche  Gesetzesvorlage  betreffend   den  unlauteren  Wettbewerb. 

Herr  Dr.  Hans  Hatschek  bringt  nun  folgende  Ausführungen: 

Die  Grundlage  des  ganzen  wirtschaftlichen  Lebens  ist  der  freie  Wettbewerb. 
Doch  kann  und  darf  dieser  nur  insoweit  stattfinden,  als  dadurch  nicht  berechtigte 
Interessen  verletzt  werden,  als  er  nicht  gegen  das  geltende  Recht  und  nicht  gegen 
Sitte  und  Moral  verstösst.  Sitte  und  Moral  sind  aber  so  schwankende  Begriffe, 
nach  Ort  und  Zeit  verschieden,  und  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Grenzen  des  freien 
Wettbewerbes  schwer  zu  bestimmen. 

Es  entsteht  zunächst  die  Frage:  Wie  ist  die  freie  Concurrenz  gegenwärtig 
eingeschränkt?  In  erster  Linie  durch  das  Strafgesetz,  dann  durch  die  Schaden- 
ßrsatzbestimmungen  des  Civilgesetzes  und  schliesslich  durch  Specialgesetze.  Als 
solche  sind  die  Muster-,  Marken-  und  Patentschutzgesetze  zu  nennen.  Ein  neuer 
Schritt  auf  dieser  Bahn  ist  durch  das  neue  deutsche  Marken  Schutzgesetz 
vom  vorigen  Jahre  gethan  worden.  In  diesem  Gesetze  hatte  sich  die  deutsche 
Legislative  zum  ersten  Mal  zu  einer  allgemeinen  Maassregel  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  aufgeschwungen,  indem  jede  Nachahmung  der  als  Kennzeichen  eihes 
anderen  Geschäftsbetriebes  anerkannten  ArtderVerpackung  undjede  falsche  Ur.sprungs- 
bezerchnung  einer  Ware  unter  Strafe  gestellt  wurde.  Schon  damals,  bei  der  Berathung 
im  Reichstage,  brachte  der  Abg.  Roeren  einen  Antrag  ein,  nach  welchem  auch  jede 
falsche  Angabe  über  den  Ursprung  der  Ware,  über  den  Anlass  zum  Verkauf,  die 
Preisbemessung  etc.,  die  in  der  Absicht  gemacht  werde,  einen  Irrthum  zu  erregen 
gestraft  werden  sollte.  Dieser  Antrag  wurde  damals  abgelehnt,  weil  er  in  das 
Markenschutzgesetz  nicht  hineinpasste  und  man  diese  schwierige  Materie  nicht 
im  Handumdrehen  erledigen  konnte.  Jedoch  w^urde  damals  eine  Resolution  gefasst, 
in  der  die  Regierung  aufgefordert  wurde,  dem  Reichstage  möglichst  bald  einen 
Gesetzentwurf  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vorzulegen. 

In  der  That  reichen  die  gegenwärtigen  gesetzlichen  Mittel  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes  nicht  ans.  Die  moralisch  verwerflichsten  Handlungen 
bleiben  straflos,  wenn  sie  nicht  unter  die  Merkmale  des  Betrugsparagraphen  passen. 
So  lässt  sich  namentlich  in  vielen  Fällen  das  Schadensmoment  nicht  nachweisen, 
oft  ist  es  auch  nicht  vorhanden.  So  z.  B.,  wenn  jemand  Schundware  unter  den 
marktschreierischesten  Anpreisungen  verkauft,  aber  zu  einem  so  niederen  Preise, 
wie  er  eben  der  Ware  angemessen  ist.  Ebensowenig  vermag  das  bürgerliche  Recht 
diesen  Ausschreitungen  zu  begegnen.    Die  französische  Jurisprudenz  allerdings  hat 
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fts  vorstanden,  den  §  1082  des  codft  civilo,  nach  Wfdchem  Jed«rmann  den  durch 
sein  Verschnldi!»  verursachten  Schaden  zu  ersetzen  hat  —  ein  Satz,  der  fast  in 
allen  hürgerliclien  ßesetzl)fichern  in  ganz  .'ihnlidier  Textieniii),'  vorkommt  —  als 
vortreffliches  Kmnpfniittel  gegi^n  die  conciirrence  deloyal«^  zu  verwerten.  Im 
bürgerlichen  Gesetzbuch,  im  proussischen  Landrecht,  ja  überhaupt  fast  in  allen 
ßesetzgebnngeii  fnidet  sich  ein  Panigniiih  gleichen  Inhalts,  aber  nirgends  haben 
ihn  die  .Turisten  in  ühnlicher  Weise  zu  gebrauchen  gewusst.  Die  allzu  gewissen- 
haft« und  emsto  Art  des  deutschen  Rtchters  hindert  ihn  daran,  einem  besetze 
eine  so  ausserordentlicli  weite  Au.slegung  zu  geben. 

Es  gibt  drei  Hauptformen  des  unredlichen  Wettbewerbes,  gegen  welche  man 
eine  g('setzliche  Alivvehr  verlangen  könnte.  Das  sind:  1.  die  Täuschung  des 
Tublicums  dadurch,  dass  der  Ware  Eigenschaften  angedichtet  werden,  die  .sie  nicht 
besitzt,  ferner  durch  fälschliche  Bezeichnung  der  Verkaufsveranlassung  („wegen 
Coiicnrs",  „von  einer  Verlassenschaft  herrührend"),  durch  unwahre  Angaben  über 
den  Ursprung  d(^r  Ware,  über  erhaltene  Auszeichnungen  etc.;  2.  Benachtheiligung 
der  Concurrenz  durch  Benützung  fremder  Qualificationen,  fremder  Firmen,  fremder 
Geschäftsgeheimnisse;  3.  Verbreitung  unrichtiger  Angaben  über  Credit  oder 
Ware  des  Concurrenten.  Gewiss  ist  diese  Aufziihlung  nicht  erschöpfend;  es  gibt 
ja  MO(-li  eine  Fülle  anderer  Arten  unlauteren  oder  unschönen  Geschäftsgebarens. 
Es  ist  ja  z.  B.  auch  nicht  schön,  wenn  eine  überlegene  Capitalsmacht  längere 
Zeit  Weit  unter  den  Selbstkosten  verkauft,  um  seine  Concurrenten  zu  ruinieren, 
oder,  \v(>iin  der  Eine  dem  anderen  seine  Geschäftsangestellten  wegengagiert,  ohne 
dass  es  sich  hieboi  um  directen  Verrath  eines  Geschäftsgeheimnisses  handelte; 
aber  man  kann  ja  nicht  gegen  alles,  was  nicht  als  ganz  fair  im  kaufmännischen 
Sinne  betrachtet  wird,  mit  Gesetzen  vorgelien. 

In  den  erwähnten  drei  Richtungen  ist  man  nun  auch  in  Deutschland  vor- 
gegangen. Die  Sache  ist  namentlich  auch  auf  der  Conferenz  einiger  norddeutscher 
Handelskammern,  die  auf  Einladung  Aor  Braunschweiger  Kammer  zusammentrat, 
eingehend  beralhen  worden.  Es  wurde  dasidbst  zunächst  der  Schutz  des  Betriebs- 
und Geschäftsgeheiiuni,sse  verhandelt.  Die  Ansichten  der  betlieiligten  Hiindels- 
kreise  waren  getheilt.  Die  Einen  meinten,  ein  solcher  Schutz  sei  absolut  erforderlich; 
zur  Erhärtung  ihrer  Ansichten  führten  sie  einige  cnusse  Beispiele  an,  wie  z.  B.  ein 
Sohn  oder  sonst  ein  Verwandtor  eines  Producenten  sich  als  Arbeiter  in  die  Fabrik 
des  Concurrenten  eingeschlichen  ha1)e,  um  die  Betriebsgi'heimnis.se  zu  erforschen, 
wie  ein  Kaufmann,  der  die  Kundenlisto  eines  anderen  entwendete,  nach  Abschrift- 
nahme  alier  wieder  zurückstellte,  .straflos  ausgieng,  weil  seine  Handlungsweise  weder 
unter  den  gesetzlichen  Begriff  des  Diebstahles,  noch  unter  den  eines  anderen 
Delictes  passte.  Auf  der  anderen  Seite  wies  man  wieder  darauf  hin,  dass  die 
Verlireitur.g  neuer  Ernnduiigeti  der  ganzen  Industrie  zum  Vortheile  gereiche  und 
dass  es  ausserordentlich  schwer  .sei,  hier  die  Grenze  zwischen  Erlaubtem  und 
liorliiiilitem  zu  ziehen.  Sehr  viele  Angestellte  der  verschiedensten  .\rt,  Chemiker, 
Techniker  etc.,  könnten  dann  beim  Austritte  ans  ihrer  Stellung  die  erworbenen 
Erfahrungen  und  Kenntnisse  nicht  rocht  vorwerten.  Darum  sprach  sich  diese 
Partei  gegen  den  strafrechtlichen  Schutz  dos  Geschäftsgeheimnisses  aus  und 
besonders  gegen  die  Ausdehnung  dieses  Schutzes  über  die  Dienstzeit  des  Angestellten 
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hinaus.  In  der  That  einigte  sich  schliesslicli  die  Conferenz  dahin,  dass  der  Schutz 
des  Oeschäfts-  und  Betriebsgeheimnisses  auf  die  Dienstzeit  eingeschränlft  bleiben 
sollte;  eine  spätere  Mittheilung  des  Geheimnisses  dürfe  nur  dann  gestraft  werden, 
wenn  das  Geheimnis  auf  unlautere  Weise  oder  in  böser  Absicht  erworben  worden 
war.  Ebenso  W'Urde  der  fahrlässige  Verrath  (aus  Ilnachtsanikeit)  von  der  Straf- 
barkeit ausgeschlossen. 

Auch  bei  den  übrigen  Fragen  gab  es  zwei  Parteien.  Namentlich  die 
Vertreter  der  Halle'schen  Handelskammer  traten  dafür  ein,  den  freien  Wettbewerb 
möglichst  wenig  zu  beschränken,  die  Consumenten  nicht  zu  bevormunden;  sie  wiesen 
auf  die  Gefahr  der  Denunciation  hin,  die  jede  strenge  Eeglementierung  mit  sich 
bringen  werde.  Indessen  erlangte  die  Gegenpartei  in  den  meisten  Fragen  die 
Mehrheit.  Allerdings  auf  die  Wünsche  der  Vertreter  der  kleingewerblichen  Kreise, 
auch  den  Hausierhandel,  die  Consnmvereine  zu  verbieten,  kurzum,  jeden  unbequemen 
Wettbewerb  schon  als  unlauteren  zu  behandeln,  gieng  die  Majorität  nicht  ein. 
Aber  ziemlich  weitgehend  war  schon  der  Beschlass,  die  Annahme  einer  Firma, 
durch  die  eine  Täuschung  hervorgerufen  werden  könne,  zu  verbieten,  sei  es  selbst 
die  Verwendung  des  eigenen  Namens.  Es  sollte  z.  B.  nicht  Jemand,  der  zufällig 
Ludwig  Roederer  heisst,  unter  dieser  Finna  Champagner  erzeugen  dürfen,  um 
nicht  die  Verwechslung  mit  seinem  berühmten  Namensvetter  herbeizuführen. 
Einstimmig  wandte  man  sich  gegen  die  üblichen  Quantitäts-  und  Gewichts- 
verschleicrungen.  Bei  vielen  Waren  nämlich,  welche  usancemässig  verpackt  in 
gewissen  Gewichten  oder  Maassen,  aber  ohne  ausdrückliche  Bezeichnung  dieser 
Gewichte  in  den  Handel  gebracht  werden,  ist  es  nach  und  nach  Sitte  geworden,  in 
die  gleiche  Verpackung  ein  geringeres  Gewicht,  ein  kleineres  Maass  einzuschliessen 
und  das  Publicum  auf  diese  Weise  zu  übervortheilen.  Das  geschieht  namentlich 
häufig  bei  Garnsträngen,  bei  Getränken  in  Flaschen  etc.  Die  Conferenz  befürwortete 
Bestimmungen,  nach  welchen  jeder  Artikel  nur  entweder  in  gesetzlich  bestimmten 
Mengeneinheiten  oder  mit  ausdrücklicher  äusserlicher  Bezeichnung  des  Gewichtes 
verkauft  werden  dürfte.  Endlich  wurde  auch  gewünscht,  dass  Pressreclamen 
im  redactionellen  Theile  einer  Zeitung,  wenn  der  betreffende  Redacteur  sie  wider 
besseres  Wissen  und  Gewissen  aufgenommen  habe,  einer  strafrechtlichen  Eejiression 
unterliegen  sollten   —   eine  recht  zweischneidige  Bestimmung. 

Indes  hatte  die  deutsche  Keichsregierung  Grundzüge  eines  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  ausgearbeitet  und  sie  einer  Enquete- 
Commission  zur  Berathung  vorgelegt.  Diese  Grondzüge  wendeten  sich  gegen  die 
folgenden  fünf  Arten  der  concurrence  d<Jloyale: 

1 .  Die  Aussclireitungen  im  Reclamewesen  (nach  dem  Antrage  R  o  e  r  e  n). 

2.  Unwahre,  den  Absatz  oder  Credit  eines  Concurrenten  schädigende 
Behauptungen. 

3.  Verrath  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen. 

4.  Quantitätsverschleierungen. 

5.  Auf  Täuschung  berechnete  Benützung  fremder  Firmen  oder  Geschiifts- 
bezeichnungen. 

In  der  Commission  traten  nun  wieder  dieselben  Gegensätze  zutage,  wie  in 
der  Handelskammer-Conferenz.    Namentlich  wurde  ein  harter  Kampf  darum  geführt. 


ob  itiaii  ili'iii  Ui'licl  bloss  durch  civilrechtliche  oder  durch  «trafrechtliche  Bestim- 
mungen ht'y;('^\Hm  solle.  Die  Meinung  drang  durch,  dass  die  Unlauterkeit  bereits 
ein  sociales  Uebel  sei,  der  kleinere  Gewerbetreibende  insbesondere,  der  ohnehin 
unter  der  Ungunst  der  Zeiten  kranke,  habe  den  schwersten  Schaden  davon.  Es 
sei  also  eine  strafrechtliche  Repression  nOthig,  aber  allerdings  nur  dann,  wenn 
gegen  besseres  Wissen  od^r  Gewissen  gidiandelt  wordt^n  sei.  Im  Allgemeinen 
aber  sollte  der  civilrec,htiicli(^  Schutz,  der  Schadenersatz  in  den  Vordergrund 
treten. 

Im  October  1894  hatte  die  Comniission  ihre  Arbeiten  bereits  beendet,  der 
Gesetzentwurf,  den  die  Regierung  auf  Grund  derselben  ausarbeitete,  wurde  erst 
zu  Anfang  dieses  Jahres  der  Oeffentlichkeit  übergeben.  Er  war  auf  den  Grund. 
Zügen  aufgebaut,  mit  Berücksichtigung  der  Commissionsbeschlüsse.  Im  Einzelnen 
wäre  folgendes  zu  bemerk(^n : 

Was  die  AusscluMutungen  im  Eeclaraowesen  betrifft,  so  müssen  sie  that- 
sächlicher  Art  sein.  Denn  wie  der  Motivenbericht  sagt:  Die  Eeclame  ist  eine 
durchaus  berechtigte  Form  des  modernen  Geschiiftswesens.  Sie  wird  auch  meist 
in  der  Form  geübt,  dass  die  eigene  Ware  möglichst  herausgestrichen  wird.  Aber 
bis  zu  unwahren  thatsächlichen  Angaben  darf  sie  nicht  gehen,  weder  über  die 
Bezugsquellen  (»aus  einem  Nachlasse  herrührend,  ans  einer  Concursmasse  u.  s.  w. . .)" 
noch  über  die  Menge  der  Vorriithe,  noch  auf  den  Besitz  von  Auszeichnungen, 
noch  auf  den  Anlass  zum  Verkaufe.  —  Eine  derartige  Reclame  gibt  jedem  Gewerbe- 
treibenden, der  Waren  ähnlicher  Art  verkauft,  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz 
und  vor  Allem  auf  Unterlassung  dieser  unwahren  Angaben.  Sein  Schaden 
besteht  hier  in  entgangenem  Gewinn  und  dieser  wird  ihm  in  Form  einer  Busse 
zu  seinen  Gunsten  zuerkannt.  Ein  strafrechliches  Verfahren  kann  auch  hier  nur 
dann  eingeleitet  werden,  wenn  wissentlich  falsche  Angaben,  und  zwar  einem  grösseren 
Kreise  gegenüber  gemacht  werden. 

Bezüglich  der  Qiiantitiitsverschleierungen  sollte  dem  Bundesrath  die  Fest- 
setzung der  Waren  überlassen  werden,  die  nur  nach  einer  bestimmten  Einheits- 
menge oder  mit  Gewichtsbezeichiiung  auf  der  Verpackung  verkauft  werden  dürfen. 

Der  Credit  des  Gi'schiiftsmannes  war  bcnuts  durch  das  Strafgesetz  vor 
Untergrabung  durch  unwahre,  beweislose  Angaben  geschützt,  jetzt  wird  es  auch 
der  Absatz  desselben.  Doch  soll  die  berechtigte  Kritik  dadurch  nicht  ausgeschlossen 
werden.  Und  es  ist  ausdrücklich  gesagt,  dass  dort,  wo  die  Absicht,  den  Absatz 
oder  Credit  zu  zerstören,  von  vorherein  nicht  vorhanden'  ist,  auch  keine  Ver- 
antwortung eintreten  kann.  Niimentlich  dann,  wenn  Jemandem,  der  ein  berechtigtes 
Inten^sse  an  einer  Erkundigung  hat,  auf  seine  Anfrage  Auskunft  gegeben  wird. 
Würde  diese  Aufnahme  nicht  ginnacht,  so  wäre  den  kaufmännisch  so  wichtigen 
Informations-Bureaux  die  Existenzmöglichkeit  abgeschnitten,  und  Oberhaupt  die 
kaufmännische  Ausknnftsertheilung  untergraben. 

Man  hatte  auch  in  Erwägung  gezogen,  ob  nicht  das  ganze  Firmenrecht 
einer  Abänderung  unterzogen  werden  sidlte.  Namentlich  wurden  Klagen  darüber 
laut,  dass  man  aus  der  Firma  das  Geschlecht  des  Inhabers  meist  nicht  ersehen 
könne.  Diesen  Wünsclicn  wurde  jedoch  kein  Gehör  gegebi'u.  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Bestiunuung  diT  Firiiieneintragungen   dem  Handelsgesetze  angehören   und 
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nicht  ohne  starke  Nötlügnng  allein  und  getrennt  reformiert  werden  sollte.  Nur 
um  den  ärgsten  Misständen  za  begegnen,  wurde,  wie  erwähnt,  die  auf  Tiiuschung 
berechnete  Benützung  einer  fremden  Firma  oder  üeschäftsbezeiohnung  für  unzulässig 
erklärt . 

Verrath  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen  wird  während  der  Dienst- 
zeit und  noch  zwei  Jahre  nach  dem  Austritt  als  stran)ar  erklärt.  Hingegen 
können  Geschäftsfreunde  oder  Vertreter,  die  in  keinem  Dienstverhältnisse  stehen, 
sich  eines  solchen  Vergehens  nicht  schuldig  machen.  — 

Das  wäre  im  Wesentlichen  der  Inhalt  der  Vorlage.  Was  ihren  Wert  betrifft, 
so  meinen  viele  Kaufleute,  es  wäre  auch  ohne  das  Gesetz  besser  geworden,  ja  es  sei 
derzeit  schon  besser,  als  es  früher  war.  In  der  „guten  alten  Zeit"  sei  viel  mehr 
„gemogelt"  worden,  nur  sei  man  damals  viel  naiver  gewesen  und  habe  ein  solches 
Vorgehen  als  etwas  Natürliches,  als  ein  nothwendigcs  Ingredienz  des  Handels 
angesehen.  „Ich",  meint  Redner  „kann  mich  der  Ansicht  nicht  verschliessen, 
dass  ein  Einschreiten  der  Gesetzgebung  nöthig  ist.  Aber  ich  möchte  glauben,  dass 
mit  besonderer  Vorsicht  verfahren  werden  muss,  um  nicht  auch  den  ruhigen 
Geschäftsbetrieb  zu  treffen,  dass  insbesondere  der  strafrechtliche  Schutz  mehr  in 
den  Hintergrund  treten  sollte,  als  es  in  der  gegenwärtigen  Vorlage  der  Fall  ist. 
Es  handelt  sich  ja  doch  fast  immer  um  ein  privatrechtliches  Interesse.  Namentlich 
bei  der  blossen  Marktschreierei  und  dem  Verrathe  von  Geschäftsgeheimnissen 
sollte  man  mit  Anwendung  des  Strafrechtes  vorsichtig  sein,  und  wa-s  den  letz- 
teren anbetrifft,  besser  die  Beschlüsse  der  erwähnten  Handelskammer-Conferenz 
acceptieren,  welche  den  Geheimnisschutz  wesentlich  einschränken.  Mit  der  Verhütung 
der  Quantitätsverschleierungen  durch  die  in  Aussicht  genommenen  M'iassnahmen 
hingegen  ist  Redner  völlig  einverstanden. 

Herr  von  Fächer  begrüsst  den  deutschen  Gesetzentwurf  mit  der  grössten 
Freude.  Er  habe  den  unlauteren  Wettbewerb  stets  bekämpft  und  es  sei  ihm  auch 
gelungen  durch  den  Einfluss  seiner  parlamentarischen  Freunde  in  das  neue  Straf- 
gesetzbuch einen  Paragraphen  (§  317)  einzufügen,  demzufolge  derjenige  strafl)ar 
sein  wird,  der  über  eine  Ware  unwahre,  auf  Schädigung  berechnete  Angaben 
irgend  welcher  Art  macht,  sei  es  nun,  dass  diese  deren  Herkunft.  Qualität  oder 
Quantität  betreffen.  Damit  werden  auch  die  Qiiantitätsverschleierungen  getroffen, 
wenngleich  hier  die  Täuschung  über  die  Quantität  nicht  ausdrücklich  erfolgt. 

Der  Vorsitzende  Dr.  Alexander  Peez  sagt  im  Anschlüsse  an  die  Worte 
des  Vortragenden,  dass  der  civilrechtliche  Schutz  des  ehrlichen  Handels  die  Haupt- 
sache sei.  Mit  diesem  sehe  es  bei  uns  in  Oesterreich  sehr  übel  aus,  weil  stets 
eine  bestimmte  Schadenziffer  geltend  gemacht  werden  müsse.  In  crimineller  Beziehung 
stehe  es  hingegen  besser.  Das  neue  Strafgesetz  werde  ausser  dem  von  Herrn 
von  Fächer  bereits  angeführten  §  317  noch  einen  anderen  enthalten  (321),  der 
den  Verrath  des  Geschäftsgeheimnisses  als  strafbar  erklären  werde.  Auch  diese 
Bestimmung  sei  erst  in  letzter  Stunde  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden 
infolge  eines  eclatanten  Vertrauensmissbrauches  an  einer  bekannten  Wiener  Firma. 
Doch  sei  dies  selbstverständlich  nicht  hinreichend,  es  müsse  noch  ein  Special- 
gesetz geschaffen  werden.  Es  wäre  übrigens  auch  nöthig,  dass  die  Richter  durch 
eine  entsprechende  Vorbildung  in  die  Möglichkeit  gesetzt    würden,   diesen  Dingen 
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nii^hr  VerstiiiHliiis  oiitgpgciizubringfüi,  als  dies  htmto  oft  goschohc.  Am  bcHtcn 
wäre  wdlil  dio  Heranziehung  von  Sachvon^tiindigun,  dio  als  Schöffen  mitzuwirken 
hätten. 

Der  Vorsitzende  schliesst  sodann  die  Sitzung,  indem  er  Herrn  Dr.  Hatschek 
den  Dank  der  Versammlung  ausspricht. 

LIII.   Plenarversammlung  vom   29.  Jännen  1895. 

Nach  den  einleitenden  Worten  dos  Vorsitzendon,  Sectionsschefs  von  Inama- 
S.tornegg,  durch  welche  derselbe  darauf  hinweist,  die  der  Gesellschaft  eigen- 
thümlicho  Zusammensetzung  aus  Juristen  und  Praktikern  sei  zur  Besprechung  des 
vorliegenden  Gegenstandes  besonders  geeignet,  erhält  Privatdocent  Dr.  Kugen 
Ehrlich  das  Wort;  derselbe  sagt,  er  müsse  vor  Allem  die  Bemerkung  voraus- 
schicken, dass  or  zu  den  entschiedensten  Gegnern  des  Börseschiedsgerichtcts 
gehöre.  Dies  sei  wahrscheinlich  auch  der  Grund  gewesen,  weshalb  der  Vorstand 
der  Gesellschaft  ihn  mit  der  Abstattung  des  Referates  betraut  hat;  nur  im  Kampfe 
der  Meinungen  komme  die  Wahrheit  ah  den  Tag. 

Auszugehen  sei  von  dem  Satze,  dass  der  moderne  Staat,  der  sich  Hcclitsstaat 
nenne,  sicli  nicht  nur  darum  zu  kiimnKUTi  habe,  dass  Recht  gesprochen,  sondern 
auch,  wie  Recht  gesprochen  werde.  Deshalb  habe  or  immer  und  überall  die  Rechts- 
pflege mit  Garantien  materii'Uer  und  formeller  Art  umgeben.  Zu  den  Garantien  der 
ersteren  Gattung  gehören  namentlich  die  Ansprüche,  die  das  Gesetz  an  die  Vorbildung 
und  das  Vorleben  des  Richters  stellt,  die  criminelle,  disciplinäre  und  civilrcchtliche 
Verantwortlichkeit,  der  es  ausgesetzt  wird,  andererseits  dio  gesetzliche  und  materielle 
Unabhängigkeit,  deren  er  sich  erfreut,  der  geordnete  Instanzenzug  u.  s.  w.  Welche 
Garantien  biete  das  Schiedsgericht  in  dieser  Beziehung?  Das  Schiedsgericht  der 
Effectenbranche  der  Wiener  Börse  bestehe  aus  36,  das  der  Warcnbrancho  aus  30 
ans  der  Mitto  der  Börs(;besucher  gewählten  Mitgliedern.  Diis  activo  Wahlrecht 
habe  jeder  in  die  betreffende  Section  eingetragene  Börsenbesucher,  welcher  im 
Laufe  der  letzton  drei  Jahre  im  Besitze  einer  entgeltlichen  Börsenkarto  war  und 
noch  ist,  oder  bei  kürzerem  Besitze  einer  solchen  Karte  durch  die  letzten  drei 
Jahre  Inhaber  einer  protokollierten  Firma  war  und  zur  Zeit  noch  ist,  und  in  beiden 
Källi^n  wählend  der  hetzten  drei  Jahre  seine  Verbindlichkeiten  aus  Börson- 
beziehungswoise  Handelsgeschäften  erfüllt  hat,  und  nicht  während  dieser  Zeit  wegen 
einer   Uebertretung   vom  Börsobesucbe   ausgeschlossen  worden  ist. 

Soll  nun  die  Zugehörigkeit  des  Schiedsrichters  zum  Handelsstande  oder  dio 
Thatsache,  dass  or  während  der  letzton  drei  Jahre  ein  leidlich 
anständiger  Mensch  gewesen  ist,  als  Garantie  gelten?  Der  Umstand,  dass  dio 
Schiedsrichter  von  den  Börsemitgliedern  gewählt  werden,  ist  die  einzige  thatsäeh- 
liche  Garantie  und  diese  ist  ganz  ungenügend. 

Wenn  die  itörseschiedsgerichte  wirkliche  Schiedsgerichte,  die  Richter  dio 
Vertrauensmänner  der  Parteien  wäri'n.  könnte  man  sich  noch  allenfalls  zufrieden 
geben.  Das  ist  aber  nicht  einmal  dann  der  Fall,  wenn  beide  Streitparteien  Börse- 
mitglieder sind.  Denn  es  sei  ja  möglich,  dass  die  betreffenden  Börsomitglieder 
für  eine  ScbicMlsrichterliste  gestimmt  haben,  die  in  der  Minorität  geblieben.  Der 
häufigste  Fall   sei   der,   dass   die  Parteien   einen  Schlusszettel   unterschreiben,   auf 
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welchem  neben  anderen  Dingen,  die  sie  nicht  verstehen  und  um  die  sie  sich  nicht 
kümmern,  auch  die  Schiedsgerichtsclausel  enthalten  ist.  Da  sei  den  Parteien  die 
Person  des  Schiedsrichters  ganz  unbekannt,  er  könne  also  nicht  als  Vertraucns- 
person  angesehen  werden. 

Während  positive  Garantien  fehlen,  gibt  es  allerdings  negative.  Das 
Börseschiedsgericht,  wenn  es  zwischen  Börsemitgliedeni  und  Nichtbörsemitgliedern 
zu  entscheiden  hat,  ist  ein  Standesgericht  im  schlechtesten  Sinne  des 
Wortes.  Sachverständige  aus  den  Börsemitgliedern  zu  Kichtern  zwischen  Börse- 
mitgliedorn  und  Nichtniitgliedern  erheben,  heisse  die  Kameraderie  zur  aus- 
schliesslichen Macht  machen.  In  der  That  scier.  auch  die  Klagen  über 
die  Parteilichkeit  der  Schiedsgerichte  ganz  allgemein.  Redner  führt 
sodann  eine  Eeihe  von  Fällen  an,  durch  welche  er  die  Gefahren  darzuthun 
sucht,  welchen  die  Parteien  ausgesetzt  seien,  wenn  sie  von  dem  Schiedsgericht 
eine  sachliche  und  rasche  Entscheidung  erwarten. 

Referent  fährt  dann  fort;  Diese  Beispiele  Hessen  sich  leicht  vertausend- 
fachen, er  unterlasse  dies  aber,  denn  es  könne  ja  gar  nicht  anders  sein,  die 
Schiedsrichter  müssten  sonst  keine  Menschen  sein.  Sie  seien  mit  den  Börse- 
besuchern dem  übrigen  Publicum  gegenüber  durch  gemeinschaftliche  Interessen 
verbunden;  heute  sei  der  Börsebesucher  A  Schi(!dsrichter  in  der  Sache  des  Börse- 
besuchers B,  und  morgen  wird  der  Börsebesucher  B  Schiedsrichter  in  der  Sache 
des  Börsebesuchers  A  sein. 

Der  Staat  habe  aber  weiters  auch  ein  Interesse  daran,  dass  das  Recht 
nicht  auf  dem  Papier  stehen  bleibe,  sondern  zur  Anwendung  gelange;  dies  gelte 
weniger  bei  den  NornnMi  dispositiver  Natur,  sicher  aber  bei  denjenigen  öffentlich 
rechtlicher  Natur.  Eine  Controle,  dass  diese  Normen  vim  den  Schiedsrichtern 
angewendet  werden,  habe  er  nun  absolut  nicht.  Besonders  in  unseren  Zeiten  der 
socialpolitischen  Gesetzgebung  habe  diese  Erwägung  eine  grosse  Bedeutung. 

Dieser  Uebelstand  bestünde  selbst  dann,  wenn  sich  nicht  im  Börsenstatnte 
die  ominöse  Bestimmung  fände:  „Die  Schiedsgerichte  verhandeln  und  entscheiden 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen",  (also  nicht  nach  d(^m  Gesetze).  Spielen 
vielleicht  auf  dem  Gebiete  der  Börseschiedsgericlite  die  zwingenden  staatlichen 
Normen  keine  Rolle?  Je  mehr  ihre  Thätigkeit  auf  die  Börsebesucher  eingeschränkt 
wird,  desto  mehr  wird  die  Gefahr  allerdings  vermindert,  aber  aufgehoben  wird 
sie  nicht. 

Der  Rechtsgrundsatz  der  Unklagbarkeit  der  Differenzgeschäfte 
z.  B.  verdankt  zwar  wohl  keiner  socialpolitischen  Erwägung  seinen  Ursprang, 
tnitzdim  darf  er  in  keinem  Gesetze  fehlen,  er  ist  auch  thatsächlich  überall 
vorhanden.  Erst  jüngst  hat  der  Oberste  Gerichtshof  in  zwei  bekannten  Ent- 
scheidungen diesen  Rechtssatz  trefflich  begründet.  Wenn  aber  nun  die  Schieds- 
richter darüber  zu  entscheiden  haben,  ob  ein  Geschäft  ein  Differenzspiel  ist  oder 
nicht,  so  ist  thatsächlich  der  Bock  zum  Gärtner  eingesetzt.  Denn  obwohl  es  auf 
der  Börse  auch  ein  solides  Effectengeschäft  gibt,  so  nimmt  doch  auch  das  Differenz- 
spiel einen  breiten  Raum  ein  und  viele  von  den  Schii'dsrichterii  betheiligen  sich  an 
demselben.     Das  Börseschiedsgericht  hat  denn   auch   selbst   dann  Geschäfte   nicht 
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für  DiUcn^izspicli!  aiifjfijsuhoii,  wenn  mohr  verhandelt  wurde,  ah  die  fjaiize  Prr)ducti(in 
Ungarns  beträgt. 

Eh  ist  vielleicht  nicht  allgemein  bekannt,  da«s  die  Commissionäro  dor 
Etfectenbrancho  von  ihrem  Clienteii  vor  Allem  ein  Depot  vorlangen,  durch  welches 
sie  sichergestellt  sind,  während  ihre  Nachbarn  an  der  Börse  für  landwirt,schaft- 
liclie  Producte  und  an  der  Warenbörse  in  dieser  Beziehung  viel  coulanter  sind 
und  auch  ohne  Deckung  spitilen.  Dies  hat  seine  Ursache  darin,  dass  nur  die 
Competen/.  des  Schiedsgerichtes  der  beiden  letzteren  Börsen  sich  auch  auf  Nicht- 
initglieder  erstreckt.  J)er  Commissionär  dieser  Börse  kann  daher  ruhig  auf  die 
Deckung  verzichten,  denn  er  reicht  seine  Klage  beim  Schiedsgericht  ein  und  hat 
in  acht  Tagen  sein  executionsfähiges  Urtheil.  Dieser  Umstand  ennöglicht  aber 
erst  die  Dift'erenzgeschäfte  auf  Credit,  die  für  den  Spieler  viel  gefährlicher  und 
rainöser  sind,  als  die  Dilferenzgeschäfte  auf  Deckung.  Denn  der  Leichtsinnige 
denkt  bei  der  Ucbnrnahmi^  einer  Verpflichtung  absidut  an  keine  Gefahr,  während 
er  sich  die  Leistung  luncr  Zahlung  doch  ernstlich  überlegt.  Darum  haben  die 
Kömer  den  Frauen  jegliche  Intervention  bei  fremden  Schulden,  aber  nicht  die 
Zahlung  derselben  verboten,  darum  sind  bei  uns  Spiel-  und  Wettschulden  klaglos, 
aber  die  geleistete  Zahlung  ist  giltig. 

Vor  zwei  Jahren  gab  es  bei  uns  in  Oesterreich  zwei  sehr  intcres.saute 
Erscheinungen:  den  Mais-  und  Haferring.  Diese  Kingo  waren  nicht  Prodncenten- 
ringe,  wie  es  die  ausländischen  Hinge  fast  ausnalimslos  sind,  sie  waren  Ver- 
einigungen von  Speculanten,  die  alle  disponiblen  Vorräthe  an  Mais  und  Hafer 
zusammenkauften.  Sie  fnulen  ein  Analogon  nur  in  dem  französischen  Kupfer- 
syndicate.  Aber  auch  von  diesem  unterscheiden  sie  sich  dadurch,  dass  jene 
französischen  Millionäre  ihr  gewagtes  Spiel  mit  eigenen  Mitteln  und  auf  eigene 
Gefahr  spi(!lten.  Als  dann  die  Geschichte  zusammenliel,  waren  die  Macher  des 
Ringes,  Secrestan  etc.  die  ersten,  die  auf  der  Strecke  blieben.  Dor  Hafer  und 
der  Maisriiig  hingegen  auf  der  Wi(^ner  Frucht-  und  Mehlbörse  wurden  von  einer 
obscuren  Firma,  ven  der  niemand  bisher  etwas  gewusst  hatte,  und  nicht  auf 
eigene  Itechnuiig  und  Gefahr,  sondern  auf  die  einzelner  österreichischer  und 
ungarischer  nncher  Aristokraten  gebildet.  Als  dann  das  wahnwitzige  Werk  sein 
verdi(^nti^s  Schicksal  fand,  da  verloren  jene  Aristokraten  viele  Millionen,  die 
„Macher"  aber  zogen  sich,  wii'  man  behauptet,  mit  einem  reichen  »Schnitt" 
zurück.  Kill  sdUhcr  King,  der  sonst  die  Begleiterscheinung  eines  überaus  ent- 
wickelten Capitalisiiiiis  zu  sein  pflegt,  war  in  Oi'sterreich  nur  infolge  des  Schi<'ds- 
g<u'iclites  möglich.  Hätte  der  Commissionär  sich  vor  den  Gefahren  eini^s  langwierigen 
Eechisstreites  durch  das  Hcgidiren  einer  Deckung  schützen  müssen,  niemals  hätten 
seine  dienten  so  ungidieure  Summen  zur  Deckung  deponiert. 

Auch  die  ungeheure  Kaschheit  der  Börsi'schiedsgerichte  hat  ihr(>  Schattenseite. 
Jcmaiitl  spielt  auf  der  Börse  und  erleidet  grosse  Verluste.  Er  wird  in.solvent.  Alle 
Gläubiger  machen  ihre  Forderungen  geltend,  die  Differenzeii-Fordenmgen  bei  den 
Schiedsgericliteii,  dif  anderen  bei  den  staatlichen  Gerichten.  Bevor  aber  die 
letzteren  nachliuinpeln,  hat  di^r  Hörsentnann  bereits  auf  Grund  seines  schiedsgericht- 
licheii  Urtlieils  E.\ecution  geführt  und  sich  bereits  sichergestellt.  Die  Leute,  die  solide 
\\  aniiforderungen  lialn'ii.  ImIh-ii  das  Nachsehen.    Was  folgt  daraus?  Forderungen 
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dor  bedoiiklichsten  Art,  die  kidii  staatliches  Gericht  anerkennen  würde,  liabcn 
gowissermaassen  ein  Voraugsrocht  vor  soliden  Schulden,  gewissermaassen  ein 
staatlich  anerkanntes  Pfandrecht  an  dorn  ganzen  Vermögen  des  Schuldners. 

Das  Statut  des  Schiedsgerichtes  seinerseits  ist  ohne  Zweifel  schlecht,  es 
krinnto  aber  verbessert  werden,  die  Institution  als  solche  aber  kann  nie  verbessert 
werden,  sie  ist  alisolut  schädlich. 

Was  uns  der  Regieruiigsentwurf  bietet,  ist  das  Mindeste,  was  man  verlangen 
kann:  üeschränkung  des  Schiedsgerichtes  auf  die  Börsenbesucher,  bei  denen  es, 
wie  es  heisst,  wohlthätige  Folgen  haben  mag,  und  Reform  des  Statuts.  Weitere 
Zugeständnisse  dürfen  den  Schiedsgerichten  nicht  gemacht  werden. 

Nach  Eröffnung  dor  Discussion  über  das  vorstehende  Referat  erhebt  sich 
zunächst  Abgeordneter  von  Lindheim  zu  folgenden  Ausführungen:  Auf  den 
Vorwurf  der  Pflichtwidrigkeit,  den  der  Herr  Vorredner  den  Schiedsgerichten  gemacht 
hat,  und  der  auch  mich  als  den  Obmann  eines  der  bedeutendsten  treffen  uiüsste, 
gebüreud  zu  antwiirteii,  glaube  ich,  ist  hier  nicht  der  geeignete  Platz.  Ich  halte 
es  der  Würde  dieser  Gesellschaft  für  angemessen,  die  Frage  dor  Scliiedsgerichte 
von  einem  höheren  Standpunkte  aus  zu  behandeln.  Die  Börsenschiedsgerichti! 
stehen  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  der  Institution  der  Schiedsgerichte 
überhaupt;  sie  stehen  und  fallen  mit  diesen.  Nach  den  Schiedsgerichten  aber 
geht  der  Zug  der  Zeit.  Schiedsgerichte  verlangen  die  Arbeiter,  Schiedsgerichto 
verlangen  die  Unfallversicherten,  nicht  nur  hier,  sondern  auch  im  Deutschen  Reiche, 
Schiedsgerichto  verlangen  die  Genossenschaften  und  zwar  mit  immer  weiterer 
Competenz.  Auch  im  intcniationalen  Vorkehre  werden  immer  häufiger  Schieds- 
gerichte! angerufen.  Um  die  Enttäuschung  und  Agitation  zu  verstehen,  die  gegen 
die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Einführungsgesetzes  zum  Civilprocessentwurfc^ 
nicht  so  sehr  in  Börsen-  als  in  kauftnännischen  Kreisen  zutage  getreten  ist,  miiss 
man  sich  in  die  Zeit  zurückversetzen,  in  welcher  das  Börsengesetz  vom  1.  April 
1875  i'iitstandon  ist,  auf  Grund  dessen  sich  die  Börsenschiedsgerii'hte  gebildet 
haben.  Zur  Zeit  der  Börsenkriso  von  1873  gab  es  nodi  keine  Schiedsgerichto, 
sondern  der  Vorstand  übte  eine  Art  friedcnsrichtorlicher  Wirksamkeit  ohne  rechtliche 
Macht.  Die  Folge  war,  dass  sehr  viele  Börsenmitgliedor  ihren  Verpflichtungen 
nicht  nachkamen.  Da  war  es  denn  nicht  die  Börse,  welche  Schiedsgerichte  verlangte, 
siindern  die  Regierung,  welche  die  Unhaltbarkeit  dieser  Zustände  einsah  und  ihnen 
von  Aratswegen  ein  Ende  machen  woUte,  indem  sie  durch  das  Börsengesetz  den 
schiedsgerichtlichen  Urtheilen  die  Inappellabilität  einräumte.  Auch  die  Wiener 
Warenbörse  bekam  damals  diese  Prärogative;  aber  ihr  Schiedsgericht  hatte  fast 
nichts  zu  thun,  bevor  nicht  seine  Competenz  auf  Wunsch  der  Wiener  Kaufmannschaft 
auch  auf  Nichtmitglieder  ausgedehnt  wurde.  Die  Eegieniug  machte  nur  dio 
Einschränkung,  dass  wenigstens  eine  der  beiden  Streitparteien  der  Börse  angehören 
müsse.  Infolge  dieser  Verfügung  stieg  die  Zahl  der  anhängigen  Streitsachen 
von  vier  jährlichen  Fällen  während  des  ersten  Jahres  auf  drei  bis  vier- 
hundert. 

Diese  Streitsachen  wurden  immer  anstandslos  erledigt.  Ich  muss  den  Herrn 
Vorredner  darauf  aufmerksam  machen,  dass  meines  Wissens  gegen  die  zahllosen 
Entscheidungen  (circa  4000)  des  Schiedsgerichtes  der  Wiener  Warenbörse   in  den 
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zwaiizi),' Jahriui  scinos  BoKfcchf^iis  nur  eino  Null  i  tiltslx'sch  wurd«;  aiim'cmfldct 
und  —  aliK'üwicMon  wurde.  Wu  bloibcn  da  alle  diese  flagraiiten  Uiigerechtigkuiteii, 
die  dar  Himt  Vorrodiior  angeführt  hat?  Er  nenne  mir  die  Klagen,  er  nenne  mir 
die  Persönlidikoiten !  Es  steht  jedem  frei,  bei  der  Statthalterei  Beschwerde  zu 
erhob(iii,  und  es  waren  doch  so  crasse  Fälle,  die  er  angeführt  hat,  da.s8  sie  sicherlich 
nicht  ungerügt  geblieben  wären, 

Ich  will  iniiimehr  auf  die  wolilthätigen  Wirkungen  der  Schiedsgericht«!  hin- 
weisen. Da  ist  vor  allem  ihre  friedensrichterliche  Thätigkeit.  Im  Durchschnitt 
der  let/.ten  zwanzig  Jahre  wurden  55  Proc.  aller  Streitsachen  durch  freiwilligen 
Ausgleich  beendet.  Da.s  allein  ist  ein  so  wichtiges,  ein  so  dnrchgreifendes  Moment, 
dass  CS  gar  keines  weiteren  Beweises  für  den  Vorzug  der  Schiedisgerichte  vor  den 
staatlichen  Gerichten  bedürfte. 

Es  könnte  ja  sein,  dass  eine  Civilproc(>ssreform  die  Schiedsgerichte  ein- 
schränken liiid  vernichten  will,  in  Ungarn  ist  dies  ja  geschehen.  Aber  so 
s(dir  wurden  sie  entbehrt  und  so  mächtig  verlangtem  die  ganze  Nation  nach 
ihnen,  dass  sie  im  Jahre  1870  wieder  eingeführt  werden  mussten  und  mit  einem 
wcitorreicheTideii  Wirkungskreis  als  je  zuvor,  ja  ihre  Competenz  wurde  sogar 
meiner  Ansicht  nach  über  alles  Maass  ausgedehnt,  sogar  auf  Erbschaftssachen  und 
andere  fernliegende  Gidtiete. 

Uns  hat  der  Civilprocessentwurf  hauptsächlich  aus  dem  Gninde  enttäuscht, 
weil  wir  hofltcM,  dass  die  bisher  nur  statutarisch  geregelten  Schiedsgerichte  nun 
gesetztlich  geregelt  werden  sollten.  Denn  allgemein  herrscht  ja  noch  die  Ueber- 
zeugung,  dass  das  Ges(!tz  allein  die  Quelle  .dies  Rechtes  ist.  Aber  Jiesc  bloss 
durch  Statut  gebildeten  Schiedsgerichte  bilden  nicht  einen  Makel,  sondern  eine 
Zierde  Oesterreichs,  auf  welche  der  deutsche  Handelstag  als  Vorbild  hinge- 
wiesen hat. 

Sie  mögen  übrigens  sagen,  was  Sie  wollen,  Sie  können  die  Thatsache  nicht 
aus  der  Welt  schatten,  dass  gerade  die  Kfiufleute  und  Industriellen,  die  Zucker- 
fabrikanten  Mährens,  die  Textilfabrikanten  Böhmens  die  Gerichte  der  Fachgenossen, 
die  Schiedsgerichte  wünschen.  Es  ist  auch  nicht  richtig,  dass  die  Schiedsgerichte 
nin-  aus  üörsenmitgliedern  gebildet  worden,  sondern  sie  werden  aus  den  einzelnen 
Zweigen  iler  Production  gewählt.  Die  Dauer  der  Processc  i.st  kure,  aber  nicht  zu 
kurz,  gebürlicho  Fristen  werden  immer  gewährt.  Was  die  Billigkeit  der 
Schiedsgerichte  botriflft,  kann  sich  kein  staatliches  Gericht  mit  ihnen  messen. 
Bei  unserem  Schiedsgericht  wurde  ein  Process  zwischen  einem  unserer  ersten 
Oreditinstitute  und  einem  llolzhändler  geführt.  Es  handelte  sicii  um  100.000  fl. 
Wir  hielten  sechs  Sit/.inigen  zu  vier  Stunden.  Der  Präsident  der  Nordbahn 
plaidierte  für  das  Creditinstitnt  Sogar  einen  Sachverständigen-Beweis  mussten  wir 
aufnehmen.  Und  was  waren  (Vw  Kosti^n  dieses  ganzen  Verfahrens?  —  12  Gulden 
50  Kreuzer.  Es  kann  auch  gar  nicht  anders  sein,  da  es  bei  uns  keine  bezahlten 
Kichter  gibt,  sondern  Fachgenossen  dem  Interes.se  ihres  Standes  ihre  Mu.sse  opfern- 
Eine  solche  Institution  wird  der  Gesetzgeber  nicht  abschaffen  wollen,  und  wenn  er 
es  wollte,  so  könnte  er  es  nicht. 

Nun  möclitim  ich  mit  einigen  Worten  auf  dii^  Vorwürfe  des  Herrn  Vorredners 
zurückkommen.     Er    hat    behauptet,    dass    der   Börse    fernstehende   Personen    zur 
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Spoeiilation  verleitet  und  dann,  vor  die  Judieatur  der  Schiedsgerichte  gezog^en, 
von  denselben  verurtheilt  vt'urden.  Es  sind  solche  Fälle  vorgekommen,  das  will 
ich  ohne  Wolters  zugestehen.  Aber  ich*  glaube  nicht  von  der  Wahrheit  abzuweichen, 
wenn  ich  behaupte,  dass  diese  Fälle  höchstens  ein  bis  zwei  Procent  der  schieds- 
gerichtlichen Urtheile  ausmachen.  Und  bereits  dies  hat  nicht  so  sehr  den  Unwillen 
der  Betroffenen  als  den  der  Schiedsgerichte  selbst  erregt,  und  diese  selbst  haben 
vor  einigen  Jahren  beschlossen,  sich  in  ähnlichen  Fällen  für  incompetent  zu 
erklären.  Dies  ist  auch  thatsäehlich  geschehen.  Ueberhaupt  ist  Niemand  in  der 
Beurtheilung  unreeller  Vorgänge  strenger  als  Berufsgenossen.  Das  glaubte  ich, 
gegenüber  den  Anschuldigungen  des  Herrn  Vorredners  sagen  zn  müssen. 

Dr.  Benies  glaubt,  dass  die  Schiedsgerichte  diesen  ihren  Namen  nicht 
verdienen  und  dass  sie  eine  Art  von  staatlichen  Gerichten  seien;  er  erklärt  sich 
aber  für  die  Schiedsgerichte,  jedoch  nur  unter  besonderen  Beschränkungen  und. 
Cautelen.  Zunächst  müsse  man  es  freudig  begrüssen,  dass  der  neue  Civilprocess- 
entwurf  dem  l)isherigen  anarchischen  Zustande  ein  Ende  zu  machi'n  verspreche 
und  die  Wirksamkeit  der  Borsenschiedsgerichte  ausdrücklich  auf  Börsengeschäfte 
im  technischen  Sinne  beschränke;  in  dieser  Richtung  haben  die  derzeit  geltenden 
Börsestatuten  über  den  gesetzlichen  Rahmen  hinausgegriffen.  Allerdings  könne 
durch  ein  neues  Gesetz  die  Competenz  erweitert  werden,  aber  die  Schaffung  einer 
neuen  Civilprocessordnung  sei  kein  pa,ssender  Anla.ss,  um  das  Börsengesetz  zu 
ändern.  Uebrigens  ist  Redner  grundsätzlich  gegou  eine  solche  Erweiterung.  Wenn 
beide  Parteien  die  schiedsgerichtliche  Entscheidung  wirklich  wollen,  gut.  Aber 
das  gedankenlose  Unterschreiben  eines  Schlussbriefes  drücke  einen  solchen  Willen 
nicht  aus.  —  Redner  spricht  ferner  für  die  Zuziehung  eines  staatlich  beeideten 
und  staatlich  geprüften  Richters  als  Votant  oder  Präsident  des  Schiedsgerichtes 
wenigstens  in  solchen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Entscheidung  von  Rechtsfrijgen 
handelt.  Die  Zuziehung  eines  Juristen  als  Schriftführer  genüge  nicht,  denn  entweder 
habe  derselbe  Autorität,  dann  sei  das  Ganze  eine  Komödie,  oder  er  habe  keine, 
dann  sei  er  ganz  bedeutungslos.  —  Auch  dürfen,  wenn  sonst  Spiel-  und  Wett- 
schulden klaglos  sind,  dieselben  vor  den  Schiedsgerichten  ebensowenig  zur  Geltung 
kommen.  Es  fehle  überdies  eine  rechtliche  Gewähr  für  denjenigen,  der  nicht  am 
Sitze  des  Schiedsgerichtes  seinen  Wohnort  hat.  Sei  das  Retourrecepiss  nicht  in 
einer  Zeit,  welche  dem  einfachen  l'osteiilauf  entspricht,  zurück,  so  werde  ein 
Curator  für  den  Abwesenden  bestellt,  welcher  gewöhnlich  erklän',  er  sei  nicht  in 
der  Lage,  gegen  die  Klage  Einwendungen  zu  erheben:  hierauf  gehe  sofort  der  Damiif- 
hammer  der  Contumacierung  nieder. 

Cominercialrath  Videky  meint,  d(^r  Referent  kenne  das  Gebiet,  das  er 
geschildert  habe,  nur  vom  Hörensagen,  nicht  aus  eigener  Anschauung,  sonst  würde 
er  anders  gesprochen  haben.  Wenn  getadelt  wurde,  dass  die  Schiedsrichter  nicht 
wirklich  der  freien  Wahl  der  Parteien  entspringen,  sondern  ihnen  durch  die 
betreffende  Liste  aufoctroyiert  werden,  so  sei  das  doch  nicht  anders  bei  den 
staatlichen  Gerichten.  Während  sonst  die  Fürsorge  des  Staates  für  die  Streitenden 
den  Richter  wähle,  so  wähle  in  diesem  Falle  die  Fürsorge  seiner  Berufsgenossen  für  sie. 
Redner  bespricht  die  ausserordentliche  wohlthätige  Wirkung,  welche  die  Schieds- 
gerichte auf  die  pünktliche  Erfüllung  diT  kaufmännischen  Verbindlichkeiten  geübt,  wie 
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■  sie  den  Gcdaiiki'n  diT  Untren^  oft  im  Koiinc  erstickt  hiittcii.  Kr  mr-iiit,  auch  die 
Advocatcn  hiittcu,  .sobald  man  nur  die  Partuii^iivertretunj,'  vor  den  SchiedHfforichten 
alljjremein  zulasse,  alle  Ursache,  sich  mit  den  Schiedsj^erichten  zu  befreunden,  sie 
könnten  sich  daselbst  trefflich  einüben  für  di(!  Mündlichkeit  und  Oeffentiichkeit  des 
neuen  Civilprocesses ;  überhaupt  sei  es  ja  Aufffabe  jedes  j^ewissenhaften  Advocat*'n, 
seinem  dienten  so  schnell  und  ho  f^ut  als  möglich  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen. 
,Vor  allein  iihi'r  möchte  ich",  schliosst  Redner,  „als  ein  Mann,  dem  ein  Blick  in  die 
Actc'U  vergönnt  ist,  auf  die  Ausführungen  des  ersten  Redners  folgendes  bemerken: 
Unter  alb^n  von  ihm  angeführten  füllen  ist  kein  einziger,  der  sich  so,  wie  er 
dargelegt  wurde,  nachweisen  lässt.  Ich  beschränke  mich  heute  hierauf  und 
stelle  Behauptung  gegen  Behauptung,  werde  aber  nächstens  die  Beweise  liefern." 
Nach  diesen  Ausführungen  wird  die  Fortsetzung  der  Discussion  vertagt. 

LIV.   Plenanversammlung  vom   5.   Februar  1895. 

Nachdem  der  Vorsitzende  v.  I  n  a  ni  a  -  S  t  e  r  n  e  g  g  den  Wunsch  au.sge- 
sprochen,  die  Discussion  über  die  Börsenschied.sgerichte  möge  fortan  den  Boden 
der  Sachlichkeit  nicht  verlassen,  damit  sie  Wert  und  Erfidg  haben  könne,  crtheilt 
er  zunächst  Herrn  Dr.  Ehrlich  das  Wort. 

H(^rr  Dr.  Ehrlich  kommt  auf  einen  der  von  ihm  mitgethi^ilten  Vorfälle 
beim  Schiedsgerichte  zurück  und  erklärt,  da.ss  s(une  bezüglichen  Mittheilungen 
auf  einer  im  Wesentlichen  irrigen  Information  beruht  haben.  Er  bedauert,  dass 
man  in  sein(^n  Angriffen  gegen  die  Judicatur  der  Schiedsgt^richte  eine  persönliche 
Spitze  jjegon  die  Schiedsrichter  habe  linden  wollen.  Das  sei  ihm  völlig  fem 
gelegen. 

Hierauf  gibt  Börsenrath  J.  Weil  namens  der  Wiener  Börse  für  landwirt- 
schaftliche Productc  eine  berichtigende  Darstellung  der  von  Dr.  Ehrlich  niitge- 
theilten  Vorfälle. 

Der  fJeneralsecretär  der  Wiener  Börsekammer,  Dr.  Linkli  v.  Treuim- 
schild,  wendet  sich  zui'rst  gegen  den  Vorwurf  der  Kanieraderie,  den  I>r. 
Ehrlich  den  Schiedsrichtern  gemacht  bat.  Im  vergangenen  Jahre  gelangten 
275  Klagen  vor  dem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung,  darunter  gab  es  nur 
1(»  Fälle,  in  denen  entweder  der  Kläger  oder  der  Beklagte  ein  Mitglied  des 
Schiedsrichter-CoUegiums  war.  Sodann  bespricht  er  die  vier  Fälle  aus  der  Rede  des 
Dr.  Ehrlich,  Au'  sich  vor  dem  Schiedsgerichte  der  Effcctenbörse  ereignet  haben 
sollen  und  stellt  dieselben  auf  (irand  der  Acten  dar. 

Nach  diesen  thatsächlichen  Richtigstellungen  wird  zur  Fortsetzung  der 
Discussion  üi)ergegangen,  und  es  erhält  l'rivatdocent  Dr.  Rudolf  l'ollak  das 
Wort.  Er  verwahrt  zunächst  sich  und  Dr.  Ehrlich  dagegen,  dass  er,  wie  man 
vielfach  glaube,  der  spiritus  rector  desselben  gewesen  sei.  Er  habe  ihm  nur 
einen  Fall  an  die  Hand  gegeben. 

Dies  jedoch  nur  nebenbei,  für  den  Redner  handle  es  sich  hei  der  Frage 
der  Börseuschiedsgerichte  nur  um  Eines :  Haben  diese  Schiedsgerichte  eine  Process- 
ordninig,  welche  eine  r.arantio  für  gute  Rechtsprecliung  gewährt?  Ja  oder  nein? 
Haben  sie  eine  solche,  dann  lasse  sich  über  die  Ausdehnung  ihrer  Competenz 
sprechen,  haben  sie  eine  solche  nicht,  dann  dürfen  sie  überhaupt  nicht  fungieren. 
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Vor  allein  sei  hier  die  Vorfrage  zu  cntscheidoii,  ob  die  Herren  vom  Schiedsgericht 
überhaupt  der  Meinung  sind,  dass  sie  nach  geltendem  materiellem  Rechte  zu 
richten  haben.  Wenn  man  nach  einzelnen  Aeusserungen  urtheilen  soll,  die  gehört 
werden,  so  müsste  man  die  Frage  verneinen.  Herr  v.  Lindheim  sage  in  seinem 
ausgezeichneten  Buche  über  die  Schiedsgerichte,  dieselben  dürften  rechtliche 
Gesichtspunkte  nicht  im  Uebermaasse  auf  sich  wirken  lassen,  und  ferner  werde 
behauptet,  die  Schied-^^gerichte  hätten  nicht  nach  strengem  Rechte,  sondern  nach 
Billigkeit  zu  richten.  Wenn  diese  Ansicht,  dass  die  Schiedsgerichte  nicht  nach 
geltendem,  staatlichem  Rechte  zu  entscheiden  haben,  für  allgemein  giltig  ange- 
sehen werden  müsste,  dann  hälfe  auch  keine  Verbesserung  des  Statuts.  Jeder, 
der  den  Grundsatz  des  Liberalismus:  „Gleiches  Recht  für  Alle!"  hochhalte,  also 
in  erster  Linie  die  Schiedsrichter  selbst,  müsste  dann  gegen  die  Schieds- 
gerichte sein. 

Wenn  dem  aber  nicht  so  sei,  dann  könne  man  sich  in  eine  Prüfung  des 
Statuts  einlassen  und  über  die  Verbesserung  desselben  reden.  Nach  dem  Statut 
des  Schiedsgerichtes  der  Wiener  Warenbörse  dürfe  man  nicht  vier  Wochen 
länger  judicieren  lassen.  Da  komme  vor  allem  die  Wahl  des  Schiedsgerichtes  in 
Betracht.  Ueber  die  Nachtheile  dieser  Wabl  habe  schon  Dr.  Ehrlich  gesprochen. 
Redner  möchte  nur  hinzufügen,  dass  die  Nichtbörsemitglieder  an  der  Wahl  der 
Schiedsrichter  nicht  mitwirken.  Sie  wirken  an  der  Wahl  des  einzelnen  Schieds- 
richtcr-Collogiums  mit,  aber  an  der  Wahl  der  Schiedsrichter  überhaupt  haben  sie 
nicht  theilgenommen.  Deshalb  brauchen  die  Schiedsrichter  allerdings  noch  nicht 
parteiisch  zu  sein,  dass  sie  aber  parteiisch  erscheinen,  davon  ist  Redner  über- 
zeugt. Der  Mann,  der  vom  Lande  hereinkomme  und  gezwungen  sei,  zwei  Leute 
zu  wählen,  an  deren  ursprünglicher  Wahl  er  nicht  mitgewirkt  bat,  werde  immer 
glauben,  einem  Ringe  gegenüberzustehen.  Zwei  Argumente  würden  für  die 
Schiedsgerichte  aufgestellt.  Das  eine  laute:  die  Menge  schreie  nach  den 
Schiedsgerichten.  Das  andere  sei  die  Analogie  mit  den  römischen 
Geschworenengerichten.  Das  Schreien  der  Menge  sei  kein  Argument,  es  sei 
höchstens  ein  Antrieb,  die  Sache  zu  prüfen.  Es  sei  aber  auch  sehr  zweifelhaft, 
ob  die  Menge  schreie;  wahrscheinlich  befinden  sich  hier  die  Anhänger  der  Schieds- 
gerichte in  einer  sehr  begreiflichen  Selbsttäuschung.  Nichts  sei  leichter,  als  bei 
organisierten  Verbänden  einen  Petitionssturm  hervurzurufen.  In  der  deutschen 
Börsen-Enquete  übrigens  haben  sich  von  1 1  Sachverständigen  nur  sechs  für  die 
Schiedsgerichte  ausgesprochen,  und  zwar  .sollten  dieselben  für  Nichtbörsebesucher 
nur  dann  competont  sein,  wenn  diese  letzteren  nach  der  Abwicklung  des 
Geschäftes  prorogiert  hätten.  Redner  hat  auch  erfahren,  dass  sich  eine  öster- 
reichische Handelskammer  bereits  mit  einer  Protestkundgebung  nach  Wien  gewendet 
habe  und  eine  andere  dies  bald  thun  werde.  Ueberdies  hätten  sich  nur  die  wirt- 
schaftlich Starken  für  die  Schiedsgerichte  erklärt,  die  Schwachen  haben  noch 
nicht  gesprochen.  Was  die  Analogie  mit  den  römischen  Geschworenen- 
gerichten betreffe,  die  übrigens  in  mehrfacher  Beziehung  nicht  stimme,  so 
mögen  es  die  Herren  nur  in  Mommson  (2.  Band)  nachlesen,  dass  jene  Ge- 
schworenengerichte die  niederträchtigsten  und  parteiischesten  waren,  die  die  Welt 
je  gesehen  habe. 
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R('(liiftr  Iji'iiiiiiig'olt  sodanii  noch  eine  Ki-ih«?  von  B)\stiii)niunK'<-n  des  Stiittits, 
insbesondere  bemerkt  or,  dass  das  Schiedsgericht  sich  häufif<  für  compotent  erkläre, 
wo  es  nicht  competent  sei,  oder  sich  wenigstens  für  competent  erklären  könne, 
ohne  dass  eine  gesetzliche  Abhilfe  dagegen  getroffen  sei.  Andererseits  erkläre  es 
sich  nianclinial  —  wie  ein  von  Herrn  v.  Lind  heim  selbst  in  seiner  letzten 
Itede  iT/.illilter  Fall  beweisi^  —  für  incompetent,  wo  es  compotent  sei  und  dem- 
ztifoigi'  iirtheilen  niüss<',  wenn  es  nicht  eine  Rechtsverwi'igeriing  begehen  wolle. 
Es  sei  auch  zu  tadeln,  dass  di((  Zulassung  der  Parteienvertretung  von  den  Schieds- 
gerichten abhängig  sei,  während  nicht  einmal  der  Oberstf!  Gerichtshof  den  Gnmd- 
satz  der  vollen  Parteienvertretung  durchbrechen  dürfe.  Die  Advocaten  hätten 
übrigens  kein  ncimeiiswertes  materielles  Interesse  an  der  Vertretung  vor  den 
SchiedsgericlitrM.  .Sich  für  das  uiiniittelhare,  mündliche  Verfahren  vorbereiten, 
das  können  die  Advocaten  besser  vor  den  Bagatell-  und  Strafgerichten,  dem 
Cassationshof  u.  s.  w.  Schliesslich  sei  noch  zu  bemerken,  dass  die  Erhebung  der 
Nullitätskliigen  im  Statut  zwar  vorgesehen,  aber  auf  die  Anführung  der  Nullitäts- 
gründe  vergessen  worden  sei.  Damm  wage  es  Niemand  so  leicht,  eine  Nnllitäts- 
beschwerde  zu  erheben,  man  kOinie  deshalb  auch  die  Incompetenz  ausser  in  den 
zwei  Fällen  absoluter  Incompetenz,  in  Ehe-  und  Verwaltungssachen,  nicht  geltend 
machen  und  es  könnte  geschehen,  dass  sogar  Paternitätsprocesse  vor  den  Schieds- 
gerichten verhandelt  werden. 

Redner  geht  nun  zu  seinen  positiven  Verbesserungsvorschlägen  über : 

1.  Die  Schiedsrichter  müssen  45  Jahre  alt  und  seit  10  Jahn-n  Börsen- 
mitglieder  sein. 

2.  Die  einzelnen  Collogien  sind  nicht  zu  wählen,  sondern  ständig  zu  machen, 
damit  der  Schein  der  Parteilichkeit  entfalle.  Dadurch  ist  auch  für  Ersatzmänner 
gesorgt,  falls  ein  Schiedsrichter  verhindert  ist. 

3.  An   der  Spitze  des  Collegs  hat  ein  Jurist  zu  stehen. 

4.  Die  Zustellung  an   den  curator  absentis  mnss  entfallen. 

5.  Das   Verhaiidlungsprotokoll    muss    in    derselben   Weise    geführt    werden 
wie  dies  im  Entwurf  für  die  ordentlichen  Gerichte  bestimmt  ist. 

G.  Das  Urtheil  ist  mit  der  Verkündigung  mit  allen  seinen  Entscheidnngs- 
gründi'ii   niederzuschreiben. 

7.  Eine  Tienifung  mnss  wohl  zugelassen  werden,  dagegen  sind  die  Nollitäts- 
grütiile  taxativ  aufzuzählen,  und  zwar  müssen  ausser  den  im  Entwurf  genannten 
auch  noch  die  Competenzüberschreitung  und  die  unzulässige  Incompet(>nz-Krklärung 
angeführt  werden. 

J.  Weil  sagt,  das  Referat  des  Herrn  Dr.  Ehrlich,  .so  agressiv  es  auch 
gewesen  sei,  habe  doch  das,  was  der  Kernpunkt  der  ganzen  Frage  sei,  ins  rechte 
Licht  gestellt.  Es  habe  die  Thatsacho  bekräftigt,  dass,  was  man  auch  sonst 
immer  sagen  möge,  gegen  die  materielle  Rechtsprechung  der  Schiedsgerichte  nichts 
Wesentliches  eingewendet  werden  könne.  Die  Schiedsgerichte  der  Wiener  Börse 
haben  seit  ihrem  Bestände  nahezu  ein  halbes  Hunderttausend  von  Streitfällen  zu 
entscheiden  gcdiabt.  Und  da  sei  es  denn  dem  Dr.  Ehrlich,  der  an  der  Spitze 
der  Agitation  gegen  die  Schiedsgerichte  stehe,  gelungen,  fünf  Fälle  ausfindig  zu 
niaclieii.   die    (iruud   zu    lii'schwerden   zu   geben   schienen,   sich   aber   bei   näherer 
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Betrachtung-  alle  als  nichtig  erwiesen.  Er  lialie  wohl  gesagt,  diese  Fälle  Hessen 
sich  vertausendfachen,  aher  tausendmal  Null  sei  wieder  Null;  jedenfalls  hätte 
dieser  Herr,  wenn  er  einen  sechsten  Fall  gefunden  hätte,  die  Rücksicht  nicht 
gehaht,  ihn  bei  sich  zu  behalten.  Aber  selbst,  wenn  Fehlurtheile  vorkommen 
sollten,  beweise  das  noch  nichts  gegen  die  Institution.  Würde  nicht  in  unserer 
Zeit,  wo  alles,  was  nur  den  Namen  Börse  hat,  mit  besonders  kritischen  Augen 
angesehen  wird,  diese  Institution  bereits  längst  von  dem  allgemeinen  Unwillen 
hinweggefegt  worden  sein,  wenn  sich  nicht  eben  gegen  die  materiellen  Urtheile 
so  wenig  einwenden  Hesse.  —  Die  Vortheile,  welche  die  Schiedsgerichte  bieten, 
seien  in  letzter  Zeit  so  oft  nnd  von  so  berufener  Seite  erörtert  worden,  dass  man 
auf  eine  Wiederholung  hier  wohl  verzichten  könne.  Redner  möchte  nur  noch 
bemerken,  dass  es  nicht  richtig  sei,  dass  die  Schiedsgerichte  den  Schwachen  der 
Willkür  des  Starken  ausliefern.  Im  Gegentheil.  Der  wirtschaftlich  Schwache  sei 
nicht  immer  der  Arme.  Stark  sei  in  der  heutigen  Zeit  der  Ueberproduction  der 
Consument.  —  Es  sei  übrigens  niemals  bestritten  worden,  dass  das  Statut  ver- 
besserungsfähig sei.  Aus  den  von  Dr.  Pollak  gemachten  Vorschlägen  sei  der, 
dass  ein  Jurist  an  der  Spitze  des  Collegiums  stehen  solle,  nicht  praktisch. 
Mindestens  bei  der  Hafte  aller  Streitigkeiten  vor  dem  Schiedsgerichte  handle  es 
sich  um  Qualitäts-Beurtheilnngen.  Oft  herrsche  Stimmengleichheit,  und  der  Prä- 
sident müsse  dirimieren.  Würde  aber  die  Diremption  eines  Juristen  die  Richtigkeit 
eines  falschen  ürtheiles  erhöhen?  Auch  die  hohe  Altersgrenze  von  45  Jahren  sei 
nicht  berechtigt. 

Privatdocent  Dr.  Karl  Adler  erklärt,  die  Schiedsgerichte  seien  schlecht, 
gefährlich  und  geeigTiet,  weitere  Kreise  zu  vergiften.  Die  Gegenpartei  verlange 
die  Legitimation  eines  Unrechtes,  er  dagegen  und  seine  Gesinnungsgenossen  nur 
die  Beibehaltung  des  Rechtszustandes.  Was  jene  verlangen,  das  sei  in  der  ganzen 
übrigen  Welt  unerhört.  Wenn  Herr  Lindheim  gesagt  habe,  dass  die  Kauf- 
mannschaft von  England  und  Frankreich  uns  um  die  SchiiHlsgerichte  beneide,  so 
beweise  das  nur,  dass  selbst  in  Ländern,  wo  Handel  und  Freiheit  am  meisten 
entwickelt  seien,  dem  Geschäftsleben  eine  solche  Concession  doch  nie  gemacht 
werde.  In  der  deutschen  Börsenenquete  habe  man  sich,  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  nur  sehr  bedingungsweise  für  die  Schiedsgerichte  ausgesprochen.  Daselbst 
sei  auch  eine  charakteristische  Aeusserang  gefallen,  die  lauter  spreche  als  tausend 
Argumente.  Der  Vertreter  der  bekannten  Berliner  Firma  Sobernheim  sagte: 
„Man  könnte  die  Börsenschiedsgerichte  ganz  gut  missen,  wenn  —  die  Einrede 
von  Spiel  nnd  Wette  aus  dem  Gesetzbnche  gestrichen  würde."  Die  Anhänger  der 
Schiedsgerichte  berufen  sich  auf  die  zahlreichen  Vergleiche,  die  vor  denselben 
zustande  kommen.  Warum  vergleichen  sich  die  Parteien  denn?  Manchmal  wegen 
Unklarheit  ihres  Rechtes.  Oefters  aber  wegen  der  Mängel  und  Fehler  der  Gerichte; 
bei  den  ordentlichen  Gerichten  wegen  der  Kosten  und  der  Langsamkeit  des  Ver- 
fahrens. Das  Sprichwort:  „Ein  magerer  Ausgleich  ist  besser  als  ein  fetter 
Process'  lege  in  der  That  ein  schlechtes  Zeugnis  ab  für  die  staatlichen  Gerichte, 
aber  dafür  reformieren  wir  ja  den  Civilprocess.  Bei  den  Börsenschiedsgerichten 
aber  vergleichen  sich  die  Parteien,  weil  sie  vor  unberechenbaren  Gefaliren  stehen, 
weil  das  Recht  vor  diesen  Gerichten   nicht  klar  ist,  weil  die  Parteien   nicht  wissen. 
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wie  dii'  Wtiiffl  ili'i-  Eiitschcidiiriff  fallen  wcnlcii.  Für  i-iii  wcit<^r<'s  disqnalificiereiidfs 
Momi'iit  lijilt  vti  HcilTii'i-,  (las.K  ilit^  Börsegericlitf,  die  zwischen  InUTiicn  und  Externen 
zu  richti'ii  hallen,  Standfs},'cii(lite  sficn.  Auch  bei  den  staatlichen  Gerichten  habe 
das  inländische  Interesse  gegenüber  dem  ausländischen  einen  Stein  im  Brett. 
Das  habe  sich  ja  bei  den  Eisenbahnprocessen  gezeigt,  wo  die  Ö8t<?rreiehischeii 
Geridite  consequent  den  österreichischen  Ei>!enbahnen,  die  deutschen  und  franzö- 
sischen ihren  Gognorn  Recht  gaben.  Ein  junger  Jurist  habe  in  einem  Uriefe, 
den  er  nach  dem  in  der  „Zeit"  erschienenen  Artikel  des  Redners  an  diesen 
richtete,  die  Schiedsgerichte  mit  den  Prisengerichten  verglichen.  Allerdings  gegen- 
über den  Usancen  der  letzteren  erscheinen  unsere  Börsenschied.sgericht«'  noch  von 
der  Milch  der  frommen  l)(Mikungsart  durchtränkt,  aber  man  könne  sich  der 
Meinung  nicht  entschlagon,  dass  auch  diese  geneigt  seien,  externes  Gut  für  gut<? 
Prise  zu  erklären.  Nun  aber  komme  er  auch  auf  das  heikelste  Moment,  auf  die 
Geschäftsiiraktiken,  die  vom  Wesen  der  Börse  nicht  zu  trennen  seien.  Es  gebe 
Praktiken,  die  nur  von  den  Auswürflingen  der  Börse  betrieben  werden.  J)a  sei 
es  nicht  zu  bezweifeln,  dass  gerade  die  Schiedsrichter  sich  rigoroser  zeigen  mögen, 
als  Fernersteheiide.  Aber  das  beste  Antisepticum  gegen  derlei  Uebel  sei  nun  doch 
einmal  die  Oetl'entlichkeit,  und  die  hal)en  sie  verschmäht.  Auch  werde  von  den 
disciplinären  Mitteln  noch  immer  viel  zu  wenig  (iebrauch  gemacht.  Gefährlicherer 
Art  seien  jedoch  diejenigen  Praktiken,  denen  sich  8on.st  höchst  anständige  und 
achtbare  Leute  nicht  entziehen  können,  die  einer  vom  anderen  erwarte:  man 
könne  sie  ,sclilecht(^  Usancen''  nennen.  Hierher  gehöre  z.  B.  der  „Schnitf*  des 
Commissionärs.  Dieser  hUiU:  den  besten  Bew(*is  für  die  herrschende  moral 
insanity.  Sogar  das  Conrsbhitt  sei  mit  seinem  Geld-  und  Warencours  auf  den 
Schnitt  eingerichtet.  Hierher  gehören  auch  die  Verfälschungen  und  die  schlechten 
Qualitätslieferungen.  Von  einer  der  ersten  Canditenfirmen  sei  es  bekannt  geworden, 
dass  sie  die  Orangenschalen  zu  ihren  Zuckerln  auf  der  Strasse  aufsammeln  lasse, 
aber  ihre  bürgerliche  Aclitung  würde  dadurch  nicht  geschmälert.  Eine  Illustration 
zu  den  schlechten  tiualitäten,  di(^  an  der  Börse  geliefert  werden,  liefere  die 
Börsonenquete.  Da  sei  es  aufgekommen,  dass  die  Terminware  „schwarzer  Peter* 
genannt  werde.  Für  den  Terminspieler  sei  nämlich  die  Ware  eigentlich  nur  eine 
Marke,  an  dfv  er  kein  Interesse  habe.  Der  schwarze  Peter  alier  s(^i  der  Externe, 
an  dem  sie  schliesslich  hängen  bleibe.  Als  Ergebnisse  aller  Erörterungen  müsse 
man  eine  Reform  der  Schiedsgerichte  und  den  Ausschluss  der  Prorogation  fordern. 
Die  blossen  Qualitätsprocesse  seien  allerdings  für  die  staatlichen  Gerichte  nicht 
geeignet,  über  diese  siditen  Sachverständigen-Commissionen  bei  den  Handels- 
kammern entscheiden,  wie  dies  auch  in  Deutschland  der  Fall  sei. 
Nach  diesen   Ausführungen   wird  die  I>iscussion   abgebrochen. 

LV.   Plenanvensammlung  vom  12.   Februar  1895. 

Herr  Professor  Dr.  E.  v.  Philippovich  als  Vorsitzender  eröffnet  die 
Versammlung  und  ertheilt  das  Wort  zunächst  Hemi  Wertheimer. 

Herr  Wertheini  IM'  spricht  sich  als  unabhängiger  Mann  für  die  Beibe- 
haltung der  Schiedsgerichte  in  ihrer  jetzigen  Form  ans,  doch  mit  Znlas.sang  von 
Rechtsgelehrten  zur  Parteienvertretung;  der  dirimierende  Obmann  dürfe  aber  kein 
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Advocat  soin.  In  Ungarn  habe  sich  Franz  Doak  für  dio  Schiedsgerichte  aus- 
gesprochen, in  Oesterreich  seien  sie  unter  der  Regierung  Herbst's  und 
Giskra's  eingeführt  worden. 

Advocat  Dr.  Kaiman  erklärt,  die  Schiedsgerichte  seien  nichts  anderes,  als 
eine  Verlottening  der  Justiz,  als  eine  Talmijustiz.  Er  habe  sich  mit  Acten  und 
Daten  ausgerüstet,  damit  ihn  weder  Herr  Weil,  noch  Herr  Leinkauf,  die 
Löwen  der  Fruchtbörse,  mit  ihren  vergilbten  Acten  scheinliar  widerlegen  könnten. 
Er  bedauere  es,  dass  die  Kegierung  erst  so  spät  sich  ihrer  Pflicht  erinnerte, 
diesen  geradezu  gräulichen  Jnstizzuständen  ein  Ende  zu  nuicheii.  Allerdings  sei 
schon  früher,  bei  Schaffung,  Prüfung,  Begutachtung  und  Genehmigung  der 
Statuten  stets  das  Justiz-Ministerium  im  Widerspruch  mit  dem  Handels-  und 
Finanz-Ministerium  gegen  die  Schiedsgerichte  gewe.sen,  aber  erst  jetzt  habe  es 
die  Gelegenheit  der  allgemeinen  Justizreform  ergriffen,  um  einen  dicken  Strich 
durch  diese  Misstände  zu  machen,  leider  nur  nicht  dick  genug.  Aus  seinen  Acten 
bringt  Dr.  Kaiman  eine  Reihe  von  Fällen  zur  Darstellung,  durch  die  er  seine 
obige  Anschauung  zu  begründen  sucht  und  insbesondere  die  Nachtheile  darlegt, 
welche  mit  der  Schwieri,'keit,  Vertreter  für  die  Parteien  zu  finden,  verbunden 
sind.  Die  Börsengeschäfte  seien  reines  Spiel  und  sie  werden  als  giltig  anerkannt, 
während  bei  anderen  Spielen  der  Staat  seinen  Ann  zur  Vollstreckung  nicht 
herleihe. 

Herr  Anninger  sagt,  er  erkenne  die  Gesellschaft  österreichischer  Volks- 
wirte nicht  mehr;  früher  sei  sie  eine  Versannnhiiig  gewesen,  wo  man  Tagesfragen 
sachlich  und  leidenschaftslos  besprechen  konnte,  jetzt  aber  werde  hier  gestritten, 
geschmäht,  Gericht  gehalten.  Als  Aufgabe  des  Referenten  habe  es  sonst  gegolten, 
die  Discussion  einzuleiten,  den  Gegenstand  von  allen  Seiten  zu  beleuchten,  und 
nebenbei  habe  er  dann  auch  seine  eigene  Meinung  über  die  Sache  einfliessen 
lassen.  Der  Referent  Dr.  Ehrlich  habe  dagegen  Fälle  vorgebracht,  die  sich 
als  vollständig  unwahr  erwiesen.  Das  sollte  einem  Referenten  in  der  Gesellschaft 
österreichischer  Volkswirte  überhaupt  nicht  passieren.  Richtig  sei,  dass  das  Statut 
der  Schiedsgerichte  viel  zu  wenig  enthalte;  es  komme  aber  hier  nicht  so  sehr 
auf  das  Statut  an,  als  auf  den  Geist,  in  welchem  die  Schiedsrichter  dasselbe 
handhaben.  Das  Schiedsgericht  habe  das  Statut  stets  in  einer  solchen  Weise  aus- 
gelegt, da.ss  auch  strengdenkende  Juristen  nicht  viel  daran  auszusetzen  haben. 
Aus  den  Ausführungen  Dr.  Adlers  könne  er  sich  nur  mit  einer  Forderung  ein- 
verstanden erklären,  dass  nämlich  die  Schiedsgerichte  lieber  mit  Staatsbeamten, 
als  mit  Advocaten  besetzt  werden  sollten,  dagegen  sei  es  ganz  unrichtig,  dass 
die  Schiedsgerichtsclausel  gewöhnlich  einen  möglichst  unscheinbaren  Platz  im 
Schlussbriefe  einnehme,  als  Randnote  etc  ,  das  komme  absolut  niemals  vor,  im 
Gegentheil  lege  das  Schiedsgericht  den  grössten  Wert  darauf,  dass  die  Clausel 
unmittelbar  vor  der  Unterschrift  ihren  Platz  finde.  Die  Usancen  können  auch 
nicht  so  schlecht  und  parteiisch  sein,  diMiii  sie  seien  nicht  einseitig  zustande 
gekommen,  sondern  das  Resultat  langwieriger  Verhandlungen  zwischen  Käufern 
und  Verkäufern  gewesen.  Darüber,  ob  der  Schiedsrichter  das  45.  Lebensjahr  er- 
reicht haben  müsse,  liesse  sich  ja  streiten.  Warum  werde  aber  dem  Arzte  schon 
im  24.  Lebensjahre  im  allgemeinen  Krankenhause  das  Leben  so  vieler  Menschen 
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anvertraut,  liiu  iliii  auch  nicht  gewählt  haben?  —  Die  den  Schiedsgerichten  un- 
günstige Stimmung,  die  in  den  Bestimmungen  des  Eiiifühningsgesetzes  zum  Aus- 
druck Icomme,  dürft<3  im  Justiz-Ministerium  durch  eine  Beschwerde  der  Gani- 
liiindler  aus  einem  nordbiUmüsclien  Orte  hervorgerufen  worden  sein,  die  sich 
darüber  beklagten,  dass  sie  kein  Geschäft  oline  Unterwerfung  unter  da»  Schieds- 
gericht machen  könnten.  Die  Sache  verhalte  sich  so:  Infolge  des  Geschäfts- 
rückganges in  der  Garnbranche  sei  in  den  letzten  Jahren  in  der  Provinz  eine 
solche  Demoralisation  eingetreten,  dass  ein  ordentlicher  Geschäftsverkehr  gar 
nicht  mehr  möglich  gewesen  sei.  Die  Käufer  hätten  sich  unter  den  nichtigsten 
Vorwiindcn  und  Chicaneii  der  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  entzogen,  und  seien 
sie  dann  auch  schliesslich  in  einem  langen  l'rocesse  dazu  gezwungen  worden,  so 
habe  doch  kein  Verkäufer  sich  ein  zweites  Mal  auf  einen  solchen  Process,  und 
daher  auch  nicht  in  ein  solches  Geschäft  einlassen  wollen.  Damals  seien  in  dieser 
Branche  die  Schiedsgerichte  eingeführt  worden.  Die  Advocaten  hätten  sie  gross- 
gezogen. Diese  haben  die  Gerichtsordnung  derart  zur  Processversclileppuiig  be- 
nutzt, dass  man  direct  zur  Einführung  der  Schiedsgerichte  genötbigt  war.  Kedner 
gibt  sodann  eine  Daistelluiig  der  englischen  Schiedsgerichte  (Arbitrationscomites), 
die  in  letzter  Zeit  ihre  Competeuz  auch  auf  Nichtmitglieder  erstreckten.  Bei 
diesen  englischen  Gerichten  müsse  nur  der  Secretär  ein  balister  oder  sollicitor 
sein.  Die  Parteienvertretung  durch  Advocaten  sei  zulässig,  wenn  sie  fünf  Tage 
vor  der  Verhandlung  angezeigt  worden  sei.  Die  Oeffentlichkeit  sei  ausgeschlossen ; 
das  Princip  der  Oeffentlichkeit  sei  thatsächlich  zu  verwerfen.  Es  sei  nicht  noth- 
wendig,  dass  wenn  jemand  einen  Streit  mit  einem  Geschäftsfreunde  habe,  die 
ganze  Branche  kommen  und  erfahren  könne,  wie  viel  der  Gegner  schulde,  aus 
welchem  Grunde  er  nicht  zahle,  zu  welchem  Preise  ihm  die  Ware  überlassen 
worden  sei.  Die  Schiedsgerichte  seien  also  zu  verbessern,  abschaffen  könne  man 
sie  nie.  Denn  es  werde  niemals  gelingen,  einen  Civilprocess  zu  schaffen,  der  so 
rasch  arbeite,  wie  es  für  Kaufleute  nothwendig  sei. 

Herr  Ludwig  Stross  hält  es  für  nothwendig,  dass  in  dieser  Debatte  auch 
der  Standpunkt  der  Parteien  zum  Ausdruck  komme,  nachdem  bis  jetzt  nur 
Schiedsrichter  und  Juristen  gesprochen  haben.  Vor  allem  erscheint  dem  Redner 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Schiedsrichter- Collegien  gewählt  werden,  als  nicht 
der  Gerechtigkeit  entsprechend.  Wenn  auch  die  Schiedsrichter  noch  so  gerecht 
und  vom  besten  Willen  beseelt  sind,  so  werde  doch,  ohne  dass  sie  sich  selbst 
darüber  Kechenschaft  geben  können,  ihr  ürtheil  durch  ihren  Interessenstandpunkt 
bceinflusst;  der  Schiedsrichter  von  heute  ist  morgen  Partei. 

Die  meisten  Rechtsstreite  gipfeln  in  der  Frage:  wie  weit  geht  die  Ver- 
pflichtung zur  Beobac'litung  der  vom  Gesetze  vorlangten  kaufmännischen  Obsorge? 
Ferner:  Welches  ist  das  Maass  der  im  Gesetze  verlangten  mittleren  Güte  und 
Beschaffenheit?  Werde  da  nicht  beispielsweise  in  zweifelhaften  Fällen  der  Weber- 
schiedsrichter unbewusst  im  eigenen  Interesse  sich  natnrgemäss  zu  der  stren- 
geren, der  Spinnerschiedsrichter  zu  der  laxeren  Auffassung  hinneigen  ? 

Redner  stellt  deshalb  die  Forderung  auf,  dass  im  Schiedsrichter-Collegium 
jede  einzelne  Interessentengrnppe  genügend  vertreten  sein  müsse,  so  dass  die 
Parteien  in  der  Liige  seien,  bei  Processen    Männer   ihres  vollsten  Vertrauens  aus 

Zeitschrift  für  Vollcsn'irtichaft,  Soeialpolltlk  nod  Verwaltung.  IV.  Baod,  S.  Hall.  lü 
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dem  Schiedsrichter-CoUegium  zu  wühlen.  Ausserdem  müsse  ein  dem  Kichter-  oder 
Advocatenstande  angehöriger,  unparteiischer  Richter  bei  jedem  Schiedsgerichte 
vertreten  sein.  Der  heutige  Wahlmodus,  wie  er  für  das  Schiedsgericht  der  Wiener 
Warenbörse  bestehe,  sei  ein  ungerechter. 

Seit  einem  Jahre  unterliege  die  gesammte  Baumwollwarenbranche  dem 
Schiedsgerichtszwang  und  es  bekomme  niemand  auch  nur  ein  Pfund  Oarn  bei 
einem  Spinner  oder  einem  Händler  zu  kaufen,  wenn  er  sich  nicht  in  Streit- 
fällen dem  inappeU^ieln  Schiedsgericht  der  Wiener  Warenbörse  unterwerfe.  Diesem 
Zwange  unterliegen  heute  mehr  als  1000  Interessenten  (Weber,  Wirkwaren- 
erzeuger, Zwirner  etc.),  Ton  welchen  nach  der  Wählerliste  des  Jahres  1894  nur 
15  der  Warenbörse  als  wahlberechtigte  Mitglieder  angehören,  und  diese  15  Wähler 
wählen  die  Schiedsrichter  in  einem  und  demselben  Walilkörper  mit  den  übrigen 
470  den  verschiedensten  Branchen  angehörigen  Wahlstinimen.  Die  erwähnten  circa 
1000  Interessenten  haben  aber  gar  kein  Interesse,  der  Börse  beizutreten,  während 
die  Spinner  zu  dem  Beitritte  gezwungen  seien,  da  sie  nur  dadurch  die  Prorogation 
erreichen.  Da  nun  die  Wähler  untereinander  in  gar  keinem  Contact  stehen,  da 
sie  ferner  von  den  meisten  Candidaten  oft  kaum  mehr  als  den  Namen  wissen, 
so  sei  bei  den  Schiedsrichterwahlen  das  System  der  officiellen  Candidaturen  zur 
unumschränkten  Geltung  gelangt;  de  facto  wähle  nur  die  Börsekammer  die  Schieds- 
richter. Ein  gerechter  Wahlmodus  wäre  nur  ein  solcher,  wo  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Schiedsrichteni  ans  der  betreffenden  Interessen  ten- Gruppe 
gewählt  würde. 

Auch  mit  der  Art  und  Weise,  wie  vor  einem  Jahre  die  Usancen  für  Baum- 
wollgarne festgesetzt  wurden,  auf  Grund  deren  heute  jndiciert  werde,  könne  man 
nicht  einverstanden  sein.  Es  sei  in  der  zu  diesem  Zwecke  einberufenen  Versamm- 
lung nach  Köpfen  abgestimmt  und  die  Curie  der  Weber  in  der  betreffenden.  Ver- 
sammlung majorisiert  worden.  Es  müssen  die  Usancen  revidiert  und  über  die- 
selben nach  Curien  abgestimmt  werden,  bis  eine  volle  Einigung  erzielt  ist. 

In  Betreff  der  Art  und  Weise,  wie  die  Schiedsgerichte  ihre  Thätigkeit  aus- 
zuüben hätten,  sei  vor  allem  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens  zu  fordern,  darin 
würde  eine  Eemedur  gegen  chicanöse  Processe  und  eine  Gewähr  für  die  unpar- 
teiische Rechtsprechung  liegen.  Ausserdem  sollen  Advocaten  als  Vertreter  der 
Parteien  zugelassen  werden;  die  Nothwendigkeit  dessen  sei  darin  begründet,  dass 
Provinzfirmen  nur  sehr  schwer  persönlich  vor  dem  Schiedsgerichte  erscheinen 
können. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  die  erwähnten  Reformen  eingeführt  werden, 
sei  die  Beibehaltung  der  Schiedsgerichte  wünschenswert,  sie  hätten  sich  bei  dem 
heutigen  Stande  der  Rechtspflege  als  unbedingt  nothwendig  erwiesen. 

Herr  Winternitz  erklärt,  dass  in  der  Enquete,  in  welcher  die  Usancen 
des  Schiedsgerichtes  der  Baumwollenbranche  berathen  wurden,  alle  Interessenten 
gleichmässig  vertreten  gewesen  seien;  allerdings  waren  die  Weber  minder  zahl- 
reich als  die  Spinner,  aber  mit  den  Gariihändlern  zusammen,  die  ebenso  wie  die 
Weber  den  Spinnern  als  Verkäufer  gegenüberstehen,. waren  sie  den  Spinnern  ge- 
wachsen. 
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Ui'rr  A  n  11  i  II K  lU-  »jrkliirt,  daKs  der  Paragraph  dwr  ÜHancfii,  den  Horr 
Stros.s  citiüi-tn,  sich  nicht  auf  innere,  sondern  auf  ausserlichc,  leicht  erkennbare 
Milngel  beziehe. 

Herr  Leopold  PoUak  verweist  nochmals  auf  die  Nothwendif,'keit  der 
Errichtung  des  Schiedgericlites  in  der  HauinwollebraMche.  Die  Spinner  seien  auch 
im  internationalen  Verkehre  niclit  imstande,  auch  nur  einen  Ballen  Baumwolle 
zu  verkaufen,  ohne  sich  einem  Schiedsgerichte  zu  unterwerfen,  sei  es  in  Lübeck, 
Bremen,  London  oder  Hamburg.  Man  unterwerfe  sich  diesen  Schiedsgerichten 
sehr  gerne,  besonders  den  drei  ersteren,  obwohl  den  Verkäufern  nicht  einmal  der 
Name  der  Schiedsrichter  bekannt  sei.  Mit  Neid  blicken  viele  andere  Baumwoll- 
milrkt((  auf  diese  dn^i  Stfulbs  Hamburg  habe  eben  in  der  Absicht,  den  Baum- 
wolleMliaiidel  an  sich  zu  ziehen,  auch  ein  solches  Schiedsgericht  geschaffen,  aber 
da  dasselbe  kein  solches  Vertrauen  geniesso,  werde  nie  darauf  competiert.  Die 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Börse  seien  bei  den  ausländischen  Pruchtkäufeni  sehr 
beliebt.  Existierten  sie  nicht  und  wären  die  Käufer  gezwungen,  ihre  Ansprüche 
auf  dem  Rechtswege  durchzusetzen,  so  würde  der  hiesige  Platz  weniger  häufig 
als  p;inkaufsplatz  benützt  werden,  Wien  wäre  nicht  der  grösste  Eohproducten- 
Handelsplatz  in  ganz  Europa  geworden;  die  Börsenschiedsgerichte  haben  also  der 
Landwirtschaft  grosse  Dienste  erwiesen. 

Dr.  Weiss  v.  Wellen stc im  polemisiert  gegen  Dr.  Kaiman.  Für  die 
Schiedsgerichte  sei  das  Statut  Gesetz,  gelte  als  solches  auch  vor  dem  Obersten 
Gerichtshöfe,  und  gescheidter  als  dieser  brauchten  die  Schiedsrichter  nicht  zu 
sein.  Der  Kernpunkt  der  Frage  sei  in  der  Debatte  verfehlt  worden.  Die  Fach- 
leute hätten,  wie  dies  Herr  Leopold  Pollak  versuchte,  feststellen  sollen,  für 
welche  Branchen  das  Schiedsgericht  ein  Bedürfnis  .sei,  und  die  Herren  Advocaten 
hätten   dann  die  Aufgabe  gehabt,  zu  siigen,  wie  man  das  rechtlich  mache. 

Dr.  Alfred  Stern  bringt  folgende  Ausführungen:  Nach  den  Vorwürfen, 
die  gegen  die  Advocaten  vorgebracht  wurden,  werde  es  ihm  als  Advocaten 
eigentlich  recht  schwer,  für  die  Schiedsgerichte  einzutreten.  Er  müssto  aber  sonst 
seine  ganze  Vergangenheit  verleugnen,  da  er  das  Statut  des  Eisenbalui.schieds- 
gerichtes  verfa.sst  habe  und  20  Jahre  lang  Vorsitzender  desselben  gewesen  sei. 
Wie  viel  müsste  von  den  staatlichen  Gerichten  geschrieben  und  gesprochen 
werden,  um  das  klar  zu  legen,  was  von  den  Schiedsgerichten  mit  einem  einzigen 
technischen  .Vnsdrucke  gesagt  wird?  Speciell  nach  dem  ünglücksjahr  1873  habe 
er  eine  grosse  Menge  von  Liquidationen,  von  stillen  und  declarierten  Concursen 
durchzuführen  gehabt  und  habe  damals  die  Ueberzeugnng  gewonnen,  dass  eine 
Menge  von  Bank-  und  Industrie-Unternehmungen  und  von  wirtschaftliciien  Exi- 
stenzen gerettet  worden  wären,  wenn  nicht  unsere  langwierige  Processordnung  — 
da.s  Verfahren  und  nicht  die  Advocaten !  —  die  Dinge  so  lange  Jalire  in  Schwebe 
erhalten  hätte.  Die  Art  und  Weise  unseres  Verkehres  verlange  aber  eine  so 
schnelle  Judicatur,  wie  sie  auch  die  beste  Processordnung  nicht  gewahren  könne. 
Allerdings  halte  er  die  Parteienvertretniig  durch  Advocaten  für  nothwendig  und 
aus  dieser  einen  Notlnvendigkeit  ergebe  sich  die  andere,  dass  auch  beim  Schieds- 
gerichte selbst  Rechtsgelehrte  fungieren  oder  noch  besser,  präsidieren  sollen.  Wenn 
mau  diu  Schiedsgerichten  schlechte  Urtheile  zur  Last  lege,  so  sehe  man  sich  die 
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staatlichen  Gerichte  an.  Da  gebe  es  auch  100,  vielleicht  1000  Fälle  im  Jahre, 
wo  gesagt  werde,  es  seien  offenbare  Gesetzwidrigkeiten,  offenbare  Actcnwidrig- 
keiten  vorgekommen.  Wie  oft  erkläre  ein  oberes  Gericht  die  Entscheidung  des 
unteren  für  falsch.  In  einer  Zeit,  wo  die  Betheiligung  des  nichtjuristischen  Ele- 
mentes an  der  Rechtspflege,  namentlich  an  der  Strafrechtspflege,  immer  grösser 
werde,  sollten  sich  die  Juristen  auch  nicht  gegen  die  Mitwirkung  des  Laien- 
elementes stemmen.  Sie  sollten  nicht  vergessen,  dass  die  Theilnahme  des  Laien- 
elementes erziehlich  auf  das  Volk,  bessernd  auf  die  Juristen  und  rechtsbildend 
auf  die  Gesetzgebung  einwirke. 

Herr  Friedrich  Schmid,  Secretär-Stellvertreter  der  Oesterreich-ungari- 
schen  Bank  sagt:  Die  Herren  Dr.  Ehrlich  und  Dr.  Kaiman  haben  behauptet, 
dass  unanständige  Geschäfte  mit  Vorliebe  vor  die  Börsenschiedsgericlite  gebracht 
werden,  eine  Anschauung,  welcher  auch  Herr  Dr.  Leo  Geller  in  seinem  be- 
kannten Buche  über  die  Schiedsgerichte  Ausdruck  verliehen  hat.  Die  Erfah- 
rung zeigt  das  Gegentheil.  Gerade  wenn  ein  Geschäft  recht  unanständig 
ist,  hütet  sich  derjenige,  der  einen  anderen  damit  übervortheilen  will,  sehr  wohl,  mit 
diesem  Geschäfte  vor  ein  Schiedsgericht  zu  kommen;  er  geht  vor  das  ordentliche 
Gericht  und  sichert  sich  den  Schutz  und  die  Mithilfe  des  Gesetzes,  die  ihm, 
wenn  das  Geschäft  nur  formell  vollständig  correct  ist,  meist  gar  nicht  verweigert 
werden  können.  Von  dem  sogenannten  Juwelen wu eher  z.  B.,  der  besonders 
in  Wien  sehr  verbreitet  ist  und  in  der  Lebewelt  viel  mehr  Opfer  fordert,  als  das 
Börsenspiel,  kommt  nie  ein  Fall  vor  ein  Schiedsgericht;  nur  die  ordentlichen 
Gerichte  sprechen  über  diese  Gattung  von  Geschäften  Recht,  und  zwar  regelmässig 
zu  Ungunsten  des  Bewucherten,  da  die  Geschäfte,  obwohl  bei  denselben  mit 
400—500,  ja  selbst  mit  1400 — 1500  Procent  gearbeitet  wird,  doch  in  einer 
rechtlich  unanfechtbaren  Weise  abgemacht  werden.  Herr  Dr.  Kaiman  behauptet, 
ein  Schiedsrichter  habe  einmal  erklärt,  das  Gesetz  sei  den  Schied.sgerichten  „Schnuppe". 
Auch  wenn  diese  Behauptung  wahr  wäre,  würde  sie  doch  noch  nichts  gegen  die  Schieds- 
gerichte beweisen.  Das  Schiedsgericht  kann  sich  eben  nicht  immer  an  das  Gesetz 
halten,  weil  der  Verkehr,  rastlos  fortschreitend,  oft  die  engen  Schranken  des  Gesetzes 
sprengt,  neue  Geschäftsformen  und  damit  auch  neues  Recht  schaft't.  Das  Gesetz  kennt 
beispielsweise  einen  Kauf  unter  der  Bedingung  des  Rückkaufes  nur  bei  unbeweglichen 
Sachen  und  auch  da  nur,  wenn  diese  Bedingung  in  das  Grundbuch  eingetragen 
ist  und  noch  unter  anderen  einschränkenden  Bestimmungen.  Gleichwohl  ist  an 
der  Wiener  EfFectenbörse  seit  mehr  als  20  Jahren  der  sogenannte  „Kauf  gegen 
Rückkauf  im  Valutengeschäfte  bekannt  und  in  jüngster  Zeit  hat  sich  diese  Ge- 
schäftsfonn  auch  in  der  Warenbranche,  und  zwar  im  Zuckergeschäfte,  ausgebildet, 
indem  einzelne  Zuckerfabriken,  die  bei  den  gegenwärtigen  niedrigen  Zuckerpreisen 
ihre  Ware  nicht  abgeben,  sondern  bis  zur  nächsten  Campagne  in  der  Hand 
behalten  wollen,  dieselbe  wegen  Mangels  an  Lagerräumen  und  um  den  Zinsen- 
verlust zu  ersparen,  zwar  jetzt  effectiv  verkaufen,  sich  jedoch  gleichzeitig  ein 
Rückkaufsrecht  für  die  nächste  Campagne  vorbehalten.  Der  Käufer  hofft  natürlich, 
sich  in  der  nächsten  Campagne  noch  billiger  wieder  decken  zu  können.  Ob  diese^. 
Geschäft  dermalen  von  den  Rechtsgelehrten  als  correct  angesehen  werden  würde, 
ist    mindestens    sehr    fraglich ;    zweifellos    ist    aber,  dass  das  Gesetz  mit  der  Zeit 
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dorn  praktischen  Bedürfnisse  folgen  und  den  Kauf  gegen  Kückkauf  bei  vertret- 
baren Sachen  als  erlaubt  anerkennen  werde.  Das  ganze  Handelsrecht  ist 
ja  zum  grössten  Theilo  so  aus  der  geschäftlichen  Praxis  heraus- 
frewachsen,  und  der  Verkehr  ist  nicht  nur  vollkommen  berech- 
tigt, sondern  häufig  geradezu  gezwungen,  sich  über  veraltete 
Rechtsnormen  hinauszusetzen;  er  kann  und  darf  nicht  an  dem 
alten  Zopfe  hängen.  Herr  Dr.  Adler  schliesst  aus  der  grossen  Anzahl  von 
Ausgleichen,  die  vor  den  Schiedsgerichten  zustande  kommen,  dass  die  letzteren  die 
Parteien  in  ungerechtfertigter  Weise  zum  Ausgleiche  zwingen.  Der  Rechts- 
gelehrte vermag  sich  oben  schwer  in  den  Gedankengang  des 
Kaufmannes  hineinzufinden.  Der  Processgegner  des  Kaufmannes  vor  dem 
Schiedsgerichte  ist  ja  meist  ein  Geschäftsfreund,  mit  dem  derselbe  oft  schon 
lange  gearbeitet  hat  und  dem  er  aus  Geschäftsrücksichten  das  grösste  Entgegen- 
kommen zeigt.  Ein  Kaufmann,  der  in  einer  Streitsache  nie  ein  Titelchen  seines 
Rechtes  aufgeben  wollte,  würde  in  der  Geschäftswelt  bald  als  sehr  inconlant  ver- 
rufen sein. 

Seitens  des  Herrn  Referenten  wurde  darauf  hingewiesen,  da.ss  in  anderen 
Staaten,  wie  in  Prankreich,  keine  Schiedsgerichte  bestehen  und  der  Handel 
gleichwohl  unter  diesem  Umstände  nicht  leide.  Es  ist  richtig,  in  Frankreich  be- 
stehen für  Handelssachen  keine  Schiedsgerichte,  sondern  nur  Handelsgerichte; 
aber  diese  letzteren  sind  dort  ganz  wesentlich  anders  organi- 
siert, als  bei  uns.  Die  besonderen  Gerichtsstellen  für  Handelssachen,  die  Han- 
delsgerichte, sind  in  Prankreich  entstanden.  Schon  im  Mittelalter  bestanden  dort 
eigene  Handelsgerichte.  Das  waren  aber  lediglich  kaufmännische  Gerichte,  welche 
die  Kaufmannschaft  aus  ihrer  Mitte  wählte.  Der  Staat  kümmerte  sich  darum  gar 
nicht.  Erst  im  16.  Jahrhundert  mischte  sich  der  Staat  insoferne  ein,  als  er  für 
die  Zusammensetzung  der  Wahlcollegien  und  für  die  Walilen  gewisse  Vorschriften 
gab.  Diese  Gerichte  blieben  aber  rein  kaufmännische  Gerichte.  Diese  Organisation 
dauerte  auch  unter  der  Revolution  fort  und  die  Napoleoni.sche  Gesetzgebung  hat 
sie  ebenfalls  beibehalten.  Nach  dem  Code  de  commerce  von  1807  werden 
in  allen  Städten,  in  welchen  sich  ein  Bedürfnis  darnach  zeigt,  eigene  Wahl- 
collegien aus  den  vornehmsten  Vertretern  —  den  , Notabein"  —  des  Handels- 
standcs  gebildet.  Diese  Collegien  wählen  aus  ihrer  Mitte  die  Han- 
delsrichter. Wählbar  ist  jeder  Kaufmann,  der  30  Jahre  alt  ist  und  5  Jahre 
lang  »mit  Ehre  und  Auszeichnung»  Handel  getrieben  hat,  das  heisst  also,  der 
5  Jalue  hindurch  ein  „halbwegs  anständiger  Mensch"  gewesen  ist.  Herr 
Dr.  Po  Hak,  der  für  die  Schiedsrichter  ein  Alter  von  45  Jahren  verlangt,  scheint 
unsere  Kaufmannschaft  für  netto  um  50  Procent  weniger  befähigt  zu  halten 
als  die  französische.  Nur  für  den  Präsidenten  des  Gerichtes,  der  von  demselben 
Wahlcolleginm  gewählt  wird,  schreibt  das  französische  Gesetz  ein  Alter  von 
40  Jahren  vor;  ausserdem  muss  der  Präsident  schon  einmal  als  Handelsrichter 
fungiert  haben.  Die  Wahlen  erfolgen  auf  zwei  Jahre  nnd  unterliegen  der  Be- 
stätigung seitens  der  Regierung;  die  Aemter  sind  ausschliesslich  un- 
besoldete Ehrenämter.  Von  Seite  des  Staates  wird  jedem  Gerichte  ein 
Greffler  und  die    entsprechende    Anzahl   von   Hnissiers    zugetheilt;    diese    werden 
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vom  Staate  bezahlt.  Die  Gerichte  bestehen  jeweils  aus  dem  Pr<äsideTiten  und  min- 
destens zwei  Eichtern.  In  ihre  Competenz  gehören  alle  Streitigkeiten  zwischen 
Handelsleuten  und  alle  Handelsgeschäfte,  deren  Begriff  in  Frankreich  ein 
viel  weiterer  ist  als  bei  uns.  Die  Gerichte  entscheiden  bei  Streitig- 
keiten bis  zum  Betrage  von  1000  Frcs.  stets  inappellabel,  bei 
Streitigkeiten  über  1000  Frcs.  nur  dann,  wenn  die  Parteien  früher 
erklären,  das  Urtheil  des  Handelsgerichtes  als  ein  letztinstanz- 
liches entgegennehmen  zu  wollen,  was  übrigens  der  weitaus 
häufigste  Fall  ist.  Die  Schnelligkeit,  mit  welcher  die  franzosischen  Handels- 
gerichte arbeiten,  ist  eine  geradezu  phänomenale.  Nach  dem  Gesetze  ist  der  Beklagte 
mindestens  „für  den  andern  Tag"  vorzuladen,  d.  h.  die  Vorladung  darf  nur  für 
den  der  Zustellung  der  Klage  folgenden  Tag  stattfinden.  Das  Gesetz  gestattet 
jedoch  dem  Präsidenten,  diese  Frist  in  dringenden  Fällen  bis  auf  eine  Stunde 
herabzusetzen,  so  dass  ein  Streit  schon  2  —  3  Stunden,  nachdem  er 
entstanden  ist,  ausgetragen  sein  kann.  Nor  an  kleinen  Orten,  wo  die 
Bildung  von  Wahlcollegien  nicht  gut  möglich  ist,  fungieren  die  Civilgerichte 
erster  Instanz  als  Handelsgerichte.  Derzeit  bestehen  in  Frankreich  389  Handels- 
gerichte und  hievon  sind  216,  und  zwar  alle  hervorragenderen,  ausschliess- 
lich aus  Kaufleuten  zusammengesetzt. 

Nach  dem  Vorbilde  Frankreichs  sind  auch  die  Handelsgerichte  in  Bel- 
gien, in  Italien,  Spanien  und  Portugal  organisiert.  In  den  gesammten 
Ländern  romanischer  Zunge  gilt  also  der  Satz:  „In  Handels- 
sachen richtet  der  Handelsmann!*"  Unter  diesen. Umständen  ist  es  sehr 
begreiflich,  dass  in  Frankreich  kein  Bedürfnis  nach  unseren  Schiedsgerichten 
besteht.  Wenn  wir  die  französischen  Handelsgerichte  hätten,  so  würden  wir  unsere 
gesammten  Schiedsgerichte  sehr  gerne  hergeben.  Der  Herr  Referent  scheint  die 
französischen  Verhältnisse  nicht  gekannt  oder  die  Unkenntnis  derselben  in  dieser 
Vorsammlung  vorausgesetzt  zu  haben,  sonst  hätte  er  sich  unmöglich  auf  das 
Beispiel  Frankreichs  berufen  können. 

Vorsitzender  Professor  v.  Philippovich  erklärt  nach  diesen  Ausfühningen, 
er  habe  den  Eindruck  gewonnen,  dass  die  Frage  durch  die  Verhandlung,  die 
hier  stattgefunden  habe,  denn  doch  sehr  wesentlich  geklärt  worden  sei.  Er  per- 
sönlich habe  die  Empfindung,  dass  nichts  vorgebracht  worden  sei,  was  die  Auf- 
hebung der  Schiedsgerichte  begründen  könnte,  dass  aber  sehr  vieles  zu  Gunsten 
der  Schiedsgerichte  geltend  gemacht  wurde,  möge  auch  vieles  an  ihnen  ver- 
b  ?sserungsfähig  erscheinen.  Er  bekenne,  als  Universitätsdocent,  thatsächlich  sehr 
viel  gelernt  zu  haben,  und  freue  sich  nicht  nur  über  die  Kenntnisse,  welche  die 
Vertreter  der  Kaufmainischaft  gezeigt  hätten,  sondern  auch  über  die  Gewandtheit 
und  Präcision,  mit  der  sie  ihre  Ansichten  zu  vertreten  wüssten.  Der  Vorsitzende 
erklärt  sodann  die  Versammlang  und  die  Discussion  für  geschlossen. 


DER  COLLECTIVISMUS  IN  DEN  ENGLISCHEN 
GEWERKVEREINEN. 


V.  JOHN. 


Li  (l«r  Generalversammlung  des  Vereines  für  Socialpolitik  zu  Frankfurt  a.  M. 
im  November  1890  erklärte  bei  Gelegenheit  der  Debatte  über  Arbeitseinstellungen 
Professor  Munro  aus  Manchester:  „Unser  Gesammteindruck  in  England  ist  der, 
dass  die  Gewerkvereine  England  vor  einer  bösartigen  Ausgestaltung  des  Socialismus 
gerettet  haben".  Es  war  dies  in  der  That  die  Meinung  aller  objectiven  Beobachter 
der  englischen  Arbeiterbewegung;  und  zwar  wurde  hiefür  neben  der  die  Leiden- 
schaft allmählich  zurückdrängenden  Disciplin  der  Gewerkvereine  die  grossartige 
Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  als  Beweis  geführt,  welche  gleichsam 
positiv  die  Geister  auf  die  beste  Form  der  „Gemeinwirtschaft"  hinleitet,  indem 
hier,  von  der  individuell  freien  Consumtion  ausgehend,  die  Production  in  immer 
grossartigerer  Organisation  collectiv  betrieben  wird.*) 

Und  das  Verhalten  der  englischen  Abgesandten  auf  den  internationalen 
Arbeitercoiigressen  schien  diese  Ansicht  zu  bekräftigen.  Stets  waren  es  die  realen 
Verhältnisse,  welche  von  den  englischen  Delogierten  der  verschiedenen  Arbeiter- 
Versammlungen  betont  wurden;  ganz  besonders  die  jährlich  wiederkehrenden  Con- 
gresso  der  Gewerkveroino  erschienen  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  allge- 
meinen Annahme.  Wurden  doch  noch  im  Congress  zu  Dnndee  von  1888  die 
Anträge  des  radicalen  Flügels  der  Unionisten  mit  der  erdrückenden  Majorität  von 
177  Stimmen  gegen  11  und   in  einem  andern  Falle  von  142  gegen  18  abgelehnt. 

Allein  bereits  die  Congrcsso  von  Liverpool  und  Newcastle,  noch  mehr  jene 
von  Glasgow  und  Belfast  lieferten  den  Beweis,  dass  die  socialistische  Strömung 
nach  der  Kichtung  der  festländischen  Socialdemokratie  auch  in  den  Reihen  der 
Unionisten  immer  mehr  Anhänger  finde;  und  zwar  dies  ganz  besonders,  seit  die 
Delegierten  der  „neuen"  Gewerkvereine  der  ungelernten  Arbeiter  in  diesen  Con- 
gressen    immer    mehr   in   den  Vordergrund   traten.    Dass   aber   ein   derartig    ent- 


')  Cf.  Diese   Zeitschrift:    V.  .lohn, 
bewegung",  Jahrgang  1894,  S.  373  ff. 
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schiedener  Sieg  diesor  letzteren  möglich  sei,  wie  ihn  der  jüngste  dieser  Congresse, 
der  27.  in  der  Ecihe  dieser  Parlamente  der  organisierten  Arbeitschaft  Englands,  der 
Gesellschaft  vor  Augen  führte,  das  war  auch  von  den  nüchternsten  Beobachtern 
aus  dem  Schooss  der  englischen  Nation  selbst,  wie  Sidney  Webb  u.  a.  nicht 
vorausgesehen.  Heute  allerdings  ist  die  Erkenntnis  allgemein,  dass  der  Einfluss 
des  „Neu-Unionismus"  auf  die  alten  Gewerkveroine,  hervorgegangen  aus  dem 
Docker-Strike  des  Jahres  1889  bisher  unterschätzt  wurde.  Die  Namen  Tom 
Mann,  Ben  Tillet,  Keir  Hardie,  Woods,  Eudge  und  Anhänger  sind  von 
nun  an  wohl  die  führenden  der  englich-schottischen  „Trade-Unions".  Ihr  Pro- 
gramm ist  das  der  Expropriation  des  Privatbesitzes  nach  der  Lehre  Marx,  für 
welche  bisher  der  englische  Arbeiter  im  Ganzen  wenig  Verständnis  zeigte. 

In  dem  am  2.  September  d.  J.  in  der  St.  Andrews  Halle,  einem  ehe- 
maligen Dominicanerklostcr  zu  Norwich  abgehaltenen  Congress  fand  dieses  neue 
Programm  nahezu  einstimmige  Annahme.  Anwesend  waren  280  Delegierte.  John 
Bnrns,  neben  Ben  Tillet  und  Tom  Mann  Vorkämpfer  im  Docker-Strike  von 
1889,  eröffnete  die  Versammlung  mit  der  Erklärung,  dass  der  diesjährige  Con- 
gress seiner  Ueberzeugung  nach  einer  der  wichtigsten  sein  dürfte  in  der  Geschichte 
der  Gewerkvereine  Englands.  Und  der  hierauf  gewählte  Präsident  Frank  Delves, 
Vorsitzender  des  Gewcrkrathes  von  Norwich.  lieferte  sofort  den  Beweis  hiefür, 
indem  er  in  seiner  Antrittsrede  die  collectivistische  Richtung  der  internationalen 
Socialdemokratie  als  die  künftig  allein  niaassgebende  der  Trades  Unions  erklärte. 
Die  Delegierten  aber  gaben  hiezu  ihre  Zustimmung,  indem  sie  zum  Secretär  des 
Congresses  den  radicalen  Agitator  Woods  wählten,  welcher  diesen  Ei  folg  selbst 
vorerst  nur  als  den  Triumph  des  allgemeinen  gesetzlichen  Achtstunden-Tages 
bezeichnete;  denn  die  Wiederwahl  des  bisherigen  Socretärs  Mr.  Fenwick  sei 
gerade  darum  nicht  erfolgt,  weil  er  im  Unterhause  gegen  die  Achtstunden-Bill 
gestimmt  hatte.  Es  concentrierte  sich  denn  auch  die  Discussion  des  Congresses 
und  dessen  Beschlussfassung  vor  allem  auf  die  Frage  des  Achstnnden-Tages. 
Erst  als  der  Genosse  Kudge  seinen  Antrag  begründete,  dahin  lautend,  der 
parlamentarische  Ausschuss  des  Congresses  möge  eine  Bill  ausarbeiten,  nach  welcher 
der  gesammte  Bodenbesitz,  Bergwerke  und  Regalien  eingeschlossen,  in  das  Eigen- 
thum  des  Staates  übergehen  solle,  ward  die  Debatte  über  diese  Cardiiialfrage 
einer  künftigen  Wirtschaftsordnung  aufgenommen. 

Keir  Hardie,  der  radicale  Vertreter  des  „Neu-Ünionismus"  und  Begründer 
der  „Independent  Labour  Party"  auf  dem  Grunde  des  deutschen  Socialismus, 
erweiterte  den  Antrag  Eudge's  dahin,  dass  nicht  nur  alle  Mittel  der  Production, 
sondern  auch  jene  der  Vertheiluiig  und  des  Tauschverkehres  als  Object  des 
Staatscigenthums  erklärt  werden  sollten;  und  nach  einer  kurzen  lebhaften  Debatte 
fand  dieser  Antrag  auch  mit  einer  Majorität  von  219  gegen  61  Stimmen  seine 
Annahme. 

Hiemit  war  der  radicale  Collectivismus  auch  formell  seitens  der  Gewerk- 
vereins-Vertreter als  Programm  aufgenommen,  und  die  heftigste  Agitation  für 
dessen  Ausbreitung  in  der  englischen  Arbeiterschaft  gesichert.  Beweis  dessen  die 
unmittelbar  nach  dem  Congress  von  Norwich  zu  London  abgehaltene  Versammlung 
der    obgenannten   Führer,    in    welcher   Keir   Hardie'    darlegte,    dass    dieselben 
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gpiadi'  zu  ilcin  Zweck  einberufon  sei<Ti,  um  jndes  Missverständnis  über  die  Be- 
strebiiiifjcn  der  Piirtei  der  Uria))h;liig'igoii  zu  zcrstrenon.  Derselbe  Ri'dner  erklärte, 
die  BewcfjHiig  sei  aus  der  freieKtim  eigenen  Anregung  der  unterKten  Classen 
hervorgegangen.  Führer,  welche  die  Interessen  der  Partei  irgendwie  preisgeben, 
um  ein  Linsengericht  der  herrschenden  Gesellschaft  verkaufen  könnten,  gebe  es 
nicht.  IJloss  die  Kerntruppen  der  Partei  zählten  heute  schon  nahe  40.000  Köpfe, 
welche  sich  in  durchaus  bc^währtor  Organisation  auf  nahezu  400  Ort.sgruppen 
vertheilen.  Das  Fundament  der  Partei  sei  der  Socialismns  ohne  Phrase;  und  auf 
diesem  Grunde  werdi^  rastlos  weiter  gekämpft  werden,  bis  der  Gemeinbesitz  und 
die  gemeinschaftliche  Verwaltung  sämmtlicher  Productions-,  Verkehrs-  und  Tausch- 
mittel errungen  sei.  Die  Lehre  der  unabhängigen  Arbeiterpartei  laute,  den 
Liberalismus  denjenigen  zu  lassen,  welchen  er  gehört;  ebenso  den  Conservatismus 
jenen,  welche  daran  Gefallen  finden.  Hiemit  aber  sei  jede  Gemein.schaft  seiner 
Partei  mit  diesen  beiden  Freunden  des  Arbeiters  ausgeschlossen. 

Welche  Aussichten  bietet  nun  die  nächste  Zukunft  der  Verwirklichung  des 
Colloctivismus  in  England?  Diu  Arbeiterbevölkerung  Grossbritanniens  wird  heute 
ziemlich  übereinstimmend  mit  etwas  über  13  Millionen  angegeben;  davon  sind 
in  der  Industrie  e.  S.  als  gelernte  Arbeiter  5-5  Millionen  Männer,  und  über 
2  Millionen  weibliche  Arbeiter  beschäftigt.  Von  diesen  T'/j  Millionen  waren  nach 
dem  letzten  statistischen  Berieht  des  Lab  cur  Departements  im  Handelsministerium, 
erstattet  durch  den  Arbeitersecretär  Burnett  und  abgeschlossen  für  das  Jahr 
1892,  in  5'.t9  Gewerkvcrcinen  (gegen  431  des  Jahres  1891)  im  ganzen  an 
\^|^  Million  gelernter  Arbeiter  als  Mitglieder  dieser  modernen  Gilden  zu  gemein- 
samen Vorgehen  organisiert;  denn  die  Mitgliedschaft  von  594  Vereinen,  welche 
ihre  vollständigen  Geschäftsberichte  eingesandt  hatten,  war  1,237.367  Köpfe  mit 
einer  Jahresausgabe  von  1,765.386  Pfund,  während  die  Eingänge  derselben 
1,790.842  Pfmd  Sterling  betrugen.  Der  gesammte  disponible  Cassastand  zu 
Beginn  des  Jahres  1892  war  bei  576  Vereinen  1,818.655  Pfund;  am  Ende  des 
Jahres  1893  bereits  1,844.174  Pfund  Sterling,  also  bald  20  Millionen  Gnlden 
Gold.  Nach  obigem  kann  die  Mitgliederzahl  der  Gewerkvereine  Englands  mit 
Einschiuss  jener,  welche  keine  Berichte  einzusenden  pflegen,  im  höchsten  Falle 
mit  2  Millionen  angenommen  werden.  Es  stehen  dann  noch  immer  mehr  als 
11  Millionen  Arbeiter  ausserhalb  der  Organisation  durch  die  Trade  Unions;  und 
die  40.000  Mann  Kerntruppen  der  Partei  der  Unabhängigen  bilden  darnach 
schon  gegenüber  den  Gewerkvereinen,  noch  viel  mehr  aber  gegenüber  der  ausser- 
halb jeder   Organisation   stehenden   Arbeiterschaft  eine   verschwindende   Minorität. 

Allein  auch  den  grossen  Massen  gegenüber  kommt  es  weniger  auf  die 
Zahl,  als  auf  die  Energie  und  Begeisterung  der  Agitatoren  an.  An  diesen  beiden 
Erfordernissen  dürfte  es  der  Partei  der  Unabhängigen  nach  obigem  nicht  fehlen. 
Und  auch  die  Empfänglichkeit  der  Massen  gerade  für  ein  Programm,  wie  es  der 
radicale  CoUectivismus  verkündet,  dürfte  nicht  zweifelhaft  sein;  dies  um  so 
weniger,  als  die  anhaltende  Depression  der  englischen  Volkswirtschaft,  die  natnr- 
gemässe  Folge  der  immer  mächtiger  aufstrebenden  Concurrenz  der  alten  und 
neuen  Continente,  die  Keilien  der  Arbeitslosen  gerade  in  England  nachgewiesener- 
maassen  täglich  mehrt,  so  dass  Keir  Hardie   selbst   die  Schar  der   in  vollster 
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Arbeitskraft  stehenden  Männer  ohne  Arbeitsgelegenheit  als  den  Kern  der  socialen 
Frage  unserer  Tage  bezeichnet. ')  Diese  „Schaar"  wird  noch  vermehrt  durch  die 
täglich  steigende  innere  Concurreiiz  der  weiblichen  Arbeit,  welche  nach  den 
ziffermässigen  Berichten  der  jüngsten  Arbeitercommission  wenigstens  in  den  der 
Frau  zugänglichen  Arbeitszweigen  an  Zahl  stärker  zunimmt  als  jene  der  männ- 
lichen Albeiter.  So  sind  nach  der  genannten  Quelle  allein  in  der  Textilindustrie 
Grossbritanniens  gegenwärtig  628.000  Frauen  beschäftigt,  welche  speciell  in  der 
Arbeit  des  Webens  und  Wollkämmens  den  Männern  die  grösste  Concurrenz 
bereiten.  Kamen  doch  schon  i.  J.  1861  auf  je  100  Männer  der  Baumwolliiidustrie 
130  Arbeiterinnen;  i.  J.  1871  aber  war  die  Zahl  der  letzteren  bereits  auf 
148,  und  1881  bereits  auf  164  gestiegen.  Dasselbe  Anwachsen  der  weiblichen 
Arbeit  zeigt  die  Kammgarnspinnerei;  1871  auf  100  männliche  Arbeiter  162  weib- 
liche; 1881  bereits  180.  Im  Band-  und  Seidengewerbe  kamen  1871  je  208  weib- 
liche Arbeiter  auf  100  männliche;  i.  J.  1881  bereits  224.  Im  Schneidergewerbe 
entfiel  1871  eine  Arbeiterin  auf  je  3  Arbeiter;  1881  war  dieses  Verhältnis  bereits 
auf  1  :  2  gestiegen.  Dieses  üeberwachsen  der  weiblichen  Arbeit  über  die  männ- 
liche hat  sich  nach  allen  Ausweisen  von  1880  bis  heute  noch  in  höherem  Maasse 
gesteigert;  und  zwar  dies  nicht  der  besseren  Arbeitsleistung  der  Frau  wegen, 
sondern  weil  dieselbe  im  Durchschnitt  um  50  Proc.  billiger  geliefert  wird  als  die 
Männerarbeit.  Wahrhaft  drastische  Beispiele  hiefür  bietet  Gertrud  Dyhronfurt 
in  ihrem  interessanten  Artiiiel:  „Die  gewerkschaftliche  Bewegung  unter  den 
englischen  Arbeiterinnen"  in  Brauns  Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und 
Statistik  (Vn.  B.  1894,  S.  166  ff.).  Dort  wird 'berichtet:  „In  den  verschiedensten 
Gewerben  vollzieht  sich  der  gleiche  Process;  und  an  allen  Orten,  in  den  nörd- 
lichen Industriebezirken  Schottlands  wie  in  den  Leinenfabriken  Irland.s,  ja  selbst 
in  den  Schmiodewerkstätten  von  Staffordshire  und  in  den  Webereien  Yorkshires  — 
kurz  überall  ertönt  derselbe  Nothschrei,  dass  die  Frau  den  Mann  aus  dem  Gewerbe 
verdrängt,  weil  sie  um  den  halben  Lohn  arbeitet."  Es  gelte  dies  für  alle  Lohn- 
arten, für  Zeitlohn  wie  Stücklohn  und  für  alle  Arten  der  Arbeit.  Als  Grund 
hiefür  wird  der  verhältnismässig  geringe  Bedürfnisstand  der  Frau  in  materieller 
und  geistiger  Beziehung  aufgeführt,  wodurch  der  weiblichen  Arbeit  geringere 
Productionskoston  entstehen. 

Hiezu  kommt  der  verhältnismässig  engere  Markt  der  weiblichen  Arbeit  und 
schon  infolge  dessen  das  grössere  Angebot  der  an  sich  zahlreicheren  weiblichen 
Arbeitskraft;  weiter  die  grössere  Unselbständigkeit,  darum  auch  die  grössere  Sess- 
haftigkeit  des  Weibes;  ferner  die  Thatsache,  dass  die  weibliche  Arbeit  vielfach 
als  Nebenbeschäftigung  der  Familie  im  Hause  betrieben  wird,  so  besonders  in 
den  mittleren  Schichten  der  Gesellschaft;  endlich  das  Vorurtheil  der  Geringwertigkeit 
der  weiblichen  Arbeit  überhaupt.  So  muss  die  weibliche  Concurrenz  ganz  natur- 
gemäss  stetig  zunehmen  und  eine  steigende  Menge  gesunder  kräftiger  Männer 
der  Arbeitsgelegenheit  berauben.  Das  Endergebnis  ist,  dass  auch  den  verheirateten 
Arbeiterfrauen  schliesslich  nichts  erübrigt,  als  ebenfalls  in  die  Fabrik  zu  gehen, 
um   mit  Hintansetzung   ihrer  Haushalts-  und    Mutterpflichten    den    Unterhalt   der 


Cf.  diese  Zeitschrift  1.  c.  Jahrgang  1894,  S.  380. 


Der  Collectivismus  in  den  englischen  Gcwerkvercinen.  283 

Familii;  zu  iTwcrlion,  während  die  Viitcr,  zum  unfreiwilligon  Müssigf^ang  verurtheilt, 
die  Eollo  des  Woibcs  übomehmon.    Cf.  G.  Dyhronfurth  1.  c.  199. 'j 

Gerade  die  gegentheilige  Bewegung  zeigt  merkwürdigerweise  die  englische 
Landwirtschaft.  Der  jüngste  Hi-richt  des  ersten  Hilfscommissarius  des  Landwirt- 
schafts-Ministeriums, William  C.  Little,  datiert  vom  20.  Juni  v.  J.  (gleich- 
zeitig 1.  Theil  des  5.  Bandes  der  Mittheilungen  der  „königl.  CommiKsion  über 
die  Arbeit",  betreffend  „die  landwirtschaftlichen  Arbeiter*)  verzeichnet  für  das 
Verhältnis  der  weiblichen  Arbeit  zur  Gesainmtzahl  der  Arbeiter  in  der  Landwirt- 
schaft in  den  Docennien  1871,  1881  und  1891  für  England  und  Wales  die 
Procentzahlen:  5-83,  4-53  und  3-02  Proc;  für  Irland  12-30,  10-07  und 
7-09  Proc;  einzig  Schottland  zeigt  im  letzten  Decennium  nach  der  Abnahme 
dos  vorhergehenden  eine  neuerliche  Zunahme;  denn  nach  dem  Rückgang  von 
25-92  Proc.  weiblicher  Arbeiter  des  Jahres  1871  auf  12-81  Proc.  i.  J.  1881, 
folgt  eine  Zunahme  auf  18-26  Proc.  i.  J.  1891.*)  Der  cit.  Bericht  folgert 
daraus  die  fortschreitende  Besserung  der  „Chancen"  der  männlichen  Arbeit  in 
der  Landwirtschaft,  wodurch  erst  die  allgemeinere  Befreiung  der  Frauen  von  der 
Feldarbeit  möglich  wurde;  und  zwar  sei  „im  Wege   einer   ruhigen    ökonomischen 


')  Auch  in  Deutschland  wurden  bereits  im  Jahre  1882  nur  in  9814  Betrieben 
5.51.000  weibliche  .Arbeiter  gezählt,  darunter  nach  den  Berichten  der  Fabriksinspectoren 
noch  1884  über  48.000  weibliche  Arbeiter  von  14— 16  Jahren,  und  7000  von  1-2— 14  Jahren. 

^1  Ganz  anders  stellt  sich  dieses  Verhältnis  der  Landwirtschaft  in  Deutschland; 
denn  nach  der  Berufszählung  von  1882  waren  unter  den  3,867.027  landwirtschaftlichen 
Loliuarbeitoni  mehr  als  ^j,,  genau  1,326.091  oder  34  Proc.  weibliche  Arbeiter,  und  unter 
den  1,934.615  in  der  Landwirtschaft  ihres  Faniilienbauptes  thätigen  Arbeitern  waren 
sogar  992.838  oder  52  Proc.  weibliche  Arbeiter,  während  unter  den  selbständigen  indu- 
striellen Hausarbeitern  nur  48  Proc.  weibliche,  und  unter  den  sonstigen  Arbeitern  der 
Industrie  einschliesslich  Bergbau  und  Bauwesen  nur  13  Proc.  weibliche  .Arbeiter  gezählt 
wurden. 

Auch  in  Ocsterrcicb  bat  der  Antbeil  des  weiblichen  Geschlechtes  an  der  Erwerbs- 
thätigkeit  während  der  letzten  beiden  Jahrzehnte  sowohl  jenem  des  männlichen  gegen- 
über als  auch  absolut  nicht  unerheblich  zugenommen;  u.  zw.  weist  die  eingehende 
BobaniUung  dieser  Frage  der  Berufsstatistik  nach  der  Zählung  von  1890  (Oesterr. 
Statistik,  !B.  XXIII,  Heft  1)  in  der  „Land-  und  Forstwirtschaft  gezählte  .Arbeiter*: 
1,96-2.688  männliche  und  3,652  445  weibliche;  Taglöbner  413.600  männliche  uiui  411.294 
weibliche  aus;  so  dass  die  weibliehe  Bevölkerung  mit  Hinzuziiblung  der  selbständig  in 
der  Landwirtschaft  Thätigen  239.889  Köpfen  und  953  weiblichen  Angestellten  .ländliche 
Bcrufstbätige  überhaupt"  genau  4,304.581  weiblichen  Geschlechtes  gegenüber  4,164.642 
Männern  a'jsmacbt.  Noch  niclir  steigert  sich  dieses  Uebergewicbt  des  weiblichen  Ge- 
schleclites  in  unserer  Land-  und  Forstwirtschaft,  wenn  die  Faniilienangehörigen  und 
Dienstleuto  dieser  Kategorie  der  Urproduction  hinzugerechnet  worden;  dann  bildet  das 
weibliche  Geschlecht  mit  6,910.974  Köpfen  gegen  6,440.405  Männer  noch  mehr  die 
prävalierende  Bevölkerungsquote ;  50-8  Proc.  gegen  49  2  Proc.  der  Männer,  während 
die  Berufszählung  von  1880  das  Verliältnis  umgekehrt  mit  44'3  Proc.  weiblicher  .Ange- 
höriger des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufes  gegen  55'7  Proc.  männlicher  aufweist. 
In  der  Industrie  dagegen  war  <ias  Verhältnia  der  Arbeiter  in  Oesterreich  1890:  585.692 
weibliche  gegen  1,558.914  männliche;  also  ähnlich  wie  in  Deutschland  noch  immer  rund 
33  Proc.  In  allen  Berufen  zusammengenommen  dagegen  überwiegt  wieder  das  Weib  in 
Oesterreich  mit  5M  Proo.  gegen  48  9  Proc.  Männer.  Cf.  die  vortreffliche  Bearbeitung  des 
ausserordentlich  reichen  Materials  durch  H.  Bauchberg,  1.  c. 
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Umwälzung  während  des  letzten  A'^ierteljahrhunderts,  verwirklicht  mit  gerinj,'er 
Hilfe  der  Gesetzgebung,  auf  die  ländlichen  Arbeiter  ein  Viertel  bis  ein  Drittel 
jenes  Profites  übertragen  worden,  welchen  die  Grundbesitzer  und  Meier  aus  der 
Landwirtschaft  dieser  Periode  erhielten." 

Darnach  müssten  die  ländlichen  Arbeiter,  weniger  unzufrieden,  auch  der 
fortschreitenden  collectivistischen  Agitation  weniger  zugänglich  sein.  Und  der 
gründliche  Bericht  W.  C.  Littles  bemerkt  nach  der  genauen  zifformässigen 
Ausführung,  dass  es,  die  Familienangehörigen  und  Kinder  nach  statistisch  sicher 
gi^stellter  Durchschnittszahl  eingerechnet,  in  Grossbritannien  keine  Beschäftiguiigs- 
classe  und  keine  einzige  Industrie  gebe,  welche  sich  an  Zahl  mit  der  in  seinem 
Berichte  behandelten  ländlichen  Arbeiterschaft  messen  könne.  Betrage  doch  die 
Zahl  der  Bergleute  jeder  Art  in  England  und  Wales  höchstens  424.000  erwach- 
sene Männer. 

Die  coUectivistische  Agitation  der  internationalen  Socialdemokratie  hat 
allerdings  gerade  in  ihrem  jüngsten  Congress  zu  Frankfurt  a.  M.  im  October  v.  J. 
die  Agrarfrage  als  einen  nothwendigen  Bestandtheil  des  socialen  Programms 
erklärt.  Auch  diese  Frage  könne  einer  befriedigenden  Lösung  nur  zugeführt 
werden,  wenn  der  gerammte  Grund  und  Boden  mit  allen  seinen  Arbeitsmitteln 
den  wahren  Producenten  zurückgegeben  würde. 

Beschränken  wir  indes  unsere  Frage  auf  die  industrielle  Arbeiterschaft, 
welche  die  Partei  der  Unabhängigen  ja  zunächst  als  Object  ihrer  Agitation  ins 
Auge  gefasst  hat,  so  kann  nach  obigem  die  aufsteigende  Zahl  und  Macht  der 
weiblichen  Arbeit  nicht  übersehen  werden.  Allerdings  fehlt  derselben  noch  viel- 
fach das  wirksame  Mittel  für  Geltendmachung  ihrer  Forderungen,  die  feste  Orga- 
nisation; denn  nach  dem  Schlussberichte  der  obcitierten  königlichen  Arbeiter- 
Commission  nahmen  die  weiblichen  Arbeiter  bisher  nur  in  der  Textilindustrie 
einen  grösseren  Antheil  an  den  Gewerkvereinen.  Der  Weg  der  „Selbsthilfe"  ist 
eben  für  die  weiblichen  Arbeiter  noch  viel  schwieriger  als  für  die  männlichen; 
einmal  ob  der  Ueberfüllung  des  der  Frau  offen  stehenden  Arbeitsmarktes;  sodann 
aber  auch  ob  des  grösseren  Mangels  an  Gemeingefühl,  ganz  besonders  unter 
den  unverheirateten  Arbeiterinnen,  bei  diesen  schon  in  dem  Wettkampf  um  die 
Verheiratung ;  endlich  ob  der  hervorstechenden  grösseren  Unfähigkeit  des  Weibes 
zu  geschlossenen  Organisationen  und  ihrer  Disciplin,  ganz  abgesehen  von  dem 
grossen  Theil  weiblicher  Arbeit,  welche  den  Charakter  der  Hausindustrie  an  sich 
trägt  und  schon  darum  der  Organisation  weniger  zugänglich  erscheint.  Anderer- 
seits aber  ist  gerade  die  weibliche  Arbeit  ihrer  Natur  nach  noch  viel  mehr  auf 
den  Schutz  und  die  Förderung  durch  den  Gewerkverein  angewiesen  als  die 
männliche;  denn  ihre  Schwäche  ist  in  der  Vereinzelung  und  Isolierung  noch  viel 
grösser  als  jene  des  Mannes.  Einzig  die  feste  Organisation,  der  feste  Zusammen- 
schluss  nach  dem  Muster  der  bewährten  Trade-Unions  der  Männer  kann  auch 
für  das  Weib  dem  Unternehmer  gegenüber  die  Anerkennung  als  gleichberechtigter 
Factor  der  nationalen  Production  erzwingen;  denn  mit  der  Fabriksgesetzgebung 
zum  Schutze  der  Frauenarbeit  ist  der  Interessenkreis  dieser  Arbeit  nicht  erschöpft. 
Dies  wurde  vor  allem  von  der  amerikanischen  Arbeiterin  klar    erkannt;    und   die 
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vereinigten  Staaten  dieses  Continents  zeigen  deisn  auch  wiederum  die  ersten 
Beispiele  einer  festgegliedcrten  Organisation  der  weiblichen  Arbeit. 

In  England  dagegen  g»bürt  der  Arbeiterin  Mrs.  Patters on  aus  dem 
Ostende  Londons  das  Verdienst,  i.  J.  1874  die  erste  Agitation  für  die  Gründung 
von  Gewerkvereinen  der  weihlichen  Arbeit,  mindestens  für  deren  Aufnahme  in 
die  bereits  bestellenden  der  männlichen  Arbeiter  angeregt  zu  haben.  Die  Gründung 
der  „Womens  Protective  and  Provident  Lcague"  ans  den  Kreisen  edler  Frauen 
war  das  nächste  Krgobnis  dieser  Agitation. 

Durch  Meetings  und  Schriften  suchte  dieser  Bund  für  Organisation  der 
weiblichen  Arbeit  die  Propaganda  für  die  Gründung  weiblicher  Gewerkvereine  zu 
verbreiten,  indem  er  die  Kosten  für  die  thatsächlicho  Organisierung  derselben 
übernahm,  als  „Einignngsamt"  gegenüber  den  Unternehmern  fungierte,  und 
überdies  genaues  Material  über  die  Lage  der  weiblichen  Arbeit  sammelte.  So  ent- 
wickelte sich  diese  ^Liga"  bald  zum  Mittelpunkte  für  alle  Bestrebungen  zur 
materiellen  und  geistigen  Hebung  der  weil)lichen  Arbeit  in  England.  Allem  voran 
aber  ward  die  Törderung  der  Selbsthilfe  durch  Gründung  weiblicher  Gewerkvereine 
als  Ziel  festgehalten.  Der  erste  Erfolg  dieser  Agitation  war  die  Union  der  Buch- 
binderinnen Londons,  welche  im  ersten  Geschäftsjahre  1875  bereits  eine  Ein- 
nahme von  909  L  erzielte  und  hievon  einen  Gewinn  von  314  L  erübrigte. 
Nach  diesem  ersten  Muster  entstanden  in  dem  genannten  Jahre  in  London  noch 
5  Frauen-Geworkvereine,  unter  weichen  die  Vereine  der  Buchbinderinnen  und 
Tapezicrerinnen  den  grösstcn  Aufschwung  nahmen.  Hiebei  aber  ergab  sich,  dass 
gerade  in  den  ausschliesslich  weiblichen  Berufszweigen  sich  die  Organisation  der 
Arbeiterinnen  am  wenigsten  erfolgreich  erwies;  einmal,  weil  das  weibliche  Ge- 
schlecht an  sich  den  strengen  Forderungen  des  Vereinswesens  schwierig  anzu- 
gewöhnen ist;  sodann  ob  der  ausserordentlichen  Unsicherheit  und  Schwankung 
der  Lohnvorhältnisse  in  den  zumeist  der  Mode  unterworfenen  Erwerbszweigen  des 
Weibes;  endlich  ob  des  gerade  in  der  weiblichen  Arbeit  noch  herrschenden 
Elends  des  Sweating  Systems;  bei  ISstündiger  täglicher  Arbeitszeit  ein  Wochen- 
lohn von  2'/j  bis  5  Sh. !^)  Dem  gegenüber  tauchte  auch  im  Schoos  der  genannten 
Liga  der  Gedanke  der  Prodnctivgenosscnschaft  auf;  aber  nur  zwei  genossen- 
schaftliche Werkstätten,  u.  zw.  der  Kragen-  und  Heradarbeiterinnen  kamen  zustande, 
während  die  Gründung  einer  Half  Penny  Saving  Bank  des  Jahres  1878  den 
schönsten  Erfolg  aufweist,  da  sie  es  den  Arbeiterinnen  ermöglicht,  auch  das 
kleinste  Ersparnis  mit  Bequemlichkeit  fruchtbringend  anzulegen,  und  in  Tagen 
der  Noth  Darlehen  zu  erhalten. 

Immerhin  war  in  der  genannten  „Womens  League"  für  die  Zwecke  der  Orga- 
nisation ein  vortrefflicher  ständiger  Apparat  geschaffen;  aber  der  allgemeinere 
Anscliluss  der  Arbeiterinnen  selbst  an  diese  Bestrebungen  ward  noch  immer  nicht 
erzielt;  denn  nach  der  obgenannten  Quelle  war  trotz  aller  Bemühungen  der  Stand 
der  weiblichen  Gewerkvereinsroitglieder  in  London  bis  1879  nicht  über  die  ver- 
hältnismässig geringe  Zahl  von  1300  gestiegen.  Und  doch  mnsste  gerade  in  dieser 
Zeit  der  wirtschaftlichen  Depression  der  Schutz  gegen  Nichtbeschüftigung  hoch 


')  Cf.  G.  Dyhronfurth,  1.  e. 
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geschätzt  werden,  ganz  abgesehen  von  der  Errettung  aus  der  „grenzenlosen  Verein- 
samung und  wirtschaftlichen  Isolierung  der  arbeitenden  Frauen",  welcher  die 
Aufnahme  in  die  Bildungs-  und  Gesundheitsanstalten  der  Liga  nicht  abzuhelfen 
vermochte.  Entsprechend  dem  Beispiele  des  Neu-Unionismus  suchten  sich  denn 
auch  in  jüngster  Zeit  Arbeiterinnen  verschiedener,  aber  verwandter  Gewerbe  in 
einer  Union  zu  vereinigen.  So  entstand  die  „Society  of  London  Laundresses  and 
General  Working-Women  Amalgaraated  Association"  aus  dem  Streben,  auch  die 
alleruntersten  Classen  der  weiblichen  Arbeit  in  die  Organisation  aufzunehmen. 
Bei  den  geringen  Lohnen  zeigt  sich  jedoch  sofort  die  Tendenz,  die  Gewerkvereins- 
zwecke  zu  theilen  und  besondere  Strike-  und  Versicherungsvereine  zu  gründen. 
Und  als  der  Strike  der  Dockarbeiter  Londons  den  Beweis  geliefert  hatte,  dass 
selbst  die  schlechtost  gelohnten  Arbeiter  eine  feste  Organisation  für  ihre  Interessen- 
wahrung durchzusetzen  vermögen,  und  diesem  Streben  ersichtlich  die  allgemeine 
Sympathie  der  Bevölkerung  entgegenkam,  seitdem  machte  auch  die  Gewerkvereins- 
bewegung  der  weiblichen  Arbeit  grössere  Fortschritte.  Auch  die  „Womens  League" 
gewann  von  nun  an  grössere  Mittel  aus  allen  Schichten  der  besitzenden  Classen. 
Seitdem  nannte  sie  sich  auch  offen  ,The  Womens  Trades  Unions  Provident 
League",  mit  dem  Gedanken,  die  unorganisierte  weibliche  Arbeit  als  die  in  der 
heutigen  Wirtschaftsordnung  vollkommen  hilflose  möglichst  zu  beseitigen. 

Gleichzeitig  wurde  die  Propaganda  auch  in  die  Industriebezirke  ausserhalb 
Londons  getragen  und  in  Glasgow,  Sheffield  und  Manchester  mit  Hilfe 
der  localen  Gewerkvereinssecretäre  und  Trades-Councils  die  Gründung  neuer  weib- 
licher Gewerkvereine  durchgeführt.  So  kann  der  17.  Jahresbericht  der  Liga  mit 
Selbstbewnsstsein  auf  die  im  Lande  immer  mächtiger  werdende  Bewegung  für 
Gründung  von  Unions  der  weiblichen  Arbeiter  oder  mindestens  deren  Aufnahme 
in  die  bereits  bestehenden  Gewerkvereine  der  männlichen  Arbeit  hinweisen.  -Dies 
selbst  in  Irland. 

In  Lancashire,  der  Hochburg  der  Trades  Unions,  welche  ungefähr  90  Proc. 
aller  männlichen  Arbeiter  vertreten,  war  den  weiblichen  Arbeitern  allerdings 
schon  seit  1824  die  Aufnahme  gestattet;  und  zwar  dies  in  der  Erkenntnis  des 
Eigeninteresses  der  Männer,  weil  sie  einsahen,  daiss  allein  durch  die  selbständige 
Organisation  oder  mindestens  die  Mitaufnahme  der  weiblichen  Arbeitskräfte  in 
ihre  eigene  Organisation  dem  Herabdrücken  des  Durchschnittslohnes  entgegen- 
gearbeitet werden  könnte.  Es  förderten  denn  auch  in  dem  letzten  Jahrzehnt  die 
Männergewerkvereine  den  Beitritt  der  weiblichen  Arbeiter  immer  allgemeiner  durch 
Herabsetzung  des  Wochenbeitrages  für  die  weiblichen  Arbeiter  u.  dgl.  So  gehören 
heute  der  nationalen  Union  der  Schuhmacher  nach  G.  Dyhrenfurth  weit  über 
3000  weibliche  Arbeiter  an;  und  in  der  Textilindustrie  übersteigt  die  Zahl  der 
weiblichen  Mitglieder  der  Gewerkvereine  bereits  vielfach  jene  der  männlichen.  Das 
Trades-Council  von  Glasgow  vertritt  heute  mehr  als  1000  Arbeiterinnen.  In  der 
Union  der  Wollkrämpler  waren  im  Jahre  1893  2000  Frauen  gegen  6500  Männer; 
in  jener  der  vereinigten  Weber  der  nördlichen  Grafschaften  4300  Frauen  gegen 
29.000  Männer;  und  wo  aus  technischen  Gründen  die  Frauen  keine  Aufnahme  in 
die  Gewerkvereine  der  Männer  finden  können,  darum  ihre  selbständigen  Vereine 
gründen    müssen,    fühlen    sich    die    erfahrenen    männlichen    Vereinsgenossen    zur 
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Fiirilcrnnj?  und  Vorlrptnn»?  diesor  Vorfino  vf^rpfliclitet.  Trotzdem  zilhlen  die  rein 
weiljlichen  Gewerkvoreint^  heut  bloss  8700  Mitglicdftr  gegen  wenigstens  90.000 
der  in  die  Gewerkvereinsorganisation  der  Männer  anfgenommonen  Frauen;  und 
das  Verhältnis  der  technisch-gebildeten  Arbeiterinnen  d.  i.  der  Unionist«n  zn 
den  Nicht-  und  Neii-Unionistcn  wird  von  G.  Dyh  renfii  rtli,  soweit  dies  ernirbar 
war,  in  den  besonders  aufgeführten  Gewerben  mit  ungefähr  1600  gegen  22.000 
aufgeführt. ') 

I)(^r  collectivistischen  Partei  dürften  allerdings  bei  der  Unselbständigkeit 
des  Weibes  und  der  grösseren  Empfänglichkeit  desselben  für  agitatorische  Thätig- 
keit  aus  den  Reihen  der  weiblichen  Unionisten  kanm  ernste  Schwierigkeiten  ent- 
stehen. Sonach  erübrigt  einzig  die  grossartige  Organisation  der  Wirtschafts- 
genossenschaften,  obenan  der  Consnmvercine,  welche  heute  in  dem  Genossen- 
schaftsverbande der  „Cooperative-Union"  den  wirtschaftlichen  und  socialen 
Zusammenschluss  von  mehr  als  1300  Arbeiter -Associationen  repräsentiert  nnd 
in  ihren  beiden  Grosshaiidelsgescllschaften  mit  eigener  Pruduction  und  eigenen 
überseeischen  Transportmitteln  das  Beispiel  einer  Collectivwirtschaft  im  grossen 
Styl,  einer  collectivistischen  Organisation  der  Volkswirtschaft  aaf  friedlichem  Wege 
darstellt,  nachgewiesenermaassen  jedoch  nur  eine  geringe  Quote  der  Gewerkvereins- 
mitglieder  in  ihren  Reihen  zählen.  *) 

Nach  alledem  dürfte  es  für  die  Beurthoilnng  des  Enderfolges  der  collecti- 
vistischen Agitation  der  Neu-Unionisten  hinfort  von  grosser  Bedeutung  sein,  aus 
den  Geschäftsberichten  der  englisch-schottischen  Wirtschaftsgenossenschaften  sicher 
zu  stellen,  ob  wenigstens  die  Genossenschaftsbewegnng,  welche  bisher  selbst  von 
S.  Webb  und  den  hervorragendsten  Kennern  der  englischen  Arbeiterkreise  als 
das  wirksamste  Gegongewicht  gegen  den  Import  des  continentalen  Socialismus  in 
die  englische  Arbeiterbewegung  angesehen  wurde,  nach  den  jüngsten  Aeusserungen 
der  Grundstinimung  des  rührigsten  Theiles  der  grossen  Massen  Englands  sich 
noch  weiterhin  im  Wachsen  zeigt,  oder  ob  auch  die  Genossenschaften  als  Hemnis 
der  rascheren  Expropriation  des  Privatbesitzes  in  Bann  gethan  sind  und  zum 
Untergang  verurtheilt  erscheinen.  Ebenso  bedeutsam  ist  die  Frage,  ob  nicht 
doch  der  alte  Unionismus,  die  Arbeiter-Aristokratie  Englands  sich  zur  Reaction 
gegen  das  radical-socialistische  Programm  der  Partei  der  Unabhängigen  angeregt 
fühlen  dürfte.  Das  Autorenpaar  Webb,  die  berufenen  Historiographen  der 
englischen  Gewerkvereinsbewegung,  erklären  in  ihrer  eindringenden  geschicht- 
lichen   Untersuchung   dieser  Berufsgenossenschaften,   es  sei   heute   noch  gänzlich 


*)  Cf.  das  im  Anhang  zu  dem  genannten  Artikel  gegebene  Verzeichnis  der  Pranen- 
gcworkveroinc  nach  dem  Stande  vom  October  1893  in  London  und  ausserhalb  dieser 
Capitalc;  und  hiezu  „Annual  Reports  of  the  Womeus  Trades  Union  „Provident  League", 
1875—92.  Ebenso  „The  Womens  Trades  Union  Review,"  1891—9.3,  und  „Report  of  the 
Royal  Comniission  on  Labour.  Group  C.  Minutes  of  Evidence  Tnken  before  Group  C."  Endlich 
als  Beweis  des  Erfolges  der  gen.  Leaguc  die  .\nstellung  von  Gewcrkvereinssecrctärinnen 
in  der  Connnission  on  Labour.  deren  oberste  Leitung  Mr.  Giffen,  dem  ausgezeichneten 
Vertreter  der  Wirtsobaftsstatistik  Englands  übertragen  ist.  Miss  Collet  fungiert  unter 
den  Correspondenten  des  genannten  Amtes. 

')  Cf.  diese  Zeitsehrift,  1894,  p.  370  ff.  „Zur  englisch-schottischen  Qenossen- 
schaftsbewegung." 
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unmöglich,  zu  bestimmen,  welche  Endrichtung  und  Ausdehnung  die  Gewerk- 
vereinsbewegung  der  englisch-schottischen  Arbeiter  nach  dem  heutigen  Stande 
des  Neu -Unionismus  nehmen  werde.  Hiebei  sei  gleichzeitig  bemerkt,  dass 
dieser  ,New-Unionism"  nicht  im  strengen  Sinne  als  eine  neue  Bewegung 
erscheint;  denn  schon  im  Jahre  1833  klagt  Francis  Place,  einer  der  eifrigsten 
und  verdientesten  Förderer  der  Gewerkvereine,  dass  eine  neue  Kichtung  in  die 
^Unions"  eindringe,  welche  ebenso  wie  der  heute  von  Burns  und  Anhängern 
vertretene  Unionismus  einzig  die  Offensive,  und  darüber  hinaus  höchstens  noch 
die  defensive  Function  der  Gewerkvereine  pflege,  nicht  aber  die  wirtschaftliche 
Fürsorge  der  alten  Unions  für  Alter,  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit,  die  „Friendly 
benefits"  derselben  berücksichtige.  Wie  denn  der  englische  ünionismns  nach  den 
ausgezeichneten  Ausführungen  der  obgenannten  competenten  Bcurtheiler  je  nach 
dem  Vorwiegen  der  locaJen  und  zeitlichen  Interessen  der  Mitglieder  eine  stetige 
Oscillation  um  den  Typus  des  ursprünglichen  Gewerkvereines  nach  der  Zeichnung 
Brentanos  aufzeigt.  Auch  der  Neu-Unionismus  des  Jahres  1833  neigte  bereits 
der  coUectivistischen  Doctriu  zu;  und  wie  heute  waren  es  auch  in  diesem  ersten 
Auftauchen  der  radicalen  Strömung  die  geringer  entlohnten  Arbeiterschichten, 
welche  demselben  anhiengen.  Bei  der  fortschreitenden  internationalen  Behandlung 
der  Interessen  und  Bestrebungen  der  Arbeiterschaft  unserer  Tage  dürfte  aber 
eine  allgemeinere  Ausbreitung  der  coUectivistischen  Bewegung  in  England  auch 
für  den  Continent  nicht  ohne  Rückwirkung  bleiben. 


GEWERKVEREIN 
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PRODÜCTIV-GENOSSENSCIIAFT   IN   ENGLAND. 

Tlll<;  LAHOUli  ASSOCIATION.  LAHOÜK  COPARTNERSHIP. 

VON 

V.  JOHN  (INNSBRUCK.) 


1/uroh  (Ion  ücscililii.ss  de.s  l(^t7,ten  Gewerkvi>reiii.s-Coiigros,ses  zu  Norwich,  die 
Vorstaatlichuiifj  .silmintlioher  Productionsmittel  künftig  als  das  Programm  der 
Trado-Uiiions  fest  zu  halten,  ist  die  Elite  der  englischen  Arbeiterschaft  der  con- 
tiiientalen  Sdcialdemokrati«  wenigstens  formell  niiher  getreten,  und  die  colleetivistischen 
Bestrebungen  der  letztem  haben  dadurch  unstreitig  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Verstärkung  erhalten. 

Allerdings  wird,  wie  wir  schon  im  einem  früheren  Artikel  betonten,  von 
herv(nTagendeii  englischen  Stimmen  darauf  hingewiesen,  dass  der  genannte  Congres.s 
sowohl  an  Zahl  der  Delegierten  wie  an  Zahl  der  von  diesen  vertretenen  Gewerk- 
vereine  weit  hinter  jenen  der  vorhergehenden  Jahre  zurückstehe.  Und  in  der 
That  waren  auf  dc^m  Congress  zu  Norwich  im  Ganzem  von  376  Delegierten  nur 
17!t  Unions  mit  1,110.000  Mitgliedern  vertreten,  wälirend  die  Congresse  der 
Jalire  1890— 9:J  mit  ihren  552  Abgesandten  418  Vereine  mit  1,470.190 
Mitglieder  ropräsentiorten.  Ja,  selbst  die  rein  äusseren  Umstände  werden  hei-vor- 
gelioben,  unter  web-hen  der  letztjährige  Congress  tagte.  Es  wird  bemerkt,  dass 
dadurch  die  Mitglieder  desselben  gleichsam  psychologisch  in  eine  ganz  ausser- 
gewöhnliche  Stimmung  versetzt  worden  seien;  denn  seit  den  27  Jahren  ihrer 
Wiederkehr  habe  diese  Versammlung  zum  ersten  Mille  nicht  in  einer  der  hervor- 
ragendem Industriestätten  Englands  mit  ihrem  betäubenden  Lärm  von  Mascliinen, 
Webstülilen  und  Schmelzöfen,  mit  ihren  h.1s.slichen  Fabriksschlotcn  und  verräucherten 
Mauern  stattgefunden,  sondern  unter  wolkenanstrebenden  Kirchthürmen,  in  den 
eplieuumrankten  Mauern  von  Klo.stern  und  unter  dem  erhebenden  Geläute  der 
Glocken  sei  die  Ib'rathung  und  Abstimmung  erfolgt.  Selbst  die  St.  Andrews-Halle, 
in  Welcher  die  Delegierten  ver.sannuelt  waren,  ehemals  die  Kirche  der  Black  Friars 
oder  Douünikaner-Ordenslehte,  liabe  mit  ihren  hochragenden  Säulen,  ihren  eichenen 
Tilliren  unil  bunten  Fenstern,  welche  nur  gedämpftes  Licht  einfallen  lassen,  auf 
die  ihr  Lebenlang  in  dumpfen  Werkstätten  hausenden  Arbeiter-Abgesandten  einen 
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durchaus  ungewohnten  Eindruck  niaclifu  müssen.  Unter  diesem  Rinfluss  seien  die 
Geister  derselben  doppelt  gegen  die  herrschende  Gesellschaft  und  iliren  Luxus 
aufgestachelt,  und  entge^'en  den  scharfen  Differenzen  der  früheren  Congresse  zur 
Einmüthigkeit  gestimmt  worden.  (Cf.  „The  Economic  Journal",  redigiert  von  dem 
bekannten  National-Oekonomen  P.  Y.  Edgeworth.) 

Sei  nun  diese  Betrachtung  begründet  oder  nicht;  die  Thatsache,  dass  der 
radical-collectivistische  Antrag  der  Neu-Unionisten  und  Independenten  Keir  Hardie, 
Tom  Mann  und  Burn  (,that  in  the  opinion  of  this  Congress  it  is  essential  to  the 
maintenance  of  British  Industries  to  nationalizo  the  land,  mines,  minerals 
and  royalty  rents-,  the  whole  of  the  means  of  productioii,  distribution  and 
exchange,  and  that  the  Parliamentary  Committee  be  instructed  to  promote  and 
Support  legislation  with  the  above  objects")  mit  219  gegen  61  Stimmen  ange- 
nommen wurde,  ist  in  ihrer  Bedeutung  für  die  socialistische  Entwicklung  der 
Kenitruppen  der  englichen  Arbeiterschaft  durch  derartige  Betrachtungen  nicht 
abgeschwächt.  Auch  die  Vertreter  der  Presse  und  der  politisch  maassgebenden 
Kreise  hatten  gerade  für  den  Congress  von  1894  eine  scharfe  und  gut  organisierte 
Opposition  der  , Individualisten"  der  Gewerkvereine  vorausgesagt.  Statt  dessen  schloss 
derselbe  mit  einem  allgemeinen  Siegesjul)el  über  das  Resultat  der  Abstimmung. 
gNo  one  even  rose  to  protest  against  the  farreaching  propositions  of  Mssrs. 
Hardie,  Mann  and  Bums'  berichtet  das  obgenannte  Fachorgan  der  englischen 
National-Oekonomie  mit  dem  Ausdruck  der  höchsten  Ueberraschung. 

Der  nächste  Gegenstand  der  Tagesordnung  des  denkwürdigen  Congresses 
war  die  , Achtstunden-Resolution',  welche  mit  256  gegen  5  Stimmen  angenommen 
wurde.  Die  übrigen  bemerkenswerten  Beschlüsse  der  Versammlung  betreffen  die 
Forderung  gleicher  Löhne  für  Männer  und  Weiber;  ferner  die  sogenannte  „Pro- 
tectionistische  Resolution ",  gerichtet  gegen  die  Aufnahme  fremdländischer  Arbeiter 
in  die  Gewerkvereine;  weiter  erfolgte  die  einstimmige  Annahme  der  Motion  für 
die  Wiedereinführung  der  ,Employers  Liability  Bill'  auf  dem  Princip,  den  Unter- 
nehmer gegenüber  dem  Arbeiter  ersatzpflichtig  zu  erklären  auch  für  den  Verlust 
und  die  Schädigung  seines  Werkzeuges  durch  Aus{)ruch  von  Feuer  im  Arbeitsraum; 
ferner  ein  wohlfundiertes  Amendement  zur  ,Tnick  Acte',  dahin  lautend,  dass 
auch  jeder  Lohnabzug  für  Hausmiete  und  für  Zugehör  des  Arbeitsraumes,  wie 
Licht,  Werkzeug,  Material  als  ungesetzlich  erklärt  werde.  Endlich  die  regelmässig 
wiederkehrende  Resolution  für  die  schliessliche  Eine  Föderation  aller  Trade-Unions 
und  für  Diäten  und  Wahlkostenersatz  der  ins  Parlament  gewählten  Mitglieder. 
Doch  alle  diese  Beschlüsse  traten  natnrgemäss  in  den  Hintergrund  gegenüber 
dem  sofort  vom  Präsidenten  Delves  in  der  Eröffnungsrede  verkündeten  Gedanken; 
„Die  einzige  Richtung,  in  welcher  wir  die  schliessliche  Lösung  des  wirtschaft- 
lichen Problems  erkennen,  ist  der  Collectivismus.  Es  müssen  sich  darum  schon 
jetzt  alle  Versuche  einer  Neuordnung  der  Gesellschaft  in  dieser  Richtung  bewegen; 
denn  die  Uebel  des  herrschenden  Lidividualismus  sind  einzig  im  Wege  des 
Collectiv-Eigenthums  zu  beheben;  dieses  allein  vermag  ein  edleres  Einzelleben 
zu  schaffen,  indem  es  den  Staat  nicht  nur  erhält,  sondern  erhebt.'  „The  only 
direction  in  which  we  can  look  for  the  ultimate  Solution  .of  our  industrial  problems  is 
that  of  collecti vism.    In  the  nieantime  all  our  present  attemps  at  .social  recnn- 
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Ntnictioii  an!  on  cidliK^tivi.st  liiic«.  Wo  aro  correctiiij^  tln;  Hvil.s  (»f  the  old  iiidivi- 
dualisin  by  that  colloctivisni  which,  whil«  presorviiig  an  elevating  the  Stat«,  will 
prodnc«  tlift  noblor  individual". 

I)i(!,siT    im    Namen    von    mehr    als    1    Millionfn    OfWftrkvürHins-Mit^'Iicdem 
prholK'Hon  Fonlcriiii^'  einer  nationalen  Coilectivwirtsirhaft  stoiit  allerdings  die  heute 
von  mehr  als  1 '/.j  Millionen  Mitffliedern  der  Consain-Gonossenschaftcn  thatsSclilich 
.!,'eiil)te  collective  Itesc-Iiafl'iinf,'  und   Distribution   aller  znm  physischen  und  geistigen 
Leben  der  Mitglieder  mithigen   Güter  in   wahrhaft  grossartiger  Organisation  gegen- 
über.   Aber  auch  die   , collective"   Production  auf  dem  Princip  der  Vertheilung 
des  Productionsgewinnes  ist  heute,  Dank  der  eifrigen  Fördening  durch  die  Mitglieder 
der  „Labour  Association"  bereits  derartig  vorgeschritten,  dass  auch  diese  anerkannt 
schwierigere  Form   einer  genosseiisclialllicli  organisierten  Volkswirtschaft  heute  nicht 
mehr   als   blosses  Experiment  bezeichnet   werden    kann;    denn    nach    dem  jüngsten 
Jahresbericht   der   geiiainitcii    „Association    for   promoting  Cooperativc?    Production 
based  on  tlu^  Copartnership  of  the  Workers"  war  die  Zahl  der  Productiv-Genossen- 
schaften  auf  dem  Princip  des  Gewinnanthoiles  Ende  1893  bereits  auf  109  gestiegen, 
welche  mit  (unein  Capital  von  639.  844  £  einen   Warenumsatz    von    1,292.550 
Pfund,     und     einen    Nettogewinn     von    64.679     Pfund     erzielten.      Der    citierte 
Jahresbericht  meldet   weit(!r,    dass    auch   im   Jahre    1894   wieder   neue    Productiv- 
Genossenschaften  entstanden  sind.    So  zu  Kottering  eine   Kloidermanufactur,  welche 
Arbeltern  billige  und  gute  Gewandung  liefert.    In  Leicester  wurde  eine  cooporative 
Maschinenfabrik   eröffnet;    in   London    ist    die  liildung   einer   derartigen  Geno.ssen- 
schaft  in  Angriff  genommen;  in  Kettering  ist  auch  eine  Bangesellschaft  daran,  sich 
mit  gutem    Erfolg   Capital   zur  baldigen   Eröffnung   ihrer  Thätigkeit   zu   sammeln. 
Die  cooperative  Knnsttischlerei  zu  Bath  zeigt  einen  stetigen  Fortschritt;  ihr  erster 
Jaliresumsatz  betrug  4491   Pfund.    Selbst  in  Irland  fand  die  Cooperativ-Genossen- 
schaft    ein    ausgezeichnetes    Arbeitsfeld    in    den    genossenschaftlichen    Molkereien, 
deren  Zahl,  stetig  zunehmend,  im  Jahre  1893  allein  um  sechs  angewachsen  war.  Die 
Vorzüglichkeit    ihrer    Einrichtungen    und    die    Sorgfalt    bei    der    Herstellung    der 
Molkereiproducte   haben    ein    derartig   günstiges   Resultat   erzielt,    dass   die   irische 
Butter  heute  den  englischen  Markt  wieder  erobert  hat,  und  der  Umsatz  des  verflossenen 
Jahres  allein  den  Wert  von   140.000  £  erreichte.     Der  Bericht  für  1893  —  94, 
der    neunte    in    der    ganzen    Reihe,    kann    darum    mit    berechtigter    Genugthuung 
hervorheben,  djiss  selbst  die  wirtschaftliche  Depression  der  jüngsten  Zeit  die  gute 
Fortentwicklung  der  Pniductiv-Genossenschaften  nicht  zu  hemmen  vermochte;  dass 
ganz   besonders    das   Princip    der  Gewinnbetheiligung    als  Mittel    der   allmählichen 
Theilhaberschaft  am  Unternehmen  selbst  grossere  Fortschritte  machte,  indem  sogar 
mehrere  grössere  Gesellschaften  ihr  Statut  mit  Rücksicht  auf  dieses  Princip  änderten 
und    bald   über   den   guten   Erfolg   derselben    berichteten.     So    obenan    die    South 
Metropolitan    Gas    Company,    welche    in    kurzer    Zeit    ihren    Arbeitern    mehr    als 
50.000    j^    in   Form    von  Gewinnantheil-Bons    zuwandte.     Ihrem  Beispiel   folgte 
die  Crystal  Palace  Gas  Company   und    andere  hervorragende   Firmen,  welche   sich 
in  ihren   Heriihten   sämmtlich  aufs  Günstigste   über   den   Erfolg   des  Partner-Ship- 
Systems  für  die  wirtschaftliehe  und  intellectnelle  Hebnng  ihrer  Arbeiterschaft  aus- 
sprechen.    Die   .. Lab(Uir  Association"   selbst  betont  hiezu  immer  wieder,    dass   die 
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Gewinnanthflile  den  Arbeitern  regelmässig  niclit  auf  Grund  etwaiger  Antlieil- 
scheine  oder  sonstiger  Kcchtstitel  zufallen,  sondern  einzig  auf  dem  Grunde  der  Tliat- 
sache,  dass  der  Arbeiter  den  Gewinn  selbst  mitgeschafFeii  hat.  Dem  Arbeiter  bleibt  es 
darum  auch  frei  gestellt,  ob  er  diesen  Gewinnantheil  wie  ein  sonstiges  Ersparnis 
in  Form  von  Antheilscheinen  in  dem  Unternehmen  selbst  anlegen,  und  hiedurch 
gleichzeitig  ein  stimmberechtigtes  Mitglied  der  Verwaltung  desselben  werden  will 
oder  nicht.  Es  wird  dies  ganz  besonders  gegenüber  den  Trade-Unionisten  hervor- 
gehoben. Und  die  ,, Times"  vom  20.  October  1894  machen  dazu  die  Bemerkung, 
dass  gerade  der  Theilhaberschaft  in  den  P  roduti  v-Genossenschaften  gegenüber 
dem  in  den  Trade-Unions  vordringenden  Collectivisnuis  eine  viel  höhere  Bedeutung 
zukomme,  als  der  Partncrship  in  den  Distributiv-Genossenschaften,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  bei  diesen  der  Consum,  nicht  die  Arbeit  das  Princip  der  Gewinn- 
vertheilung  bildet. 

Die  ..Labour  Association"  ist  denn  auch  redlich  bemüht,  das  Verständnis 
und  die  Mitarlteitersehaft  der  Trade-Unions  hiefür  zu  gewinnen.  Sie  erstrebt  dies 
vor  allem  durch  die  Ahaltung  von  Meetings  und  Vorträgen  in  den  Kreisen  der 
Unionisten  selbst.  So  wurden  nach  dem  letzten  Jahresbericht  nicht  weniger  als 
160  Vorträge  über  die  Ziele  und  Erfolge  der  cooperativen  Production  auf  dem 
Princip  der  Gewinnbetheiligung  abgehalten,  gegen  60  des  Voqahres,  gewiss  eine 
nicht  geringe  Anforderung  an  die  hieniit  betrauten  Mitglieder.  Nicht  minder 
eifrig  wurde  die  Verbreitung  der  propagandistischen  Publicationen  der  Gesellschaft 
gepflegt,  und  ein  Beweis  ihrer[  bereits  erzielten  Organisation  und  Erstarkung  ist  es, 
dass  seit  dem  1.  August  1894  ein  besonderes  periodisches  Organ  ihrer  Bestrebungen 
unter  dem  Titel  „Labour  Copartnership"  established  to  advocate  „Cooperative  Pro- 
duction based  on  the  Copartnership  of  the  Workers"  herausgegeben  wird.  Dasselbe 
erscheint  monatlich  um  den  geringen  Preis  von  1  Penny  die  Nummer,  und  wurde 
von  der  hervorragenden  englischen  Publicistik  als  ein  höchst  zeitgemässes  Unter- 
nehmen begrüsst.  Die  oben  cit.  „Times"  vom  20.  October  1894  bemerken:  «Die 
in  der  „Labour  Copartnership"  verkörperte  Idee  ist  eine  gesunde,  ja  geradezu 
scharfsinnige.  Ihre  Führer  sind  offenbar  manche  Dlnsionen  über  die  Bedingungen 
des  Erfolgs  in  der  Industrie  losgeworden.  Sie  glauben  nicht  mehr,  dass  der 
blosse  Enthusiasmus  und  schöne  Worte  über  das  Eecht  der  Arbeit  in  der  Industrie 
an  die  Stelle  einer  soliden  Gründung,  eines  thätigen  Arbeiterstabes  und  einer 
tüchtigen  Geschäftsleitung  treten  könne.  Das  neue  Organ  der  „Labour  Association", 
the  „Labour  Copartnership"  kann  dem  Genossenschaftsgedanken  und  der  cooperativen 
Bethätignng  desselben  keinen  besseren  Dienst  erweisen,  als  wenn  es  die  Natur  und 
die  Bedingungen  des  Erfolgs  in  der  Industrie  gründlich  analysiert  und  discutiert". 

Dass  diese  wichtige  Mission  in  der  hoch  aufgeregten  Bewegung  der  heutigen 
Arbeiterschaft  Englands  seitens  der  jüngst  begründeten  „Copartnership"  aucli 
thatsächlich  in  ausgezeichneter  Weise  erfüllt  werden  wird,  dafür  bürgen  die  Mit- 
arbeiter, welche  die  erprobtesten  Kräfte  der  bisherigen  Genossenschaftsbewegung 
wie  der  theoretischen  und  praktischen  Volkswirtschaft  des  heutigen  England  auf- 
weisen. Es  bedarf  hier  nur  der  Aufführung  der  Namen  G.  J.  Holyoake,  E.  0. 
Greening,  J.  M.  Ludlow,  Judje  Thomas  Hughes,  .Dr.  James  Bonar,  Joseph 
Greenwood  und  H.  Vivian;  und  als  Beweis,   dass  in   der   „Labour  Copartnership" 
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thatsäclilicli  chciisci   wi(^  in    der    Labmir    A«Hociatioii    Stilist    allt!    l'artL'irichtHiif,'cii 
v(!itrot(ui  sind,  sei  nuch  Tom  Mann,  dor  Führer  der  Nen-Unioni«ten  genannt.    So 
erscheint  die   viirtri'tniehe  Losunf,'  der  Auff,'al)i^  cMtspreeheiid  der  hohen  Iteili-ntang 
des    neu  {,'ef,'rtindi^ten    Organs    der  GiMiussenschaitsbeweffUii},'    und    Socialrelorni    in 
En>,'land  gesichert.     J)ie  bisher  erschienenen  Nummern  sind  denn  auch  selbst  für 
di'n   ferner  stehenden  U((obachter  dieser  Bewegung   von   grossem  Interesse.    (Janz 
vorn(dinilich  wendet  sich  die   „Labour  Copartnership"  an  den  Social-Kefomier  mit 
dem    Hinweis,    dass    sie    weniger    Theorien    zu    verbreiten  sucht,  als  Thatsadien- 
Materiiil  /,ur  Bildung  eines  richtigen  Urtheils  über  den  Stand  und  den  Fortschritt 
der  iiriiductiven   Ciioperation   und  des  Princi]is  der  (ri'winnbetheiligung  bieten  will, 
widchein  heute  bereits  tausende  von  Arbeitern    anhangen,    auf  dessen  Urundo  sie 
in  eigenen  Unternehmungen  jährlich  Waren  im  Werte  von  vielen  Millionen  erzeugen. 
Ganz  besondere  Verdienste  aber  erwirbt  sich  die  Labour  Association  selbst 
gegenüber  der  cullectivistischen  Striimung  der  Trade-l'nions  durch  ihre  Bemühungen, 
die  schliessliche  Vereinigung  der  Action  der  Gewerkvereini^  mit  jener  der  Coopcrativ- 
Gt^nossenschaften    herbeizuführen ,    „To    enlist    the    active    interest    of    the    Trade 
Societies  in  the  Cooperative  movement,   to  secure  a  united  action  of  Trade-Unio- 
nists    and    Cooperators    for    mutual    benelit    and    progross"    —    wiederholt   jeder 
Jahn^sbericht  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Gesellschaft.    Diese  Tendenz 
der  Versöhnung  der  Gegensätze  in  den  Vorgeschrittensten  der  englischen  Arbeiter- 
schaft   kommt    schon    in    der    Zusannuensetzung    des    leitenden    Vorstandes    der 
Labour  Association  zum  Ausdruck;  denn  neben  den  verdienstvollen  Förderern  der 
englischen   Genossenschaftsbewegung,  neben  einem   G.  J.  Holyoake,  J.  M.  Ludlow, 
.J.   W.  Neal,  E,  0.  Greening,  .Joseph  Greenwood  u.  a.  fungiert    der   Stimmführer 
der  Colloctivisten  Tom  Mann  nicht  nur  als  Vice-Präsident    der   Associatimi,    son- 
dern beweist  sich  auch  im  Sonder-Comitd  für  die    Ausstellung   von    Erzengnissen 
der  Productiv-Goiiossensehaften   als  ein   werkthätiges  Mitglied  derselben.     Bei    di-r 
Eröffnung    dieser  Ausstellung   erörterte    der  Präsident,    the  hon,   T.  A.  Brassey 
in  freimüthiger  Weise  die  Bestrebungen  jener,  welche  in  der  Verstaatlichung  der 
Protliiction  die  Lösung  aller  Schwierigkeiten  der  gegenwärtigen  Wirtschaftsorgani- 
sation erkennen.   Und  Tom  Maini  erwidert  bei  dieser  feierlichen  Gelegenheit  mit  der 
Anerkennung,  dass  die  Coo])erativbe\vegung   ganz    vornehmlich  in    geistiger  Bezie- 
liiiiig  gut  auf  den   Arbeiter  einwirke,  indem    sie    ihm    ein    lebhaftes   Interesse    an 
dor    Arbeit    als    solcher    beibringe.     Ausserdem   sei    die  festliche  Ausstellnng  der 
Erzeugnisse  der  Cooperators  selbst  ebenfalls  von  bestem   Erfolg    für  die    Hebung 
des  Selbstvertrauens  des  Arbeiters.  Er  hoffe  darum  nicht   nur  deren  regelmässige 
Wiederholung  in  den    nächsten  .Jahren,    sondern    auch    den    immer  allgemeineren 
Besuch  derselben   durch  die  Mitglieder  der    Gewerkvereine,    und    zwar    dies    nicht 
nur    als    Beweis    ihrer    Sympathien,     sondern     auch    als    Mittel    zur    tiefer    ein- 
dringenden Bekanntschaft  mit  den  Principicn  der   Cooi)erati()n.    aus    welcher    erst 
)i!iturgeu\äss  das  Str(d)en  zu  immer  allgemeinerer  Verwirklichung  derselben  hervor- 
gehen werde,   liesonders  ab(T  müsse    der  gute  Eintluss  des  Princips    der  Gewinn- 
betheiligung.auf  die   geistige    Hebung   des  Arbeiters    bemerkt    werden,    indem    es 
alle    Fähigkeiten    dessidben    entwickle    und    durch    das    Interesse   an  der  eigenen 
.Vrbeit  ^lann  und  Frau  in  kürzerer  Zeit  zu  vervollkommnen  vermöge. 
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Es  hat  denn  auch  licreits  ein  boträchtlicher  Theil  der  Trade  Unionisten  die 
cooperative  Production  aufgenommen  und  in  Congressen  und  Sitzungen  wurden 
Eesolutionen  zu  deren  Förderung  gefasst.  Nur  als  Körperschaft  scheinen  sich  die 
Gewerkveroine  noch  nicht  zur  principiellen  Erklärung  entschliesscn  zu  können, 
dass  die  Productiv-Genossenschaft  gerade  für  die  Mitglieder  der  Trade  Unions 
den  Weg  zum  wahren,  praktischen  Collecüvisnius  auch  in  der  Production  bilde. 
Die  Labonr  Copartnership  stellt  darum  an  die  Unionisten  die  Frage,  ob  sie 
nicht  ebenfalls  der  Ueberzeugung  seien,  dass  bei  einmüthigeni  Zusammenwirken 
schliesslich  in  allen  wichtigern  Industrien  cooperative  Werkstätten  errichtet  werden 
könnten,  in  welchen  die  Arbeiter  selbst  die  Bedingungen  der  Arbeit  bestimmen 
würden,  denn  in  einer  echten  Labour  Copartnership-Werkstätte  hätten  die  Arbeiter 
ganz  naturgemäss  auch  ihren  Antheil  an  der  Verwaltung  und  Leitung  des  Unter- 
nehmens. Und  derartige  Werkstätten,  allgemeiner  eingeführt  und  gut  geleitet, 
mit  Arbeitern  besetzt,  welche  einsichtsvoll  und  fest  zur  Sache  stehen,  würden 
den  Privatunternehmern  joder  Art  Industrie  Beispiele  günstiger  Arbeitsbedingungen 
geben,  welche  sich  nicht  ignorieren  Hessen;  und  mit  Hilfe  der  in  Arbeiter- 
angelegenheiten heute  so  mächtigen  ötTentlichen  Meinung  brächten  es  die  Arbeiter 
sicher  bald  so  weit,  dass  der  Maasstab  dieser  Bedingungen  überall  erhöht  werden 
müsste. 

Aber  auch  bei  Streitigkeiten  wäre  es  für  die  Arbeiter  von  höchster  AVich- 
tigkeit,  wenn  sie  auf  das  in  den  Copartnership-Werkstätten  Gebotene  hinweisen 
könnten.  Ausser  dieser  moralischen  Macht  erübrigt  noch  die  rein  geschäftliche 
Erwägung,  dass  private  Unternehmen  bei  einem  Strikebeschluss  der  Unionisten 
nicht  lange  still  stehen  können,  wenn  ihnen  die  Concurrenz  mächtiger  Prodnctiv- 
Genossenschaften  gegenüber  steht,  welche  durch  keinen  Strike  gestört,  ihre  Waren 
nnausgesetzt  auf  den  Markt  bringen. 

Ausserdem  aber  würde  die  vollkommenere  Arbeitsorganisation  selbst  aner- 
kanntermaassen  durch  die  Productiv-Genossenschaft  dadurch  gefördert,  dass  die 
Arbeiter  durch  die  Theilnahmo  an  der  Geschäftsleitung  Einblick  in  die  Gewinn- 
und  Vorlustchancen  eines  Geschäftszweiges  bekommen,  wodurch  einerseits  theuere 
und  unnütze  Streitigkeiten  vermieden  werden,  andererseits  die  Arbeiter  in  die 
Lage  gesetzt  sind,  die  wirkliche  Berechtigung  zur  Forderung  besserer  Arbeits- 
bedingungen zu  beurtheilen.  Auch  würden  die  im  Strike  arbeitslos  gewordenen 
Unionisten  in  den  Cooperativwerkstätten,  soweit  möglich,  eine  sichere  nnd  sym- 
pathische Aufnahme  finden. 

Als  einen  der  wichtigsten  Gründe  aber,  weshalb  die  Trade  Unions  die 
cooperative  Production  im  eigensten  Interesse  ernstlich  und  thatkräftig  durch 
ihre  Betheiligung  unterstützen  sollten,  hebt  die  Labour  Copartnership  hervor,  dass 
hiedurcb  eines  der  wirksamsten  Mittel  gewonnen  wäre,  die  Principien  ehrlicher 
Arbeit  und  reellen  Verkehrs  im  Volke  zu  verbreiten,  welche  heute  vielfach  man- 
geln. Publicum  und  Arbeitgeber  würden  sicher  jeden  Versuch  zur  Verbesserung 
der  moralischen  Grundlagen  in  Handel  und  Gewerbe  willkommen  heissen.  Die 
Trade-Unions  könnten  hiefür  sehr  viel  thun,  und  zwar  wiederum  im  eigensten 
Interesse  der  Arbeiter;  denn  unehrliche  Arbeit  wirkt  degradierend  auf  den  Arbeiter 
selbst  zurück.  Setzt  er  dagegen  seinen  Stolz  auf  möglichst   vollkommene,    ehren- 
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hafte  Arbeit,  so  folj^t  dftr  Sell)stachtung  solir  bald  auch  der  WmiBch  einer  höhcrn 
Lübüiisfiihniiig.  Das  rriiicip  der  OeBeiitlichkeit  in  der  Leitun},'  der  Coopcrativ- 
Werkstätteii  führe  indirect  darauf  hin,  indem  es  die  Möf,'lichkeit  unreeller,  schlcndcr- 
haftcr  Arbeit  aufhebt.  Die  Mitgliedschaft  an  einer  Productiv-Genossenwchaft  biete 
deshalb  den  Trade-Unioiis  als  Corporation,  welche  Antheile  nimmt,  eine  friedliche 
und  con.stitulioiK^lIe  Methode,  ihren  gewichtigen  Einflu.ss  auf  die  Industrie  aus- 
zuüben ,  und  zwar  dies  in  einem  höheren  Grade ,  als  es  durch  Beden  und 
iinsscrn  Diuck  iiiiiglich  ist.  Für  alle  diese  Gründe  führt  die  Labour  Copartnership 
tiiatsiichlicho  Beispiele  auf;  ebenso  dafür,  dass  heute  bereits  Productiv-Genossen- 
schaften,  den  verschiedensten  Industriezweigen  angehörend,  neben  höheren  Löhnen 
auch  bereits  den  Achtstundentag  mit  gutem  Erfolg  eingeführt  haben.  Gleichzeitig 
aber  wird  sofort  auch  darauf  hingewiesen,  dass  in  der  Frage  der  Löhne  und  der 
Arbeitszeit  gegenüber  Privatunternehmern  keine  übereilten  Schritte  gethan  werden 
dürfen,  sollen  die  Arbeiter  nicht  bloss  als  solche,  sondern  auch  als  Theilnehmer 
an  Gewinn  und  Verlust  Schaden  leiden.  Gerade  das  PartnershipPrincip  fordere 
die  grösste  Vorsicht  und  jederzeit  die  Ueberlegnng  aJler  Seiten  der  Frage,  ehe 
eine  wichtigere  Aonderung  vorgenommen  werden  dürfe. 

Gegenüber  dem  oft  erhobenen  Einwände  der  Unionisten,  dass  sich  diese 
Principien  nicht  auf  die  grosse  Masse  der  Arbeiter  anwenden  lassen,  sondern 
auf  die  denkende  und  intelligente  Quote  derselben  beschränkt  sind,  erwidert  die 
Copartnership,  dass  dieses  Argument  in  gleicher  Stärke  auf  den  Trade^Unio- 
nisnius  in  seiner  ersten  Entwicklung  selbst  Anwendung  finden  musste;  denn  auf 
den  wenigen  Intelligenten  jener  Periode  lastete  alle  Verantwortung  und  Arbeit. 
Ganz  dasselbe  sei  in  der  cooperativen  Prodnction  der  Fall.  Der  stete  Zweifel  an 
der  eigenen  Kraft  aber  lähme  jedes  Unternehmen,  jeden  Fortschritt,  während 
jeder  Schritt  vorwärts,  jeder  Sieg  den  nächsten  erleichtert.  Gerade  die  Trade- 
Unions  selbst  seien  hiefür  das  schlagendste  Beispiel;  denn  sie  hätten  das  meiste 
dazu  gethan,  dem  Arbeiter  ein  höheres  wirtschaftliches  und  sociales  Leben  zu 
eröffnen.  Jedoch  erst  wenn  sie  vereint  mit  den  Cooperators  dafür  wirken,  eine 
freie,  cooperative  Industrie  zu  verbreiten,  sei  dieser  Errungenschaft  die  Zukunft 
gesichert.  Jeder  Zweig  der  Trade-Unions  im  Lande  solle  dämm  diese  Frage  dis- 
cutieron ;  soweit  möglich,  sollen  die  Trade-Fnions  Antheile  coopcrativer  Unter- 
nehmungen erwerben ,  wie  dies  ja  auch  bereits  vielfach  geschehen  ist.  Jeder 
Unionist  solle  ferner  nur  cooperativ  erzeugte  Waren  kaufen;  ebenso  da.s  Organ 
der  Productiv-Genossonschaften,  die  Laliour  Copartnership  halten,  weil  gerade 
dadurch  voreilige  und  übel  berathene  Unternehnningen  verhindert  würden,  welche 
der  Ausbreitung  der  gut  fundierten  echten  Productiv-Genossenschaft,  der  wahrhaft 
„collectiven"  Production  im  Sinne  der  Cooperators  nur  zum  Schaden  goreichen  müssen- 

Als  Erfolg  dieser  Agitation  der  „Labour  Association  for  promoting  coope- 
rative Production"  kann  es  angesehen  werden,  dass  die  Trade-l'nionisten  schon 
auf  dem  Congress  zu  Norwich  sich  zu  Gunsten  einer  Statutenänderung  der  Union 
aussprachen,  welche  die  Verwendung  von  Unionsgeldern  zu  cooperativer  Production 
gestatten  würde.  Es  ist  dies  eine  Frage  von  fundamentaler  Bedeutung  nicht  nur 
für  die  Productiv-Genosscnschaften,  sondern  vor  allem  für  die  Gewerkvereine 
selbst.  Sie  erfordert  darum  die  allseitigste  Erwägung  und  Discussion. 
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Di(!  Labour  Association  hat  diesflbc  dimii  auch  soforb  in  ilirfm  Organ 
eröffnet,  und  beweist  auch  hierin  wieder,  mit  welcher  Oli.jectivität  und  klugen 
Vorsicht  das  Idealziel,  Ausbreitung  des  cooperativen  Gedankens  in  den  Keihen 
der  Unioiiisten  von  dieser  Gesellschaft  ausgezeichneter  Socialrefonner  verfolgt 
wird.  Im  Labour  Copartnership  wird  aufs  eindringendste  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, dass  mit  dem  genannten  Beschluss  der  Tradc-Unions  die  Miiglichkeit 
gegeben  ist,  es  konnten  Unioiiisten,  welche  als  Cooperators  noch  gänzlich  un- 
erfahren sind,  Capital  aufnehmen,  um  neue  cuopcrativo  Unternehmen  in  ihren 
besonderen  Geworben  zu  gründen.  Ob  ihrer  Unerfahrenheit  müssten  nattirgemäss 
die  meisten  derselben  baldigst  zu  Grunde  gehen.  Auf  diese  Weise  würde  eine 
der  glänzendsten  Gelegenheiten  zur  Vereinigung  und  Ausbreitung  von  cooperativer 
Production  und  Trade-Unionism  für  lange  Zeit  geschädigt. 

Das  einzig  Richtige  wäre  darum,  dass  die  Trade-Unions  gemeinschaft- 
lich, als  Körperschaft  in  die  Cooperation  eintreten,  und  zwar  dies  in  der  Weise, 
dass  sie  mit  ihrem  disponibeln  Capital  vorerst  die  bereits  bestehenden  Productiv- 
Genossenschaften  unterstützen.  Ji'der  Gewerkverein  solle  nach  genauer  Prüfung 
seines  eventuellen  eigenen  Bedarfes  bestimmen,  was  er  zu  dem  allgemeinen 
Fonde  für  Cooperativ-Untenichmnngen  beitragen  könne.  Dieser  Fonds  wäre  der 
steten  Conlrole  von  Repräsentanten  der  beitragenden  Vereine  zu  unterstellen. 
Diese  Vertretung  selbst  müsste  im  Verhältnis  zu  den  Beiträgen  gewählt  werden, 
so  dass  mehrere  Uiiions  mit  geringeren  Capitalien  Einen  gemeinsamen  Vertreter 
in  die  Controlcomniission  delegieren.  Diesem  Controlcomite  der  Trado-Unions 
haben  die  Vertreter  der  einzelnen  Productiv-Genosseiischaften  ihren  Bedarf  an 
Barmitteln  zu  melden.  Für  deren  Gewährung  sind  bestimmte  fundamentale  Be- 
dingungen festzusetzen.  Die  erste  derselben  ist,  dass  alle  Arbeiter  di-r  ansuchenden 
Cooperativ-Gesellschaft  Mitglieder  der  Trado-Unions  sind  und  unter  den  von  den- 
selben statutengemäss  festgesetzten  Bedingungen  arbeiten.  Ebenso  mnss  rechnungs- 
mässig  nachgewiesen  werden,  dass  das  gttwünschte  Capital  in  dem  Cooperativ- 
Unternehmen  thatsächlicli  sicher  und  fruchtbringend  angelegt  werden  kann.  Auf 
diese  Weise  kämen  die  disponiblen  Fonds  der  Uniuns  den  verschiedensten  Productiv- 
Genossenschaften  zugute,  und  Gewinn  und  Verlust  vertheilen  sich  gleichmässig 
auf  alle  beitragenden  Gewerkvereino. 

Der  Hauptgewinn  für  die  Unionisten  aber  wäre  die  Ausdehnung  der  Arbeits- 
stätten, in  welchen  Trade-Unionisten  angestellt  sind  und  die  Arbeit  nach  den 
Bedingungen  der  Unions  gesichert  ist.  Da.s  überschüssige  Capital  der  Unions 
würde  bei  den  genannten  Vorsichten  den  gesündesten  und  hofTnungsvollsten 
Unternehmungen  zugeführt  und  müsste  dadurch  in  seinem  Zinsenerträgnis  stetig 
anwachsen. 

In  gleichem  Maasse  aber  müsste  auch  die  gesammte  Cooperativbewegang 
gewinnen :  denn  die  meisten  Unions  verbreiten  vierteljährige  Berichte  unter  ihre 
Mitglieder.  In  diesen  Berichten  würde  auch  gewissenhaft  der  jeweils  in  der 
Cooperation  angelegte  Theil  des  Gesammtfonds  mit  genauer  Angabe  der  ein- 
zelnen Productiv-Genossenschaften  als  Schuldner  ausgewiesen.  Gleichzeitig  sollten 
diese  Berichte  die  Aufforderung  an  die  Unions  enthalten,  ihren  Bedarf  an 
Schuhen,  Kleidungsstücken,  an  Hausrath  u.  s.  w.  nur    durch    Cooperativware    zu 
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decken,  doiiii  so  wünlun  dii;  filäubif,'!;!'  sidlist  wieder  das  meiistü  zur  höhcrpii  Ver- 
zinsung iliHir  Unionsgelder  bditragen.  Die  Ausbreitung  der  citoperativGii  Waren- 
lager für  den  V(!rkauf  ihrer  Waren  wäre  die  widtere  Folge  dieser  L'ebung  und 
Tluilnalnuo  der  Unionisten.  Die  bisher  bestehenden  Producüv-Ünteniehmungen 
würden  sich  dadurch  stetig  vergrössern  und  neue  würden  mit  gutem  Erfolg  ge- 
gründet werden.  So  wäre  die  gemeinsanie  Thiitigkeit  der  Cüoperators  und  Unio- 
nisten für  beide  Th(dIo  gewinnbringend,  und  diu  Forderung  einer  vcdlkummeneren 
Organisation  der  l'roduction  und  des  Coiisums  der  Arbeiter  wftre  der  Hauptgewinn. 

Da  jedoch  die  Trad(i-Unioiis  selbst,  beziehungsweise  das  Contndcomite  der- 
selben nicht  imstande  wäre,  die  v(^rschiedenen  kleineren  Coopcrativ-Unterneh- 
mungen  zu  überwachen,  so  macht  Thomas  Blandfort,  der  Secretilr  der 
„Conperativo  Productive  Föderation"  den  Vorschlag,  dass  diese  höchste  Vereini- 
gung der  Productiv-Gcnossenschafteu  selbst  das  Geld  von  dem  Coniitt!  der  Trade- 
Unions  libcrnehme,  und  die  Verantwortung  für  dessen  richtige  Verwendung  trage; 
denn  die  Executive  der  Föderation  ist  in  steter  Berührung  mit  den  einzelnen 
CooiKMativ-rntenieliuiungcn;  sie  hat  darum  auch  den  ~T)esten  Ueberblick  über  den 
jeweiligen  (icschäftsgang  derselben.')  Ebenso  wird  wohl  erwogen,  dass  die  Fonds 
der  Unions  zu  Zeiten  rasch  disponibel  sein  müssen;  denn  sie  sind  in  erster  Beihe 
als  Hilfsfonds  für  Strikes  bestimmt.  Andererseits  können  selbst  alte  und  wohl- 
fundierto  Geschäfte  zu  Grunde  gehen,  wenn  ihnen  plötzlich  grosse  Summen 
entzogen  werden.  Um  wie  viel  mehr  dann  die  meist  Jüngern  Productiv-Unter- 
nehmungen  der  Cooperators.  Diese  Gefahr  wird  für  beide  Theile  vermieden,  wenn 
die  Trade-Unions  nur  i'ir  Keservecapital  den  Productivgenossenschäften  widmen. 
Für  dieses  liisst  sich  ein  Uebereiiikommen  über  die  eventuelle  Kündigungsfrist 
finden,  welches  d(^n  Interessen  beider  Theile  gerecht  wird. 

Die  Föderation  hat  denn  auch  nach  dem  Berichte  ihres  verdienstvollen 
Secrotärs  bereits  derartige  Darlehen  seitens  der  Trade-Unions  erhalten  und  bei 
den  dem  Bunde  angohörigen  Productiv-Genossenschafton  angelegt.  So  wird  die 
Föderation  der  Productiv-Gonossenschafteii  ein  sehr  nützliches  Mittelglied  für  alle 
jene  Unions,  welche  der  cooperativen  Produclion  gewogen,  diesidbe  thatkräftig  fördern 
möchten,  aber  nicht  gern  viel  bei  einer  einzigen  Gesellschaft  riskieren  wollen, 
andererseits  selbst  nicht  imstande  sind,  eine  grössere  Zahl  von  Genossenschaften 
zu  überwachen,  bi'i  \v(dchen  sie  ihre  disponibeln  Gelder  fruchtbringend  anlegen 
möchten. 

Ks  ist  dieses  Zusammenwirken  der  Trade-Unions  mit  den  Pcodactiv-Genossen- 
schaftcn,   der   allmähliche    Uebergang   der  Letztern   in   die   Hände  der   Unionisten 

')  „The  c(H)i)erative  productive  Fcd  eratioii"  ist  die  Vereinigung  aller 
Productivgenossenschäften  auf  dem  Princip  des  Gewinnantheilcs  der  Arbeiter.  Dieser 
liücliste  Hund  besteht  aus  den  Productivgenossenschäften,  welche  den  Wert  einer  allge- 
meinen CiioperatioM  crfasst  haben,  und  daran  sind,  dieselbe  zum  Nutzen  albr  Mitglieder 
zu  organisieren.  Die  Priniipicu  dieser  Organisation  ermöglichen  es  selbst  den  schwächsten 
und  jüngsten  Genosseuschaftcn,  daran  Antheil  zu  nehmen  Das  Bedeutsame  der  Föderation 
ist,  da«s  mit  derselben  ein  grossartiges  System  der  Arbeit  und  des  Absatzes  der  Cooperators 
gescliallen  ist;  eine  Organisation,  welche  ganz  besonders  für  die  Vermittlung  des  Ver- 
kelires  und  der  persfinlitlien  und  tinanziellen  Bethciligung  der  Trade-Unions  von  dem 
grössten  praktischen  Nutzen  sein  niuss. 
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als  Cooperators,  dieser  wohl  organisierten  Masse  der  Producenten  und.  was 
mindestens  ebenso  wichtig,  gleichzeitig  kaufkräftiger  Cousuraonten  wohl  die  Prämisse 
einer  grossartigeren  Entwicklung  der  bisherigen  Productiv-Genossenschaft  zur  allum- 
fassenden nationalen  Collecti\-Production  überhaupt  u.  zw.  vielleicht  nicht  nur  für 
Grossbritannien;  denn  durch  die  statutengemässe  und  allgemeine  Betheiligung  der 
Tradc-Unions  an  der  cooperativen  Production  erhält  dieselbe  nicht  nur  die  noch  viel- 
fach mangelnde  breitere  finanzielle  Basis,  sondern  auch  —  was  fast  noch  mehr 
bedeutet  —  die  immer  allgemeinere  persönliche  Betheiligung  der  anerkannt  tüchtigsten, 
verlässlichsten  Arbeiterschaft;  also  gleichzeitig  eine  fachte chnische  Organisation  und 
Leitung,  wie  sie  nur  von  den  berufsmässig  geschulten  und  organisierten  Unionisten 
ausgehen  kann.  Je  weiter  aber  die  coUectivistische  Organisation  der  Production  in 
den  Händen  der  Cooperators,  d.  i.  auch  nach  dem  Sinn  der  „Labour  copartnership", 
in  den  Händen  der  Trade-Unionisten  vorwärts  schreitet,  desto  enger  muss  naturgemäs 
das  Feld  der  bisherigen  capitalistischen  Production  werden.  Desto  weniger  Unio- 
nisten sind  fernerhin  in  individualistischen  Unternehmungen  beschäftigt,  desto 
geringer  und  eng  begrenzter  ist  die  Gelegenheit  der  Eeibung  mit  dem  Capital, 
die  Veranlassung  zum  Strike;  desto  geringer  folgerecht  der  Bedarf  an  Mitteln 
oder  Fonds  für  die  Tage  des  Arbeitsaustandes,  der  Arbeitslosigkeit;  eine  desto 
grössere  Quote  dieser  Fonds  der  Trade-Unions  wird  fortschreitend  disponibel  für 
die  productive  Veranlagung,  für  die  Fortführung  und  Erweiterung  der  bereits 
bestehenden  wie  für  Gründung  neuer  Cooperativ- Unternehmungen,  so  dass 
mit  der  Anlage  der  Unionsgelder  in  der  cooperativen  Production  die  CoUectivierung 
der  nationalen  Production  in  immer  rascherem  Tempo  fortschreitet,  die  gesammte 
Industrie  mehr  und  mehr  in  den  Händen  der  Cooperators,  identisch  mit  Unionisten, 
vereinigt  ist  und  hiemit  schliesslich  sogar  die  schwerste  Calamität  der  gegen- 
wärtigen Wirtschaftsordnung,  der  Strike  und  die  Arbeitslosigkeit  grosser  Massen 
arbeitskräftiger  und  arbeitsbereiter  Männner,  aus  der  Welt  geschafft  wird,  da  die 
collectiv  organisierte  Production  die  unerlässliche  Voraussetzung  ihrer  Stetigkeit, 
den  ununterbrochenen  allgemeinen  Absatz  an  die  Massen  ihrer  Producenten  selbst 
gesichert  hat;  und  zwar  dies  umsomehr,  wenn  sich  auch  die  Consum-Genosscn- 
schaften  als  die  naturgemässen  Abnehmer  der  nationalen  cooperativen  Production 
botheOigen,  welche  mit  ihren  Angehörigen  heute  bereits  mehr  als  Vg  der  britischen 
Bevölkerung  ausmachen. 

Dass  dies  keine  utopistischen  Folgerungen  sind,  beweisen  die  oben  kurz 
skizzierten  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Unionisten-Congresses  zu  Norwich^ 
auf  welchem  die  hervorragendsten  Redner  der  Unions  immer  wieder  der  Ueber- 
zeugung  Ausdruck  gaben,  dass  Trade-Unions  und  cooperative  Production  einander 
nicht  nur  nicht  feindlich  gegenüber  stehen,  sondern  in  ihren  letzten  Zielen  voll- 
ständig zusammentreffen;  somit  im  eigensten  Interesse  zur  gegenseitigen  Förderung 
ihrer  Bestrebungen  angetrieben  sind.  Ein  grosser  Theil  der  Delegierten  der 
Unions,  gleichzeitig  als  die  eifrigsten  Mitkämpfer  für  das  Princip  der  Copartnership 
bekannt,  gab  die  Erklärung  ab,  das  Princip  der  Cooperation  auf  dem  Grunde  der 
Copartnership  sei  ein  durchaus  gesundes,  es  müsse  darum  den  Unionisten  selbst 
jederzeit  empfohlen  werden.  Gleichzeitig  wurde  aus  Unionisten  und  Cooperators 
ein   Comit^    gebildet    zu   dem  Zweck,  alle   zwischen   diesen   beiden  Organisationen 
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der  Arbeitoi'  iuiftaiiclioiidi'U  Meiiiuiigsverschiedeiihuiteii  und  Fniffcii  ^'oincirisam  zu 
behandtdn  und  oin  stetos  harmonisches  Zusammenwirken  beider  zu  sichern.  Zur 
bereits  erwilhntun  Kesidtition  der  Statut(!nerweiterung  der  Trade-Unions,  nach 
welcher  dieselben  kHnftif,'hiii  einen  Thei!  ihrer  Fonds  in  der  cooperativen  l'roduction 
anlegen  kiinnen,  b(unerkt  das  l'rit.sidiinnsniitf^lied  Mr.  Parnell,  diiss  gerade  liieniit 
der  nächste  Schritt  in  der  Kichtung'  der  colb^ctivistischen  Itesoluüon  gethan  sei. 
Und  der  hervorragende  Sprecher  der  Cooperators,  Mr.  Vivian,  der  verdienstvolle 
Secretilr  der  Laliour  Association,  verweist  die  ünionisten  auf  die  Thatsache,  dass 
die  cooperative  Bewegung,  durchaus  auf  demokratischer  Verfassung  aufgebaut,  den 
ünionisten  jederzeit  den  Beitritt  offen  lasse  und  es  iliiien  erniögliche,  di(^  l'roductiv- 
Genossenschaften  von  iinien  heraus  nach  ihren  Idealzielen  zu  reformieren.  Gleich- 
zeitig sei  in  den  Froductivgenossenschaften  dem  Arbeiter  das  geeignete  Versuchs- 
feld geboten,  sich  klar  zu  werden,  wie  weit  er  bereits  geschult  und  fähig  wäre, 
die  Industrie  auf  collectivistischer  Basis  zu  beherrschen.  Unstreitig  ist  die 
rniductivgenossenschaft  die  beste  Schule,  den  Arbeiter  mit  jenem  Gefühl  der 
vollen  Verantwortlichkeit  zu  erfüllen,  welches  gänzlich  unerlässlich  ist,  wenn  er 
thatsiichlich  in  collectivistischer  Organisation  die  Prodnction  betreiben  und  dem 
socialen  Leben  neue  Wege  zeigen  will. 

Und  derselbe  Präsident  Delves,  welcher  in  seiner  Eröffnungsrede  den 
Collectivismus  als  das  Endziel  der  heutigen  socialen  Bewegung  verkündete,  schiiesst 
die  Debatte  mit  der  Bemerkung,  „alle  ernsten  Reformer  seien  darin  einig,  dass 
die  Arbeiter  von  Trunk  und  Spiel  viel  mehr  zu  fürchten  hätten  als  von  allen 
Cap italisten  zusammengenommen". 

Abgesehen  von  ihrer  Bedeutung  für  die  Fortentwicklung  der  Productiv- 
genossenschaften  dürften  diese  Details  der  Verhandlungen  des  denkwürdigen 
Congresses  dem  continentalen  Leser  auch  einen  tiefen^n  Einblick  in  die  durchaus 
objective,  nüchterne,  wahrhaft  parlamentarische  Art  der  Behandlung  bieten,  welche 
der  englische  Arbeiter  selbst  in  der  Debatte  über  die  einschneidendsten  Friigen 
einer  Social reforni  festzuhalten  weiss.  Auch  die  collectivistische  Organisatimi  der 
gosammten  Volkswirtschaft,  die  totale  Umkehr  der  gesammten  nationalen  Wirtschaft 
und  mit  dieser  der  gesellschaftlichen  Organisation  des  Volkes  wird  in  öffentlicher 
Versammlung  mit  den  Vertretern  der  capitalistischen  Production  in  der  ruhigsten 
und  gründlichsten  Weise  discutiert.  Und  in  den  angesehensten  publicistischen 
Organen  des  Landes,  in  der  „Ninoteonth  Century",  in  der  , Contemporary  Review" 
u.  a.  vertretcoi  die  Führer  der  radicalen  collectivistiscben  Bewegung,  wie  Thomas 
Burt,  Keir  IIa r die,  Sam  Wuods  u.  a.  gegenüber  den  hervorragendsten  Piditikern 
und  Pulilicisten  dos  englischen  Volkes  ihre  Grundanschauungen  in  durchaus 
sachlicher  Discussidii.  Allerdings  verschmähen  es  auch  die  Staatsmänner  Englands 
und  die  Besten  aller  (Jesellscliaftskieise  nicht,  mit  den  Arl>eitern  in  umittelbaren 
persiinlichen  und  j!;eistigen  Verkehr  zu  treten;  ja  im  Gegentheil  erachten  sie  es 
als  eine  ihrer  wichtigsten  socialen  Pflichten,  diesen  Verkehr  eifrigst  zu  pflegen 
und  hiedurch  zur  beiderseitigen  Klärung  der  Ansichten  und  zur  Förderung  einer 
friedlichen,  der  gesammten   Gesellschaft  heilsamen  Socialreform   beizutragen. 

Eine  der  idealsten  und  w  erkthätigsten  dieser  Vereinigungen  von  Männern 
aller    Berufskreise    Englands,   jene    der    Arbeit    eingeschlossen,    ist   unstreitig    die 
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in  diüseii  Blättern  bun-its  wiederholt  genannte  Gesellschaft  zur  Förderung  und 
Verbreitung  von  Productivgenossonschaften  auf  dem  Princip  des  Gewinnantheils  der 
Arbeiter,  „the  Labour  AssociatioTi  f(ir  promoting  CcKiperative  Produetion,  based 
on  the  Copartnership  of  the  Workers.''  In  der  Jahresversammlung,  welche  am 
22.  August  V.  J.  unter  Vorsitz  des  Mr.  K.  0.  üreening  im  Board  Boom  des 
Crystal  Palaco  zu  London  abgehalten  wurde,  wählte  die  Gesellschaft  für  das 
Jahr  1896  den  altbewährten  Cooperatur  Mr.  Holyoako  zum  Präsidenten,  und 
Professor  Alfred  Marshall  von  Cambridge,  Mr.  W.  Campbell  von  Leeds 
und  Mr.  F.  M.  Maddison  von  der  Amalgamated  Society  of  Railway  Scrvants 
zu  Vicepräsidenten.  Mr.  Holyoako  verglich  bei  dieser  Gelegenheit  in  seiner 
interessanten  Rede  die  Cooperation  mit  einem  Eisenbahnzug,  welcher  von  Hochdale 
ausfahrend  zwei  Classen  von  Wagen  führte;  die  eine  für  Warenlager,  die  andere 
für  Werkstätten  eingerichtet.  Als  der  Train  in  Manchester  ankam,  waren  die 
Werkstättenwaggons  losgekoppelt  und  zurückgeblieben,  und  bildeten  so  ein  ernstes 
Hindernis  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes.  Freunde  der  vereinigten  ungetrennten 
Cooperation  stürmten  auf  die  Führer  des  Warenlagerzuges  los,  in  der  Meinung,  die 
Trennung  sei  aus  Unachtsamkeit  erfolgt,  und  die  beiden  Wagenreihen  würden  aufs 
Neue  vereinigt  werden.  Sechszehn  Jahre  lang  dauerte  das  Bemühen  dies  zu  thun. 
Als  dasselbe  keinen  Effect  hatte,  sandte  die  Labour  Association  auf  dieselbe  Bahn 
eine  neue  Maschine,  welche  den  glücklichen  Namen  „Copartnership"  trug  und 
die  verlassenen  Wagen  mit  dem  Cooperativo-Train  wieder  verbinden  sollte,  soweit 
dies  noch  möglich  wäre.  Im  Gegenfalle  sollte  der  Arbeitszug  hinfort  unabhängig 
und  selbständig  fahren,  und  —  soweit  die  Labour  Association  dies  vermag  —  nicht 
nii'lir  im  Stich  gelassen  werd(^n. 

Gegenüber  der  University  Extensiun  nennt  sich  dii'  Laljour  Association  selbst 
den  Pionnier  der  Cooperative  Extension,  welche  noch  immer  zu  einseitig  nur  mit 
dem  Flügel  der  Distribution  aufsteigt.  Die  Labour  Associatimi  will  ihr  den  Flügel 
der  selbständigen  Produetion  beifügen,  damit  auch  die  Cooperative  Extension  endlich 
mit  zwei  Flügeln,  dem  Adler  gleich  sich  erhebe. 

Auch  der  Geist  der  Trade-Unions  bilde  für  den  vollen  freien  Ausflug  der 
Cooperation  noch  ein  Hemmnis;  denn  er  erhebe  sich  imch  immer  zumeist  nur  bis 
zur  Beachtung  und  Beherrschung  der  Löhne,  ohne  einzusehen,  dass  die  Arbeit 
selbst  Capital  ist  und  wie  jedes  andere  Capital  zum  Zinsenbezug  oder  Gewinn- 
antheil  über  den  Lohn  hinaus  berechtigt  erscheint.  Für  die  Arbeit  neue 
Beziehungen  auf  wahren  und  gerechten  Principien  zu  schaffen,  das  war  von 
Anfang  an  das  Streben  der  Cooperation.  Dieselben  wurden  zuerst  für  das  Waren- 
lager erzielt.  Die  Labour  Association  aber  'sucht  diese  auch  für  die  Werkstätte 
zu  verwirklichen,  denn  erst  in  dieser  beiderseitigen  Ausbildung  könne  die  Coo- 
peration in  der  heutigen  Gesellschaft  eine  Macht  und  die  Hoffnung  des  Arbeiters 
werden.  Der  Arbeit  ihr  Kecht  geben,  heisse  ihr  Einkommen  und  Würde  geben; 
anstatt  wie  bisher  missachtet  zu  sein,  müsse  sie  baldigst  als  der  edelste  und 
einzig  ehrenhafte  Beruf  gelten. 

Mr.  Holyoake  sieht  in  der  unermüdlichen  Agitation  der  Labour  Association 
den  Enthusiasmus  der  ersten  Eochdaler  Unternehmungen  -wieder  aufleben.  Er  selbst 
ist   im   Parlament   und   ausserhalb    desselben    eifrigst    bemüht,    jedwedes   Missver- 
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stiindiiis  der  Hestn^biiiigi'H  der  Labour  As.sociatimi  zu  -/.or.streuMi.  In  der  Kr- 
widorung  auf  eine  Rede  des  Arbeitor-Parlanieiitariers  John  Bums  gegen  das 
Princip  der  Copartiiorshi])  erklilrt  Mr.  Holyoake  nachdrücklichst:  „Wir  haben 
niemals  den  Gewinnantheil  befürwortet,  bevor  die  Arbeiter  den  von  den  Trade- 
Unions  festgesetzten  Lohn  und  die  von  diesen  bedungene  Arbeitszeit  gesichert 
erhielten.  Wir  schätzen  den  ITnionism  sehr  hoch  ob  der  grossen  Wohlthaten  und 
Vortheile,  welclie  er  Tausenden  von  Arbeitern  bringt ;  Vortheilo,  welche  auf  keinem 
anderen  Wege  erreidit  werden  können.  Wir  fordern  auch  den  Gcwinnantheil  für 
den  Arbeiter  nicht  als  jederzeit  widerruflichen  Gnadenact,  sondern  als  Recht, 
welches  der  Arbeit  gleichzeitig  mit  der  Achtung  vor  ihr  zuk<inimt.  Wir  behaupten, 
dass  die  Arbeit  das  Capital  des  Arbeiters  ist,  welches  über  den  Unionistenlohn 
hinaus  seinen  besonderen  Zins  oder  Gewinnantheil  erhalten  muss.  Aber  w  i  r 
sind  vor  Allem  für  coop'orative  Selbstboschäftigung  in  eigenen 
Cooperativ-Un  te  rnehmungcn;  und  nur  soweit  das  eigene  C  o  ope- 
rativ-!! n  tornehm  en  noch  nicht  erreichbar  ist,  sind  wir  für  den 
Gewinnantheil  des  Arbeiters  im  individualistischen  Unternehmen. 
Jeder  Arbeiter  von  gesunden  Sinnen  ziehe  bereits  den  Cooperativvogel  in  der 
Hand  dem  Fabianvogel  im  Busche  vor,  weil  er  einsieht,  dass  er  hiebei  die  Vor- 
theile der  Trade-Unions  nicht  verliere,  sondern  darüber  hhiaus  noch  etwas  gewinne 
was  die  Unions  allein  nicht  bieten  können')  Das  ganze  Bestreben  der  Labonr 
Association  sei  darauf  gerichtet,  die  blosse  Lohnarbeit  endlich  gänzlich  aufzuheben, 
mindestens  zu  überbieten.  Als  der  Weg  hiezu  erscheint  die  Forderung,  dass  jeder 
Hnionist  „gleichzeitig  Productiv-  und  Distributiv-Cooperator  sei  und  umgekehrt"; 
ni.  a.  W.  dass  die  Gewerkvereine  wie  die  Productiv-  und  Consumgenossenschaften 
sich  zu  gemeinsamen  Vorgehen  vereinigen,  und  so  allmählich  die  gesammte  Arbeiter- 
schaft Englands  in  ihren  Organisationen  umfassen.  Dann  wäre  auf  friedlichem 
Wögfe  erreicht,  was  die  Resolution  des  Unions-Congresses  von  Norwich  fordert,  d.  i_ 
die  gesammte  nationale  Wirtschaft,  nicht  nur  die  Production,  wäre  in  d4'n 
collectivistischen  Betrieb  der  Arbeiter  überführt.  Cf.  „Labour  Copartner.ship." 
October  189-1. 

Der  Geist  Robert  Owens  erfüllt  allerdings  nicht  nur  den  unermüdlichen 
Rochdal-Pionnier  G.  J.  Holyoake  und  seine  Freunde  im  Schooss  der  Labour 
Association,  sondern  er  lobt  fort  hi  den  Besten  der  englischen  Gesellschaft  über- 
liaujit  und  erzeugt  in  derselben  immer  neu  und  immer  allgemeiner  jene  Achtung 
und  gerechte  Würdigung  der  Arbeit  an  sich,  welche,  auf  dem  Continent  bisher 
zumeist  nur  akademisch  anerkannt,  in  Kngland  die  Tüchtigsten  und  Hervorragendsten 
aller  (ies(dlschaftskreise  einander  näher  bringt,  und  jene  giv>ssartigc  Bewegung 
eraeugt,  die  wir  in  der  liniversity-   und   Cooperative-Extension   bewundern,   durch 


')  Die  „Fabian  Society"  i^t  eine  Gesellscliaft  zur  Verbreitung  des  „wisscn- 
scbaftlii.hcn''  Socialisniiis,  welclie  bereits  189.3  1489  Mitglieder  /.ählte,  darunter  ."Sydney 
Olli  vor  und  Graham  Wal  las  von  der  Universität  Oxford,  und  Sydney  Webb,  Ihe 
„wallving  Encyclopcdia"  in  leitender  Stellung.  Die  von  letzterem  im  Jahre  1890  heraus- 
gegebeneu „Fabian  Essays  in  Soeialism"  finden  auch  bei  den  Oekononiistcn  und 
SiiiialpolitikiTii  anderer  Itichtung  Beachtung.  Das  „Fabian  Klection  Manifest"  und  „The 
Fabian  Municijial  l'regranini"  uatersclieiden  sieb  wenig  von  den  Agitatiousscliriftun  der 
contineutalen  Socialdemokratie. 
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welche  sicli  die  hochsiniiigo  britische  Nation  wiederum  an  die  Spitze  der  Social- 
reform  der  Gegenwart  gestellt  hat.  Denn  auch  das  Genossenschaftsprincip,  diese 
wahre  collectivistische  Organisation  der  Volkswirtschaft  wird  von  dem  britischen 
Arbeiter  aus  ebenso  wieder  die  Welt  erobern,  wie  das  „suifrage  universal"  des 
verfolgten  englischen  Chartisten,  welches  in  oft  wiederkehrender  Ironie  der  Gesehichte 
zunächst  von  einem  Napoleon  als  das  volksthümliche  Fundament  seiner  Herrschaft 
aufgenommen  werden  niusste,  heute  aber  als  die  ganz  selbstverständliche  Forderung 
politischer  CTereclitigkeit  alle  Parlamente  beherrscht  und  immer  allgemeiner  die 
grundgesetzliche  Aufnahme  in  die  Verfassung  der  modernen  Cnlturstaaten  erzwingt. 
Für  England  wurde  es  allerdings  durch  den  Herzog  von  Richmond  bereits  i.  J.  1780 
im  Hause  des  Lords  als  das  Fundament  des  Staatsreclites  erklärt.  Auch  der  jüngste 
der  Geschichtsschreiber  der  Cooperativbewegung  des  englischen  Volkes,  Benjamin 
Jones,  kann  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen,  dass  die  Propaganda  der 
Cooperatiirs  täglich  mächtiger  wird  und  immer  weitere  Kreise  erfasst,  weil  sie  der 
demokratischen  Grundtendenz  der  Völker  der  Gegenwart  entspricht. ')  Wurden 
doch  schon  1891  von  dem  Centralverbande  der  Genossenschaften  weit  über  eine 
halbe  Million  Bücher,  Brochuren  und  Flugschriften  unter  die  Massen  vertheilt ; 
ausserdem  über  133.000  derselben  verkauft;  und  das  bisher  wöchentlich  ausge- 
gebene Organ  der  Cooperators,  „the  Cooperative  News",  in  einer  Auflage  von 
40.000  verbreitet,  soll  dem  Bedürfnis  entsprechend  baldigst  in  ein  täglich 
erscheinendes  umgewandelt  werden. 

The  „Daily  Chronicle",  dieses  Hauptblatt  Londons,  brachte  im  October 
V.  J.  unter  dem  Titel:  „Cooperation  and  Agricultnre,  Is  this  the  Eemedy?"  einen 
Leader,  in  welchem  den  ländlichen  Genossenschaften  in  Frankreich,  Deutschland 
und  Dänemark,  und  ganz  besonders  dem  „Irish  Cooperative  Creamery  Movement", 
der  Irischen  Molkereigenossenschaft  als  tbatsächlichen  Errungenschaften  ebies 
stetigen  und  sicheren  Fortschrittes  die  wärmsten  Sympathien  ausgesprochen  werden. 
Die  „Labonr  Copartnership"  desselben  Monates  bemerkt  hiezu:  „Es  ist  eine 
Genugthuung,  dass  das  tägliche  Hauptorgan  Londons  endlich  vom  Standpunkte 
der  Arbeit  aus  einzusehen  beginnt,  dass  in  unserer  Bewegung  mehr  gegeben  ist 
als  der  Versuch  einiger  Producenten,  aus  dem  Publicum  Gewinn  zu  ziehen.  Es 
ist  uns  eine  grosse  Genugthuung,  dass  der  Fortschritt  der  productiven  Cooperation 
bereits  allgemein  als  ein  lebendiger,  maassgebender  Theil  der  ganzen  grossen 
Bewegung  auf  ein  rationelleres  volkswirtschaftliches  System  hin  anerkannt  wird." 

Und  E.  0.  G  r  e  e  n  i  n  g  schliesst  seinen  Willkummartikel  zur  Eröifnung  der 
ersten  Nummer  der  „Labour  Copartnership"  (August  1894)  mit  den  Worten: 
„Gerade  wie  die  moderne  Chemie  uns  lehrt,  dass  die  heutige  Menschheit  die 
Träume  der  früheren  Alchymie  zu   verwirklichen   versteht,   so   muss   die   Kenntnis 

')  Vrgl.  „Cooperative  Production"  by  Benjamin  Jones,  with  prefatory 
note  by  the  Rt.  Hon.  H.  Wike  Acland.  London.  2  Vol.  Auf  die  für  die  gerechte 
Würdigung  der  „Cliristlich- Socialen"  Englands  wichtigen  ergänzenden  Bemerkungen 
Mr.  John  Ludlows  zu  dem  eben  genannten  Werke  in  Nro.  3  der  „Laboiir  Copartnership" 
kann  hier  nur  verwiesen  werden.  Zu  obigem  vergleiche  noch  besonders  G.  J.  Holyoake, 
„The  history  of  Cooperation  in  Roclulale".  London  1867;.  und  desselben  „History  of 
Cooperation."  London,  1875;  übeisetzt  von  Häntschke  unter  dem  Titel:  „Geschichte 
der  redlichen  Pionniere  von  Rochdale".  1888. 
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der  (■{■litcii  CooiiiMiitidii  uns  Ichrrii,  dii^  höcli.stcii  Ziele  der  liirigebfndsten  Freunde 
der  Arbeit  zu  verwirklichen."  Eine  derartige  Hinf,'abe  und  BegeiHtcmnf,'  für  diese 
höchsten  Ziele  der  Cooperation  im  englischen  Volke  gibt  allerdings  die  Gewissheit 
der  Erreichung  des  gesteckten  Zieles. 

I)i(!  hingehendsten  Freunde  der  Arbeit  aber  sind  wohl  in  der  „Labour 
Association"  vereinigt;  und  ganz  vornehmlich  ihr  Werk  und  Verdienst  wird  es 
sein,  wenn  die  von'  ihnen  selbst  iiiniier  wieder  als  Fdealzie]  hingestellte  schliess- 
liche  Vereinigung  der  Trade-l'nionisten  und  Cooiierators  aller  Art  endlich  zur 
Wahrheit  wird;  denn  gerade  für  die  Parallelbewegung  der  Gewerkvereine  und 
Genossenschaften  ist  das  von  der  Labour  Association  gegründete  Organ,  the 
„Labour  Cojjartnership"  bereits  unausgesetzt  thiitig  und  als  Verniittlungsorgan 
für  di(^  Stininien  beider  'l'lieile  von  hoher  IJedeutung.  Es  lehrt  dies  ein  Blick  in 
die  lebhaft  g(^führte  Discussioii  der  Frage  und  ihrer  praktischen  Bedingungen  in 
den  bisher  ausgegebenen  Monatsheften  der  ^Copartnersliip",  deren  Name  gegen- 
über den  grossen  Aufgaben,  v/elchi^  sie  bis  nun  vertritt,  nur  zu  eng  gefasst  erscheint. 

Als  ein  Förderungsmittel  der  Genossenschaftsbewegnng  überhaupt  dürfte 
sich  auch  die  internationale  Vereinigung  aller  C'ooperators  erweisen.  „The  inter- 
national Cooperativ  Alliance,"  gegründet,  um  allen  Freunden  der  Cooperation  in 
allen  Ländlern  dii'  Möglichkeit  gegenseitiger  Förderung  und  Hilfe  zu  bieten,  wird 
im  August  d.  J.  zu  einem  Congress  der  Delegierten  der  Genossenschaften  aller 
Länder  zusammentreten.  Und  zwar  soll  ein  „pioneer  congress"  einberufen  werden, 
zu  dessen  Organisation  die  Britische  Section  der  internationalen  AUiance  durch 
ihren  Vorsitzenden  Edward  Owen  (i  r  e  e  n  i  n  g,  das  eifrige  Mitglied  der  Labour 
Association,  bereits  ihre  Einladung  ergehen  lässt.  Hiemit  ist  ein  internationales 
Seitenstück  zu  dem  Gewerkvereins-Congress  geboten,  ganz  vorzüglich  geeignet,  die 
Kräfte  der  C'ooperators  gegenüber  jenen  der  Trade-Unions  zu  messen  —  nicht  als 
feindliche  Brüder,  sondern  als  Verbündete,  welche  da.ssolbe  Endziel  erstreben. 


ZUR 

ORGANISATION  DES  ARBEITSNACHWEISES  IN  WIEN. 


VON 


DR-  RUDOLF  SINGER. 


Unter  d«n  Maassregcln,  die  das  Gespenst  der  modernen  Volkswirtschaft: 
die  Arbeitslüsif,'keit,  durch  Ausnutzung,'  der  vorhandenen  Arbeitsgele<^enheit  zu  ver- 
schenchen  suchen,  steht  der  Arbeitsnachweis  an  erster  Stelle.  Die  Noth- 
weiidigkeit  einer  Regelung  dieses  Zweiges  der  socialpolitischen  Verwaltung  entspringt 
unmittelbar  aus  den  jetzigen  Productionsverhältnissen.  Ihre  Unsicherheit  und  Unbe- 
ständigkeit erzeugt  eine  fluctuiorende  Arbeitermenge,  die  einer  ständigen  Ver- 
kehrsstätte dringend  bedarf.  Der  planmässige  Arbeitsnachweis  wird  daher  zu 
einem  unerlässlichen  Verkehrsmittel,  das  eine  nicht  minder  bedeutende 
L'olle  zu  spielen  berufen  ist,  wie  die  Eisenbahnen,  Telegraphen  und  Posten. 

Dazu  gesellt  sich  noch  eine  andere  Eigenschaft  der  modernen  Volkswirt- 
schaft, die  gebieterisch  nach  einer  Organisation  des  Arbeitsnachweises  verlangt. 
Es  ist  dies  der  Warencharakter,  den  die  menschliche  Arbeit  im  Processe  der 
Gütererzeugung  erhält.  Dass  die  menschliche  Arbeit  nichts  anderes  als  eine 
Ware  ist,  wäre  an  sich  nicht  so  traurig;  viel  trauriger  ist  es,  dass  diese  Ware 
oft  gar  keinen  Preis  findet.  Diese  beklagenswerte  Eigenschaft  hat  zum  Theilo 
ihren  Grund  darin,  dass  die  menschliche  Arbeit  nicht  alle  Eigensch;iften  der 
Ware  besitzt,  die  ihr  eine  günstige  Preisbildung  verbürgen  würden.  Vor  allem 
kann  man  diese  Ware  nicht  aufspeichern,  nicht  Vorräthe  von  ihr  zurücklegen. 
Sie,  die  einzige,  die  der  Arbeiter  besitzt,  muss  er  losschlagen,  um  des  Lebens 
Nothdurft  zu  befriedigen.  Und  gleichwohl  mangelt  es  so  häufig  an  Käuf(Tn ! 
Diese  in  unserer  heutigen  wirtschaftlichen  Organisation  nicht  selten  vorkommende 
Erscheinung,  dass  Arbeitslnstige  und  Arbeitsfähige  keine  Arbeit  finden,  ist  das 
Symptom  einer  schweren  wirtschaftlichen  Krankheit.  Den  Krankheitsstoff  bilden 
einmal  die  allgemeine  Conjunctur,  dann  aber  auch  rein  locale  und  persönliche 
Ursachen,  wie  die  Unkenntnis  der  Arbeitsgelegenheit,  die  an  einem  anderen,  ja 
gar  an  demselben  Orte  vorhanden  ist,  ohne  dass  der  Arbeitsuchende  davon  weiss. 
Eine  wesentliche  Abhilfe  gegen  diese  Erwerbslosigkeit  liegt  in  einer  wirksamen 
Organisation    der   Arbeitsvermittlung,    wodurch    Nachfrage    und    Angebot   einander 


Sr  Organ  isatli 

gngonübfirffostcllt    werden    nnd    der    Arbeiter    rasch    und    wohlfeil    eine    Erwcrbs- 
{felef^enheit  erliiilt. 

Die  Erkenntnis,  dass  die  Nothwendigkeit  den  Arbeitsnachweis  zu  organisieren 
in  den  Eigenschaften  der  modernen  Volkswirtschaft  wurzelt,  bricht  sich  jetzt  in 
steigendem  Maasso  Bahn  und  als  ihre  Frucht  kann  man  die  zahlreichen  städtischen 
Arbeitsnachweisstellen  ansehen,  die  in  der  letzten  Zeit  besonders  in  Deutschland 
erncht(^t  worden  sind.  Wenn  sich  die  deutsche  Bewegung  zugunsten  des  Arbeits- 
nachweises wis  bisher  weiterentwickelt,  so  wird  bald  ein  dichtmaschiges  Netz  von 
städtischen  Arboitsnachweisstellen  über  ganz  Deutschland  gespannt  nnd  damit  der 
Unt(^rbau  für  hoher  organisierte  Formen  der  Arbeitsvermittlung  (Landes-  und 
Roichsanstalten)  gelogt  sein.  Der  vorliegende  Aufsatz  vorfolgt  nun  den  Zweck  zu 
untersuchten,  ob  nicht  auch  für  Oesterroich  die  Einbürgerung  des  städtischen 
Arbeitsnachweises  ein  socialpolitischer  Fortschritt  wäre.  Als  Beispiel  für  diese 
Untersuchung  wurde  die  Keichsbauptstad t  gewählt.  Es  sei  jedoch  gleich 
hier  betont,  dass  es  sich  dabei  nur  um  die  Vorführung  eines  typischen  Falles 
handelt,  der  überall,  wo  die  industrielle  odi^r  landwirtschaftliche  Arbeiterbevölkerung 
in  grösserer  Zald  vorhanden  ist,  herrschend  werden  niüsste.  Zunächst  soll  mit 
einigen  Strichen  der  gegenwärtige  Stand  des  Arbeitsnachweises  in  Wien  darge- 
stellt W(!rdon. 

I.   Die   Umschau. 

Die  Anbietnng  der  besitzlosen  Volksclassen  in  Wien  zu  persönlichen  Dienst- 
leistungen vollzieht  sich  zum  überwiegenden  Theile  in  durchaus  ungeregelten 
Formen  und  dt^r  Umfang  der  organisierten  Arbeitsvermittlung  steht  in  einem 
schreienden  Missvorhältnisse  zu  dem  der  nicht  organisierten.  Die  gebräuchlichste 
Art  der  ungeregelten  Arbeitsvermittlung  ist  die  sogenannte  Umschau,  d.  i.  das 
regellose  Sucheii  nach  einer  Arbeitsgelegenheit  durch  den  Arbeitslosen,  Die 
Wirkungen  der  Umschau  sind  vorderblich.  Bei  den  Arbeiterinnen  besonders  führt 
sie  zu  schweren,  sittlichen  Uebelständon ;  sio  ist  die  Gelegenheitsmacherin  der 
Prostitution,  sio  macht  aus  Arbeiterir.nen  freie  fahrende  Ilabe.  Den  Arbeiter 
aber  treibt  die  Umschau  wider  seinen  Willen  zum  Landstreicherthum,  zur  Vaga- 
bondago.  Man  vorsetze  sich  in  die  Lage  eines  Arbeiters,  der  hilflos  mit  seinem 
einzigen  Besitzthume:  seiner  Arbeitskraft,  von  Fabrik  zu  Fabrik  hausiert,  ohne 
thatsächliche  Kenntnis  der  Verhältnisse!  Darf  es  da  Wunder  nehmen,  wenn  das 
bittere  üefühl,  willenlos  dem  Zufalle  überlassen  zu  sein,  zu  einer  Quelle  dauernder 
Unzufriedenheit  mit  den  jetzigen  gesellschaftlichen  Einrichtungen  wird? 

In  Wien  macht  sich  der  Mangel  eines  geregelten  Arbeitsnachweises  bcsondei-s 
beim  Baugewerbe  fühlbar.  Die  Maurer  und  ihre  Hilfsarbeiter  männlichen  und 
weiblichen  Geschlechtes,  bei  denen  überdies  noch  ein  häufiger  Arbeitswechsel  vor- 
kommt, sind  gezwungen  von  einem  Baue  zum  andern  zu  gehen  und  nach  Arbeit 
zu  fragen.  Energische  Abhilfe  dagegen  wird  von  den  Arbeitern  dieser  Branche 
noch  immer  vergebens  verlangt  und  auch  das  vermittelnde  Eingreifen  der  Gewerbe- 
inspection  von  Wien  blieb  bisher  ohne  sichtbaren  Erfolg. 

Bei  den  unqualificierten  Fabriksarbeitern  von  Wien  ist  dieses 
Hausieren   mit  menschlicher   Arbeitskraft  fast  durchwegs   im   Gebrauche;   ebenso, 
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wenngleich  nicht  mehr  so  häufig  wie  früher,  hei  der  Ma.schinen-  und  Metall- 
hranche.  Allen  ünhilden  der  Witterung  ausgesetzt,  und  dies  zumeist  nutzlos, 
kann  man  inshesondere  an  Montagen  ganze  Scharen  Arbeitsloser  auf  der  Suche 
nach  einer  Arbeitsgelegenheit  sehen.  Bautischler,  Bauschlosser  und  Stein- 
meissler  haben  seit  langer  Zeit  Winkelherbergen  in  Gasthäusern,  Schnapsschänken 
u.  dgl.  zum  Arbeitsmarkte  auserkoren.  In  vermindertem  Umfange  benützen  auch 
Schmiede  und  Kesselschmiede  solche  Winkelherbergen. 

Persönliche  Umschau  nach  Arbeit  findet  ferner  bei  einer  Eeihe  von  kleineren 
Branchen  statt,  so  hei  den  Färbern,  Müllern,  Weissgärbern;  in  gewissem 
Grade  auch  bei  den  Mechanikern,  Goldarbeitern  u.  s.  w. 

II.  Die  Stellenvermittlung  durch   die  Zeitungen. 

Eine  zweite  Art  der  Stellenvermittlung  ist  die  durch  die  Zeitungen.  Durch 
die  politischen  Blätter  worden  täglich  zahlreiche  Stellen  vermittelt.  Geringer  ist 
der  Arbeitsnachweis  durch  die  Fachpresse.  Hier  ist  zumeist  nur  Nachfrage 
nach  besonders  ausgebildeten  Specialkräften:  wie  Werkführern,  Vorarbeitern  u.  s.  w., 
und  dies  gewöhnlich  nur  für  die  Provinz.  Der  Verallgemeinerung  des  Arbeits- 
nachweises auf  diesem  Wege  steht  überdies  die  geringe  Verbreitung  der  Uiiter- 
nehmerfachpresso  in  Arbeiterkreisen  entgegen.  Die  von  Arbeitern  herausgegebenen 
Fachblättern  aber  eignen  sich  zur  Arbeitsvermittlung  schon  deshalb  nicht,  weil 
sie  auf  dem  Boden  des  Classonkampfes  stehen  und  darum  von  den  Unternehmern 
gemieden  werden. 

III.  Der  Verein  für  Arbeitsvermittlung  in  Wien. 

Der  wichtigstem  Träger  des  geordneten  Arbeitsnachweises  in  Wien  ist  der 
Verein  für  Arbeitsvermittlung.  Kr  wurde  im  Jahre  1885  unter  Mitwirkung  v.on 
Unternehmern  und  Arbeiten!  gegründet  und  wird  von  einem  ehemaligen  Arbeiter 
vortrefflich  geleitet.  Der  Verein  ist  auf  vollkommen  paritätischer  Grundlage  auf- 
gebaut und  beschränkt  sich  ausschliesslich  auf  seinen  fachlichen  Wirkungkreis. 
Aengstlich  meidet  er  jede  Parteinahme  in  den  Kämpfen  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern.  Vielleicht  ist  gerade  diese  kluge  Selbstbeschränkung  der  Grund 
seiner  verhältnismässig  nicht  unbedeutenden  Erfolge. 

Die  Geschäftsführung  des  Vereines  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  ein- 
langenden Aufträge  der  Unternehmer  in  fortlaufender  Zahl  verbucht  werden  und 
zwar:  die  Firma,  die  Adresse,  der  Gewerbe-  oder  Fabrikationszweig  der  Arbeit- 
geber, die  Art  oder  Kategorie  der  gewünschten  Arbeiter,  ihre  Zahl,  der  beiläufige 
Lohn  und  die  besonderen  Bedingungen.  In  einer  weiteren  Eubrik  erscheinen 
dann  die  zugewiesenen  Arbeiter  mittelst  ihrer  Vormerknummern  und  gesondert 
davon  die  thatsächlich  untergebrachten  Arbeiter.  Die  Vormerknummer  correspondiert 
mit  der  dem  Stellensuchenden  übergebenen  Vormerkkarte,  die  zugleich  als  Cassa- 
controle  über  die  aus  der  Vermittlungsthätigkeit  fiiesscnden  Einnahmen  dii'nt  und 
eine  fortlaufende  Numerierung  aller  in  geschäftsmässige  Behandlung  gelangender 
Stellenbewerber  ermöglicht. 

Um  vorgemerkt  zu  werden,  füllen  die  Stellensuchenden  persönlich  die  im 
Wartesaale  aufliegenden  Anmeldungskarten  genau  in  den  vorgedruckten  Eubriken 
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aus,  wodurch  man  zu^'loich  (un«n  Einblick  in  iliron  Bildungsgrad  erhält.  Diese 
Blanquetto  sind  diitm  beim  Cassaschalter  unter  Bezahlung  einer  Vormerkgebür 
von  10  Kreuzern  zu  überreichen,  wogegen  die  erwilhnte  Vormerkkarte  ausge- 
folgt wird.    Nach  Alilauf  von  2  Monaten  erlischt  die  Vormerkung. 

Die  Arbeitsstellen  werden  nach  Maassgabe  der  eingelangten  Auftrüge  zuge- 
wiesen, hierbei  wird  zunächst  auf  die  persönliche  und  fachliche  Eignung  des 
Bewerbers  Kücksicht  genommen,  sonst  aber  der  Grundsatz  der  Bevorzugung  der 
am  längsten  Vorgemeikten  befolgt. 

Ueber  die  Vermittlungsthätigkeit  des  Vereines  gibt  die  folgende  Zusammen- 
stellung Aufschi  nss. 

Es  gelangten  an  den  Verein: 


Im  .Talire 


Aufträge 

der 

Arbeitgeber 


Freie  Stellen 


Die  Zahl  der 

vorgemerkten 

Arbeiter 

betrug 


Vermittelt  worden 


absolut  in  Proc. 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
189.3 
1894 
Zusammen 


286 
1.019 
1.5.30 
1.924 
2.219 
3.311 
3.758 
3.760 
4.205 
4.441 


26.459 


390 
1.318 
2.524 
3.433 
3.587 
4.T48 
4.985 
4.955 
5.683 
5.989 


87.612 


1.616 

3.886 
5.514 
6.948 
7.334 
8.132 
9.540 
9.684 
10.131 
10.418 


73.203 


162 
825 
1.866 
2.660 
2.962 
3.409 
3.698 
3.854 
4.639 
4.812 


28.887 


10 
21 
34 
38 
40 
42 
39 
39 
45 
46 


39 


In  9'/.^  .Tahren  wurden  also  von  73.203  Stellensuchenden  28.887  (also  über 
39  Proc.)  placiert.  Die  Vermittlungsthätigkeit  sleigort  sich  von  Jahr  zu  Jahr. 
Auf  den  ersten  Blick  scheint  das  Ergebnis  wonig  befriedigend;  man  darf  jedoch 
nicht  übersehen,  dass  bei  flauem  Geschäftsgange  überhaupt  und  bei  Saisongewerben 
besonders  in  der  stillen  Saison  das  Angebot  Stellensuchender  die  Nachfrage 
bedeutend  Übersteigt,  wodurch  das  Vermittlungsergebnis  ungünstig  beeinfiusst  wird. 

In  Wirklichkeit  ist  die  Zahl  der  Personen,  die  durch  den  Verein  eine 
Arlieitsi,'eleijenb(^it  fanden  erheblich  höher  als  dies  die  angegebene  Ziffer  au.sweist, 
un<l  zwar  deshalb  weil  der  Verein  nur  jene  Fälle  verbucht,  in  denen  ihm  der 
thatsächlich  erfolgte  Arbeitsantritt  gemeldet  wird.  In  vielen  Fällen  unterbleibt 
aber  diese  Meldung  trotz  aller  Mahnung.  Zugewiesene  Arbeit<bcwerber,  die  vom 
Unternehmer  nicht  aufgenommen  wurden,  geben  häufig  die  Adressen  an  andere 
weiter.  Auf  diese  Weise  erlangen  viele  beim  Vereine  nicht  vorgemerkte  Personen 
indirect  Arbeitsstellen,  die  sich  der  Buchung  und  mithin  auch  der  Zählung 
entziehen. 

20* 
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Dio  Gründer  dos  Vereinos  waroii  iirsprüiif^lich  der  Ansicht,  die  Kosten  dos 
Unternehmens  vorwiegend  durch  Mitgliedsbeiträge  zu  decken.     Diese  Hoffnung 
erwies  sich  jedoch  als  trügerisch.    Derzeit  betragen  die  ohnehin  auf  das  Niedrigste 
gestellten  Ausgaben  beiläufig  3800  fl.  per  Jahr,  zu  deren  Deckung  einlaufen: 
An  Mitgliedsbeiträgen  ungefähr    ....       GOO  fl. 
„    Vermittlungsgebüren  ungefähr    .    .    .     1000   „ 
Es   war   daher  nothwendig   dem  Vereine   ständige   Unterstützungen   zu   ver- 
schaffen.   Solche  laufen  ein : 

Von  der  n.-6.  Handels-  und  Gewerbekammer  .    .     350  fl. 

„      „I.  österr.  Sparcassa 300    „ 

Vom  Gemeinderathe  der  Stadt  Wien      ....     500    „ 

„     n.-ö.  Landtage 100    „ 

Die  Einnahmen  ständiger  Natur  betragen  also  alles  im  allem  etwa  2800  fl.; 
es  verbleibt  somit  noch  immer  ein  jährlicher  Fehlbetrag  von  etwa  1000  fl.,  dessen 
Deckung  auf  aussergewöhnlichem  Wege  angestrebt  werden  muss.  Wenn  aber 
einmal  diese  aussergewöhnlichen,  schwer  auffindbaren  Quellen  versiegen,  dann 
muss  der  Verein  seine  Thätigkeit  einstellen.  Dass  unter  solchen  Verhältnissen 
von  einer  Ausgestaltung  des  Vereines  keine  Rede  sein  kann,  ist  sonnenklar. 

IV.  Die  Genossenschaften. 
Die  Genossenschaften  sind  nach  der  Gewerbenovelle  des  Jahres  1883  zur 
Pflege  des  Arbeitsnachweises  verpflichtet.  Ein  Bild  ihrer  Thätigkeit  in  den  Jahren 
1888 — 1892  bietet  das  statistische  Jahrbuch  der  Stadt  Wien.  (Wien,  1894, 
S.  510).  Ich  verzichte  darauf  diese  Zahlen  hier  wiederzugeben,  da  sie  lediglich 
auf  Angaben  der  Genossenschaften  beruhen  und  diese  unvollständig,  unzuverLissig, 
ja  in  vielen  Fällen  direct  unglaubwürdig  sind.  Das  statistische  Jahrbuch  selbst 
bemerkt  bei  einzelnen  Angaben,  sie  seien  sehr  auffällig. 

Das  statistische  Departement  des  Magistrates  hat  übrigens  im  Jahre  1893 
einen  Fragebogen  über  den  Umfang  der  Stellenvermittlung  an  sämmtliche  dabei 
in  Betracht  kommende  Vereine  Wiens  gerichtet.  Das  Ergebnis  dieser  Erhebungen 
ist  noch  nicht  bekannt. 

Mit  der  Lehrstellenvermittlung  befassen  sich,  und  zwar  sämmtlich 
unentgeltlich,  das  städtische  Lehrstellennachweiseamt,  dessen  Geschäfte  vom  De- 
partement XVni  des  Magistrates  geführt  werden,  der  Centralverein  für  Lehrlings- 
unterbringung, der  katholische  Meisterverein,  die  Congregation  der  frommen  Arbeiter 
nach  der  Regel  des  heil.  Josef  Calasanz,  und  endlich  der  Verein  zur  Beförderung 
der  Handwerke  unter  den  inländischen  Israeliten. i)  Im  allgemeinen  ist  die  Thätig- 
keit dieser  Vereine  herzlich  unbedeutend. 

V.   Die  Gewerkveneine. 

Ueber    die    Vermittlungsthätigkeit    der    Gewerkvereine    gibt    die     folgende 

Zusammenstellung  Aufschluss.  *) 

')  Vgl.  das  Statist.  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  1894,- p.  517. 

')  Ich  verdanke   diese  Ziffern   einer  privaten  Erhebung  des  hiesigen  Vereines   für 
Arbeitsvermittlung. 
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Ein  Ueberblick  über  das  angeführte  Materiale  wird  wohl  bei  Jedermann 
die  Ueberzengung  wachrufen,  dass  sich  d(!r  Arbeitsnachweis  in  Wien  in  einem 
geradezu  beklagenswerten  Zustande  befindet.  Der  hervorstechendste  Zug  in  dem 
trüben  Bilde  ist  der  völlige  Mangel  an  leistungsfähigen  Einrichtungen 
auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsnachweises;  die  wenigen,  die  vorhanden  sind, 
weisen  eine  so  rückständige  Entwicklung  auf,  dass  sie  dem  Arbeitsnachweis- 
bedürfnisse der  Millionenstadt  unmöglich  genügen  können.  Wohin  man  blickt, 
nichts  als  Zersplitterung,  Zerfahrenheit  und  Unzulänglichkeit ;  an  einem  zusammen- 
fassenden Gedanken  fehlt  es  gänzlich.  Der  von  der  privaten  Wohlthätigkeit 
geleitete  Arbeitsnachweis  erstreckt  seine  Fürsorge  naturgemäss  nur  auf  einen 
kleinen  Kreis;  zu  umfassender  Hilfeleistung  für  die  arbeitenden  Classen  der 
Eeichshauptstadt  ist  er  vollkommen  ungeeignet.  Der  Arbeitsnachweis  der  pri- 
vaten gewerbsmässigen  Stellenvermittlnngsbureaus  ist  vom  social- 
politischen  Standpunkte  schon  darum  wertlos,  weil  hier  reine  Gewinnabsicht  der 
Bestimmungsgrund  ist.  Nahezu  überall  haben  diese  Bureaus  durch  die  schranken- 
lose Ausbeutung  der  Stellensuchenden  zu  heftigen  Klagen,  ja  an  manchen  Orten 
sogar  zu  Eingriifen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  Anlass  gegeben.  Ihre  all- 
mähliche Beseitigung  und  Ersetzung  durch  uneigennützige  Einrichtungen  wäre 
zweifellos  ein  socialpolitischer  Fortschritt.  Auf  jeden  Fall  aber  sollten  die  privaten 
Stellenvermittlungsbureaus  auf  das  strengste  überwacht  und  ihnen  nur  gestattet 
werden  sehr  massige  Vermittlungsgebüren  einzuheben. 

Sehr  fragmentarisch  sind  die  Leistungen  der  Genossenschaften  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  geblieben,  trotzdem  sie  die  Gewerbenovello  vom 
15.  März  1883  (§  116)  dazu  verpflichtet.  Die  bisherigen  Erfahrungen  recht- 
fertigen bereits  die  Behauptung,  dass  die  Genossenschaften  als  leistungsfähige 
Träger  des  Arbeitsnachweises  nicht  in  Betracht  kommen.  Sie  haben  die  Hoffnungen, 
die  man  in  dieser  Richtung  auf  sie  gesetzt  hatte,  nicht  erfüllt.  Ein  ebenso  wenig 
erfreuliches  Bild  bietet  der  Arbeitsnachweis  der  Ge  werk  vereine.  Allerdings 
darf  man  nicht  übersehen,  dass  sich  die  gewerkschaftliche  Bewegung  in  Oestor- 
reich  noch  in  einem  embryonalen  Zustande  befindet  und  dass  der  Arbtitsnachweis 
der  Gewerkvereine  gegen  die  Tradition  von  Vorurtheilen  anzukämpfen  hat,  der 
alle  auf  Classengegcnsätzen  aufgebaute  Einrichtungen  ausgesetzt  sind. 


Die  grosse  Reformbedürftigkeit  des  Arbeitsnachweises  in  Wien  steht  also 
fest.  In  welcher  Richtung  aber  soll  sich  die  Reform  bewegen?  In  den  letzten 
Jahren  hat  sich  an  der  Hand  der  notorischen  Unzulänglichkeit  des  privaten 
Arbeitsnachweises  die  Ueberzengung  Bahn  gebrochen,  dass  nur  öffentliche 
Verbände  zur' Organisation  und  Handliabnng  des  Arbeitsnachweises  geeignet 
sind.  Besonders  die  Gemeinden  haben  das  grösste  Interesse  an  der  Errichtung 
von  Arbeitsnachweisstellen,  weil  diese  für  die  Unterbringung  der  Arbeits- 
losen sorgen,  die  Armenverwaltung  entlasten,  die  Stcuerkraft  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  heben  und  der  Stadtverwaltung  Klarheit    über 
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iliü  Aiiiien-  und  Arbeitervcrhältnisso  in  dor  Stadt  vfi-srliiitlfii. ') 
Das  Idnal  eines  communalen  ArbeitsnachwoLsos  wäre  dann  erreicht,  wenn  die 
Gomoinde  den  Arbeitsnachweis  mit  Ausschluss  aller  übrigen  Träger  der  Ver- 
niittlnnj,'  iu  die  Hand  bekriino,  wenn  sie  also  den  Arbeitsnachweis  monopol- 
artig betreiben  könnte.  Durch  ein  solches  Zusammentreffen  von  Angebot  und 
Nachfrage  in  einem  Punkte  würde  in  der  That  eine  wirksame  Waffe  zur  Bo- 
kJiniiifung  der  Arbeitslosigkeit  gewonnen.  Die  grossen  Schwierigkeiten  aber,  die 
einer  solchen  Organisation  des  Arbeitsnachweises  im  Wege  stehen,  la.ssen  den 
Gedanken  an  eine  Verwirklichung  dieses  Planes  nicht  aufkommen.  Davon,  das« 
'/,.  B.  die  Geworbeordnung,  die  die  Genossenschaften  zur  Pflege  der  Arbeitsver- 
mittlung verpflichtet,  in  diesem  Punkte  abgeändert  werden  müsste,  dass  dieser 
Plan  ferner  grosse  materielle  Mittel  erfordern  würde,  sehen  wir  ab.  Viel  schwerer 
fiillt  die  p]rwägung  ins  Gewicht,  dass  sehr  maassfebende  Kreise  in  einer  solchen 
Commuiialisierung  des  Arbeitsnachweises  mit  monopolistischem  Betriebe  einen 
Schritt  zur  Verwirklichung  des  Rechtes  auf  Arbeit  erblicken  und  schon  darum 
das  ganze  Unternehmen  nicht  begünstigen  würden.  Es  wird  sich  also  voriäufig 
darum  handeln  an  die  Stelle  dieser  Organisationsform  ein  zweckmässiges 
Surrogat  zu  setzen. 

Mau  kann  dabei  an  zwei  Formen  denken,  die  sich  in  Deutschland  typisch 
herauszubilden  im  Begriffe  sind.  Die  eine,  in  Berlin  heimisch,  ist  dadurch 
gekennzeichnet,  dass  ein  privater  Verein  für  die  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weises besteht,  der  aber  von  der  Commune  eine  bedeutende  Unterstützung  erhält.''') 
Ganz  verschieden  von  diesem  norddeutschen  Typus  ist  die  zweite  Organisations- 
form: die  süddeutsche.  Hier  hängt  der  Arbeitsnachweis  innig  mit  dem  Gew^erbe- 
gerichto  zusammen,  indem  eine  Commission  dieses  Gerichtes  den  Arbeitsnachweis 
leitet.  Für  Oestcrreich  ist  diese  zwiäte  Form  deshalb  nicht  anwendbar,  weil  bei 
uns  Gewerbegerichte  nach  deutscher  Art  noch  nicht  bestehen.  Sollten  sie  sich, 
wie  dies  der  bekannte  Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  v.  Baernreither 
will,  auch  in  Oesterreich  einbürgern,  so  wäre  damit  vielleicht  eine  passende 
Grundlage  für  die  Organisation  des  Arbeitsnachweises  gegeben.  Heute  aber,  wo 
die  Gewerbegerichte  fehlen,  bleibt  nichts  anderes  übrig  als  eine  Anlehnung  an 
die  erste  Organisationsform.  Demgemäss  erblicke  ich  iu  der  Finanziornng 
des  bestehenden  Vereines  für  Arbeitsvermittlung  durch  die 
Commune,  ein  vorläufig  brauchbares  Surrogat  für  den  rein  communalen 
Arbeitsnachweis.  Auf  diese  Weise  würden  die  vorhandenen  lebens- 
fähigen Ansätze  einer  Organisation  des  Arbeitsnachweises  fort- 
gebildet und  dor  Verein  selbst  von  seiner  jetzigen  schwanken- 
den, finanziell  unsicheren,  auf  eine  lebensfähige,  finanziell 
gesicherte  Grundlage  gestellt.  Dor  Commune  erwüchse  dadurch  ein  Aaf- 


')  Vgl  Karl  Möller,  die  Centralisierung  des  gewerblichen  Arbeitsnachweises  im 
Deutschen  Ueiclie  in  ScbmoUers  Jahrbuch  1894,  p.  17. 

')  Vgl.  darüber  das  Referat  betreffend  die  Errichtung  eines  städtischen  Arbeits- 
nachweises von  Dr.  Freund. 
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wand,  der  mit  etwa  14.000  fl.  jährlich  zu  veranschlagen  .sein  dürfte.')  Natur- 
gemäss  würde  ihr  ein  Aufsicht«-  und  Ueberwachungsrecht  zustehen,  dessen  Umfang 
und  Grenzen  in  einem  Organisationsstatuto  genau  festgestellt  werden  niüssten.  Man 
wird  der  Commune  z.  B.  nicht  das  Kccht  absprechen  können  zu  verlangen,  dass  die 
zur  Leitung  des  Arbeitsnachweises  zu  berufenden  Personen  im  Einvernehmen  mit 
ihr  ernannt  werden.  Gleich  hier  sei  bemerkt,  dass  es  sich  am  mei.sten  empfehlen 
dürfte  den  executiven  Dienst  in  die  Hände  erfahrener  Arbeiter  zu  legen.  Demi 
nur  genaue  Kenner  der  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  werden  in  der  Leitung 
des  Arbeitsnachweises  Erspriessliches  leisten  können. 

Welche  Grundsätze  sollen  nun  für  diese  Organisationsform  des  Arbeits- 
nachweises zur  Geltung  kommen?  Als  oberstes  Princip,  ja  geradezu  als  Vor- 
Itodingung  für  das  sociale  Gedeihen  des  ganzen  Unternehmens  muss  das 
Zusammenwirken  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern,  sowie  ihre 
völlige  Gleichstellung  gelten.  Nur  dadurch  kann  das  gegenseitige  Misstrauen 
dauernd  gebannt  werden.  In  diesem  Zusammenwirken  liegt  das  ethische 
Moment  im  Arbeitsnachweise  und  mag  sich  auch  diese  Cooperation  nur  auf 
einem  eng  begrenzten  Gebiete  socialpolitischer  Kleinarbeit  vollziehen,  so  wird  sie, 
indem  sie  die  beiden  Träger  des  wirtschaftlichen  Kampfes  gewöhnt  mit  ein- 
ander zu  arbeiten,  doch  eine  gewisse  versöhnende  Bückwirkung  auf  die  Classen- 
gegensätze  äussern.  In  Deutschland  ist  diese  Cooperation  durch  die  Gewerbe- 
gerichte angebahnt  geworden.  Für  Oesterreich  ist  sie  umso  nothwendigcr,  weil 
hier  die  socialen  Kampforganisationen  noch  nicht  den  Umfang  erreicht  habrn, 
wie  in  den  westeuropäischen  Staaten.  Grosse  Gebiete  sind  von  den  modernen 
Classcngegensätzen  noch  wenig  berührt.  Diese  günstigen  Zustände  zur  Anbahnung 
milderer  Uebergänge  auszunützen,  ist  die  ernste  Aufgabe  einer  zielbewus.sten 
socialpolitischen  Verwaltung.  Schon  aus  diesem  Grunde  muss  in  Oesterreich  die 
paritätische  Form  des  Arbeitsnachweises  als  der  allein  lebensfähige  Typus  angc- 
gesehen  werden. 

Wie  soll  nun  diese  Parität  praktisch  zum  Ausdrucke  kommen?  Am  besten 
vielleicht  in  der  Weise,  dass  eine  Verwaltungs-  und  Aufsichtscommission 
von    12    Mitgliedern    gewählt    wird.     Davon    sollen    6  Vertreter   der  Arbeiter, 

*)  Die  voraussichtlichen  Kosten  für  eine  Centrale  (sanimt  weiblicher  Abtheilung) 
und  3  Anmeldestellen  würden  die  folgenden  sein  : 

Erfordernis  für  eine  Anmeldestelle  pro  Jahr: 

Localmiete  (für  eine  Kanzlei  mit  2  und  einen  Wartesaal  mit  4  Fenstern)    .    .  600  fl. 

Gebalt  für  einen  Leiter  (70  fl.  monatlich)  und  einen  Kanzlisten  (zugleich  Diener)  1500  „ 

Beheizung  und  Beleuchtung 120  „ 

Buchdrucker-Auslagen 100  „ 

Porti  und  Kanzleirequisiten 220  „ 

Instandhaltung  des  Locales  und  Reinigung 60  „ 

Telephongebüren 100  „ 

Zusammen 2700  fl. 

Somit  für  3  Anmeldestellen  ein  Erfordernis  von 8100  „ 

Kosten  der  weiblichen  Abtheilung  (an  Gehaltersparnis  300  fl.) 2400  „ 

Erfordernis  der  Centrale  infolge  der  voraussichtlichen  Mehrauslagen 4000  „ 

Somit  ein  Gesanimterfordernis  von 14500  fl. 
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6  Vf'rtrctor  dur  riitcnndmHT  Ki'iii.  Ausserdem  hiitto  die  Commune  da.s  Kocht,  ilir 
Aufsichts-  und  Ui)bcrwa(;huiiff8recht  durch  2  Vertreter  auszuüben,  denen  das 
Recht  der  Theilnalime  an  den  Uorathungen,  oin  Vetorecht  gegenüber  den  Be- 
Hchlüssen,  j(ul()c]i  Icein  Stiiiimrec, ht  zustünde. 

Die  Wiilil  dieser  12  C'oiiiniissiKnsinit^'lieder  ist  auf  zweierlei  Art  denkbar: 
eiiiiiial  clurcli  directe  und  dann  dufili  indirecto  Wahl.  I)i<^  directo  Wahl  könnte 
in  ähnlicher  Weise  (^rfolf,'en,  wie  dies  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1809,  Nr.  63 
l{.-0.-I$.  über  die  Errichtung  von  Gewerbegerichten  vorschreibt.  Die  Mitglieder 
der  Arlieitsnachwoiscommission  würden  zur  Hälfte  von  den  Arbeitgebern,  zur 
anderen  Hiilfte  von  den  Arbeitern  in  abgesonderten  Wahlkörpern  gewählt.  lu  den 
Wahlkörper  der  Arbeitgeber  wilron  die  Eigenthümer,  sowie  die  Pächter  und 
(iescliäftsleit(^r  der  handwerks-  und  fabriksmässig  betriebenen  Gewerbe  des 
Sprengeis,  für  den  die  Arboitsnachweisanstalt  errichtet  wird,  aufzunehmen.  Ist 
eine  soh^he  Gewerbsuuternehmung  im  Besitze  einer  Actieiigesellschaft  oder  einer 
registrierten  Genossenschaft,  so  sind  die  Personen,  die  den  Vorstand  dieser 
Gesellschaft  bilden,  bei  offenen  und  Commanditgesellschaften  aber  alle  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  in  den  Wahlkorper  der  Arbeitgeber  aufzunehmen. 

Den  Walilkörp(!r  der  Arbeiter  bilden  die  Arbeiter  und  Arbeiteriinien, 
die  in  dem  betreffenden  Sprengel  in  Arbeit  stehen.  Damit  jedoch  auch  die 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  des  Kleingewerbes  in  der  Commission  entsprechend 
Vertretern  wäri^n ,  würde  es  sich  emi>f(rhlen  den  Wahlkörper  der  Arbeiter 
zu  theilen.  Die  Arbeiter  müssten  in  zwei  Gruppen  wählen;  die  eine  würden 
die  männlichen  und  weiblichen  Handwerksgehilfen,  die  andere  die  industrielle 
Arbeiterschaft  bilden.  Als  unterscheidendes  Kennzeichen  könnte  im  Sinne  der 
Gewerbeordnung  besonders  die  Zahl  der  in  einem  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter 
g(rlt(Mi  und  zwar  so,  dass  ein  Betrieb,  in  dem  nur  20  Arbeiter  bezw.  Arbeiterinnen 
oder  weniger  beschäftigt  sind,  als  handwerkmässiger  aufzufassen  wäre.  Ein  Betrieb, 
in  dem  über  20  Arbeiter  beschäftigt  siinl,  oder  wo  Maschinen  und  Motoren  ver- 
wendet worden,  fiele  in  die  Kategorie  der  fabriksmässigen  Betriebe.  Jede  dieser 
beiden  Grujipen  der  Arbeiter  bezw.  Arbeiterinnen  würde  3  Vertreter  in  die  Com- 
mission wählen. 

Die  Anfertigung  der  Wählerlisten,  sowiir  der  ganze  Wahlact  läge  dem 
Gomeindevorstande  des  Ortes  ob,  in  dem  die  Arlieitsnachweisstelle  errichtet  wird. 
Zu  Mitgliedern  der  Commission,  deren  Functionsdauer  3  Jahro  betrüge,  könnt« 
jeder  gewählt  werdiMi,  der  wenigstens  24  Jahre  alt  ist  und  in  dem  betreffenden 
Sprengel  seineu  Wohnsitz  hat.') 

Der  zweite  Modus  wäre  die  indirecto  Wahl.  In  diesem  Falle  wären  die 
6  Arbeitervertreter  aus  den  Krankoncasson  zu  wählen  und  zwar:  2  Mitglieder 
aus  der  Allgemeinen  Arbeiterkrankencasse  in  Wien,  2  aus  der  Bezirkskrankenca.'wo 
in  Wien  und  2  aus  dem  Verbände  der  genossenschaftlichen  Krankencassen.  Durch 
die  erst(rn  zwei  Gruppen  würde  die  Fabriksarbeitorschaft,  durch  dio  dritte  Gnippo 
die  Handwerker  eine  Vertretung   in    der  Leitung   des  Arbeitsnachweises   erhalten. 

Die  6  Unternehmer-Vertreter  wären  bei  der  indirecten  Wahl  durch  die 
Handels-    und    Gewerbekammern    zu    wählen.    Dieser  Modus    würde    die 


')  TJeber  die  weiteren  Einzelheiten  vgl.  das  erwähnte  Gesetz  v.  14.  Mai  1869. 
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iiidividncllü  Vortretung  der  oinzolncn  Grossiiidustripon  ermöf^lichcii,  und  es  muss 
ja  erwünscht  sein,  dass  die  Vertreter  verschiedenartiger  Industriezweige  ihre  Er- 
fahrungen in  der  Arbeitsnachweiscomuiission  zur  Geltung  bringen.  Die  Bildung 
der  Commission  durch  indirecte  Wahlen  hat  zwar  nicht  den  Vorzug  der  Volks- 
thümlichkeit  für  sich,  allein  gleichwohl  scheint  mir  dieser  Modus  einfacher  und 
praktischer  als  die  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbundene  directo  Wahl. 

Die  Commission  hätte  das  Recht  eine  Geschäftsordnung  sowie  ein  Reglement 
auszuarbeiten,  die  alles  Erforderliche  über  die  Wahl  des  Präsidiums,  die  Art  der 
Abstimmungen,  kurz  den  ganzen  inneren  Geschäftsgang  bestimmen  müsste. 
In  allen  diesen  Fragen  empfiehlt  es  sich  der  Commission  das  grösste  Maass  von 
Autonomio  zu  gewähren.  Je  weniger  Eingriffe  von  aussen,  desto  rascher  die 
Einigung  im  Innern. 

Die  nächste  Aufgabe  der  Commission  wäre  die  Erweiterung  des  Wirkungs- 
gobietes  des  Ar1)citsnachwoises.  Ausser  der  Centralstelle.  die  am  l)esten 
im  VI.  Bezirke  zu  belassen  und  durch  eine  Abtheilung  für  Arbeiterinnen  auszu- 
gestalten wäre,  müssten  mindestens  3  Anmeldestellen  in  den  entlegenen  Bezirken 
Wiens  errichtet  werden  und  zwar  eine  im  X.  oder  XI.  Bezirke,  die  andere  am 
Tabor  im  U.  Bezirke  und  die  dritte  in  der  Nähe  der  ehemaligen  Währinger- 
oder  Hemalser  Linie.  Alle  diese  Abtheilungen  würden  mit  einander  im  geschäft- 
lichen Verkehre  stehen  und  telephonisch  verbunden  sein.  Die  Vormerkung  Stellen- 
suchender wäre  dann  für  alle  Locale  giltig. 

Eine  zweite  Aufgabe  der  Commission  wäre  die  Beseitigung  der 
Schwierigkeiten  in  der  Arbeitsvermittlung  zwischen  Stadt  und  Land. 
Es  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  dass  oft  bei  einer  bestimmten  Branche  in  Wien 
grosse  Arbeitslosigkeit  herrscht,  während  es  auf  dem  flachen  Lande  an  Arbeits- 
kräften dieser  Branche  mangelt.  Hier  Abzugscanäle  für  das  überschHssige  Arbeits- 
angebot in  den  Städten  nach  dem  flachen  Lande  durch  eine  planmässige  Arbeits- 
vermittlung zu  schaffen,  wäre  eine  vom  socialpolitischen  Standpuiikte  äusserst 
wichtige  Aufgabe.  Leider  stellen  sich  der  praktischen  Ausgestaltung  dieser  Idee 
mannigfache  Hindernisse  in  den  Weg;  vor  allem  kommt  in  Betracht,  dass  der 
grosstädtische  Arbeiter  bei  der  so  weitgehenden  Theilung  der  Arbeit  in  der  Regel 
mir  eine  einseitige  gewerbliche  Ausbildung  erlangt.  In  seinem  Specialfache 
arl)eitet  er  schnell  und  sicher;  für  die  echt  handwi^rksmässige  Landmeisterarbeit 
hingegen  ist  er  nur  schlecht  zu  verwenden.  Naturgemäss  erzielt  ein  solcher 
Specialist  in  der  Stadt  einen  verhältnismässig  höheren  Arbeitslohn  als  auf  dem 
flachen  Lande,  wo  überdies  noch  eine  längere  Arbeitszeit  eingeführt  ist. 

Gleichwohl  würden  aber  grössere  Verschiebungen  von  Arbeitslosen  stattfinden, 
wenn  das  Risico  der  Fahrtspesen  beseitigt  oder  doch  wesentlich  verringert  werden 
könnte.  Die  Landmeister  scheuen  zumeist  diese  Ausgabe;  der  Arbeiter  aber,  der 
längere  Zeit  arbeitslos  ist,  kann  sie  aus  eigenem  nicht  bestreiten.  Unter  solchen 
Umständen  würde  so  mancher  Arbeiter,  der  in  Wien  keine  Aussicht  hat  eine 
Erwerbsgelegenheit  zu  finden,  gerne  eine  Posten  in  der  Provinz  annehmen. 
Besonders  wären  dazu  jene  Arbeiter  geneigt,  die  in-  der  Provinz  ihre  Lehrzeit 
durchgemacht  haben. 
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Dinsc  UobcIstSiidc  Itoiinton  diidarcU  «rhoblich  gomildcrt  worden,  das«  den 
von  d(!r  städtiscliei)  Arbeitsnachwoisstelle  an  dio  verschiedenen  ArbeitHorte 
(,'('S(!ndeten  Stelloiisuclienden  aof  allen  von  Wien  ausmündenden  Bahnlinien  eine 
mindestens  50p  rocentige  Fahrpreisormiissigung  zugestanden  würde. 
Dies  müsste  aber  auf  Grund  der  mit  der  Stampiglie  und  der  Untersehrift  der  Anstalt 
beglaubigten  Arbeitsanweisung  ohne  weiteren  zeitraubenden  Fonnalismns  geschehen. 
Auf  diese  Weise  würde  der  moderne  Staat,  der  heute  infolge  des  Verstaatlichnngs- 
systenies  dio  Transportinittel  zum  grössten  Theile  in  seiner  Hand  vereinigt,  dem 
städtischen  Arbeitsnachweise  und  damit  der  ganzen  Arbeitsordnung  des  Volkes 
einen  nicht  unwesentlichen  Dienst  leisten. 

Soll  nun  diese  Anstalt  den  Arbeitern  und  Unternehmern  unentgeltlich 
zur  Verfügung  stehen  oder  nicht?  üeber  diese  Frage  herrscht  in  der  allerdings 
noch  sehr  rudimentären  Praxis  Deutschlands  keine  Kinmüthigkeit.  Für  die  Ent- 
richtung eines  kleinen  Entgeltes,  wie  beispielsweise  in  Karlsruhe,  Stuttgart, 
Freiburg  u.  s.  w.  spricht  allerdings  die  allgemeine  Erwägung,  dass  die  Leistung 
der  Arbeitsnachwoisstelle  eine  Gegenleistung  als  gorecht  erscheinen  lässt.  Auch 
könnte  durch  die  Anwendung  dieses  GebüreiipriiicijK's  ein  Theil  der  Koston  der 
Einrichtung  gedeckt  worden.  Aof  der  anderen  Seite  aber  niuss  man  im  Interesse 
der  weitestgehenden  Benützung  der  Vcrmitthingsanstalten  ihre  vollkommene 
ünentgeltlichkeit  durchzuführen  streben.  Wie  gering  auch  immer  dio  Gebür 
beuK^ssen  sein  mag:  einem  Arbeiter,  der  längere  Zeit  erwerbslos  gewesen  ist, 
wird  oft  die  Eiitricbtuiig  rines  minimalen  Betrages  schwer  fallen.  Leicht  könnte 
es  daher  geschehen,  dass  das  Gebürenprincip  dio  mittellosen  und  daher  der 
Arbeitsnachweisanstalt  am  meisten  bedürftigen  Elemente  des  Arbeiterstandes  von 
ihren  Wohllhaten  ausschlösse.  Die  Stundung  dor  Gebür  bei  mittellosen  Arbeitern 
verlangt  wieder  einen  grossen  Apparat  wio  Evidenzhaltung,  Mahnung  n.  s.  w., 
wobei  die  angewendeten  Mittel  in  einem  schreienden  Missverhältnisso  stünden  zu 
dem   erzielten  Erfoge. 

In  Deutschland  hat  man  in  manchen  Orten  vi..  B.  in  Dannstadt)  zwischen 
dem  Standpunkte  des  Gebürenprincips  und  dem  der  gänzlichen  Kostenlosigkeit 
einen  mittleren  Weg  eingeschlagen:  Der  Arbeiter  erhält,  sobald  er  die  durch 
die  Anstalt  nachgewiesene  Stelle  angenommen  und  dies  gemeldet  hat,  einen  Theil 
der  Gebür  —  gewöhnlich  die  Hälfte  —  zurück.  Dadurch  wird  dio  Anstalt  in 
die  Lage  versetzt,  feststellen  zu  können,  ob  dio  von  ihr  angebotenen  Stellen 
wirklich  besetzt  worden  sind  —  ein  Umstand,  der  für  die  Statistik  des  Arbeits- 
nachweises äusserst  wichtig  ist.  Als  ein  probates  Mittel  dafür  kann  übrigens  der 
thoilweiso  Gebüren-Uückersatz  schon  deshalb  nicht  angesehen  worden,  weil  der 
Arlx^iter  bei  der  so  geringfügigen  (Jebür  den  zeitraubenden  Weg  zur  V'erniittlungs- 
ansialt  in  den  meisten  Fällen  unterla.ssen  wird.  Dio  Wichtigkeit  des  Gegen- 
standes würde  es  rechtfertigen  hier  den  gesetzlichen  Zwang  eintreten  zu  lassen. 
Die  Arbeitgeber  mflssten  verhalten  werden  den  YÄw-  und  Anstritt  der  Arbeiter  zu 
melden  und  anzugeben,  ob  der  betreffende  Arbeiter  seine  Arbeitskraft  din'ct 
angeboten  hat.  ob  er  durch  eine  Verinittliingsanstalt  zugewiesen  wurde  u.  s.  w. 
Auf  diese  Weise  würden  wichtige  Behelfe  für  die  Zwecke  der  Arbeitslosen-  und 
Arbeitsnachweisstatistik  gewonnen  werden. 
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Eine  der  wichtigsten  Fragen  wird  das  Verhalten  der  Arbeitsnachweisanstalt 
in  Strikefilllen  sein.  Naturgeniiiss  tritt  l)ei  Strikes  das  Bedürfnis  nach 
Arbeitsvermittlung  in  erhühtera  Maasse  hervor.  Gleichwohl  aber  sprechen  iiraktische 
Erwägungen  dafür,  dass  die  Anstalt  ihre  Thätigkeit  für  die  im  Ausstande  befind- 
liche Branche  einstelle.  Denn  functioniert  der  Arbeitsnachweis  weiter,  so  wird 
der  Kriegsschauplatz  in  die  Vermittlungsanstalt  selbst  verlegt.  Die  streitenden 
Theile  würden  sie  fortwährend  überwachen,  ja  förmlich  ceriiieren  und  so  ihre 
friedliche  Thätigkeit  stören.  Den  Arbeitgebern  erwüchse  übrigens  ans  einer 
solchen  Vcrmittlungsthätigkeit  praktisch  kein  Nutzen,  da  die  Strikenden  die  zuge- 
wiesenen Arbeiter  durch  moralische  Mittel,  oder  gar  durch  wirkliche  Gewalt- 
anwendung von  der  Arbeitsleistung  abhalten  würden. 


Dies  in  kurzen  Zügen  die  Grundlinien  für  die  Arboitsnachweisanstalt  in 
Wien.  Sie  soll  nicht  etwa  das  letzte  011(^1  in  der  Kette  der  Organisation sfonnen 
dos  Arbeitsnachweisf^s  sein,  sondern  bloss  ein  Schritt  nach  vorwärts  auf  der 
Bahn  der  socialpolitischen  Verwaltung.  Als  die  nächste  Stufe  könnte  dann  ein 
wirkliches  Arbeitsamt  folgen,  das  den  Arbeitsnachweis  in  Verbindung  mit  den 
Genossenschaften  und  Gewerkvercinen  handhaben  würde.  Bei  einer  solchen  Orga- 
nisation müssten  die  Fäden  der  Verwaltung  in  einer  Geschäftsleitnng  zusammen- 
laufen; von  ihr  würden  die  einzelnen  Vermittlungsacte  den  Branchenabtheilungen 
zur  Erledigung  überwiesen  werden.  Jede  grössere  Blanche  würde  ihre  Vertreter 
ernennen,  denen  auf  Grund  eines  gemeinsam  festgesetzten  Keglements  die  Arbeits- 
vermittlung obläge.  Wenn  es  gelingen  sollte  Verbände  wie  die  Gewerkschaften  zur 
positiven  Theilnahme  an  den  praktischen  Aufgaben  der  Socialpolitik  heranzuziehen, 
so  wäre  damit  in  Oesterreich  einer  ganz  neuen  Geistesrichtung  die  "Bahn 
erschlossen:  der  der  socialpolitischen  Selbstverwaltung  der  lohnarbeitenden 
Classen.  Doch  all  dies  gehört  der  Zukunft  an.  Für  die  Gegenwart  thut  vor 
allem  die  Verallgemeinerung  des  städtischen  Arbeitsnachweises  Noth.  Dazu  wäre 
ein  Gesetz  wünschenswert,  wodurch  der  Staat  die  Gemeinden  verpflichten  würde 
an  allen  Orten,  wo  ein  praktisches  Bedürfnis  danach  vorhanden  ist.  Arbeitsnach- 
weisstollen zu  errichten.  Es  wird  zu  einer  Milderung  und  Abschwächung  der 
Classengegensätze  führen,  wenn  der  Staat,  eingedenk  seiner  Aufgaben  als  Hüter 
des  gemeinen  Wohles,  durch  die  Förderung  des  Arbeitsnachweises  die  Wirtschafts- 
ordnung des  Volkes  vor  Arbeitslosigkeit  und  ähnlichen  Störungen  bewahrt,  wenn 
er  dazu  mithilft,  den  Arbeitsmarkt  an  Ausdehnung  und  Entfaltung  dem  AVaren- 
und  Capitalsmarkte  ähnlich  zu  machen.  Denn  als  das  Endziel  dieser  Entwicklung 
erscheint  der  Gedanke,  den  Arbeiter  durch  den  Arbeitsnachweis  zum  unbedingten 
räumlichen  Herrn  seiner  Ware:  der  Arbeit  zu  machen.  Die  Schranken 
des  localon  Marktes  müssen  fallen,  die  menschliche  Arbeit  muss  einen  Welt- 
markt bekommen.  Ist  aber  einmal  die  Herrschaft  über  den  Raum 
erstritten,  dann  wird  auch  die  über  die  Zeit  folgen.  Dazu  bedarf  es  allerdings 
zusammenschliessender  Organisationen  der  Arbeiter. .  Schon  heute  sehen  wir  dort, 
wo  die  Arbeiter  in  starken  Gewerkvereinen  organisiert  sind  (z.  B.  in  England  und 
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imenka)  (W  ArlH^itsviTiiiittliint,'  zum  grösston  Vortlifile  für  dif  Standflsinti'rfsson 
der  Arbeiter  in  ilircii  Hunden  ruhen.  Hier  allein  gelingt  es  die  Arbeit  der  Ware 
möglichst  ähnlich  zu  machen.  Ein  finanziell  kräftiger  Gewerkverein,  der  in  der 
Lage  ist,  die  angenblicklich  Arbeitslosen  zn  unterstützen,  kann  a  verhindern, 
dass  diese  zu  niedrigen  Löhnen  ihre  Arbeit  anbieten.  Je  stärker  ein  solcher 
Verein  ist,  desto  leichter  kann  er  das  ganze  Angebot  förmlich  unter  Verschlnss 
halten.  So  sehr  beherrschen  oft  diese  Vereine  den  Markt  und  die  ganze  Arbeits- 
gelegenheit, dass  sie  Arbeiter  ihrer  Branche,  die  aber  nicht  Mitglieder  des  Vereines 
sind,  einfach  verhindern  Arbeit  zu  nehmen,  so  dass  der  Unternehmer  auf  diese 
niedriger  entlohnte  Classe  nicht  greifen  kann.  Er  muss  sich,  sowie  er  Arbeiter 
.braucht,  an  die  Gewerkvereino  wenden,  die  sie  ihm  dann  zu  den  gewöhnlich 
vereinbarten  Lohnsätzen  zuweisen.  Von  dieser  günstigen  Gestaltung  des  Arbeits- 
marktes ist  man  in  Oesterrcich  noch  weit  entfernt.  Hier  handelt  es  sich  vorerst 
darum  die  locale  Organisation  des  Arbeitsnachweises  auszubilden.  Von  dieser  zn 
nationHleii,  von  den  nationalen  zu  internationalen  Formen  aufzusteigen,  und  so 
der  Ware  Arbeit  einen  Weltmarkt  und  einen  die  auskömmliche  Existenz  des 
Arbeiters  verbürgenden  Weltpreis  zu  verschaffen  —  das  ist  der  freundliche  Aus- 
blick, den  (las  Pmlilein  des  Arbeitsnachweises  allerdings  in  sehr  weiter  Ferne 
eröffnet. 


DIE  ÖSTERREICHISCHE 
GEWERßEI^^SPECTION  IM  JAHRE  1893. 


VON 


DR-  EUGEN  ELKAN  (FRANKFURT  A/M.). 


Man  kann  mit  Fug  und  Recht  die  Organe  der  Fabrikinspection  als  die 
„Missionäre"  auf  dem  Gebiete  der  Socialpolitik  bezeichnen.  Haben  sie  doch  die 
hohe,  und  für  den  socialen  Frieden  bedeutsame  Aufgabe,  Verständnis  für  die  sich 
immer  mehrenden  socialpolitLschen  Gesetze  zu  wecken  und  sich  so,  besonders  bei  den 
einem  neuen  socialen  Geiste  schwer  zugänglichen  Arbeitgebern,  als  wahre  Apostel 
der  Humanität  zu  zeigen,  indem  sie  immer  wieder  von  Neuem  auf  die  notliwendige 
Bethätigung  von  Menschlichkeit  und  Gerechtigkeit  hinweisen,  um  eine  Besser- 
gestaltuiig  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter  anbahnen  zu  helfen.  — 

In  ganz  besonders  hervorragendem  Maasse  aber  hat  sich  in  letzterer  Zeit 
diese  socialpolitische  „Missions-*  und  Friedensarbeit  der  Fabrikin.^pectoren .  in 
unserem  Nachbarlande,  Oesteireich,  gestaltet.  Diese  erfreuliche  Thatsache  kann 
hervorgehoben  und  anerkannt  werden,  ohne  damit  die  Behauptung  aufzustellen, 
dass  in  dieser  Beziehung  in  Oesterreich  alles  so  rosig  sei,  dass  den  Fabrik- 
inspectoren  nichts  mehr  zu  thun  übrig  bliebe.  Im  Gegentheil,  ihre  Berichte 
zeigen,  dass  sie  noch  eine  umfassende  und  grosse  Ausdauer  heischende  Wirk- 
samkeit entfalten  müssen,  um  nur  wenigstens  einigermaassen  befriedigende, 
sociale  Zustände  unter  den  Arbeitern  anzubahnen. 

Gerade  diese  Berichte  sind  es,  wodurch  sich  die  Fabrikinspection  in 
Oesterreich  die  Beachtung  und  freundliche  Würdigung  ernster  Sociaipolitiker  und 
warmer  Volksfreunde    weit  über   die  Grenzen  Oesterreichs   hinaus   erworben   hat. 

Mit  dem  neuesten  vorliegenden  Bericht  der  Fabrikinspection  in  Oesterreich 
ist  nunmehr  ein  Jahrzehnt  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden  segensreichen 
Wirksamkeit  zum  Abschluss  gelangt.  Auch  dieser  rechtfertigt  wiederum  die  seinen 
Vorgängern  allgemein  erwiesene  Beachtung,  sowie  den  ganz  hervorragenden  Platz, 
welcher  den  Berichten  der  österreichischen  Fabrikinpection ,  denen  der  übrigen 
Staaten  gegenüber  vielfach  eingeräumt  wird.  Ans  diesem  Grunde  dürfte  an  sich 
schon  der  neueste  Bericht  eine  eingehendere  Besprechung  und  Betrachtung  ver- 
dienen, wenn  nicht  der  Rückblick  auf  ein  Decennium  eifrigen,  thatkräftigen 
Wirkens  u.  zw.  in  der  ersten  und  wichtigsten  Entwicklungsepoche  dieses  social- 
politischen  Institutes  einen  ganz  besonders  geeigneten  Anlass  hierzu  böte. 
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Es  muss  zunächst  festgestnllt  werden,  dass  im  vergangenen  Jahre  in 
Oi'stcrreich  die  Erriciituiig  eines  16.  Aiifsichtsbezirkos  und  die  Neubestellung 
von  vier  Assistenten  erfolgt  ist,  so  dass  derzeit  süsser  dem  Central-Gewerbe- 
inspector  Dr.  Migorka  17  Gewerbcinspectoren  und  21  Assistenten,  zusammen 
also  39  Be.imte,  gegenüber  10  Beamten  im  Jahre  1884  den  Inspectionsdienst 
versehen. 

Im  Laufe  des  Berichtsjahres  wurden  nach  der  unten  folgenden  Tabelle 
7957  Betriebe  (gegen  7700  im  Vorjahre)  mit  330.705  Arbeitern  (gegen  309.540 
im  Vorjahre)  besucht,  davon  243  an  Sonntagen  und  128  in  der  Nacht.  Auch 
den  Handolsgewerbebetrieben  haben  die  Gewerbeinspectoren  im  ver- 
gangenen Jahre  grössere  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Es  wurden  im  (Janzen 
320   dieser  Betriebe  (gegen  150  im  Vorjahre)  inspiciert. 

Taln'll(>    1.    Umfang  der  In  sp  ec  tio  n  s  th  äti  gk  eit   189.".. 


Industricgruppon 


Zahl 
der  besuchten 
Etablisse- 
ments 


Davon  ohne 
Motoren 


Beschäftigte 

Arbeiter 
in  diesen  Eta- 
blissements 


I.  Landwirtschaft  ((iartenbau)    .    . 

II.  Urproduction  aus   dem   Mineral- 

reiclie 

III.  P>zeugung    von    Metallen    und 
Metallwaren 

IV.  Erzeugung  von  Maschinen,  Werk- 
zeugen und  Transportmitteln 

V.  Industrie  in  Steinen,  Erden,  Thon 

und  Glas 

VI.  Industrie  in   Holz.   Bein,    Kaut- 
schuk und  ilhnliclion  Stoffen  .    . 
VII.  Industrie  In  Leder,  Häuti>n.l-'ellen, 
Borsten,  Haaren  und  Federn  .    . 
VIII.  Textilindustrie    und   Tapezierer- 
gewerlx' 

IX.  ßekleiilungs-     uiul     I'utzwaren- 

industrie 

X.  Papierindustrie 

XI.  Industrie     in     Nahrungs-     und 

Genussnutteln 

XII.  Chemische  Industrie 

XIII.  Baugewerbe 

XIV.  Polygrapliisolie  u.  Kunstgewerbe 
XV.  Handel 

XVI.  Verkehr,  oinsclil.  Scliitfsgowerbe 

XVII.  Beherbergung,    Ernährung   und 

Erc[uiekung 

zusaninieu  1893  .    .    .    . 


33 

185 

977 

406 

511 

972 

216 

1005 

417 
252 

1494 
305 
292 
203 
320 
371 

36 


20 

155 

457 

143 

284 

303 

119 

202 

383 
67 

617 
118 
263 
105 
296 
277 

26 


7995 


3835 


121 

4.424 

32.785 

37.1161 

25.690 

17.104 

3.8Ö3 

105.599 

8.469 
lö.öU 

38.262 

15.496 

22.5 1.{ 

4.746 

2.650 

1.53S 

304 


33Ü.705 


Die    gesammto  Inspectionsthätigkoit  während    des   verflossenen   Jahrzentes 
kommt  in  folgenden  Zahlen  zum  Ausdrucke: 
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Elkan. 


Tabelle  2.    Umfang  der  Inspectionsthäti  gkeit  in  den 
Jahren   1884  —  1893. 


Jahr 


Zahl 

der  besuchten 

Betriebe 


Zahl 

der  besuchten 

Betriebe 

ohne  Motor 


Zahl  der 

in  den  besuchten 

Betrieben 

beschäftigten 

Arbeiter 


Entfallen 

Arbeiter  auf 

einen 

Betrieb 


1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
189S 


2564 
2661 
3513 
4190 
4008 
4366 
5892 
6184 
7700 
7995 


791 
848 
1223 
1520 
1475 
1685 
2494 
2622 
3458 
3835 


227.930 
225.863 
273.809 
260.064 
205.393 
259.668 
342.816 
316.834 
369.540 
336.705 


89 
85 
78 
62 
65 
59 
58 
52 
48 
42 


Dieser  Uebersicht  ist  zu  entnehmen,  dass,  während  in  den  ersten  Jahren 
des  Bestandes  der  Gevverbeinspectinn  2564  besucht  wurden,  deren  Zahl  im 
Jahre  1893  auf  7995,  also  um  212  Proc.  gestiegen  ist.  Im  Jahre  1884  betrug 
die  Zahl  der  besuchten  Betriebe  ohne  Motor  ungefähr  31  Proc,  im  Jahre  1893 
nahezu  48  Proc.  der  Gesammtzahl  der  inspicierten  Betriebe.  Während  im  Jahre  1884 
auf  einen  besuchten  Betiieb  89  Arbeiter  entfielen,  beträgt  diese  mittlere  Arbeiter- 
zahl, die  eine  stetig  sinkende  Zahlenreihe  darstellt,  im  Jahre  1893  nur  mehr  42. 
Hieraus  erhellt,  dass  sich  die  Kleinbetriebe  seitens  der  Organe  der  Gewcrbe- 
inspection  einer  immer  wachsenden  Berücksichtigung  zu  erfreuen  haben. 

Ferner  eine  sehr  umfangreiche  und  für  den  Arbeiterschutz  äusserst  wichtige 
Thätigkeit  entfalten  die  Gewerbeinspectoren  durch  Th  eil  nähme  an  Commis- 
sionen  bezw.  in  der  Abgabe  schriftlicher  Aeusserungen  aus  Anlass  commissioneller 
Verhandlungen.  Wie  die  Zahl  solcher  Einladungen  von  Jahr  zu  Jahr  stetig  wächst, 
ist  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  zu  entnehmen. 

Tabelle  3.    Antheilnahme   der   Gewerbeinspectoren   an 
Commissionen. 


Jahr 


1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


Zahl  der 
Einladungen 
zu  Com- 
missionen 


104 
616 
671 
1153 
1590 
1853 
2786 
3712 
4934 
8084 


Zahl 
der  Bau-  und 
IJebemahms- 
Commissionen 


104 
116 
671 
1153 
1470 
1230 
1659 
1957 
2197 
2716 


Persönlich 

theil- 

genonimcn  an 


104 

369 

442 

618 

618 

887 

887 

1069 

1741 

2047 


Die  österreichische  Gewerbeiiispection  im  Jahre  1893. 


321 


Die  schriftliche  Thätigkeit,  welche,  auf  das  gcringHte  Maass  beschränkt, 
nicht  umgangen  werden  kann,  hat  sich  während  des  ersten  Dezenniums  ungefähr 
verfünffacht.  Im  Jahre  1884  waren  ca.  1100,  im  Jahre  1893  aber  5593  gut- 
achtliche Aeusserungen  in  den'  verschiedensten  Angelegenheiten  zu  erstatten,  die 
nicht  nur  viel  Mühe  sondern  auch  viel  Zeitaufwand  orfordern. 

Es  folgt  endlich  noch  die,  leider  immer  noch  in  Deutschland  verkannte, 
seitens  der  Fabrikinspection  in  unserem  Nachbarlande  aber  mit  gutem  Erfolge 
entfaltete  Thätigkeit,  auf  welche  nicht  oft  genug  hingewiesen  werden  kann, 
nämlich  die,  welche  darauf  gerichtet  ist,  Streitigkeiten  aus  dem  Arbeits- 
verhältnisse zu  schlichten,  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu 
vermitteln,  um  sonst  vielleicht  unternommene  Arbeitseinstellungen  hintanzuhalten. 
Wie  sehr  gerade  diese  dem  socialtn  Frieden  dienende  Thätigkeit  zugenommen, 
geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor. 

Tabelle  4.    Vermittelnde  Thätigkeit  der  Gewerbeinspectoren. 


Jahr 


Zahl  dor 
Beschwerden 


Erfolgreich 

interveniert  in 

Procenten 


1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


ca.  100 
526 
1359 
1557 
2780 
4348 
r.023 
5313 
5254 
5915 


? 

62 
75 
70 
64 
67 
41 
30 
43 
35 


Das  rasche  Anwachsen  der  Zahl  der  Beschwerden  spricht  wohl  deutlich 
für  das  Interesse,  welches  die  Arbeiter  der  Gewerbeinspecti  on 
entgegenbringen,  nicht  minder  aber  für  das  Vertrauen  in  das  Wirken 
derselben.  Dem  Umstände,  dass  die  Zahl  der  erfolgreichen  Interventionen  geringer 
wird,  ist  zu  entnehmen,  dass  die  Gewerbeinspectoren  dieses  zuweilen  recht 
schwierigen  Vermittleramtes  in  streng  objectiver  Weise  walten.  Andererseits 
illustriert  diese  sinkende  Zahlenreihe  einmal  die  häufig  zu  machende  Wahrnehmung, 
dass  die  Machtbefugnis  der  Gewerbeinspection  vielfach  überschätzt  wird,  dann 
aber  auch  die  schon  oft  beklagte  Thatsache,  dass  die  sich  Beschwerenden  es 
nicht  immer  genau  mit  der  Wahrheit  nehmen,  wie  sie  auch  nicht  minder  zum 
Ausdrucke  bringt,  dass  die  Unternehmer  infolge  der  ersten  Maifeier  nunmehr 
weniger  geneigt  sind,  sich  in  Angelegenheiten  von  Arbeiterbeschwerden  entgegen- 
kommend zu  zeigen. 
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Aber  auch  für  die  nach  und  nach  errungene  Vertranensstellnn  g  der 
Gewerbeinspectoren  bei  den  Arbeitgebern  spricht  die  Thatsache,  dass, 
während  sie  im  Jahre  1886  im  ganzen  ungefähr  400  mal  von  Unternehmern,  sei 
es  um  Eath  oder  Auskunft  in  Angelegenheiten,  welche  ihren  Wirkungskreis 
betreffen,  angegangen  wurden,  diese  Inanspruchnahme  im  Jahre  1893  die  Zahl 
von   1978  erreichte,    sich   also    im  Laufe  von  acht  Jahren  beinahe  verfünffachte. 

Doch  muss  hier  darauf  hingewiesen  werden,  dass  ein  energisches  Eingreifen 
der  Gewerbeinspectoren  in  dieser  ihrer  Thätigkeit  leider  durch  den  Ballast  des 
Instanzenzuges  behindert  wird.  In  vielen  Fällen  sind  sie  genöthigt,  erst  die  Ver- 
mittlung oder  Ingerenz  der  ersten  Instanzen  anzugehen,  dann  stehen  sie  häufig 
vor  dem  Eintreten  der  Beschwerden  und  Kecurse  in  drei  Instanzen,  und  zum 
Ueberfluss  noch  dem  Verwaltungsgerichtshofe  gegenüber!  Da  ist  es  allerdings 
schwer,  etwas  auszurichten.  Eingestandenermaassen  haben  diese  Rechtsmittel  oft 
nur  den  Zweck  der  Verschleppung.  Wer  bedenkt,  wie  geringfügig  oft  die  Dinge 
sind,  wie  sehr  der  Effect  durch  das  Ausbleiben  der  unmittelbaren  Wirkung  leidet, 
wie  oft  durch  die  Recurse  Strenge  in  Milde  und  Milde  in  Strenge  verkehrt  wird, 
so  dass  das  allgemeine  Urtheil  in  Verwirrung  geräth,  der  wird  wohl  auch  der 
Ansicht  sein,  dass  hier  ein  Ueberfluss  vorliegt,  der  nur  spärlich  wirkt.*) 

Nachdem  bis  jetzt  hauptsächlich  der  Umfang  der  allgemeinen  inspectoralen 
Thätigkeit  der  Gewerbeinspectoren  betrachtet  wurde,  soll  nunmehr  ihre  auf  dem 
Gebiete  des  Arbeiterschutzes  gelegene  Wirksamkeit  des  Näheren  beleuchtet 
werden. 

Bezüglich  der  Arbeitsbücher  wird  als  allgemeine  Wahrnehmung  bezeichnet, 
dass  im  Kleingewerbe  zumal  jugendliche  Hilfsarbeiter,  bezw.  Lehrlinge  ohne 
Arbeitsbuch  getroffen  werden.  Ebenso  fehlen  die  Arbeitsbücher  häufig  bei  Bau- 
nnternehmungen,  Flussregulierungen  beschäftigten  Arbeitern. 

Von  den  in  fabrikmässigen  Betrieben  vorkommenden  Ausnahmen  werden 
angefühlt:  Einzelne  Zuckerfabriken  in  Bezug  auf  die  nur  während  weniger  Wochen 
verwendeten  Arbeiter,  dann  Brauereien  in  Bezug  auf  die  nur  in  den  Winter- 
monaten beschäftigten  Eisarbeicer,  und  Surrogatkaffee-Fabiiken  bezüglich  ihrer 
im  Herbst  zum  Reinigen  und  Schneiden  der  Cichorienwurzeln  verwendeten  Frauens- 
personen. 

Ausserdem  wird  in  den  einzelnen  Berichten  erwähnt,  dass  die  in  den 
Ziegeleien,  Kalkbrennereien,  in  Steinbrüchen  verwendeten  Italiener  in  der  Regel 
nur  ihre  Pässe  vorzuweisen  in  der  Lage  sind. 

Als  erfreuliche  Wahrnehmung  wird  die  bezeichnet,  dass  die  Arbeiter  das 
Arbeitsbuch  mehr  zu  würdigen  beginnen  und  dass  die  Fälle  sich  vermindern,  in 
welchen  Arbeiter  ohne  Kündigung  und  mit  Rücklassung  ihrer  Documcnte  aus  der 
Arbeit  Iretend,  anderswo  unter  günstigeren  Bedingungen  sofort  Aufnahme  finden. 
Dagegen  mehren  sich  die  Klagen  oder  Beschwerden  über  die  Nichtaus- 
händigung  des  Arbeitsbuches  oder  über   die  Form  oder  Inhalt  der  in 


')  Vrgl.  E.  Mischler,  Die  österreichische  Gewerbeinspection  etc.  1892. 
Archiv  f.  soc.  Gesetzgcb.  u.  Stat.  Bd.  VI.  Heft  4.  S.  463  if.  Diese  treffliche  Arbeit  wurde 
bei  unserer  Studie  benutzt. 
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dasselbe  vorgenommenen  p;in tragnngcn.  So  mnss  zugestanden  werden,  dass 
die  Glnicligiltigkeit  bei  Aufbewahrung  der  Arbeitordocumente,  dann  die  Verwendung 
von  Stampiglien  bei  Ausfüllung  der  Rubriken  der  Arbeitsbücher  statt  schriftlicher 
Kintragungen  Momente  sind,  die  nicht  dazu  beitragen  können,  das  bei  der 
Arbeiterschaft  ziemlich  weit  verbreitete  Misstrauen  zu  bannen.  Im  Gegentheil 
wird  dieses  noch  erhöht,  durch  das  Vorkommen  geheimer  Vermerke  oder 
Zeichen.  Auch  bilden  unrichtige  Eintragungen  der  Diensteigenschaft,  in  welcher 
der  Arbeiter  verwendet  worden  war  oder  die  Weglassnng  des  Grundes  der  Ent- 
lassung bozw.  des  Dienstaustrittes,  ob  er  anf  eigene  Veranlassung  oder  wegen 
Mangel  an  Arbeit  erfolgt  ist,  Anlass  zu  Klagen. 

Von  grossem  Werte  für  die  Arbeiter  wäre  es  nach  dem  Gewcrbeinspcctor 
M.  Kulka,  wenn  die  Gewerbeinhaber  die  Verpflichtung  hatten,  über  das  hinter- 
legte Arbeitsbuch  eine  Bestätigung  auszufolgen.  Gewiss  würde  eine  solche 
Vorschrift  so  manchen  Unternehmer  veranlassen,  die  Documente  der  Arbeiter 
besser  zn  verwahren  und  würden  demzufolge  weniger  Arbeitsbücher  verloren 
gehen  und,  was  die  Hauptsache  wäre,  aus  dieser  Veranlassung  weniger  Streitig- 
keiten stattfinden,  als  dies  derzeit  der  Fall  ist. 

Von  noch  viel  grösserer  Wichtigkeit  und  Bedeutung  als  das  Arbeitsbuch  ist 
die  Arbeitsordnung.  Sie  ist  unstreitig  ein  für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  maassgebendes  Element  und  der  sprechendste  Ausdruck 
des  Kechtsgofühles,  der  Achtung  der  Rechte  des  anderen  Theiles  und  kommt  in 
ihr  zur  Geltung,  was  nach  der  Rechtsachtung  für  die  Gestaltung  des  Arbeits- 
verhältnisses in  erster  Linie  in  Betracht  kommt:  der  Sinn  für  Billigkeit. 

Dies  erklärt  es,  warum  die  Gewerbeinspectoren  der  Arbeitsordnung,  nach 
ihrem  Inhalte  und  ihrer  Handhabung,  andauernd  ihre  volle  Aufmerksamkeit 
zuwenden  und  warum  dieser  Gegenstand  ihre  Thätigkeit  in  hervorragender  Weise 
in  Anspruch  nimmt. 

In  vielen  Einzelberichten  wird  vielfach  betont,  dass  die  zur  Prüfung  vor- 
gelegten Arbeitsordnungs-Entwürfo  nur  mehr  in  den  seltensten  Fällen  Anlass  zu 
Bemängelungen  geben,  und  dass  die  Arbeiterschaft  von  dem  Inhalte  der  Arbeits- 
ordnung Kenntnis  hat  und  vom  Arbeiter  als  seine  Rechtsqnelle  betrachtet  wird, 
so  muss  bei  aller  Anerkennung  dieses  Fortschrittes  doch  zugegeben  werden, 
dass  in  Bezug  auf  das  Erfassen  der  inhaltlichen  Bedeutung  der 
Arbeitsordnung  noch  immer  Vieles  zu  wünschen  übrig  bleibt. 
Immer  noch  ist  die  Erkenntnis,  dass  die  Arbeitsordnung  den  Arbeitsvertrag 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu  vertreten  habe,  und  die  beiden  Vertrag- 
schliessenden  Theile  in  diesem  Sinne  als  gleichberechtigte  Factoren 
anzusehen  sind,  keine  allgemeine.  Viele  Arbeitsordnungen  bestehen 
nur  zum  Scheine  und  die  betreffenden  Unternehmer  genügen  lediglich  formell 
üem  Gesetze.  Es  wird  ferner  constatiert,  dass  die  in  der  Arbeitsordnung  fest- 
gesetzten Arbeitsstunden  und  Pausen  nicht  selten  willkürlich  ge- 
ändert oder  andere  wesentliche  Bestimmungen,  so  insbesondere  hinsichtlich 
der  Ueberwachung  des  Schulbesuches  der  Lehrlinge,  der  Sonntagsruhe,  der  Kranken- 
versicherung u.  s.  w.  nicht  erfüllt  werden.  Was  ist  nun  die  Folge  davon? 
Die  Arbeiter  respoctieren  die  Arbeitsordnung  in  solchen  Betrieben  ebenfalls  nicht 
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und  erachten  sich  nicht  an  die  Bestimmungen  derselben  gebunden,  was  mehrere 
Unternehmer  im  vergangenen  Jahre  zu  ihrem  Schaden  erfahren  mussten. 

In  vielen  Fällen  —  so  berichtet  der  Gewerbeinspector  Alois  Menzel  — 
Eeichenberg  —  wird  bei  der  Aufnahme  eines  neuen  Arbeiters  unterlassen^ 
denselben  mit  dem  Inhalte  der  wichtigsten  Bestimmungen  der  Arbeitsordnung 
bekannt  zu  machen,  obwohl  dies  die  Gewerbeordnung  ausdrücklich  vorschreibt. 
Wo  aber  diese  Kenntnisnahme  durch  Unterschrift  der  Arbeiter  bestätigt  werden 
solle,  trage  Niemand  dafür  Sorge,  dass  diese  Unterschrift  auch  wirklich  ab- 
gegeben werde. 

Endlich  wird  der  keineswegs  erfreulichen  Thatsache  gedacht,  dass  die  als 
gesetzlich  zulässig  bezeichnete  gegenseitige  LösungdesArbeitsverhältnisses 
ohne  Kündigung  immer  mehr  in  den  neu  eingereichten  Arbeitsordnungen 
Eingang  finden.  So  z.  B.  bestand  bei  100  in  dem  Reichenberger  Aufsichtsbezirke 
inspicierten  Betrieben  keine  Kündigungsfrist. 

Bezüglich  der  Arbeitszeit  in  den  fabrikmässigen  Betrieben  finden  sich 
—  nach  Dr.  Migerka's  Ausführungen  —  in  den  Einzelberichten  überein- 
stimmend günstige  Wahrnehmungen  verzeichnet.  Nicht  nur  wird  hervor- 
gehoben, dass  die  Einhaltung  der  für  die  Arbeitszeit  gesetzlich  normierten  Grenzen 
die  nahezu  allgemeine  Regel  bildet,-  sondern  sie  constatieren  eine  entschiedene 
Tendenz  zur  Verkürzung  der  Arbeitsdauer  als  charakteristischen  Zug.  Wieder- 
holt geben  in  Streik  getretene  Arbeiter  ihrem  hierauf  gerichteten  Wunsche  Aus- 
druck. Eine  thatsächliche  Verminderung  der  Arbeitsdauer  erfolgte  im  Laufe  des 
Berichtsjahres  in  einer  Reihe  von  verschiedenen  Industriegruppen  angehörigen 
Betrieben,  u.  zw.  nicht  nur  unter  dem  Drucke  verringerter  Production,  sondern 
aus  freier  Entschliessung  der  Unternehmer.  Mit  Recht  hebt  ferner  der  Bericht 
über  den  I.  Aufsichtsbezirk  als  eine  in  dieser  Richtung  bemerkenswerte  Erscheinung 
hervor,  dass  noch  vor  wenigen  Jahren  der  acht-,  ja  selbst  der  neunstündige 
Arbeitstag  als  gar  nicht  discutierbar  betrachtet  worden  sei,  dass  man  aber  dieser 
Frage  jetzt  nicht  mehr  so  schroff  gegenüberstehe,  und  dass  speciell  im  Berichts- 
jahre, anlässlich  von  Arbeitseinstellungen,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf 
9  Stunden  den  Gegenstand  eingehender  Verhandlungen  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  gebildet  habe.  Wenn  auch  diese  Thatsache  im  allgemeinen  zugestanden 
werden  kann,  so  dürfte  sich  jedoch  die  Bemerkung  des  Herrn  Centralgewerbe- 
Inspectors,  dass  sich  „bezüglich  der  Arbeitszeit  übereinstimmend  günstige 
Wahrnehmungen  verzeichnet  finden"  als  eine  gar  zu  optimistische  Schil- 
derung erweisen,  wie  noch  gezeigt  werden  wird. 

So  musste  der  Lemberger  Fabrikinspector  Herr  Arnulph  Nawratil 
in  drei  Fällen  wegen  Beschäftigung  von  Kindern  vor  vollendetem  12.  Jahre 
zu  regelmässigen  gewerblichen  Arbeiten  zur  Nachtzeit  Anzeige  erstatten. 

Verstösse  gegen  das  im  §  95  6.-0.  ausgesprochene  Verbot  der  Verwendung 
jugendlicher  Hilfsarbeiter  zur  Nachtarbeit  (zwischen  8  Uhr  abends 
und  5  Uhr  morgens)  in  mehreren  Bäckereien  werden  in  den  A.  B.  Wien  und 
Wiener-Neustadt  constatiert.  Und  im  Prager  Aufsichtsbezirk  musste  in  „allen 
Bäckereien  die  Heranziehung  der  jugendlichen  Arbeiter  zur  Nachtarbeit  beanständet 
und  zur  Anzeige  gebracht  werden,  aber  leider  ohne  Erfolg." 
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Kndlich  ifoniiiien  noch  gesetzwidrig«  Verwendung  von  Kindern  unter  14 
Jahren  in  Ziegeleien  und  Textilfabriken  (Spinnereien)  vor. 

Auoh  wird  das  Verbot  der  Verwendung  von  Frauenspersonen  zur 
Nachtarbeit  in  fabrilcm.l.ssigen  Unternehmungen  wie  in  kleineren  Betrieben 
vielfach  nicht  beobachtet.  So  wird  hier  bi.s  spät  in  die  Nacht  hinein  gearbeitet 
bei  den  Kloidermachern,  wenn  Trauerkloider,  lialltoiletten  etc.  anzufertigen  sind, 
bei  Modistinnen,  Hutmachern  u.  s.  w.  während  der  Saison  oder  bei  sonstigen 
spociellon  Veranlassungen.  10  Fälle  von  gesetzwidriger  Heranziehung  von  Frauen 
zur  Nachtarbeit  mussten  zur  Anzeige  gebracht  werden. 

Ganz  besonders  übermässig  lange  Arbeitszeit  herrscht  in  den  Mühlen, 
wo  noch  die  von  altersher  übliche  Einrichtung  der  24stündigen  Schicht  mit  Herein- 
ziühuiig  einiger  Stunden  der  ihr  folgenden  gleich  langen  Freischicht  eingeführt 
ist,  80  dass  die  Arbeiter  regelmässig  24  bis  28  unter  Umständen  30  und  mehr 
Stunden  ununterbrochen  in  Arbeit  stehen.  Im  V.  Aufsichtsbezirk  (Klagenfurt) 
wird  die  30  Stunden  effectiver  Arbeitszeit  innerhalb  48  Stunden  umfa.ssende 
Arbeitseintheilung  für  die  Wachtungen  der  Kunstmühlen  wie  folgt  angegeben: 
Arbeitsantritt:  Montag  Früh  6  Uhr,  Ende  der  Wacht  Dienstag  Früh  6  Uhr, 
dann  Schlaf  bis  Dienstag  Mittag.  Von  Dienstag  Mittag  bis  Dienstag  Abend  6  Uhr 
sog.  „Frei-Arbeit",  d.  i.  Getreide  und  Mehl  verladen  etc.,  dann  12  Stunden 
frei  bis  Mittwoch  Früh  6  Uhr,  zu  welcher  Zeit  wieder  die  neue  248tflndige 
Wacht  beginnt. 

Uebermässig  lange  Arbeitszeiten  sind  auch  in  den  Bäckereien,  Brauereien, 
Sägen,  Metall-  und  Textilfabriken  sowie  an  den  Ziegeleien  (hier  dauert  die  Arbeits- 
zeit von  3  Uhr  Früh  bis  9  Uhr  Abends  ohne  mehr  als  eine  Stunde  Pause  zum 
Mittag  und  Y2  Stunde  zum  Frühstück)  vorhanden.  Auch  im  Kleingewerbe 
werden  Klagen  über  zu  lange  Arbeitszeiten  laut;  denn  13-,  16-^  18-,  ja  24- 
stündige  Arbeitsdauer  in  24  Stunden  sind  hier  leider  keine  Seltenheiten. 

Der  l'rager  Gowerbeinspector  gibt  eine  int(Tessante  Zusammenstellung  der 
in  seinem  Bezirke  ausgenütJen  Arbeitsstunden,  und  zwar  geordnet  nach  Gruppen 
und  gesondert  nach  Klein-  und  Grossbetrieben,  die  wir  hier  folgen  lassen. 

Tabelle  5.    Die    Arbeitsdauer    in    den    Klein-    und    Grossbetrieben 
im  Aufsichtsbezirko  Prag. 
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Zahl  der  täglichen  Arbeitsstunden 


9V, 


\;^  8,'J!  a 


I      I 


10 


10'/, 


]  a  u 


11 


"V, 


43  ajü!  li  s 


1.2?  . 


12 


über 

18 


anbe- 
Mlmmt 


II   MI1 


.|!-^ 


I     Zu' 

.uunnwo 

Batrieb« 


I. 
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Gruppe 


Zahl  der  täglichen  Arbeitsstunden 
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Aus  dieser  Statistik  geht  hervor,  dass  68  Proc.  aller,  u.  zw.  sowohl  fabrik- 
mässiger,  als  dem  Kleingewerbe  angehörender  Betriebe  eine  Arbeitsdauer  haben 
von  11  Stunden  und  darunter.  Unter  dieser  Grenze  bleiben  22-2  Proc.  mit 
einer  lOstündigen,  I0"5  Proc.  mit  einer  lOVäStündigen,  3-2  Proc.  mit  einer 
9stündigen  und  2'5  Proc.  mit  einer  O^jStündigen  Arbeitszeit. 

Die  Zahl  der  im  verflossenen  Jahre  bewilligten  Ueberstunden  weisen 
wiederum  eine  Erhöhung  auf.  Während  im  Jahre  1892  in  638  Fällen  für  518 
Etablissements  Ueberstunden  bewilligt  wurden,  geschah  dies  im  Jahre  1893  in  682 
Fällen  für  480  Etablissements.  Die  Zahl  der  Bewilligungen  bezw.  die  Vertheilnng 
nach  den  einzelnen  Lsndgebieten  und  Industriegruppeii  geht  aus  folgender  Zu- 
sammenstellung hervor. 
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Tabelle  6.    Behördliche  Bewilligungen  von  Ueberstund 

(1893.) 


en. 


I.  LiindtT 


a-oa 


II.  Industricgruppcn 
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0-0  = 


Oestcrreicli  u    il.  Eiiiim  . 

Böliincii 

Mühren 

Tirol  und  Vorarlberg     . 

Schlesien 

Steiermark 
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Galizien 

Oesterreich  ob.  d.  Enns 

Küstenland 

Kärnten 

Salzburg 

zusaiiiiiien  . 


200 

180 

129 

53 

42 

81 

18 

11 

9 

5 

3 

1 
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TcxtilinduHtrie 

Maschineuinduatric 

Metall-     und     Metallwaren- 
Erzeugung    

Polygraph,   und  Kunstgewerbe 
Bekleidungs-  und  Putzgewerbe 

Holzindustrie 

Papierindustrie 

Nahrungsmittelindustrie     .    .    . 

Chemische  Industrie 

Stein-,  Tbon-  und  Glasindustrie 
Lederindustrie 

zusammen  .... 


352 

88 

53 
40 
36 
35 
25 
22 
19 
9 
3 


682 


Audi  bezüglich  der  Lohn  frage,  welche  eine  Reihe  von  Einzelfragen 
m  sich  schlicsst,  wie  Lohnhöhe,  Modalitiiten  der  Entlohnung  (Tage-,  Stunden-, 
Stücklohn,  Tantiemen,  rriimien)  Modalitiiten  der  Lohnzahlung  (Abrechnungstermin, 
Stehgeld,  Zahlungstag,  Zahlungsweise)  Abzüge,  Strafen,  Lohnsatz  für  Ueberstundcn-, 
Sonn-  und  Feiertagsarbeit  enthalten  die  vorlitgenden  Einzelberichte  ein  sehr 
reiches  Beobachtungsmaterial. 

Die  Lohnhöhe  regt  an  manchen  Punkten  den  Wunsch  an,  den  in  den 
betreffenden  Indnstriegruppen  schon  an  und  für  sich  durch  ihre  Niedrigkeit 
bewirkten  schweren  Druck  nicht  noch  gesteigert  zu  sehen  durch  Unbilligkeiten, 
wie  sie  sich  z.  B.  ans  der  angeblich  nothwendigen  längeren  Erprobungszeit  eines 
Arbeiters  und  dessen  durch  seine  angebliche  Nichtleistungsfähigkeit  begründete, 
Mitleid  erweckende  Entlohnung  ergeben. 

Mit  Recht  wird  die  Forderung  erhoben,  dass  dem  aufgenommenen  Arbeiter 
der  Lohn  sofort  bekannt  und  im  Unterlassungsfalle  mindestens  der  der  betreffenden 
Kategorie  entsprechend«  ortsübliche  Lohn  gegeben  werde. 

Ganz  besonders  machen  jüngere  Arbeiter  nicht  selten  nach  dieser  Richtung 
bittere  Erfahrungen.  Wenn  aber  solchen  Arbeitern  bei  der  Aufnahme  der  Lohn 
nicht'mitgethcilt  wird,  so  bekommen  sie  am  Zahltage  bisweilen  bedeutend  weniger,  als 
die  anderen  Arbeiter  gleicher  Kategorie.  Beschwert  sich  dann  der  Arbeiter,  hierüber 
enttäuscht,  so  wird  ihm  gesagt,  dass  seine  Leistung  nicht  mehr  wert  sei  und 
dass  man  ihn  überhaupt  nicht  brauchen  könne.  Wenn  ein  solcher  Arbeiter  das 
Unglück    hat,    einigemal   hintereinander    auf  derartige    Unternehmer    zu    stossen, 


328  Elkan. 

80  geräth  er  zumeist  in  Noth  und  Elend.  Von  den  verschiedenen  der  im  abge- 
laufenen Jahre  bekannt  gewordenen  Fällen  sollen  hier  nur  einige  angeführt  werden. 

Ein  Schuhmacher  bekam  in  der  ersten  Woche  für  3  Tage  fl.  2  und  in 
der  zweiten  Woche  für  6  Arbeitstage  fl.  3'50.  Nur  dem  Einschreiten  des  Gewerbe- 
inspectors  war  es  zu  danken,  dass  der  Lohn  auf  fl.  1  täglich  ergänzt  wurde. 
In  einem  anderen  Falle  trat  ein  Arbeiter  zu  einem  Gewerbsmanne  in  Arbeit,  der 
ihm  allerdings  Quartier  und  Kost  bot,  aber  keine  Miene  machte,  einen  Lohn  zu 
zahlen,  und  als  dann  der  Arbeiter  mit  einem  dicsfälligen  Anspruch  vor  ihn 
getreten  war,  diesen  damit  ablehnte,  dass  bei  der  Aufnahme  darüber  nichts 
vereinbart  worden  sei. 

In  einer  kleinen  Anzahl  von  Fällen  bildete  den  Inhalt  der  Klage  der 
Umstand,  dass  dem  betreffenden  Arbeiter  im  Dienste  noch  andere  Ver- 
richtungen zugewiesen  worden  waren,  für  die  er  sich  nicht  den 
Anfang  her  verdungen  hatte,  ohne  dass  er  dafür  eine  Zulage  zum  Lohne 
ausgezahlt  erhielt. 

Eine  eigenthümlicbe  Modalität  der  Ablohnung  wurden  in  mehreren  Stein- 
brüchen getroffen ;  da  wurden  dem  Häuer  der  Lohn  nicht  nach  der  Menge  des 
erhauten,  sondern  nach  der  Menge  des  an  den  entfernten  Kalkbrennofen  abge- 
lieferten und  dort  übernommenen  Gesteins  bemessen. 

Im  Aufsichtsbezirke  Klagen  fürt  musste  fünfmal  wegen  Bedrückung  der 
Arbeiter  durch  Abzahlung  in  Waaren  bezw.  wegen  Cantinenwesens  eingeschritten 
■werden.  So  wurde  u.  a.  der  Besitzer  einer  Kunstmühle  mit  fl.  25  in  Strafe 
gezogen,  weil  er  von  seinen  Gehilfen  verlangt  hatte,  dass  diese  Verköstigung 
nur  aus  zwei  von  ihm  bestimmten  Gasthäusern  zu  entnehmen  hätten. 

Auch  musste  ein  Meister,  der  sechs  Wochen  lang  die  Löhne  schuldig 
geblieben  war,  durch  die  Gewerbeinspection  zur  sofortigen  Auszahlung  angehalten 
werden. 

Schliesslich  sei  als  eines  Curiosums  auch  eines  Vorkommnisses  aus  dem 
Kreise  der  Gastwirte  gedacht.  Ein  Wirt,  der  den  Arbeitern,  die  bei  ihm  eintraten, 
den  Lohn  der  ersten  vierzehn  Tage  als  eine  Art  Caution  einzuhalten  pflegte, 
allerdings  im  Einverständnisse  der  Betreffenden,  Hess  sich  von  den  von  auswärts 
her  aufgenommenen  Kellnern  schriftlich  die  Verpflichtung  reversieren,  dass  sie 
auf  das  gewährte  Reisegeld  hin  sechs  Monate  bei  ihm  zur  grössten 
Zufriedenheit  dienen  wollten. 

lieber  die  thatsächliche  effective  Lohnhöhe  in  den  verschiedenen  Ge- 
werben sind,  mit  Ausnahme  in  der  Flachsspinnerei,  in  den  Berichten  leider 
fast  gar  keine  Angaben  zu  finden.  Die  Löhne  sind  hier  zum  Theile  Zeit-,  zum 
Theile  Accordlöhne.  Der  Tagelohn  beträgt  für  jugendliche  Hilfsarbeiter  38  kr., 
für  weibliche  Hilfsarbeiter  und  männliche  Arbeiter  zwischen  16  und  20  Jahren 
40  kr.,  für  männliche  Hilfsarbeiter  über  20  Jahre  60  kr.  Diese  Löhne  werden 
den  Arbeitern,  die  längere  Zeit  in  Verwendung  stehen,  um  5 — 10  kr.  erhöht. 
Gelernte  Arbeiter  und  das  Aufsichtspersonal  erhalten  von  80  kr.  bis  fl.  r20 
per  Tag;  die  besseren  Arbeiter  erhalten  mitunter  auch  etwas  mehr  und  ausserdem 
Freiquartier. 


Die  österreichische  Gewerbeinspection  im  Jahre  1898.  329 

Im  Accordlohn  verdienen  weibliche  ca.  65  kr.,  männliche  ca.  80  kr.  per 
Tag,  welcher  Verdienst  für  besonders  qualificierte  weibliche  Hilfsarbeiter  (Spinnerin, 
Hasplcrin)  auf  80  bis  95  kr.,  für  besonders  (lualificierte  männlich«  Hilfsarbeiter 
(Hcchler,  Spitzer,  Sortierer)  bis  auf  fl.   1  per  Tag  steigt. 

Wilhrend,  wie  der  Olmfltzer  Gewerbeinspector  betont,  das  Bestreben  der 
Unternehmer  deutlich  wahrnehmbar  sei,  dem  Accordsystem  immer  mehr  Ein- 
gang zu  verschaffen,  wird  dasselbe  von  den  Arbeitern  aber  immer  mehr  bekämpft. 
Kann  sich  auch  Dr.  Beran,  Gewerbeinspector  des  XIV.  Aufsichtsbezirkes,  der 
die  Vorzüge  dieses  Systems  in  den  hellsten  Farben  schildert,  den  laut  werdenden 
Anklagen  gegen  die  Entlohnung  im  Accord-  oder  Stücks}'stem,  nicht  anschliessen, 
80  verhehlt  sich  sein  College  in  Olmütz,  ihm  zwar  zustimmend,  dennoch  nicht, 
dass  diese  Entlohnungsart  ,, nicht  zu  unterschätzende  Nachtheile"  habe.  So  führe 
sie,  bei  dem  begreiflichen  Bestroben  der  Arbeiter,  mehr  zu  verdienen,  vielfach 
zur  üeberschreitung  der  gesetzlich  normierten  Arbeitszeit,  ferner, 
wie  die  Arbeitseinstellungen  in  der  Textilindustrie  zeigen,  zu  vielfachen,  oft  den 
Streik  selbst  veranlassenden  Lohnstreitigkeiten. 

Deshalb  ist  man  wohl  zu  einem  anderen  Lohnsystem  übergegangen,  das 
in  mehreren  grösseren  Etablissements,  unter  anderen  in  einer  grossen  Maschinen- 
fabrik und  Eisengiesserei  zur  Einführung  gelangte:  das  der  „Stundenlöhne". 
Hier  werden  die  Ueberstunden  über  10  Stunden  täglich  und  ebenso  auch  die 
Arbeitsstunden  an  Sonn-  und  Feiertagen  nahezu  allgemein  mit  einem  Aufschlage 
von  10  bis  25  Proc.  zum  normalen  Stundenlohn  vergütet.  Diese  Beispiele  dürften 
vielfach  Nachahmung  finden,  zumal  diese  Lohnzahlung  den  Wünschen  der  Arbeiter 
entgegenkommt,  wie  denn  überhaupt  der  Stundenlohn  geeignet  ist,  auch  den 
Tag-  und  Wochenlohn  zu  verdrängen  und  immer  mehr  als  Maasseinheit  für  die 
Arbeitsleistung  zur  Anwendung  zu  gelangen. 

Wenn  auch  bezüglich  der  Abzüge  vom  Lohne  im  allgemeinen  gesagt 
werden  kann,  dass  die  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften  die  Regel  bildet, 
so  kommen  doch  noch  immer  bedauerliche  Verstösse  gegen  sie  vor.  So  z.  B. 
werden  angeführt:  Gesetzwidrige  Anrechnung  der  Unfallsversicherungs- Prämie 
drnch  die  vorgenommene  Abrundung  des  Prämienbetrages  nach  oben  oder  durch 
Abzüge  für  längere,  in  einzelnen  Fällen  bis  zu  sechs  Monaten  reichende  Perioden, 
Abzüge  für  Petroleum  oder  Brennöl,  übermässige,  oft  unverschuldete  Lohnabzüge 
für  fehlerhafte  Wa^ire.  Auch  hatten  die  Gewerbeinspectoren  verschiedene  Male  Ver- 
anlassung, gegen  Auszahlung  der  Löhne  in  Schanklocalen  und  gegen 
Abzüge  von  Gasthausschulden  wie  sie  z.  B.  in  Ziegeleien  und  Steinbrüchen  üblich 
sind,  einzuschreiten  und  deren  Abstellung  zu  fordern. 

Weiter  wurde,  wie  schon  erwähnt,  öfters  bedungen,  dass  der  Arbeiter  für 
Schäden  und  Gebrechen,  für  welche  sie  keine  eigene  Schuld  hatten,  zu 
haften,  sich  demgemäss  Abzüge  vom  Lohne  gefallen  zu  lassen  habe.  Von  dem 
so  eingeräumten  Hechte,  sich  durch  Lohnabzüge  schadlos  zu  halten,  wird  leider 
mitunter  ein  weitgehender  Gebrauch  gemacht.  So  mussten  in  einem  Betiiebe  der 
Glasindustrie  die  Arbeiter  auch  für  die  Folge  schlechten  Gemenges  und  unbe- 
friedigenden Fortgang  der  Schmelzung  desselben  entstandenen  Schäden  aufkommen; 
in  einem  Betriebe  der  Textilindustrie  wurden  bei  Fehlern  im  Schnss,  ohne  Bück- 
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sieht  darauf,  ob  sie  von  Tnanfmerlisairikcit  und  Ungeschick  des  Arbeiters  herrüluton 
oder  durch  Mängel  im  Materiale  und  Zeug  verursacht  sind,  den  Arbeitern 
strafweise  Schädonersatzabzüge  gemacht.  So  muss  also  für  diese  Mängel,  welche 
doch  dem  Unternehmer  zur  Last  fallen,  der  Arbeiter  büssen. 

Endlich  wird  über  Abzöge  geklagt,  welche  ohne  jegliche  vorherige  Meldung 
gemacht  wurden.  So  machte  in  einer  Eisen-  und  Metallwarenfabrik  der  Unter- 
nehmer den  Arbeitern  am  Zahltage  Abzüge  vom  Lohne,  nachdem  er  nicht  mehr 
in  der  Lage  sei,  die  alten  Löhne  aufrecht  zu  erhalten;  den  Entsehluss  dieser 
Herabsetzung   hat  er  jedoch  vorher   keinem    der    betroffenen  Arbeiter    angezeigt. 

In  einer  Handschuhfabrik  hatte  sogar  der  Inhaber  bei  jeder  Aus- 
zahlung pro  Woche  und  Person  10  kr.  abgezogen  und  den  auf  diese  Weise 
gesammelten  Betrag  am  Jahresschlüsse  unter  die  bei  ihm  „das  ganze  Jahr  Ge- 
bliebenen" als  Prämie  zu  gleichen  Theilen  vertheilt  (!)  Die  sofortige  Abschaftung 
dieser  sonderbaren  Einrichtungen  wurde  seitens  der  Gewerbeinspection  veranlasst. 

Was  nun  die  Entlohnungsperiodon  betrifft,  so  werden  ziemlich 
allgemein  8  bis  14  Tage  als  entschieden  vorherrschend  bezeichnet.  Ausnahmen 
bilden:  Bierbrauereien,  das  Fleischhauer-  und  Selchergewerbe,  wo 
halb-,  die  Glashütten,  wo  sechsmonatliche  Lohnzahlung,  hier  mit  monatlichen 
Barvorschüssen,  eingeführt  sind.  Allzulange  Lohnzahlungstermine  haben  sehr  oft 
auch  in  den  misslichen  Vermögensverhältnissen  der  betreffenden  Gewerbeinhaber 
ihren  Grund.  So  wurde  anlässlich  der  Inspection  einer  mechanischen  Strickerei 
erhoben,  dass  die  dort  beschäftigten  Hilfsarbeiter  bereits  seit  sechs  Wochen 
keinen  Lohn  bezogen  hatten,  infolge  dessen  gewungen  waren  Schulden  zu  machen. 

Ueber  den  Zustand  der  Betriebsstätten  gibt  der  allgemeine  Bericht 
folgende  merkwürdig  rosige  Schilderung,  die  eigentlich  eine  Inspection  überflüssig 
machen  würde. 

,An  Stelle  ungesunder,  feuchter,  niedriger,  schlecht  erhaltener  Arbeitsräume, 
welche  mit  ungeschützten  Maschinen  und  Werk.svorrichtungen  angefüllt  waren, 
sind  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  in  hygienischer  Beziehung  tadellose, 
hohe,  lichte,  luftige  und  geräumige  Werkstätten  getreten,  in  welchen 
Maschinen  so  aufgestellt  sind,  dass  auch  ein  hinreichend  grosser  Bewegungsraum 
übrig  bleibt.  Die  Maschinen  und  Werksvorrichtungen,  desgleichen  die  Transmissionen, 
sind  in  einer  deren  Bedienung  nicht  hemmenden  Weise  geschützt,  für  den  Abzug 
der  ungesunden,  bezw.  lästigen  Dünste  und  Dämpfe  ist  entsprechend  Vorsorge 
getroffen." 

Man  vergleiciie  aber,  was  hierüber  der  Herr  Gewerbeinspector  Alois  Menzel 
aus  einem  der  industriercichsten  Bezirke,  Keichenberg,  schreibt: 

„Wir  fanden  Betriebe,  die,  vor  wenig  Jahren  erbaut,  bei  der  Collaudierung 
allen  oder  doch  den  meisten  Anforderungen  in  hygienischer  Beziehung  entsprachen, 
bei  der  Inspection  in  einem  recht  unbefriedigenden  Zustande.  Die 
Wände  waren  mit  Staubkrusten  bedeckt,  die  Fussböden  voller 
Löcher,  die  Gänge  verstellt,  die  Aborte  nicht  in  Ordnung,  die 
Ventilations- Vorkehrungen  ausser  Wirksamkeit  u.  s.  w.  Es  erscheint  somit  eine 
recht  häufige  Inspection  aller  Fabriksbetriebe  schon  darum  geboten,  damit 
die  bei  Neu-,  Um-  und  Zubauten,    sowie  auf  Grund  getroffener  Anordnungen  in 
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den  Vorjahren  orzielten  Erfolge  nlciit  wieder  verloren  gehen.  Namentlich  lägst 
die  Keiiiliclikeit  in  den  Arbeitsriiiirnen  vieles  zu  wünschen  übrig.  Trotzdem  im 
Vorjahre  anlilsslich  der  C'holeragei'ahr  an  alle  grosseren  Firmen  die  aus  dem 
Jahresberichte  für  1892  bekannte  Aufforderang  gerichtet  wurde,  fanden  wir 
Arboitslocalo  in  recht  bedeutender  Zahl,  die  offenbar  seit  vielen  Jahren  nicht 
geweisst  worden  waren." 

Und  Dr.  13eran  in  Troppau  constatiort,  das»  die  Zahl  der  Betriebsunter- 
nehmer, welche  die  auf  die  Verbesserung  ihrer  lietriebsstätten  und  die  Durchführung 
von  Schutzniassnahmeii  hinzielenden  Forderungen  einen  hartnäckigen  passiven 
Widerstand  entgegensetzen,  keine  geringe  ist. 

Wie  wenig  harmonieren  doch  diese  Ausführungen  mit  den  oben  angeführten 
optimistischen  Darlegungen  dos  Herrn  Dr.  Migerka! 

Während  aber  trotzdem  im  allgemeinen  in  manchen  grösseren  Fabrikbe- 
trioben  in  anderen  Gegenden  den  Ansprüchen  auf  Schutz  der  Arbeiter  gegen 
körperliche  Verletzungen  wenigstens  einigermaassen  entsprochen  wird,  so  wurde 
bei  den  kleineren  Betrieben  wahrgenommen,  dass  sie  die  Ausführung  der  ihnen 
behufs  Schaffung  besserer  hygienischer  Zustünde  und  entsprechender  Betriebs- 
sicherheit ertheilten  Aufträge  durch  allerlei  Vorwände  und  Ausreden  hinausschieben, 
bezw.  bemüht  sind,  sich  denselben  ganz  zu  entziehen. 

Eine  ganz  bedauerliche  Sorglosigkeit  hinsichtlich  der  Sicherheit  der  Arbeiter 
weisen  das  Baugewerbe,  die  Schiefer-  und  Stuinbruchb  et  riebe  auf. 
Hier  fehlen  vielfach  die  zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter 
nöthigen  Schutzvorrichtungen,  und  die  in  der  Betriebsordnung  enthaltenen 
Sicherheits-Maassregelii  werden  nicht  gehandhabt.  Hieraus  hisst  sich  die  verhältnis- 
mässig grosse  Zahl  der  in  diesen  Betrieben  vorkommenden  Unfälle  schwerer 
Art  erklären. 

Wenn  schon  selbst  manche  fabrikmässige  Gross-  und  sehr  viele  Klein- 
betriebe liinsichtlich  der  zum  Schutze  der  Arbeiter  zu  troffenden  Einrichtungen 
gar  vieles  zu  wünschen  und  zu  verbessern  übrig  lassen,  wie  mag  es  da  erst  bei 
dem  Kleingewerbe  ohne  Motoren  und  Dampfbetrieb  in  dieser  Beziehung 
aussehen,  wo  noch  die  (»enehmigung.sptlicht  dir  Anlagen  entfällt!  Hier  mangelt 
also  schon  von  vorhercin  die  Möglichkeit,  auf  die  Einrichtung  der  Anlage  im 
geeigneten  Zeitpunkte  einen  Einfluss  zu  üben  und  es  bleibt  lediglich  der  Inspections- 
thätigkeit  vorbehalten,  gelegentlich  auf  die  Beseitigung  der  etwa  vorgefundenen 
Mängel  hinzuwirken.  Hier  bestehen  aber  die  alten  tristen  Verhältnisse  fort,  doch 
wird  mehrfach  betont,  dass  nicht  angenommen  werden  dürfe,  es  fehle  hier  zur 
Besserung  der  gute  Wille;  vielmehr  sei  die  gänzliche  Mittellosigkeit  der  Meister 
das  Hindernis. 

Mit  Recht,  bemerkt  der  Herr  Geworbeinspector  M.  Kulka,  ein  besserer 
und  ausgiebiger  Fortschritt  in  der  Sanierung  der  kleinen  Betriebe  sei  nur  dann 
zu  erhoffen,  wenn  jede  Werkstatt  vor  der  Benützung  auf  ihre  Zulässigkeit  zu 
dem  beabsichtigten  Zwecke  einer  behördlichen  Prüfung  unterzogen  würde.  Die 
angeregte  Ausdehnung  der  Genehmigungspflicht  auf  alle  gewerblichen  Betriebe 
böte  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Anlass,  der  Beschaffenheit  der  den  Arbeitern 
eingeräumten  Wohn  statten  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
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Wie  beachtens-  und  beherzigenswert  dieser  Vorschlag,  ja  wie  nothwendig 
ein  umfangreiches  behördliches  Eingreifen  ist,  erhellt,  wenn  man  die  Schilderungen 
der  traurigen  Wohnverhältnisse  der  Arbeiter  genauer  verfolgt,  die  geradezu 
beim  Kleingewerbe  oft  jeder  Beschreibung  spotten. 

Die  Schlafräume  für  erwachsene  Arbeiter  und  Gesellen  sind  im 
allgemeinen  viel  besser  als  die  für  Lehrlinge,  lassen  aber  nicht  selten  auch 
viel  zu  wünschen  übrig,  n.  zw.  sowohl  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  und  Ein- 
richtung der  Locale,  als  auch  hinsichtlich  der  Ausstattung  der  Bettstellen.  Man 
findet  niedrige,  feuchte  und  fensterlose  Schlaflocale,  die  nur  nothdürftig  zusammen- 
geflickte Bettstellen  mit  mangelhaftem,  schmutzigem  Bettzeug  enthalten. 

Zu  den  ungünstigsten  Unterkünften  für  erwachsene  Arbeiter  gehören 
jene  in  den  alten  Spinnfabriken  und  den  Ziegeleien.  Hierüber  geben 
folgende  Schilderungen  Auskunft: 

„Die  im  Berichtsjahre  vorgenommene  Revision  der  zu  einem  grossen 
Ziegelwerke  gehörigen  64  Arbeiterhäuser,  in  welchen  2817  Personen  (955  Männer, 
914  Frauen,  938  Kinder)  wohnen,  hat  ein  wenig  befriedigendes  Eesultat 
ergeben.  Die  Wohnzimmer  sind  zum  grossen  Theile  niedrig  und  ohne  jede 
Ventilation  und  der  aus  Ziegeln  hergestellte  Fussboden  ist  stellenweise  derart 
schadhaft  dass  eine  gründliche  Reinigung  und  Eeinhaltung  derselben  kaum 
möglich  ist.  .  .  .  Viele  der  Wohnungen  tragen  den  Charakter  von  Massen- 
quartieren, indem  sie  für  15 — 20  Personen  bestimmt  sind.  Hiebei  ist  nicht 
durchwegs  die  Sittlichkeit  gebürend  berücksichtigt,  da  beispielsweise  in  einzelnen 
Räumen  nebst  Familien  auch  ledige  Arbeiter  wohnen  und  es  nicht  selten 
vorkommt,  dass  in  diesen  Räumen  Entbindungen  erfolgen.  Die  Luft- 
beschaffenheit in  den  Wohnräumen  ist,  nachdem  in  denselben  gekocht,  gewaschen 
und  alle  sonstigen  häuslichen  Verrichtungen  ausgeführt  werden,  Ventilationsein- 
richtungen gänzlich  fehlen  und  die  Fenster  in  der  Regel  selbst  an  schönen 
Sommertagen  geschlossen  bleiben,  mit  wenigen  Ausnahmen  ungünstig.  (Wien,  S.  43). 

In  einer  Glashütte  gab  gleichfalls  die  Art  der  Unterkunft  der  Arbeiter 
Anlass  zur  Bemängelung,  aber  geradezu  entwürdigend  werden  Schlafstätten 
der  Ochsen-  und  Pferdeknechte  in  zwei  Brauereien  und  die  der  Holz- 
knechte einer  Dampf  säge  bezeichnet 

Ganz  besonders  wird  aber  hinsichtlich  der  Schlafstellen  im  Klein- 
gewerbe, wo  die  betrübendsten  Zustände,  die  fast  unglaublichsten  Verhältnisse 
angetroffen  werden,  gesündigt.  Es  gibt  da  Kleinmeister,  die  sich  kein  Gewissen 
daraus  machen,  Lehrlinge  selbst  im  strengen  Winter  in  unbeheizten 
Keller-  oder  Bodenräumen,  in  fensterlosen  Materialkammern,  ohne 
hinreichendes  Bettzeug  schlafen  zu  lassen.  Bei  einzelnen  Meistern  ist  als  Schlaf- 
stelle für  Lehrlinge  jeder  Platz  und  jeder  Winkel  gut  genug  und  es  kommt 
sogar  vor,  dass  diese  bedauernswerten  Jungen  ibr  Nachtlager  auf  Hobel- 
bänken, Koffern  etc.  zugewiesen  erhalten.  Nicht  minder  lassen  die 
Schlafräume  für  die  Gesellen  in  sanitärer  Beziehung  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig,  ja,  sie  wurden  theilweise  in  einem  Zustande  gefunden,  dass  man  schwer 
nicht  begreifen  kann,  dass  solche  Meister  überhaupt  noch  Arbeiter  bekommen ! 
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Bei  einem  Schuhmacher  z.  B.  schliefen  7  Gehilfen  und  Lehrlinge 
auf  einoin  niedrigen,  unbeheixte  n,  schmutzstarrenden  Dachboden; 
das  Fenster  war  nothdürftig  mit  Papier  verklebt! 

Was  soll  man  aber  dazu  sagen,  wenn  folgende  Zustände  obwalten,  die 
von  den  Sclilafriiumen  einer  Bäckerei  entrollt  werden: 

„So  fanden  wir  dort  ein  kleines,  vollkommen  dunkles,  ungeheiztes  Local 
in  welchem  nnr  zwei  überdies  schmutzige  Betten  Platz  finden  konnten, 
den  sechs  Gehifen  und  drei  Lehrlingen  als  Schlafranm  angewiesen. 
Die  letzteren  waren  gezwungen  unter  den  Betten,  woselbst  Unmassen 
von  Ungeziefer  vorhanden  waren,  zu  schlafen.  Solche  Verhältnisse  lassen 
es  erklärlich  erscheinen,  dass  die  Arbeiter  es  vorziehen,  in  den  Arbeitslocalen 
auf  Mehlsäcken  oder  am  Arbeitstische  zu  schlafen."   (Prag  203/4). 

Aehnliche  Beispiele  könnten  auch  aus  zahlreichen  anderen  Berichten  an- 
geführt werden.  Wir  begnügen  uns  mit  der  Wiedergabe  dieses  einzigen  Falles, 
der  schon  für  sich  allein  Bände  spricht. 

Die  zum  Schutze  der  jugendlichen  Hilfsarbeiter  erlassenen  Vor- 
schriften werden  fast  allgemein  befolgt.  So  ist  von  einer  Verwendung  von 
Kindern  in  fabrikmässigen  Betrieben  eigentlich  kaum  die  Rede.  Von  nnr 
ganz  wenigen  Fällen  wird  berichtet  n.  A.,  dass,  wie  erst  durch  einen  Unfall 
zutage  kam,  in  einem  grossen  Sägewerk  ein  noch  nicht  13 jähriger  Knabe 
nicht  bloss  in  ganz  gesetzwidriger  Weise  in  die  Arbeit  aufgenommen,  sondern 
sogar  zur  Bedienung  einer  Kreissäge,  somit  zu  einer  der  gefahrlichsten 
Verrichtungen,  angehalten  wurde.  Bezüglich  der  Jugendlichen  tauchen  immer 
wieder  Misstände  in  den  Ziegeleien  und  Steinbrüchen,  sodann  in  dem 
Kleingewerbe,   besonders   bei  den  Bäckern  und  Schuhmachern  auf.  — 

Frauenspersonen  werden  innerhalb  einzelner  Industriegrnppen  in  aus- 
gedehntem Maasse  zu  gewerblichen  Arbeiten  beschäftigt.  In  der  Textilindustrie 
überwiegt  sogar  die  Zahl  der  weiblichen  Hilfsarbeiter  jene  der  männlichen  und 
sind  es  insbesondere  die  Baumwollspinnerei  und  Weberei,  welche  Frauen 
und  Mädchen  Beschäftigung  bieten.  Aber  auch  in  anderen  Gewerben  stellt  das 
weibliche  Geschlecht  einen  bedeutenden  Procentsatz  der  gesammten  Arbeitskraft 
dar.  Dies  gilt  namentlich  von  den  mechanischen  Stickereien  und  den 
Hntfabriken.  Desgleichen  stellen  in  Zuckerraffinerien,  bei  der  Stein- 
nuss-  und  Metallknopffabri  cation,  sowie  in  manchen  Glashüten  die 
weiblichen  Hilfsarbeiter  ein  nahmhaftes  Contingent.  Endlich  werden  weibliche 
Personen  in  der  Möbel-,  Ziegel-,  Züudhölzchenfabrication  und  in  den 
Schieferbrücben  verwendet. 

Die  Bestimmung  jedoch,  dass  Wöchnerinnen  erst  nach  Verlauf  von 
vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zu  regelmässiger  gewerblicher 
Arbeit  vorwendet  werden  dürfen,  wird  in  den  Fabriken  nur  selten,  in 
den  kleinen  Betrieben  fast  gar  nicht  befolgt.  Hier  wäre  eine  wirksamere 
Ueberwachung  dieser  vom  Standpunkte  des  Individuums,  wie  der  Gesellschaft 
wichtigen  Vorschrift,  am  Platze;  allerdings  dürften  sich  der  strengen  Durchführung 
derselben  mancherlei  schwer  zu  überwindende  Hindernisse  entgegenstellen,  da 
man  einem  Unternehmer  nicht  wohl  zumuthen  kann,   dass   er  bei   der  Aufnahme 
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einer  Franenspeison   zuerst   erliebe,   ob   dieselbe   eine  Wöchnerin   sei  und  welche 
Zeit  seit  ihrer  Niederkunft  verflossen  ist. 

In  dem  Berichte  für  1893  findet  sich,  wie  überhaupt  üblich,  die  folgende 
Zusammenstellung  der  in  den  inspicierten  Betrieben  vorgefundenen 


Tabelle  7.    Arbeiter  nach  Geschlecht  und  Alter. 


Altersgrup])en 

männliche 
Arbeiter 

weibliche        „ 
Arbeiter      !   '^"S""™^" 

von  10—12  Jahren     .    .    . 

.     12-14        „         ... 

,     14-lC        „        ... 
mehr  als  16        „        ... 

1 

1.30 

16162 

220245 

2 

69 

8856 

91240 

3 
199 

25018 
311485 

zusammen  .    .    . 

236538 

100167    . 

336705 

Unter  den  Hilfsarbeitern  sind  es,  wie  wir  schon  aus  unseren  Darlegungen 
über  die  Arbeitszeit  und  die  Wohnverhältnisse  gezeigt  haben,  die  Lehrlinge 
im  Kleingewerbe,  deren  Lage  traurig,  ja,  am  beklagenswertesten  ist.  Sie 
erscheint  nach  jeder  Richtung  hin  als  eine  unbedingt  trostlose.  Das  Bild  ist 
gleich  ergreifend,  ob  der  Bericht  aus  dem  gliinzenden  Wien,  aus  dem  goldenen 
slavischen  Prag,  von  den  Abhängen  des  Riesengebirges,  ob  er  aus  der  malerischen 
Heimat  der  Koschat-Lieder  oder  von  der  Weichsel  und  dem  Dniestr  kommt.  Aus 
den  düster  gehaltenen  Einzelberichten,  welche  diese  eben  gezeichnete  Lage-  des 
als  „Lehrling"  arbeitenden  jugendlichen  Gehilfen  entrollen,  sollen  nur  einige 
Schilderungen  zur  Ergänzung  der  schon  an  anderer  Stelle  gegebenen  Aus- 
führungen hier  wortgetreu  folgen : 

„Die  Lehrverhältnisse  im  Kleingewerbe  liegen  theilweise  noch  sehr  im 
Argen.  Häufig  steht  die  Zahl  der  Lehrlinge  zu  jener  der  Gehilfen  in  einem 
krassen  Missverhältnisse.  So  hat  z.  B.  der  Berichterstatter  in  einer  Eisenconstrnctions- 
Werkstätte  neben  7  Gehilfen  17  Lehrlinge  in  Verwendung  gefanden.  In  letzterem 
Betriebe  hatten  die  Lehrlinge,  welche  weder  Kost  noch  Wohnung  erhielten 
und  keinen  Lohn  bezogen,  ein  Lehrgeld  von  70  fl.  bis  100  fl.  zu  entrichten, 
so  dass  der  Gew  erbenn  ternehm  er  aus  den  Lehrverhältnissen  auch 
einen  namhaften  Nutzen  zog.  Und  dabei  beklagte  sich  derselbe  noch,  dass 
er  seitens  der  Behörde  für  den  ordnungsmässigen  Schulbesuch  der  Lehrlinge 
verantwortlich  gemacht  werde."    (Troppau,   S.  344/5). 

„Zu  wiederholten  Malen  beschwerten  sich  im  Berichtsjahre  Lehrlinge 
über  körperliche  Züchtigungen,  denen  sie  seitens  ihres  Lehrherrn,  dessen 
Stellvertreters  oder  der  Gehilfen  ausgesetzt  wären.  Es  ist  leider  eine  stets  wieder- 
kehrende Erscheinung,  dass  manche  Lehrherren,  das, ihnen  durch  §  99  b  G.-O- 
gewährleistete  Recht  der  väterlichen  Zucht  als  eine  Berechtigung  auffassen, 
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das  geringfügigste  Vergehen  des  Lehrlings  durch  harte  Züchtigung 
zu  a linden.  Die  von  vielen  Gowcrbeunternehraern  über  Unbotmässigkeit  und 
geringe  Anhänglichkeit  dir  Gehilfen  geführten  Klagen  sind  wohl  darauf  zurück- 
zuführen, dass  die  letzteren  durch  harte  und  launenhafte  Behandlung  während 
der  langen  Lehrzeit  verbittert  worden  sind  und  die  schwer  erkaufte  Freiheit  des 
fiehilfenstandos  durch  ein  bis  zu  Trotz  grenzendes  Selbstbewusstsein  mani- 
festieren." (i^benda). 

,Die  Behandlung  der  Lehrlinge  von  Seite  des  Lehrherm  ist  vorwiegend 
roh,  auch  werden  sie  im  Gewerbe  nicht  gehörig  unterwiesen,  einseitig 
ausgebildet,  der  Schulbesuch  aber  nur  von  sehr  wenigen  Lelirherren  überwacht, 
ja    die    meisten    sind    bestrebt,    ihre    Lehrlinge    vom    Schulbesuche    ferne    zu 

halten Das  Verhältnis  der  Lchrlingszahl   zu  der  Zahl   der  Gesellen 

ist  in  sehr  vielen  Fällen  ein  sehr  ungünstiges.  Auch  dort,  wo  die  Lehrlinge 
neben  den  im  Accordlohne  arbeitenden  Gesellen  beschäftigt  sind,  lernen  dieselben 
nur  sehr  wenig.  Ebenso  wird  die  Lehrzeit  von  Seite  der  Lehrherren  zu  oft 
überschritten" (Lombcrg,  S.   308.) 

Schliesslich  gibt  der  allgemeine  Bericht  des  Herrn  Centralgewerbe-Inspectors 
einen  ganzen  Katalog  von  Anständen  in  Bezug  auf  das  Lehlingswesen  im 
Kleingewerbe.  p]s  heisst  da  u.  A.:  ....  „üebcrmässige  Arbeitszeit  (Ver- 
wendung zum  Aufräumen  und  häuslichen  Arbeiten  nach  der  Arbeit)  —  Sonntags- 
nnd  Nachtarbeit  —  .  .  .  .  unzureichende  Ernährung  und  nicht  zu  billigende 
Unterkunft  ....  bieten  den  unfreundlichen  Stoff  zu  wiederholten,  fast  stehenden 
Klagen". 

Mit  Recht  klingt  dieser  Bericht  in  die  schwer  zu  beantwortende  Frage 
aus,  wie  es  angesichts  der  sträflichen  Gleichgiltigkeit  und  des  völligen  Mangels 
an  Fürsorge  für  einen  geeigneten  gewerblich,en  Nachwuchs,  mit  der  Zukunft  des 
Gewerbes  in  Oesterreich  bestellt  sein  mag.   — 

Um  noch  ein  abgerundeteres,  vollständigeres  Bild  von  der  umfassenden 
"Wirksamkeit  der  Gewerbeinspectoren  zu  gewinnen,  soll  im  Folgenden  noch  die 
sociale  Versicherung  und  die  sociale  Organisation  in  den  Kreis  der 
Betrachtung  gezogen,  werden. 

Die  besten  Auskünfte  über  die  Wirksamkeit  der  allgemeinen  Unfall-  und 
Krankenversicherungs-Anstalten  und  -Gassen  verdanken  wir  zweifels- 
ohne den  Gewcrbeinspectoren-Berichten.  Von  Anfang  an  galt  es  den  Inspectoren, 
und  zwar  vom  Standpunkte  der  Gewerbehvgiene  aus,  als  eine  wichtige  .Aufgabe, 
genaue  und  erschöpfende  Nachrichten  über  die  vorgefallenen  Unfälle  zu  bringen, 
wobei  einerseits  statistische  Zwecke  verfolgt,  und  andererseits  Detaillwschreibungen 
der  einzelnen  Unfälle  als  lehrreiche  Beispiele  gegeben  wurden.  Die  statistischen 
Nachrichten  erstrecken  sich  auf  die  Häufigkeit  respectivo  Unfaltsgefahr  der 
Botriebe  und  die  Begleitumstände  der  Unfälle.  Die  Detailberichte  werden  immer, 
auch  neben  einer  organisieiten  Unfallstatistik,  ihren  Sonderwert  behalten;  abei 
auch  die  statistischen  Nachrichten  der  Berichte  sind,  bei  der  mangelhaften 
Beschaffenheit  der  Socialstatistik  der  Unfallversicherungsan.stalten  bisher  unent- 
behrlich (Mischlor  a.  a.  0.).  Nach  dem  Vorgange  von  M ischler  soll  nun 
zuTiäclist  auf  die  Vortheilung  der  Unfiille  nach  Wochentagen  eingegangen  werden. 
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Tabelle  8.    Unfälle  nach  Wochentagen. 


Wochentage 

Vertheilung  der  Unfälle  in  Procenten 

Wien 

1893 

W. -Neustadt 
1893 

Wien                Wien 
1892        1         1891 

Montag 

Dienstag 

Mittwoch 

Donnerstag 

Freitag 

Samstag 

Sonntag 

169 

16-6 
153 
150 
U-6 
172 
1-4 

166 
171 

16-6 
14-9 
15-9 
15-9 
30 

166 
16-3 
15-1 
16-2 
15-9 
179 
20 

1468 

16-71 
1690 
15-35 
16-71 
1671 
2-94 

Diese,  die  Angaben  der  Inspectoren  zusammenfassende  Tabelle  ergibt,  wie 
auch  von  Mischler  dargethan  wurde,  ziemlich  deutlich  eine  besondere  Unfall- 
gefahr des  ersten  und  letzten  Wochentages;  vielleicht,  weil  zu  Anfang  der  Arbeit 
nach  dem  Sonntag  die  Fertigkeit  etwas  geringer  ist  und  die  Sonntagsfreuden  eine 
ganz  besondere  Disposition  hinterlassen,  andererseits  weil  zu  Ende  der  Woche 
die  Kräfte  erlahmt  sind.  Ebenso  scheint  uns  mit  dem  schon  genannten  Autor 
auch  in  der  Vertheilung  der  Unfälle  nach  Stunden  eine  gewisse,  ziemlich  deutlich 
wahrnehmbare  Tendenz  zu  sein. 


Tabelle  9.    Unfälle  nach  Tagesstunden  (1893). 


Vonnittag 

Unfälle 

Nachmittag 

ünfäUe 

Wien 

Wr.- 

Neustadt 

Wien 

Wr.- 

Neustadt 

zwisch.  6  bis    7  ülir 
,       7    „     8     „ 
,       8    „     9     „ 
,       9    „  10     „ 
.     10    „  11     „ 
„     11    „  12     . 

197 
374 
471 
602 
549 
319 

86 
140 
160 
241 

274 
171 

zwisch.  12  bis  1  Uhr 
»        1    „    2     , 
-       2    ,    3     „ 

.       3    .    4    „ 
.        4    ,    5     „ 
»        5    ,    6     „ 

.       6    ,    7     „ 

102 
420 
480 
597 
600 
464 
112 

34 
112 
263 
269 

201 

181 

50 

Es  nehmen  nämlich  die  Unfälle  vom  Beginn  der  Arbeitszeit  gegen  die 
Mitte  zu  und  dann  gegen  das  Ende  derselben  wieder  ab,  und  zwar  zeigt  sich 
diese  Erscheinung  gleichmässig  des  Vormittags  und  des  Nachmittags. 

Vielleicht  Hesse  sich  noch  ein  reichhaltigeres  Material  sammeln,  wenn  es 
mit  der  Erhebung  der  Unfälle  besser  stünde ;  denn  die  Gewerbeinspectoren  wissen 
viel   hierüber   zu   klagen.    So   wird    vielfach    die   Umständlichkeit    des  Verfahrens 
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dabei  bemängelt,  ferner,  dass  die  Krhebnngen  meist  durch  die  Gemeindevorstände 
oder  deren  SccretSre  vorgenommen  werden.  Dieser  Art  der  Unfallserhebnng 
bringen  aber  Arhoitg-ebor  wie  Arbeitnehmer  vielfach  Misstranen  entgegen,  weil 
für  die  Beantwortung  der  im  Protokollformular  vorgesehenen  Fragen  nur  ein 
Fachmann  die  nOthigen  Kenntnisse  und  ein  ohjectives  Urtheil  besitzen  kann. 
Dagegen  sprachen  die  Arbeiter  wiederholt  ihre  Defriedigung  ans,  wenn  der 
Gewerbeinspector  an  den  Erhebungen  theilgenommen  und  beklagten  sich  oft 
brieflich  Lei  demselben,  dass  die  durch  die  Gemeindeorgane  allein  aufgenommenen 
Protokolle  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  vollkommen  entsprechen.  Die 
Arbeiter  verlangen  eben,  und  wohl  nicht  mit  unrecht,  dass  solche,  in  ihre 
Existenz  tief  einschneidende  Fragen  von  Personen  beantwortet  werden,  über 
deren  fachliche  Begabung  für  diesen  Zweck  von  vornherein  ein  Zweifel  nicht 
obwalten  kann.  Gerade  dem  Umstände,  dass  es  dem  Gewerbeinspector  nur  in 
den  seltensten  Füllen  miiglich  sei,  an  den  Erhebungen  selbst  theilznnohmen,  sei 
es  zuzuschreiben,  dass  sie  für  die  Zwecke  der  Unfallverhütung  nicht  genügend 
nutzbar  gemacht  würden. 

Es  wird  auch  beklagt,  dass  man  die  Ursachen  der  Unfälle  in  die 
wenigen  vorgedruckten  Rubriken  der  Formulare  hineinzuzwängen  suche.  Dadurch 
komme  es  vielfach  vor,  dass  eine  Reihe  von  anderen  dort  nicht  aufgenommenen 
Ursachen,  wie:  Uebereifer,  Ermüdigung,  Ueberanstrengung,  Abspannung  infolge 
zu  langer  Arbeitszeit  u.  dgl.  fälschlich  als  „Selbstverschulden  des  Verletzten" 
figurieren,  was  sehr  leicht  zu  Ungerechtigkeiten  führe. 

Auch  lässt  noch  immer  die  Schnelligkeit,  mit  welcher  die  Unfallsanzeige 
von  den  einzelnen  Gewerbebehörden  der  Gewerbeinspection  zugesandt  werden, 
vieles  zu  wünschen  übrig.  Es  vergehen  oft  Wochen  —  mitunter  Monate  —  vom 
Tage  des  Unfalles  an  gerechnet,  bis  die  Anzeigen  erfolgen. 

Mit  Recht  spricht  ein  Inspector  sein  Bedauern  darüber  aus,  dass  bezüglich 
eines  Betriebes  mit  ca.  1600  gewerblichen  Arbeitern,  für  welche  allerdings  eine 
Brudorlado,  und  zwar  ohne  Beitrittszwang  besteht,  bis  jetzt  über  die  Frage  der 
Unfallversichorungs-l'flicht  noch  nicht  entschieden  wurde;  verunglücke  nun  einer 
von  den  nicht  versicherten  Arbeitern  und  werde  arbeitsunfähig,  so  habe  er  keinen 
Anspruch  auf  die  ihm  gesetzlich  gewährleistete  Unfallsrente. 

In  den  einzelnen  Berichten  der  Gewerbeinspectoren  werden  mancherlei  Vor- 
schläge zur  Verbesserung  des  Unfallversicherungsgesetzes  gema.-ht, 
die  wohl  verdienen,  berücksichtigt  zu  werden.  Abgesehen  von  der  Mitwirkung 
der  Inspectoren  bei  der  Unfallerhebnng,  wird  die  Ausdehnung  der 
Versicherung  auf  die  Strafanstaltsgefangenen  und  Zwänglinge  gewünscht. 
Bei  eventuell  vorzunehmenden  Aenderungen  bezw.  Ergänzungen  des  Unfallver- 
sicherungsgesetzcs  erscheine  es  aber  angezeigt,  den  ans  der  Mitte  der  Arbeiter- 
schaft laut  werdenden  Klagen  und  Boschworden  einige  Aufmerksamkeit  zu 
schenken.  So  werde  vielfach  geklagt,  dass  die  Zuerkonnung  der  Rente  nach 
beendetem  Heilverfahren  der  Krankencasse  und  die  Anweisung  zur  Zahlung  der- 
selben zulange  auf  sich  warten  lasse,  was  für  einen  Arbeiter,  wenn  er  nicht  eine 
kleine  Barschaft  besitze,  doppelt  empfindlich  sei. 
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Der  Umstand,  dass  in  den  landwirtschaftlichen  Betriehen  die 
Zahl  der  schweren  Unfälle  eine  nnvorhaltiiismässig  hohe  sei,  fordere  immer 
gebieterischer  eine  fachmännische  Ueberwachung  auch  dieser  Betriebe, 
eine  Eegelung  und  Fürsorge  für  ausreichenden  Schutz,  auch  der  land- 
wirtschaftlichen Maschinen.  Endlich  wird  noch  vorgeschlagen,  nach  Art  des 
Obersten  Sanitätsrathes  ein  Organ  ins  Leben  zu  rufen,  welches  in  allen 
Fragen  der  Unfallverhütung  als  berathende  und  begutachtende 
Körperschaft  der  Eegierung  zur  Seite  stunde. 

Am  Schlüsse  dos  Jahres  1892  waren  im  Ganzen  1,379.224  Personen 
gegen  Unfall  versichert.    Diese  vertheilen  sich  auf  folgende  Betriebe: 


Tabelle   10.    Die  zur  Unfallversicherung  1892  angemeldeten 
Betriebe  und  versicherten  Personen. 


Gewerbe 


Zahl  der 

angemeldeten 

Betriebe 

Zahl  der         j 
versicherten 
Personen 

nd  Forstwirte    . 

60  323 

89.204 

1,001.656 

377.568 

zusammen  .    .   . 

149.527 

1,379.224 

Auch  die  Handhabung  des  Krankenversicherungs-Gesetzes,  welche 
im  Ganzen  ziemlich  befriedigender  Weise  functioniert,  bietet  Anlass  zu  manchen 
Anständen. 

Gesetzwidrigkeiten,  welche  hier  immer  wieder  von  der  Geweiheinspection 
gerügt  werden,  beziehen  sich  auf  zu  hohe  Lohnabzüge  für  die  Beiträge, 
richtige  Abzüge  der  Beiträge  bei  absichtlicher  Versicherung  in  eine 
billigere  (niedere)  Versichernngsclasse,  oder  gar  darauf,  dass  die  Beiträge 
seitens  der  Unternehmer  zwar  abgezogen,  aber  nicht  an  die  Gasse  ent- 
richtet oder  überhaupt  von  ihnen  keine  Beitragsleistung  zur  Versicherung 
gezahlt  werde.  Oft  erhalte  ein  Arbeiter  ein  zu  geringes  Krankengeld, 
weil  der  vom  Meister  angegebene  Tagelohn  zu  niedrig  sei  oder  es  werde  nicht 
unter  Zugrundelegung  des  zuletzt  verdienten  oder  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes, sondern  nach  dem  Wochenverdienste  berechnet.  Dies  trifft  aber 
besonders  die  Bauarbeiter  sehr  hart,  welche  oft  infolge  von  Eegen  oder  anderen 
Ursachen  die  Arbeiten  einige  Tage  der  Woche  sistieren  müssen,  wodurch  natur- 
gomäss  der  Wochen  verdienst  und  damit  auch  das  zu  gewährende  Krankengeld 
mitunter  tief  unter  die  gesetzliche  Grenze  sinkt. 

Es  wird  schliesslich  noch  die  durch  das  gleichzeitige  Bestehen  der  ver- 
schiedenartigen Krankencassen  herbeigeführte  Zersplitterung  der  Kranken- 
versicherung bedauert,  welche  vielfach  zur  Folge  habe,  dass  insbesondere  die 
Bezirkskraukencassen  an  Mitgliederarmut  leiden  oder  aber  grösstentheils  die  vor- 
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übergehend  Ueschäftigten  zu  ihren  Mitgliedern  zählen,  wodurch  diese  Gassen  in 
aussorordentlichcr  Weise  belastet  erscheinen. 

Wie  bei  der  Unfallsvorsicherung  eine  Ansdohnung  der  Versicherungspflicht 
auf  die  Striifiingo  angeregt  wird,  wird  hinsichtlich  dei  Krankenversicherung 
der  Vorschlag  gemacht,  auch  die  hausindustriollon  Arbeiter,  wie  dies 
seit  dem  1.  Jnli  a.  c.  in  Deutschland  bereits  eingefüRrt  ist,  der  Versicherungs- 
pflicht zu  unterstollen. 

Eis  bestanden  am  Ende  1892  aufgrund  des  Gesetzes  vom  30.  Mftrz  1888, 
2384  Krankeiicasscn  mit  einem  durchschnittlichen  Stande  von  1,739.500  Mit- 
gliedorii.  Nobstdom  zahlte  man  noch  212  genossenschaftliche  Lehrlings-Kranken- 
cassen  mit  durchschnittlich  40.472  Mitgliedern,  so  dass  im  Jahre  1892  rund 
1,780.000  Arbeiter  der  Krankenversicherung  theilhaftig  wurden.  Die  Zahl  der 
verschiedenen  bestehenden  Krankencassen  und  ihrer  Mitglieder  ist  ans  folgender 
Tabelle  zu  entnehmen. 


Tabelle  11.  Die  Krankencassen  1892  und  ihre  Mitgliederzahl. 


Art  der  Gassen 

Zahl 
der  Gassen 

Durchschnittliche 
Mitgliederzalil 

1.  Bezirks- 

2.  Betrieba- 

3.  Vereins- 

4.  Genosscnscliafts- 

5.  Bau- 

Krankencassen 

553 

1437 

749 

4 

91 

641.300 

528.784 

290.954 

271.689 

773 

zusammen  .... 

2834 

1,739.500 

Unter  den  socialen  Organisationen,  zu  deren  kurzen  Betrachtung 
jetzt  geschritten  werden  soll,  nehmen  die  Genossenschaften  die  erste  Stelle 
ein  oder  besser  gesagt,  sollten  die  erste  Stelle  einnehmen.  Wie  wenig  es  nämlich 
der  bestehenden  gewerblichen  Gesetzgebung  gelungen  ist  jene  absterbenden 
Formen  der  gewerblichen  Organisation  neu  zu  beleben,  zeigen  die  Berichte  der 
Inspectoren  auf  das  evidenteste,  darunter  namentlich  auch  jene  aus  den  grössten 
und  gewerbfleissigsten  Ländern.  Wie  wenig  sich  diese  Genossenschaften  bewähren, 
mag  es  sich  um  das  Herbergewesen,  die  Beachtung  der  Gewerbeordnung  oder 
die  Organisation  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  handeln,  mögen  folgende 
Ausführungen  bekunden. 

„Mehrere  Genossenschaften,  welche  Gesellenherbergen  besitzen,  haben  den 
Betrieb  derselben  an  Wirte  vergeben.  Diese  Verbindung  von  Wirtshaus  und 
Rufliaus  hat  im  Laufe  der  Jahre  Zustände  geschaffen,  welche  für  die  arbeitsuchenden 
Gehilfen  allerlei  Nachtheile  mit  sich  bringen.  Abgesehen  davon,  dass  der  im 
Gasthauso  in  Gesellschaft  von  Kameraden  weilende  Gehilfe  zum  Zechen  förmlich 
angelockt  wird,  ist  er  —  da  Gastwirt  und  Herbergsvater,   rosp.  Dienstvermittler 
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in  einer  Person  vereinigt  sind  —  naturgemäss  gezwungen,  den  erstercn  günstig 
zu  stimmen,  um  letzteren  für  sich  geneigt  zu  machen  und  von  ihm  die  Zuweisung 
einer  guten  Arbeitsstelle  zu  erwirken.  Es  wird  beispielsweise  geklagt,  dass  nach 
einem  in  derlei  Herbergen  bestehenden  Usus  jeder  neue  Arbeiter  ein  ge- 
wisses Quantum  Bier  als  sog.  Einstand  zahlen  muss,  dass  Arbeiter, 
welche  merken  lassen,  däfes  sie  etwas  Ersparnisse  haben,  mit  der  Zuweisung 
eines  Postens  hingehalten  werden  u.  s.  w."   (Wien  S.  40.) 

, Nachdem  die  Kleingewerbetreibenden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  gar 
nicht  zu  kennen  scheinen,  und  auf  diese  Weise  nicht  nur  der  vom  Gesetze  zu 
erzielende  Zweck  der  Hebung  und  Kräftigung  des  Kleingewerbes  durch  gehörige 
Behandlung  der  Lehrlinge  vereitelt  wird,  aber  auch  durch  die  Ausserachtlassung 
der  zu  Gunsten  der  Arbeiter  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  dem  socialen 
Frieden  entgegengewirkt  wird,  endlich,  weil  die  Amtsthätigkeit  des  Gewerbe- 
inspectors  sich  nicht  auf  fortwährende  Anzeigen  beschränken  sollte,  habe  ich 
mich  an  sämmtliche  Geuossenschafts-Vorstehungen  in  Galizien,  405  an  Zahl,  mit 
einem  Circnlare  gewendet,  mit  welchem  ich  dieselben  ersucht  habe,  die  Ge- 
nossenschaftsmitglieder mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  vertraut  zu  machen.  .  .  . 
Dass  auch  während  der  Inspection  nichts  versäumt  wurde,  den  Industriellen  die 
sie  bindenden  gesetzlichen  Bestimmungen  auseinanderzusetzen,  erwähne  ich 
nur  deshalb,  um  einer  irrigen  Meinung  vorzubeugen,  dass  ich  mich  bloss  mit 
schriftlichen  Aufforderungen  begnüge  und  mir  nicht  die  nöthige  Mühe  gebe,  die 
Gewerbeinhaber  in  der  Erfüllung  ihrer  Anforderungen  zu  unterstützen.  Zu  meinem 
tiefsten  Bedauern  habe  ich  jedoch  mit  Ende  des  Berichtsjahres  constatieren 
müssen,  dass  alle  diese  Bemühungen  fast  erfolglos  geblieben  sind."  (Lemberg  S.  354.) 

„Zu  den  schiedsgerichtlichen  Ausschüssen  der  Genossen- 
schaften, welche  in  erster  Linie  zur  Austragung  der  zwischen  den  Genossenschafts- 
Mitgliedern  mit  ihren  Hilfsarbeitern  aus  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhältnissen 
entstehenden  Streitigkeiten  berufen  werden,  haben  die  Arbeiter  kein 
grosses  Vertrauen.  Viele  dieser  Schiedsgerichte  functionieren  überhaupt  nicht, 
weil  entweder  die  Schiedsrichter  aus  dem  Stande  der  Gewerbsinhaber  oder  jene 
aus  dem  Stande  der  Gehilfen  von  den  Sitzungen  fern  bleiben.  Bei  anderen 
genossenschaftlichen  Schiedsgerichten  werden  die  Sitzungen  unregelmässig  abge- 
halten bis  jeweils  genügendes  Material  angehäuft  ist.  Es  vergeüen  unter  diesen 
Umständen  öfter  Monate  bis  eine  Klage  zur  Austragung  gelangt,  da  es  zu  geschehen 
pflegt,  dass  die  Kläger  der  an  ihn  ergangenen  Vorladung  keine  Folge  leistet 
und  die  Verhandlung  vertagt  werden  muss.  Aber  selbst  dann,  wenn  der 
Arbeiter  ein  zu  seinen  Gunsten  lautendes  schiedsgerichtliches 
Urtheil  in  Händen  hat,  vergehen  häufig  viele  Wochen  und  muss  nicht 
selten  die  Hilfe  der  Gewerbebehörden  angerufen  werden,  bevor 
er  den  zugesprochenen  Betrag  erhält.  (Wien  S.  38.) 

Unter  den  vereinzelt  wirkenden  Gewerbegerichten  erregen  alljährlich 
nur  jene  zu  Brunn  Interesse;  der  Umfang  ihrer  Thätigkeit  ist  aus  folgender 
Zusammenstellung  ersichtlich. 


Die  üsterrcicliisohc  Ocwcrbcinsiiwction  itii  Jalirc  1893. 
Tabelle   12.  Thätigkoit  der  Gewerbegerichte  in  IJrünii. 


/iilil  der  üherrc'icliten  Kliij^en    .    . 

davdii  zurückgcüogcii  oder  abgewiesen 
gerichtlich  .  .  , 
aussergerichtlich 

durch  Urtheil 


a;o  Vorgloii-lis-  \ 
rliaiidliingcn  J. 
liiedeii  u.  zw.:  J 


infolge  Vorgloii-lis 

vi'rli 
entsc 


G 
die  '1 

criclit  für 
cxtilindustrie 

Gericht  für 
die  Metallindastric 

1893 

1802 

1891 

1893 

1892 

1891 

93 

158 

125 

76 

37 

20 

36 

36 

35 

31 

4 

6 

— 

1 

40 

14 

10 

57 

119 

83 

— 

9 

— 

^ 

2 

5 

5 

6 

4 

Wenn  sich  auch  im  Laufe  des  vergangenen  Jahres  die  Zahl  der  Unter- 
nehmungen, in  welchen  Arb ei teraus. Schüsse  errichtet  wurden,  vermehrt  hat, 
so  muss  es  doch  beklagt  werden,  dass  die  Mehrzahl  der  Industriellen  der  Errichtung 
dieser  dem  socialen  Frieden  in  den  Betrieben  dienenden  Organisation  im  allgemeinen 
immer  noch  mit  Misstrauen  und  Gleichgiltigkeit  gegenüberstehen.  Wo  aber  bereits 
Arbeiterausschüsso  bestehen,  zeugen  die  gemachten  Wahrnehmungen  dafür,  dass 
vom  Vertrauen  beider  Theile  getragene  Arbeiterausschüsse  erspiesslich  wirken, 
indem  sie,  von  ihrer  sonstigen,  der  Ordnung  und  dem  Gedeihen  des  Ganzen 
zugute  kommenden  ThiUigkeit  abgesehen,  auch  die  für  das  Gedeihen  einer 
Unternehmung  unentbehrliche  Bisciplin  fordern  und  auch  unbegründete  Ansprüche 
fern  zu  halten  vermögen. 

Welche  Stellung  die  einzelnen  Inspectoren  den  Arbeitsausschüssen  gegenüber 
einnehmen,  ob  sie  auch  mitunter  in  einem  directen  Verkehre  mit  den  darin 
befindlichen  Vertrauensmännern  der  Arbeiter  treten,  wird  in  keinem  der  Berichte 
gesagt.  Und  wie  vortrefflich  eignet  sich  gerade  diese  Stelle  zur  directen  Information 
über  alle  die  Arbeiter  berührenden  Fragen  socialpolitischer  oder  wirtschaftlicher 
Art  ihres  beruflichen  oder  privaten  Lebens!  — 

Ein  sehr  wichtiges  Gebiet  der  socialen  Organisation  ist  auch  die  Arbeits- 
vermittlung. Vergegenwärtigt  man  sich  die  hohe,  volkswirtschaftliche  Bedeutung, 
welche  einer  gutorganisierten  Arbeitsvermitttung,  infolge  des  durch  sie  verkürzten 
Feierns  der  Arbeitskraft  zumal  dann  zuzuerkennen  ist,  wenn  sie  ihre  Dienste 
billig  zur  Verfügung  stellt,  berücksichtigt  man  ferner  die  aus  dem  raschen  Be- 
setzen der  Stellen  die  für  die  Gesammtheit  ergebenden  Vortheile,  so  mnss  man 
immer  wieder  dem  Bedauern  Ausdruck  geben,  dass  der  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weises die  dem  Gegenstande  gcbürende  Aufmerksamkeit  bisher  nicht  zugewendet 
wird.  Hier  in  diesem  Punkte  liegt  gerade  eines  der  wichtigsten  und  bedeutsam-sten 
Problome  der  Socialpolitik,  mit  welchem  man  sich  aber  erst  in  allerjüngster  Zeit 
in  Deutschland,  besonders  unter  dem  Anstosse  des  von  dem  Freien  Deutschen 
Hochstift   in    Frankfurt    am    Main    veranstalteten    socialen    Con- 
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gresses^)  eingehender  beschäftigt  hat.  Dort  wurde  die  Organisation  der  Arbeits- 
vermittlung von  den  verschiedensten  Seiten  beleuchtet  und  als  eine  den  Gemeinden 
zukommende  sociale  Aufgabe  bezeichnet,  und  zwar  in  Gestalt  der  von  denselben 
zu  errichtenden  und  von  den  Stellensucheuden  kostenlos  zu  benutzenden  sog. 
Arbeitsämter.  Man  hat  nun  in  einer  ganzen  Reihe  von  deutschen  Städten 
mit  der  Begründung  derartiger  Arbeitsvermittlungsstellen  begonnen. 

Was  nun  die  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  anlangt,  so  geht 
sie  in  der  Hauptsache  von  den  Genossenschaften  und  Fachvereinen  aus  und 
bewegt  sich  wenigstens  hinsichtlich  der  ersteren  in  den  primitivsten  Formen  des 
Arbeitsuchens  auf  der  Genossenschaftsherberge  oder  Kanzlei.  Für  jene  Unter- 
nehmungen aber,  bezüglich  deren  Genossenschaften  und  Fachvereine  nicht  bestehen 
oder  nicht  tbätig  sind,  bestehen  gar  keine  Einrichtungen.  Erst  in  allerjüngster 
Zeit  hat  das  Vereinswesen  sich  der  Arbeitsvermittlung  angenommen,  und  es  wissen 
die  Berichte  von  5  solchen  Vereinen  in  drei  Städten  (Wien  [2],  Prag  [2], 
Brunn  [1])  zu  berichten,  lieber  die  Thätigkeit  dieser  Vereine  gibt  folgende 
Tabelle  Auskunft. 


Tabelle    13.    Thätigkeit    der    Vereine    für   Arbeitsvermittlung    im 

Jahre   1893. 


Name  des  Vereines 

Zahl  der 
Stellen- 
suchen den 

Davon  in  Dienst- 
stellen untergebracht 

absolut 

in  Proc. 

1.  Verein  für  Arbeitsveriiiittlung  in  Wien 

2.  Derselbe,  Filiale  in  Brunn 

3.  Centralverein     für     Lehrlingsunter- 
bringung in  Wien 

11436 
1846 

6114 

5050 

3547 

4639 
1012 

5675 

1791 

2389 

40 
50     • 

92 

35 

67 

4.  Centralverein  der  Arbeiter  und  Dienst- 
boten z.  hl.  Josef  in  Prag  (Josefeum) 

5.  Arbcitsverniittlungsverein    „Arbeits- 
börse" in  Prag   

zusammen 

27993 

15506 

— 

Die  Streikbewegung  hat  in  den  letzten  Jahren  in  Oesterreich  grosse 
Dimensionen  angenommen  und  ist,  wie  Mischler  mit  Recht  sagt,  zu  einem 
socialen  Phänomen  geworden. 

Es  ist  oben  schon  der  vermittelnden  Thätigkeit  der  Gewerbeinspectorcn 
gedacht  worden,  an  welcher  sich  ihre  Collegen  in  Deutschland  ein  nachahmens- 
wertes Beispiel  nehmen  sollten,  aber  gerade  auf  diesem  Gebiete,  den  Streikes, 


')  Vrgl.  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsvermittlung  in  Industrie-  und 
Handelsstädten.  Bericht  über  den  am  8.  und  9.  Oetober  1893  vom  Freien  Deutschen 
Ilochstift  zu  Frankfurt  am  Main  veranstalteten  socialen  Congress.  Berlin  1894. 
Otto  Liebmann.   223  S. 
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wo  in  Dentschlaiid  ebenfalls  die  Faljrikinspcction  bisher  überhaupt  noch  gar 
Ijeino  mitwirlsende  Thätiglieit  entfaltet  hat,  tritt  in  unserem  Nachbarlande  iliro 
dem  socialen  Frieden  gewidmete  Wirljsamkeit  geradezu  plastisch  zutage.  Die 
Fabrikinspectoren  machon  sich  nämlich  dort  mit  den  einzelnen  Ausständen  auf 
das  eingehendste  vertraut  und  suchen  dann,  den  Streik  schlichtend,  einzugreifen, 
w;uä  sehr  oft,  nach  langen  und  schwierigen  Vorhandlungen,  mit  bestem  Krfolge 
gekrönt  ist.  Ihre  diesbezügliche  Thätigkeit  kann  als  eine  in  der  That  höchst 
bedeutsame  bezeichnet  werden. 

Was  nun  die  Zahl  der  im  verflossenen  Jahre  erfolgten  Ausstände  betrifft, 
so  gelangten  153  Streikes  zur  Kenntnis  der  Gewerboinspectoren,  während  die 
Zahl  der  sämmtlichen  Streikes,  laut  der  vom  Uandelministerium  veröffentlichten 
Streikstatistik,    im  Jahre    1891:    104  und   ihm  Jahre   1892:    101   betragen  hat. 

Es  wird  vielfach  darüber  geklagt,  dass  die  Arbeiter  in  Verkennung  ihrer 
eigenen  Interessen  nicht  immer  mit  Vorbedacht  zu  dem  Streik,  als  dem  änssersten 
Kampfmittel,  schreiten. 

Der  unmittelbare  Anlass  zu  den  Ausständen  ist  zunächt  relativ  unbe- 
deutend und  belanglos,  so  dass  die  betroffenen  Unternehmer  vom  Streik  häufig 
überrascht  worden.  An  und  für  sich  geringfügige  Vorkommnisse  wie  z.  B.  die 
Entlassung  eines  Arbeiters,  die  ungehörige  Aeusserung  eines'  Werkführers,  die 
beabsichtigte  Aenderung  einzelner  Accordsätze  n.  s.  w.  bildeten  oft  den  äusseren 
Anstoss,  dass  die  Arbeiter  sofort  die  Arbeit  niederlegen  und  dann  ein  ihre 
Forderungen  enthaltendes  „Memorandum"  überreichten.  Diese  sog.  „Streikes 
aus  heiterem  Himmel",  wie  sie  der  Gewerbeinspector  M.  Knlka  nennt, 
verlaufen  entweder  ganz  resultatlos  —  die  Arbeiter  werden  entlassen  und  durch 
andere  ersetzt  —  oder  die  erzielten  Zugeständnisse  sind  kaum  nennenswert, 
stehen  jedenfalls  ausser  Verhältnis  zu  den  gebrachten  Opfern. 

Noch  eine  Reihe  anderer  Momente  tritt  in  die  Erscheinung.  Es  wird  von 
den  Unternehmern  verlangt,  dass  die  Antwort  auf  das  überreichte 
„Memorandum"  innerhalb  eines  verhältnismässig  kurzen  Termins  von 
1 — 3  Tagen  zu  ertheilen.  Aber  selbst  diese  kurze  Zeit  wird  häufig  nicht 
abgewartet,  sondern  sofort  mit  der  Niederlegung  der  Arbeit  vorgegangen, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  es  sich  um  Accordarbeit  handelt  und  eine  gegen- 
seitige Kündigung  festgesetzt  ist,  da  die  Arbeiter  der  Ansicht  sind,  dass 
bei  Streikes  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Kündigung  keine  Geltung  haben. 

Die  bei  allen  Ausständen  der  Vorjahre  gestellten  Bedingungen,  dass  innerhalb 
einer  bestimmten  Zeit  keiner  der  am  Streik  betheiligten  Arbeiter  entlassen  werde, 
kam  bei  den  Ausständen  des  Jahres  1893  in  verschärftem  Maasse  zum  .Vnsdrucke. 
liei  den  früheren  Streikes  wurden  in  der  Regel  nur  drei  Monate  verlangt.  Der 
Zweck  dieser  Forderung  bestand  lediglich  darin,  Maassregelnngen  hintanzuhalten 
und  namentlich  jene  Arbeiter  zu  schützen,  die  dem  Lohncomitö  angehörten  oder 
sich  in  anderer,  dem  Interesse  der  Arbeiter  dienlichen  Weise  bemerkbar  gemacht 
haben.  Bei  den  Streikes  im  vergangenen  Jahre  hingegen  wurden  sechs  oder 
neun  Monate  begehrt  und  überdies  in  mehreren  Fällen  nicht  mehr  in 
dem  beschränkenden  Sinne,  dass  „wegen  Theilnahme  am  Streike"  Niemand 
entlassen  werden  dürfe,  sondern  in  der  weitergehenden  Auffassung,  dass  in  der 
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gestellten  Frist  Entlassungen  überhaupt  nicht  stattfinden  sollen.  In 
eine  solch  weitgehende  Verpflichtung  ist  jedoch  kein  Unternehmer  eingegaiigen; 
es  warde  nur  zugesagt,  dass  bei  eintretendem  Arbeitsmangel  darauf  Bedacht 
genommen  werden  wird,  Entlassungen  thunlichst  zu  vermeiden  und  den  Ausgleich 
durch  eine  entsprechende  Verminderung  der  Arbeitszeit  herbeizuführen.     , 

Auch  wird  bemerkt,  dass  die  Streikverhandlungen  sich  im  verflossenen  Jahre 
nahezu  durchwegs  schwieriger  als  in  früheren  Jahren  gestaltet  haben,  weil  in  der 
Mehrzahl  der  Streikes  das  sog.  „Lohncomitä"  —  die  Vertreter  der  Arbeiter  — 
nicht  ermächtigt  war,  von  den  gestellten  Forderungen  irgendwie  abzugehen. 

Diese  treffende  Charakterisierung  der  im  vergangenen  Jahre  ausgebrochenen 
Ausstände  ans  dem  Wiener  Berichte,  trifft  auch  im  grossen  und  ganzen  für 
die  übrigen  zahlreichen  Streikes  des  Landes  zu. 

Es  ist  ein  deutlicher  Beweis  endlich  für  die  Trefflichkeit  der  von  den 
Inspectoren  gebrachten  Einzelberichte,  dass  sie  eine,  wenn  auch  nicht  lückenlose 
so  doch  ziemlich  charakteristische  Zusammenfassung  wenigstens  ermöglichen.  Nach 
dem  Vorgange  Mischlers  haben  wir  eine  solche  aus  den  Berichten  für  das 
fahr   1893  versucht,  die  wir  jetzt  folgen  lassen. 

Tabelle   14.  Die  Arbeiterausstände  in  Oesterrcich  im  Jahre   1893 
in  den  der  Gewerbeinspection  unterstellten  Betrieben. 


Gewerbeinspection 
mit  Sitz  in 


Zahl 
der  Streikes 


Die  Arbeiter  hatten 
in  Streikefällen 


Erfolg 


theil- 


Erfiilg 


1  unbe- 
! kannt 


Erfolg 


Zahl  der 

streikenden 

Arbeiter 


Wien 

Wiener-Neustadt  . 

Linz 

Graz 

Klagenfurt     .    .    . 

Triest 

Innsbruck  .... 

Prag 

Keichenberg  .    .    . 

Pilsen      

Budweis      .... 

Brunn      

Olmütz 

Troppau  .... 
Lemberg  .... 
Schiffahrtsgew. 

zusammen 


66 

14 


4 
4 

19 
6 
2 

23 
4 
2 
2 
3 


153 


17 
6 


2 
2 
1 

2 

10 

4 

1 


13 

4 


45 


24 


36 
4 


18 
5 


75 


7854 
821 

3079 


? 

257 

2912 

? 

296 
2087 
1720 

170 
6000 
1010 


26236 
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Noch  ein  paar  Worte  über  die  Bo richte  selbst! 

Während  sich  die  Einzclbcrichte  der  Gewcrbeinspectorcn,  mit  nur  wenigen 
Ausnahmen,  als  beuchtenswerto  literarische  Leistungen  darstellen,  zeichnet  sich 
der  sonst  anzuerkennende  und  interessante  allgemeine  Bericht  des  Central- 
Gewcrboinspoctors,  Dr.  Migcrka,  an  manchen  Stellen  doch  durch  eine  viel  zu 
optimistische  Auffassung  aus.  Dies  fiilirt  natürlich,  wie  schon  nachgewiesen,  mitunter 
zu  einer  vollständig  mit  den  Ausführungen  der  einzelnen  Anfsichtsbeainten 
widersprechenden  Darstellung  der  socialen  Verhältnisse,  wie  dies  z.  B.  ganz 
drastisch  bei  der  Schilderung  der  Betriebs-  und  Wohnstätten  der  Arbeiter  zutage 
tritt.  Auch  sollten  die  in  den  einzelnen  Berichten  zerstreuten  statistischen 
Angaben,  die  wir  zu  unseren  Tabellen  erst  mühsam  aus  denselben  heraussuchen 
mussten,  in  der  einleitenden  Zusammenfassung,  und  zwar  in  der  Weise,  wie  dies 
von  uns  geschehen  —  in  tabellarischer  Form  —  eine  intensivere  und  voll- 
ständigere Berücksichtigung  und  Verwertung  erfahren.  — 

Werfen  wir  noch  einen  kurzen  Rückblick  auf  den  neuesten  interessanten 
und  inhaltreichen  Bericht  der  österreichischen  Gewerbeinspcctoren,  mit  dem  ein 
zehnjähriges,  mit  reichen  Erfolgen  gekröntes  socialpolitischcs  Wirken  zum  Abschlnss 
gelangt  ist,  so  muss  vor  allem  laut  anerkannt  werden,  dass  die  einzelnen  Beamten 
ihrer  hohen  Aufgabe,  welche  sie  als  „Missionäre"  auf  dem  dornenvollen  Gebiete 
der  Socialpolitik  und  als  „Pionniere"  des  Arbeiterschntzes  zu  erfüllen  haben, 
vollauf  bewusst  sind.  So  haben  sie  es  denn  in  relativ  kurzer  Zeil  verstanden,  durch 
ihr  energisches,  aber  besonnenes  Auftreten,  manches  ihnen  entgegengebrachte 
Vorurtheil  zu  besiegen,  und  eine  jetzt  immer  mehr  sich  befestigende  Vertrauens- 
stellung bei  Arbeitgi'biirn  als  Arbeitern  zu  erringen.  Dies  muss  schon  allein  als 
ein  grosser  m oralischer  Erfolg  ihrer  Wirksamkeit  bezeichnet  werden. 

Ob  aber  die  im  Kreise  der  Unternehmer  angeblich  schon  zu  , grösserer 
Entfaltung  gebrachten  ,schlu  mmernden"  Keime  des  Wohlwollens  für  die 
Bessergestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter,  worüber  sich  Herr 
Dr.  Migerka  so  lobend  äussert,  nicht  immer  noch  einer  kräftigen  „Wecknng" 
und  noch  viel  grösseren  Entfaltung  bedürfen,  wie  bisher  —  man  denke 
nur  an  die  ergreifenden  Schilderungen  der  Behandlung  der  Lehrlinge  im  Klein- 
gewerbe, ihrer  Wohnverhältnisse  u.  a.  m,  —  die  Beantwortung  dieser  für  den 
socialen  Frieden  bedeutsamen  Frage,  wird  sich  wohl  leicht  von  selbst  ergeben.  — 
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VON 


DR.  JOS.  CLEM.  KREIBIG. 


I. 

Die  Wichtigkeit  einer  höheren  Entwiclclnng  des  Giroiiberweisnngs -Verkehres 
und  der  GeldübertragTing  durch  Creditpapiere  für  die  Valutaregulierung  und  die 
zukünftige  Goldwährung  wurde  bis  zur  Ermüdung  oft  betont.  Allein  die  Hebung 
des  Girowesens,  das  in  Oesterreich  noch  lange  nicht  auf  der  wünschenswerten 
Stufe  steht,  ist  nicht  Sache  einer  staatlichen  Maassnahme,  sondern  Begleit- 
erscheinung des  freien  bankmässigen  Fortschrittes,  und  was  den  zweiten  Punkt 
anbetrifft,  so  ist  es  bisher  bei  ganz  allgemein  gehaltenen  Wünschen  geblieben. 
Es  soll  nun  im  Nachstehendon  ein  positiver,  praktisch  durchführbarer  Gedanke 
in  dieser  Richtung,  die  Zulassung  der  Goldcoupons  von  österreichischen  und 
ungarischen  Staatspapieren  zu  Zollzahlungen  zum  Ausdruck  gebracht  und  näher 
begründet  werden. 

Bekanntlich  ist  in  der  Ausführungsverordnung  der  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  vom  27.  December  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  142,  zum  Art.  XIII  des 
Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  67,  die  Zollzahlung  in  Gold  oder  in  Silber 
mit  monatlich  festgesetztem  Agiozuschlag  näher  geregelt  worden.  Dieser  Verordnung 
zufolge  waren  bisher  Ducaten,  ganze  und  halbe  Franz  Josephs-dor,  Stücke  ä  20, 
10,  5  Francs  Gold  und  ä  20,  10,  5  Mark  Gold'),  sowie  neben  dem  Silbergulden 
einige  ältere,  seither  ausser  Cours  gesetzte  Silbermünzen  für  den  gedachten  Zweck 
zulässig.  Inzwischen  sind  durch  Finanzministerial -Verordnung  vom  28.  Dec.  1892, 
K.-6.-B1.  Nr.  238,  auch  die  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  in  die  Reihe 
der  zollfähigen  Goldstücke  aufgenommen  worden. 

Die  zur  Zahlung  erforderlichen  Münzen  müssen  natürlich  von  den  Kauf- 
Icuten  und  Industriellen  unmittelbar  an  der  Börse  gekauft  oder  den  auf  mannig- 
fache Weise  entstehenden  Vorräthen  entnommen  werden,  wobei  erfahrungsgemäss 
die  Achtgulden-  und  Viergulden -Goldstücke,  sowie  die  gleichgestellten  20-  und 
10 -Francs -Stücke  die  Hauptrolle  spielen.  Die  in  den  Zollcassen  eingehenden 
Goldmünzen  werden  nach  Passierung  der  bezüglichen  Aemter  (abgesehen  von  der 


'j  Ohne  Bedenken  könnten  auch  die  neuen  russ.  Halbimperiale  mit  8  Gulden  Gold 
(Minimalgewicht  32  0  (/  für  500  Stück)  und  die  engl.  Sov^reigns  mit  1009  GulJen  Gold 
(Minimalgewicht  3987  g  für  500  Stück)  angereiht  werden. 
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fallwoi.soii  Dotierung  der  Tncassostellen  durch  andorwoitig«  Zahinngsmittel)  /,nm 
grösston  Tlit'ilo  zur  Einlösung  der  (ioldrenten-Coupons  verwendet,  so  das»  in 
Wirklichkeit  die  Zoll -Goldeingänge  den  Zwecken  der  Couponszahlnng  dienen. 
Fänden  nun  staatliche  Goldcoupoiis  an  Stelle  der  Münzen  bei  den  Zollcassen 
Annahme,  so  würde  die  sehr  bedeutende  Menge  der  sonst  erforderlichen  Gold- 
stücke, anstatt  durch  die  Verwaltungsinaschine  durchzulaufen,  dem  freien  Verkehre 
erhalten  bleiben,  wodurch  sich  der  Geldbedarf  im  allgemeinen  und  der  Goldbedarf 
im  besonderen  verringert.  Abgesehen  von  der  bedeutenden  Vereinfachung  der 
Zollcassen-Manipulatlon  durch  Coupons  würde  durch  das  Wegfallen  und  Vermindern 
effectiver  Goldlieferungen  oder  -Sendungen  der  Aemter  untereinander,  sowie  durch 
die  Verringerung  der  Auszahlungen  im  In-  und  Auslände  an  Verwaltungskosten, 
Zinsen  und  Provisionen  beträchtlich  gespart,  üeberdies  erschiene  die  bis  zur 
Beendigung  der  Valutaregulierung  nicht  zu  beseitigende  Coursgefahr  für  die 
Eegiernng  vermindert. 

Um  eine  Vorstellung  von  der  GrOsse  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Beträge  zu  geben,  sei  daran  erinnert,  dass  Ocsterreich  allein  jährlich  an  Zinsen 
für  die  Goldrente  17-7  Mill.  Gulden,  für  Eisenbahn-Goldprioritäten  7'3  Mill. 
Gulden  zu  zahlen  hat  und  rund  43 '/g  Mill.  Gulden  ).  W.  (worunter  12-2  Mill. 
Gulden  Gold)  an  Zollen  vereinnahmt. ')  Nehmen  wir  nun  den  (im  Vergleich  zu 
Russland)  ungünstigen  Fall  an,  dass  in  zwei  Jahren  von  den  importierenden 
Ausländern  und  Inländern  nur  ein  Zehntel  der  Zölle  in  Coupons  entrichtet  werden 
wird,  so  botreffen  die  aufgezählten  Vortheile  und  Ersparnisse  bereits  die  Summe 
von  4"35  Mill.  Gulden  jährlich.  Mit  der  Verwirklichung  der  reinen  Goldwährung 
würde  jedoch  durch  Aufnahme  der  Kronencoupons  in  die  Reihe  der  zulässigen 
Zollzahlungsmittel  sofort  eine  Vervielfachung  dieser  Summe  eintreten  und  da.s 
Goldersparnis  domentsprechend  bedeutend  steigen.  Von  besonderem  Vortheil 
erscheint  es  jedoch,  die  Zulassung  von  Zollcoupons  schon  jetzt  zu  verfügen, 
damit  die  obligatorische  Fronenrechnung  eine  bereits  eingebürgerte  goldsparende 
Einrichtung  vorfindet. 

II. 

Die  Durchführung  der  erörterten  Maassregcl  würde  erfordern  : 

I.  Ein  Gesetz  des  Inhaltes: 

Der  erste  Absatz  des  Art.  XIII  dos  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878, 
R.-G.-B1.  Nr.  67  ex  1878,  wird  dahin  abgeändert,  dass  die  im  Zolltarife  ange- 
gebenen Zollsätze  einschliesslich  des  Wag-,  Siegel-  und  Zettelgeldes  vom  I.Jänner  18  . . 
ab  auch  in  auf  Gold  lautenden  Coupons  von  Staatsschuldverschreibungcn  der  im 
Iveichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  entrichtet  worden  können. 


')  Die  Quantität  des  beim  Zoll  eingehenden  cffcctiven  Goldes  hängt  freilich 
vom  Staiido  des  GoMnjjios  ab.  Ist  letzteres  im  Verkehre  hnher  als  das  für  den  betreffen- 
den Monat  vom  Finanzmiuistcriiun  publicierte  .\gio  zu  Silber,  so  nimmt  die  Einlieforung 
von  Gold  ab,  die  von  Silber  mit  Agio  zu.  Zeigen  dagegen  die  Valutencourse  eine  fallende 
Tendenz,  so  steigt  die  Goldeinlieferung,  weil  die  Silberzahlung  einschliesslich  des  amtlichen 
Agios  zu  hoch  wird. 
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Dem  Verordnungswege  ist  die  Bestimmung  der  besonderen  Bedingungen, 
unter  denen  solche  Coupons  zur  Zollzahlung  verwendet  werden  dürfen,  sowie  die 
Pestsetzung,  zu  welchem  Guldenwerte  in  Gold  dieselben  bei  Zollzahlungen  ange- 
nommen werden,  vorbehalten. 

IL  Mit  diesem  Gesetze  gleichzeitig  hat  natürlich  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Artikels  XHI  des  ungarischen  Gesetzes-Artikels  XXI  vom  Jahre  1878 
zu  erfolgen. 

III.  Die  Ausführungsverordnung  hätte  zu  bestimmen : 

Im  Einvernehmen  mit  den  königl.  ungarischen  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  werden  zur  Durchführung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 

betreffend  die  Einhebung  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  dann 

des  Wag- ,  Siegel-  und  /ettelgeldes  in  Goldcoupons  folgende  Anordnungen  getroffen  : 

1.  Die  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  dann  das  Wag-,  Siegel-  und  Zettelgeld 
können  vom  1.  Jänner  18  .  .  angefangen,  in  nachfolgend  verzeichneten  Coupons 
von  Staatsschuldverschreibungen  der  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  und  Länder  der  ungarischen  Krone  entrichtet  werden. 

Zulässig  sind  nur  solche  Coupons,  welche  nicht  später  als  am  vierzehnten 
Tage  nach  dem  Tage  der  Zollzahlung  fällig  werden,  oder  solche,  die  nicht  früher 
als  am  neunzigsten  Tage  vor  dem  Tage  der  Zollzahlung  fällig  gewesen  sind. 

Gleiches  gilt  bezüglich  der  Sicherstellung  der  genannten  Zoll-  und  Neben- 
gebüren,  die  in  Coupons  geleistet  werden. 

2.  Es  dürfen  nur  unbeschädigte  Coupons  in  Zahlung  gegeben  werden.  Als 
beschädigt  gelten  stark  beschmutzte,  überstempelte,  beschriebene,  eingerissene, 
zusammengeklebte  oder  sonst  ausgebesserte  Coupons,  ferner  solche,  deren  Text 
aus  irgendwelchem  Grunde  nicht  mehr  vollständig  leserlich  ist,  endlich  alle  jene, 
bei  welchen  ein  Theil  oder  der  ganze  schwarze  Band  fehlt. 

3.  Mehr  als  zehn  Coupons  sind  arithmetisch  geordnet,  mit  zugehöriger  Liste 
versehen,  einzureichen. 

Verzeieh  n  i  s 


Zollzahlung  zugelassenen   Coupons  und   Bewertung  derselben. 


Benennung  und  Nennwert 

der  Schuldversclireibungen,  zu  welchen  die 

Coupons  gehören 


A.  Schuldverschreibung'en  der  Staats- 
schuld der  im  Eeichsrathe  vertretenen 

Königreiche  und  Länder. 
4proc.  steuerfreie  Rente-Obligationen  der  im 
Eeichsrathe  v.  K.  u.  L.  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  18.  März  1876  (4proc.  Oesterr. 
Goldrente) : 
Stücke  zu  fl.      200-— Gold-Nennwert 
„     „     1000--      „ 
,     „  10000--     , 


Zinstemiine 


Nennwert 

der  Coupons 

in  Goldgulden 

beziehungsw. 

in  Mark 


«.S 


1.  April,  1.  October 


fl.  4— 
„  20-- 
„  200-- 


Gold 


4- 

20-- 

200'- 
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Benennung  und  Nennwert 
der  Schuldverschreibungen,  zu  welchen  die 

Coupons  t^chiiren 


Zinstermine 


Nennwert 

der  Coupons 

in  (iüldguldcn 

bcziehungsw. 

in  Miirlc 


•g  SS  40 

^   £u  es  '9 


4proc.  steuerfreie  Eisenbahn-Staatsschuldvcr- 
schreibungen  der  Kaiserin-Elisabethbahn, 
Emission  1890: 

.  Stücke  zu  fl.      100  —  Gold-Nennwert 

„     „      200--     „ 

,        ,     „     1000--     „ 

„     „     5000—      „ 

„     „  10000—      „ 

4proc.  steuerpflichtige  Prioritäts-Obligationen 
der  Kaiserin  Klisabethbahn,  Emission  1883: 
Stiicke   zu  Mark     600' —  Nennwert 
„       ,      3000-- 

4proc   steuerfreie  Prioritäts-Obligationen  der 
Kaiserin  Elisabetlibahn,  Emission  1883: 
Stücke   zu  Mark     400- —  Nennwert 
„       „      2000-- 

4proc.  steuerfreie  Prioritäts-Obligationen  der 
Rudolfbahn    (Salzkammergutbahn),   Emis- 
sion 1884: 
Stücke  zu  Mark    400' —  Nennwert 
,        „       ,      1000-- 
„       „      2000- 

R.    Staatsschuldverschreibungen    der 
Staatsschuld   der  Länder    der    Ungar. 

Krone. 
4proc.  Ungarische  Goldrente: 

Stücke  zu  fl.      1 00-— Gold-Nennwert 
„     „      500-     „ 
„     „     1000--    , 
„     „  10000--    „ 

4'/2proc.  steuerfreies  Staatscisenbahu-Anlehen 
in  Gold,  Emission  1889: 
Stücke  zu  fl.    100' —  Gold-Nennwert 
„     „     500--     „ 
,     „  1000--     „ 
„     „  5000--     „ 

5proc.    ungarische    Ostbahn  -  Staats  -  Obliga- 
tionen, III.  Emission  vom  Jahre  1876: 
Stücke  zu  fl.  100-—  Gold-Nennwert 


1.  Jänner,   1.  Juli 


1.  Ai)ril,  1.  October 


1.  April,  1.  October 


1.  April,  1.  October 


1.  Jänner,   1.  Juli 


I.Februar,  I.  August 


1.  Jänner,   1.  Juli 


fl.     2- Gold 
.       4--     , 
,     20-     , 
,  100—     , 
„  200—     „ 


Mark 


10  80 
54  — 


Mark     8- 
„      40- 


Mark 


8-- 
20- 
40-- 


fl.  2-50  Gold, 

(AuBxahlangs- 

brlnig  fl.   rti 

Uold.) 


2  — 

4  — 

20- 
100— 
200— 


5-335 
26  676 


8-952 
1976 


3-952 
988 
19-76 


fl.     2—  Gold 

2  — 

„     10—    . 

10- 

,    20-     , 

20  — 

,  200—    , 

200  — 

2-25  Gold 

2  25 

11-25    , 

1125 

2250    , 

22-50 

112  50    , 

112-50 

225 
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Die  vorstehenden  Entwürfe  erfordern  einige  rechtfertigende  Beifügungen. 
Vor  allem  schien  es  gerathen,  aus  Eücksicht  auf  den  Zweck  und  die  Durchführung 
der  Verfügung  nur  staatliche  Wertpapiere  aufzunehmen  und  von  den  Landes- 
und Stadt-Goldanlehen  abzusehen.  Unter  den  Staatspapieren  erscheinen  die  Staats- 
domänen-Pfandbriefe wegen  ihrer  Beziehungen  zur  österreichischen  Bodencredit- 
anstalt  (bei  welcher  auch  die  Coupons  zahlbar  sind),  sowie  die  öproc.  Albrecht- 
bahn-Prioritäten, II.  Emission,  von  denen  nur  mehr  rund  700.000  Gulden  im 
Umlauf  sind,  zum  gedachten  Zwecke  ungeeignet.  Eher  wäre  die  Frage  in  Erwägung 
zu  ziehen,  ob  verloste  Gold-Obligationen  in  Zahlung  genommen  werden  sollten, 
doch  scheint  uns  dies  mit  Eücksicht  auf  den  Wert  einer  einfachen  Cassen- 
manipulation  kaum  wünschtnswert. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass,  solange  nicht  die  reine  Goldwährung 
gesetzlich  durchgeführt  und  im  praktischen  Verkehre  verwirklicht  ist,  keine  Coupons 
in  Kronenwährung  zuzulassen  sind.  Dieselben  werden  vorläufig  noch  in  Noten 
und  Silber  bezahlt  und  sind  thatsächlich  keine  Goldcoupons.  Nach  Beendigung 
der  Valutaregulierung  werden  freilich  gerade  die  Kronencoupons  von  Staatspapieren 
berufen  sein,  bei  Zollzahlungen  die  Hauptrolle  zu  spielen. 

Schwieriger  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  etwa  Silbercoupons  mit  dem 
Agiozuschlag  für  Silber  zur  Zollzablung  zuzulassen  seien.  Wir  glauben  die  Frage 
verneinen  zu  sollen.  Mit  silbernen  Umlaufsmitteln  ist  Oesterreich  reichlich  ver- 
sorgt, und  Gold  würde  durch  diese  Zulassung  nicht  gespart.  Ausserdem  ist  eine 
gewisse  conservative  Maasshaltung  bei  einer  neuen  Einführung  auf  diesem  Gebiete 
durch  die  Klugheit  geboten. 

Was  die  Bewertung  der  Coupons  in  der  gegebenen  Tabelle  anbetrifft,  so 
sei  bemerkt,  dass  wir  die  Umrechnung  nach  der  amtlichen  Tarifpost  20  Mark  rr: 
988  Goldgulden  vorgenommen  haben. 

in. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  der  einschlagigen  Verhältnisse  in  Eussland  gedacht. 
Die  Institution  der  Zollconpons  besteht  dort  bereits  seit  zwei  Jahrzehnten  und 
hat  fortdauernd  die  günstigste  Wirkung  auf  die  Golderhaltung  geübt.  In  Euss- 
land sind  54  verschiedene  Coupons,  die  höchstens  6  Monate  vor  und  nach  der 
Einrnichung  fällig  sein  dürfen,  sowie  35  Arten  verloster  Obligationen  bis  zu 
6  Monaten  nach  ihrer  .Fälligkeit  zollfähig.  Dass  die  Zahlung  in  Coupons  nicht 
wesentlich  umständlicher  ist  wie  die  in  Münze,  beweist  die  Stetigkeit  des  für 
solche  Dinge  sehr  empfindlichen  Courses  in  Berlin,  welcher  sich  zwischen  324 
und  326  Mark  für  100  Goldrubel  bewegt. 

Der  Börsenhandel  in  russischen  Zollcoupons  ist  übrigens  in  Berlin  und 
Frankfurt  a/M.  überaus  lebhaft,  und  es  steht  ausser  Zweifel,  dass  sich  auch  in 
österreichischen  Zollcoupons  auf  diesen  Plätzen  alsbald  ein  bedeutender,  durch 
keinerlei  Börsensteuer  behinderter  Verkehr  entwickeln  würde,  wie  ein  solcher  in 
unseren  Papier-  und  Silberrenten-Coupons  in  Amsterdam  seit  mehreren  Decennien 
besteht.  Sollten  dann  unsere  Zollcoupons  niedriger  notieren  als  österreichische 
Wechsel,  so  hätte  die  Eegierung  Gelegenheit,  sich  durch  freie  börsenmässige  An- 
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kilnf«  eines  Theiles  der  jeweiligen  Couponsschuld  mit  Coursgewinn  zu  entledigen. 
Ein  Berliner  oder  Frankfurter  Cours  von  Zollcoupons,  der  höher  wäre  als  jener 
der  Giildendovisn,  würde,  Foforn  er  nicht  auf  Agiovi-rhältnissen  beruht,  keinen 
Bestand  haben  kiiiinen.  Auf  alle  Fiille  aber  kann  aus  dem  Handel  in  österreichi- 
schen Coupons  an  auswärtigen  Börsen  (im  Inland  wäre  die  olficielle  Notiz  nicht 
zu  gestatten)  für  unsere  Finanzen  keinerlei  Nachtheil  erwachsen. 

Die  moderne  ökonomische  Entwicklung  zeigt  einen  creditwirtschaftlichen 
Grundzug,  und  darum  ist  der  Ersatz  der  Münze  durch  Creditzahlungsniittel,  wie 
ein  solcher  auch  in  der  Zulassung  der  Coupons  zur  Zollzahlung  goU-gen  ist,  ein 
entschiedener  wirtschaftlicher  Fortschritt.  Mögen  die  vorliegenden  Zeilen  zu  seiner 
Verwirklichung  ein  Scherflein  beitragen! 
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Georg  Snizer:  Die  wirtschaftlichen  Grundgesetze  in  der  Gegenwartsphase  ihrer 
Entwicklung,  Zürich,  Verlag  von  Albert  Müller,  1895,  620  S. 

Wir  haben  es  hier  zweifellos  mit  einem  nicht  gewöhnlichen  Werke  eines  nicht 
gewöhnlichen  Verfassers  zu  thun.  Obwohl  dasselbe  seine  erste  nationalökonomische 
Veröffentlichung  zu  sein  scheint,  deutet  Inhalt  und  Form  auf  einen  reifen,  denk-  und 
wohl  auch  schreibgewohnten  Urheber.  Einer  knappen  Privatmittheilung  entnehme  ich. 
dass  derselbe  bis  vor  einigen  Jahren  eine  Stellung  am  Obergerichte  des  Cantons  Zürich 
bekleidet  hat.  In  seinem  Vorwort  erzählt  er  uns,  dass  er  zu  seinen  wirtschaftlichen 
Studien  von  der  Seite  der  Socialpolitik  her,  „durch  den  grossen  Kampf  geführt  wurde, 
„den  neue  Ansichten  über  die  Verbesserung  unserer  socialen  Zustünde  mit  altherge- 
brachten fühten."  Von  der  sehr  richtigenUeberzeugung  geleitet,  dass  man  einen  Organismus, 
an  den  man  eine  bessernde  Hand  legen  will,  erst  verstehen  müsse,  unternahm  er  es,  die 
gesammten  Gesetze  „des  bewundernswerten  wirtschaftlichen  Organismus"  theoretisch  zu 
durchdenken  und  darzustellen. 

Die  wichtigsten  theoretischen  Grundlagen  hat  der  Verfasser  mit  den  jetzt  häufig 
so  genannten  „Oesterreichischen  Oekonomisten"  gemein  Er  hat  von  der  neuen  Wertlehre 
die  Idee  des  Grenznutzens,  von  der  durch  den  Referenten  vertretenen  Capitalstheoria 
den  Satz  recipiert,  dass  gegenwärtige  Güter  durchschnittlich  einen  grösseren  Grenznutzen 
(und  Wert)  besitzen  als  gleiche  Zukunftsgüter.  Diese  beiden  Sätze  bilden  gewissennaassen 
die  wissenschaftliche  Operationsbasis,  von  der  aus  er  sein  System  entwickelt.  Für  dieses 
sind  charakteristisch  seine  grosse  methodische  Strenge  und  die  Einheitlichkeit  und 
Geschlossenheit  des  Aufbaues.  Der  Verfasser  widmet  auch  der  in  jüngster  Zeit  so  viel 
discutierten  Methodenfrage  eine  kurze,  a'  er  sorgfältig  abgewogene  Erörterung ;  seiner 
Darstellung  legt  er  überwiegend  die  deductive  oder  „genetische"  Forschungsmethode 
unter  Anwendung  des  sogenannten  isolierenden  Verfahrens  zu  Grunde.  Er  untersucht, 
unter  einer  äusserst  sorgfältigen  Präcisierung  der  Voraussetzungen,  die  in  ihrer  Pünktlichkeit 
an  Thiinen  erinnert,  zuerst  irgend  einen  einzelnen  einfachsten  Fall,  und  rückt  dann 
Schritt  für  Schritt  der  vollen  complicierten  Wirklichkeit  näher,  indem  er  einen  compli- 
cierenden  Umstand  nach  dem  anderen  in  die  Voraussetzungen  einführt.  Er  beginnt  z.  B. 
mit  den  Gesetzen  der  isolierten  Wirtschaft  bei  ausschliesslich  consumtiver  Thätigkeit 
(wobei  auch  schon  mehrere  Stufen  der  Verwicklung  z.  B.  durch  das  Vorkommen  „stell- 
vertretender" oder  „concurrierender",  dann  „complementärer"  Guter,  endlich  durch  die 
Einbeziehung  der  Zukunft  in  den  wirtschaftlichen  Calcül  der  Gegenwart  suecessive  erörtert 
werden);  hierauf  werden  die  Verhältnisse  der  Production  in  die  Darstellung  verwoben' 
und  dann  erst  zur  Darstellung  der  Gesetze  der  Tauschwirtschaft  übergegangen,  wobei 
wiederum  zuerst  die  Beschränkung  der  im  Tauschverbandc  stehenden  Wirtschaften  auf 
blos  consumtive  Thätigkeiten  vorausgesetzt,  und  dann  zur  Beobachtung  der  „voll- 
ständigen" modernen  Tauschwirtschaft  vorgeschritten  wird. 

Inhaltlich  möchte  ich  die  Lehre  des  Verfassers  nach  dem  Grundgedanken  des 
Systems  eine  ökonomische  Gleichgewichtslehre  nennen.  Der  Verfasser  geht  von  der 
vollkommen  zutreffenden  (auch  in  der  Theorie  der  österreichischen  Oekonomisten  schon 
verwerteten)  Thatsaclie  aus,  dass  die  Erreichung  des  grösstmöglichen  wirtschaftlichen 
Nutzens,  die  im  Sinne  des  „Princips  der  Wirtschaftlichkeit"  liegt,  eine  derartige 
Verfügung  über  die  zur  Disposition  stehenden  jederzeit  beschränkten  Mittel  erfordert, 
dass  der  mit  der  Einheit  derselben  erreichbare  (Grenz-)  Nutzen  in  jedem  Verwendungs- 
zweige auf  das  gleiche  Niveau  gestimmt,  ins  Gleichgewicht'  gesetzt  wird.  Dieses  Streben 
nach  dem  Gleichgewichte  ist  es,  welches  durch  alle  Verwicklungen  hindurch  in  verschiedenen, 
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diesen  Verwicklungen  sieh  anpassenden  Formen  aieh  fülilbar  macht,  und  zu  den  verschie- 
denen wirtschaftlichen  „Gesetzen"  den  Stoff  gibt.  Natürlich  nicht  ohne  dass  zahllose 
Hinderungen  der  idealen  Erreichung,  und  nocli  mehr  dem  Beharren  im  Tollständigen 
Gleicligewiclitsziistande  in  den  Weg  treten,  und  dadurch  auch  die  reine  Erfüllung  jener 
Gesetze  verhindern  würden.  Aber  im  (Jrohen  kommen  jene  Gleichgewichtjtendenzen 
immerhin  im  Wirtschaftsleben  zum  Durchbruch,  und  prägen  seinen  Erscheinungen  den 
Stempel  des,  wenigstens  annähernd,  Regel-  oder  Gesetzinässigen  auf.  Je  nach  der 
verschiedenen  Sphäre,  in  welcher  das  Gleichgewichtsstreben  sich  äussert,  unterscheidet 
der  Verfasser  d>xs  einfache  „Verwendungsgleichgewicht",  welches  zunächst  die  Regel  für 
die  bloss  oiisumtiven  Tliätigkeiten  bezeichnet,  und  sich  in  interessanten  Cuniplicationcn 
nicht  bloss  zwischen  ganz  gleichartigen,  sondern  auch  zwischen  „concurrierenden",  „comple- 
mentären,  und  zwischen  Gütern  „verschiedener  Entstchungszeit"  (gegenwärtigen  und  künf- 
tigen Gütern)  durchsetzt;  ferner  das  „Zcitverwendungsgleichgewicht",  welches  die  Äuftheilung 
der  i)erslinlichen  Thätigkcit  auf  consumtive,  jiroductive,  Lernthätigkeiten  u.  8.  w.  regelt, 
sodann  das  „l'rodiictionsyleieligewiolit",  welches  überliaufit  die  Verwendung  der  äusseren 
Güter  (Sacligüter  und  Arbeitsleistungen)  zu  Productionszwecken  regelt,  und  unter  anderem 
das  Productionskostengesetz  in  sieh  schliesst;  endlich  das  „Tauschglcichgewicht"  und  die 
Bedingungen  der  „Gleichgewichtspreise"  mit  zahlreichen  Varianten  und  Complicationen, 
zu  denen  eben  die  thatsächlichen  Erscheinungen  des  vielverschlungenen  modernen  Wirt- 
schaftslebens den  Stoff  bieten.  Zu  diesen  wenigen  Grundregeln  werden  alle  specielleren 
Erscheinungsformen  und  Gesetze  in  Beziehung  gebracht  und  aus  ihnen  erklärt:  Lohn, 
Zins.  Diflerentialrente,  Capitalbildung,  Untemehmergewinn,  Reclame,  Krisen  und  vieles 
andere  mehr. 

Den  Ausführungen  des  Verfassers  wird  niemand  das  Attribut  achtunggebietender 
Denkkraft  und  Geschlossenheit  versagen  können.  Die  Art,  wie  er  irgend  ein  concretes 
Detail  unter  einen  allgemeinen  Gesichtspunkt  einordnet,  wirkt  oft  in  gutem  Sinne 
überraschend,  gleichsam  mit  einem  Schlage  aufklärend ;  mitunter  freilich  auch  befremdend, 
so  dass  man  ziemliche  Mühe  hat,  den  zu  schildernden,  aus  dem  praktischen  Leben 
wohlbekannten  Gegenstand  unter  der  Etikette  wiederzuerkennen,  die  ihm  im  Systeme  des 
Verfassers  umgehängt  wirj.  So  werden  wohl  die  meisten  Leser  Schwierigkeit  haben, 
unter  dem  Teniiinus  „räumliche  Ausdehnung  d->r  Nutzleistungen"  sich  sofort  die  Verhältnisse 
intensiver  Bodenljewirtschaftung  oder  wold  gar  die  einer  grösseren  .Vrbeitsenergie  vor  die 
Vorstellung  zu  rufen.  Wer  übrigens  über  solche  oder  ähnliche  befremdliche  Generalisierungen 
zu  streng  urtheilcn  wollte,  den  möchte  ich  daran  erinnern,  dass  die  Versuchung  dazu  sich 
zwar  sehr  leicht  um  den  Preis  veruieiden  lässt,  dass  man  überhaupt  auf  eine  unerbittlich 
strenge,  bis  in  das  letzte  Detail  durchgeführte  Systematik  verzichtet,  dass  aber  derjenige, 
der,  gleich  dem  Verfasser,  sich  gerade  den  Ausbau  einer  solchen  Systematik  zum  Ziele 
setzt,  nur  sehr  schwer  ohne  .alle  Künstlichkeiten  oder  etwas  gewaltsame  Vorstellungshilfen 
auskommt  (siehe  die  Beschaffenheit  aller  strengen  wissenschaftliclien  Systeme,  von  den 
philosophischen  Systemen  ä  la  Hegel  angefangen,  bis  zu  den  rein  empirischen  Systemen 
der  Botanik  oder  Zoologie  herab!). 

Auf  dasselbe  Blatt  scheint  mir  auch  eine  andere  Eigenthümlichkeit  des  Verfasserg 
zu  gehören,  die  ihm  nicht  von  allen  Lebern  günstig  ausgelegt  werden  wird.  Ein  strenger 
.Systematiker  unterscheidet  viel  nnd  genau,  construiert  viele  Arten  und  llnterarten,  und 
braucht  dazu  selir  viele,  nnd  vielfach  neue  Begriffe  und  Namen.  Wenn  er  nun  das 
Bestreben  hat,  schon  iui  Namen  die  Sache  sehr  genau  wiederzugeben,  und  wenn  ihn 
nicht  eine  seltene  Verbindung  von  Kunst-  und  Schönheitssinn  mit  wissenschaftlicher 
Exacfheit  davon  abhält,  hier  ein  gewisses  Maass  zu  überschreiten,  so  entstehen  neue  BegrifTe 
und  Namen  wie  Grenzzuwachsnützlichkeit  und  Grenzausfa Iisnützlichkeit,  odcj 
(hievon  verschieden)  Gleichgcwichtszuwachsnützlichkeit  und  Gleichgcwichts- 
ausfallnützlichkeit  u.  dgl.  Hinwiederum  werden  manche  einfache  GrundbegrifTe  und 
Namen,  die  sonst  zu  den  meistgebrauchten  und  unentbehrlichsten  Werkzeugen  einer 
wirtschaftswissenschaftlichen  Darstellung  zu  gehören  pflegen,  wie  die  Begriffe  Wert 
und  Capital,  grundsätzlich  aus  dem  Vocabular  des  Verfassers  verbannt  (S.  259). 
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Ob    alle   diese   terminologischen  Aenderungen   vom  sachlichen   Standpunkte  streng 
nothwendig  oder  empfehlenswert  waren,  darüber  will  ich  mit  dem  Verfasser  nicht  rechten. 
Seine  „Gleichgewichtszuwachsniitzlichlfcit"  und   „GleichgewichtsausfallRniitzlichkeit"  i.  B. 
scheinen   mir   sowohl   untereinander,   als   mit  dem  von  den  älteren  Grenzwerttheoretikem 
einfach  sogenannten    „Grenznutzen"  identisch  zu  sein,  und  bezeichnen  nicht  so   sehr  zwei 
verschiedene  Grössen,   als  vielmehr   nur  zwei  je  nach  der  Verschiedenheit    des    conereten 
Anlasses  gehandhabte  verschiedene  Methoden,  um  eine  und   dieselbe  Grösse  zu  schätzen- 
Auch  sonst  will  ich  nicht  viel  von  Einzelheiten  reden.  Es  versteht  sich  von  selbst, 
dass  ein  gehaltvolles  Buch  von  mehr  als  600  Seiten  dem  Referenten  zahlreiche  Gelegenheiten 
zur  Zustimmung,  und  auch  kaum  weniger  zahlreiche  Gelegenheiten   zum  Dissense  bieten 
muss.    Ich  will  jedoch  nur  noch  einen   einzigen  Specialpunkt  berühren,   und   auch   diesen 
nur,  weil  ich  dadurch  Missverständnisse  zu  verhüten  hoffe,  die  sich  sonst  leicht  einstellen 
könnten.    Es  ist  dies   das   Thema  vom  Capital   und  Capitalzins.     Der  Verfasser  hat  mir 
nämlich   die  Ehre   erwiesen,   einige   der  Grundanschauungen   zu   acceptieren,  die  ich  über 
jenes  Thema  vorgetragen   hatte.    Da  er  ausserdem  mannigfache,   und   zwar  gerade  sehr 
prägnante  terminologische  Bezeichnungen  aus  meiner  Capitalsiheorie  (wie  z.  B.  Gegenwarts- 
und Zukunftsgüter,  Subsistenzfonds  u.   dgl.)   in   sein   eigenes  Vocabular  eingebürgfrt  hat, 
so  entsteht  auch  in  der  äusseren  Einkleidung  unserer  beiderseitigen  Ansichten  eine  starke 
Aehnlichkeit,    die    der  flüchtige  Leser   leicht   für  das  Zeichen  einer  völligen  oder  nahezu 
völligen  Identität  nehmen  könnte.    Dem  gegenüber  möchte  ich  in  unserem  beiderseitigen 
Intel  esse    feststellen,    dass   eine   so    weitgehende    Uebereinstimmung   keineswegs   bestellt. 
Der  Verfasser  legt  nämlich   nicht  selten  einem   Ausdruck,  den  ich   in   einer   bestimmten 
charakteristischen  Bedeutung   gebraucht   hatte,   einen   völlig   verschiedenen    Sinn    bei,   in 
Folge    dessen   natürlich    auch    ganz    ähnlich   klingenden    Redewendungen    ein   wesentlich 
verschiedener    Inhalt  innewohnt.     Das   gilt  z.   B.   von   dem  für  die   ganze  Capitals-  und 
Zinslehre  hochwichtigen  Begriffe  des  Subsistenzfondes.   Während  ich  unter  ausführlicher 
Motivierung  erklärt  hatte,  dass  und  warum  man  zum  Subsistenzfonde  nicht  allein  vollkommen 
fertige,   zum   unmittelbaren    Genüsse   reife    gegenwärtige    Güter    rechnen    dürfe,    sondern 
demselben  auch  unreife  Zwischenproducte  oder  Capitalgüter  beizählen  müsse,  wobei  nach 
meiner  Auffassung  insbesondere   auch    die  Erspaini^se  jeder  Form   einen  Theil,  ja  sogar 
die  Hauptmasse   des  Subsistenzfondes  ausmachen,   stellt   der  Verfasser  die   Begriffe    Sub- 
sistenzfond  und  Ersparnis  in  einen  stritten  Gegensatz,  und  lässt  ersteren  Begriff  nur  die 
ausserordentlich  viel  kleinere  Gruppe  von  Gütern  umfassen,  „welche  der  Befriedigung  der 
Bedürfnisse    der    Gegenwart   und    nächsten    Zukunft    dienen."     Ferner   scheint    der 
Verfasser  bei  der  Erklärung  des  Capitalzinses  im  Unterschiede  zu  mir  ausschliesslich  oder 
doch   vorwiegend    auf  die   psychologischen   Momente   Gewicht  zu   legen,   welche   eine 
niedrigere    Schätzung   der   künftigen  Bedürfnisse   und   Befriedigung.*mittel  begründen,   so 
dass  der  Zins  bei  ihm  gewissennaassen  lediglich  aus  der  Volksseele  heraus   erklärt  wird, 
während  jene  technischen  Momente,  die  unabhängig  davon  gleichfalls  eine  TJeberlegenheit 
der  gegenwärtigen  über  die  künftigen  Güter  zu  begründen  geeignet  sind,  bei  ihm  in  den 
Hintergrund   treten.    In   dieser  Beziehung   ist  mir   z.   B.    sehr   aufgefallen,    dass   bei  der 
Erörterung  der  Gründe,   welche    ein  Sinken    des   Zinsfusses    bewirken,    die  Abnahme   des 
productiven  Mehrerträgnisses   unerwähnt   geblieben   ist,   welches   durch  eine  fernere  Ver. 
längerung  der  Productionsperiode,  oder  mit  anderen  Worten,  durch  eine  noch  capitalistischere 
Gestaltung  des  Prodnctionsprocesses  zu  erlangen  ist. 

Ich  bin  übrigens  über  den  Grad  der  Divergenz  unserer  Ansichten  über  diesen 
Punkt  nicht  ganz  sicher,  weil  der  Verfasser  hier,  wie  —  mit  seltenen  Ausnahmen  —  auch 
sonst,  unterlassen  hat,  die  Differenzen  genauer  zu  "narkieren,  in  denen  die  von  ihm 
vorgetragenen  Ansichten  zu  verwandten  Ansichten  seiner  Vorgänger  stehen.  Es  hängt 
dies  ohne  Zweifel  mit  der  Gcsammtanlage  des  Werkes  zusammen.  Wie  der  Verfasser  uns 
im  Vorworte  mittheilt,  hätte  er  seinen  Stoff  am  liebsten  in  vollkommen  populärer 
Weise  dargestellt.  Dazu  war  er  indes  zu  schwierig.  Immerhin  sucht  der  Verfasser  einer 
populären  Darstellung  wenigstens  soweit  nahezukommen,  dass  er  sieh  nicht  blos  an  Facli- 
kenner,   sondern   an    das   denklustige,    gebildete  Publicum   im   Allgemeinen   wendet,   den 
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Besitz  besonderer  Paeh-  tiiiil  insb.!soii(lcre  faclilicher  Litcratarkenntnissc  aUo  nicht 
voraiisfetzt.  In  Verbiiiduiiff  damit  liat  er  nun  gclelirte  Citato  und  literarische  Ausein- 
andersetzungen fast  gänzlich  vermieden.  Was  er  allerdings  nicht  ?cnneiden  konnte  und 
auch  im  klaren  Hewusstsein,  dass  „dadurch  die  Lesbarkeit  des  vorliegenden  Weike»  vielleicht 
beeinträchtigt"  werden  konnte,  nicht  vermeiden  wollte,  ist,  dass  er  mitunter  sehr  erhebliche 
Anfordirungen  an  die  Denkkraft  und  Denklust  seiner  Leser  stellt.  Er  erleichtert  ihnen 
ilire  Aufgabe  durch  eine  in  aller  Hegel  klare  und  präcise  Fassung  der  Gedanken,  der  man 
nur  noch  etwa«  mehr  Plasticität  wünschen  würde.  Die  eingestreuten  illustrierenden 
Beispiele  sind  meist  sehr  gut  gewählt,  aber  vielleicht  etwas  zu  selten  angebracht;  hie 
und  da,  /,.  B.  S.  244  ff.,  wird  wohl  den  meisten  Lesern  erst  durch  das  am  Schlüsse 
angefügte  concreto  Beispiel  die  eigentliche  Meinung  der  vorausgegangenen  längeren, 
logisch  eorrecten  aber  unplastischen  Wortschildening  erschlossen  werdi'U. 

Und  nun  die  Seliluss-  und  Hauptfrage:  Wie  viel  bedeutet  das  Werk  für  den 
wissenschaftlichen  Fortschritt?  Für  Werke,  die  nichts  bedeuten,  ist  dieses  Urtlicil  leicht 
gefällt.  Für  Werke  aber,  die  etwas  bedeuten  —  and  diesen  zähle  ich  das  vorliegende 
Werk  ohne  Zaudern  zu  —  ist  die  Frage  nach  dem  Maasse  dieser  Bedeutung  eine  sehr 
schwer  zu  beurtheilende.  Sie  ist  durch  mich  in  diesem  F'alle  vielleicht  noch  schwerer 
zu  beurtheilen  als  durch  andere  —  gerade  wegen  der  Verwandtschaft  unseres  beider- 
seitigen Arbeitsgebietes:  man  sieht  in  solchem  Falle  unwillkürlich  die  Mängel  deutlicher, 
und  die  Neuerungen  mit  einem  misstrauischcren  Auge,  als  man  vielleicht  sollte.  Ich 
begnüge  mich  also  einfach  zu  sagen,  dass  während  der  Leetüre  des  Sulzer'schen  Werkes 
zwar  der  Gei.st  der  Kritik  und  des  Widerspruches  in  mir  oft  rege  geworden  ist,  dass 
ich  CS  aber  von  Anfang  bis  zu  Knde  mit  dem  Gefühle  der  Anregung  und  der  Hochachtung 
für  die  Deukkraft  und  für  das  ernste  echte  Wahrheitsstreben  des  Verfassers  gelesen  habe. 
Ich  wünsche,  dass  das  tüchtige  Werk  bei  recht  zahlreichen  Lesern,  die  eine  ernste  Denk- 
arbeit nicht  scheuen,  eine  gleich  gute  Stätte  finden  mOge.  E.  BOhm-Bawerk. 

Dr.  Morlz  Naumann:  Die  Lehre  vom  Wert.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1893,  74  S. 
Unter  den  in  neuerer  Zeit  so  zahlreichen  Arbeiten  über  die  Lehre  vom  Wert  darf 
die  vorliegende  kleine  Schrift  als  eine  der  tüchtigsten,  und  in  einer  gewissen  Beziehung 
auch  als  eine  der  lehrreichsten  bezeichnet  werden.  Es  liegt  nämlich  der  cigenthOmliche 
Fall  vor,  dass  ein-  junger  und  otTenbar  sehr  begabter  Autor  in  der  Vorrede  vcrsjjricht 
„in  der  Hauptsache  neue  Wege  einzuschlagen",  imd  die  moderne  Grenzwerttheorie,  der 
man  nur  „streckenweise  folgen"  dürfe,  überwiegend  zu  bekämpfen,  dann  aber  selbst  eine 
sehr  sauber  und  rund  gedachte  Darstellung  eben  derselben  Grenzwerttheorie  darbietet. 
Auch  das  Attribut  kann  man  ihr  zusprechen,  dass  sie  selbständig  gedacht  ist.  Denn  wenn 
wir  auch  vom  Autor  überwiegend  auf  Resultate  hingeleitct  werden,  die  nicht  neu  sind,  so 
kommen  sie  doch  vielfach  aus  irgend  einer  neuen,  subjectiv  originellen  Verkettung  der 
Gedanken  hervor.  Manches  wird  in  eine  veränderte  Beleuchtung  gerückt,  mancher  Zug 
neu  hinzugefügt,  manches,  w,as  die  alten  Grenzwerttheoretiker  nur  im))licite  gelehrt  hatten, 
explicite  hervorgehoben:  kurz,  zahlreiche  Symptome  verrathen  dem  Kundigen,  das.s  der 
Verfasser  nicht  einfach  copiert,  sondern  —  mit  Benützung  eines  gewissen  Grundmotivs  — 
in  seinem  Kopfe  das  Lehrgebäude  wirklich  selbständig  von  Neuem  zusammenzufügen 
versucht  hat.  Kinzelne  Tlieile  des  Gebäudes  scheinen  nun  allerdings  bei  dieser  Reädifi- 
cation  entschieden  Sehaden  gelitten  zu  haben.  Das  gilt  namentlich  von  einer  Materie, 
die  freilieh  die  weitaus  schwierigste  des  Ganzen,  und  schon  die  „crus"  für  viele,  auch 
sehr  erfahrene  Theoretiker  geworden  ist:  dius  i.st  der  Zusammenhang  der  Kosten  mit  dem 
Werte.  In  diesem  Punkte  will  sich  der  Verfa.sser  entschieden  von  den  Urenzwcrttheoretikem 
trennen,  ist  aber,  wie  ich  glaube,  bis  jetzt  weder  mit  sich  selbst,  noch  mit  den  Grenz- 
werttheoretikern  fertig  geworden.  Mit  den  Grenzwerttheoretikern  nicht,  weil  seine 
Polemik  gegen  sie  an  einem  Cardinalfehler  leidet,  für  den  es  zwar  heutzutage  leider 
viele  Vorbilder,  aber  eigentlich  keine  Entschuldigung  gibt:  da.ss  er  sich  nämlich  nicht 
innner  die  Mühe  genommen  hat,  die  bekämpften  Meinungen  gründlich  kennen  zu  lernen, 
und  daher  seinen  Gegnern  allerlei  imputiert,  was  sie  nicht  gesagt  haben,  und  ihnen 
umgekehrt   allerlei   nicht  in   Rechnung   bringt,   was   sie   that.sächlich  gesagt   haben.    Für 
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eine  solche  Pulcmik  werden  in  der  Wissenschaft  niemals  dauernde -Kränze  geflochten! 
Aher  auch  mit  sich  selbst  ist  der  Verfasser,  wie  ich  glaube,  in  jener  schwierigen  Frage 
nicht  fertig  geworden.  Sein  Begriff  des  „Kostenwerts"  scheint  mir  an  einer  bedenklichen 
Zweideutigkeit  zu  leiden,  die  zugleich  ein  Symptom  und  ein  Deckmantel  für  die  sacliliche 
TTnklarheit  ist,  in  der  der  Verfasser  mit  diesem  Theile  seiner  Lehre  noch  steckt.  Nichts- 
destoweniger stehe  ich  nicht  an,  seine  kleine  Schrift  nicht  nur  für  eine  vielversprechende 
Talentprobe,  sondern  auch  für  eine  an  sich  beachtenswerte  Leistung  zu  erklären. 

E.  Böhm-Bawerk. 

Acbille  Loria:  Die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  herrsclienden  Gesellschafts- 
ordnung: autorisierte  deutsche  Ausgabe.  Aus  dem  Französischen  von  Dr.  Karl  Grün- 
berg, Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1895,  J.  C.  B.  Mohr. 

Loria's  gross  angelegtes  und  gross  durchgeführtes  Werk:  „Analisi  della  proprietä 
capitalista"  habe  ich  seinerzeit  in  meiner  Schrift:  „Die  theoretische  Nationalökonomie 
Italiens  in  neuester  Zeit"  —  wie  ich  glaube  —  mit  der  dem  Zwecke  der  Schrift  ent- 
sprechenden Ausführlichkeit  besprochen :  meinen  Gesammteindruck  habe  ich  in  einer 
Anmerkung  auf  Seite  134  zum  Ausdrucke  gebracht.  Loria  hat  sich  über  die  Art  meiner 
Darstellung  in  einem  an  mich  gerichteten  Schreiben  sehr  anerkennend  geäussert,  mich 
aber  anf  einen  Irrthum  aufmerksam  gemacht,  der  mir  auf  Seite  88  begegnet  ist,  wo  ich 
sage,  dass  der  Wert  der  Güter,  bei  deren  Entstehung  das  technische  Capital  und  die 
Arbeit  in  verschiedenem  Verhältnisse  mitwirken,  nach  seiner  Theorie  durch  die  Menge 
der  complexen  Arbeit,  das  heisst  nach  der  Menge  der  effectiven,  dann  derjenigen  Arbeit, 
welche  —  im  Lohne  und:   diese  Worte  haben   eben   wegzubleiben   —   im  technisclien 

Capitale enthalten  ist,  die  im  Capitale    verkörperte  Arbeit   mit   dem  Profitsatze 

entsprechend  der  Dauer  der  Vorschiessung  multipliciert,  bestimmt  werde. 

Da  <lieser  Irrthum  durchaus  nicht  als  besonders  wichtig  bezeichnet  werden  kann, 
dürfte  es  gerechtfertigt  sein,  wenn  ich  annehme,  die  theoretischen  Ideen  Loria's  ziem- 
lich genau  zu  kennen  und  richtig  zu  verstehen.  In  dieser  meiner  Anschauung  haben 
mich  übrigens  zwei  Schriften  Loria's  aus  späterer  Zeit  bestärkt  und  zwar  seine  Rede: 
„La  terra  ed  il  sistema  sociale",  Verona,  Padova.  Drucker  1892  und  der  im  höchsten 
Grade  bedeutungsvolle  Aufsatz:  „L'opera  postuma  di  Cario  Marx"  (Nuova  Antologia 
Vol.  LV  Serie  III,  Fase.  1.  Febbr.  1895),  erstere  Schrift  wegen  der  in  ihr  scliarf  zu 
Tage  tretenden  Grundidee,  letzterer  durch  die  Art  der  in  ihm  geübten  Kritik.  Nebenbei 
bemerkt,  gibt  Loria  hierin  in  einigen  Worten  interessanten  Aufschluss  über  die  Grund- 
lagen der  Angriffe,  welche  Friedrich  Engels  in  seinem  Vorworte  zum  III.  Bande  des 
„Capitals"  gegen  ihn  richtet. 

Da  nun  Loria's  gesammte  Lehre  in  einem  Gusse  gearbeitet  ist,  ein  Glied  genau 
zum  andern  gehört  und  eines  ohne  das  andere  nicht  wohl  verstanden  werden  kann,  da 
andererseits  aber,  wenn  einmal  die  unmittelbare  Grundidee  erfasst  ist,  sich  dem  Ver- 
ständnisse aller  Folgerungen  keine  wesentliche  Schwierigkeit  in  den  Weg  stellt,  so  kann 
derjenige  nicht  wolil  über  Schlussfolgerungen  urtheilen,  der  die  Prämissen  nicht  kennt 
und  es  dürfte  andererseits  demjenigen  ein  gewisses  Urthcil  über  die  Schhissfolgerungen 
zustehen,  der  die  Prämissen  vollkommen  erfasst  hat.  Aus  diesem  Titel  glaube  ich  sub- 
jectiv,  an  eine  Anzeige  und  kurze  Charakterisierung  des  Grossen  und  Ganzen  am  vor- 
liegenden Werke  Loria's  mit  dem  Gefülile  herantreten  zu  können,  es  zu  verstehen. 
Icli  sage  ausdrücklich  :  an  eine  Anzeige,  denn  eine  Kritik  von  Wert  kann  in  einer 
kurzen  Notiz  niclit  geboten  werden,  sie  würde  ein  Buch  füllen  müssen,  das  mindestens 
so  umfangreich  wäre,  wie  das  zu  kritisierende  und  ein  historisches  und  philosophisches 
Wissen  voraussetzen,  wie  sich  dessen  wohl  nur  sehr  wenige  rühmen  dürfen.  Und  nun 
jene  allgemeinen  Bemerkungen  und  dann  die  Anzeige. 

Das  Buch  bildet  den  zweiten  Band  der  „Analisi"  weiter  fort  und  spinnt  den 
Grundgedanken  des  grossen  Werkes  über  den  Eahmen  der  Volkswirtschaft  im  eigent- 
lichen Sinne  einheitlich  hinaus,  um  aus  ihm  das  ganze  gesellschaftliche  Leben  der 
Menschen  zu  erklären.  Das  Buch  baut  eine  materialistische  Geschichtsauffassung  auf, 
die  in  manchen  Punkten   vielleicht   über  Marx   hinausgeht,   ich   möchte   sagen  —  eine 
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absoluti!  ist-  und  als  soklie  liist'iiiscli  uiiil  statistisch  erwifscn  werilfn  mdII.  Zur  ji-tzigeii 
Jlöhc  liat  CS  «icli  in  seiner  zweiten  Auflage:  „Les  bases  econoini<iuc8  de  la  cnnstilution 
sociale"  (Ucbcrsetzun<r  von  A.  Bouchard,  Paris,  Alcan,  Turin,  Uoci-a  18 '3)  emporge- 
arbeitet; die  erste  Auflage:  „La  teoria  econoniiea  della  costituzione  politica"  (Torino 
1886)  war  noch  etwas  unsicherer  und  zurückhaltender  aufgetreten. 

Die  erreichte  Höhe  aber  ist  hoch  genug,  um  ihm  das  Kecht  zu  erwerben,  dauernd 
lieben  den  bedeutenden  Werken  der  Weltliteratur  Platz  zu  nehmen.  Darum  hat  sich 
auch  Dr.  firüiiberg  dadurch  ciu  wirkliches  Verdienst  erworben,  dass  er  das  Buch  (nach 
der  II.  Auflage)  ins  Deutsche  übersetzt,  richtiger  gesagt,  verdeutscht  hat. 

Dies  glaube  ich  nach  der  einen  Seite  hin  als  meine  Ueberzeugung  erklären  zu 
sollen,  nach  der  andern  möchte  ich  mir  die  Bemerkung  erlauben,  dass  ich  von  der 
l'ichti;,'k('it  iler  materialistischen  Geschichtsauffassung  auch  heute  nocli  nicht  überzeugt, 
ja  vie'mchr  gerade  aus  dem  Buche  Loria's  mir  mehr  wie  je  klar  geworden  bin, 
dass  sie  auf  einer  ganz  unhaltbaren  Weltanschauung  beruht.  Liegt  in  diesen  beiden 
Thesen  nicht  ein  Widerspruch?  Gewiss  nicht!  Ks  handelt  sich,  wie  ich  glaube,  um  einen 
grossartigen  Irrthum,  der  befruchtend  wirken  wird  und  —  insoweit  er  auch  dem  Marxis- 
mus eigen  ist  —  schon  gewirkt  hat.  um  einen  jener  Irrthümer,  die  tausend  kleine  Vor- 
urtheile  zerschellen  und  die  Bahn  zur  Wahrheit  freimachen. 

Nicht  eine  nergelnde  Kritik  in  dogmatischen  Anschauungen  verbohrter  oder  ohne 
weiteres  zum  Marxismus  schwörender  ychriftstcllor  ist  es,  wodurch  Loriu  bei  Seite  ge- 
schoben werden  kann;  dazu  sind  ganz  andere  Mittel  erforderlich  und  die  sind  vielleicht 
erst  auf  dem  Wege  eines  Vorrückens  unserer  Kenntnisse  zu  finden.  In  Einzelheiten  mag 
es  leicht  sein,  Loria  Irrthümer  nachzuweisen,  im  grossen  und  ganzen  ist  dies  aber  un- 
geheuer schwer  und  das  einzige,  was  wir  schon  heute  mit  Beruhigung  sagen  können, 
ist  das,  dass  in  seinen  Gleichungen  noch  immer  mindestens  eine  Unbekannte  zu  viel  ist, 
oder,  um  einen  unbildlichen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  da.ss  das,  was  er  in  seiner  Weise 
erkliirt,  man  auch  anders  erklären  könnte,  wobei  man  dann  je  nach  der  Grundan- 
schauung dieser  oder  jener  Erklärung  den  Vorzug  geben  wird.  Die  Unrichtigkeit  der 
Grundanschauung  Loria's  muss  nachgewiesen  werden  und  diese  Grniidauffassung  ist 
seine  hinter  seiner  materialistischen  Geschichtsauffassung  steckende  Philosophie. 

Und  nun  in.  wenigen  Worten  eine  Anzeige  über  den  Inhalt  des  Buches,  dessen 
Verständnis  nur  dann  möglich  ist,  wenn  man  das  Lehrgebäude  der  „Analisi"  kennt;  die 
Einleitung:  „Die  Wirtschaftsordnung"  ist  zu  summarisch,  um  das  Werk  aus  sich 
selbst  klar  verstiindlich  zu  machen.  Das  erste  Capitel  sucht,  die  wirtschaftlichen  Grund- 
lagen der  Moral,  das  zweite  die  des  Rechtes,  das  dritte  die  der  (»ditischen  Macht  nach- 
zuweisen ;  die  Sehlussbetraehtung  resümiert  die  Ergebnisse  aus  den  philosophischen, 
historischen  und  statistischen  Untersuchungen  in  folgenden  Sätzen: 

Das  capitalistische  Eigenthum  fusst  auf  der  gewaltsamen  Aufliebung  der  Frei- 
heit voll  Grund  und  Boden;  es  kann  sich  aber  nur  mit  Hilfe  gewisser  Connectiveinrich- 
tungen.  deren  wichtigste  die  Moial,  das  Kecht  und  verschiedene  politische  Institutionen 
sind,  erhalten;  diese  Institutionen  haben  nun  aber  heute  geradezu  den  Zweck,  das  capi- 
talistische  Eigenthum  zu  erhalten,  sie  erreichen  ihn  dadurch,  dass  sie  den  Egoismus  der 
besitzenden  Classe  zügeln,  das  Selbstinteresse  der  Arbeiter  aber  bekämpfen  oder  tischen 
und  den  letztern  eine  Wirtschaftsordrung  al.^  annehmbar  erscheinen  lassen,  gegen  die  sie 
sich  eigentlich  auflehnen  müsston.  In  einer  auf  gemischter  Association  beruiienden  Wirt- 
schaftsordiuiiig,  welche  die  Grenzform  des  Wirtschaftslebens  darstellen  wird,  werden  die 
heute  herrschenden,  innern  Widersprüche  schwinden;  in  ihr  wird  der  Gesellschaftsorga- 
nisnius  aus  eigener  Kraft  im  Gleichgewicht  gehalten  und  es  werden  jene  Mittel  nicht 
mehr  erforderlich  sein,  die  heute  angewendet  werden,  um  die  jetzige  Gesellschaftsform 
vor  dem  Zerfalle  zu  bewahren;  Moral,  Kecht  unil  Politik  werden  riach  wie  vor  t'onnectiv- 
iustitntionen  der  Gesellschaft  bleiben,  sie  werden  aber  allgemeinen  Menschheitszwecken 
und  niciit  mehr  nur  einzelnen  Gesellschaftsdassen  dienen. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  manche  von  den  Einzelausführungen 
Loria's   so   geartet   sind,   dass  wir  etwas  conservativ  veranlagten  Deutschen  —  damit 
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mache  ich  uns  aber  nichts  weniger  als  einen  Vorwurf  —  verblüfft  davor  Halt  machen, 
den  Kopf  schütteln  und  duichai.s  unüberzeugt  weiter  gehen. 

Ich  konnte  deren  mehrere  bezeichnen,  will  mich  aber  nicht  darauf  einlassen,  weil 
es  mir  unbillig  und  zwecklos  erschiene,  das  vorliegende  Bucli  in  seinen  Einzeln- 
heiten anzugreifen.  Schullern. 

G.  Fiiiiulngo:    Saggio  di  Presociologia.  Catania  1894. 

In  dem  Üogriffe  der  „Sociiilogie"  erkennen  wir  eine  Lebensäusserung  der  immer  mehr 
um  sich  greifenden  Empfindung,  da.ss  die  heutige  Zersplitterung  der  wissenschaftlichen 
Forschung  nicht  unbegrenzt  fortschreiten  darf  und  dass  die  Ergebnisse  der  heutigen 
specialisiertcn  Untersuchungen  uns  nur  auf  Vorstufen  der  Erkenntnis  führen  können; 
jede  einzelne  geht  näniMch  von  Abstractionen  aus,  die  nothwendig  gemacht  werden 
müssen,  wenn  eine  isolierte  Erforschung  einer  bestimmten  Gruppe  von  Phänomenen 
möglich  sein  soll.  Diese  isolierte  Untersuchung  je  einer  Gruppe  ist  aber  vorerst  durchaus 
nicht  vermeidlich.  Ist  dann  dieses  Ziel  erreicht,  sind  alle  unmittelbar  verwandten  Phäno- 
menengruppen in  ihrer  Isoüerung  jede  für  sich  erklärt,  dann  soll  man  weiter  gehen  und 
ihre  gegenseitige  Einwirkung  auf  einander  in  Betracht  ziehen,  gewisse  Abstractionen  müssen 
also  fallen  gelassen  werden,  die  Isolierung  hat  dem  innem,  lebendigen  Contacte  zu  weichen; 
die  aus  Opportunitätsgründen  künstlich  geschaffenen  Gruppen  nächst  verwandter  Er- 
scheinungen müssen  umfassenderen  Gruppen  untergeordnet  werden;  mehrere  Wissenschaften 
verschmelzen  damit  zu  einer  einzigen.  Hat  diese  letztere  ihre  Aufgabe  erfüllt,  so  ist  eine 
weitere  Stufe  auf  der  Erkenntnisleiter  erstiegen.  Immer  wieder  aber  findet  sich  ein 
Zusammenhang  mit  weiter  entlegenen  Wissensgebieten,  damit  entstehen  immer  um- 
fassendere Wissensohaftsgruppen,  Gesammtwissenschaften.  Erst  wenn  einmal  alle  Phänomene 
des  Weltalls,  die  der  menschlichen  Erkenntnis  überhaupt  zugänglicli  sind,  zunächst  für 
sich  allein,  dann  in  ihrer  Verbindung  mit  verwandten,  endlich  in  ilirer  Wechselwirkung  mit 
allen  andern  erklärt  wären,  könnte  die  Menschheit  sagen,  dass  sie  die  für  sie  überhaupt 
erreichbare  höchste  Stufe  des  Wissens  erstiegen  habe. 

Heute  befinden  wir  uns  im  allgemeinen  auf  einem  entgegengesetzten  Wege,  wir 
specialisieren,  isolieren  und  abstrahieren  immer  mehr.  Dieser  Vorgang  ist  vorerst  und  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  nothwendig;  er  schliesst  aber  auch  (iefahren  in  sich,  die  denen 
ähnlich  sind,  welche  eine  immer  weiter  fortschreitende  Ärbeitstheilung  mit  sich  bringt. 
Dort  wo  die  Gefahren  schwerer  ins  Gewicht  zu  fallen  beginnen,  als  die  Vortheile  weiterer 
Zertheilung,  muss  diese  aufliören.  —  Die  gegenwärtig  als  selb.ständig  am-rkannten  Wissen- 
schaften, insoweit  sie  das  menschliche  Gesellschaftsleben  betreffen,  sucht  nun  die  „Socio- 
logie'  in  sich  schon  heute  zu  einer  Gruppe  zusamnienzufügen.  —  theoretisch  vollständig  mit 
Kecht,  praktisch  aber  wohl  noch  viul  zu  früh.  Vorläufig  hat  die  Specialisierung  ihre  Aufgabe 
noch  lange  nicht  erfüllt.  Nichts  destoweniger  muss  der  der  Sociologie  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  auch  heute  stets  im  Auge  behalten  werden,  als  ein  Leitfaden  der  Entwicklung 
des  menschlichen  Forschungsganges. 

Wenn  also  auch  alle  Schriften,  die  e.v  professo  über  Sociologie  handeln,  der  begrün- 
deten Befürchtung  begegnen  müssen,  Anachronismen  zu  sein,  so  sind  sie  doch  beachtens- 
wert, denn  sie  sind  zum  mindesten  Wegweiser  auf  der  Bahn,  die  die  Wissenschaft  in 
Zukunft  nach  vorwärts  wird  begehen  müssen  und  auf  der  sie  auch  heute  nicht  mehr  als 
nothwendig  nach  rückwärts  gehen  darf.  Es  liegt  eine  Reihe  neuer  italienischer  Schriften  vor 
mir,  —  die  italienische  Wissenschaft  geht  geni  auf  wenig  betretenen,  vielleicht  auch  noch 
gefährlichen  Bahnen,  —  die  sich  mehr  oder  weniger  mit  Sociologie  befassen.  Ich  nenne 
das  Werk  Professor  Angelo  Majorana's  (Catania):  „Teoria  sociologica  della  costituzione 
politica",  welches  kürzlich  in  zweiter  Auflage  bei  Fratelli  Bocca  in  Turin  erschienen  ist 
und  eine  sehr  eingehende  Beachtung  verdient,  dann  Loria's  nun  auch  in  deutscher  Ueber- 
setzung  (besorgt  von  Dr.  Carl  Grünberg  und  herausgegeben  von  J.  C.  B.  Mohr  in 
Freiburg  im  Breisgau)  veröffcntliclites  Buch:  „Les  bases  econoniiques  de  la  Constitution 
sociale",  Paris,  Alcan  1893  (2.  Auflage  seiner  „Teoria  econouiica  della  costituzione  politica," 
Torino  1886),  welches  allerdings  nur  zum  Theile  hieher  gehört.  Ueberdies  seien  drei 
Schriften  Giuseppe  Flamingos,  des  Herausgebers  der  Rivista  di  Sociologia  (Mitredacteure 
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Bind   von  (lein  mit  .Tiiiiner  189")  cruffnotcn  II.  Jahrgange  an  Vincenzo  Tangorra,  Gioii. 
Sergi  und  Filipiio  Virgilii)  genannt,  nämlich: 

„Une  loi  sociolo;,'ii(ii(;"  (aus  der  „Hevuc  internationale  de  Sociologic"  II.  Nr.  C, 
1894),  „Insufficicnza  del  nietodo  storico  nella  soeiidogia  niodema"  (auH  dem  „Penniero 
Italiano",  XLVI.  1894)  und  da«  BiicIiKin,  dcsnen  Titel  an  die  Spitz«  dieser  Zeilen  gcHtellt 
ist.  Dieses  letztere  umi'asst  im  wesentlichen  auch  den  Inlialt  der  beiden  anderen  Schriften 
Kianiingos.  Es  untersucht  zunächst  die  Stellung  des  Darwinismus  zu  den  gesellschaft- 
lichen Phäiionienon;  ana  dieser  Betrachtung  ergibt  sich  für  den  Verfa.s8er  die  Ueberzeugung, 
das«  die  Untersuchung  des  gesellschaftlichen  Lebens  der  Thiere  von  entscheidendem  Werte 
für  die  Sociologie  sei;  weiters  betrachtet  Flamingo  die  Stellung  der  historischen  Schule 
zur  Theorie  des  Evolutionismus  und  findet,  dass  die  erstere  der  letzteren  nur  in  sehr 
geringem  Maasse  dienlich  sein  kOnnc;  die  Methode  der  Sociologic,  durch  welche  die 
gesellschaftliche  Evolution  nachgewiesen  werden  könne,  sei  eine  in  viel  weiterem  Sinne 
historische  und  beziehe  auch  ilie  gleichzeitigen  Phänomene  in  ihre  geschichtliche  Betrachtung 
ein;  sie  sei  eine  specilisch  philosophische,  da  ihr  die  Erfahrung  meist  nicht  behilflich  sein 
kfinne  und  werde  am  besten  einfach  die  sociologische  Methode  genannt.  Nach  diesen 
Ausfiilirungen,  deren  Ergebnis  hier  natürlich  nur  ganz  aphoristisch  mitgetheilt  werden 
konnte,  untersucht  der  Autor  in  von  erstaunlicher  Belcsenheit  zeugenden  Ausfühnmgen 
die  Tliiergesellschaft  als  die  einfache  gegenüber  der  complicierten  Form,  der  menschlichen 
fiescllschaft.  Hiebei  betrachtet  er  die  Wichtigkeit  der  Gefühle  der  Sympathie  und  für 
Nützlichkeit  (er  lässt  auch  die  Utilitä  finale  eine  Rolle  spielen)  und  des  Geschlechts- 
triebes in  der  thierischen  Gesellschaft,  weiters  bespricht  er  künstlerische  (!)  und  religiöse  (!) 
Gefühle  der  Thiere,  erörtert  den  natürlichen  Lebensprocess  der  Menschen  und  Thiere  und 
schildert  schliesslich  den  communi-stischen  Charakter  der  Thiergesellschaft.  Als  Ergebnis 
stellt  Flamingo  die  These  auf,  die  gesellschaftliche  Organisation  unter  den  Thieren  sei 
nichts  als  eine  Manifestation  des  Gefühles  für  Nützlichkeit,  des  Triebes  nach  Erlangung 
mclglichst  grosser  Bedürfnisbefriedigung  und  nach  möglichst  weitgeilender  Vermeidung 
von  Opfern;  dieselbe  Grundlage  habe  aber  auch  die  menschliche  Gesellschaft. 

Meine  Kritik  dieser  Ausführungen  liegt,  soweit  ich  eine  solche  überhaupt  geben 
will,  in  den  einleiti'iiden  Bemerkungen.  Schul  lern. 

Kniest  Dllhol»!  Les  Tiade-Unions  et  Ics  associatlons  professionelles  cn  Belgiiiuc, 
l'rojet  de  loi.  Gand,  Bruxelles,  Societe  Beige  de  Librairic,  pag.  X  et  223. 

Das  vorliegende  Buch  zerfällt  in  zwei  Thcile,  von  denen  der  erstere  den  derzei- 
tigen Zustand  der  Trade-Uniona  und  die  Gesetzgebung  behandelt,  welche  diese  iibcraas 
wichtige  social-ökonomische  Erscheinung  betrifft,  der  letztere  dagegen  die  aus  dem  ersten 
Tlieile  gewonnenen  GeHichtspunkte  zu  einem  Gesetzentwurfe  verarbeitet,  der  durch  den 
Umstand  erhölites  Interesse  erlangt,  dass  gerade  jetzt  in  den  belgischen  Kamineni  die 
Beratbang  eines  Regierungsentwuri'es  über  die  Syndicate  unmittelbar  bevorsteht. 

Der  Wert  des  ersten  Theiles  der  vorliegenden  Schrift  beruht  der  grossen  Literatur 
gegenüber,  die  über  das  Thema  schon  besteht,  darauf,  dass  der  Verfasser  die  Verhältnisse 
ans  eigener  Anschauung  kennt,  und  dass  er  überall  das  neueste  Mati;riale  benutzt  hat; 
das  Verzeiclinis  der  Quellen  auf  dei  Seiten  221  -223  unterrrichtet  uns  hierüber. 

Der  zweite  Theil  kann  mit  so  .illgemeincn  Bemerkungen  nicht  erledigt  werden,  es 
sei  uns  vielmehr  gestattet,  darauf  etwas  n8her  einzugehen.  Gerade  der  Tnistjuid,  diuts 
der  Gesetzentwurf,  welclien  der  Verfa.sser  vorlegt,  für  Belgien  Geltung  erlangen  soll, 
scheint  uns  berücksichtigenswert,  da  ja  der  Verfasser  unter  dem  Einflüsse  der  so  überaus 
interessanten  Veriiältni.sse  dieses  Landes  gestanden  hat.  als  er  seinen  Vorschlag  fonuulierte, 
und  da  die  Saclikenntnis  des  Verfassers,  nach  dem  Inhalte  des  Werkes  zu  schliessen,  wohl 
ausser  Zweifel  steht  Es  dürfte  also  wohl  die  Befürchtung  ausser  Betracht  kommen,  dass 
er  unvorsichtig  in  England  Angemessenes  auf  anders  geartete  Verhältni^^'e  in  Belu'ien  za 
übertragen  suche. 

Zunächst  einige  Worte  über  den  den  Kammern  vorliegenden  Gesetzentwurf  betretlenJ 
die  Fachvereine,  auf  welchen  Dubois  selbst  Bezug  nimmt  und  von  dem  er  sagt,  er  strebe 
daniach,  zur  Bildung  solcher  Vereine  anzuspornen  und  dieselben  mit  gewissen  juristischen 


3ß0  Literaturbericht. 

Befugnissen  auszustatten.  Der  Entwurf,  über  den  genauere  Einzelheiten  in  einem  Artikel 
von  Emil  Vandervelde  im  socialpolitischen  Centralblatte,  IV.  Jahrg.,  Nr.  10  (1894) 
nachgelesen  werden  können,  bestimmt,  dass  die  Fachvcreine,  d.  h.  „Vereinigungen,  welche 
von  Personen,  die  demselben  oder  einem  verwandten  Gewerbefache  oder  demselben 
Gewerke  oder  an  der  Herstellung  desselben  Erzeugnisses  arbeitenden  Gcwerken  angehören, 
zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Fach-  und  Wirtschaftsinteressen  gebildet  werden"^ 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  gemessen. 

Zur  Erlangung  der  Anerkennung  genügt  die  Vorlage  der  Statuten,  welche  über 
eine  Reihe  von  Momenten  Auskunft  geben  und  die  Vereinsleiter  namhaft  machen  müssen. 
Zu  diesen  letzteren  können  auch  Personen  gehören,  die  nicht  das  betreffende  Gewerbe 
betreiben,  sondern  nur  Ehremnitglieder  sind;  allerdings  müssen  drei  Viertel  der  Vereins- 
mitglieder Fachgenossen  sein.  Die  Processfähigkeit  der  Facbvereine  ist  zwar  mehrfach 
beschrankt,  unischliesst  aber  die  überaus  wichtige  Befugnis,  als  Kläger  oder  Beklagte 
zur  Wahrung  der  Einzelrechte  der  Mitglieder  aus  ihrem  Arbeitsverhältnis  ohne  Beistand 
vor  Gericht  aufzutreten.  Den  Fachvereinsverbänden  kommen  die  Rechte  juristischer 
Personen  im  gleichen  Umfange  zu  wie  den  Fachvereinen  selbst. 

D  u  b  0  i  s  will  nun  in  seinem  Entwürfe  in  noch  weitergehendem  Maassc  den 
Erfahrungen  Rechnung  tragen,  welche  in  England  mit  den  Trade-Unions  gemadit  worden 
sind.  Sein  Vorschlag  ist  in  siebzehn  Artikeln  fornmliert  und  enthält  folgende,  wesent- 
liche Sätze,  deren  Motivierung  das  letzte  Capitel  seines  Buches  bietet. 

„Vereinigungen  von  Personen,  welche  in  Industrie,  Handel  oder  Ackerbau  dasselbe, 
ein  ähnliches  oder  mit  einander  verbundene  Gewerbe  betreiben  und  ausschliesslicli  den  Zweck 
verfolgen,  ihre  Berufsinteressen  zu  studieren  und  zu  vertheidigen,  wechselseitige  Hilfe- 
leistung einzuführen  und  Einrichtungen  cooperativer  Natur  zu  fördern,  geniesscn  unter 
den  im  Gesetze  bezeiclineten  Bedingungen  und  innerhalb  der  festgestellten  Grenzen  die 
Rechte  juristischer  Personen."  Jede  Person  im  Alter  von  mehr  als  18  Jahren,  eine 
verheiratete  Frau  jedoch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  kann  dem  Fachvereine 
angehören;  auch  Ehrenmitglieder  sind  zugelassen  und  als  solche  insbesondere  Personen, 
welche  die  Ausübung  des  betreffenden  Gewerbes  aufgegeben  und  kein  anderes  ergriffen 
haben.  Die  Leitung  des  Vereines  kann  nur  grossjährigen  Belgiern  anvertraut  werden  und 
zwar  allen  jenen,  die  nicht  aus  besonderen  Gründen  hievon  ausgeschlossen  sind.  Drei 
Viertel  der  Vorstandsmitglieder  müssen  wirkliche  Mitglieder  des  Fachvereines  sein.  Die 
Fachvereine  erlangen  die  juristische  Persönlichkeit  erst  durch  die  Eintragung  der  Statuten 
in  ein  besonderes  Register.  Die  Statuten  müssen  Namen  und  Standort  des  Vereins,  den 
Zweck  desselben,  die  Bedingungen  der  Aufnahme,  die  Art  der  Bemessung  der  Mitglieder- 
beiträge, der  Anlage  und  Verwendung  der  Gesellschaftsfonde,  die  Bedingungen,  unter 
welchen  Ansprüche  auf  Unterstützungen  gewonnen  werden,  die  Rechte  der  Gesellschafts- 
leitung,  die  Bedingungen  und  den  Vorgang  bei  der  Auflösung  and  Licjuidierung  des  Vereins- 
vermögens und  andere  mehr  nebensächliche  Momente  feststellen;  den  Statuten  muss  die 
Liste  der  der  üirection  angehörenden  Personen  beigeschlossen  sein.  Jeder  Fachverein 
ist  verpflichtet,  alljährlich  seinen  Rechnungsabschluss  vorzulegen,  welchem  auch  der 
Bericht  über  eventuelle  Statuten-Aenderungen  und  darüber  angeschlossen  sein  muss,  ob 
in  der  Berichtsperiode  Abweichungen  in  der  Zusammensetzung  des  Vorstandes  stattge- 
funden haben. 

Der  Artikel  8  erkennt  den  Fachvereinen  das  Jus  standi  in  judicio  zu  und  umschreibt 
ihre  vermögensrechtliche  Stellung,  indem  er  unter  anderem  festsetzt,  dass  sie  nur  solchen 
Immobiliarbesitz  haben  dürfen,  der  für  ihre  Zwecke  nothwendig  ist. 

Verfolgen  die  Fachvereine  Versicherungszwecke  (dieselben  sind  im  Art.  9  einzeln 
aufgeführt),  so  stehen  ihnen  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Rechte  zu,  welche  im 
Sinne  eines  Gesetzes  vom  23.  Juni  1894  anderen  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesell- 
schaften zukommen. 

Die  Fachvereine  zahlen  an  den  Staat  jährlich  ein  G'ebüren-Aequivalent  von  ihrem 
unbeweglichen  Besitze. 
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Für  Kiiclivciiiiis- Verbände  gi.'lh'ii,  wiim  dir  .iiiziliiiii  \  rrciru;  diu  };leii,-lit'ii,  utiiiliclnii 
oder  ■/.nHaiimieiifji'liCiri'^i'n  ücwcrbfii  aiifffhOnMi,  dicHidbi'H  ]<i-Htiiiiniiiii)(i.'n  wie  für  Facli- 
veriMiio  sidbHt;  im  (•iitf,'<'>,'t'ii)»c8cteteii  ?'alle  wurden  sie  inir  iinerkiiniit,  wenn  die  Regierung 
dazu  die  Hewillij,'uiif^  gibt. 

Unter  bestimmten  Voraussetzungen  kann  der  Fachverein  durch  das  Gericht  anf- 
gelOst  werden. 

])ic  Strafbestimnnmgen  der  Artikel  15,  16  und  17  bleiben  für  uns  ausser  Betracht. 

Weim  wir  den  oben  in  seinen  Hanptniomenten  skizzierten  Inlialt  des  T)nboifl'schen 
Gcsetzentwiirfe.s  betrachten,  ho  erkeinien  wir  sofort,  da.ss  er  aussorordentlieli  weitgehend 
ist,  aucli  zeigt  er  ausgesiirochene  Aidmliolikeit  mit  dem  den  belgiselien  Kammern  bereit« 
unterbreiteten  Entwürfe.  Einige  Abweicliungen  seien  im  folgenden  angedeutet.  IJcsondent 
wichtig  erscheint  uns  die  verscliiedene  Umgrenzung  des  den  Fachvereinen  zuerkannten 
Rechtes,  Ehrenmitglieder  aufzunelimen;  diese  Befugnis  scheint  sich  Dubois  nur  in  ihren 
F(dgen  und  zwar  dadurch  l)eschräiikt  zu  denken,  dass  alle  Vorstandsmitglieder  grossjährig 
und  Heigier,  sowie  zu  drei  Viertehi  wirkliclie  Mitglieder  sein  müssen;  der  Uegierungsentwurf 
bestimmt  dagegen,  dass  nur  ein  Viertel  der  Vereinsmitglieder  Ehrenmitglieder  sein  dürfen. 
Die  Zulassung  von  Ehrenmitgliedeni  ist  ein  Zugeständnis  von  niüglicherwei.se  sehr  grosser 
Tragweite  und  kann  l>ewirkc'n,  dass  hervorragende  Parteiführer  im  Vorstande  siimnitlicher 
oder  der  meisten  Faclivereine  er-sclieincn  und  dadurch  die  Fachvereine  zu  i'inzelnen 
'l'ruppeiikörpern  einer  einheitlich  geleiteten  -Armee  machen;  aucli  kaini  dieses  Zugeständnis 
den  praktischen  Erfolg  und  damit  den  Wert  der  Bcstimnmng,  dass  die  einem  Fachvereine 
angehörenden  Personen  wenigstens  ähnlichen  oder  zusammengehürenden  Gewerben  ange- 
hören müssen,  illusorisch  machen,  ja  speciell  nach  der  Dubois'schen  Fa-ssung  den 
Charakter  des  Vereines  als  Fachverein  zerstören. 

Aus  beiden  Gesetzentwürfen  in  ihrem  Wortlaute  und  eben  wegen  unbestimmter 
Stylisierung  lässt  sich  nicht  sofort  entnehmen'),  ob  überhaupt  jemand  die  Pflicht  und 
das  Kecht  hat,  die  Statuten  zu  prüfen  und  unter  Umständen  die  Registrierung  des  Fach- 
vereines zu  verweigern.  Nach  dem  Regierungsentwurfe  werden  die  Statuten  im  Monitenr 
veröd'entlicht;  etwas  derartiges  flndet  sich  bei  Dubois  niclit;  er  sagt  nicht  einmal,  ob  er 
sich  das  Fachvereinsregistcr  öffentlidi  denkt;  nach  dem  Regierungsentwurfe  haben  als« 
die  Statuten  eine  erheblich  grössere  Publicität,  während  anderseits  die  alljährliche 
Reclmungslegung  der  Dubois'schen  Fachvereine  einen  Vorzug  darstellt,  der  den  in  der 
Regierungsvorlage  vorgesehenen  Vereinen  zu  fehlen  acheint.  Die  Bestinnnung  in  der 
letzteren  Vorlage,  dass  die  Vereine  Sdienkungen,  Legate  und  Erbschaften  nur  mit 
Hewillignng  der  Regierung  annehmen  dürfen,  felilt  bei  Dubois,  kann  aber  eine  wichtige 
Walle  zu  Gunsten  der  Regierung  sein,  wenn  die  Fachvereine  staatsgefülirliche  Neigungen 
zeigen  sollten.  Vom  juristischen  Standpunkte  freilich  dürfte  gerade  diese  Bestimmung 
Einwendungen  begegnen,  und  vom  Stamlpunkte  der  Praxis  kann  sie  vielleicht  die  Wirkung 
haben,  dass  neben  der  offenen  Geschäftsgebarung  noch  eine  geheime  sich  herausbildet 
und  die  versiilinendc  Wirkung,  die  ja  docli  wenig.stens  nebenher  der  Gesetzentwurf  haben 
soll,  geschädigt  wird. 

Die  Regierungsvorlage  schliesst  die  Vertheilung  des  Vennögens  eines  aufgelösten 
A\'reines  an  die  Mitglieder  aus  xmd  bestimmt  es  je  nach  Umständen  einem  oder  sämnitlichen 
verwandten  Fach  vereinen. 

Dubois  kennt  eine  sidche  Beschränkung  der  Verbände  nicht:  es  Hessen  sieh  hier 
zahlreiche  Momente  pro  und  contra  aufführen,  im  grossen  und  ganzen  aber  scheint  uns 
hier  juristisch  und  volkswirt-schaftlich  der  Dnbois'scho  Standpunkt  richtiger  zu  sein! 
denn  einerseits  wäre  das  Eventualrcdit  der  Regierung,  das  fragliche  Vermögen  sämmtlichen 
ähnlichen  oder  verwandten  Fachvereinen  zuzuweisen,  respective  die  dadurch  den  Fachvereinen 
zugestandene  Intestaterbfidgc  ein  juristisches  Curiosum  recht  bedenklicher  .\rt,  zweitens 
ist  es  nicht  einzusehen,  warum  die  Vereinsnülglieder  bei  .Xuflösung  des  Vereines,  die  ja 
unter  Umständen   auch   gegen   ihren  Willen   erfolgen   kann,   plötzlich   ihre   Recht«   am 


■)  S.  abrigcns  S.  158,  wo  von  einer  reconnkluance  l<S(«le  der  SUtnlen  die  Rede  tat,  und  8.  I7S. 
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Vcreinsvermögcn  verlieren  sollen,  ■-  das  wäre  eine  ganz  absonderliche  Art  von  Ver- 
mögensstrafe  —  und  überdies  könnte  möglicherweise  für  besonders  reichgewordenc 
Fachvereine  in  den  ärmeren  als  Anwärtern  auf  ihre  Erbschaft  ein  Feind  entstehen,  der 
auf  ihren  Untergang  speculieren  würde.  Weitere  Bedenken  mögen  der  Kürze  wegen 
ausser  Betracht  bleiben. 

Damit  genug!  Und  nun  noch  wenige  Worte  in  Betreff  der  im  vierten  Capitel  des 
Dubois'schen  Werkes  gegebenen  Motivierung.  Das  von  ihm  Gesagte  ist  hn  grossen  und 
ganzen  ohne  weiteres  als  wertvoll  zu  bezeichnen,  weil  es  klar  und  eindringend  alle  in 
Betracht  kommenden  Fragen  erörtert  und,  wo  dies  nothwendig  ist,  auch  opportunistischen 
Rücksichten  Rechnung  trägt.  In  diesem  Capitel  tritt  auch  die  Tragweite  mancher  Bestim- 
mungen des  Entwurfes  erst  recht  klar  zu  Tage,  von  Bestimmungen  besonders,  die  in  den 
Worten  des  Gesetzeätextes  nur  implicite  enthalten  sind.  So  ist  es  zulässig,  dass  auch 
Betriebsbeamte  und  Unternehmer  dem  Fachvereine  angehören;  die  Wichtigkeit  dieses 
Momentes  ist  eine  ganz  ausserordentliche,  und  doch  fällt  dasselbe  überhaupt  erst  dann 
auf,  wenn  der  trockene  Wortlaut  des  Art.  2  genau  analysiert  wird,  oder  die  Motive 
gelesen  werden;  ob  diese  Bestimnmng  mehr  segensreicli  oder  mehr  schädigend  wirken 
wird,  hängt  von  den  Beziehungen  ab,  die  zwischen  den  Unternehmern  und  Arbeitern 
bestehen ;  möglicherweise  wird  hiedurch  einfach  die  Entstehung  von  Fachvereinen  verhindert : 
gesetzt  den  Fall,  Arbeiter  wollen  einen  Fachvercin  unter  sich  bilden  und  wollen  in  die 
Statuten  Einschränkungen  in  dem  Sinne  einführen,  dass  die  Unternehmer  vom  Eintritte 
in  den  Verein  ausgeschlossen  seien,  so  können  hieraus  vielleicht  Schwierigkeiten  bei  der 
Genehmigung  der  Statuten  —  in  all  diesen  Punkten  ist  der  Gesetzentwurf  nicht  genügend 
klar  —  entstehen,  und  ein  solcher  Fachverein  wird  im  Keime  erstickt  werden;  können 
dagegen  solche  Beschränkungen  die  Genehmigung  der  Statuten  nicht  auflialten.  dann  werden 
die  Fachvereine  von  vorherein  zu  Kanipfvereinen,  und  der  socialpolitische  Zweck  der  ganzen 
Gesetzgebungsaction  ist  verfehlt. 

Anderseits  darf  nicht  übersehen  werden,  dass,  wenn  die  notliwendige  Grundlage 
für  die  obige  Bestimmung  geschaffen  wäre,  das  Gefühl  einer  Interessen-Solidarität,  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeiteni  nämlich,  in  den  Fachvereinen  des  Dubois'schen  Entwurfes 
ein  vorzügliclies  Mittel  gelegen  sein  könnte,  dieses  Gefühl  zu  verstärken  und  wirksam  zu 
machen.  Wir  glauben  aber,  dass  es  heute  am  wenigsten  an  der  Zeit  ist,  sich  einem 
Bastiat'schen  Optimismus  hinzugegeben,  wie  er  jenen  Fachmännern,  die  hauptsächfich 
an  der  Quelle  der  französischen  Wissenschaft  getrunken  haben,  in  jedem  Blutstropfen  steckt. 

Die  Stelle  des  Gesetzentwurfes,  welche  Personen,  die  geistige  Getränke  verschleissen, 
aus  den  Vorständen  der  Fachvereine  ausscbliesst,  verdient  besonders  hervorgehoben  zu 
werden;  die  gesetzlichen  Bestimnmngen  vieler  Staaten  über  das  Truck- System-  tragen 
in  manchen  Richtungen  demselben  durchaus  gesunden  Gedanken  Rechnung,  der  hier 
entscheidend  i.st. 

Mit  dem  Gesagten  i.st,  wie  uns  scheint,  zum  mindesten  angedeutet,  welcher  Geist 
in  dem  vorliegenden  Buche  herrscht  und  welche  Wichtigkeit  die  darin  behandelten 
Fragen  haben. 

Die  Periode  der  einfachen  Unterdrückung  wirtschaftlicher  und  socialer  Bestrebungen 
der  Arbeiterclasse  ist  abgeschlossen  und  muss  abgeschlossen  bleiben ;  die  Aufgabe  des 
Staates  geht  heute  dahin,  jenen  Forderungen  der  Arbeiter  als  berechtigten  Ansprüchen 
zum  Siege  zu  verhelfen,  welche,  untrennbar  verbunden  mit  der  Freiheit  des  Individuums^ 
demselben  die  Möglichkeit  schaffen,  auch  wirtschaftlich  frei  zu  sein  und  an  den  Cultur- 
fortschritten  des  Volkes,  dem  es  angehört,  Antheil  zu  nehmen;  hiedurch  wird  es  an  dem 
Gedeihen  und  dem  Ruhme  des  Vaterlandes  interessiert  und  ihm  der  Fortbcstanii  des 
Privateigenthums  nicht  als  Hindernis  bei  Erreichung  seiner  Ziele,  .sondern  als  .-Vnsporn 
zur  Mitarbeit  an  den  nationalen  Aufgaben,  als  jener  Zustand  erkennbar  werden,  der  ihm 
die  Unverletzlichkeit  seiner  Individualität  sichert.  Daneben  kann  nicht  übersehen  werden, 
dass  die  Herausbildung  von  Ständen  nicht  nach  Maassgabe  der  Geburt  oder  des  Reichthumes 
sondern  nach  Maassgabe  der  Arbeitsphäre  immer  mehr  fortschreitet,  und  dass  diese  Stände 
als  solche  Anerkennung  fordern. 
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Der  Geist  der  Trade-Unions,  wcnigstcnR  wie  er  bin  in  die  letzte  Zeit  zntage 
getreten  ist,  hat  diesen  Postulatcn  im  (jrosscn  und  Ganzen  mit  Krfolg  Rechnung  getragen, 
er  hat  eine  Verbindung  des  individualistischen  mit  dem  socialen  Gedanken  hergestellt, 
die  gcsniul  war  und  den  bercclitigten  Anspruch  auf  Fortentwicklung  besitzt. 

Wien,  am  7.   Deciiiiber  lSt(M.  .Schullern. 

Conini.  Eiiianuole  Pinani:  11  piMbleina  finanziario  in  Italia,  studi  e  proposte, 
Roma,  Folchetto  1894,  43  pag. 

Der  Verfasser  dieser  Schrift  hat  sidi  bereits  seit  Jahren  auf  den  Gebieten  der 
P'inanzwissenscbaft  und  der  Staatsverrechnung  schriftstellerisch  bethätigt:  seine  Statmogratia 
applicata  alle  azii'nde  pubbliohe  und  ein  Aufsatz  Ober  11  Hilancio  della  Stato  (Giomale 
degli  Kconomisti  1892)  dürften  seine  verdienstlichsten  Schriften  sein.  Er  tritt  nun  mit  einer 
Untersuchung  über  den  Zustand  der  italienischen  Finanzen  und  die  Mittel  ihrer  Heilung 
vor  die  Ocffentlichkeit.  auf  die  in  dieser  Zeitschrift  umsomehr  aufmerksam  gemacht 
werden  muss,  als  dieselbe  im  vorigen  .Jahrgänge  einen  vortri'fHicIifn  .Artikel  über  eben 
dieses  Thema  aus  der  Feder  Henini's  gebracht  hat.  l'isani  stimmt  nicht  in  den 
allgemeinen  Jammer  ein,  er  gibt  nichts  verloren,  er  verlangt  auch  keine  heroischen 
Heilmittel  und  glaubt  die  Lösung  des  Problems  in  verhältnismässig  einfacher  Weise 
erreichbar.  Im  ersteren  Punkte  geben  wir  ihm  Recht.  P^in  gesundes,  kräftiges,  aufstre- 
bendes Volk  hat  nicht  das  Recht,  zu  verzagen;  der  Finanzpolitiker  seinerseits  darf  nnr 
nie  vergessen,  dass  die  Finanzpolitik  nicht  Selbstzweck,  sondern  Mitte!  zu  dem  hohen 
Zwecke  der  Hebung  des  moralischen,  iiitclloctuellen  uml  ((konomischen  Niveaus  der 
Bevölkerung  ist;  er  darf  aber  auch  nicht  vergessen,  dass  die  Finanzpolitik  nicht  isoliert 
wirksam  werden  kann,  dass  vielmehr  ihre  Action  gefordert  und  gestört  wird  durch  zahl- 
reiche anderweitige  Erscheinungen  des  staatlichen  Lebens,  dass  z.  B.  das  Heer  nicht  nur 
eine  Ausgabepost  darstellt,  sondern  durch  sein  Vorhandensein  und  die  dadurch  geschaflene 
Sicherheit  und  politische  Machtstellung  des  Staates  die  ökonomische  Kntfaltung  erleichtert 
und  fördert;  das  Volk  seinerseits  nuiss  in  der  Finanzpolitik  eine  der  Quellen  seines 
Wohlstandes  ersehen  können  und  wirklich  ersehen.  Wenn  beide  Theile  sich  dieser 
Momente  bewusst  sind  und  diese  Erkenntnis  auch  bethätigen,  so  wird  unschwer  das 
Mittel  gefunden  werden  können,  das  die  Gesundung  bringt.  Nicht  die  Existenz  und  der 
Kampf  politischer.  Parteien  aber  scheint  uns  in  dieser  Richtung  förderlich,  sondern  die 
allniiihli<lie  Entwicklung  der  Erkenntnis,  dass  finanzpolitische  keine  politischen  Fragen  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  sind,  dass  also  jeder  politisctie  Parteistandpunkt  aufgegeben 
werden  muss.  wo  es  sich  um  derartige  Probleme  handelt. 

Was  den  zweiten  Punkt  angeht,  so  kann  ohne  weiteres  zugegeben  werden,  da.ss 
heroische  Hi'ilmittel  auf  finanziellem  Gebiete  gewöhnlich  niidit  räthlich  sinil.  denn  sie 
tragen  den  Stempel  der  rniilierlegtheit  an  sich  uiwl  werden  überdies  meist  mit  Mi.sstrauen 
angewendet;  ob  aber  die  Mittel,  die  Pisani  vorschlägt,  nicht  zum  Theile  wenig-stens  allzu 
ängstlich  sind,  das  dürfte  wohl  fraglich  bleiben.  Die  vorgeschlagene  Operation  mit  den 
Eisenbahnen  —  die  übrigens  ziemlich  einschneidend  wäre  —  könnte  leicht  wie  ein  zwei- 
schneidiges Messer  wirken;  die  mangelhalte  Rentabilität  der  italienischen  Eisenbahnen  ist 
ja  doch  keine  unabänderliche  Thatsaehe,  sie  wird  vielleicht  ins  (iegentheil  um.schlagen, 
wenn  die  ökonomische  Lage  sich  bessert,  insbesondere  die  Industrie  sich  hebt;  die 
Gebarung  mit  den  Pensionen  ist  etwas  der  italienischen  Staatsverrechnung  so  Eigen- 
thiimliches.  dass  es  schwer  ist.  darüber  in  wenigen  Worten  zu  urtheilen;  ob  aber  eine, 
wie  es  scheint,  im  wesentlichen  rechnerische  Operation  einen  volkswirtschaftlichen  Nutzen 
in  dieser  Beziehung  stiften  kaini.  das  erlauben  auch  wir  uns,  zu  bezweifeln  —  den 
innnerhin  möglichen  staatswiiischat'tliclun  Krfolg  in  allen  Ehren.  —  Die  steuerpolitischen 
Vorschläge  des  Verfassers  sind  beachtenswert,  zum  Theil  au('h  für  die  Finanzpolitik  anderer 
Staaten ;  wie  aber  der  Verfasser  auch  nur  den  vorläufigen  Fortbestand  des  Lotto,  gegen 
das  er  die  schärfsten  W'affen  ins  Feld  führt,  gerage  angesichts  dieser  seiner  Ueberzeugung 
für  irgend  zulässig  ansehen  kann,  das  ist  uns  ganz  unverständlich;  ist  das  Lotto  so,  wie 
er  es  schildert  —  und  leider  dürfte  er  nnr  zu  Recht  haben.  —  so  muss  es  ohne  Rücksicht 
auf  Opportuninität  sofort  beseitigt  werden;  seine  Stellungnahme  zum  Salzmonopol  ist  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  specifisch  italienische  Behandlung  dieses  Monopols  verständlich. 
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Schliesslich  eine  methodologische  Beiiicrkuiif,'.  Die  Vergleichung  der  Ausgaben  und 
J]innahmen  verschiedener  Staaten  mit  fast  ausschliesslicher  Berücksichtigung  der  Bevölkerungs- 
zahl ist  fast  ganz  wertlos;  das  weiss  der  Verfasser  sicher  selbst,  er  hat  sicher  diesen  Modus 
der  Vergleichung  nur  gewählt,  weil  andere  Mittel  ihm  gar  nicht  oder  doch  zu  schwer 
anwendbar  erschienen  sind;  das  hätte  aber  gesagt  werden  sollen;  so  liegen  Vergleichungen 
vor  dem  Auge  des  Lesers,  die  diesen  hie  und  da  irreführen  können.  Imnierlün  inuss 
zugestanden  werden,  dass  die  einzuführenden  Corrccturen  in  der  Regel  die  Thesen  des 
Autors  nur  noch  mehr  bekräftigen  und  nicht  widerlegen  würden. 

Trotz  obiger  Bemerkungen  erkennen  wir  ohne  weiters  an,  dass  Pisani's  Schrift 
sehr  verdienstlich  ist,  sie  tritt  nur  etwas  zu  ängstlich  auf  und  vermeidet  zu  genie  Pointen, 
die  ihr  vom  theoretischen  und  vom  finanzpolitischen  Standjiunkte  sehr  gut  anstellen 
würden.  Schullern. 

Dr.  Rudolf  Singer:  Das  Recht  auf  Arbeit  in  geschichtlicher  Darstellung.  Jena, 
Gustav  Fischer  1895,  VI   und  81  S. 

Anton  Menger  hat  in  seiner  Scbrift  ülier  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag auch  eine  literargescliichtliclie  Skizze  des  „Rechtes  auf  Arbeit"  gegeben.  Die 
Umrisse,  welche  Menger  mit  einigen  wenigen  aber  cliarakteristischen  Strichen  von  der 
Gestalt  entworfen  hat,  welche  die  Vorstellung  vom  Recht  auf  Arbeit  bei  Schriftstellern 
und  Politikern  bisher  gewonnen  hat,  füllt  der  Verfasser  vorliegender  Schrift  mit  Liebe 
und  Sorgfalt  aus.  Er  hat  die  Mühe  nicht  gescheut,  die  namentlich  in  Frankreich  reichlich 
fliessenden  literarischen  Quellen,  sowie  die  Protokolle  aller  jener  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen von  1789  bis  auf  die  Gegenwart,  die  sich  mit  der  Frage  bescbäftigt  liaben, 
durchzugehen,  um  in  authentischer  Weise  die  ausgesprochenen  Ansichten  feststellen  und 
prüfen  zu  können.  Er  hat  auf  diese  Weise  eine  literargcschicbtliche  Studie  geliefert, 
die  zwar  nicht  wesentlich  Neues,  aber  doch  eine  solche  Darstellung  bietet,  die  auch  der 
mit  der  Literatur  Vertraute  gerne  in  die  Hand  nehmen  wird,  weil  sie  das  über  das  Recht 
auf  Arbeit  Gesagte  und  Geschriebene  in  einer  bisher  noch  nicht  gebotenen  Vollständig- 
keit zusamnienfasst.  Weitere  Kreise  wird  aber  die  Schrift  schon  aus  dem  Grunde 
interessieren,  weil  die  Bestrebungen,  die  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  zu  beseitigen 
oder  doch  ihre  Folgen  zu  mildern,  in  der  Gegenwart  immer  stärker  in  den  Vordergrund 
treten  und  dabei  immer  wieder  das  Recht  auf  Arbeit  eine  Rolle  als  nicht  gering  zu 
schätzendes  Schlagwort  spielt.  In  dem  Schlusscapitel  der  Abhandlung  hat  denn  der  Ver- 
fasser auch  das  Verhältnis  der  socialpolitischeu  Forderungen  der  oben  erwähnten  Art 
zu  dem  Recht  auf  Arbeit  berührt.  Leider  nur  andeutungsweise,  wodurch  denn  auch  die 
irreführende  Bemerkung  veranlasst  ist,  dass  jene  Socialpolitik  in  der  Bahn  und  Richtung 
des  Rechtes  auf  Arbeit  liege  Das  Recht  auf  Arbeit  als  Forderung,  dass  Gelegenheit  zu 
freithätiger  Beschaffung  des  Lebensunterhaltes  gewährt  werde,  ist  eine  widerspruchsvolle, 
auf  lialbom  Wege  stehen  gebliebene  Folgerung  aus  der  Thatsache,  dass  in  der  privat- 
capitalistischen  Organisation  der  Volkswirtschaft  dem  Besitzlosen  jede  Möglichkeit  einer 
mit  jener  grundsätzlichen  Ordnung  in  Uebereinstiuimung  befirdlichen  Existenz  genom- 
men sein  kann.  Er  erhält  seinen  Unterhalt  nur,  wenn  er  arbeitet,  und  eben  diese  Wirt- 
schaftsordnung, die  von  ihm  Arbeit  fordert,  ehe  sie  ihn  am  Gütergenuss  theilnehmcn 
lässt,  macht  es  unmöglich,  dass  alle  vorhandenen  Arbeitskräfte  auch  wirklich  Arbeits- 
gelegenheit finden.  Auch  öft'entliche  Verbände,  an  die  sich  die  Forderung  des  Rechtes 
auf  Arbeit  wendet,  können  im  Rahmen  des  privatcapitalistischen  Systems  auf  die  Dauer 
einen  Arbeitsbedarf  nicht  beschaifen,  der  im  freien  Verkehr  nicht  entstanden  ist,  und 
jene  Forderung  steht  daher  im  Widerspruch  zu  der  grundsätzlichen  Ordnung  unserer 
Gesellschaft.  Sie  muss  zu  der  Consequonz  führen,  dass  die  freie  Ordnung  der  Berufe  und 
Unternehmungen  selbst  aufgehoben  werde.  Dann  aber  würde  aus  dem  Recht  auf  Arbeit 
als  Mittel  freithätiger  Beschaifung  des  L'  bensunterhaltes  die  Pflicht  zur  Arbeit  werden 
müssen.  Das  Recht  auf  Arbeit  treibt  daher  über  die  augenblickliche  Beschaffung  des 
Unterhaltsbedarfes  liinaus  zu  einer  principiellen  Aenderung  unseres  Wirtschaftssystems, 
während  die  neueren  socialpolitischen  Bestrebungen  zur  Aütliebung  der  Folgen  unver- 
schuldeter Arbeitslosigkeit  (Arbeitsnachweis,  Arbeitslosenversicherung,  Notlistandsarbeiten) 
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nur  toiUfi  Punkte  und  ReibungHwiderstiinile,  diese»  Systems  zu  beseitigen  versuchen. 
Richtiger  ah  die  Anscliauung  von  der  gleiclion  lüclitung  des  Hechtes  auf  Arbeit  und  der 
letztangefülirten  Hei-trcbungen  ist  die  andere  Auffassung  des  Verfasseri,  dass  das  Kccht 
auf  Arbeit  keine  andere  Rolle  spielen  könne,  als  die  vielgerühmten  Menschenrechte,  das« 
CS  inhaltslos  und  doch  von  bewegender  Kraft  sei,  weil  es  die  Phantasie  und  das  Rechti- 
gefiilil  di-r  Menschen  in  gleicher  Weise  mächtig  anregt.  Philippovich. 

IM".  Karl  Hilclier,  ord.  Professor  an  der  T'nivorsität  Leipzig.  Die  Entstehung 
der  Volkswirtschaft.    Sechs  Vorträge,  Tübingen,  1893,  H.  Laupp'sche  Buchhandlung. 

VoTi  den  in  diesem  Buche  enthaltenen  Vorträgen  stehen  insbesondere  der  erste 
über  ,Dic  Entstehung  der  Volkswirtschaft"  und  der  zweite  über  „Die  gewerb- 
lichen Betriebssysteme  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung"  in  engem 
ZusaniiniMihang  miteinander  und  wiederholen  zum  Theile  nur,  was  Bücher  bereits  in 
dem  Artikel  „(Jewerbe"  im  Handwörterbuch  der  .Staatswisäcnscbaften  gesagt  hat.  Kein 
Leser  wird  es  aber  wohl  bedaueni,  bereits  bekannten  Gedanken  wieder  zu  begegnen,  da 
die  grosse  Darstellungskunst  und  die  sacliliihe  Bedeutung  der  Ausführungen  des  Ver- 
fassers das  volle  Interesse  auch  jenen  Partien  sichern,  die  nur  in  neuer  Form  an  uns 
herantreten. 

Im  ersten  Vortrage  berührt  Bücher  auch  methodologische  Fragen  und  wirft  der 
historischen  Schule  wesentliche  Versäumnisse  vor.  Zum  Verständnis  früherer  Wirtschafts- 
epochen gehöre  es,  die  ökonomischen  Erscheinungen  derselben  mit  den  nämlichen  Mitteln 
der  bogritl'lichen  Zergliederung,  der  psyciiologisch-isolicrenden  Deduction  zu  untersuchen, 
die  sich  an  der  Wirtschaft  der  Gegenwait  in  den  Händen  der  Meister  der  alten 
„abstracten"  Nationalökonomie  so  glänzend  bewährt  hätten;  nicht  zulässig  sei  es  aber, 
fast  unbesehen  die  gewohnten,  von  den  Erscheinungen  der  modernen  Volkswirtschaft 
abstrahierten  Kategorion  auf  die  Vergangenheit  zu  übertragen  oder  an  den  verkehrs- 
wirtschaftlichen Begritt'en  so  lange  herumzukneten,  bis  sie  wohl  oder  Übel  för  alle 
Wiitschaftsepochen  passend  erschienen.  Das  massenhaft  zutage  geförderte  wirtschafts- 
geschichtliche Material  sei  darum  zu  einem  guten  Theile  ein  todter  Schatz  geblieben, 
der  erst  seiner  wissenschaftlichen  Nutzbarmachung  harre. 

Verdienen  schon  diese  Bemerkungen,  welche  die  Notliwcndigkeit  einer  den  wissen- 
schaftlichen Ansprüchen  genügenden  nationalökonomischen  Verarbeitung  der  Ergebnisse 
der  wirtschaft.'gcschichtlichen  Forschung  in  einer  heute  noch  immer  nicht  entbehrlichen 
Weise  klar  vor  die  Augen  rücken,  alles  Interesse,  so  gilt  dies  auch  von  den  folgenden 
Ausführungen,  in  welchen  Bücher  das  eben  Gesagte  an  der  Lehre  von  den  Entwicklungs- 
stufen der  Volkswirtschaft  cxenipliHciert.  Er  gedenkt  hiebei  kurz  der  von  List  und 
Hildebrand  aufgestellten  Stufenreihen  und  wirft  den  neueren  Darstellungen  aus  den 
Kreisen  der  historischen  Schule,  ohne  weiters  auf  diese  einzugehen,  volle  Unzu- 
länglichkeit vor.  Entgegen  der  Anschauung  nun.  dass  es  zu  allen  Zeiten,  bloss  vom 
Tlrzustand  abgesehen,  eine  auf  der  Grundlage  des  Güteraustausches  ruhende  Volks- 
wirtschaft gegeben  habe  nnd  die  Grunderscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu 
alUn  Zeiten  im  wesentlichen  gleichartige  seien,  lässt  Bücher  die  Volkswirtschaft  nicht 
älter  als  den  modernen  Staat  sein  und  betont,  dass  vor  ihrer  Entstehung  die  Menschheit 
grosse  Zeiträume  hindurch  ohne  Tauschverkehr  oder  unter  Formen  des  Austausches  von 
Producten  und  Leistungen  gewirtschartet  habe,  die  als  volkswirtschaftliche  nicht 
bezeichnet  worden  könnten.  Das  Verhältnis  nun  zwischen  Producent  und  Cunsument  als 
Eintheilungsgrund  genommen,  der  das  organisatorische  Moment  aufschliesst,  ergeben  sich 
wenigstens  für  die  maassgebenden  Völker  die  drei  Perioden  der  geschlosseneu  Haas- 
wirtschaft (reinen  Eigenjiroduction,  tauschlos  'n  Wirtschaft),  der  Stadtwirtschaft  (Kunden- 
production  mit  unmittelbarem  TTcbergang  der  Güter  aus  der  producierendcn  Wirtschalt 
in  die  consuniierende)  und  der  Volkswirtschaft  (Warenproduction).  in  welcher  die  Güter 
in  der  Kegel  eine  Reihe  von  Wirtschaften  durchlaufen,  ehe  sie  zum  Verbrauch  gelangen. 

Wir  wollen  hier  nun  nicht  untersuchen,  inwii'weit  sich  die  Bücher'sche  Eintheilung 
von  anderwärts  aufgestellten  abhebt,  auch  nicht,  ob  es  wirklieh  ein  temiinolugischer 
Fortschritt    ist,    den    Ausdruck    Volkswirtschaft    bloss    auf    die    verkehrsvirtschaftliche 
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Entwicklungsstufe  zu  beziehen ;  liervorgehoben  sei  nur,  dass  uns  die  Gefahr  nal\e  geriicl;t 
erscheint,  auf  die  von  Bücher  betonte  frühere  IJntcrschätzung  der  Verschiedenheiten  von 
E'nst  und  Jetzt  in  der  Wirtschaftsverfnssung  folge  bei  ihm  eine  Unterschätzung  der- 
selben, wenigstens  in  nationalökonomisch-theoretischer  Hinsicht.  Wir  vermöchten  nämlich 
die  Anschauung,  dass  die  Grund  erschcinungen  des  wiitscliaftlichen  Lebens  zu  allen 
Zeiten  im  wesentlichen  gli'ichartige  seien,  dureliaus  nicht  vollständig  zu  verwerfen; 
denn,  wenn  man  auch  zugibt,  dass  die  Formen  der  Production  und  des  Verliehres 
wandelbar  sind  und  damit  die  Organisation  der  Wirtschaft  zu  verschiedenen  Zeiten 
auch  ein  ganz  verschiedenes  Gepräge  erhalten  kaiin,  so  darf  man  doch  andererseits  nicht 
übersehen,  dass  alles  Wirtschaften  einer  gemeinsamen  Quelle  entspringt  und  stets  mit 
gewissen  natürlichen  Anlagen  und  Bedürfnissen  des  Menschen  und  dem  beschränkt  vor- 
l'andenen  Gütervorrath  zu  rechnen  hat.  Damit  wollen  wir  aber  selbstverständlich  nicht 
den  liohen  Wert  der  wirtschaftsgeschichtlichen  Eintheilung  Büchers  in  Abrede  stellen, 
und  dies  umso  weniger,  als  er  seinen  oben  wiedergegebenen  Auseinandersetzungen  eine 
wenn  auch  knappe,  aber  überaus  anziehende  Schilderung  der  Besonderheiten  jeder  der 
drei  Perioden  und  des  Zusanimenlianges  dieser  Eigenthüniliihkeiten  untereinander  folgen 
lässt,   die   wohl  von  jedem  Leser  als   vorzüglich   durchgeführt   empfunden   werden   wird 

Der  zweite  Vortrag  über  die  gewerblichen  Betriebssysteme  beleuchtet  sodann  im 
besonderen  die  gewerbliche  Entwicklung,  die,  wie  begreiflich,  auch  schon  in  den  vor- 
hergehenden Ausführungen  eine  leitende  Rolle  gespielt  hat.  Bücher  als  Meister  auf  dem 
Gebiete  der  Gewerbegeschicbto  schildert  hier  in  vortreiTlicher  Weise  Hausfleiss,  Lolinwerk, 
Handwerk,  Verlagssystem  und  Fabrikswesen,  wobei  wir  die  Bedeutung,  die  er  diesen 
Ausdrücken  beilegt,  wohl  als  bekannt  voraussetzen  dürfen  und  nur  gegen  die  Einengung 
des  Terminus  Handwerk  ein  Bedenken  äussern  wollen.  Seine  Hingabe  an  den  Gegenstand 
konmit  zu  Beginn  in  dem  Wunsche  zum  klaren  Ausdruck,  dass  man  im  Interesse  des 
Verständnisses  früherer  Wirtschaftszustände  die  jungen  Nationalokononien  statt  zu  den 
Engländern  und  Nordamerikanern  eher  zu  den  Russen,  Rumänen  oder  Südslaven  auf 
Studienreisen  schicken  sollte. 

Die  geschichtliche  Entwicklung,  führt  Bücher  in  diesem  Vortrage  noch  aus,  besteht 
aber  nicht  darin,  dass  jede  neue  Betriebsart  die  vorhergehende  verdrängt.  In  Wahrheit 
empfängt  das  Productioiisgebiet  des  Gewerbes  immer  neuen  Zuwachs  durch  die  Be- 
schränkung der  Hauswirtschaft  und  die  Vermehrung  der  Güterwelt,  so  zwar,  dass  sich 
bei  einer  statistischen  Zusammenfassung  in  Deutschland  zeigen  würde,  dass  der  grossere 
Theil  der  Fabrikwaren  Güter  umfasst.  die  niemals  von  einem  andern  Betriebss3stem  erzeugt 
worden  sind,  und  das  Handwerk  absolut  heute  eine  grössere  Productenmenge  hervor- 
bringt als  jemals  früher.  Das  Handwerk  ist  somit  nur  wirtschaftlich  und  social  in  die  zweite 
Stelle  gerückt,  ist  aber  damit  lange  noch  nicht  vernichtet  und  wird  auch  gfewiss  nicht, 
ebensowenig  wie  Lohnwerk  und  HausHei.ss,  verschwinden.  Der  Wunsch  nach  Beseitigung 
der  Kleinbetriebsformen  kann  bei  unbefangener  Untersuchung  der  Existenzbedingungen 
der  älteren  Productionssysteme  nicht  getheilt  werden. 

Damit  schliesst  der  zweite  Vortrag,  und  wird  es  den  vielen  Freun''en  des  Klein- 
gewerbestandes gewiss  willkommen  sein,  dass  ein  so  eminenter  Kenner  der  geschichtlichen 
Entwicklung  wie  Bücher  so  zuversichtlich  seinen  Glauben  an  die  Erhaltung  der  Klein- 
betriebe äussert,  mag  auch  die  Berufung  auf  eine  nicht  vorhandene  statistische  Zusammen- 
fassung etwas  Bedenkliches  an  sich  haben  und  die  wichtige  Frage  noch  offen  bleiben, 
wie  weit  die  Zurückdrängung  des  Handwerks  reicht  und  reichen  wird,  auf  die  es 
eigentlich  ankommt,  da  die  Forterhaltung  spärlicher  und  kümmerlicher  Ueberbleibscl 
niemand  befriedigen  dürfte. 

Im  dritten  Vortrage  über  „.Arbeitstheilung  und  sociale  Classenbildung" 
führt  B Hell  er  aus,  wie  sich  unter  dem  einen  Namen  der  Arbeitstheilung  fünf  Vorgänge 
unterscheiden  lassen,  die  Productionstheilung  (Theilung  eines  ganzen  Produetionsprocesses 
in  mehrere  selbständige  Abschnitte),  die  Arbeitszerlegung  (Auflösung  eines  Productions- 
ab:;clinittes  in  für  sich  unselbständige  Ärbeitselemente),  die'Berufstheilung  (z.  B.  Spaltung 
des  Lederergeworbes  in  die  Specialhandwerke  des  Schuhmachers,  Sattlers,  Riemers  etc.). 
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die  Berufsbildung  (nanientlicli  durcli  Aasselicidung  bestiiiimtcr  Aoftcaben  aus  dein 
Tliiltifflceifspebiet  der  autonomen  Hauswirtscliaft  und  Vcrsclbstiindignng  derselben  zu 
besonderen  Herufs7.weigen).  die  Arbeitsvcrsehiebun>f  ^ErBetznng  unmittelbarer  durch  vor- 
gethane,  anderwärts  zu  leistende  Arbeit,,  z.  B.  bei  Kinfiilirung  von  Maschinen,  welcher 
BegrifT  an  die  Lebre  BCilim-BawerJts  von  den  Produetiunsumwegen  erinnert).  Im  Ver- 
laufe seiner  Ausführuiif^en  wendet  sich  dann  Bücher  scharf  gegen  einige  Behauptungen 
Sclnnollers,  erklärt  die  Verscliiedenheit  des  Besitzes  und  Einkommens  nicht  für  die 
Folge,  sondern  die  Hauptursache  der  ArbeitstheiUng  und  bespricht  die  Frage  der  Ver- 
erbnng  der  durch  die  Arbeitstlicilung,  beziehungsweise  Classenbildung  hervorgebrachten 
pcrsdiilidien  Differenzierung.  Letztere  Untersuchung  dürfte  aus  verschiedenen  Gründen  wohl 
mehr  theoretisch  interessant  sein,  als  zu  praktlscli  bedeutsamen  Besultaten  fuhren,  und 
hätte  die  Vererbungstlieorie  unserem  Kracliten  nacli  nur  dann  jenen,  ihr  von  Bücher 
zugeschiieboneii  antidemokratischen  Charakter,  wenn  zugleich  feststünde,  dass  die  An- 
gehdrigkeit  an  eine  social  obere  Classc  nothwcndig  auch  höherwertige  Kigenschaften 
voraussetze  oder  entwickle  uiid  damit  zur  Vererbung  bringe  und  die  AngehOrigkeit  an 
eine  social  untere  ('lasse  nothwendig  minderwertige. 

Die  folgenden  drei  Abhandlungen  betreffen  in  Vergleicliung  mit  den  früheren 
enger  abgegrenzte  (jiegenstäiide.  J)er  vierte  behandelt  nändich  die  Anfange  des 
Zeitungswesens,  der  fünfte  die  sociale  Gliederung  der  Frankfurter  Be- 
völkerung im  Mittelalter,  der  sechste  die  inneren  Wanderungen  und  das 
Städtewesen  in  ihrer  entwicklungsgeschichtlichen  Bedeutung.  Die 
Untersuchungen  über  Frankfurt  ergeben  für  jene  Zeit  eine  geringe  Besetzung  der 
jüngeren  Alterseiassen,  einen  slarken  Weiberiiberschuss,  eine  grosse  Anzahl  von  mit 
Gebrechen  Jfeliaftetcn,  hingegen  aber  auch  eine  relativ  sehr  starke  Vertretung  der 
unmittelbar  productiven  Berufsarten  Angehörigen  und  eine  günstige  Vermögens- 
vertheilung.  Der  letzte  Vortrag  bringt  neben  allgemeinen  Erwägungen  über  die  Wände, 
rungen  in  älterer  und  neuerer  Zeit  insbesondere  den  Nachweis,  dass  sich  ein  ähnlicher 
Zuzug  vom  Lande  in  die  Städte,  wie  in  der  Gegenwart  zu  beohacliten,  schon  im  Alter- 
thum,  insbesondere  in  der  römischen  Kaiserzeit,  und  im  späteren  Mittelalter  gezeigt 
habe.  Thatsächüch,  wird  dann  noch  für  die  heutige  Zeit  bemerkt,  sei  nur  ein  Theil  der 
Bevölkerung  mobiler  geworden,  die  Lan<lbcwühner,  während  der  Kaufmann,  der  Hand- 
wcrki^r,  der  Gelehrte,  jetzt  weniger  beweglich  seien  als  etwa  in  der  Keformationszoit, 
und  die  Industriearbeiter  heute  verhältnisniilssig  seltener  und  auf  kürzere  Entfernungen 
als  noch  im  vorigen  .lalirlnindert  wandern. 

Nur  ungern  nehmen  wir  Abschied  von  einem  Buche,  das  so  viel  des  Belehrenden 
und  Anregenden  bietet,  und  wollen  nicht  verfehlen,  schliesslich  noch  hervorzuheben, 
dass  es  nach  Lihalt  und  Form  auch  für  weitere  als  streng  fachwissenschaftlicbe  Kreise 
geeignet  erscheint.  Victor  Mataja. 
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PRIVATVERMÖGENS. 


VON 


PROF.  RUDOLF  BENIXI. 
(ouiginalbkituact,  aus  dkm  italienischen  übersetzt  von  d"  fr.  probst.) 


1 .  Die  Theorie  des  Privatverniögens,  mit  welcher  das  Forschungsgebiet 
der  Nationalökonomie  seinen  wahren  Abschluss  findet,  ist  von  den  National- 
ökonomen ziemlich  vernachlässigt  worden.  Weit  grössere  Aufmerksamkeit 
wurde  dagegen,  wenigstens  soweit  die  Verwaltung  und  Verrechnung  in 
Frage  kommt,  den  mit  dem  Vermögen  der  moralisclien  Personen,  in  erster 
Linie  des  Staates,  zusammenhängenden  Problemen  und  auf  statistischem 
Gebiete  der  Berechnung  des  Privati-eichthumes  in  verschiedenen  Ländern 
gewidmet.  Wir  können  uns  diese  versciiiedenartige  Behandlung  nur  durch 
die  Annahme  erklären,  dass  die  Nationalökonomen  der  Meinung  waren,  die 
Lehre  vom  Privatvermögen  sei  bereits  in  den  allgemeineren  Lehren  der 
Production.  Distribution  und  Consumtion  der  Güter  enthalten.  Wenn  diese 
Annahme  begründet  ist,  —  und  ich  wüsste  keine  andere  an  ihre  Stelle  zu 
setzen  —  ist  es  leicht  darzuthun,  dass  man  entweder  die  systematische 
Ordnung  der  Theorien  nicht  eingehalten  oder  das  Studium  des  Gegenstandes 
«icht  nach  Gebür  specialisiert  hat. 

Was  die  Ordnung  anbetritft,  so  scheint  mir,  dass  der  Lehre  vom 
Privatvermögen  zwar  der  letzte  Platz  in  der  Reihenfolge,  nicht  aber  der 
letzte  nach  der  Wichtigkeit  zukommen  müsse.  Was  ist  denn  das  Vermögen 
eigentlicii?  Es  ist  eine  eigenartige  Ansammlung  von  materiellem  Besitzthum, 
von  wertbaren  Kecliten  und  Verbindliciikeiten.  die  in  einem  gegebenen 
Zeitpunkte  eine  Reihe  von  Consumtions-,  Productions-  und  Tauschacten 
überdauert;  es  ist  das,  was  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  nadi  der  Ver- 
wendung SHCcessiver  Roiieinnahmen,  welche  eine  Person  durch  das  Angebot 
ihrer  Producte  und  Dienste  auf  dem  Markte  realisiert,  übrig  bleibt.  Die 
beabsiclitigte  Analyse  setzt  daiier  die  Gesetze  der  Production.  des  Tausches, 
der  Preise,  des  Einkommens  und  Verbrauches  als  schon  bekannt  voraus. 
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Die  Theorie  der  Productiou  befasst  sich  mit  den  technisch-ökonomischen 
Gesetzen,  welche  die  Thätigkeit  des  Menschen  in  der  Sphäre,  aus  welcher 
er  seine  Unterhaltsmittel  beziehen  kann,  beherrschen,  und  zwar  unter  der 
Voraussetzung  einer  im  Tauschverkehr  lebenden,  das  heisst  den  Berufen 
nach  geschiedenen  und  arbeitstheiligen  Gesellschaft.  Es  ist  aber  etwas 
anderes,  zu  wissen,  wie  die  Arbeit  im  Hinblick  auf  den  Markt  des  Productes, 
d.  h.  auf  die  voraussichtlichen  Preise  und  Einkommen,  organisiert  wird,, 
und  wieder  etwas  anderes,  zu  wissen,  wie  ein  Vermögen  aus  Gütern  gebildet 
wird,  die  der  Private  regelmässig  nicht  selbst  erzeugt  hat,  also  aus  Gütern, 
die  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  den  Kückstand  auf  einander  folgender 
Kauf-  und  Verkaufsoperationen  und  Verbrauchsacte  darstellen.  Auch  der 
Begriff  des  Capitales  als  bereits  producierter  und  zur  weiteren  Production 
bestimmter  Güter  oder  als  Vorrathes  von  ünterhaltsmitteln,  welcher  den 
Arbeiter  in  Stand  setzt,  die  Zwischenzeit  einer  langwierigen  Production  aus- 
zuhalten und  deren  Ergebnisse  abzuwarten,  darf  niclit  mit  dem  umfassen- 
deren Begriff  des  Vermögens  verwechselt  werden.  Das  Vermögen  kann, 
sowohl  Capitalien  im  technischen  Sinne  des  Wortes  (Koh-  oder  Hilfsstoffe, 
Maschinen  u.  s.  w.),  als  ümlaufsmittel,  d.  h.  Producte,  die  nicht  zu  neuer 
Production,  sondern  zu  neuem  Austausche  bestimmt  sind  (z.  B.  das  Geld, 
das  ja  auch  im  uneigentlichen  Sinne  Capital  genannt  wird),  in  sieh  begreifen, 
desgleichen  ökonomische  Kechte,  wie  auch  Verbrauchsgegenstände,  mögen- 
sie  selbst  nicht  nöthig  sein,  um  die  Zwischenzeit  weiterer  Productionen 
auszuhalten.  Schliesslich  beinhaltet  das  Vermögen  auch  negative  Grössen  (Pas- 
siven, Lasten  und  Schulden),  denen  der  Capitalsbegriff  sicherlich  fernsteht.  Mit 
anderen  Worten:  Das  Capital  wird  im  technisch-ökonomischen,  das  Vermögen' 
im  juristisch-ökonomischen  Sinne  aufgefasst.  Das  erstere  wird  betrachtet 
nach  seiner  specifischen  Eignung,  die  es  besitzt,  um  die  Wirksamkeit  'der 
Arbeit  einer  beliebigen  Person,  die  es  anwendet,  sei  diese  nun  der  Eigen- 
thüraer,  der  Entlehner  u.  s.  w.,  zu  vermehren;  das  zweite  hingegen  wird 
betrachtet  nach  der  Berechtigung,  die  es  dem  Eigenthümer  als  solchem 
ertheilt,  d.  h.  der  Berechtigung,  über  eine  gewisse  Menge  in  der  Gesellschaft 
nutzbarer  Güter  zu  verfügen. 

Trotz  einiger  ganz  äusserlicher  Analogien  kann  die  Uebertragung  des 
Privatverraögens  nicht  Gegenstand  der  Theorie  des  Güterumlaufes  sein.  Sie- 
wird durch  eine  nothwendige,  nicht  freiwillige  Thatsache  hervorgerufen, 
nämlich  durch  den  Tod  des  Besitzers.  Ferner  gilt  als  Beweggrund  beim 
Tausche  das  active  Interesse  zweier  Personen,  welches  sich  zum  mindesten 
bei  der  Festsetzung  der  Preise  widerstreitet;  bei  den  Uebertragungen  von 
Todeswegen  ist  das  Interesse,  wenn  von  einem  solchen  überhaupt  gesprochen 
werden  darf,  nur  auf  Seite  des  Erblassers  ein  actives.  Denselben  liegt  ein 
altroistisches  Motiv  zu  Grunde;  das  positive  Gesetz  regelt  es  durch  Erklärung 
des  muthmaasslichen  Willens  des  Erblassers,  wenn  dieser  ihn  nicht  ausge- 
sprochen hat.  Hier  findet  sich  auch  kein  Raum  für  ein  Gesetz  des  Angebotes; 
und  der  Nachfrage  zur  allfälligen  Bestimmung  der  übertragbaren  Vermögens- 
massen. 
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Auch  die  Ersclieiiiungen  der  Gfitervertlieiluiig  sind  eine  notliwendij^e 
Einleitung  zur  Theorie  des  Vermögens;  aber  die  Theorie  der  Gütervertheilung 
behandelt,  wenigstens  in  ihrer  heutigen  Auffassung,  die  Ursachen,  Gesetze 
und  Formen  des  Ke  in  ein  komme ns,  während  das  Vermögen  sich  als 
Schlussergebnis  von  wirtschaftlichen  Operationen  mit  und  Vorgängen  an  dem 
Roheinkommen  erkennen  lässt.  Von  dem  letzteren  wird  der  grössere 
Theil  in  Vermögenssubstanz  umgewandelt,  theils  als  Ersatz  der  Productions- 
kosten,  theils  als  neue  Capitalisierung;  von  dem  ersteren  hingegen  wird 
der  grössere  Theil  f(Sr  den  persönlichen  Bedarf  des  Individuums  und  seiner 
Familie  ausgegeben,  und  diese  Verwendungen  hinterlassen  oft  keine  concreten, 
auf  eine  andere  Generation  übertragbaren  Güter. 

Es  bleibt  also  nichts  anderes  übrig,  als  die  Lehre  vom  Privatvermögen 
unter  die  allgemeinere  Lehre  von  der  Consumtion,  im  weiten  Sinne  ver- 
standen, zu  bringen.  Die  Berechtigung  dieser  Schlussfolgerung  wird  aus 
unseren  weiteren  Erörterungen  noch  deutlicher  hervorgehen. 

Und  nun  einige  wenige  Worte  über  die  Zweckmässigkeit  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  des  Gegenstandes.  Wir  leiten  sie  aus  dem  allge- 
meinen Bestreben  der  Wissenschaft  ab,  die  Objecte  ihrer  Forschung  zu 
isolieren  und  deren  unterscheidende  Merkmale,  die  Voraussetzungen,  aus 
welchen  sich  neue  Schlüsse  ziehen  lassen,  die  Beziehungen  zu  anderen 
Erscheinungen  zu  studieren.  So  ist,  um  ein  Beispiel  vorauszunehmen,  die 
domographische  Bewegung  der  Gesammtbevölkerung  ein  bestimmender 
Factor  für  die  Preise  gewisser  Güterkategorien,  ein  Umstand,  der  auf  die 
wechselnden  Beziehungen  von  Grundrente,  Capitalsgewinn  und  Arbeits- 
lohn einen  Eintiuss  ausübt;  die  Lehre  vom  Privatvermögen  findet  hingegen 
ihren  besonderen  Berührungspunkt  mit  der  d  e  m  o  g  r  a  p  h  i  s  c  h  e  n  Bewegung 
der  Familie,  welche  einen  ganz  anderen  Gang  verfolgt  wie  die  Bevölkerung, 
in  ihrer  Gesamnitmasse  betrachtet.  Ebenso  kann  auch  das  Problem  des 
tiscalischen  Druckes  von  Steuern  und  Anlehen  hinsichtlich  gegenwärtiger 
und  künftiger  Generationen  nicht  wohl  gelöst  werden  ohne  Kenntnis  der 
Zusammensetzung,  der  Grössenabstufung  u.  s.  w.  der  Privatvermögen.  Die 
allgemeine  Lehre  vom  Kostenverhältiiis  gestattet  es,  sobald  die  factische 
Vertlieilung  der  Vermögen  bekannt  ist,  die,  sozusagen,  interprofessio- 
nellen Werte')  zu  bestimmen,  da  ja  von  der  Grösse  des  Vermögens, 
welches  jemand  besitzt,  die  Fähigkeit  einer  Person  abhängt,  eine  gewinn- 
bringendere, wenn  auch  eine  lange,  unproductive  Lehrzeit  erfordernde  Lauf- 
bahn einzuschlagen  oder  ihre  Kinder  eine  solche  einschlagen  zu  lassen. 
Die  demogniphischen  Studien  liefern  auch  die  Elemente,  um  festzustellen, 
wie  oft  ein  Mensch  durchschnittlich  in  seinem  Leben  erbt,  als  Kind,  als 
Gatte  oder  als  Seitenverwandter,  also  wie  oft  eine  zufällige  Vermögens- 
anhäufung oder  Vermehrung  stattfindet,  unabhängig  von  den  Schwankungen 
der  Kosten  und  Preise,  welche  Schwankungen  im  Einkommen  und  der 
Substanz   <les   Vermögens   herbeiführen.     Dasselbe    Hesse   sich    noch    rflck- 

')  Unter  diesem  Aasdrucke  will  der  Verfasser  den  relativen  Wert  der  den  verschie- 
dene» Professionen  eigenen  Dienste  und  Leistungen  verstanden  wissen,  .^nmerk.  d.  üebers. 
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sichtlich  anderer  Erscheinungen  sagen,  die  «ich  auf  die  Bewegung  des  Eigen- 
thumes,  der  Verbindlichkeiten  u.  s.  w.  beziehen. 

2.  Das  Privatvermögen  ist  eine  Gütermenge,  bestimmt,  zu  Gunsten  eines 
Menschen  und  der  von  ihm  zu  erhaltenden  Personen  die  Möglichkeiten  zu 
neuem  Geniessen  und  zur  Ertragung  neuer  Anstrengungen  behufs  Production 
zu  bewahren  oder  zu  vermehren  —  sj'nthetischer  ausgedrückt:  es  ist  eine 
Gütermenge,  bestimmt,  die  Lebenswahrscheinliclikeiten  des  Eigenthümers 
imd  seiner  Familie  zu  bewahren  oder  zu  vermehren. 

Diese  Gütermenge  oder  die  Gesammtheit  der  zum  Vermögen  gehörigen 
Rechte  und  Pflichten  kann  in  den  Besitz  eines  Menschen  auf  dem  Wege  der 
Erbschaft,  d.  h.  als  Frucht  der  Arbeit  früherer  Generationen  gelangt,  oder  sie 
kann  vermittelst  des  Einkommens,  welches  der  Mensch  aus  seiner  gesell- 
schaftlich nützlichen  Arbeit  bezieht,  angesammelt  worden  sein.  Dies  sind 
die  beiden  extremen  Fälle.  Wir  wollen,  jedoch  bloss  zur  Erleichterung  der 
theoretischen  Untersuchung,  den  Fall  einer  originären  Vermögensbildung 
annehmen;  denn,  praktisch  gesprochen,  wäre  nicht  einzusehen,  dass  ein  Mensch 
ohne  ein  wenn  auch  noch  so  kleines  Sümmchen  ererbten  Vermögens  geboren 
und  herangewachsen  sein  sollte. 

Wir  wollen  nun  den  Vorgang  bei  der  Vermögensbildung  analy- 
sieren. 

Das  Arbeisproduct  oder  die  Arbeit  eines  Menschen  selbst  hat,  wenn 
sie  verkauft  wird,  einen  Preis,  welcher  für  die  Privatwirtschaft  das  Roh- 
einkommen bildet.  Ein  Bruchtheil  dieses  Einkommens  wird  auf  Consumtionen 
verwendet,  die  sich  in  sehr  kurzen  Zeitabschnitten,  z.  B.  alle  Tage,  alle 
Wochen,  wiederholen;  ein  anderer  Theil  kommt  auf  Consumtionen,  die  sich 
nicht  in  so  kurzen  Perioden,  also  etwa  monatlich  oder  jährlich,  wiederholen; 
ein  dritter  Theil  auf  den  Ersatz  oder  die  Modernisierung  von  Dingen,  die 
durch  den  Gebrauch  abgenutzt  sind  oder  zu  den  übrigen  Gegenständen  des 
Vermögens  nicht  mehr  passen;  ein  vierter  Theil  auf  die  Erneuerung  der 
Arbeitsbehelfe,  Materialien,  AVerkzeuge  u.  s.  w.,  deren  sich  der  Betheiligte 
bedient,  um  seine  Arbeit  wirksamer  zu  machen,  und  so  weiter. 

Wenn  auf  das  Roheinkommen  (die  Summe  der  Preise)  der  ersten 
Zeiteinheit,  z.  B.  eines  Jahres,  das  Roheinkommen  des  nächsten  Jahres  folgt, 
wird  ein  mehr  oder  minder  beträchtlicher  Theil  der  ständigen  Verbrauchs- 
oder Reproductionsgüter,  die  im  ersten  Jahre  erworben  wurden,  im  zweiten 
Jahre  übrig  bleiben,  abgenutzt  oder  entwertet  nach  einem  gewissen  physisch- 
ökonomischen Verschlechterungs-Coefficienten.  Zu  Beginn  des  dritten  Jahres 
werden  die  weniger  dauerhaften  Güter  bereits  ausgeschieden  sein  und  die 
dauerhafteren  während  des  ersten  und  zweiten  Jahres  erworbenen  Güter 
übrig  bleiben,  nach  einem  besonderen  Coetficienten  entwertet  je  nach  der 
Dauer  ihrer  Verwendung.  In  der  That  müssen  die  durch  zwei,  drei  oder 
mehr  Jahre  im  Besitze  einer  Person  befindlichen  Gegenstände  bei  sonst 
gleichen  Verhältnissen  zwei-,  drei-  oder  mehrmal  so  stark  abgenutzt  worden 
sein  als  jene,  welche  sich  nur  ein  Jahr  im  Besitz  befinden. 
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So  ist  also  das  Privatvermögen,  wie  wir  gleich  anfangs  sagten,  da«, 
was  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  von  der  Verwendung  der  auf  einander 
folgerillen  Rolieinnalimen  nach  Abzug  des  gesammten  von  dem  Besitzer  con- 
sumierteii  oder  veräusserteii  VV^ertes  übrig  bleibt;  kurz,  es  ist  die  nach  einer 
Keihe  von  Productions-,  Tauscli-  und  Oonsumtionsacten  noch  erübrigende 
Gütermenge. 

Da  aber  das  Rolieinkoniinen  dem  Preise  der  Producte  oder  Dienste 
entspricht,  welche  das  Individuum  dem  Markte  anbietet,  so  steht  zu  erwarten, 
dass  die  Umstände  der  Zeit,  des  Ortes  und  der  Art  der  Realisierung  der 
Preise  sich  in  der  Bildung  und  Zusammensetzung  der  Privatvermögen  spiegeln. 

Wenn  icli  z.  B.  den  Geldpreis  eines  Dinges  realisiert,  das  Geld  aber  noch 
nicht  wieder  auf  andere  concrete  Güter,  wie  Gegenstände  des  unmittelbaren 
Verbrauches  oder  technische  Productionsmittel,  ausgegeben  habe,  liegt  bei 
mir  eine  Summe  Geldes,  welclie,  so  lange  sie  liegen  bleibt,  weder  ein 
Verbrauchs-  noch  ein  Anlagegut  ist;  sie  ist  etwas,  was  seine  Bestimmung 
erwartet.  Nun  nehme  ich  dagegen  an,  dass  ich  die  Frucht  meiner  Arbeit 
auf  Credit  verkauft,  d.  h.  dass  ich  zugestimmt  habe,  auf  das  Entgeld  zu 
warten,  bis  der  Käufer  eine  im  Zuge  befindliche  Productionsthätigkeit 
beendigt  haben  wird;  dies  bedeutet,  dass  in  der  Zwischenzeit  bei  mir  das 
Recht  liegt  oder  dass  sich  bei  mir  irgend  ein  äusseres  Zeichen  befindet, 
aus  dem  die  Gesellschaft  das  Recht  erkennt,  welches  ich  auf  das  Ergebnis 
der  Production  jenes  Anderen  habe.  Auch  dieses  Recht  ist  ein  zum  Vermögen 
gehöriges  Gut.  Schliesslich  nehme  ich  den  entgegengesetzten  Fall  an, 
nämlich,  das's  ich  auf  Credit  gekauft  habe.  Mag  jetzt  in  einem  gegebenen 
Zeitpunkte  die  gekaufte  Sache  bei  mir  vorhanden  sein  oder  nicht,  so  haben 
doch  Andere  das  Recht  auf  meine  zukünftige  oder,  im  Zuge  befindliche 
Production  oder  in  deren  Ermangelung  auf  die  Gesammtheit  oder  einen 
Theil  der  gegenwärtigen  Güter  meines  Vermögens.  Hier  haben  wir  also  ein 
Passivum,  welches  einen  Bestandtheil  des  Vermögens  bildet. 

Ferner  hängt  es  von  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Wert  der 
Producte  oder  Dienste  realisiert  oder  dessen  Bealisjerung  anticipiert  wurde, 
ab,  ob  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  in  dem  Vermögen  eine  Menge 
concreter  Güter  oder  eine  Summe  Geldes  oder  ein  Vermögensrecht  oder 
eine  Verbindliclikeit  figurieren  wird.  Und  selbst  innerhalb  dieser  vier 
Kategorien  können  die  Modalitäten  sehr  verschieden  sein. 

Nicht  weniger  einfiussreich  sind  die  örtlichen  Umstände.  Das,  was 
bei  einer  Person  immer  vorhanden  ist,  ist  das  bedingte  oder  unbedingte 
Verfügungsiecht  über  bestinmite  Güter;  die  Güter  selbst  müssen  sich  nicht 
bei  ihr  befinden.  Dies  gilt  vor  allem  für  die  Immobilien,  wenn  ihr  Eigen- 
thümer  sie  nicht  persönlich  verbrauchen  oder  ausnutzen  will.  Und  ich 
möchte  zu  behaupten  wagen,  dass  dies  umsomehr  für  die  Erben  des  Eigen- 
thümers  gilt,  welche  sich  zufolge  ihres  Berufes  oder  aus  anderen  Gründen 
fern  von  den  ererbten  Gütern  befinden  können,  ein  Umstand,  der  mit  anderen 
zur  Erklärung  der  Erscheinung  der  freiwilligen  oder  gerichtlichen  Ver- 
äusserungen  von  Immobilien  und  Mobilien  beiträgt. 
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Die  Bestandtheile  des  Vermögens  haben  unter  sich  ein  enges  Band, 
ein  Verhältnis- Gesetz,  bezüglich  dessen  wir  sehr  wenig  unterrichtet 
sind.  Statistische  Erhebungen  könnten  uns  dasselbe  leichter  offenbaren  als 
Constructionen  a  priori.  Theoretisch  können  wir  nur  sagen,  dass  die  Ver- 
theilung  desEoheinkommens  einer  Person  auf  Güter  des  sofortigen  Verbrauches, 
Güter  des  andauernden  Verbrauches,  Ersätze,  Erneuerungen  technischer 
Stoffe,  Cassabestände  u.  s.  w.  als  die  für  sie  zufriedenstellendste  anzusehen 
ist.  Aber  dieser  Satz  ist  noch  zu  unbestimmt,  als  dass  er  praktische 
Deductionen  gestattete,  solange  wir  die  Verhältnisse  nicht  kennen,  unter 
welchen  ein  Durchschnittsindividuum  einer  bestimmten  Gesellschaftsciasse, 
von  einem  bestimmten  Berufe,  Alter,  Bildungsgrade  u.  s.  w.  den  relativen 
Genuss  einer  unmittelbaren  Befriedigung  und  jenen  einer  aufgeschobenen  Be- 
friedigung, den  Reiz  der  Gegenwart  und  die  Sicherung  der  Zukunft,  die  Gefahr 
einer  Anlage  oder  die  Unfruchtbarkeit  des  Liegenlassens  von  Gütern  abschätzt. 

Die  italienische  Verwaltung  des  Domaniums  und  der  Gebiiren  auf  Rechtsgeschäfte 
liefert  uns  für  je  fünf  Finanzjahre  die  Daten  über  die  Zusammensetzung  der  Erbschafts- 
vermOgen,  von  welchen  die  Nachlassgebiir  cingehoben  wurde.  Es  bleiben  demnach  aus- 
geschlossen die  Nachlässe,  deren  Activa  durch  ordnungsmässig  gerechtfertigte  Schulden 
absorbiert  werden,  und  die  Nachlässe  von  Personen,  welche  nichts  besitzen,  oder  die  der 
Fiscus  als  besitzlos  betrachtet.  Die  Ziffern  welche  wir  anführen,  beziehen  sich  auf  einen 
Jahresdurchschnitt  von  146.204  Nachlässen.  Die  Activen  und  Passiven  bestanden  aus 
folgenden  Posten  (Jahresdurchschnitte  aus  den  Daten  von  fünf  Finanzjahren.') 

Activa. 
Tausend  Lire 

Unbewegliche  Güter 729.553 

Titres  der  Staatsschuld: 

auf  den  Ueberbringer     .   .   .      15.574 
auf  Namen 41.369 


Schuldscheine,  Certificate,  Obliga- 
tionen und  andere  Titres  von 
Creditinstituten,  Gesellschaften, 
Gemeinden,  Provinzen  und  an- 
deren juristischen  Personen : 
auf  den  Teberbringer  .  .  .  13.912 
auf  Namen 21.701 

Gelder  deponiert  als  Spareinlagen, 
Cautionen,  in  verzinslichem  oder 
unverzinslichem  Coutocorrent : 


Tausend  Lire 

auf  den  Ueberbringer    .  .   .        6.030 

auf  Namen 14.872 

Depositen  bei  der  Depositen-  und 

Darlehenscasse 2.721 

Nicht      emphyteutische      Renten, 

Creditbriefe ,      Wechselcredite, 

Schatzscheine  und  andere  Titres  138.275 
Effective   oder  angenommene  Mo- 

bilien 52.461 

Bargeld  und  sonstige  Besitzthümer     43.639 


Summe  ....  1,080.108 


Passiva. 

Tausend  Lire    1  Tausend  Lire 

Hypothekarsehulden 94.004   I   Krankheits-  und  Begräbniskosten  .    12.251 

Sonstige  Schulden 21.607  \  Summe  .    .    .   .  127^862 

Daher  reine  Activa:  952.246  Tausend  Lire. 


')  Die  Ziffern  in  Cursivtypen  sind  bloss  auf  Grand  der  Angabe  für  das  Finanzjahr 
1889/90  berechnet;  sie  sind  daher  als  approximativ  aufzufassen.  Die  Gesammtsumme  der 
Passiven  stellt  hingegen  wirklich  den  Jahresdurchnitt  aus  fünf  Finanzjahren  dar.  Auch  in 
der  Activcolumne  sind  die  Depositen  bei  der  Depositen-  und  Darlehenscassa  nur  der  für 
vier  Finanzjahre  berechnete  Jahresdurchschnitt,  und  die  auf  die  Mobilien,  das  Bargeld 
und  die  sonstigen  Besitzthümer  bezüglichen  Theilziffern  siud  Durchschnitte  aus  zwei 
Finanzjahren,  während  ilire  Summe  aus  den  Daten  für  fünf  Jahre  berechnet  ist. 
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Was  die  Immobilien  angeht,  so  würde  sich  nach  der  bloss  für  das  Finanzjahr 
1892/'J3  vorliegenden  Angabe  der  Wert  der  Gebäude  zu  dem  der  Grundstücke  wie  öll 
zu  100  verhalten. 

Zu  den  Activen  und  I'assivcn  der  Verlassenschaften  müssen  nun  die  Activen  und 
Passiven  der  Schenkungen  hinzugerechnet  werdep,  welche  im  allgemeinen  wirkliche  Voran»» 
empfange  der  Erbschaften  bilden.  Die  Verwaltungsstatistik  gibt  uns  hier  jedoch  kein« 
eo  speciellen  Nachrichten,  wenigstens  rücksichtlich  der  beweglichen  Güter. 


Activum  oder 
^Bchenkter  Hruttowert 


.Tatiresdurch- 

schnitt  aus  ftlnf 

Kiuanzjaliren 

TaiiHeod   Lirn 


Pa«sfviim  oder 
Laaton  des  GeichenkDfihmeri 


Unbewegliche  Güter 
Bewegliche  „ 

Summe 


81.801 
83.621 


Jahretilnrcb- 

•cfanitt  «u«  fdnf 

Finanzjahrea 

Tarnend  I^ire 

2.991 


2.991 


Verschiedene  Lasten  .    .    . 

Summe  .   . 
164.922 

Daher  Nettowert  der  Schenkungen:  161.931  Tausend  Lire. 

Bei  den  geschenkten  Immobilien  würden  nach  der  lediglich  für  das  Finanzjahr 
1892/93  vorliegenden  Angabe  die  (iebäude  zu  den  tirundstücken  im  Verhältnisse  von 
37-5  zu  100  stehen. 

Piechnet  man  Erbschaften  und  Schenkungen  zuäamnien,  so  repräsentieren  die 
Immobilien  810.854  Tausend  Lire  gegenüber  dem  gesammten  Bruttoaotivum  von  1,245.030 
Tausend  Lire,  gleich  651  Proc.  Dieses  Verhältnis  würde  sich  jedoch  etwas  ändern,  wenn 
wir  auf  den  verschiedenen  Correetionscoöfficienten  Rücksicht  nehmen,  welcher  bei  den 
unbeweglichen  und  den  beweglichen  (Üitern  angewendet  werden  muss,  um  die  vom  Fiscns 
festgestellten  Werte  durch  jene,  welche  ihm  infolge  von  zu  niedriger  Schätzung,  Ver- 
schleppung und  Verbergung  vonWertgegenständen, Wertpapieren  u.  s.  w.  entgehen,  zu  ergänzen . 

Pantaleoni  setzt  den  Correctionscoefficienten  allgemein  mit  25  Proc.  an;  ich  aceepliere 
diese  Ziffer  und  glaube  aif  Grund  von  Berechnungen,  welche  auszuführen  hier  zu  weit- 
laufig  wiire,  dieselbe  in  zwei  besondere  Coöfficienten  zerlegen  zu  können,  nämlich  einen 
von  11  Proc.  für  die  Immobilien  und  einen  von  50  Proc.  für  die  anderen  Güter,  so  dass  das 
Bruttoactivum  der  Erbschaften  und  Schenkungen  von  Immobilien  auf  900  Millionen  in 
runder  Ziffer  stiege,  während  die  sonstigen  Güter  von  434  Millionen  sich  auf  über  650 
Millionen  gegenüber  einem  Gesamnitbetrage  von  1556  Millionen  erhöhen  würden,  welcher 
■eben  einen  Zuwachs  von  25  Proc.  gegenüber  der  vom  Fiscus  mit  1245  Millionen  festgestellten 
Ziffer  darstellt. 

Diese  Daten  müssten  noch  ergänzt  werden  durch  jene  über  die  Nachlässe,  deren 
Activen  von  den  Passiven  absorbiert  werden  (im  Jahresdurchschnitte  2585  mit  einem 
Werte  von  etwa  10  oder  12  Millionen,  wovon  drei  viertel  in  Immobilien)  und  durch  die 
Daten  über  die  Nachlässe  von  Personen,  welche  der  Fiscus  für  besitzlos  ansieht,  die 
aber  in  Wirklichkeit  etwas  besitzen,  wenn  sie  auch  den  untersten  Classen  der  Gesellschaft 
angehören. 

Bezüglich  der  Zusammensetzung  der  kleinen,  mittleren  und  grossen  Vermögen  be- 
sitzen wir  nur  die  Daten  eines  einzigen  Finanzjahres,  nämlich  1888/89;  aber  dies  genügt, 
um  das,  was  man  schon  a  priori  annehmen  konnte,  zu  bestätigen,  nämlich  dass  das  Ver- 
hältnis der  beweglichen  Güter  gegenüber  den  unbeweglichen  zunimmt,  je  weiter  man  auf 
der  Stufenleiter  der  Glücksgüter  hinaufsteigt:  * 

Nachlässe,  geschätzt  auf 


unter 
1000  Lire 

In 

zwischen    1000 
n.  300.000  Lire 

In 

Ober 
300  tOO  Lire 

In 

in  Tausend 
I.Ire 

Procenlon 

In  Tausend 
Lire 

Procenten 

in  Tausend 
Lire 

Procentea 

Unbewegliche  Güter  . 

45.889 

79-5 

580.797 

681 

129.550 

64-5 

Andere  GQter 

11.841 

20-5 

248.326 

31-9 

71.165 

85-5 

Summe  .   . 

57.730 

1000 

779.123 

1000 

200.705 

1000 

Abzuziehende  Schulden  . 

6.749 

11-7 

98.855 

120 

21.457 

10-7 

Reine  .\ctiven  . 

50.981 

88-8 

685.268 

880 

179.248 

893 
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Bei  Anwendung  der  oberwähnten  Correctionscofifficienten  würde  sich  die  relative 
Zunahme  der  bewegliehen  Güter  noch  als  eine  viel  raschere  darstellen. 

Die  Verwaltungstatistik  ist  also  noch  zu  unvollständig,  als  dass  man 
auf  inductivem  Wege  ein  Verhältnis- Gesetz  der  Vermögensbestandtheile 
annehmen  könnte.  Es  fehlt  uns  eine  eingehendere  Classification  der  Ver- 
mögen nach  dem  Werte,  dem  Berufe,  Alter  und  Wohnsitz  des  Erblassers, 
alles  Umstände,  welche  auf  das  Verhältnis,  in  welchem  dieser  oder  jener 
Bestandtheil  an  der  ganzen  Erbschaftsmasse  betheiligt  ist,  von  Einfluss  sind. 

Der  grösste  Theil  der  als  beweglich  betrachteten  Güter  besteht  in 
Geld,  Spareinlagen  und  Anlagen  in  Wertpapieren  des  Staates,  der  Gemeinden, 
Provinzen,  juristischen  Personen  und  handel-  und  gewerbetreibenden  Vereine. 
Das,  was  das  Vorhandensein  solcher  Güter  in  einem  Vermögen  ermöglicht, 
ist  der  zeitwellige  oder  ständige  Cassabestand  (hoard,  wie  die  Engländer 
sagen).  Zeitweilig  ist  er,  wenn  er  von  der  einfachen  Verschiedenheit  der 
Zeitpunkte  herrührt,  zu  welchem  in  einer  Wirtschaft  die  Ankäufe  der  Arbeits- 
mittel und  die  Verkäufe  der  von  ihr  erzeugten  Producte  vorgenommen 
werden;  ständig,  wenn  er  von  einem  üeberschuss  der  Reineinnahme  über  die 
Ausgaben  für  unproductive  Consume,  welcher  eine  Capitalisierung  gestattet, 
herrührt. 

Wie  ich  in  einer  anderen  Schrift  analytisch  bewiesen  habe,  steht  die 
Bildung  der  zeitweiligen  Cassenbestände  im  engsten  Zusammenhange  mit 
der  Natur  der  Wirtschaft.  Eine  Bauernwirtschaft,  in  welcher  nur  Getreide 
produciert  und  der  Verkauf  des  Productes  auf  einmal,  im  selben  Monate 
wie  die  Ernte,  durchgeführt  wird,  befindet  sich  für  den  Augenblick  im 
Besitze  eines  beträchtlichen  Barbestandes,  der  sich  jedoch  im  Laufe  des 
nächsten  Betriebsjahres  nach  und  nach  durch  Lohnzahlungen,  Ankauf  von 
Dünger,  Sämereien  oder  Vieh,  durch  den  Consum  des  Landwirtes  u.  s.  w. 
schmälein  wird,  bis  er  bei  der  Hereinbringung  der  nächsten  Ernte  erschöpft 
ist  und  sich  von  neuem  in  derselben  Weise  wie  vor  einem  Jahre  wiede.i 
bildet.  Dies  ist  also  ein  Fall  von  zeitweiligem  abnehmenden  Cassabestand. 
Wenn  wir  hingegen  eine  Wirtschaft  annehmen,  deren  Producte  nach  und 
,  nach  und  mit  einer  gewissen  Gleichförmigkeit  in  dem  Zeiträume  eines  Jahres 
abgesetzt  werden,  so  haben  wir  die  Erscheinung  von  anfanglich  kleinen 
Cassabeständen,  welche  anzuwachsen  streben  in  dem  Maasse,  wie  der 
Verkauf  des  Productes  fortschreitet,  solange  nicht  neue  En-gros-Einkäufe 
von  Materialien,  W^erkzeugen  u.  s.  w.  die  daliegende  Geldmenge  anzugreifen 
zwingen.  Hierauf  wird  der  so  beschränkte  Cassabestand  infolge  successiver 
Verkäufe  von  Producten  wieder  seinen  zeitweiligen  aufsteigenden  Pfad  zu 
durchlaufen  beginnen. 

Die  zeitweiligen  Cassenbestände  werden  gewöhnlich  als  Spareinlagen 
oder  im  Contocorrent  fructificiert.  Die  Sammler  dieser  Depots,  die  Banken, 
können,  da  sie  verschiedene  Wirtschaften  als  Clienteu  (Einleger)  haben,  über 
beständige  Cassenbestände  verfügen,  da  die  Zurückziehung  der  Depots 
von  Seiten  einer  Kategorie  von  Einlegern  durch  di&  gleichzeitige  Einzahlung 
von  Summen   seitens    einer    anderen   Kategorie,    welche    von    der    ersteren 
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abweichende  Termine  für  die  Zahlungsfällifjkeit  und  die  Kealisieriing  der 
Preise  hat,  aufgewogen  wird.  Wie  bekannt,  legen  die  Banken  einen  mehr 
oder  minder  betrilchtiiclien  Theil  dieses  ständigen  Fondes  in  zinstragenden 
öffentlichen  oder  privaten  Wertpapieren  an,  und  sie  können  dies  thun.  eben 
weil  es  ein  ständiger  Fond  ist.  Die  Privaten  jedoch  geniessen  nicht  den 
Vortheil,  ihre  zeitweiligen  Cassenbestände  so  anzulegen;  sie  müssten,  so  oft 
sich  bei  ihnen  ein  dringender  Bedarf  nach  Bargeld  einstellt,  die  kaum 
erworbenen  Weitpapiere  veräussern  oder  verpfänden  und  sich  dabei  Gefahren 
und  Verlusten  aussetzen. 

Gleichwohl  stossen  wir  bei  den  Nachlässen  von  Privaten  auf  bedeutende 
Anlagen  in  Wertpapieren.  Da  solche  Anlagen,  wie  wir  gesagt  haben,  für 
jene,  welche  bloss  zeitweilige  Cassenbestände  besitzen,  nicht  möglich  sind, 
so  muss  man  annehmen,  dass  es  Private  gibt,  welche  ständige  Fonde  besitzen 
oder  besessen  haben,  die  sie  auf  diese  Weise  fruchtbar  anlegen  können. 
Aber  ein  ständiger  Cassafond  erklärt  sich  bei  einem  Privaten  nicht  auf 
normalem  Wege,  ausser  durch  einen  üeberschuss  der  Reineinnahmen  über 
die  Ausgaben  fflr  unproductiven  Consuni,  also  einen  üeberschuss,  der  eben 
eine  Capitalisierung  zulässt.  Dies  führt  uns  auf  die  Erörterung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Reineinnalune  und  Vermögen. 

Es  muss  ein  Verhältnis  bestehen  zwischen  dem  Einkommen,  welches 
von  dem  Privaten  consumiert  oder  capitalisiert  wird,  und  dem  Besitz  an 
fruchttragenden  oder  nicht  fruchttragenden  Gütern,  welcher  von  ihm  seinen 
Erben  hinterlassen  wird.  Ja  man  kann  sagen,  dass  mit  der  Zunahme  des 
Reineinkommens  der  consumierbare  Antheil  an  beständigen  Gütern  (Palästen, 
Jlöbeln,  Kunstsammlungen.  Schmuckgegenständen)  und  der  capitalisierbare 
Antheil  an  gleichfalls  daueriiaften  Gütern  (Grundstücken,  Maschinen,  Credit- 
papieren  u.  s.  w.)  wächst.  Ein  grosses  Vermögen  trägt  dadurch,  dass  es 
einen  beträchtlichen  Procentsatz  Anlagewerte  in  sich  enthält,  mit  oder  ohne 
Mitwirkung  des  Besitzers  zur  Bildung  eines  grossen  Einkommens  bei.  Ein 
kleines  Vermögen  ladet  das  Amt  der  Schaffung  des  Einkommens  beinahe 
ausschliesslich  der  persönlichen  Jlflhewaltung  des  Individuums  auf,  einer 
Mühewaltung,  die,  wie  wir  sehen  werden,  eben  wegen  der  Unzureichendheit 
des  Vermögens  nicht  sehr  productiv  sein  kann. 

3.  Auch  hier  kann  uns  die  Theorie  nur  unbestimmte  Formeln  ohne 
grosse  praktische  Tragweite  geben.  Die  Statistik  dagegen  liefert  schon 
einige  wenige,  aber  sehr  interessante  thatsächliche  Angaben,  welche  hoffentlich 
in  Zukunft  werden  vervielfältigt  und  besser  präcisiert  werden.  Dieselben 
gestatten  einige  Schlüsse,  die  aber  natflriich  mit  einer  gewissen  Reserve 
aufzuneiimen  sind,  u.  zw.  nicht  so  sehr  um  ihrer  selbst  willen,  als  wegen  ihres 
mathematischen  Ausdruckes,  da  die  Berechnung  es  bis  jetzt  nur  zu  einer 
ersten  Näherung  bringen  konnte: 

a)  Wenn  das  Einkommen  in  geometrischer  Progression  um  2  zunimmt, 
nimmt  das  Vermögen  in  geometrischer  Progression  um  3  zu; 

b)  die  Berufe,  welche  denen  zugänglich  sind,  die  för  sich  oder  ihre 
Kinder  über  ein  bestimmtes  Vermögen  verfügen,  sind  umso  einträglicher 
je  grösser  das  Vermögen  ist,  das  ihre  Ergreifung  ermöglicht; 
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c)  auf  der  Stufenleiter  der  Vermögen  gibt  es  eine  Grenze,  jenseits 
deren  das  Vermögen  an  und  für  sich  ein  so  grosses  Erträgnis  abwirft, 
dass  es  die  Ausübung  eines  Berufes  zu  Ervverbszweclcen  überflüssig  macht. 

Unter  den  zahlreichen  Gemeinden  Italiens,  welche  die  Familientaxe  (tassa  di  faniiglia) 
einheben,  gibt  es  eine  bestimmte  Zahl,  welche  sie  als  allgemeine  Einkommensteuer 
auflegen,  indem  sie  die  Familien  zu  diesem  Zwecke  nach  der  angenommenen  oder  irgend- 
wie berechneten  Höhe  ihres  Einkommens  in  Kategorien  vertheilen.  Die  Generaldirection 
der  Statistik  hat  diese  Classificationen  für  420  Gemeinden,  worunter  19  Provincialhaupt- 
städte  mit  969.803  Einwohnern,  46  Bezirkshauptorte  mit  543.298  Einwohnern  und  355 
Gemeinden,  die  keine  Hauptorte  sind,  mit  1.287.382  Einwohnern  bearbeitet  und  die  be- 
steuerten Einkommen  nach  einer  bestimmten  Wert^cala  abgestuft,  unter  Zuhilfenahme 
der  Methode  der  linearen  Interpolation.') 

Wir  haben  jedoch  auch  die  gering.9ten  abgabenfreien  Einkommen  in  Rechnung 
ziehen  und  den  drei  Reihen  einen  verschiedenen  Wichtigkeitscoefficienten  geben  müssen. 
Während  nämlich  die  Bevölkerung  der  19  Provincialhauptstädte,  welche  Materiale  für  die 
Classification  der  Einkommen  geliefert  haben,  mehr  als  ein  Fünftel  der  Bevölkerung 
sämmtlicher  Provincialhauptstädte  und  jene  der  46  Bezirkshauptorte  den  gleichen  Theil 
der  Bevölkerung  sämmtlicher  Bezirksbauptorte  darstellt,  ist  dagegen  die  Bevölkerung 
der  355  in  der  Bearbeitung  enthaltenen  Gemeinden,  welche  nicht  Hauptorte  sind,  nur 
der  sechzehnte  oder  siebzehnte  Theil  der  Bevölkerung  des  übrigen  Königreiches.^) 

Es  folgen  nun  die  drei  auf  Grund  der  rohen  Daten  berechneten  Reilien  (unter 
Berücksichtigung  ihrer  entsprechenden  Wichtigkeitscoefficienten)  und  eine  Reihe,  welche 
in  Belativzahlen  die  wahrscheinliche  Vertheilung  der  Einkommen  in  Italien  zur  Dar- 
stellung bringt. 
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•)  Siehe  Statistica  delle  fasse  coniunali  applicate  negli  anni  1881—84. 
(Direzione  generale  della  Statistica).  Roma  1886. 

^)  In  der  Riforma  Sociale  vom  25.  Juni  1894  hatte  ich  das  Verhältnis  zwischen 
dem  Einkommen  einer  lebenden  Person  und  dem  Nachlasse,  den  dieselbe  bei  ihrem 
Ableben  hinterlässt,  zu  berechnen  versucht.  Ich  wiederhole  diese  Berechnung  hier  noch 
einmal,  einerseits  um  die  neuen  Angaben  über  die  Nachlässe  des  Finanzjahres  1892/93 
zu  verwerten,  andrerseits  weil  ich  in  dem  Artikel  der  Riforma  bei  der  Berechnung  der 
wahrscheinlichen  Vertheilung  der  Einkommen  in  Italien  nicht  den  verschiedenen  Wichtigkeits- 
coefficienten der  Theildaten  in  Rücksicht  gezogen  hatte. 
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Dies  Torausgeschicltt,  kouiiiieu  wir  zu  den  Verlaascnichaftsvenndgen.  Die  Oeneral- 
direction  des  Domaniums  thcilt  für  vier  Finanzjahre  die  Wertabstufung  der  registrierten 
und  besteuerten  Nachlässe  mit.  Ucbrigens  uiiisstcn  wir  aucli  hier  jene  Nachlässe  berück- 
sichtigen, die  der  Fiscus  nicht  registriert,  da  er  ihre  Activcn  gleich  Null  oder  sehr 
gering  veranschlugt.  Unter  der  Annahme,  dass  jedem  Uesammteinkommen  einer  Familie 
in  der  Durehschuittsdauer  einer  Generation  (ungefähr  35  Jahre)  eine  Uebcrtraguag  von 
Todeswegen,  d.  h.  infolge  Ablebens  de.s  Familienhauptes,  entsprechen  mQsge,  müssten  den 
für  das  Jahr  1881  berechneten  5,635.570  Einkommen  damals  mehr  als  161.000  Erbfälle 
von  Besitzenden  oder  Besitzlosen,  entsprechen.  Gegenwärtig  würden  mit  Berücksichtigung 
der  Bevölkerungszunahme  seit  1881  die  Verlassenschaften  auf  rund  178.000  steigen,  darunter 
153.05'J  registrierte  und  besteuerte. 

Die  Abstufung  der  Verlassenschaftsvennögen  wäre  demnach  folgende ; 
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AVir  wollen  nun  die  lielativzahleu  der  Nachlässe  mit  den  Relativzahleu  der  Ein- 
kommen vergleichen,  unter  steter  Festhaltung  des  Umstandes,  dass  jedem 
Ge  sammteinkonfmen  einer  Familie  während  der  Durchschnittsdaucr  einer 
Generation  eine  Uebcrtragung  von  Todeswegen  entspricht.  Unsere  Argu- 
mentation ist  die  folgende:  Wenn  sieh  unter  100  Einkommen  79  unter  1000  Lire, 
12  zwischen  1000  und  2000  Lire,  4  zwisclien  2000  und  3000  Lire  u.  s.  w.  befinden,  so 
tntsprechen  diesen  Einkommen  am  wahrscheinlichsten  jene  Nachlässe,  welche  in 
der  betreffenden  Wertscala  von  Null  angefangen  79,  12,  4  u.  s.  w.  Procente  sämmtlicher 
Nachläs.ie  ausmachen.  So  haben  wir  die  folgende  Uebersicht  zusammengestellt,  wobei  wir 
auch  Einkommenkategorien,  die  zwischen  den  vorhin  aufgestellten  liegen,  berechnet  haben, 
um  eine  genauere  Entsprechung  der  Procentsätze  zu  erzielen. 
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Diese  Entsprechung  von  Einkoiinnen  und  Vermögen  ist  so  aufzufassen:  der  Be- 
sitzer eines  Einkommens  Ton  beisjiitdweise  2300  bis  3400  Lire,  welcher  dasselbe  durch 
ungefähr  85  Jahre  bezieht,  hat  die  Wahrscheinlichkeit,  bei  seinem  Ableben  ein  Nachlass- 
vermügen  von  10.000  bis  20.000  Lire  zn  hinterlassen:  der  Besitzer  eines  Einkommens 
von  5800  bis  9500  Lire  hat  lüngegen  die  Wahrscheinlichkeit  seinen  Erben  ein  Vermögen 
von  50.000  bis  100.000  Lire  zu  hinterlassen  u.  s.  w. 

Wollte  man  an  die  Stelle  der  Maxima  und  Minima  jeder  Kategorie  lieber  gut- 
gewählte Durchschnitte  setzen,  so  würde  man  dahin  gelangen,  als  empirische  Regel  hinzu- 
stellen, dass,  wenn  das  Einkommen  im  geometrischen  Verhältnisse  um  zwei 
steigt,  das  entsprechende  Vermögen  im  geometrischen  Verhältnisse  um 
drei  wächst  —  selbstverständlich  annäherungsweise. 

Man  könnte  zwar  angesichts  der  Unzulänglichkeit  der  statistischen  Beobachtungen, 
auf  welche  sich  die  oben  angeführten  Ziffern  gründen,  Zweifel  in  die  Verlässlichkeit  der- 
selben setzen.  Darauf  würden  wir  jedoch  erwidern,  erstens,  dass  neuere  und  umfassendere 
Daten,  welche  uns  die  Verwaltungsbehörden  mittheilen  könnten,  zwar  sicherlich  die 
absoluten  Ziffern  modificieren,  aber  wahrscheinlich  die  Relativzablen,  welche  für  uns  das 
Hauptgewicht  haben,  ganz  oder  nahezu  unverändert  lassen  würden;  zweitens  dass  die- 
selben Fehlerquellen,  welche  die  Angaben  oder  Einschätzungen  der  Einkommen  beinflussen, 
auch  die  Angaben  oder  Einschätzungen  der  Nachlasswerte  afficieren,  indem  sie  sowohl 
diese  als  jene  unter  die  Wirklichkeit  herabdrücken,  weshalb  denn  die  wünschenswerte 
Entsprechung  der  einen  und  der  andern  darunter  gar  nicht  oder  doch  weniger  leidet, 
als  es  der  Fall  wäre,  wenn  der  Fehler  bloss  auf  einer  Seite  oder  aber  qualitativ  ver- 
schieden, d.  h.  auf  der  einen  Seite  nach  oben  hin,  auf  der  anderen  Seite  nach  unten 
hin  stattfände.  Schliesslich  befinden  sich  die  Ergebnisse  unserer  Analyse  in  Ueberein- 
stimraung  mit  allbekannten  Thatsachen,  z.  B.  mit  dem  Umstände,  dass  bei  dem  gewöhn- 
lichen fünfprocentigen  Zinsfnsse  der  Besitzer  eines  Vermögens  von  500.000  Lire  oder 
darüber  —  der  von  seiner  Rente  leben  kann,  ohne  Xöthigung  zur  Erzielung  einer 
höheren  Einnahme  einen  Beruf  auszuüben  —  gerade  so.  wie  sich  aus  unserer  Zusammen- 
stellung ergibt,  ein  Einkommen  von  25.000  Lire  oder  darüber  haben  muss. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  zweiten  und  dritten  Punkte:  „Die  Berufe,  welche  denen 
zugänglich  sind,  die  für  sich  oder  ihre  Kinder  über  ein  bestimmtes  Vermögen  verfügen, 
sind  umso  einträglicher,  je  grösser  das  Vermögen  ist,  das  ihre  Ergreifung  ennöglicht." 
Es  gibt  aber  eine  Grenze,  „jenseits  deren  das  Vermögen  an  und  für  sich  ein  so  grosses 
Erträgnis  abwirft,  dass  es  die  Ausübung  eines  Bernfes  zu  Erwerbszwecken,  einer  nicht 
blossen  Ehrenstellung,  überflüssig  macht". 

Statistisch  ist  auch  dies  feststellbar  —  immer  bis  zu  einer  ersten  Näherung.  Wir 
können  nämlich  die  Ziffern  der  ersten  Columne  der  vorstehenden  Zusammenstellung  so  zer- 
legen, dass  wir  das,  was  das  Erträgnis  des  Vermögens  selbst  ist.  von  dem  trennen,  was 
das  Ergebnis  der  persönlichen  Mühewaltung  des  Besitzers  sein  muss.  Man  entnimmt 
z.  B.  aus  jener  Zusammenstellung,  dass  dem  Gesammteinkommen  einer  Familie  von  3400  bis 
4300  Lire  ein  Vennögen  von  20.000  bis  30.000  Lire  entspricht;  offenbar  wird  bei  dem 
gewöhnlichen  fünfprocentigen  Zinsfusse  das  aus  dem  Vermögen  selbst  stammende  Einkommen 
nicht  1000  bis  1500  Lire  fiberschreiten,  und  das,  was  noch  auf  das  Gesammteinkommen  von 
3400  bis  4800  Lire  fehlt,  wird  der  pfrsönlichen  Mühewaltung  des  Individuums  zuge- 
schrieben werden  müssen.  Nach  diesem  Criterium  haben  wir  die  folgende  Reihe  aufgestellt: 


Einkommen 
aus  dem  Vermögen  selbst 

Einkommen  aus  dem  Berufe 

Gesamrrteinkommen 

der  Familie 

unter 

100  Lire 

unter    800  Lire 

unter 

900  Lire 

zwischen 

100  u. 

250 

n 

zwischen    800  u.  1.200 

» 

zwischen 

900  u. 

1.4.50     „ 

n 

250  „ 

500 

n 

^ 

1.200  „  1.800 

•n 

n 

1.450  „ 

2.300     , 

n 

500  „ 

1.000 

« 

n 

1.800  ,  2.400 

n 

« 

2.300  „ 

8.400     , 

n 

1.000  „ 

1.500 

n 

Tl 

2.400  „  2.800 

» 

n 

3.400  „ 

4.800    „ 

Ji 

1.500  , 

2.000 

» 

« 

2.800  „  8.050 

n 

n 

4.300  „ 

5.050     , 

» 

2.000  „ 

2.500 

n 

« 

3.050  „  8.300 

n 

•n 

5.050  „ 

5.800    „ 
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zwischen  2.500  u.    5.000  Lire  zwischen  3.300  u.  4.500  Lir.!  zwischen    5.80O  u.    9.500  Lire 

5.000  „  15.000     ,  „       4.500  ,  5.500    ,  .         9.500  ,  20.500    , 

15.000  „  25.000     „  „        5.500  ,     —        ,  .        20  500  „  25  000     , 

25.000  ,  50.000     „  ,  —  —        „  .        25.000  ,  50  000     , 

über  50.000    „  —  über  50.000    , 

Natürlich  dürfen  die  Daten  dieser  Zusaninicnstellunjj  nicht  als  absolut  richtig  be- 
trachtet werden.  Wenn  dem  wirklich  so  wäre,  würde  .sich  die  Anzahl  der  Familien,  die 
auss(!hliessliiii  von  ihren  Renten  leben,  da  sie  ein  Vermögen  von  über  einer  halben 
Million  Lire  besitzen,  in  Italien  auf  kaum  7000  belaufen.  In  der  That  aber  entzieht  eine 
weit  grössere  Zahl  von  Familienhäuptem,  die  ein  Vennögen  von  weniger  als  eine  halbe 
Million  Lire  besitzen,  sich  oder  ihre  Söhne  der  Nöthignng  zur  Ausübung  eines  Berufes, 
der  nicht  eine  reine  Ehrenstellung  ist.  Wir  liaben  aber  keine  Daten,  um  in  jeder  Kategorie 
das  Verhältnis  derer,  die  mit  dem  Einkommen  aus  dem  Vennflgcn  noch  ein  Berufs- 
einkonnnen  verbinden,  und  derer,  die  sich  mit  dem  ersteren  begnügen,  zu  bestimmen;  man 
kann  aber  billigerweise  annehmen,  dass  das  Verhältnis  der  letzteren  mit  der  Zunahme 
des  Einkommens  aus  dem  Vennögen  selbst  wachse.  Wenn  man  diese  in  Rechnung  bringen 
könnte,  würde  sich  ergeben,  dass  die  Reihe  der  Berufseinkommen  in  rascherem  Verhültni» 
ansteigt,  als  aus  der  vorgeführten  Zusammenstellung  hervorgeht. 

Wo  also  die  persönliche  Müliewaltung  des  Individuums  mit  der 
Productivität  eines  Vermögens  zusammentrifft,  wächst  die  Einträglichkeit 
der  ersteren  mit  der  Zunahme  der  Productivität  des  letzteren.  Dies  ist  eine 
Folge  des  Umstandes.  dass  einigemiaassen  heträchtliclie  Vennögen  ihren 
Besitzern  oder  deren  Sölineu  gestatten,  Berufe  zu  ergreifen,  welche  zwar  eine 
längere,  kostspielige  und  unproductive  Lehrzeit  erfordern,  aber  in  letzter 
Linie  im  Vergleiche  zu  anderen  Berufen  mit  kurzer  und  wenig  kostspieliger 
Lehrzeit  unverhältnismässig  gewinnbringend  sind. 

Der  Wert  der  Arbeit  in  den  verschiedenen  Berufszweigen  hängt  also, 
abgesehen  von  speciellen  qualitativen  Beziehungen  auch  von  der  verhältnis- 
mässigen Kostspieligkeit  ab.  d.  li.  von  der  Summe  der  Schwierigkeiten, 
welche  die  unteren,  vermrigenslosen  Classen  haben,  wenn  sie  sich  gewinn- 
bringenderen, aber  mit  einer  langen,  kostspieligen  Lehrzeit  verbundenen 
Oarriereu  zuwenden.  Der  Arbeiter  bestimmt  seine  Söhne  für  manuelle  Berufe. 
theils  weil  er  die  für  die  höheren  Studien  erforderliclien  Unterrichtsauslageu 
nicht  erschwingen  kann,  theils  weil  er  auf  die  Beihilfe  der  Söhne  zur  Er- 
haltung der  Familie  nicht  so  lange  warten  kann,  bis  sie  24  oder  2ö  Jahre 
alt  sind;  er  benötbigt  ihre  Beihilfe,  sobald  sie  eine  Arbeitskraft  repräsen- 
tieren, d.  b.  14  oder  15  Jahre,  ja  selbst  noch  darunter,  alt  sind. 

Der  ausnahmsweise  Fall,  dass  es  Personen  aus  den  unteren  Classen 
srelinirt.  hölicro  Carriere  zu  machen,  erklärt  sich  durch  besondere  Umstände, 
als  da  sind:  Befreiungen  von  Gebüren,  Unterstützungen  oder  Vermächtnisse 
zu  ünterrichtszwecken.  welche  sich  in  eine  Verminderung  der  Kosten 
umsetzen  oder  einer  Erhöhung  des  Einkommens  für  die  besseren,  fähigeren 
unter  den  vermögenslosen  lndivid\ien  gleichkommen. 

Die  Berufsstatistik  hat  iiiren  natOrliciien  Platz  in  der  allgemeinen 
Theorie  vom  Vermögen.  Noch  vor  den  Neigungen  des  Individuums  sind  es 
die    Vermögensverhältnisse,    welche    die    Berufswahl    bestimmen.     Die    oft 
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bemerkte  Thatsache,  dass  die  Söhne  die  Carriere  des  Vaters  einzuschlagen 
streben,  bildet  keinen  sehr  sicheren  Beweis  für  die  Theorie  von  der 
Erblichkeit  der  Neigungen.  In  der  That  zwingt  oft  die  wirtschaftliche 
Noth  den  Vater  dazu,  den  Sohn  in  seinem  eigenen  Gewerbe  zu  verwenden, 
noch  bevor  dieser  eine  specielle  Anlage  nnehr  für  die  eine  als  für  die 
andere  Fertigkeit  gezeigt  hat.  Selbst  bei  den  liberalen  Berufen  kommt  es  vor, 
dass  der  Vater,  welcher  Arzt,  Ingenieur  oder  Professor  ist,  dem  Sohne  zu 
derselben  Carriere  räth.  mit  Kücksicht  auf  das  wissenschaftliche  Materiale, 
das  im  Hause  zur  Verfügung  steht  (Bücher,  Instrumente  u.  dgl.),  oder  auf 
die  schon  erworbene  Clientel  —  was  eine  Verminderung  der  Kosten 
der  Berufsausbildung  oder  eine  Abkürzung  der  halbproductiven 
Periode  der  Erwerbung  einer  Clientel  für  den  Sohn  darstellt.  Das  Ideal 
der  Statistik  wäre  nachzuweisen,  nicht  nur  wie  viele  Individuen  diesen  oder 
jenen  Beruf  ausüben,  sondern  auch  wie  viele  Individuen  denselben  Beruf 
wie  der  Vater  oder  einen  verschiedenen  Beruf  und  wie  viele  hievon  einen 
Beruf  höheren  Ranges  (einen  einträglicheren  Beruf)  als  der  Vater  ausüben. 

Die  sociale  Function  des  Vermögens  besteht  also  darin,  dass  es  das 
Individuum  in  die  Lage  versetzt,  das  Ergebnis  der  Ausübung  eines  Benifes 
mit  mehr  oder  minder  langer  und  kostspieliger  Vorbildung,  der  aber 
unverhältnismässig  einträglich  ist,  abzuwarten.  Der  Leser  wird  bemerken, 
dass  wir  lediglich  das  Princip  anwenden,  auf  welchem  nunmehr  wohl  auch 
die  Theorie  vom  Gewinn  oder  vom  Capitalzins  (Böhm-Bawerk)  fest 
begründet  ist.  Die  historische  Analyse  hat,  dank  den  Verdiensten  Lorias, 
diese  Theorie  glänzend  bestätigt.  In  dem  Zeitpunkte,  wo  der  freie,  unbe- 
setzte und  leicht  zugängliche  Grund  und  Boden  verschwindet,  hat  der 
Arbeiter  kein  Mittel  mehr,  um  sich  selbst  ein  Vermögen  und  eine  unab- 
hängige Stellung  zu  schaffen,  sondern  muss  sich  in  die  Abhängigkeit  von 
einem  Unternehmer  begeben,  indem  er  einen  geringfügigen  Lohn  annimmt 
der  für  den  Arbeiter  den  einzigen  Vortheil  bietet,  dass  er  in  kurzen  Fristen 
fällig  wird.  Jedweder  andere  Beruf  würde  ihm  äusserst  schwierig,  wenn  nicht 
geradezu  unmöglich  werden,  weil  er  eine  mehr  oder  minder  lange  Zeit 
erfordern  würde,  während  welcher  der  Arbeiter  nicht  die  für  den  Lebens- 
unterhalt nöthigen  Mittel  besitzt. 

4.  Das  Vorhandensein  von  Forderungen  in  einem  Vermögen,  besonders 
wenn  dieselben  in  zinstragenden  Staats-  oder  Privatobligationen  bestehen, 
kann  auf  regelmässige  Weise  nur  durch  das  Ueberwiegen  des  Kohein- 
kommens  über  die  Ausgaben  für  reproductive  oder  unproductive  Ver- 
brauchsgegenstände erklärt  werden.  Umgekehrt  erklärt  sich  das  Vorhanden- 
sein von  Schulden,  Lasten  oder  sonstigen  Passiven  des  Vermögens  gewöhnlich 
nur  durch  den  entgegengesetzten  Umstand,  d.  h.  durch  das  Zurückbleiben 
des  Einkommens  gegenüber  den  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Aus- 
gaben der  Wirtschaft.  Diese  zwei  Erscheinungen  stehen  ersichtlich  in 
Wechselbeziehung  zu  einander.  Eine  sociale  Classe  kann  nur  in  dem  Maasse 
verschuldet  werden,  als  eine  andere  Classe  zu  sparen  versteht.  Die  Ver- 
mehrung des  Nationalreichthumes  hängt  somit  niclit  direct  von  der  Fähigkeit 
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einer  Classe  zum  Sparen  ab,  sondern  von  der  Fähi^'keit  der  schuldenden 
Classen,  das  entlehnte  Capital  productiver  anzulegen,  als  es  die  verleihender» 
Classen  vermöchten,  falls  sie  es  direct  anlegten. 

Wenn  wir  der  Frage  mehr  auf  den  Grund  gehen  wollen,  so  werden 
wir  erkennen,  dass  das  Ersparnis,  indem  es  sich  in  eine  Vermögensver- 
mehrung umsetzt,  die  ersparenden  Classen  in  die  Lage  versetzt,  von  dem 
blossen  Erträgnisse  des  angehäuften  Capitales  zu  leben  oder  einträglichere 
Berufe  zu  ergi-eifeii  als  jene,  die  den  geringeren  Vermögen  zugänglich  sind« 
die  schuldenden  Classen  hingegen  legen  entweder  das  entlehnte  Capital  so 
fruchtbringend  an,  dass  auch  sie  ihr  Vermögen  vermehren,  und  in  diesem 
Falle  werden  auch  sie  sich  höheren  Berufen  zuwenden  —  oder  sie  legen  es 
nicht  fruchtbringend  an,  imd  in  diesem  Falle  werden  sie  selbst  ihres 
eigenen  Vermögens  entäussert  werden,  welches  als  Deckung  für  die  Schuld 
dient,  und  sich  in  die  Ergreifung  minderer  Berufe  schicken  müssen.  Die  von 
uns  so  genannten  „interprofessionellen"  Werte  werden  daher  von  den  Ver- 
hältnissen der  Vermögensersparung  und  Anlage  in  einem  Lande  beeinflusst;  in 
dem  ersten  der  angenommenen  Grenzfälle  tritt  eine  Vermehrung  der  von 
dem  blossen  Ertrage  des  Capitales  lebenden  Capitalisten  und  eine  Steigerung 
der  Concurrenz  bei  den  höheren  Berufen  ein,  wodurch  die  verhältnismässig© 
Rentabilität  derselben  zu  sinken  beginnt;  in  dem  zweiten  Falle  dagegen 
tritt  eine  Steigerung  der  ConcuiTenz  bei  den  minderen  Berufen  mit  analogen 
Wirkungen  ein. 

Statistisch  verliert  di )  Wechselbeziehung  zwischen  Schulden  und  Forderungen, 
welche  man  bei  den  Privatvemiögeii  ooiistatieren  möchte,  an  Evidenz  infolge  des  Vor- 
handenseins von  Staatstitres,  deren  Schuldner  keine  physische  Person  ist,  die  sterben 
und  ein  NachlassvermOgen  hinterlassen  niusa.  Die  Privatgläubiger  des  Staates,  der  Ge- 
meinde n.  B.  w.  sind  thatsächlioh  Gläubiger  der  Steuerträger  insgesannnt,  auf  welche  die 
Last  der  Zinsen  der  öffentlichen  Schuld  in  der  Form  von  Steuern  zurückfällt.  Diese 
Steuerlast  wird  weder  capitalisiert  noch  von  dem  Bruttoactivum  des  Nachlasses  abge- 
zogen, so  wie  die  vorschriftsniässig  bescheinigten  Privatschulden  abgezogen  werden^ 
Darum  fehlt  also  das  genau  entsprechende  Gegenstück  zu  dem  Activum,  welches  aus  Wert- 
papieren aller  Art,  Spareinlagen  u.  s.  w.  besteht. 

Wenn  man  bei  dem  Ausweise  auf  Seite  374  von  dem  gesammten  Bruttoactivum 
die  Innnobilien,  die  öffentlichen  Titres,  die  Depots  behufs  Cautionsleistnng,  die  Mobilien 
und  das  Bargeld  abzöge,  so  blieben  vielleicht  nur  160  oder  170  Millionen  Privat- 
forderungen im  eigentlichen  Sinne  übrig,  denen  116  Millionen  Hypothekar-  und  sonstiger 
Schulden  gegenüber  stehen.  Man  muss  jedoch  bedenken,  dass  die  in  jenem  Ausweise 
behandelten  Nachlässe  bloss  solche  von  Besitzenden  sind,  die  eben  mehr  Forderungen 
als  Schulden  haben;  ausgeschlossen  blieben  dagegen  jene  Nachlässe,  deren  Activon  von 
den  Passiven  erschöpft  werden,  sowie  jene  der  Besitzlosen,  bei  welchen  das  Kntgegen- 
gesetzte  zu  Tage  tritt.    Und  noch  andere  Richtigstellungen  niüsste  man  voniehmeu. 

Wie  wir  im  Abschnitt  2  gesagt  haben,  sind  die  Umstände  der  Zeit» 
des  Ortes  und  der  Art  und  Weise,  wie  die  Preise  —  und  dem  entsprechend 
die  Einkommen  —  realisiert  werden,  von  Einfluss  auf  die  Bildung  und  Zu- 
sammensetzung der  Privatvermögen.  Jetzt  können  wir  diesen  Gedanken 
noch  genauer  präcisieren.  Der  relative  Stand  der  Preise  jener  Producta  und 
Dienste,  welche  das  Individuum  auf  dem  Markte  anbietet,  und  jener,  nach 
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welchen  es  auf  dem  Markte  nachfragt,  spiegelt  sich  in  dem  Verhältnisse 
wieder,  in  welchem  die  Forderungen  in  die  Vermögensactiven  oder,  dem- 
entsprechend, die  Schulden  in  die  Passiven  eindringen.  Setzen  wir  den 
Fall  einer  ungünstigen  Preisbilanz  voraus,  d.  h.  nehmen  wir  an,  dass  bei 
gleichbleibenden  Kosten  (Summe  der  Aufwendungen),  die  das  Individuum 
beim  Betriebe  seiner  Production  oder  der  Ausübung  seines  Berufes  aufwendet, 
seine  Producte  oder  Dienste  auf  dem  Markte  einen  geringeren  Preis  erzielen 
als  früher.  Offenbar  wird  es  einen  Verlust  (eine  Verminderung  des  Kein- 
einkommens)  erleiden,  welcher  es  dazu  zwingen  wird,  zunächst  seinen  Lebens- 
fuss  und  in  der  Folge  auch  sein  Vermögen  einzuschränken.  Der  Verlust  wird 
sich  an  dem  Minus  an  anderen  Verbrauchs-  oder  Anlage-Gegenständen  messen 
lassen,  welche  es  um  eine  der  früheren  gleiche  physische  Quantität 
von  Producten  und  Diensten,  die  es  anbietet,  die  jedoch  entwertet  sind, 
kaufen  kann. 

Die  Herabsetzung  des  Lebensfusses  geschieht  durch  Verminderung 
der  Quantität  bei  solchen  Verbrauchsgegenständen,  welche  keinen  Ueber- 
gang  zu  niedrigeren  Qualitätsabstufungen  vertragen;  oder  durch  Ver- 
schlechterung der  Qualität  (Surrogate)  oder  direct  durch  Ver- 
zichtleistung  auf  verhältnismässig  übei-flüssige  Genüsse.  Man  bemerkt 
ausserdem  eine  Verlängerung  des  Gebrauches  bei  Sachen,  die  man 
sonst  weggeworfen  hätte,  da  sie  abgenutzt  oder  aus  der  Mode  gekommen 
sind;  eine  sorgfältigere  Verwertung  der  üeberbleibsel,  eine  geringere 
Specialisierung  der  Verwendung  von  Dingen,  welche  nur  zu  einem 
einzigen  Gebrauche  gedient  hatten,  eine  Zögerung  bei  den  weniger 
dringlichen  Ausbesserungen,  eine  wirtschaftlichere  Verwertung 
■der  Cassenbestände  u.  s.  w.  In  allen  Fällen  pflegt  die  Einschränkung 
des  persönlichen  Consumes  der  Einschränkung  der  reproductiven  Verbrauchs- 
gegenstände  d.  h.  der  technischen  Stoff'e,  welche  das  Anlagecapital  wieder 
ergänzen,  voranzugehen.  Sonst  würde  das  Individuum  eine  Verminderung 
seiner  eigenen  Productionskraft  erfahren  und  einen  doppelten  Verlust  erleiden, 
nämlich  jenen,  der  von  der  verringerten  Productivität,  und  jenen,  der  von 
der  Ungunst  der  Preise  herrührt. 

Wenn  jedoch  die  Ungunst  der  Preise  drückend  ist  und  der  Betheiligte 
nicht  auf  seinen  gewohnten  Lebensfuss  verzichten  kann  oder  dies  zu  thun 
nicht  versteht,  dann  muss  er  sich  das  verfügbare  Capital  auf  Credit  ver- 
schaffen, indem  er  zu  diesem  Zwecke  seine  Besitzthümer  hypotheciert  oder 
verpfändet,  oder  indem  er  direct  einen  Theil  seines  Vermögens  veräussert. 
Abgesehen  von  diesem  letzteren  Fall,  der  gewöhnlich  erst  dann  eintritt, 
wenn  die  Hilfsquellen  des  Credites  bereits  in  Anspruch  genommen  worden 
sind,  ist  es  klar,  dass  dieser  Credit  nur  von  solchen  Personen  gewährt 
werden  kann,  welche  über  Ersparnisse  verfügen,  deren  Entstehung  auf  den 
entgegengesetzten  Grund  zurückführen  ist,  wie  die  Aufnalime  des  Darleliens 
durch  den  Schuldner.  Dieser  hat  das  Darlehen  aufgenommen,  weil  er  dazu 
durch  die  Ungunst  der  Preise  und  durch  die  eigenene  ünvermögendheit, 
■den  Lebensfuss  einzuschränken,  gezwungen  war;  der  Darlehensgeber  hat  das 
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Darlehen  bewilligt,  weil  er  entweder  durch  den  für  ihn  günstigen  Stand  der 
Preise  oder  durch  seine  Fähigkeit,  weniger  zu  consumieren,  als  er  im  Stande 
wäre,  in  die  Möglichkeit  zu  ersparen  versetzt  wurde. 

Dasselbe,  was  für  den  Fall  einer  ungünstigen  Preisbilanz  gesagt  ist, 
kann  auch  für  den  Fall  einer  ausserordentlichen  Steuerbelaatung  gesagt 
werden.  Die  Vermögen,  welche  der  liquiden  und  verfügbaren  Bestandtheile 
enuangclii.  müssen  zu  Gunsten  von  C'apitalbesitzern,  welche  einen  Theil  ihrer 
Capitalieii  liorzuleihen  bereit  sind,  hypotlieciert  oder  verpfändet  werden. 
Dank  den  öffentlichen  Anlehen  vermeiden  die  Staaten  die  Nothwendigkeit 
ausserordentli(-lier  Steuern  und  wenden  sich  direct  an  die  Besitzer  ver- 
fügbarer Capitalien,  indem  sie  sich  als  einzige  Schuldner  als  Vertreter 
von  Millionen  von  Steuerträgern  hinstellen,  Avelche  sonst  genötliigt  wären, 
eine  Menge  von  grossen  und  kleinen  Darlehen  anfzunehmen,  um  die  zur 
Bedeckung  eines  ausserordentlichen  Erfordernisses  der  Finanzen  nöthige 
Steuer  zu  bezahlen. 

Dasselbe  wäre  auch  zu  sagen  für  den  Fall,  als  eine  Classe  von 
R-oducenten  in  grossem  Maasstabe  eine  Umgestaltung  von  Culturen  oder  Pro- 
ductionsmitteln  unternimmt  oder  sich  mit  fieberhaftem  Eifer  einer  Speculation, 
z.  B.  der  Bauspeculation  liingibt.  In  dem  Maasse.  in  welchem  diese  die 
Mittel  den  Ersparnissen  anderer  Classen  entnehmen  müssen,  wird  in  gewissen 
Vermögens-  (oder  Nachlass-)  Kategorien  eine  Vermehrung  der  Schulden,  in 
gewissen  anderen  eine  Vermehrung  der  Forderungen  eintreten.  Immer  aber 
wird  der  Fortschritt  des  Nationalreidithuines  nicht  von  der  Summe  der 
Ersparnisse,  sondern  von  der  Productivität  der  Anlage  abhängig  sein.  Wenn 
die  Anlage  unproductiv  oder  weniger  productiv  ist,  als  man  angenommen 
hatte,  wird  eine  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  von  Vennögen,  welche  zur 
Sicherstellung  der  Schulden  hj-potheciert  oder  verpfändet  war,  im  Wege  der 
freiwilligen  Veräusserung  oder  der  gerichtlichen  Enteignung  in  die  Hände 
der  Gläubiger  übergehen.  Daher  jene  interessanten  wirtschaftlichen  Erschei- 
nungen, deren  Studium  auf  die  gedeihlichen  oder  raissliehen  Zustände  eines 
Landes  viel  Licht  wirft. 

Es  ist  beinahe  uninöglicli,  still istiscli  festzustellen,  in  welchem  Jfaasse  die  ver- 
schiedenen socialen  Classen  zu  sparen  verstellen  oder  der  Verschuldung  anheimfallen  oder, 
wenn  sie  verschuldet  sind,  die  übernommenen  Verpfliohtungen  nicht  zu  erfüllen  vermögen 
und  daher  VcrmOgensenteignungen  unterliegen.  Alles,  was  wir  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  statistischen  Kenntnisse  thun  können,  ist,  die  rohen  Daten  über  die  Wert- 
abstufungen der  Depots,  Einzahlungen  und  Rückzahlungen  bei  den  italienischen  Instituten, 
welche  die  Er.sparnissc  sammeln  (mit  Ausschluss  der  Postsparcassen),  über  jene  der 
Wechselprote^lte,  der  Immobiliarverpfändungen  und  Erecutioneii  vorzulegen.  Wirwagenjedoch 
nicht,  diese  Ziffern  mit  jenen  über  dii'  Einkommen  und  Vormögen  in  Verbindung  tu 
bringen,  da  uns  emstMche  Kriterien  fehlen,  welche  die  Zuweisung  dieser  oder  jener 
Kategorie  von  Ersparnissen,  Protesten  etc.  zu  dieser  oder  jener  Kategorie  von  Familien- 
cinkommen  oder  Vermögen  rechtfertigen  würden.  Es  hiesse  der  Phantasie  zu  viel  Spiel- 
raum gcw-ihien,  wenn  man  z.  B.  behaupten  wollte,  dass  die  .^Spareinlagen  bi-i  zu  lOJ 
Lire  wahrscheinlich  den  Vermögen  unter  lOUO  Lire  angehören,  wenn  auch  ein  Körnchen 
Wahrheit  bei  dieser  Verbindung  nicht  fehlen  mag.  Wir  lassen  für  alle  Fälle  die  rohen 
Daten,  welche  wir  sammeln  konnten,  hier  folgen: 

Zeittcbrift  fJr  Volkswirtich*ft,  Soclalpolitlk  aud  Vorn-altanc  >V.  Bnd,  3.  lieft.  25 
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Wertabstufung 


Sparen  ssabücher 
am  31.  Dpcemb.  1889, 
nnterscbieden  nach 
der  Höhe  der  Beträge 
Wert  in 


Anzahl 


unter    100  Lire     745.320 
zwisch.    100  u.   500     „       440.227     120.173      zwisch. 
500  „  1000     „       212.127 
1000  „2000     „       190.398 
2000  „3000     „        82.688 
3000,4000     „         39.6.56 
4000  „5000     „         24.116 
über  5000     „         47.856 
Diese    Daten    sind   den    Statistiche    delle 
d'Agricoltura— Divisione  Credito  e  Previdenza)  entnommen 


1000  Lire 
24.1.Ö2 

120.173 
151.391 
267.924 
194,452 
133.250 
106.768 
470.754 


Wertabstufuiig 


unter 
50  u. 
100  „ 
200  „ 
300  „ 
400  „ 
.500  „ 

über  1000 
Gasse  di 


50  Lire 

100  „ 

200  „ 

300  „ 

400  „ 

500  „ 

1000  „ 


Anzahl 

der 

Spar- 

ein- 

zahlungen 

(18S6) 

1,263.863 
391.279 
191.663 
109.0.53 
66.914 
85.926 
138.063 
146.284 


Anzahl 

der 

Kiick- 

zahlungen- 

(188C) 

641.029 

271.628 
172.858 
119.425 
72.082 
94.071 
148.868. 
107.05» 


Kisparinio    (Miuistero- 


Wertabstufuiig 


Pfändungen  von  bewegl. 
Sachen  und  Früchten 

auf  dem  Halm 
(Durchschn.  18H11— 1892) 


Immobiliar- 
executionen 
wegen  Steuer- 
schulden, 


Urtheile 
auf  Zwangs- 
enteignung 
V.  Immobilien, 


Wechsel- 
proteste 
(Durchschn. 


zwischen 


unter 

100  u. 

500  „ 

1.000  „ 

2.000  „ 

5.000  „ 

10.000  „ 

.50.000 


100  Lire 

500  „ 

1.000  „ 

2.000  „ 

5.000  „ 

10.000  „ 

50.000  „ 

100.000  „ 


eingeleitete 
Pfind. ') 


62.4.50 

31.388 
9.780 


7.229 


Verkäufe  *) 
A 

4.343 
2.443 

772 


569 


unterschieden  unterscliieflen 

nach  dem  naoh  dem        iQua iftftä\ 

Schuldbetrage  Schuldbetrage      "               ■' 

(Durchschn.  (Durchschn. 

iSse— 1S!)2)  1SH9— 18il2) 

n        z        a  h        1 


über  100.000 


12.729 
994 


247 


72 

464 

745 

1870 

1246 

912 

655 

172 

69 


23..530- 
73,350 
27.028 
12.164 
9.329 

2.297 


Die  Einlagen,  Einzahlungen  und  Rückzahlungen  auf  Sparcassebncher,  welche  in 
der  ersten  dieser  beiden  ZuBauimenstellungen  classificiert  sind,  sind  bloss  jene  der  ge- 
wöhnliclien  Sparcassen,  Creditvereine  und  der  Volksbankeu.  Ausgeschlossen  sind  also  die- 
Postsparcassen,  welche  Ende  1889  1,941.254  Bücheln  mit  circa  286  Millionen  Einlagen 
zählten.  Wir  glauben,  dass  das  Post-  und  Telegraphenministerium  die  Einlagebücher  der 
Postsparcassen  niemals  nach  irgend  einer  Wertabstufung  habe  classiflcieren  lassen. 
Jedenfalls  würden  aber  diese  Einlagen  der  Postsparcassa  nur  die  ersten  vier  Kategorien 
unserer  Abstufung  erhöhen,  da  ja  bekanntlich  die  Post-Einlagen  über  2000  Lire  nicht  als 
verzinslich  betrachtet  werden. 

Eine  grosse  Beihilfe  würden  die  Verwaltungsbehörden  derartigen  Untersuchungen 
leisten,  wenn  sie  nach  einem  wohlgeordneten  Plane  auch  für  andere  wirtschaftliche  Er- 
scheinungen die  Wertabstufungen  angeben  würden,  so  für  die  Bindung  und  Freimachung 
von  Summen  durch  hypothekarische  Anschreibung,  für  die  Uebertragung  von  Immobilien 
und  Mobilien  durch  bürgerliche  Bechtsgeschäfte. 

5.  Der  Umlauf  und  die  Vertheilung  der  Privatvermögen  vollzielit  sicb^ 
wie  wir  gesagt  haben,  infolge  einer  eigenartigen  Thatsaclie,  des  Todes  des 
Besitzers,  und  innerhalb  eines  bestimmten  Personenkreises.  Während  das 
Einkommen  sich  unter  dem  Namen  Rente,  Gewinn,  Zins   und  Lohn    unter 


')  Unterschieden  nach  dem  Schuldbetrage. 

2)  Unterschieden  nach  dem  Betrage  des  erzielten  Preises.  Die  Daten  dieser  Zu- 
sammenstellung sind  den  Statistiche  giudiziarie  civili.e  commerziali  (Direzione- 
Generale  della  Statistica)  entnommen. 
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den  Mitarbeitern  an  der  Production,  welche  verschiedene  persönliche  Interessen 
haben  und  nicht  nothwendigerweise  durch  IJande  der  Verwandtschaft, 
Schwäf(erschaft  oder  Freundscliaft  verbunden  sind  vertheilt,  vertheilt  sich 
das  Vermögen  nach  dem  ausgesprochenen  oder  angenommenen  Willen  des 
Erblassers,  der  durch  Gesetze  beschränkt  sein  kann  oder  nicht,  unter 
Personen,  dio  nicht  an  der  Production  mitgearbeitet  haben,  hingegen  im 
allgemeinen  durch  Bande  des  IJlutes  verbunden  sind. 

Der  Umlauf  und  die  Vertheilung  der  Privatvermögen  ist  den  grossen 
Massen  nach  in  der  Zeit  bestimmt.  Wenngleich  der  Tod  des  Besitzers 
vor  seinem  thatsilchlichen  Eintritte  kein  individuell  bestimmbares  Factum 
ist,  so  kann  man  doch  für  eine  grosse  Menge  von  Individuen  den  durch- 
schnittlichen Zeitraum,  der  zwischen  zwei  auf  einander  folgenden  Ueber- 
tragungen  desselben  Vermögens  verfliesst,  fixieren.  Dieser  Zeitraum,  der  mit 
der  Dauer  einer  Generation  zusammenßllt,  lässt  sich  in  Italien 
annähernd  auf  35  oder  36  Jahre  berechnen. 

Derjenige  aber,  welcher  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  ein  Erbschafts- 
vermögen hiiiterlässt,  kann  seinerseits  ein  solches  durchschnittlich  3(5  Jahre 
frülier  erhalten  haben.  Wenn  der  heutige  Erblasser  ein  Sohn  war,  der  drei 
oder  vier  Söhne  desselben  Vaters  überlebte,  so  kann  man  annehmen,  dass 
er  ursprünglich  bloss  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  des  väterlichen  Vermögens 
geerbt  und  dass  er  in  der  Folge  von  den  vorverstorbenen  Brüdern  weitere 
Quoten  eriialten  habe.  Die  demographischen  Untersuchungen  könnten  auch 
den  durchschnittlichen  Zeitraum,  der  zwischen  den  Erbfällen  unter  Brüdern 
oder  unter  anderen  Verwandten  verfliesst,  feststellen,  was  von  grosser 
Wichtigkeit  wäre  für  die  Berechnung  der  Wiederherstellung  oder  Conceutriening 
des  Vermögens  in  den  Händen  einer  einzigen  Person,  nachdem  dieses  Ver- 
mögen in  mehrere  Theile  gegangen  war. 

Während  eine  Person  nur  einmal  stirbt,  kann  dieselbe  mehr  als  einmal 
erben.  Wenn  dem  nicht  so  wäre,  d.  h.  wenn  jeder  in  seinem  Leben  nur 
einmal  erbte,  so  wäre  die  Zahl  der  gegenwärtig  lebenden  Erben  gleich  der 
Zalil  der  Erbfälle  innerhalb  der  nächsten  36  Jahre.  In  Italien  haben  wir 
dagegen  durchschnittlich  556.157')  Erben  und  Legatare  auf  gegenwärtig 
143.745')  Nachlässe  von  Besitzenden,  welche  sich  innerhalb  35  oder  36 
Jahren  wahrscheinlich  auf  195.000  vermehrt  haben  werden.  Dies  hiesse 
in  anderen  Worten,  dass  jeder  Italiener  während  seines  Lebens  als  Sohn 
oder  als  Gatte  oder  als  Bruder  u.  s.  w.  im  Durchschnitte  etwas  weniger 

als    dreimal   erbt  (,!!."„)!,,  =  2-85  1.   Wenn  wir  aber  eine  bestimmte  Zahl 

von  f]rben  oder  Legataren  abziehen  wollen,  die  entweder  keine  physischen  und 
beerbbaren  Personen  sind  (Wohlthätigkeitsanstalten,  wechselseitige  üuter- 
sttttzungsvereine)  oder  minimale  Erbschaftsantheile  namentlich  in  beweglichen 
Gütern  erhalten  und  bei  ihrem  Tode  keine  für  den  Fiscus  fassbare  Habe 
hinterlassen,   so  werden   wir  annäherungsweise  annehmen  können,  dass  jede 


»)  Nach  den  Daten  der  Finanzjahre  1889—90,  1890—91  und  1892—93. 
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Person  in  Italien,  welche  einen  Nachlass  hinterlässt,  in  ihrem  Leben  zweimal 
oder  wenig  mehr  geerbt  hatte.  Diese  Schlussfolgerung  gilt  für  die  erwachsenen 
Individuen  der  besitzenden  Gesellschaftsclassen,  da  ja  ein  grosser  Tlieil  der 
Bevölkerung  stirbt,  ohne  geerbt  zu  haben  und  ohne  einen  Nachlass  zu 
hinterlassen  (mindeijähiige  Kinder,  welche  vor  iliren  Eltern  sterben),  oder 
ein  einziges  Mal  geringfügige  Vermögensmengen  erbt  und  überträgt. 

Die  Erscheinung,  welche  hier  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkt,  ist 
eine  doppelte:  einmal  die  Zerspaltung  und  dann  die  Wiedervereinigung 
des  Privatvermögens.  In  der  Zeit  zwischen  der  Zerspaltung  und  der  Wieder- 
vereinigung ergeben  sich  ferner  andere  Erscheinungen  des  Verbrauches,  der 
Ileproductiou  und  Umgestaltung  des  Vermögens,  die  gleichfalls  eine  Unter- 
suchung verdienen.  Der  Einfluss  des  positiven  Gesetzes  ist  hier  sehr  gross; 
man  braucht  nur  den  bedeutenden  Procentsatz  der  Intestaterbschaften  gegen- 
über den  letztwillig  geordneten  zu  betrachten. 

Aus  den  Eclazioni  dell'  Aniministrazion  e  del  Demanio  e  delle  Tasse 
sugli  Affari  lässt  sich  entnehmen,  dass  das  Verhältnis  der  Intestaterbschaften  zur 
Gesammtzahl  der  Erbfälle  in  den  Zeiträumen  1878—82  und  1883  bis  30.  Juni  1888  sich 
nur  sehr  wenig  geändert  hat;  man  zählte  nämlich  im  Jahresdurchschnitte: 

^     ,     .  Testamentarisch  geordnete 

.     .  Intestaterbschaften  Erbschaften 

Zeiträume  ,,.,,,  in  PDcenten  ..,..7,1  in  Procenten 

absolute  Zahl         »„.^  Erbaile  »b'^olute  Zahl        «„er  Erbfälle 

1878  bis  1882 94.122  69-8  40.684  30-2 

1883  bis  30.  Juni  1888  .   .  98.402  701  41.874  29  9 

Der  Fortschritt  des  öffentlichen  Unterrichtes  scheint  also  in  Italien  keinen  Einfluss 
auf  die  Häufigkeit  der  Testamente  gehabt  zu  haben. 

Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  numerisch  die  ganz  kleinen  Kachlässe,  welche 
dem  Fiscus  entgehen,  die  Ziffer  der  Intestaterbschal'ten  erhöhen  würden;  und  dass,  was 
den  Wert  anbetrifft,  das  Uebergewicht  ohne  Zweifel  den  testamentarischen  zufallen  würde 
Wir  besitzen  jedoch  keine  Daten,  um  das  Maass  dieses  Uebergewichtes  genauer  fest- 
zustellen. 

Die  Zersplitterung    der  Nachlassvermögen    wird    durch   folgende  Ziffern  illustriert 

Erben  in  gerader  Linie  Ehegatten                 Andere  Erben  und  Legatare 

T   „    1,   _   p                                               Vererbter  Vererbter                                  Vererbter 

•'''"''=                      Anzahl              Wert  in  Anzahl            Wert  in            Anzahl             Wert  in 

Mill.  Lire  Jlill.  Lire                                  Mill.  Lire 

1889-90 3-53.524  6398  6.5.900  94-4  140..512  2140 

1890—91 366.384  643-1  69.464  87-1  139.66-5  2392 

1892—93 320.377  629-3  70.,551  843  142.093  240-9 

Jahresdurchschnitt  .  346.762  687-4  68.638  91-9  140.7.57  2314 

Während  also  die  143.745  Nachlässe  (Durchschnitt  der  drei  Finanzjahre),  auf  welche 
sich  obige  Erben  beziehen,  jede  einen  Durchschnittswert  von  6083  Lire  hatte,  entfielen 
auf  jeden  Erben  in  gerader  Linie  im  Mittel  nicht  mehr  als  1838  Lire,  auf  jeden  Gatten 
1339,  auf  jeden  anderen  Erben  oder  Legatar  1644  Lire.  Diese  letzte  Ziffer  wird  durch 
die  Uebertragungen  zu  Gunsten  von  Hunianitäts-  und  Wohlthätigkeitsanstalten,  von 
wechselseitigen  Unteistützungsvereinen  u.  s.  w.  vergrössert. 

Eingehendere  Daten  über  die  Qualitäten  der  Erben  oder  Legatare  innerhalb  des 
Verwandten-  oder  Verschwägertenkreises  sind  nur  für  das  Finanzjahr  1892 — 93  vorhanden; 
für  die  übrigen  Finanzjahre  muss  man  sich  mit  der  Zahl  der  Uebertragungen  begnügen 
und  dabei  beachten,  dass  die  Uebertragungen  zu  Gunsten  mehrerer  Personen  im  selben 
Verwandtschaftsgrade  für  eine  einzige  Uebertragung  gerechnet  werden. 
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Jatireadurcli- 

«clinlit  der  Wrerl.tfr  adm  il  .lur        Ani«hl  Wrr-rbwr 

yualililt  .Icr  Krbeii  oder  Legittare       UebertrBguogm  Wirt  in  ^     ''         drr   Crbrn        Wert  In 

von  l»NH-»a  bi.  Min.  Lire  ,!,?""*;'°  und  Ixr».Ure  Mill.  LIro 

In  gerader  Linie 143.801  634-4  121.661  320.377  629-3 

Ehegatten 67.860  92'J  70.5.51  VO.'wl  943 

Geschwister 3.5..509  lOOH  33.008  73.404  992 

Oheim  und  Neffen,  GrosHoheiine 

und  (irossneffen 19.442  100 1  17.705  46.219  115-2 

Leibliche  Vettern  (Cousins)  .  1.11 1  7-1  1.102  2.682  7-2 
Andere    Verwandte    bis    zum 

10.  Grade l.OHl  7-7  1,084  2.082  12-8 

Es  wäre  natürlich  unsinnig  zu  sagen,  dass  durchschnittlich  jeder  Nachlass  sieh  so 
zersplittert,  dass  dabei  alle  Verwandtschaftsgrade  vertreten  sind.  Der  wahre  Tliatbestand 
ist  vielmehr  der,  dass  dort,  wo  ein  Gatte  oder  .Snline  vorhanden  sind,  selten  die  Brüder, 
seltener  die  ülieiiiie  oder  NetFen,  noch  seltener  die  leiblichen  Vettern  u.  s.  w.  einen 
Antheil  am  Nadilassc  haben.  Bei  dem  grossen  Uebergewichte  der  Intestaterbschaften 
gegenüber  den  testamentarischen  schliesst  der  dem  Erblasser  dem  Grade  nach  nächste 
Verwandte  die  entfernteren  aus.  Eine  genauere  Vorstellung  über  die  Art  und  Weise,  wie 
die  NaclilassverinOgen  in  Theile  zerfallen,  wird  nicht  zu  erzielen  sein,  bevor  nicht  die 
Verwaltung  niittheilt,  bei  wie  vielen  Verlassenschaften  Kinder  betheiligt  sind  und  bei  wie 
vielen  dies  nicht  der  Fall  ist,  bei  wie  vielen  die  Kinder  allein  erbberechtigt  sind  und  bei 
wie  vielen  sie  mit  anderen  Verwandten  concurrieren. 

Die  soeben  angeführten  Ziffern  über  die  Nachlässe  geben  kein  vollständiges  Bild 
von  der  Erscheinung  der  Vennögenzcrsplitterung;  man  muss  auch  die  Schenkungen, 
welche  wirkliche  vorweggenommene  Erbschaften  darstellen,  in  Rechnung  ziehen.  Nach 
den  Daten  der  vier  letzten  Finanzjahre  (von  18«9— ".)0  bis  Ende  1892—93)  lassen  sieh 
für  den  Verwandtenkreis  folgende  Jahresdurchschnitte  der  Uebertragungen  berechnen: 

Schenkungen  unter  Verwandten 

Unter  Ascendentcn  und  Dcscendenten 

„      Ehegatten 

„      Geschwistern  (Durchschnitt  von  zwei  Finanzjahren) 
„       Oheimen  und  Neffen,  Grossoheimen  und  Grossneffen 

„      leiblichen  Vettern 

„       anderen  Verwandten  bis  zum  10.  Grade 

Die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Zersplitterung  und  Wiederver- 
einigung der  Vermögen  sind  aller  Beachtung  wert. 

Solange  das  Vevniögon  von  den  Vätern  auf  die  Söhne  übertragen  wird, 
und  solange  Avenigstens  diese  vereint  leben,  ohne  die  Erbschaftsmasse  zu 
theilen,  ist  die  Veränderung  nicht  ftthlbar;  wenn  aber  die  Söhne  sich 
trennen,  um  neue  Familien  zu  bilden  oder  aus  Gründen  der  Berufsausübung, 
oder  auch  wenn  das  Vermögen  ganz  oder  zum  Theile  an  andere  Faniilien- 
individuen  übertragen  wird,  dann  tritt  in  der  Wirtschaft  dieser  letzteren 
eine  oft  unharmonische  Verschiedenheit,  eine  oft  unnütze  Ver- 
doppelung oder  auch  eine  Zerstreuung  der  Güter  in  örtlicher  Be- 
ziehung ein.  Denn  das,  was  dem  Geschmacke  und  den  Gewohnheiten  des 
Erblassers  angemessen  war,  sagt  seinen  Notherben  vielleicht  nicht  zu:  viele 
Dinge,  welche  diese  schon  besitzen,  werden  durch  andere,  ähnliche,  die  sie 
auf  dem  Wege  der  Erbschaft  erhalten,  verdoppelt;  oder  die  Erben,  deren 
gewöhnlicher  Wohnsitz  von   dem  Orte,   wo  der  Erblasser  lebte  und  seine 


Anzahl  der 

W-rrt*  in 

Uebertragunsreo 

Millionen  Lire 

36..S46 

1490 

1.204 

23 

756 

11 

1.005 

2-4 

40 

Ol 

108 

02 
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Güter  hatte,  entfernt  ist,  sehen  sich  in  Besitz  von  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Sachen  versetzt,  deren  Verwaltung  besondere,  durch  die  Entfernung 
verursachte  Kosten  oder  specielle  den  Berufen  der  Erben  ferne  liegende 
Kenntnisse  beanspruchen  würde.  Dies  erklärt  zum  Theil  die  Ersclieinung 
der  Abwesenheit  (assenteisrao)  und  die  Erscheinung  des  Verkaufes 
von  beweglichem  und  unbeweglichem  Besitze,  besonders  von 
letzterem.  Wer  mit  Vorsatz  ein  Grundstück  oder  ein  Haus  erwirbt,  wird 
durch  die  Absicht  zu  speculieren  getrieben;  er  zielt  auf  die  verzinsliche 
Anlage  seines  verfügbaren  Capitales;  man  kann  annehmen,  dass  er  die  Natur, 
Eigenschaften,  den  Ertrag  u.  s.  w.  des  Immobiles  kenne,  mit  einem  "Worte, 
dass  er  in  der  Sache  die  specieilen  Kentnisse  und  Fähigkeiten  zum  Spe- 
culanten  habe.  Die  Classe  der  abwesenden  Besitzer  recrutiert  sich  nicht 
aus  den  Käufern  von  Grundstücken,  sondern  vielmehr  aus  jenen,  welche 
Grundstücke  erben  und  die  kein  Interesse  oder  nicht  genügende  Kenntnisse 
haben,  um  deren  Bebauung  persönlich  zu  überwachen.  Desgleichen  setzt  sich 
die  Kategorie  der  Verkäufer  von  Immobilien  in  der  Regel  aus  Individuen 
zusammen,  die  für  gewöhnlich  einen  ganz  anderen  Beruf  betreiben  und  sich 
durch  einen  Erbfall  plötzlich  in  Grundbesitzer  verwandelt  sehen;  sie  setzt 
sich  jedoch  nicht  aus  jenen  zusammen,  die  auf  dem  Grundstück  leben,  die 
es  lieben  und  sich  nur  aus  dringenden  Motiven  zu  seiner  Veräusserunj 
entschliessen  können. 

Die  Zersplitterung  und  die  Wiedervereinigung  der  Vermögen  erklärt 
auch  die  Thatsache  der  Erlialtung  oder  des  Verschwindens  von  Antiken, 
Urkunden,  Karten,  Büchern,  Kunstgegenständen,  Gemälden  u.  dgl.,  welche 
die  survivals,  wie  die  Engländer  sagen  würden,  der  Hauswirtschaft  sind. 
Die  Gewohnheit  des  Thesaurierens  und  Verbergens  von  Wertgegenständen,- 
die  nur  dem  verstorbenen  Besitzer,  nicht  aber  auch  seinen  Erben  bekannt 
waren,  gibt  auch  Anlass  zur  zeitweiligen  oder  immerwährenden  Unauf- 
findbarkeit dieser  Gegenstände,  welche  dann  manchmal  durch  einen  Zufall 
wieder  ans  Licht  kommen.  Wenn  es  sich  um  öffentliche  Werte  handelt, 
tritt  öfter  der  Fall  ein,  dass  dieselben  während  der  Zeit,  da  man  von  ihrem 
Vorhandensein  nichts  wusste,  hinsichtlich  der  Interessen  oder  selbst  der 
Capitalssumme  verjährt  sind. 

An  den  Umlauf  der  Privatvermögen  schliessen  sich  noch  andere 
Erscheinungen,  wie  die  der  zeitweiligen  Unproductivität  oder  geringeren  Produc- 
tivität  der  liegenden  Erbschaften,  die  der  Rechtsstreitigkeiten  über  die  Giltigkeit 
der  Testamente,  die  Erbfähigkeit,  über  den  Theil  der  Erbschaft,  hinsichtlich 
dessen  eine  testamentarische  Verfügung  zulässig  ist,  über  Annahme  der 
Erbschaft  und  Verzicht  auf  dieselbe,  über  die  Zahlung  der  Nachlasschulden 
imd  Lasten  u.  s.  w. 

Schliesslich  ist  die  Thatsache  nicht  zu  übersehen,  dass  das  ungetheilte, 
von  einer  einzigen  Person  zum  Vortheile  Mehrerer  (Söhne,  Gattin  etc.) 
geleitete  und  verwaltete  Vermögen  eine  grössere  Ertragsfähigkeit  besitzt 
als  die  Theile,  in  welche  es  nach  dem  Tode  des  Erblassers  zerfallen  kann, 
zusammengenommen.    Dieser  Verlust  wird  aber  durch  verschiedene  Momente 
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al)ge.scli wacht:  1.  durch  den  umstand,  dass  an  dem  Verbrauche  des  Ver- 
mögens eine  Person  weniger  theilnimmt,  nämlich  der  Erblasser;  2.  dass 
das  väterliche  Vermögen  oft  dazu  gedient  hat,  um  dem  Berufe  der  Söhne 
oder  eines  Theiles  derselben  die  Bahn  zu  ebnen;  3.  dass  die  Söhne  sich 
gewöhnlich  nicht  sogleich  nach  dem  Tode  des  Vaters  von  einander  trennen 
und  das  Nachlassvermögen  theilen,  sondern  noch  einige  Zeit  gemeinsam 
unter  der  überlebenden  Gattin  oder  unter  der  Leitung  des  ältesten  Bruders 
welter  leben. 

Ein  ausgiebigerer  Ersatz  für  den  mit  der  Zersplitterung  der  Privat- 
vermögen verbundenen  Verlust  liegt  in  deren  Wiedervereinigung  infolge  von 
Heiraten  oder  Erbschaften  unter  Seitenvorwandten.  Uebrigens  wird  der 
Vortheil  der  Wiedervereinigung,  speciell  wenn  dieselbe  durch  eine  Heirat 
■veranlasst  wird,  bald  durch  die  Geburt  von  Söhnen  aufgewogen,  welche 
viele  Jahre  unproductiv  auf  Kosten  des  aus  dem  Vermögen  oder  Berufe 
fliessenden  Einkommens  der  Eltern  leben. 

Die  VorHiiltungstatistik  wirft  nicht  da«  wünschenswerte  Liiht  auf  die  angedeuteten 
Momente,  weil  sie  die  verzeiclmeten  Thatsachcn  nicht  nach  ihren  Ursachen  und  Beweg- 
griinden  unterächeidet  und  dies  auch  gar  nicht  thun  kann.  So  z.  B.  rühren  die  Ver- 
äusserungcn  und  Täusche  von  Immobilien,  deren  Zahl  und  Wertclassification  wir  für 
mehrere  Jahre  kennen,  gewiss  nicht  einzig  und  allein  davon  her,  dass  es  vielen  Erben 
bequemer  ist,  sich  der  ihnen  durch  Erbschaft  zugefallenen  Immobilien  zu  entledigen 
weil  letztere  entweder  weit  ab  von  dem  gewöhnlichen  W(dinsitze  ihrer  neuen  EigenthOnier 
gelegen  und  daher  kostspielig  zu  verwalten  sind,  oder  weil  die  Erben  selbst  sich  nicht 
fähig  oder  geneigt  fühlen,  sie  zu  verwalten,  oder  es  vorziehen,  sie  in  Geld  umzosetzen, 
um  sich  von  Schulden  zu  befreien,  die  den  Nachlass  belasten,  üebertragungen  von 
Immobiliarbesitz  werden  auch  aus  anileren  (iründen  und  seitens  Personen,  die  zu  dessen 
Verwaltung  befähigt  und  geneigt  sind,  vorgenommen,  so  oft  der  Geldbedarf  oder  die 
Aussicht  auf  einen  guten  Gewinn  den  Sieg  ttber  die  Anhänglichkeit  davonträgt,  welche 
den  Eigenthümer  an  seinen  Grundbesitz  oder  an  sein  Hans  zu  fesseln  pflegt.  Nach  dieser 
Vorbemerkung  reproducieren  wir  hier  einige  Ziffern  aus  den  Kelazioni  dell'  Ämmini- 
strazione  dcl  Domanio  e  Tasse  sugli  Affari,  indem  wir  es  dem  Leser  fiber- 
lassen, die  Tragweite  derselben  für  den  in  Besprechung  stehenden  Gegenstand  zu 
•onnessen: 

Aniahl  Wert  in 

HilUoDen  Lire 

Verkäufe    von    Immobilien    später    als    2    Jahre    nach    einer  . 

anderen  I'ebertragung') 838.095  6061 

Verkäufe   von   Immobilien    innerhalb   2  Jahren   nach   einer 

anderen  Uebertragung 5.130  17'5 

Täusche  2) 6.7.S7  78 

Biese  Ziffern  stellen  einen  Jahresdurchschnitt  aus  den  Finanzj.ihren  1889 — 90, 
1890—91  und  1891—92  dar.  Eine  detailliertere  C'lassitication  nach  dem  Werte  aU  die 
in  den  Anmerkungen  angeführte  haben  wir  bloss  für  das  Jahr  1886 — 87,  welches  ein 
Jahr  der  grössten  Thätigkeit  auf  diesem  Geschäftsgebiete  war.  Man  braucht  sich  nur  an 
-die   damaligen  Bauspeculationen   zu  erinnern.    Die  Ziffern,  welche  wir  hier  reproducieren. 


')  Darunter  259.059  üebertragungen  im  Werte  von  höchstens  1000  Lire  mit  einem 
•Oesammtbetrage  von  94'4  Millionen  und  79.036  Üebertragungen  im  Werte  von  über 
1000  Lire  mit  einem  Oesammtbetrage  von  51 L7  Millionen. 

^)  Darunter  Täusche  im  Werte  unter  500  Lire  4.">.">0.  Gesamnitbetrag  12  Millionen; 
Täusche  im  Werte  von  über  500  Lire  2187,  Gesamnitbetrag  66  Millionen. 
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umfassen  aber  aiioli  die  gerichtlichen  Verkäufe,  die  sich  zum  grössten  Theilc  aus  Zwangs- 
enteignungen zusanmiensetzen: 

Täusche  von  Immobiliea 

mit  oder 
ohnu  AiifzahluDg 


Verkäufe  von  Immobilien 

(lurcli  civiles 

Repht«gescliüt"t  o.ler 

gericlitliche    Verfügung 

A    n    2 

unter    500  Lire 

207.805 

zwischen    500  und  1000 

n 

57.548 

1000     ,     2000 

n 

35.021 

2000     „     3000 

n 

15.12G 

3000     „     4000 

rt 

8.884 

über  4000 

^ 

27.950 

a    h    1 


5.269 
1.216 
608 
281 
136 
354 


352.284  7.884 

Die  freiwillige  und  die  zwangsweise  Bewegung  des  Immobiliarbesitzes  scheinen 
sowohl  bei  den  grossen  als  bei  den  kleinen  Besitzungen  in  demselben  Verhältnisse  zu 
einander  zu  stehtn.  Wenn  wir  nämlich  unter  den  Verkäufen  behufs  Zwangsenteignung 
auch  den  Zuschlag  von  Immobilien  an  das  Domaniura  wegen  Nichtbezahlung  directer 
Steuern  begreifen,  so  erhalten  wir: 

Freiwillige  Verkilnfe  Zwanggenleignupgen 

von  Immol.ilien  «p:iter  als               mit  Inhetriff  ■*"'    IM"    fr"i"illige 

zwei  .labre  nach                <l(r  Zuschläge  an  das  Nerkünte 

einer  anderen  Uebertragttn?             Domanium ')  enifallen  Zwangs- 

.Anzahl  enteignungen 

Unter  1000  Lire    ....  259.059  14.282  55- 1 

Ueber  1000    „       .    .    ._^ 79.036 4.712 59-6  

Zusammen    .    .  338.095  18.994  56-2 

Ans  dieser  Zusammenstellung  gienge  hervor,  dass  die  kleinen  Besitzungen  etwas 
weniger  den  zwangsweisen  Uebertragungen  untenvorfen  sind  als  die  mittelgrossen  und 
grossen;  wenn  man  jedoch  berücksichtigt,  dass  die  Zitfer  der  freiwilligen  Verkäufe  von 
Immobilien  im  Werte  von  unter  1000  Lire  durch  die  Uebertragungen  innerhalb  zwei 
Jahren  seit  der  letzten  Aendcrung  des  Eigenthümers  verhältnismässig  mehr  erhöht  werden 
würde,  und  wenn  man  noch  in  Betracht  zieht,  dass  die  Zwangsenteignungen  betreffend 
Inmiobilien  im  Werte  von  über  lOCO  Lire  in  den  letzten  Jahren,  in  welchen  sich  in  Italien 
eine  schwere  Bau-  und  Bankkrise  abwickelt,  besonders  zahlreich  erscheinen,  so  wird  man 
unsere  Behauptung,  dass  die  freiwillige  und  die  zwangsweise  Bewegung  des  Immobiliar- 
besitzes sowohl  beim  kleinen  als  beim  grossen  Besitz  dasselbe  Verhältnis  zu  einander  zu 
bewahren  scheinen,  als  vorsichtig  und  gerechtfertigt  erkennen. 

Wenn  man  die  Verkäufe  innerhalb  zweier  Jahre  und  später  als  zwei  Jahre  nach 
einer  anderen  Uebertragung,  die  Täusche  und  die  Zwangsenteignungen  zusammenrechnet, 
so  erhält  man  die  Gesamintziffer  von  368.956  Eigenthumsübergängen  im  Jahresdurch- 
schnitte mit  einem  Gesammtwerte  von  ungefähr  703  Millionen  Lire  und  einem  Durch- 
schnittswerte von  1905  Lire.  Bei  den  besteuerten  Nachlässen  figurieren  die  Immobilien 
mit  einem  Jahresdurchschnitte  von  729  und  einer  halben  Million;  aber  die  Nachlässe, 
welchen  diese  Immobilien  angehören,  sind  nicht  alle  registrierten  146.204  Nachlässe,  da 
ein    gewisser  Theil    derselben    (14'6  Procente^)  sich    bloss    aus   beweglichen  Gütern   za- 


')  Jahresdurchschnitt  aus  den  vier  Jahren  1889 — 92.  Es  sind  darin  inbegriffen  die 
von  den  Gerichtshöfen  verfügten  Zwangsenteignungen  und  die  von  den  Präturen  wegen 
Nichtzahlung  directer  Steuern  angeordneten  Immobiliarexecutionen.  Siehe  die  betreffenden 
Jahrgänge  der  Statistiche  giudiziarie  civili  e  commerciali.  Direzione  Generale 
della  Statistica.  Roma. 

-)  Dieser  Procentsatz  ist  bloss  auf  Grund  der  Angaben  für  das  Jahr  1>*89 — 90  be- 
rechnet, in  welchem  auf  136.276  besteuerte  Nachlässe  19.830  Nachlässe  kamen,  die  nur 
aus  beweglichen  Gutern  bestanden. 
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sainmoiisctzt.  Mit  anderoii  Worten,  die  Nachläl.sse,  in  doiien  Iiiiiiinbilien  tijfuriefe«.  wiinlen 
per  Jahr  amiiilierungsweisc  r24.931  betrajceu  und  der  Wert  der  beotcnerten  Immobilien 
insgesainiiit  729-5  Millionen,  im  DurchHchnitte  5839  Lire  ausmaclien.  Man  liOnnte  daraux 
schliessen,  da.ss  jeder  dieHer  Nacldiisse  ganz  ungefiilir  drei  Immobilien  bejfreilt,  die  dureh 
ihre  Natur  (Oebäude  oder  (irundstücke)  oder  durch  die  örtliche  Lage  untersrhieden  sind. 
Thatsiiehlich  ist  der  mittlere  Wert  der  durch  Erbschaft  übertragenen  Gruppen  von 
Immobilien  dreimal  so  gross  als  jener  der  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  über- 
tragenen Immobilien;  und  die  Zahl  der  ersteren  beträgt  wenig  mehr  als  ein  Drittel  der 
letzteren. 

Ferinr  könnte  ninn  aus  der  Thatsache,  dass  die  Uebertragungen  von  Immobilien 
von  Todeswegen  und  durch  entgeltliche  Kechtsgeschäfte  unter  Lebenden  ungefähr  von 
gleicher  Bedeutung  sind  (729'5  Millionen  die  ersteren,  703  Millionen  die  letzteren),  den 
Schluss  ziehen,  dass  die  Immobilien  ihren  Eigenthiimer  durch  Rechtsgeschäfte  unter 
Lebenden  nahezu  in  demselben  Zeitabschnitte  wechseln  wie  durch  Todesfall.  Um  aber 
diese  Untersuchung  zu  vervollstiindigen,  niilsste  man  auch  auf  die  Schenkungen  von 
Immobilien  unter  Lebenden  Rücksicht  nehmen:  diese  Schenkungen  beliefen  sich  im 
Jahresdurchschnitte  in  dem  mit  dem  Finanzjahre  1891/92  schliessenden  Trienniuin  auf 
Sl.055  im  Werte  von  84'1  Millionen  Lire. 

Eine  Aufklärung  verdiente  auch  die  Erscheinung  des  Verschwindens  und  Wieder- 
auftauchens  thesauriorter  Werte.  Einen  wie  grossen  Antheil  an  der  Zerstörung  ötTentlicher 
Scliuldtitel,  Papiergeldes  u.  s.  w.  man  auch  den  Bränden,  SchitTbriichen  und  ähnlichen 
Ursachen  zuschreiben  mag,  so  wird  sich  doch  nicht  leugnen  lassen,  dass  die  in  den 
unteren  und  mittleren  Bevölkerungsclassen  namentlich  auf  dem  Lande  sehr  verbreitete 
(iewohnheit.  Werte,  die  dann  oft  den  Erben  unbekannt  bleiben,  zu  thesaurieren  und  ru 
verbergen,  namliaft  zu  den  Verjährungen  zu  (iunsten  des  Staates  beiträgt.  Die  verfallenen 
Raten  von  den  Renten  der  unificieiten  Schulden  der  ehemaligen  italienischen  Staaten 
stiegt'n  von  1862  bis  30.  Juni  1893  auf  6,544.179  Lire;  die  verjährten  Semestralraten 
der  Renten  und  Interessen  von  der  italienischen  consolidierten  Rentenschuld  und  von 
den  separat  im  „Grossen  Buche"  enthaltenen  Schulden  auf  8,988.267;  die  verjährten 
IVämien  auf  1,355.792  Lire. 

Die  Umschreibung  der  alten  Schulden  der  ehemaligen  italienischen  Regierungen 
kann  als  abgeschlossen  betrachtet  werden.  Sie  wurde  gleichwohl  nicht  unmittelbar  nach 
dem  Inkrafttreten  der  verschiedenen  Uniticierungsgesetze  beendigt,  trotz  des  Verlustes 
der  schon  fälligen  Semestralraten  der  Rente,  welcher  auf  die  verspätete  Umschreibung 
als  Strafe  gesetzt  war.  Die  verspätet  zum  Umtausch  präsentierten  kleinen  Partien  alter 
Titel  stellen  nach  unserer  Meinung  meist  nur  Werte  dar,  die  zufällig  wieder  ans  Licht 
gekommen  sind,  nachdem  sie  von  ihren  Eigenthümern  verborgen  oder  vergessen  worden 
waren.  Der  Merkwürdigkeit  halber  führen  wir  hier  die  Partien  der  Renten  der  alten 
Schulden  an,  welche  gemäss  dem  Gesetze  vom  4.  August  1861  unificiert  wurden: 

Jahre  Reale  In  Lire 

1862 86,909.092 

1863 6,686.133 

18645 277.247 

1866/8 56.219 

1869/73 30.726 

1874,8 18.200 

1879  bis  30.  Juni  1884 19.850 

1.  Juli  1884  bis  30.  Juni  1893 9.583 

Verbleiben  noch  zu  uniticierende  Renten     .    .  93.88() 

Wir  wollen  dem  Leser  noch  eine  üebersicht  vorführen  über  das  Papiergeld,  unter- 
schieden nach  der  Grosse  der  Noten,  welches  durch  .\blanf  der  ftlr  den  Umtausch  in 
Mctallwälining  oder  deren  Ae(|uivalent  vorgeschriebenen  Frist  verfallen  ist.  Die  Mengen 
des  einzuziehenden  Papiergeldes  machte  940  Millionen  Lire  aus: 
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Verjährte  Verjährte 

provisorische  Consortialnoten  defin'tive  CoDsortialDoten 

Anzahl  Wert  in  Lire  Anzahl  Wert  in  Lire 

ZU   50  Centes —  —  2,876.572  1,438.286 

1  Lira 1,078.922  1,078.922  2,115.531  2,115.531 

2  Lire 1,007.119  2,014.235  477.477  9.54.9.54 

5  ,   182.085  910.425  —  — 

10  „   87.805     878.050        —         — 

20  „   5.898     117.960        9.239     184.780 

„   100  „   —        —  3.617     361.700 

„   250  „   1.382     345.500        1.092     273.000 

„  1000  „   582     582.000  19     19.000 

5,927.095  5,347.251 

Die  Noten  von  niedrigerem  Betrage  fallen  weit  eher  dem  Schicksale  der  Verjährung 
anheim  als  jene  von  liöherem  Betrage. 

6.  Der  Verbrauch  des  Privatvermögens  ist  eine  mit  der  demo- 
grapliischen  Bewegung  der  Familie  eng  verbundene  Erscheinung.  Es  sei 
uns  gestattet,  diesem  Gegenstande  wenige  Worte  zu  widmen. 

Vom  theoretischen  und  statistischen  Gesichtspunkte  aus  ist  die 
Bevölkerung  so  eingehenden  Untersuchungen  unterzogen  worden,  dass 
es  hier  nur  sehr  wenig  mehr  zu  ernten  gibt.  Ich  beschränke  mich  daher 
auf  eine  methodische  Frage,  welche  von  einiger  Wichtigkeit  ist  für  die 
Behandlung  jenes  Systemes  von  Lehrsätzen,  das  von  der  Bevölkerung 
ausgeht. 

In  methodologischer  Hinsicht  halte  ich  es  für  wenig  nutzbringend  und 
genau,  von  der  Gesammterscheinung  auszugehen.  Die  Bevölkerungsbewegung 
ist  eben  die  Schlussresultierende  von  Kräften,  die  bald  nach  derselben 
Richtung,  bald  in  theilweisem  oder  vollständigem  Gegensatz  wirken;  die 
Theorie  muss  daher  die  Resultierende  zuerst  in  ihre  Componenten  zerlegen 
und  diese  letzteren  einzeln  erklären;  dann  kann  man  immerhin  die 
Gesammterscheinung  vermittelst  der  gefundenen  einfachen  Elemente  wieder 
ideell  herstellen. 

Das  einfache  Element  der  Bevölkerung  ist  die  Familie,  sowie  das 
einfache  Element  der  Familie  das  Individuum  ist.  Die  demographische 
Bewegung  der  Bevölkerung  ist  aber  gänzlich  verschieden  von  jener  der 
Familie;  beim  Individuum,  für  sich  betrachtet,  kann  man  nicht  einmal  von 
demographischer  Bewegung  sprechen,  sondern  bloss  von  persönlichen  Charakter- 
zügen, die  sich  mit  dem  Alter  oder  mit  der  socialen  Stellung  ändern: 
physische  Kraft,  Bedürfnisse,  Consumfähigkeit,  Widerstandskraft  gegen  äussere 
Einflüsse  u.  s.  w.  Wenn  man  jedoch  eine  grosse  Anzahl  von  gleichaltrigen 
Individuuen  unabhängig  von  ihrer  Eignung  zur  Reproduction  betrachtet, 
erhält  man  eine  begrenzte  demographische  Bewegung,  graphisch  darstellbar 
durch  eine  begrenzte  Curve,  die  sich  nach  den  Daten  einer  gewöhnlichen 
üebeiiebenstafel  construieren  lässt. 

Die  Thatsache  der  Reproduction  verwandelt  diese  Bewegung  aus  einer 
begrenzten  in  eine  unbeschränkte.  Z.  B.  bei  der  Familie.  Einer  Anzahl 
von  Menschen  beiderlei  Geschlechtes  und  bestimmten  Alters  schliesst  sich 
eine  Anzahl   von  uanpiAipux   in   anderem  Alter   an,   lebt   mit  den   ersteren 
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zusammen  und  tritt  schliesslich  an  ihre  Stelle.  Die  später  Hinzugekommenen 
geben  ihrerseits  Aiilass  zu  analogen  Erscheinungen.  Graphisch  dargestellt 
würde  diese  Bewegung  eine  Carve  ergeben,  die  erst  ansteigt  (die  Zeit,  in 
der  die  Kinder  geltoren  werden  und  mit  den  Eltern  zusammenleben),  dann 
füllt  (Zeit,  in  der  die  Eltern  und  ein  Theil  der  Kinder  sterben)  und  hierauf 
von  neuem  ansteigt  (Zeit,  in  der  die  überlebenden  Kinder  neue  Familien 
begründen  und  sich  weiter  fortpflanzen). 

Wenn  wir  eine  grosse  Zahl  von  gleichaltrigen  d.  h.  von  solchen 
Familien  nehmen,  die  zur  selben  Zeit  begründet  worden  sind,  so  werden 
wahrscheinlich  ihre  Curven  zusammenfallen,  d.  h.  da,  wo  die  eine  Curve 
concav  oder  convex  ist,  wird  auch  die  andere  concav  oder  convex  sein, 
"Wenn  wir  aber  zu  verschiedenen  Zeiten  begründete  Familien  nehmen, 
kommt  es  vor,  dass  die  demographische  Bewegtmg  da,  wo  sie  bei  den  einen 
die  concave  Form  oder  Depression  der  Curven  zur  Folge  bat,  bei  den 
anderen  die  convexe  Form  oder  Anschwellung  hervorruft.  Dann  ist  die 
zusammengesetzte  Bewegung  sehr  verschieden  von  den  Bewegungen,  aus 
denen  sie  sich  zusammengesetzt.  Die  Gesammtbewegung  der  Bevölkerung 
ist  nichts  Anderes  als  die  Resultierende  eines  Systemes  demographischer 
Bewegungen  in  nicht  gleichaltrigen  Familien.  Graphisch  könnten 
wir  diese  Erscheinung  also  darstellen: 


Die  fortlaufende  und  die  gestrichelte  Linie  stellen  demographische 
Bewegungen  von  Familien,  die  sich  zu  verschiedenen  Zeiten  gebildet  liaben, 
dar;  die  punktierte  Linie  voranschaulicht  die  Gesammtbewegung  der  Be- 
völkerung. Der  Unterschied  zwischen  der  Demographie  der  Bevölkerung 
und  der  der  Familie  geht  so  weit,  dass,  während  die  Bevölkerungen 
civilisiertor  Länder  etwas  weniger  als  ein  Jahrhundert  brauchen,  um  sich 
zu  verdoppeln,  die  Familien,  welche  jene  bilden,  sich  in  wenigen  Jahren 
verdoppeln,  ja  verdreifachen;  und,  während  jene  eine  beständige  Tendenz 
zur  Vermehrung  zeigen,  diese  durch  Todesfälle  geschmälert  werden, 
solange  die  üeberlebenden  nicht  ihre  Eltern  bei  dem  Reproductionswerk 
ersetzen. 

Die  demographischen  Untersuchungen  haben  hinsichtlich  gleichartiger 
Classen  von  Individuen  das,  was  man  mittlere  Lebensdauer,  wahr- 
scheinliche Lebensdauer  u.  s.  w.  nennt,  präcisiert.  Es  dürfte  nicht 
des,  wenn  auch  einstweilen  nur  theoretischen,  Interesses  entbehren,  zu  sehen, 
dass  sich  etwas  Aehnliciies  auch  rücksichtlich  der  Einheit  der  Familie  auf- 
stellen Hesse.  Die  Geschichte  liefert. uns  nur  sehr  wenige  Beispiele  erloschener 
Rassen  oder  Völkerschaften;  weit  weniger  selten  sind  dagegen  die  Beispiele 
von  erloschenen  Familien.    Die  Epidemien,  Theuerungen  und  Kriege   haben 
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niemals  ein  grosses  Volk,  wohl  aber  Familien  zerstört.  Einige  Daten  für 
den  Versuch  einer  Berechnimg  des  Aussterbensquotienten  der  Familien 
besitzen  wir,  da  wir  das  Verhältnis  der  Geschlechter  bei  den  Geburten, 
das  Verhältnis  der  Personen,  die  unverheiratet  bleiben  oder  erst  in  einem 
Alter,  wo  sie  nicht  mehr  zeugungsfähig  sind,  eine  Ehe  schliessen,  kennen 
und  auch  leicht  annäherungsweise  erfahren  könnten,  in  wie  vielen 
Familien  die  Kinder  in  zartem  Alter  vor  den  Eltern  sterben  u.  s.  w. 
Schönes  historisch  zu  verwertendes  Materiale  liegt  in  den  heraldischen 
Aufzeichnungen  vor. 

Wie  die  Individuen  andere  Individuen  erzeugen,  so  geben  die  Familien 
anderen  Familien  den  Ursprung.  Warum  soll  man  nicht  auch  diesen 
Natalitätscoefficienten  bestimmen? 

Noch  viele  andere  Fragen  haben  in  der  Familiendemogi-aphie  ihren 
Ausgangspunkt,  z.  B.  die  Fragen,  welche  sich  auf  die  erblichen  Krankheiten, 
den  Irrsinn,  die  Criminalität  u.  s.  w.  beziehen.  Die  Malthusische  Theorie  selbst 
hat  eine  verschiedene  Grenze  der  Anwendbarkeit  je  nach  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  Familien.  Bei  dem  gegenwärtig  geltenden  Erbrechte  und  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Vertheilung  von  Einkommen  und  Vermögen  müssen 
die  die  Subsistenz  beschränkenden  Vorgänge  sich  weit  unmittelbarer  bei  den 
armen  Familien  als  bei  den  wohlhabenden  fühlbar  machen.  Das  heisst  so 
viel  als:  bei  sonst  gleichen  Umständen  ist  die  Ueberlebenswahr- 
scheinlichkeit  bei  den  ersteren  weit  geringer  als  bei  den  letzteren. 

Jedenfalls  ist  hier  nicht  der  Ort,  um  diesen  verwickelten  Gegenstand  nach 
Gebür  zu  behandeln.  Wir  wollen  bloss  sagen,  dass  eine  Familie  auf  dem 
Vermögen  ungleich  schwer  lastet  je  nach  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  und  nach 
der  Zeit,  während  welcher  ein  Theil  derselben  ganz  unproductiv  lebt. 
Uebrigens  ist  auch  das  Einkommen  aus  dem  Vermögen  und  aus  der  Berufs- 
ausübung des  Familienhauptes  nicht  unveränderlich.  Das  Einkommen  aus 
dem  Berufe  steigt,  weil  der  Mensch  im  reifen  Alter  an  Erfahrung,  Geschäfts- 
kenntnis und  Arbeitstüchtigkeit  bis  zu  dem  Zeitpunkte  zunimmt,  von  welchem 
an  seine  physischen  und  geistigen  Krälte  verfallen;  das  Einkommen  aus 
dem  Vermögen  steigt,  weil  der  Mensch  mehr  an  die  Sicherung  der  Zukunft 
denkt,  den  Wert  des  Vermögens  schätzt  und  die  Vermögensbestandtheile 
besser  verwertet. 

Es  gibt  jedoch  eine  Periode,  die  wir  die  kritische  nennen  können,  in 
welcher  bereits  die  grösste  Zahl  der  unproductiven  Theilnehmer  am  Consum 
erreicht  worden  ist,  währenddem  das  grösste  Einkommen  aus  dem  Berufe 
oder  Vermögen  noch  nicht  erreicht  wurde.  Dies  tritt  namentlich  bei  früh- 
zeitigen Eheschliessungen  ein,  die  bald  eine  zahlreiche  Nachkommenschaft 
im  Gefolge  hatten.  Im  Gegensatze  dazu  ist  eine  verhältnismässig  glückliche 
Periode  dann  vorhanden,  wenn,  nachdem  die  Zahl  der  Unproductiven  durch 
Todesfälle  zusammengeschmolzen  ist,  die  Ueberlebenden  mit  den  Eltern  an 
der  Einkommenbildung  der  Familie  mil zuarbeiten  beginnen.  Bei  den  unteren 
Classen  bemerkt  m.an  diese  zwei.  Perioden  besonders  deutlich,  weil  gerade 
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dort  dio  Elien  frühzeitig  geschlossen  werden  und  Heiir  fruchtbar  sind,  und 
weil  ferner  die  tiberlebenden  Kinder,  kaum  halbwüchsig,  schon  sich  an  der 
Unterstützung  der  väterlichen  Familie  betheiligen. 

Der  gegenwärtige  Stand  der  statistischen  Forschung  gestattet  den 
demograpliischen  Gang  der  Familie,  nicht  aber  den  des  Einkommens  aus 
dem  Berufe  oder  Vermögen  zu  präcisieren.  Es  fehlt  uns  also  der  Stütz- 
punkt für  concrete  Deductionen.  Hinsichtlich  der  Arten  und  Formen  des 
Verbrauches  haben  wir  ebenfalls  unbetretenes  Gebiet  vor  uns,  und  es  wäre 
nur  zu-  wünschen,  dass  Statistiker  und  Oekonomisten  nicht  vor  der  Aufgabe 
seiner  Urbarmachung  zurückschräken,  einer  Aufgabe,  die  so  schwierig  ist 
als  nur  irgend  eine,  aber  eine  reiche  Ernte  von  Ergebnissen  verspricht. 


DIE  INDUSTRIELLE 
MASCHINE  IN  DER  VOLKSWIRTSCHAFT. 


VON 


DR-  ALOIS  KORNER. 


Einleitung. 

Wenn  wir  uns  zur  Aufgabe  setzen,  die  Erscheinung  der  industriellen 
Maschine  im  Eahmen  der  Volkswirtschaft  zu  erfassen  und  zu  schildern  — 
eine  Aufgabe,  deren  Durchführung  nicht  nur  mancherlei  des  Interessanten 
bringen,  falsche  Ansichten  berichtigen,  wahre  erhärten  und  einen  vollgiltigen 
Nachweis  von  jener  engen  Verbindung  liefern  kann,  in  welcher  die  technischen 
Wissenschaften  überhaupt  und  das  Maschinenwesen  insbesondere  mit  der 
Nationalökonomie  praktisch  stehen  und  darum  billigei-weise  auch  theoretisch 
stehen  sollten  —  so  ist  unserer  Darstellung  der  Weg,  den  sie  zu  schreiten 
hat,  mit  ziemlicher  Genauigkeit  vorgezeichnet. 

Es  wird  ihr  obliegen,  bei  jenem  Punkte  zu  beginnen,  an  welchem  die 
industrielle  Maschine  in  der  Volkswirtschaft  in  die  Erscheinung  tritt,  von 
hier  ausgehend  die  charakteristischen  Eigenthümlichkeiten  der  Maschinen- 
arbeit, die  ökonomische  Function  der  Maschine  und  die  Zwecke  der  Ein- 
führung des  Maschinenwesens  darzuthun,  die  Vortheile  und  Schattenseiten 
desselben  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  bei  kurzer  und  dabei 
thunlichst  vollständiger  Angabe  der  einschlägigen  Literatur  vorzuführen  und 
gegen  einander  abzuwägen.  Hieran  wird  sich  die  volkswirtschaftliche  Classi- 
fication der  Maschine  als  eines  Capitales  zu  reihen  haben. 

Wenn  unsere  Schrift  sodann  sowohl  dem  Zusammenhange  der  Maschine 
mit  dem  Fabrikswesen,  Fabriksunternehmen  und  der  socialen  Frage,  als  auch 
den  Entstehungsgebieten  und  Stätten  des  Maschinen-  und  Fabrikswesens, 
sowie  der  Vertheilung  der  Industrie  im  Lande  einige  Augenblicke  der  Be- 
trachtung widmet  und  im  Anschlüsse  hieran  anhangsweise  noch  die  Function 
der  Maschine  als  eines  Transportmittels  für  Handelszwecke  erörtert,  so 
glauben  wir  hiemit  wenn  nicht  alle,  so  doch  die  wichtigsten  Seiten  unserer 
Materie  der  Untersuchung  zugeführt  zu  haben. 

Hiemit  ist  in  grossen  Zügen  die  Disposition  imserer  Abhandlung  gegeben. 
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Ppoduction   und    Productivität. 

Unter  Kraft  verstellt  man  die  vermöge  der  Natur  gegebene  Fälligkeit, 
diese  Natur  zu  bezwingen,  unter  Stoff,  insofern  er  erreichbar  und  begrenzt 
ist,  di(^  natürlichen  Dinge  als  zur  menscliliclien  Bedürfnisbefriedigung  taug- 
liche Substanz.  Wenn  die  Kraft  sich  an  dem  Stolle  äussert,  wird  sie  zur 
Arbeit.  Wird  vermöge  der  Arbeit  an  dem  Stoffe  die  Absicht  der  Bedürfnis- 
befriedigung verwirklicht,  so  entsteht  das  Erzeugnis  oder  Product.  Der 
Process,  in  welchem  aus  der  Arbeit  und  dem  Stoffe  das  Erzeugnis  hervor- 
geht, heisst  Gütererzeugung  oder  Production. ')  Die  Absicht,  in  welcher 
diese  Erzeugung  von  Gütern  stattfindet,  ist  wesentlich  verschieden,  je  nach- 
dem die  Production  für  das  eigene  Bedürfnis  des  Producenten  oder  für 
fremde  Bedürfnisse  erfolgt. 

Die  Production  für  das  eigene  Bedürfnis  des  Producenten  geht  auf  die 
höhere  Brauchbarkeit  des  Productes  zur  eigenen  Bedürfnisbefriedigung,  auf 
den  Gebrauchswert  des  Productes  für  den  Producenten  selbst  und  nur  auf 
diesen  Gebrauchswert. 

Wer  für  sich  selbst  produciert,  der  wendet  seine  Arbeit  an  den  Sloft", 
um  durch  das  Product  seine  Bedürfnisse  besser  zu  befriedigen,  als  dies  vor 
der  Production  möglich  war.  Er  knetet  den  Teig,  den  er  aus  Wasser,  Mehl 
und  Fennentmasse  formte,  und  backt  ihn,  damit  er  Brod  bekomme,  als 
Mittel,  sich  zu  sättigen.  Das  fertige  Brod  hat  für  ihn  einen  höheren  Wert 
als  Mehl,  Wasser,  Sauerteig  —  jedes  einzelne  und  alle  zusammen  —  für 
ihn  vorher  gehabt  hatten. 

Wer  für  fremde  Bedürfnisse  produciert,  denkt  in  erster  Linie  an  den 
Ueberschuss,  den  der  Productspreis  über  die  Gestehungskosten  aufweist. 
Nur  um  dieses  Ueberschusses  willen  produciert  er.  Wer  für  fremde  Bedürf- 
nisse Brod  erzeugt,  denkt  bei  dieser  Production  daran,  dass  Mehl,  Wasser, 
Ferment,  die  Kosten  der  allflilligen  Benützung  fremder  Arbeitskraft,  sowie 
der  Werkzeuge  und  des  Backofens  zusammengenommen  ihm  selbst  beispiels- 
weise auf  zehn  Geldeinheiten  per  Laib  zu  stehen  kommen,  während  er  für 
den  fertig  gebackenen  Brodlaib  zwanzig  Geldeinheiten  erhält.  Er  produciert 
das  Brod  nicht  um  des  Gebrauchswertes  willen,  den  es  für  ihn  selbst  hätte, 
sondern  um  des  Ueberschusses  willen,  den  der  Productspreis  —  zwanzig 
Geldeinheiten  —  über  die  Summe  der  Gestehungskosten  —  zehn  Geld- 
einheiten —  aufweist.  Nur  um  dieses  Ueberschusses  willen  produciert  er 
für  fremde  Bedürfnisse. 

Das  Bewusstsein  dieses  Ueberschusses  tritt  Oberhaupt  erst  bei  dem- 
jenigen  ein,   der  für  fremde  Bedürfnisse  produciert.    Erst  dieser  Producent 


')  In  diesem  Sinne  gebraucht  das  Wort  Production  schon  der  Metaphysiker  Graf 
Destutt  de  Tracy  (Kloments  d'Iiioologie  toiii.  IIF.  p.  162):  ,\Vas  thun  wir  durch  unsere 
Arbeit,  durch  unsere  Wirkung  auf  alle  Wesen,  die  uns  umgeben'!'  Nie  etwas  anderes, 
als  bei  diesen  Wesen  Veränderungen  der  Form  oder  des  Ortes  bewirken,  die  sie  xu 
unserem  Gebrauche  und  zur  Refricdigung  unserer  Bedürfnisse  geeignet  machen.  Dies 
haben  wir  unter  dem  Ausdrucke  jproducieren"  zu  verstehen;  es  heisst,  den  Dingen  eine 
Brauchbarkeit  geben,  die  sie  nicht  hatten." 
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denkt  an  den  Ueberschuss.  Solange  hingegen  jemand  für  sieb  selbst  produciert, 
liat  er  nicht  den  Preis  des  Productes  im  Auge;  dieser  Preis  tritt  erst  dort 
auf,  wo  die  Production  für  fremde  Bedürfnisse  beginnt. 

Während  die  Production  für  das  eigene  Bedürfnis  auf  den  Gebrauchs- 
wert des  Gutes  für  den  Producenten  selbst  geht,  löst  sich  die  Production 
für  fremde  Bedürfnisse  vom  Gebrauchswerte  völlig  los,  sie  opfert  den 
Gebrauchswert  dem  üeberschusse,  sie  produciert  wegen  der  von  ihr  erhofften 
Neubildung  des  Capitals.    Dieses  neugebildete  Capital  ist  der  Ueberschuss. 

Zwischen  der  Summe  jener  Kosten,  welche  die  Erzeugung  von  Gütern 
•durch  Arbeit  aus  dem  Stoffe  verursacht  und  welche  wir  als  Productions- 
kosten,  Gestehungskosten  des  Productes,  bezeichnen,  einerseits  und  dem 
Preis  des  Productes  andererseits  kann  ein  dreifaches  Grössenverhältnis 
obwalten. 

Die  Gestehungskosten  sind  entweder  grösser  als  der  Preis  des  Productes 
oder  gleich  demselben  oder  kleiner  als  er. 

Dementsprechend  wird,  wenn  man  dem  Productspreise  als  dem  Minuenden 
•die  Summe  der  Gestehungskosten  als  Subtrahend  gegenüberstellt,  der  Rest 
im  ersten  Falle  negativ,  im  zweiten  Falle  gleich  Null,  im  dritten  Falle 
positiv  sein. 

Der  negative  Rest  bedeutet  ein  Misslingen  der  Production  in  dem 
Sinne,  dass  ihr  die  Productivität,  die  mehrwerterzeugende,  überschuss- 
■erzeugende  Kraft  mangelt. 

Auch  wenn  der  Rest  in  obiger  Subtraction  gleich  Null,  das  heisst  die 
Summe  der  Productionskoston  und  der  Productspreis  gleich  gross  sind,  ist 
keine  Productivität  der  Production  vorhanden. 

Erst  wenn  infolge  dessen,  dass  die  Productionskosten  zusammen- 
genommen kleiner  sind  als  der  Preis  des  Productes,  der  Rest  aus  obiger 
Subtraction  positiv  wird,  also  ein  Ueberschuss  des  Productspreises  über  die 
Productionskostensumme  sich  ergibt,  entsteht  die  Productivität  der  Production; 
der  Ueberschuss  ist  neugebildetes  Capital;  er  bezeichnet  den  wirtschaft- 
lichen Fortschritt. 

Die  Production  (Gütererzeugung)  und  die  Productivität  (überschuss- 
erzeugende  Kraft)  stehen  zu  einander  in  einem  solchen  Verhältnisse,  dass 
die  eine  die  andere  bedingt  und  erzeugt.  Der  Ueberschuss  lockt  die  Production 
an,  sich  auf  jene  Gebiete  der  Gütererzeuguug  zu  begeben,  auf  denen  sein 
Emporreifen  Avahrscheinlich  ist:  sein  voraussichtlicher  Mangel  auf  anderen 
Gebieten  warnt  die  Production  vor  dem  Betreten  dieser  letzteren. 

Die  Productivität  ergibt  sich  als  Folge  der  Production;  dort,  wo  diese 
Folge  nicht  eintritt,  stellt  die  Production  ihre  Thätigkeit  ein  und  verlegt 
sie  auf  ein  anderes  Feld,  wo  die  Productivität  wahrscheinlich  vorhanden 
sein  wird. 

Die  Productivität,  der  Ueberschuss  des  Productspreises  über  die 
Gestehungskosten  ist  dasjenige,  nach  dem  alle  auf  Deckung  fremder  Be- 
dürfnisse abzielende  Production  strebt,  die  Brauchbarkeit  ihrer  Producte  für 
das  eigene  Bedürfnis  des  Producenten  hiebei  völlig  aus  den  Augen  verlierend. 
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Das  Unternehmen. 

Erfolgt  die  den  Ueberschuss  anstrebende  Production  für  fremde  Be- 
'dfirfnisse  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  des  Producenten,  so  entsteht  das 
Productionsunteriiehmen.  Wir  haben  es  bereits  an  einem  anderen  Orte')  als 
die  auf  Gewinn  abzielende,  aber  der  Verlustmöglichkeit  ausgesetzte  Production 
von  Gütern  auf  eigene  Rechnung  für  fremde  Bedürfnisse  bezeichnet  und 
begnügen  uns,  hier  zunächst  auf  unsere  dortigen  Ausführungen  zu  verweisen. 

Das  Unternehmen  ist  jene  Form  der  Production,  in  welcher  das 
Streben  nach  dem  Ueberschusse  zu  besonderer  Bedeutung  gelangt.  Im 
Unternehmen  entsteht  die  Idee  der  Concurrenz. 

Die  Concuppenz. 
Die  Concurrenz   ist  das  Werben  nach  Ueberschuss,   das  Streben  ver- 
schiedener productiver  Unternehmungen  nach  der  positiven  Differenz  zwischen 
Productspreis  und  Gestehungskosten. 

Derjenige,  welcher  den  Ueberschuss  zu  erlangen  strebt,  beginnt  zu 
rechnen.  Er  rechnet  in  Form  jener  Subtraction,  deren  wir  oben  (Seite  400) 
erwähnten.  Er  findet  alsbald,  dass  er  den  Rest  (Ueberschuss)  vermehrt, 
wenn  er  bei  gleichem  Minuend  (Preis)  weniger  Productionskosten  (Subtrahend) 
zu  tragen  hat. 

Die  andere  Möglichkeit,  den  Rest  (Ueberschuss)  zu  vergrösseni,  indem 
man  bei  gleichbleibendem  Subtrahend  (Productionskostensumme)  den  Minuend 
(Preis)  erhöht,  vergrössert,  kommt  für  den  überschusswerbenden  Unter- 
nehmer Oberhaupt  nicht  in  Betracht,  weil  er  durch  Erhöhung  seines  Products- 
preises  jenen  Concurrenten  gegenüber  im  Nachtheile  stünde,  welche  eine 
solche  Erhöhung  nicht  vorgenommen  haben. 

Es  bleibt  also  dem  üeberschusswerbenden  im  Concurrenzkampfe  nur 
das  erste  von  uns  angegebene  Mittel  zur  Eneichung  seines  Zweckes:  Die 
Verminderung  des  Subtrahends,  genannt  Produetionskostensunmie.  Die  Con- 
currenz erzeugt  das  Streben  nach  Verminderung  der  Productionskosten.  Zu 
den  Productionskosten  des  Unternehmens  gehört  auch  der  Arbeitslohn,  daher 
erzeugt  die  Concurrenz  den  Kampf  um  den  Arbeitslohn :  Dies  ist  der  Punkt, 
auf  welchem  die  sociale  Frage   in  das  Gebiet  der  Capitalbildung  eingreift. 

Die  Concurrenz  erzeugt  aber  durch  das  Streben  nach  Verminderung 
der  Productionskosten  auch  eine  andere  Bewegung,  und  diese  letztere  ist 
es,  die  wir  hier  näher  betrachten  wollen. 

Wer  bei  Verwendung  gleicher  Quantitäten  von  Arbeitskraft  statt  zweier 
Werkzeuge  beispielsweise  deren  vier,  sechs,  acht  im  Arbeitsprocesse  hand- 
haben und  auf  solche  Weise  mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwande  und  in  der- 
selben Zeit  mehr  Producte  als  zuvor  erzeugen  kann,  der  wird  jedes  einzelne 
Product  billiger  herstellen  und  daher  billiger  verkaufen  können  —  umso 
billiger,  jo  mehr  Producte  er  erzeugt. 

')  „Unternehmen  und  Unternehniergewinn"  von  Dr.  A.  Körner.  Wien,  Manz,  1893. 
Zeiuchrin  f(lr  Volkswirtschaft,  Socialpolilik  und  Vervraltung.  IV.  Band,  S.  Kofi.  26 
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Mit  der  Concurrenz  tritt  also  ein  Bestreben  hervor,  darauf  abzielend, 
die  im  Arbeitsprocesse  thätigen  Glieder  des  menschlichen  Körpers  durch 
einen  Mechanismus  zu  ersetzen,  welcher  die  (zunächst  noch  von  Mensch 
oder  Thier  ausgehende)  Bewegung  in  Arbeit  umsetzt  und  zugleich  eine 
Vervielfältigung  der  körperlichen  Organe,  sowie  der  von  ihnen  geführten 
Werkzeuge  ermöglicht.  Während  beispielsweise  der  Mensch  mit  seinen  beiden 
Händen  bloss  zwei  Werkzeuge  gleichzeitig  handhaben  kann,  regt  der  Mecha- 
nismus der  Werkzeugmaschine  eine  viel  grössere  Anzahl  eiserner  oder 
hölzerner   Hände,  jede   derselben   mit   einem  Arbeitsinstrumente  bewaffnet. 

So  entsteht  zunächst  die  industrielle  Maschine  mit  Hand-  oder  Thier- 
betrieb. 

Mit  der  Anwendung  der  Menschen-  oder  Thierkraft  als  Motors  der 
Maschine  ist  die  Beschränkung  der  Grösse  dieser  Triebkraft  von  selbst  gegeben. 

Wenn  es  nun  aber  weiter  gelingt,  an  Stelle  der  als  Motor  wirkenden 
beschränkten  Kraft  eine  grössere,  ja  vielleicht  sogar  eine  unbeschränkte 
Kraft  zu  setzen,  so  bedeutet  dieses  Gelingen  eine  neuerliche  Vergrösserung 
des  Productionsfactors  und  eine  neuerliche  Herabminderung  der  Productions- 
kosten. 

Eine  Vergrösserung  der  menschlichen  und  thierischen  Köi-perkraft  in 
beliebigem  Höhengrade  lässt  sich  nicht  bewerkstelligen.  Die  Körperkraft 
kann  vervielfältigt,  multipliciert  werden,  indem  beispielsweise  statt  zweiej 
Arbeiter  deren  vier,  statt  eines  Pferdes  zwei  zur  Verwendung  gelangen,  sie 
gestattet  aber  keine  Vergrösserung. 

Wird  die  menschliche  oder  thierische  Arbeitskraft  multipliciert,  so 
erheischt  dies  einen  grösseren  Aufwand  an  Arbeitslöhnen  der  Arbeiter  und 
an  Kosten  der  Thierarbeit,  also  eine  Vermehrung  der  Productionskosten, 
des  Subtrahends  in  unserer  Subtraction,  daher  bei  gleichbleibendem  Minuend 
eine  Verminderung  des  Restes  —  eben  jenes  Ueberschusses,  den  jeder  Con- 
current  zu  erhöhen  bestrebt  ist.  Das  Mittel  der  Vervielfältigung  mensch- 
licher oder  thierischer  Arbeitskraft  ist  daher  untauglich  zur  Erreichung  des 
Zweckes:  höheren  Ueberschuss  zu  gewinnen. 

So  musste  denn  der  Mensch  ein  Mittel  ausfindig  machen,  an  Stelle 
der  kostspieligen  menschlichen  Arbeitskraft  eine  natürliche  Arbeitskraft  zu 
setzen.  Die  Naturkraft  ist  unendlich,  die  Naturkraft  ist  kostenlos  für  den 
Menschen  zur  Verfügung  vorhanden.  Daher  sucht  der  Mensch  die  Natur- 
kraft als  Mittel  für  seinen  Zweck  sich  dienstbar  zu  macheu. 

Die  Natur  kann  aber  nicht  arbeiten.  Das  einzige,  was  sie  kann,  ist 
Bewegiing  erzeugen. 

Es  obliegt  daher  dem  menschlichen  Verstände,  etwas  zu  ersinnen, 
wodurch  die  in  der  unendlichen  kostenlos  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
Naturkraft  liegende  Bewegung  zur  Arbeit  verwendet  werden  kann. 

Der  Organismus,  in  welchem  und  durch  welchen  die  Natur  fähig  wird, 
durch  ihre  bewegende  Kraft  productiv  zu  wirken,  zu  arbeiten,  ist  die  auto- 
matische Maschine. 
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Die  Genesis  der  industriellen    Maschine. 

Neben  und  theilweise  aus  derManufactur  entwickelte  sicli  die  industrielle 
Maschine.  , Hinaus  mit  dem  Menschen,"  ist  ihre  Devise,')  —  die  Devise  der 
Technik  flberhaupt.  Sie  substituiert  die  Arbeit  der  Mensclienhand  durch 
mechanische  Leistungen  und  sucht  diese  Substitution  in  möglichster  Voll- 
endung durch  möglichst  weitgehende  Automatisierung  zu  erreichen. 

Das  erste  Object  der  Automatisierung  überhaupt  waren  Hilfen,  , welche 
eine  ununterbrochen  gleiche,  einförmige  und  ganz  specielle  Leistung  gewähren 
sollten,  so  z.  13.  das  Fassen,  Halten,  Spreizen,  Anstemmen,  Tragen.  Decken, 
Hüllen.*  Die  Vorrichtungen,  welche  diese  Dienste  leisten,  werden  vielfach 
noch  heutzutage  als  „Knecht"  bezeichnet.  Sie  repräsentieren  „eine  besondere 
Classe  von  Automaten,  die  permanent  wirken,  aber  nicht  mittels  Bewegungen, 
sondern  als  Widerstände".  ,Im  Anfang  werden  nur  gewisse  ständige  Wider- 
stände automatisiert  und  künstlich  angewendet."  (E.  Heirmann,  wirtschaft- 
liche Fragen  und  Probleme  der  Gegenwart.  S.  426):  „Erst  viel  später 
kommen  die  sich  bewegenden  oder  Bewegung  schaffenden  Automaten  zur 
Wirksamkeit  und  zwar  als  Arbeitsmaschinen,  Transmissionen  oder  Motoren" 
(ibidem). 

An  die  Automatisierung  der  Vorrichtungen  reiht  sich  sodann  als  zeitlich 
später  auftretende  Erscheinung  die  Automatisierung  der  Werkzeuge. 

Das  Kesultat  der  Automatisierung  der  Werkzeuge  einerseits  und  der 
Vorrichtungen  anderseits  ist  die  industrielle  Arbeitsmaschine;  ihre  Wiege 
liegt  im  Gebiete  der  Textilindustrie,  von  ihrem  grossartigen  Entwicklungs- 
gange und  Fortschritt  gibt  fast  jeder  Zweig  der  Industrie  eine  Fülle 
instructiver  Beispiele. 

Die  Arbeitsmaschine,  sagt  Emanuel  Herrmann,  ersetzt  nicht  nur  das 
Werkzeug  und  die  dasselbe  haltende  Hand,  sondern  auch  die  zweite  Hand 
des  Arbeiters,  in  welcher  dieser  das  Material  hält,  wendet,  aufnimmt 
und  ablegt. 

In  der  automatischen  Arbeitsmaschine  ist  der  Gedanke  verkörpert 
die  Technik  vom  Menschen  loszumachen,  imabhängig  zu  machen.  Als  Gründe 
dieser  Emancipationsbestrebung  hat  E.  Herrmann  einerseits  die  Absicht,  den 
Menschen  als  das  unruhigste  und  am  wenigsten  bewältigbare  Element  der 
Technik  loszubekommen,  andererseits  die  Disproportionalität  menschlicher 
Organe  und  Kräfte  gegenüber  der  riesig  anwachsenden  Maschinerie  hervor- 
gehoben und  in  höchst  scharfsinniger  Weise  erörtert  (a.  a.  0.  S.  467). 


')  In  diesem  Sinne  lei,'t  z.  B.  Thoophil  Zolling,  der  Autor  des  Romans:  ,Die 
Million",  im  genannten  Werke  (Kap.  24)  dem  Spiunmeister  folgende  Worte  in  den  Mund: 

Wir  werden  noch  Gottes  Wunder  erleben.  Und  nicht  besser  wird  es,  als  bis  die 
Masciiinen  so  vollkommen  worden,  dass  wir  gar  keine  Arbeiter  mehr  brauchen.  Die 
Maschinen  sind  ja  viel  flinker,  exacter,  verlasslicher,  billiger  und  ausdauernder.  Also 
Automaten  her  und  hinaus  mit  den  Menschen. 

26* 


404  Körner. 

Mit  Eliminieruiig  der  menschlichen  Kraft  als  Motors  und  mit  Heran- 
ziehung exact  wirkender  Naturkräfte  zu  ihrem  Ersätze  ist  das  Maschinen- 
wesen zur  Automatisierung  des  Motors  gelangt.  AYährend  die  Automatisierung 
der  Arbeitswerkzeuge  und  Vorrichtungen  eine  Fortbelassung  der  menschlichen 
oder  thierischen  Kraft  als  Antriebsmittels  gestattete,  ist  mit  Automatisierung 
des  Motors  abermals  ein  Schritt  zur  Unabhängigkeit  der  Maschine  vom 
Menschen  vorwärts  gethan,  die  Devise  , Hinaus  mit  dem  Menschen"  neuer- 
lich praktisch  zum  Ausdrucke  gebracht. 


In  der  Mitte  zwischen  dem  Motor  und  der  Arbeitsmascliine  steht  als 
Bindeglied  die  Transmission.  Ihre  Function  besteht  in  der  Uebertragung 
der  vom  Motor  erzeugten  Bewegung  auf  die  Arbeitsmaschine. 

Werkzeug  und   Maschine. 

, Zwischen  einem  "Werkzeuge,"  sagt  Babbage  (üeber  Maschinen-  und 
Fabrikenwesen,  Cap.  T.  §  9),  „und  einer  Maschine  lässt  sich  keine  scharfe 
Grenzlinie  ziehen,  auch  bedarf  es  einer  solchen  nicht  bei  einer  populären 
Erklärung  dieser  Ausdrücke.  In  der  Regel  ist  ein  Werkzeug  einfacher  als 
eine  Maschine  und  wird  durch  die  menschliche  Hand  in  Bewegung  gesetzt, 
während  bei  einer  Maschine  dies  grösstentheils  durch  Thier-  oder  Dampf- 
kraft ge.schieht.  Einfachere  Maschinen  sind  oft  weiter  nichts  als  ein  oder 
mehrere  in  eine  Einfassung  gebrachte  und  von  irgend  einer  bewegenden 
Kraft  in  Thätigkeit  gesetzte  Werkzeuge".*) 


')  Einige  englische  Nationalökonoinen  bezeichnen  auch  die  Thiere,  den  Merfschen 
und  die  in  Grund  und  Boden  entlialtenen  Naturkräfte  als  Maschinen.  So  sagt  Mac 
Culloch  (Grunds:  d.  pol.  Gek..  II.  Th.,  II.  Abschn.,  3.  Cap.),  dass  die  Thiere  in 
ökonomischer  Hinsicht  bloss  als  Matchinen  zu  betrachten  sind,  an  einer  anderen  Stelle 
dass  der  Mensch  ebensogut  das  Product  von  Arbeit  sei,  als  irgend  eine  der  durch  seine 
Wirksamkeit  errichteten  Maschinen,  und  dass  er  in  allen  ökonomischen  Untersuchungen 
genau  in  eben  dem  Gesichtspunkte  betrachtet  werden  solle.  „Jedes  Individuum,  welches 
seine  Reife  erreicht  hat,  kann,  wenn  es  auch  nicht  in  einer  besonderen  Kunst  oder 
Gewerbe  unterrichtet  wurde,  im  vollen  eigentlichen  Verstände  als  eine  Maschine  be- 
trachtet werden,  welche  zwanzig  Jahre  emsiger  Aufmerksamkeit  und  die  Auslage  eines 
beträchtlichen  Capitals  zu  ihrer  Errichtung  gekostet  hat."  „Ein  Arbeiter  ist  bloss  als 
eine  Maschine  zu  betrachten,  zu  deren  Errichtung  eine  bestimmte  Quantität  von  Arbeit 
erforderlich  ist."  Von  Grund  und  Boden  sagt  derselbe  Autor:  .Bei  dem  Ackerbaue  werden 
zuerst  die  besten  Maschinen,  das  ist:  der  beste  Boden,  zur  Cultur  verwendet."  Aehnlich 
auch  Malthus:  „Die  Erde  wurde  öfters  mit  einer  grossen  Maschine  verglichen,  welche 
die  Natur  dem  Menschen  zur  Froduction  von  Nahrungsmitteln  und  rohen  Materialien 
verlieh;  allein  die  Aehnlichkeit  richtiger  zu  machen,  so  dass  sie  eine  Vergleichung 
zulässt,  sollten  wir  den  Boden  als  ein  dem  Menschen  gemachtes  Geschenk  von  vielen 
Maschinen  betrachten,  die  alle  fortgesetzter  Verbesserung  durch  darauf  verwendetes 
Capital  fähig,  aber  von  verschiedenen  ursprünglichen  Eigenschaften  und  Kräften  sind." 
„Jedes  Land  kann  so  angesehen  werden,  als  besässe  es  eine  Gradation  von  Maschinen 
zur  Production  des  Getreides"  .  .  .  „Die  Maschinen,  welche  Getreide  producieren,  sind  die 
Gaben  der  Natur"  .  .  .  u.  s.  w. 
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Aehnlicli  versteht  Michel  Chevalier  (cours  I.  IVfeme  leyon  p.  91) 
unter  Mascliine  die  einfachsten  Werkzeuge,  welche  schliesslicii  nur  minder 
complicierte  oder  vervollkommnete  Maschinen  sind,  ebensowohl  als  die  voll- 
kommensten und  complicieiiesten  Mechanismen,  welche  nur  weniger  ein- 
fache Werkzeuge  sind. 

Karl  Marx  (Das  Capital,  I.  Cap.  13,  2.  Aufl.,  S.  384)  bemerkt: 
Mathematiker  und  Mechaniker  —  und  man  findet  dies  hier  und  da  von 
englischen  Oekonoraen  wiederholt  —  erklären  das  Werkzeug  für  eine  einfache 
Maschine  und  die  Mascliine  för  ein  zusammengesetztes  Werkzeug.  Sie  sehen 
hier  keinen  wesentlichen  Unterschied  und  nennen  sogar  die  einfachsten 
mechanischen  Potenzen,  wie  Hebel,  schiefe  Ebene,  Schraube,  Keil  u.  s.  w. 
Maschinen.  In  der  That  besteht  jede  Maschine  aus  jenen  einfachen  Potenzen 
wie  immer  verkleidet  und  combiniert.  Vom  ökonomischen  Standpunkt  jedoch 
taugt  die  Erklärung  nichts,  denn  ihr  fehlt  das  historische  Element.  Andrer- 
seits su(!ht  man  den  Unterschied  zwischen  Werkzeug  und  Maschine  darin, 
dass  beim  Werkzeug  der  Mensch  die  Bewegungskraft,  bei  der  Maschine 
eine  von  der  menschlichen  verschiedene  Naturkraft,  wie  Thier,  Wasser, 
Wind.  Danach  wäre  ein  mit  Ochsen  bespannter  Pflug  eine  Maschine, 
Claussens  Circular  Loom,  der,  von  der  Hand  eines  einzigen  Arbeiters  bewegt, 
96.000  Maschen  in  einer  Minute  verfertigt,  ein  blosses  Werkzeug.  Ja  der- 
selbe Loom  wäre  Werkzeug,  wenn  mit  der  Hand,  und  Maschine,  wenn  mit 
Dampf  bewegt. 

Einen  schönen  und  richtigen  Gedanken  Ober  das  Verhältnis  zwischen 
Werkzeug  und  Maschine  spricht  derselbe  Autor  an  einer  anderen  Stelle 
desselben  Capitels  (S.  401)  aus,  welche  von  dem  Theile  der  zum  Maschinen- 
bau angewandten  Maschinerie  handelt,  der  die  eigentliche  Werkzeugmaschine 
bildet.  Hier  erscheint,  sagt  Marx,  das  handwerksmässige  Instrument  wieder, 
aber  in  cyklopischem  Umfang.  Der  Operateur  der  Bohrmaschine  z.  B.  ist 
ein  ungeiieurer  Bolirer,  der  durcii  eine  Dampfmaschine  getrieben  wird,  .... 
die  mechanische  Drechselbank  ist  die  cyklopische  Wiedergeburt  der  gewöhn- 
lichen Fussdrechselbank,  die  Hobelmaschine  ein  eiserner  Zimmermann,  der 
mit  denselben  Werkzeugen  in  Eisen  arbeitet,  womit  der  Zimmermann  in 
Holz;  das  Werkzeug,  welches  in  den  Londoner  Schiffswerften  das  Furnier- 
werk schneidet,  ist  ein  riesenartiges  Kasiennesser,  das  Werkzeug  der  Scheer- 
maschine,  welche  Eisen  schneidet,  wie  die  Schneiderscheere  Tuch,  eine 
Monstrescheere  und  der  Dampfhammer  operiert  mit  einem  gewöhnlichen 
Hammerkopf,  aber  von  solchem  Gewicht,  dass  Thor  selbst  ihn  nicht 
schwingen  könnte. 

Wie  die  Theoretiker,  so  denken  auch  die  Praktiker  von  dem  Unter- 
schiede zwischen  Maschine  und  Werkzeug.  ,Wir  wissen,"  sagt  Josef  Foster, 
ein  Weber,  dessen  Aussagen  vor  der  englischen  Unterhauscommission  (1827) 
Lord  Brougham  in  seinen  beriilimton  , Resultaten  des  Maschinenwesens"  an- 
führt, „dass  jedes  Acker-  und  Handwerkgeräth  auch  eine  Art  Maschine  ist, 
so  dass  alles,  was  mehr  als  Nagel  und  Zahn  ist,  eine  Maschine,  um  mich 
dieses  Ausdruckes  zu  bedienen,  genannt  werden  kann."  Und  Lord  Brougham 
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selbst  erklärt  an  einer  anderen  Stelle  seines  citierten  Werkes  (Cap.  3): 
Ein  Werkzeug  von  der  einfaclisten  Zusammensetzung  ist  eine  Maschine, 
eine  Maschine  von  complicierter  Zusammensetzung  ist  nur  ein  vervoll- 
kommnetes AVerkzeug. 

ie  « 

* 

Wenn  wir,  uneingeschüchtert  durch  die  absprechenden  Worte  ^es 
grossen  Mathematikers  Babbage,  es  dennoch  versuchen,  die  Grenze  zwischen 
Werkzeug  und  Maschine  vom  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  zu 
bestimmen  und  in  wenigen  Worten  zu  bezeiclinen,  so  können  wir  unsere 
Auffassung  etwa  folgendermaassen  zum  Ausdrucke  bringen:  Die  Arbeit  mit 
dem  Werkzeuge  ist  und  bleibt  individuelle  Arbeit,  üebertragung  des  arbei- 
tenden Ich,  der  arbeitenden  Persönlichkeit  auf  den  Stoif;  die  Maschinen- 
arbeit hingegen  ist  die  Negation  der  Arbeitsindividualität. 

Das  Werkzeug  dient  dem  Menschen  zunächst  gleichsam  als  W^affe,  mit 
deren  Hilfe  er  den  rohen  Stoif  bekämpft,  seinen  Zwecken  dienstbar  macht 
und  ihm  das  individuelle  Gepräge  der  arbeitenden  Persönlichkeit  aufzwingt. 

Die  Rolle  des  Werkzeuges  bei  der  Production  wird  in  manchen  Fällen 
sogar  noch  eine  höhere;  es  ist  nicht  bloss  Waffe,  es  vertritt  geradezu  ein 
Organ  des  menschlichen  Körpers,  es  wird  zum  Bestandtheil  des  arbeitenden 
Organismus. 

Aber  die  mittels  des  Werkzeuges  ausgeführte,  geleistete  Arbeit  bleibt 
immer  individuelle  Arbeit  und  trägt  das  unverkennbare  Gepräge  einer  solchen. 

Anders  die  Maschinenarbeit.  Die  Maschine  mit  ihren  Arbeitsinstrumenten 
tritt  an  die  Stelle  der  Organe  des  menschlichen  Körpers,  welche  vorher 
dieselben  oder  ähnliche  Arbeitsinstrumente  geführt  hatten.  Sie  ist  mehr  als 
eine  blosse  Wafte  der  arbeitenden  Persönlichkeit,  mehr  als  bloss  ein  Theil 
des  arbeitenden  individuellen  Organismus:  sie  ist  die  Negation  der  arbeitenden 
Individualität.  Hierait  sind  wir  zur  Darstellung  des  tiefgehenden  ünter- 
scTiiedes  zwischen  menschlicher  Arbeit  und  Maschinenarbeit  gelangt. 

Menschliche  Arbeit  und  Maschinenarbeit. 
Die  menschliche  Arbeit  ist  ein  Process,  vennöge  dessen  das  mensch- 
liche Ich  sein  eigenes  Bestimmtsein,  seine  Persönlichkeit,  in  den  Stoff 
hineinträgt,  den  Dingen  ihre  Natur  nimmt  und  ihnen  das  Gepräge  der 
eigenen  Persönlichkeit  aufzwingt.  Durcli  die  Arbeit  entsteht  eine  zweite, 
eine  schönere  Welt^)  auf  der  Erde,  eine  Welt  von  Dingen,  welche  sämmt- 
liche  den  Stempel  der  Individualität  des  Arbeiters  an  sich  tragen. 

*;  Wenn  der  Mensch,  lesen  wir  bei  Emanuel  Herrmann  (Technische  Fragen 
nnd  Probleme  der  modernen  Volkswirtschaft,  S.  2),  auch  von  Natur  aus  nur  die  jüngste 
Species  der  irdischen  Organismen  darstellt,  so  bietet  ihm  gerade  die  Umwälzung  der 
wirtschaftlich-technischen  (JruniUagen  der  Cultur  ....  die  Gewähr,  dass  er  nun  durch 
eigene  Kraft  und  selbständige  Schöpfermacht  berufen  sei,  die  Erde  in  eine  neue  künst- 
liche technisch-ökonomisch  organisierte  Welt  nach  seijiem  Plane  und  Interesse  umzu- 
wandeln und  auszugestalten,  welcher  auch  die  gesammten  von  der  Natur  entwickelten 
Organismen  dienstbar  gemacht  und  als  Bestandtheile  eingefügt  werden  sollen. 
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Der  Einfluss  der  arbeitenden  Individualität  auf  das  Arbeitsproduct  ist 
eine  unleugbare  Thatsache,  welche  vielleicht  niemand  schöner  und  wahrer 
zum  Ausdru('l<e  brachte  als  Wilhelm  Neurath  an  jener  Stelle  des  ersten 
seiner  »Volkswirtschaftlichen  und  socialphilosophischen  Essays",  betitelt 
, Idealismus  der  Arbeit"  wo  er  sagt:  (S.  7  1.  c.)  «Blicken  wir  nun  auf  die 
griechisciien  Handwerker!  In  ihnen  lebte  unverkennbar  —  Zeuge  dessen 
sind  die  uns  überkommenen  Arbeiten  —  idealer  Sinn,  ein  Schimmer  von 
idealem  Geist  ruht  auf  dem  geringsten  Producte  griechischer  Kunstarbeit. 
Aus  hoher  Teciinik,  aus  entwickelter  Handfertigkeit  ist  diese  Erscheinung 
nimmer  zu  erklären.  Dieser  Arbeiter  —  das  sehen  wir  deutlich  —  legte 
etwas  von  seiner  Seele  in  jede  Linie,  die  er  schaute,  in  jede  Linie,  die  er 
zog,  in  jeden  Hamraersireich,  den  er  führte.  Liebe  zum  Schönen  durch- 
hauchte seine  Seele,  und  eine  solche  Liebe  spricht  aus  seinem  Werke." 

Und  an  einer  anderen  Stelle  des  citierten  Buches  sagt  derselbe  Gelehrte 
anlässlich  der  Besprechung  mittelalterlicher  Kunst  (S.  10  1.  c.)  ,Der  ideale 
Geist,  der  den  Künstler  beseelte,  floss  über  in  die  Seele  des  Handwerkers, 
welcher  mit  an  idealen  Werken  schuf,  dieser  Geist  floss  nach  und  nach 
in  fast  alle  Adern  des  Handwerkes  ein.  Der  Arbeiter  fühlte  sich  nicht  so? 
als  wenn  er  bloss  um  des  Lohnes  willen  Seelen-  und  Leibeskraft  verbrauchte. 
Ein  höherer  Sinn  beseelte  ihn  selbst,  und  Seele.  Gemüth  legte  er  in  das 
Werk  seiner  Hand,  ob  dieses  Werk  nun  das  Schmuckstück  eines  Altares, 
ob  es  eine  Am])el  oder  nur  ein  Trinkgeföss  für  Zechgelage  war.  Und  diese 
zum  Theile  hochideale,  zum  Tiieile  oft  derb  gemütsinnige  Sprache  ist  es, 
die  aus  den  Werken  der  Handwerksarbeit  jener  Zeit   zu   uns  redet.  .  .  ." 


Wenn  das  Arbeitsproduct  durch  die  Individualität  des  arbeitenden 
Subjectes  charakterisiert  ist,  so  folgt  aus  der  Thatsache,  dass  keine  mensch- 
liche Individualität  der  anderen  völlig  gleicht,  mit  Nothwendigkeit  der  Satz, 
dass  kein  l'roduct  menschlicher  Arbeit  dem  gleichartigen  Erzeugnisse  eines 
zweiten  Arbeiters  vollständig  gleich  ist,  dass  vielmehr  jedes  Prodnct,  der 
Persönliclikeit  des  Arbeiters  entsprechend,  sein  persönliches  Gepräge  an 
sich  trägt,  durch  welches  es  sich,  wenngleich  nicht  für  Laienaugen  erkenn- 
bar, von  allen  gleichartigen  Producten  anderer  Arbeiter  unterscheidet.  Der 
Spruch:  wenn  zwei  dasselbe  thun,  ist  es  nicht  dasselbe,  gestattet  eine  ana- 
loge Anwendung  auf  die  menschliche  Arbeit  und  ihre  Erzeugnisse. 

Anders  als  der  Mensch  arbeitet  die  Maschine.  Sie,  welche  die  Kraft 
des  Einzelnen  ersetzt  und  vervielftiltigt,  ist  zugleich  die  Negation  der 
arbeitenden  Individualität.  Nachdem  es  die  zusammenhangende  (stets  eine 
und  dieselbe)  lieilie  gleichartiger  und  gleichmässig  wirkender  Bewegungen 
durchlaufen  hat,  die  der  vom  Erfinder  ersonnene  Mechanismus  der  Maschine 
vollzieht,  verlässt  jedes  fertige  Erzeugnis  in  vollkommener  Uniformität  mit 
allen  anderen  Producten.  die  von  derselben  Maschine  erzeugt  wurden,  die 
Stätte  der  Production.  Die  Maschine  dient  zur  schabloneumässigeu  Erzeugung 
von  Gütern. 
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Nichts  ist  merkwürdiger,  sagt  Babbage  und,  dennoch  weniger  uner- 
wartet, als  die  vollkommene  Gleichheit  von  Dingen,  welche  mit  einem  und 
demselben  Werkzeug  verfertigt  sind.  Der  Autor  versteht  hier  unter  Werkzeug 
die  Maschine,  wie  sich  aus  den  unmittelbar  folgenden  Sätzen  zeigt,  welche 
von  der  Herstellung  uniformer  Dosen  mittels  Drehbank,  von  den  völlig- 
identischen  Abdrücken  einer  Kupferplatte  oder  eines  Holzschnittes  u.  s.  w. 
handeln. 

Handwenksgewenbe  und   Industrie. 

Das  soeben  Gesagte  müssen  wir  in  Erinnerung  behalten,  um  den  Unter- 
schied zwischen  Handwerksgewerbe  und  Industrie  in  seiner  Wesenheit 
zu  erfassen. 

Im  Handwerksgewerbe  arbeitet  die  Persönlichkeit;  die  handwerks- 
mässige  Arbeit  ist  eine  Arbeit  individuellen  Gepräges,  der  Meister  kennt 
seine  und  seiner  Gesellen  Arbeitspro ducte  auch  ohne  Marke. 

In  der  Industrie  arbeitet  die  unpersönliche  Maschine;  sie  liefert  in 
schablonenhafter  Herstellung  vollkommen  uniforme  Erzeugnisse :  der  Mangel 
der  Persönlichkeit  des  Arbeitenden  wird  zum  Mangel,  zur  Negation  jedweden 
individuellen  Gepräges  des  Arbeitsproductes.  Darum  bedarf  die  Industrie, 
um  sich  vor  wertlosen  Nachahmungen  ihrer  Erzeugnisse  zu  schützen,  des 
Marken-  und  Musterschutzrechtes  mit  seinen  Strafsanctionen. 

Der  Sensen  Werksbesitzer,  dessen  Ware  im  fernen  Kussland  verkauft 
wird,  kann  sich  nicht  anders  als  durch  Marken  vor  Imitation  seiner  Erzeug- 
nisse und  Gefährdung  seiner  Firma  schützen,  der  Dorfschmied,  der  nur  für 
sein  Dorf,  höchstens  für  die  umliegenden  Ortschaften  Sensen  liefert  und 
seine  Erzeugnisse,  die  Producte  individueller  Arbeit,  genau  als  solche  erkennt, 
bedarf  keiner  Marke,  er  kann  auch  ohne  Markenschutz  jeder  ConcuiYenz 
leicht  auf  die  Spur  kommen,  wenn  sie  unter  falscher  Flagge  segeln  würde. 


Der  Unterschied  zwischen  Handwerksgewerbe  und  Industrie  tritt  auch 
in  den  Absatzverhältnissen  der  Producte  scharf  hervor. 

Der  Handwerksmeister,  welcher  für  seinen  bestimmten  eng  gezogenen 
Kundenkreis  arbeitet,  ist  in  der  Lage,  sich  ebendarum  dem  individuellen 
Geschmacke  jedes  einzelnen  seiner  Kunden  anzuschmiegen.  Der  Sehuster. 
meister  weiss,  dass  diese  Kundschaft  die  Schuhe  spitz  und  enge,  jene  wiederum 
vorne  breit  und  möglichst  bequem,  dass  der  eine  hohe,  der  andere  niedere 
Stöckel  wünscht  und  so  fort;  der  Schuster  kann  dieser  Individualität  seiner 
Kunden  auch  bei  Herstellung  der  Producte  Rechnung  tragen.  Die  mensch- 
liche Arbeit  gewährleistet,  wie  sie  selbst  ein  Ausiluss  der  Individualität  des 
Arbeiters  ist,  so  auch  die  Berücksichtigung  der  Individualität  des  Consu- 
menten. 

,Die  Maschinenai-beit,'  sagt  Stein  (Volkswirtschaftslehre,  2.  Aufl., 
1878,  S.  73),  »ist  zwar  allgewaltig  für  das  gleichartige  Bedürfnis,  aber 
machtlos  für  das  individuelle."     Wenn  wir  uns   daran    erinnern,    dass   wir 
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oben  die  Maschine  als  Negation  der  arbeitenden  Individualität  bezeichnet 
haben,  und  damit  den  soeben  ausgesprochenen  Gedanken  zusammenhalten, 
dass  die  Maschine  machtlos  ist,  dem  individuellen  Bedürfnisse  zu  dienen, 
so  werden  wir  gewahr,  dass  mit  der  Verneinung  der  arbeitenden  Individualität 
die  Unmöglichkeit  der  Anschmiegung  des  Productes  an  das  individuelle 
Consumtionsbedttrfnis  ebenso  verbunden  ist  wie  mit  der  Setzung  dieser 
arbeitenden  Individualität  die  Möglichkeit,  ja  Nothwendigkeit  einer  solchen 
Anschmiegung.  Ein  unsiclitbiirer,  unzerreissbarer  Leitungsdraht  ist  gleichsam 
von  Production  zu  Consumtion  gezogen,  und  in  ihm  läuft  der  Strom  von 
der  ersten  zur  zweiten ;  der  positive  Strom  bei  menschlicher,  individueller 
Arbeit,  der  negative  Strom  bei  der  Maschinenarbeit  als  der  Negation 
arbeitender  Individualität. 

Wollen  wir  das  Gesagte  in  populärer  Form  kurz  wiederholen,  so 
mögen  unsere  Worte  etwa  folgendermaassen  lauten.  Der  Fabrikant  kennt 
seine  Kunden  nicht,  imd  würde  er  sie  auch  kennen,  er  vennöchte  niemals 
seine  Producte  an  das  individuelle  Consumtionsbedürfnis  jedes  einzelnen 
Kunden  zu  accommodieren,  weil  die  Maschine  schablonenmässig  produciert. 
Werden  z.  B.  Schuhe  oder  Schuhbestandtheile  fabriksmässig  mit  Anwendung 
von  Maschinen  erzeugt,  so  ist  zwar  die  Herstellung  der  Fussbekleidung 
in  verschiedenen  Grössenclassen  möglich,  aber  hiemit  hat  die  Anschmiegung 
an  das  individuelle  Consumtionsbedürfnis  ihr  Ende  erreicht.  Form  und 
Schnitt  des  Schuhs,  Grösse  und  Stellung  des  Stöckeis  u.  s.  w,  sind  gleich 
bei  jedem  erzeugten  Paar,  ein  Eingehen  auf  Sonderwünsche  der  Käufer  ist  aus- 
geschlossen. Will  jemand  solche  individuelle  Wünsche  dennoch  befriedigt 
wissen,  so  wendet  er  sich  an  die  individuelle  Production,  an  den  Handwerks- 
meister, der  ihnen  Rechnung  tragen  kann  und  will.  Der  Geck,  der  spitze 
Schuhe  mit  hohen  Stöckeln  zu  haben  wünscht,  der  Keisende,  welcher  breite 
gi-osse  Stiefel  mit  schwerem  Nägelbeschlag  benöthigt,  die  Tänzerin,  welche 
es  nach  zierlichen  kleinen  Atlasschuhen  gelüstet  —  sie  alle  gehen  nicht 
in  die  Schuhfabrik,  sondern  zum  Handwerksmeister,  zum  Specialisten. 


Wir  gehen  nun  daran,  den  Unterschied  zwischen  Handwerksgewerbe 
und  Industrie  an  einem  anderen  Punkte  zu  fossen. 

Das  Handwerksgewerbe,  die  freie  Arbeit  des  Mittelalters  in  genossen- 
schaftlicher Organisation,  genannt  Zunft,  kennt  Meister,  Gesellen  und  Lehr- 
burschen. Dem  Angehörigen  jeder  der  beiden  niederen  Stufen  ist  es  ver- 
gönnt, in  die  nächsthöhere  aufzusteigen.  Unter  verschiedenen  Fönnlichkeiten 
durchläuft  der  Neuling  die  unteren  Grade  und  wird  endlich,  wenn  er  seine 
bestimmte  Lehrzeit  zurückgelegt,  sein  Meisterstück  gemacht  hat  —  Meister. 
Es  geht  ein  frischer  Zug  von  unten  nach  oben,  eine  aufsteigende  Bewegung, 
die  die  unteren  Schichten  mit  sich  fortreisst  und  in  die  höhere  Schicht 
emporhebt,  dadurch  dem  Zuge  des  Menschenherzens  entsprechend,  denn  es 
ist  jedem  eingeboren,   dass   sein  Gefühl  hinauf  und  vorwärts  dringt.    Die 
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individuelle   Tüchtigkeit    des   Arbeiters    feiert    im   Handwerksgewerbe    ihre 
schönsten  Triumphe,  hier  ist  sie  und  nur  sie  das  capitalbildende  Moment. 

Mit  dem  Auftreten  der  Maschine  verändert  sich  die  eben  geschilderte 
Sachlage.  Die  Maschine,  die  Industrie  kennt  nicht  Meister,  noch  Gesellen  und 
Lehrburschen,  sie  kennt  nur  den  Fabriksherrn  auf  der  einen  und  seine 
Arbeiter  auf  der  anderen  Seite.  Arbeiter  sind  sie  alle,  die  Hunderte  und 
Tausende  von  Menschen,  welche  vom  Fabriksherrn  in  seiner  Industrie 
beschäftigt  werden;  es  gibt  Abstufungen  unter  ihnen,  Gemeine,  niedere  und 
höhere  Unterofficiere,  um  uns  eines  militärischen  Ausdruckes  zu  bedienen, 
aber  alle  sind  dem  Chef  gegenüber  Arbeiter  und  nichts  mehr.  Und  Arbeiter 
bleiben  sie  ihr  Lebelang.  Da  gibt  es  keine  aufsteigende  Bewegung,  welche 
den  Arbeiter  endlich  zur  Stellung  des  Fabriksherrn  emporhebt:  er  mag 
vielleicht  durch  Fleiss  und  Geschicklichkeit  in  eine  höhere  Arbeiterstufe, 
Arbeitercharge  emporsteigen,  er  mag  vom  Gemeinen  zum  Unterofficier 
avancieren,  aber  hiemit  ist  seine  Carriere  abgeschlossen.  Eine  unüberbrück- 
bare Kluft  trennt  ihn  von  der  Erreichung  der  Stellung  des  Fabriksherrn.  So 
bewirkt  die  Maschine,  die  Industrie  das  Entstehen  zweier  Classen,  Fabrikanten 
und  Arbeiter,  welche,  ihres  Gegensatzes  bewusst,  mit  immer  grösserer  Schärfe 
einander  gegenübertreten. 

Und  wie  wirkt  nun,  fragen  wir,  die  Maschine,  die  Industrie  auf  die 
individuelle  Tüchtigkeit  des  Arbeiters?  Die  Antwort  darauf  lautet  traurig 
genug!  Dort,  im  Handwerksgewerbe,  sahen  wir  die  individuelle  Tüchtigkeit  des 
Arbeiters  triumphieren,  sahen  wir  sie  und  nur  sie  als  das  capitalbildende 
Moment:  hier,  im  Kahmen  der  Industrie,  beginnt  eben  dieselbe  individuelle 
Tüchtigkeit  des  Arbeiters  ihren  Wert  zu  verlieren;  in  der  Industrie  hat  sie 
ihre  Rolle  als  capitalbildendes  Moment  ausgespielt. 

Den  verhängnisvollen  Einfluss  der  Maschine  auf  die  individuelle 
Tüchtigkeit  des  Arbeiters  gesteht  selbst  ein  so  eifriger  Lobredner  des 
Maschinenwesens  wie  Dr.  Ure,  der  Verfasser  der  berümten  »Philosophy 
of  Manufactures"  1835  („Das  Fabrikswesen  etc.*  von  Dr.  A.  Ure,  aus  dem 
Englischen  von  Dr.  A.  Diezmann,  Leizig,  Otto  Wiegand,  1835)  es  ist, 
unumwunden  ein. 

,Der  Grundsatz  des  Fabrik-  oder  Factoreisystems  geht,"  sagt  er, 
„dabin,  der  Handgeschicklichkeit  mechanische  Kunst  und  der  Vertheilung 
der  Arbeit  unter  die  Arbeiter  die  Trennung  eines  Verfahrens  oder  Processes 
in  seine  wesentlich  constituierenden  Bestandtheile  zu  substituieren.  Bei  der 
Handarbeit  war  grössere  oder  geringere  Geschicklichkeit  gewöhnlich  das 
tiieuerste  Element  der  Production  —  materiam  superabat  opus;  nach  dem 
automatischen  Plane  aber  wird  geschickte  Arbeit  allmählich  überflüssig  und 
mit  der  Zeit  durch  blosse  Maschinenaufseher  ersetzt  werden." 

„Nach  der  UnvoUkommenheit   der  menschlichen  Natur   kann    es   sich 
wohl  treffen,  dass  der  geschickteste  Arbeiter  umso  eigenwilliger  und  unlenk 
samer  ist  und  deshalb   am  wenigsten  für  ein  mechanisches  System  taugt, 
wo  er  durch   gelegentliche  Unregelmässigkeiten    dem.  Ganzen    den    grössten 
Schaden  thun  könnte.  Es  ist  also  das  hohe  Ziel  des  neueren  Manufacturisten 
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durch  Vereinigung  von  Capital  und  Wissenschaft  die  Aufgabe  seiner  Arbeits- 
leute auf  Aufmerksamkeit  und  Gewandtheit  allein  zu  beschränken.  In  der 
Kindheit  der  Maschinenbaukunst  sah  man  in  einer  Maschinenfabrik  die 
Theilung  der  Arbeit  in  mannigfaltigen  Steigerungen  —  die  Feile,  der 
Bohrer,  die  Drehbank,  ein  jedes  iiatte  seine  verschiedenen  Arbeiter  nach  der 
Ordnung  der  Geschicklichkeit;  gegenwärtig  aber  sind  die  geschickten  Hände 
des  Feilers  und  Bohrers  durch  Hobel-  und  Schraubenschneide-  und  Bohr- 
maschinen, sowie  durcli  die  allein  arbeitende  Drehbank  ersetzt  worden. 
•Anthony  Strutt,  welcher  der  mechanischen  Abtheilung  der  grossen  Bauiu- 
woUenfabriken  von  Belper  und  Milford  vorsteht,  ist  von  der  alten  Koutine 
so  ganz  und  gar  abgegangen,  dass  er  keinen  Arbeiter  anstellt,  der  seine 
Beschäftigung  auf  die  gewöhnliche  Weise,  als  Lehrjunge  etc.,  erlernt  hat, 
und  er  hat  nie  Ursache,  diese  Methode  zu  bereuen."  (S.  18  und  19  der 
oben  citierten  deutschen  Uebersetzimg.) 

Der  genannte  Autor  gibt  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Ausführungen 
die  Tendenz  des  Maschinenwesens,  menschliche  Kraft  ganz  und  gar  zu  ver- 
drängen oder  schwächere  Arbeitskraft  und  Handlangerdienstleistung  an  Stelle 
stärkerer  menschlicher  Kraft  und  angelernter  ArbeitstQchtigkeit  zu  setzen, 
often  zu.  ■> 

„Jede  Verbesserung  des  Maschinenwesens  strebt  dahin,  die  menschliche 
Arbeit  gänzlich  entbehrlich  zu  machen  oder  die  Kosten  derselben  dadurch 
zu  verringern,  dass  statt  der  Männer  Frauen  und  Kinder  oder  statt  gelernter 
Handwerker  gewöhnliche  Handarbeiter  dabei  beschäftigt  sind.  In  den  meisten 
Wassergarn-  oder  Drosselbaumwollwerken  (throstle  cotton  mills)  wird  das 
Spinnen  ganz  durch  Mädchen  von  sechzehn  Jahren  und  darüber  besorgt. 
Durch  die  Aufstellung  der  selbstthätigen  Mule  statt  der  gewöhnlichen  wird 
der  grössere  Theil  der  spinnenden  Männer  entbehrlich,  und  man  braucht  nur 
junge  Leute  oder  Kinder  zu  behalten.  Der  Besitzer  einer  Fabrik  (Factorei) 
bei  Stockport  betheuerte  gegen  die  Commissäre,  dass  er  durch  eine  solche 
Substitution  50  Pfund  Sterling  wöchentlich  am  Lohne  erspare,  weil  er 
gegen  vierzig  spinnende  Männer  entlassen  könne,  von  denen  jeder  ungefähr 
25  Shillinge  Lohn  erhalten  habe.  Dieses  Bestreben,  bloss  Kinder  mit  wach- 
samem Auge  und  geschwinden  Fingern  statt  erfahrener  Arbeiter  zu  be- 
schäftigen, zeigt,  wie  sehr  das  Dogma  von  der  Theilung  der  Arbeit  nach 
Geschicklichkeitsgraden  von  den  aufgeklärten  Manufacturisten  beiseite 
geschoben  worden  ist."  (S.  21  a.  a.  0.) 

In  diesem  Sinne  nennt  auch  Marx  (a.  a.  0.  S.  411)  unter  den 
nächsten  Wirkungen  des  maschinenmässigen  Betriebes  auf  den  Arbeiter  die 
Einführung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den  Fabriken. 

«Sofern  die  Maschinerie  Muskelkraft  entbehrlich  macht,'  sagt  Marx, 
»wird  sie  zum  Mittel,  Arbeiter  ohne  Muskelkraft  oder  von  unreifer  Körper- 
entwicklung, aber  grösserer  Geschmeidigkeit  der  Glieder  anzuwenden.  Weiber- 
und  Kinderarbeit  war  daher  das  erste  Wort  der  capitalistisohen  Anwendung 
der  Maschinerie." 
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Die  Maschine  maclit  aber  nicht  nur  die  individuelle  Tüchtigkeit  des 
Arbeiters  entbehrlich,  sondern  sie  setzt  geradezu  die  selbständige  Arbeits- 
und Denkthätigkeit  des  an  sie  gefesselten  Arbeiters  auf  ein  tieferes  Niveau 
herunter,  allerdings  nicht  ohne  im  weiteren  Verlaufe  ihrer  Entwicklung 
durch  Schaifung  neuer  automatischer  Organe  diesem  Uebelstande  vverkthätige 
Abhilfe  angedeihen  zu  lassen. 

In  der  achten  Studie  seiner  „Wirtschaftlichen  Fragen  und  Probleme 
der  Gegenwart"  hat  Emanuel  Herrmann  unter  der  Capitelüberschrift 
»Laboriosität  und  Laborantismus'  (a.  a.  0.  S.  390  if.)  diese  —  wir  möchten 
sagen  —  degradierende  Wirkung  gekennzeichnet,  welche  die  Maschine  auf 
den  Arbeiter  ausübt.  ,Am  meisten  und  am  tiefstgreifenden,"  lesen  wir  bei 
Hen-mann,  „bewirkten  die  Organisationsweisen  der  Manufactur  und  der 
Maschinerie  die  Umgestaltung  eines  gi-ossen  Theiles  der  Arbeiter  und  der 
früheren  Meister  und  anderer  selbständiger  Unternehmer  in  Laboranten  bis 
zur  Phase  des  Laborantismus.^)  Die  Scharen  der  Einleger,  Zureicher,  Kad- 
treiber,  Ableger,  Anknüpfer,  Einfädler,  Spuler,  Schweifer,  u.  s.  w.  bieten 
hiefür  der  Beispiele  genug.  In  der  neuesten  Zeit  tritt  jedoch  in  verschiedenen 
Industriezweigen  eine  Besserung  dadurch  ein,  dass  viele  Maschinen  und 
Apparate  mit  automatisch  wirkenden  Zureich-  und  Ableg-,^Zähl-  und  Control-, 
Putz-  und  Stillstell -Vorrichtungen,  mit  Regulatoren,  Indicatoren,  Läutewerken 
u.  dgl.  m.  versehen  werden,  welche  der  traurigsten  Classe  der  Laboranten, 
nämlich  jener,  die  als  Theilorgane  der  Maschinerie  diente,  ein  Ende  bereiten', 
(a.  a.  0.  S.  394  und  395.) 

Die  ökonomische  Function   den  industpiellen   Maschine. 

Die  ökonomische  Function  der  Maschine  besteht  in  der  Ersparung  .an 
Productionskosten,  in  dem  Ersätze  theurer  durch  billigere  Production.  Man 
hat  sie  auch  als  Verdrängung  der  Handarbeit  durch  das  Capital  bezeichnet. 
Diese  Verdrängung  ist,  wie  Schäffle  (ges.  Syst.  d.  menschl.  Wirtschaft, 
3.  Aufl.,  1873,  II.  Bd.,  S.  199)  sagt,  in  Wahrheit  eine  Arbeitsersparung 
durch  Ausstattung  der  Arbeit  mit  wirksameren  Capitalnutzungen. 

Je  höher  die  Kosten  der  Production  eines  Artikels  sich  stellen,  ein 
umso  grösserer  Antrieb  liegt  vor,  eine  Herabminderung  dieser  Kosten  durch 
Einführung  der  Maschine  in  den  Productionsprocess  zu  bewirken.  So  geht 
beispielsweise,  wie  auch  Schäffle  (a.  a.  0.  S.  199)  bemerkt,  der  Drang 
der  Maschineneinführung  erfahrungsgemäss  dem  Steigen  der  Löhne  parallel. 

Nicht  allein  der  hohe  Preis  der  Ware  , Arbeit",  sondern  auch  die 
Kostspieligkeit  des  Arbeitsmittels  (Handwerkzeuges)  gab  und  gibt  Anlass 
zur  Erfindung  von  Maschinen.  An  Stelle  kostbarer  und  dabei  sich  durch 
ihre  Verwendung  rasch  abnützender  Handwerkzeuge  hat  der  erfinderische 
Menschengeist  Arbeitsmaschinen  gesetzt,  welche  eine  wohlfeilere  Herstellung 
der  Producte  in  grossen  Massen  ermöglichen. 

')  Die  traurigste  Folge  des  Laborantismus  ist,  wie  Herrmann  (a.  a.  0.  S.  -395) 
so  walir  und  treffend  bemerkt,  die  Äufreibung  des  DenKappaiates  bis  zur  völligen 
Urtlieils-  und  M'illenlosigkeit. 
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Auch  die  unvollkommene  Ausnutzung  des  Arbeitsmaterials  und  der 
Arbeitszeit,  welche  bei  Production  mittelst  Handwerkzeugen  nur  allzu  oft 
stattfindet,  wärend  sie  l)ei  Maschinenarbeit  vermieden  wird,  hat  Anlass  zur 
Einführung  dieser  letzteren  geboten.  So  ist  das  oben  citierte  Wort 
Schäffles  von  der  Arbeitsersparung  durch  Ausstattung  der  Arbeit  mit 
wirksameren  Capitalnutzungen  in  mehrfacher  Deutung  richtig. 

Den  ersten  und  grundlegenden  theoretischen  Erwägungen  Aber  die 
ökonomische  Function  und  die  Vortheile  des  Maschinenwesens  begegnen  wir 
bei  englischen  Gelehrten. 

Sowie,  das  britische  Inselreich  unter  allen  Ländeni  der  Welt  das 
Grösste  für  die  Entwicklung  des  Maschinen-  und  Fabrikswesens  praktisch 
geleistet  hat,  so  war  es  andererseits  auch  der  erste  Staat,  dessen  Wissen- 
schaft sich  mit  der  Philosophie  der  Maschine  zu  befassen  begann  und  uns 
80  ausgezeichnete  Werke  schenkte,  wie  die  Bücher  des  Cambridger  Mathe- 
matik-Professors Charles  Babbage  (1832)  und  des  Dr.  A.  Ure  (1835) 
unstreitig  sind.  Dass  beide  soeben  genannten  Autoren  in  manchen  Punkten 
ihrer  Darstellung  einseitig  auf  dem  capitalistischen  Parteistandpunkte  stehen, 
wird  kein  Unparteiischer  leugnen;  ihre  Schriften  aber  aus  diesem  Grunde 
geradezu  , Hymnen  auf  die  Maschine'  zu  nennen,  wie  Schäffle  (a.  a.  0. 
S.  200)  es  thut,  ist  denn  doch  wohl  ein  bischen  zu  weit  gegangen. 

Babbage  leitet  (S.  12  der  Friedenberg'schen  Uebersetzung  [1883] 
Cap.  1,  §  4  des  1.  Abschnittes)  die  dem  Maschinen-  und  Fabrikswesen 
entspringenden  A'^ortheile  hauptsächlich  aus  folgenden  drei  Ursachen  her: 
aus  der  durch  sie  bewirkten  Erweiterung  der  menschlichen  Kraft;  aus  der 
Zeitersparnis,  welche  dadurch  erzielt  wird;  aus  der  Verwandlung  scheinbar' 
gemeiner  und  wertloser  Substanzen  in  schätzbare  Producte. 

In  jenem  Theile  seines  Werkes,  welcher  die  Capitel  2  bis  ein- 
schliesslich 10  des  ersten  Abschnittes  umfasst.  erörtert  Babbage  sodann 
die  wichtigsten  Gründe,  aus  denen  sich  die  Anwendung  der  Maschine  zu 
Productionszwecken  empfiehlt,  die  hauptsächlichen  Vortheile  maschinellen 
Betriebes.  Er  zählt  hiezu  die  Möglichkeit,  durch  Aufsparung  eines  Thciles 
der  angewandten  Kraft  mittelst  einer  mechanischen  Methode  (Schwungrad) 
eine  Arbeitskraft  zu  verstärken,  Gleichmässigkeit  und  Stetigkeit  in  dem 
Arbeitsmasse  der  Maschinen  zu  erzielen  (Reguliening  der  Kraft).  Zeit- 
ersparnis durch  Verstärkung  der  Geschwindigkeit  zu  bewirken  (Prellklötze 
bei  Eisenhämmern).  Fortwirken  von  Kräften  zu  erzeugen  (.Vutomaten,  Feder- 
kraft), bei  physikalischen  Operationen  Zeit  zu  ersparen  (Injection  mittelst 
mechanischen  Druckes.  Imprägnierung),  grosse  Kräfte  in  .\ction  treten  zu 
lassen,  welche  die  menscliliche  Kraft  übersteigen  (Hännuern  grosser  Eisen- 
massen),  Operationen  zu  vollziehen,  die  für  Menschenhände  zu  fein  sind, 
registrierende  Operationen  durchzuführen  (Schrittzähler,  Gasmesser  etc.), 
Ersparnisse  an  den  Arbeitsmaterialien  zu  machen  (verbesserte  Mechanik 
behufs  Sohwärzens  der  Ballen  bei  Druckerpressen),  endlich  Arbeiten  gleicher 
Art  vollkommen  identisch,  solche  verschiedener  .\rt  in  hoher,  ohne  Maschinen- 
verwendung nicht  erzielbarer  Genauigkeit  zu  verrichten. 
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Aehnlich  spricht  Dr.  Ure  (S.  27  d.  cit.  deutseh.  üebers.)  den  Ver- 
besserungen im  Maschinenwesen  dreifache  Wirkung  zu. 

Erstens,  sie  machen  es  möglich,  Artikel  zu  verfertigen,  Avelche  ohne 
dieselben  gar  nicht  hätten  verfertigt  werden  können. 

Zweitens,  sie  befähigen  einen  Arbeiter,  weit  mehr  Arbeit  zu  verrichten 
als  vorher,  während  die  Zeit,  die  Anstrengung  und  die  Quantität  der  Arbeit 
gleich  bleibt. 

Drittens,  sie  bewirken  eine  Verwendung  verhältnismässig  weniger 
geschickter  Arbeiter  als  sonst  gebraucht  wurden. 


Wir  haben  oben  (S.  412)  als  ökonomische  Function  der  Maschine  die 
Ersparung  an  Productionskosten,  das  heisst  an  den  in  die  Production  ein- 
geschossenen Werten  (dieser  letztere  Ausdruck  ist  dem  Ausdrucke  Kosten 
unbedingt  vorzuziehen)  bezeichnet. 

Bei   näherer  Betrachtung    dieser    eingeschossenen   Werte   finden   wir, 
dass   dieselben   theils  Arbeitskraft,  theils  Arbeitszeit,  theils  Arbeitsmaterial 
sind.  Dementsprechend  lässt  sich  die  von  uns  als  ökonomische  Function  der 
Maschine  angegebene  Ersparung  eintheilen 
in  Ersparung  von  Arbeitskraft, 
in  Ersparung  von  Arbeitszeit  und 
in  Ersparung  von  Arbeitsmaterial,  Stoff". 

Wir  wollen  nunmehr  in  Nachstehendem  jeder  dieser  drei  Arten  von 
Ersparung  einige  Augenblicke  der  Betrachtung  widmen  und  in  unmittel- 
barem Anschlüsse  hieran  eine  vierte  wichtige  Art  von  Ersparungen  näher 
untersuchen,  die  von  theoretischen  Nationalökonomen  gewöhnlich  bei  Auf- 
zählung der  ökonomischen  Function  des  Maschinenwesens  entweder  ganz 
übersehen  oder  doch  mit  Unrecht  sehr  stiefmütterlich  behandelt  wird  — 
der  Ersparungen  an  Raum,  welche  durch  Anwendung  von  Maschinen  erzielt 

werden  können. 

*  • 

* 

Indem  die  Maschine  eine  unendlich  grosse  und  dabei  fast  kostenlose 
Arbeitskraft,  die  bewegende  Naturkraft,  durch  ihren  Mechanismus  in  das 
Joch  der  Güterproduction  spannt,  gestattet  sie  den  Ersatz  menschlicher 
Arbeitskraft  durch  jene  der  Natur,  also  eine  Ersparung  der  ersteren,  daher 
auch  der  Kosten  dieser  ersteren.  Eine  selbstthätige  Mulespindel  liefert  bei 
zehnstündiger  Arbeit  13  Unzen  Garn,  der  Handspinner  braucht  zur  Her- 
stellung des  gleichen  Garnquantums  60  Stunden,  also  die  sechsfache  Arbeits- 
zeit. Die  Maschinen  in  den  Kattundruckereien  liefern  eine  jede  mit  dem 
Beistand  eines  Arbeiters  in  einer  Stunde  soviel  vierfarbigen  Kattun,  als 
200  Männer  beim  Handkattundruck.  Die  Arbeitsleistung  der  Dampfmaschine 
beim  Dampfpflug  verrichtet  in  einer  Stunde  zu  3  d  oder  V4  ■'^  so  viel 
Werk,  als  66  Menschen  zu  15  sh  per  Stunde.  (Marx,  Das  Capital,  I. 
S.  S.  407  und  408.) 
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Die  Maschine  ersetzt  aber  nicht  bloss  menschliche  Arbeitskraft  durch 
die  Naturkraft,  d.  h.  sie  lässt  die  letztere  nicht  nur  dort  billiger  und 
rasclier  arbeiten,  wo  die  erstere  theurer  und  langsamer  producieren  würde, 
die  Maschine  ermöglicht  es  auch,  eine  Arbeit  mittels  der  Naturkraft  leisten 
zu  lassen,  welche  für  die  (wenn  auch  vervielfältigte)  Arbeitskraft  des  Menschen 
unmöglich  wäre.  Die  riesigen  Dampfhämmer,  welche  trotz  ihres  ungeheuren 
Gewichtes  mit  grösster  Genauigkeit  und  beliebig  regulierbarer  Wucht  des 
Falles  arbeiten,  verricliten  mit  Hilfe  des  Dampfes  eine  Arbeit,  welche 
Menschenhände  nie  leisten  könnten,  und  wenn  selbst  Tausende  von  Männern 
den  schweren  Hammer  in  Bewegung  zu  setzen  versuchten. 


Die  Maschine  erspart  nicht  nur  Arbeitskraft,  sondern  auch  Arbeits- 
zeit. Die  Geschwindigkeit,  mit  welcher  sich  eine  Mulespindel  dreht,  mit 
welcher  ein  schwerer  Dampfhammer  arbeitet,  wird  nur  mit  Hilfe  der  Natur- 
kraft des  Dampfes  erreicht.  Die  Maschine  ermöglicht  bei  intensiverer  Aus- 
nutzung der  Arbeitszeit  aucli  ununterbrochenen  Betrieb,  denn  die  Naturkraft 
bedarf  keiner  Rast,  wie  etwa  menschliche  Arbeiter  oder  Thiere.  Solange  die 
Maschine  mit  Kohlen,  Wasser,  Oel  u.  s.  w.  gespeist  wird,  vermag  sie  ihre 
Arbeitskraft  zu  äussern  ununterbrochen  fort,   durch  Tage,  Wochen,  Monate. 

Die  dritte  Ersparnis,  welche  durch  die  Einführung  von  Maschinen- 
arbeit erzielt  wird,  ist  jene  an  Arbeitsmaterial.  Ganz  abgesehen  von 
der  Unmöglichkeit  eines  Unterschleifs,  einer  Verschleppung  oder  sei  es 
boshaften,  sei  es  fahrlässigen  Vernichtung  des  Rohmaterials,  wie  sie  beim 
Arbeiter  immerliin  möglich  ist,  gestattet  die  Mascliine  in  vielen  Fallen  eine 
intensivere  Verarbeitung  des  Rohmaterials  und  die  Herstellung  einer  grösseren 
Anzahl  Fabrikate,  als  es  beim  Handbetriebe  der  Fall  sein  könnte.  Die 
Maschine  irrt  nie,  sie  nimmt  soviel  Rohstoff,  als  sie  braucht,  sie  spinnt  den 
Faden  nicht  dicker,  als  er  sein  soll,  imd  walzt  den  Eisenstab  genau  in  der 
Dichte,  welche  gewünscht  wird.  So  mrkt  die  strenge  Gleichmässigkeit  der 
schablonenhaften  Erzeugung  darauf  hin,  dass  zu  jedem  Stück  Fabrikat  genau 
dasselbe  Quantum  Rohmaterial  verwendet  wird  —  eine  Geichmässigkeit  in 
der  Erzeugung,  wie  sie  der  Handbetrieb  niemals  aufzuweisen  hat  noch 
haben  kann.  Dasjenige  Moment  aber,  welches  diese  schon  an  und  für  sich 
unbestreitbar  vorhandene,  materialersparende  Wirkung  der  Maschine  fast 
ins  üngemessene  steigert,  ist  der  Fortschritt  in  der  Entwicklung  dej 
chemischen  Technik. 

In  der  Fabrication  der  in  Gewerben  angewendeten  Producte,  sagt  Vfüit 
Chaptal  (de  l'industriü  fran(,'aise,  Paris  1819,  11.  p.  64)  hat  die  Chemie 
ihre  grössten  Fortschritte  gemacht,  und  die  Fabrication  chemischer  Producte 
ist  zu  einem  hohen  Grade  der  Vollkommenheit  gelangt. 

Die  Verbesserungen,  welche  in  der  Schwefelsäureerzeugung  allmählich 
eingeführt  wurden,  haben  den  Preis  dieses  Productes  derart  herabgesetzt, 
dass  man  es  in  einer  grossen  .\nzahl  von  Operationen  anwenden  konnte, 
wo  sein  Gebrauch  unbekannt  war.   Die  Verbesserungen  sind  derartige,   dass 
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man  heutzutage  durch  Verbrennung  derselben  Quantität  Schwefel  um  ein 
Drittel  mehr  Säure  gewinnt  als  früher  .... 

Die  Salzsäure  wurde  früher  nur  in  Laboratorien  gewonnen,  und  ihr 
Gebrauch  in  den  Gewerben  war  fast  gleich  Null;  seit  Entdeckung  der 
chemischen  Zerlegung  des  Meersalzes  behufs  Sodagewinnung  erzeugt  man 
sie  in  so  grosser  Menge,  dass  es  unmöglich  ist.  sie  ganz  zu  verbrauchen  .... 
(1.  c.  p.  65.) 

Seit  1813  ist  durch  das  Verfahren  Leblancs  die  Technik  der  Soda- 
gewinnung dergestalt  vervollkommnet  worden,  dass  der  Preis  des  Centners 
Soda  von  80  bis  100  Francs  auf  10  Francs  gefallen  ist.  (1.  c.  p.  70.) 

Interessante  Beispiele  davon,  dass  die  Chemie  die  nämlichen  Wirkungen 
wie  die  Maschinen  hervorbringt,  gibt  auch  Lord  Brougham  im  zwölften 
Capitel  seiner  von  uns  schon  mehrfach  citierten  Schrift  über  die  Resultate 
des  Maschinenwesens.  Die  heulige  Wohlfeilheit  des  Glases  und  der  Töpfer- 
waren (Thonware,  Steingut  und  Porzellan)  verdanken  wir  hauptsächlich 
solchen  Fortschritten  der  Ciiemie. 


Eine  andere  Art  von  Ersparungen,  welche  durch  Verwendung  der 
Maschinen  überhaupt  und  industrieller  Maschinen  insbesondere  erzielt  werden 
können,  bilden  die  Ersparungen  an  Kaum. 

Sowie  die  Zeit,  die  Kraft  und  der  Stoff,  gehört  auch  der  Raum  unter 
die  Erfordernisse  des  technischen  Actes  und  die  Beschaffung  und  Verwendung 
der  diesem  Erfordernisse  entsprechenden  Bedeckung  —  die  Beistellung  des 
Raumes  —  ist  gerade  so  gut  eines  jener  Momente,  auf  denen  das  Geheimnis 
des  technischen  Erfolges  beruht,  als  die  Vorausbestimmung  und  Begi-enzung 
des  technischen  Erfordernisses  an  Zeit.  Kraft  und  Stoff. 

Die  durch  Verwendung  von  Maschinen  ennöglichten  Raumersparungen 
betreffen  entweder  die  Quantität  oder  die  Qualität  des  technischen  Raum- 
erfordernisses oder  Quantität  und  Qualität  zugleich. 

Eine  Ersparnis  an  Raumquantität  erzielt  die  Maschine,  indem  sie 
beispielsweise  fünfzig,  hundert,  tausend  künstliche  Arme  oder  Hände  in 
einem  Räume  regt,  der  zehn-,  fünfzig-,  hundertfach  so  gross  sein  müsste, 
wenn  die  erforderliche  Arizahl  von  Menschen  mit  ihren  natürlichen  Armen 
und  Händen  die  gleiche  Arbeitsleistung  verrichten  würden  —  abgesehen 
davon,  dass  gleichzeitige  Anwesenheit  und  Arbeitsthätigkeit  einer  so  grossen 
Anzahl  von  Personen  nur  allzuleicht  auch  eine  gegenseitige  Störung  und 
Hinderung  des  einen  durch  den  anderen  Arbeiter  in  dem  Sinne  mit  sich 
bringt,  dass  die  wünschenswerte  oder  vielleicht  gar  unbedingt  erforderliche 
gleichzeitige  und  gleichmässige  Bewegung  der  arbeitenden  Glieder  nicht  erzielt 
werden  kann,  während  die  Maschine  alle  gleichartigen  Bewegungen  ihrer 
künstlichen  Arme  und  Hände  ohne  gegenseitige  Hinderung  gleiclizeitig  und 
gleichmässig  von  statten  gehen  lässt. 

Eine  Ersparung  an  Qualität  des  Arbeitsraumes  kann  durch  Verwendung 
von  Maschinen    statt   menschlicher   oder   thierischer  Arbeitskräfte  insoferne 
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■erzielt  werden,  als  die  Anforderungen  der  Mascliine  an  die  Beschaffenheit 
des  Arbeitsraumes  in  vielfacher  J$eziehung  hinter  jenen  Postulaten  zurück- 
bleiben, welche  von  der  Arbeiterhygiene  und  der  Schonung  und  Erhaltung 
des  Thiermatcrials  aufgestellt  werden  müssen.  Mensch  und  Thier  bedürfen 
z.  ]?.  einer  bestimmten  Menge  Lichtes,  Wärme  und  gesunder  sauerstoff- 
haltiger Luft;  der  eiserne  oder  hölzerne  Leib  der  Maschine  hingegen  kann 
mancher  derartigen  Qualitäten  des  Arbeitsraumes  entrathen,  mit  deren  Weg- 
fall die  Unmöglichkeit  oder  eminente  Gesundheitsschädlichkeit  meuschlicber 
oder  thierischer  Arbeit  untrennbar  verbunden  wäre. 

Die  ökonomische  Function  des  Maschinenwesens  besteht  in  der  vier- 
fachen Ersparung  von  Zeit,  Kraft,  Stoff  und  Raum.  Das  Gebiet,  auf  welchem 
die  Erzielung  derartiger  Ersparungen  den  Ausschlag  gibt,  ist  das  Anwen- 
dungsgebiet der  Maschine.  Was  ausserhalb  seiner  Grenzlinien  liegt,  ist  und 
bleibt  die  unveräusserliche  Domäne  der  individuellen  menschlichen  Arbeit 
—  gekennzeichnet  durch  das  Zurücktreten  der  möglichen  Ersparungen  an 
Kraft  und  Stoff,  Zeit  und  Raum  hinter  der  AVichtigkeit  der  Erzielung  jener 
anderen  Eigenschaften  des  Productes,  welche  nur  menschliche  Arbeit  zu 
gewähren  imstande  ist. 


Neben  den  schon  von  anderen  Forschern  erwähnten  ökonomischen 
Functionen  der  Maschine  führt  J.  B.  Say  (Traite  L  7.)  noch  eine  Function 
au,  deren  praktische  Aeusserung  wir  als  indirecte  Wirkung  der  Einführung 
des  Maschinenwesens  bezeichnen  wollen. 

Die  AVirkungen  der  Einführung  des  Maschinenwesens  sind  nach  Say 
■die  Vermehrung  der  Producte  oder  Verminderung  der  Productionskosten, 
die  Vervollkommnung  der  Producte  und  die  Vervielfältigung  selbst  jener 
Producte,  zu  deren  Herstellung  die  Maschine  nicht  dient. 

Die  Vermehrung  der  Producte  bewirkt  gewöhnlich  ein  Sinken  des 
Preises,  und  die  Wohlfeillieit  hat  zur  Folge,  dass  sich  der  Gebrauch  in 
immer  weitere  Kreise  ausdehnt.  Jede  Einführung  von  Maschinen  kommt 
schliesslich  den  Consumenten  zugute. 

Was  die  mit  Hilfe  der  Maschine  ermöglichte  Vervollkommnung  der 
Producte  anbelangt,  so  würde  eine  hierauf  bezughabende  Untersuchung,  in 
allen  Kunsthandwerken  angestellt,  als  Resultat  die  Erkenntnis  liefern,  dass 
die  Function  der  Maschine  sich  nicht  darauf  beschränkt,  Menschenarbeit  zu 
ersetzen,  sondern,  dass  sie  ein  thatsächlich  neues  Product  in  neuer  Vollendung 
liefert.  (Say  L  L  eh.  VIL  p.  87  ed.  18G1.) 

Die  Maschinen  tragen  endlich,  wie  Say  bemerkt,  auch  dazu  bei.  jene 
Producta  zu  vervielfältigen,  zu  deren  Herstellung  sie  nicht  verwendet  werden. 
Diese  Wirkung  der  f^inführung  des  Maschinenwesens  in  den  Productions- 
process.  welche  wir  am  liebsten  als  indirecte  AVirkung  bezeichnen  möchten, 
bestellt  darin,  dass  sie  Arbeitskräfte  frei  und  verfügbar  macht,  welche  sich 
sodann  auf  andere  Productionszweige  werfen  können.  So  hat  die  Erfindung 
•des  Pfluges  es  ermöglicht,  dass  eine  Anzahl  von  Personen,  welche  vordem 

Zcitsihrifl  filr  Volkanirtschaft,  Socialpolitlk  und  Ver»»lt«ii».  IV.  lUnd,  S.Heft.  27 


418  Körner. 

mittels  Spaten   und  Haue   seine  Arbeit  verrichten  mussten,   sich  den  Hand- 
werken und  nützlicher  Ausbildung  des  Geistes  zuwenden  konnte. 


Vortrefflich  sind  die  Bemerkungen,  welche  Dr.  Fnedr.  Bened.  Wilhelm 
V.  Hermann  in  seinen  staatswirtschaftlichen  Untersuchungen  (2.  Auflage, 
München  1870,  S.  322  ff.  der  Maschine  und  den  Vortheilen  der  Maschinen- 
einführung widmet.  Die  Productionselemente,  bei  welchen  eine  Kostenersparung 
durch  die  Maschine  eintreten  kann,  sind  nach  ihm  Stoff",  Arbeit,  fixes  und 
flüssiges  Capital,  endlich  Capitalnutzung  (S.  320.) 

Die  Kostenersparung  am  Stoffe  liegt  erstens  darin,  dass  bessere 
Maschinerie  uft  weniger  Stoff  bedarf  (wie  z.  B.  Beschleunigung  der  Hammer- 
schläge, Quetschen,  Walzen  weniger  Abfall  gibt),  zweitens  in  der  vollständigen 
Benützung  des  brauchbaren  Stoffes  der  in  dem  verwendeten  Materiale  ent- 
halten ist,  z.  B.  erhöhte  Ausbeute  an  Mehlen  und  Mahlproducten  durch 
Verbesserung  der  Mühlen.  Die  von  Hermann  (S.  322)  weiter  angeführten 
Beispiele,  wie  Brantweinbrennerei,  Bierbrauerei  und  Rübenzuckerfabrication 
unter  Umständen  durch  die  Art  der  Besteuerung  zur  Vervollkommnung 
ihrer  Apparate  behufs  vollständigerer  Ausnützung  des  Materials  gebracht 
wurden,  sind  besonders  instructiv,  weil  sie  zeigen,  wie  das  Bestreben  nach 
möglichst  vollständiger  Ausnutzung  des  versteuerten  Materiales  zur  Erfindung 
vervollkommneter  Verfahrensarten  und  neuer  Maschinen  Anlass  gibt. 

Die  Ersparung  an  Brennstoff  in  der  technischen  Feuerung,  welche  bei 
den  Dampfmaschinen  (Condensationsmaschine)  und  Hochöfen  (Regenerativ- 
feuerung) erzielt  wird,  bietet  ein  anderes  Beispiel  von  Ausnützung  des  ver- 
wendeten Materials  —  ein  Beispiel,  über  das,  wie  Hermann  sagt,  eine 
eigene  Geschichte  zu  schreiben  wäre.  Die  durch  Maschineneinfülirung  erzielte 
Kostenersparung  an  Stoff  geht  aber  noch  weiter.  Wie  Hermann  hervorhebt 
(a.  a.  0.  S.  325.  f.).  gestattet  die  Arbeit  der  Maschine  oft  aus  wohlfeilerem 
Material  geringerer  Qualität  gleich  gutes  Product  zu  liefern,  als  vordem  aus 
theurerem,  besserem.  Beispiele  für  derartige  Ersparnis  liefert  die  Papier- 
fabrication  aus  Holzfasern,  die  WoU-  und  Baumwollfabrication,  welclie  seit 
Einführung  des  Maschinenbetriebs  auch  die  Verwendung  minderer  Sorten 
ermöglichen,  ohne  dass  der  Qualität  des  Productes  biedurch  Abbruch  geschähe.. 


Eine  besondere  und  von  Hermann  (a.  a.  0.  S.  353)  besonders  ein- 
gehend erörterte  Art  der  Kostenersparung  ist  die  Vertauschung  der  Productions- 
mittel  gegen  andere  für  denselben  technischen  Zweck  ökonomisch  wirksamere. 
Von  dieser  Kostenersparung  bildet  die  Wirkung  der  Maschinen,  als  welche 
man  die  Verdrängung  von  Arbeitern  aus  ihrem  Lohnenverbe  hervorhebt, 
nur  eine  besondere  —  allerdings  vielleicht  die  wichtigste  —  Form. 

Mechanische  Kraft  ersetzt  die  Mensdienarbeit  mit  grosser  Ersparnis 
überall,  wo  Concentration  der  Kraft  und  Geschicklichkeit  erforderlich  war» 
aber  die  weitaus  meiste  mechanische  Kraft  ersetzt  nicht  nur  Menschenarbeit', 
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sondern  verrichtet  Dienste,  welche  vom  Menschen  gar  nicht  mehr  geleistet 
werden  könnten  (a.  a.  0.  S.  358). 

In  den  meisten  Fällen  ist  übrigens  der  Erfolg  des  Maschinenbetriebes 
statt  der  frülieren  Arbeit  mit  einfaclieren  Hilfsmitteln  keine  reine  Arbeits- 
ersparung.  sondern  theilweise  Ersatz  der  Arbeit  durch  Anwendung  grösseren 
fixen  Capitals  (a.  a.  0.  S.  361).  Anknüpfend  an  die  soeben  erwähnten 
Gedanken  Hermanns  sagt  auch  Schäffle  in  seinem  .Gesellschaftlichen 
Systeme  der  menschlichen  Wirtschaft»  (S.  199,  2.  Aufl.),  dass  die  Maschinen- 
.  einführung  nicht  Arbeit  förmlich  ersetzt,  sondern  ergänzt  und  verbessert. 
Endlich  sind  die  Maschinen  auch  Aequivalente  von  Arbeit.  Sie  enthalten 
also  ....  eine  Concurrenz  der  Arbeit  mit  der  Arbeit,  der  Arbeit  des  einen 
Productionszweiges  und  Gebietes  mit  der  Arbeit  eines  anderen  Erwerbs- 
zweiges und  Landes,  (a.  a.  0.) 

Die  Zwecke  der  Einführung  der   Maschinen. 
An  den  Hauptzweck  der  Maschineneinführung,  als  welchen  Babbage 
die  Herstellung  der  Artikel  in  möglichster  Vollkommenheit  und  Wohlfeilheit 
bezeichnet  (a.  a.  0.  eh.  XXVHl,  §  296),  schliessen  sich  andere  Zwecke  an. 
Babbage  hebt  in  letzterer  Hinsicht  insbesondere 

1.  die  strenge  Genauigkeit  des  zu  erzeugenden  Artikels  (z  B.  der  zu 
erzeugenden  Maschinenbestandtheile)  und 

2.  die  Schnelligkeit  der  Herstellung  z.  B.  bei  den  Zeitungsdruck- 
maschinen, endlich 

8.  die  Wichtigkeit  des  nur  mit  Hilfe  von  Maschinen  erreichbaren 
Zweckes  als  maassgebend  für  die  Einführung  der  Maschine  hervor. 

Was  den  ersteren  Punkt,  die  Genauigkeit  und  völlig  schablonen- 
mässige  Herstellung  von  Fabricaten,  anbelangt,  so  haben  wir  schon  oben 
S.  407  darauf  hingewiesen,  dass  diese  Genauigkeit,  dieses  Maass  von 
Genauigkeit,  wie  es  beispielsweise  bei  Herstellung  von  Maschinenbestand- 
theilen  erfordert  wird,  wo  jeder  der  tausend  und  abertausend  erzeugten  ver- 
schiedenen Bestandtheile  mit  irgend  einem  beliebigen  Exemplare  des  nach 
dem  Mechanismus  zugehörigen  Bestandtheiles  zusammengesetzt  werden  können 
muss,  nur  bei  der  Maschinenarbeit  und  niemals  bei  der  Handarbeit  erreichbar  ist. 

Die  Schnelligkeit  der  Herstellung  des  Productes  und  die  Schnelligkeit 
der  Arbeitsleistung  überhaupt  wird  beim  Maschinenwesen  insbesondere  durch 
Anwendung  der  Motoren,  Dampf  und  —  in  neuester  Zeit  —  Elektricität 
verbürgt.  Wir  kommen  im  weiteren  Verlaufe  unserer  Darstellung  auf  jene 
interessante  Parallele  zu  sprechen,  welche  ein  auch  von  Babbage  citierter 
Commissionsberieht  des  englischen  Parlamentes  anlässlich  der  Abgabe  eines 
Gutachtens  Aber  die  Zukunft  des  Dampfwagens  zwischen  Pferdearbeit  und 
Dampfarbeit  gezogen  hat. 

In  anschaulichen  Beispielen  finden  wir  die  beiden  ersten  von  uns 
behandelten  Zwecke  der  Maschineneinfflhrung  u.  a.  bei  Mac  CuUoch  dargestellt. 

Baumwolle  kann  mit  der  Hand  gesponnen  werden,  allein  die  bewundenmgs- 
wflrdige  von  Hargreaves.  Arkwright  und  anderen  erfundene  Maschinerie 
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hat  ausserdem,  dass  sie  uns  in  den  Stand  setzt,  eine  hundert-  oder  tausend- 
mal grössere  Quantität  von  Wolle  zu  spinnen,  als  mittels  gemeiner  Spindeln 
könnte  gesponnen  werden,  auch  ihre  Qualität  verhessert  und  ihren  Fäden 
einen  vorher  nie  erreichten  Grad  von  Feinheit  und  Gleichheit  gegeben. 
Man  würde  Monate  oder  vielleicht  Jahre  eines  Malers  bedürfen,  um  mit 
einem  Pinsel  die  baumwollenen  Zeuge  oder  die  gedruckte  Leinwand  zu 
malen,  deren  man  sich  bloss  bei  der  Tapete  eines  einzigen  Zimmers  bedient, 
und  es  würde  für  den  besten  Künstler  schwer,  avo  nicht  unmöglich  sein, 
seinen  Figuren  die  nämliche  vollkommene  Gleichheit  zu  geben,  die  ihnen 
durch  die  bewunderungswürdige,  gegenwärtig  dazu  gebrauchte  Maschinerie 
gegeben  wird.  (Mac  CuUoch,  Grds.  d.  pol.  Oekon.,  II.  Theil,  Absehn.  IL, 
Capitel  3.) 

Was  den  von  Babbage  an  dritter  Stelle  angeführten  Fall  anbelangt, 
dass  die  Wichtigkeit  eines  bestimmten,  nur  bei  Anwendung  von  Maschinen 
erreichbaren  Zweckes  für  die  Einführung  der  Maschine  maassgebend  wird, 
so  gibt  der  genannte  Autor  selbst  hiefür  das  Beispiel,  dass.  wenn  die  Fort- 
bewegung eines  unterseeischen  Dampfbootes  nur  mit  Hilfe  von  Maschinen 
erreicht  werden  könnte,  dieser  Umstand  einen  Grund  für  die  Einführung 
der  betreffenden  Maschinengattung  bilden  würde,  selbst  dann,  wenn  die 
Kosten  solcher  zur  Fortbewegung  des  Fahrzeuges  dienenden  Maschinen  sehr 
beträchtlich  wären. 

Marx'   Lehre  von  der  Wertabgabe  der   Maschine  an  das   Product. 

Unter  der  Ueberschrift :  „Wertabgabe  der  Maschine  an  das  Product' 
hat  Karl  Marx  („Das  CapitaL"  1872,  I.  Bd.,  S.  402)  die  Frage,  wie  im 
Processe  der  mittelst  Maschinen  bewerkstelligten  Production  der  Wert  des 
Productes  entstehe,  in  längerer  Auseinandersetzung  erörtert.  Bei  dem  engen 
Zusammenhange,  in  welchem  das  von  ihm  behandelte  Thema  mit  dem 
Gegenstande  unserer  Schrift  steht,  ist  es  unsere  Pflicht,  zu  den  diesbezüg- 
lichen Ausführungen  Marx'  Stellung  zu  nehmen. 

„Gleich  jedem  anderen  Bestandtheil  des  constanten  Capitals  schafft 
die  Maschine",  sagt  Marx  (a.  a.  0.  S.  403),  keinen  Wert,  gibt  aber  ihren 
eigenen  Wert  an  das  Product  ab,  zu  dessen  Erzeugung  sie  dient.'-') 

Die  Auffassung,  dass  die  Maschine  ihren  eigenen  Wert  an  das  Product 
abgebe,  zu  dessen  Erzeugung  sie  dient,  ist  zum  mindesten  gekünstelt.  Von 
einer  W^ertabgabe  könnte  nur  dann  mit  Recht  gesprochen  werden,  wenn  um 
genau  so  viel,  als  die  Maschine  durch  ihre  Benützung  im  Productions- 
processe  entwertet,  der  Wert  des  Products  gegenüber  dem  des  Eohmaterials 


'j  Wie  Marx  die  Wertübertragung  verstellt,  geht  u.  a.  aus  dem  Beispiele  hervor, 
welches  er  (a.  a.  0.  Cap.  VII.  [Die  Rate  des  Mehrwerts],  S.  202)  gibt:  „Nimm  an, 
c  (der  in  constantes  Capital  verwandelte  Werttheil)  =  410  1.  bestehe  aus  Eohmaterial 
EU  312  1.,  HilfsstoiTen  zu  44  1.  und  im  Process  verschleissenier  Maschinerie  von  Ö4  1., 
der  Wert  der  wirklich  angewandten  Maschinerie  betrage  ab«r  1054  1.  Als  vorgeschossen 
zur  Erzeugung  des  Productenwertes  berechnen  wir  nur  den  Wert  von  ö4  1..  den  die 
Machinerie  durch  ihre  Function  verliert  und  daher  dem  Product  abgibt." 
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erhöht  wird.  Dass  dem  aber  iu  den  meisten  Fällen  niclit  so  ist,  zeigen  uns 
Beispiele  aus  der  Proiliiction  in  beliebiger  Anzahl.  Der  Wert,  den  das 
Frodiu't  nach  Diuchinacliiiiig  des  Productionsprocesses  über  seinen  Wert 
vor  Eintritt  in  diesen  Process  hinaus  aufweist,  mit  anderen  Worten  die 
Wertdiflerenz  des  Productes  und  des  Rohmaterials  ist  oft  viel  grösser  als 
die  Abnutzung  der  Maschine  durch  jenen  Gebrauch,  der  zur  Herstellung 
des  betreffenden  Productes  erforderiich  war.  Nur  eine  einzige  Bedeutung 
steht  dieser  durch  obige  Differenz  ausgedrQckten  Werterhöhung  —  wir 
vermeiden  das  Wort  Wertzusatz  —  zu:  Wäre  diese  Werterhöhung,  welche 
das  Product  nacli  Durchmaciiuiig  des  Productionsprocesses  aufweist,  kleiner 
als  die  Abnützung  der  Maschine  in  eben  dem  entsprechenden  Productions- 
processe,  so  würde,  wenigstens  bei  der  capitalistischen  Productionsweise, 
welche  aus  Geld  mehr  Geld,  aus  Wert  mehr  Wert  zu  erzeugen  strebt,  die 
Production  aufliören,  der  Betrieb  eingestellt  werden.  Als  üntergrenze  also 
hat  die  Abnützungsquote,  die  Werteinbusse  der  Maschine  allerdings  Sinn 
und  Bedeutung,  aber  auch  nicht  luehr.  Schliesslich  sei  hier  noch  kurz 
bemerkt,  dass  der  Marxischen  und  der  socialistisclien  Wertlehre  überhaupt 
die  Auffassung  zugrunde  liegt,  der  Wert  sei  etwas  Objectives,  den  Gütern 
Anhaftendes,  eine  Eigenschaft  der  Güter,  ein  Etwas,  das  beispielsweise  die 
Maschine  stückweise  von  sich  selbst  ablöse,  lostrenne  und  auf  das  Pro- 
duct übertrage,  ungefähr  so  wie  einst  Sanct  Martin,  der  paunonische 
Reitersmann  seinen  Mantel  stückweise  dahin  gab,  um  die  frierenden  Armen 
zu  bekleiden.  Diese  Auffassung  ist,  wie  Julius  Fröbel  („Die  IiTthümer  des 
Socialismus,"  Leipzig  1871)  richtig  bemerkt,  ein  zum  Theil  die  ganze 
Theorie  der  Wirtschaft  beherrschender  Irrthum.  „Alle  Wertschätzung  ist 
individuell  und  subjectiv."  Der  Güterwert  ist  vielmehr,  um  mit  Karl 
Menger  („Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre',  Wien  1871)  zu  reden,  in 
der  Beziehung  der  Güter  zu  unsern  Bedürfnissen  begründet,  nicht  in  den 
Gütern  selbst,  er  ist  nichts  den  Gütern  Anhaftendes,  keine  Eigenschaft  der- 
selben, ebensowenig  aber  auch  ein  selbständig  für  sich  bestehendes  Ding.') 
Hören  wir  Karl  Marx  weiter.  „Soweit  die  Maschine  Wert  hat  und 
daher  Wert  auf  das  Product  überträgt,  bildet  sie  einen  Wertbestandtheil 
desselben." 

Wie  die  Worte  „und  daher"  sattsam  bekunden,  ist  Marx  der  .\nsichf, 
dass  die  Maschine  Wert  auf  das  Product  deswegen  übertrage,  weil  sie 
selbst  Wert  habe.  Die  Auffassung  dünkt  uns  buchstäblich  verkehrt.  Nicht 
der  Wert  der  Maschine  ist  der  Grund  und  der  Wert  des  Productes  die 
Folge,  sondern  umgekehrt;  der  Wert  des  Productes,  welches  den  Erzeugungs- 
process  durchlaufen  hat,  bildet  den  Grund  dafür,  dass  die  Maschine,  das 
Productionsmittel  für  mich  von  Wert,  das  heisst  von  Bedeutung  für  meine 
Bedürfnisbefriedigung  wird.  Die  Maschine  hat  Wert,  weil  die  mit  ihr 
erzeugten  Producte  Wert  besitzen.  Der  Wert  der  Maschine  ist  die  Folge: 
des  Grundes  Productswert. 


')  Vrgl.  Unternehmen  und  Unternehmergewinn  von  Dr.  Körner,  p.  9  u.  10. 
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Im  Sinne  unserer  bis  jetzt  gemachten  Ausführungen  müssen  wir  auch 
den  Marxischen  Satz,  dass  die  Maschine  einen  Wertbestandtheil  des  Productes 
bildet,  unbedingt  zurückweisen. 

„Statt  es  zu  verwohlfeilern,  vertheuert  die  Maschine  das  Product  im 
Verhältnisse  zu  ihrem  eigenen  Wert.  Und  es  ist  handgreiflich,  dass  Maschine 
und  systematisch  entwickelte  Maschinerie,  das  charakteristische  Arbeits- 
mittel der  grossen  Industrie,  unverhältnismässig  an  Wert  anschwillt,  ver- 
glichen mit  den  Arbeitsmitteln  des  Handwerks  und  Manufacturbetriebes.' 
So  lesen  wir  bei  Marx  weiter. 

Die  Maschine  vertheuert  das  Product  im  Verhältnis  zu  ihrem  eigenen 
Wert,  dieser  eigene  Wert  schwillt  fortwährend  an,  —  daher  schwellen  auch 
die  mit  der  Maschine  erzeugten  Producte  unverhältnismässig  an  Wert  an. 
Dieser  Schluss  lässt  sich  aus  den  von  Marx  aufgestellten  Prämissen  ziehen. 
Dass  er  der  Wirklichkeit  widerstreitet,  ist  gewis?. 

„Statt  das  Product  zu  verwohlfeilern,  vertheuert  es  die  Maschine  im 
Verhältnisse  zu  ihrem  eigenen  AVerte,'  haben  wir  von  Marx  gehört.  Da 
■wollen  wir  denn  nun  zunächst  Eines  fragen:  Was  nimmt  Marx  als  Normale, 
als  Basis  an,  nach  welcher  er  die  Vertheuerung  und  Verwohlfeilung  bemessen 
will?  Er  äussert  sich  hierüber  nicht.  A¥ir  bedauern  das.  Vor  Marx  glaubte 
jeder  Fachmann  und  Laie,  die  Maschine  verwohlfeile  das  Product.  Marx 
war  der  Erste,  der  herausfand,  sie  vertheure  es.  Wir  wollen  ihm  und 
seinen  Schülern  den  Glauben  lassen,  aber  warum  sagt  derselbe  Autor  einige 
Seiten  später  (S.  409  a.  a.  0.)  „Ausschliesslich  als  Mittel  zur  Verwohl- 
feilung  des  Products   betrachtet,    ist    die   Grenze    für    den    Gebrauch    der 

Maschinerie  darin  gegeben,  dass u.  s.  w.?    Er  gibt  hiemit  also  doch 

■die  Verwohlfeilung  des  Products  durch  die  Maschine  zu,  die  er  auf  Seite  403 
rundweg  geleugnet  hat. 

Die  Marxische  Lehre  von  der  Vertheuerung  des  Productes  durch  die 
Maschine  steht  und  fällt  mit  seiner  Lehre  von  der  Wertabgabe  der  Maschine 
au  das  Product.  Wir  haben  die  letztere  bereits  oben  zum  Gegenstand  der 
Erörterung  genommen. 

Vortheile  und   Schattenseiten   des   Maschinenwesens. 

Proudhon,  der  geistvolle  Verfasser  des  »Systeme  des  contradictions 
■economiques",  stellt  bei  Besprechung  des  Maschinenwesens,  das  er  als  die 
zweite  seiner  zehn  ökonomischen  P]ntwicklungsepochen  anführt,  den  Vor- 
Iheilen  der  Maschine  alsbald  die  Widersprüche  gegenüber,  die  sie  enthält. 

Eingeführt  in  die  Industrie  zur  Aufhebung  des  in  der  Arbeitstheilung 
(Epoche  1)  liegenden  Gegensatzes  als  „Protest  des  industriellen  Genies  gegen 
die  menschenmörderische  Arbeitstheilung'  hat  die  Maschine  den  Arbeiter 
-entlastet,  befreit.  Sie  wird  zum  Symbol  menschlicher  Freiheit,  das  Emblem 
der  Persönlichkeit.  —  Sie  vermindert  die  Arbeitsmühe,  verringert  den 
Productspreis,  gewährleistet  den  Fortschritt  zu  neuen  Entdeckungen  und 
«rhöht  den  allgemeinen  AVohlstand  (p.  135,  T.  1  ed.  1846). 
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Aber  wo  Licht,  da  ist  auch  Schatten,  und  der  Autor  der  »Contra- 
dictions"  lässt  es  sich  angelegen  sein,  denselben  in  seinem  Gemälde 
gebürend  düster  wiederzugeben.  „Dies  alles  bild'  ich  nach  genau  und 
ileid'  es  in  ein  scheusslich  Grau." 

Eben  dadurcli,  dass  die  Maschinen  die  Mühe  des  Arbeiters  verringern, 
kürzen  und  vermindern  sie  die  Arbeit  selbst,  welche  auf  diese  Weise  von 
1'ag  zu  Tag  Gegenstand  grösseren  Angebotes  und  geringerer  Nacbfrag« 
v/ird  (p.  146). 

Daraus,  dass  die  industriellen  Vervollkommnungen  unaufhörlich  auf 
einander  folgen  und  fortwährend  die  mechanische  Operation  an  Stelle  der 
menschlichen  Arbeit  zu  setzen  bestrebt  sind,  folgert  Proudhon  den  Bestand 
einer  Tendenz,  durch  Verminderung  eines  Theiles  der  Arbeitsleistung  die 
Arbeiter  aus  der  Production  hinauszudrängen  (ibid.). 

Die  Mechanik  hat  das  Capital  von  seiner  Abhängigkeit  befreit,  in  der 
es  gegenüber  den  Arbeitern  dadurch  stand,  dass  es  nur  mit  ihrer  Hilfe 
producieren  konnte  (p.  151)  —  dafür  macht  sie  den  Arbeiter  zum  Sclaven 
der  Maschine. 

Die  zerstörende  Wirkung  der  Maschine  auf  die  Socialökonomie  und 
auf  die  Stellung  der  Arbeiter  tritt  in  tausend  Formen  zutage,  welche 
zusammenhängend  wie  die  Glieder  einer  Kette,  sich  wechselweise  bedingen; 

Arbeitsstillstand,  Lohnminderung,  Ueberproduction Fallimente, 

Declassierung  der  Arbeiter,  Degeneration  der  Gattung,   schliesslich  Krank- 
heiten und  Tod  (a.  a.  0.  p.  158). 

Proudhon  hat,  wie  man  sieht,  in  seinen  «Contraiictions*  Vorzüge 
und  Schattenseiten  des  Maschinenwesens  gegenüber  gestellt  und  ttberlässt 
es  dem  Leser,  sie  gegeneinander  abzuwägen,  das  Gute  auf  der  einen,  das 
Böse  auf  der  anderen  Seite. 

Wir  wollen  nun  genauer  untersuchen,  was  und  wie  viel  sich  überhaupt 
an  triftigen  Argumenten  für  und  wider  die  Maschine  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte  geltend  machen  lässt,  und  wollen  uns  deshalb  mit  den 
hervorragendsten  Schriftstellern  näher  befiissei^,  welche  das  Gewicht  ihrer 
Meinung  in  die  eine  oder  andere  der  beiden  Wagschalen  gelegt  haben. 


Viel  Feind',  viel  Ehr',  lautet  ein  alter  Spruch,  und  wenn  wir  die 
Keihen  der  Feinde  und  Widersacher  des  Maschinenwesens  überblicken,  so 
muss  uns,  seine  unparteiischen  Bewunderer,  ein  stolzes  Gefühl  überkommen. 
Namen  von  gutem  Klang  sind  es,  deren  Träger  gegen  das  verhasste 
UngethOm  »Mascliine"  zu  Felde  zogen. 

Schon  der  elirwürdige  Mo  n  t  esqu  ieu  verargt  es  den  Wassermühlen, 
dass  sie  viele  Hände  ruhen  lassen,  das  Wasser  anderen  Zwecken  entziehen, 
der  Erde  Fruchtbarkeit  nehmen,  und  ist  der  Ansicht,  dass  (massige  Products- 
preise,  bei  denen  Producent  und  Consument  gleichmässig  ihre  Rechnung 
finden,  vorausgesetzt)  die  Maschine,  welche  die  Manufactur  vereinfacht,  das 
heisst  die  Zahl   der  Arbeiter  vermindert,  verderblich  sei.    Bekannt  ist  die 
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Anekdote,  welche  auch  Chevalier  vom  grossen  Colbert  erziihlt.  Der 
geniale  Minister  habe  dem  Erfinder  einer  Maschine,  welche  mit  einem 
einzigen  Arbeiter  die  Dienste  von  zehn  Arbeitern  verriclitete,  ungnädig 
befohlen,  sich  mit  seiner  Maschine  zu  entfernen,  denn  man  solle  Mittel 
suchen,  das  Volk  zu  beschäftigen,  um  es  von  seiner  Arbeit  leben  zu  lassen, 
nicht  aber  ihm  die  wenige  Beschäftigung  zu  rauben,  die  es  noch  besitze. 
Anknüpfend  hieran  erzählt  Chevalier  ein  ganz  ähnliches  Histörchen  vom 
Präsidenten  Santa  Anna,  der  aus  Rücksicht  für  die  Maulthiertreiber  das 
Project  eines  Eisenbahnbaues  abwies. 

Wissenschaftlicher  gefasst  und  begründet  tritt  uns  die  Abneigung 
gegen  die  Maschine  in  den  Schriften  S  i  s  m  o  n  d  i  s  entgegen. 

Dasjenige  Werk,  in  welchem  sich  der  soeben  genannte  Autor  haupt- 
sächlich mit  der  Frage  nach  den  nachtheiligen  Folgen  der  Maschinen- 
einführung befasst  hat,  sind  seine  Studien  über  politische  Oekonomie. 
(Etudes  sur  l'economie  politique  par  J.  C.  L.  S  i  m  o  n  d  e  de  S i  s m o  n  d  i, 
Paris  1838.) 

„Wächst,"  fragt  Sismondi'),  ,der  Wohlstand  eines  Landes  mit 
seiner  Industrie?  Sieht  man  das  Haus  des  Armen  besser  eingerichtet,  seine 
Kleidung  aus  besseren  Stoffen  verfertigt,  die  Lebensmittel  aller  Art  reich- 
licher in  seinem  Hause  vorhanden  in  eben  dem  Verhältnisse  als  die  Nation, 
der  er  angehört,  mehr  produciert?  Sieht  man  die  Arbeitsstunden  des  Arbeiters 
kürzer  werden,  seine  Muskelanstrengungen  weniger  ermüdend,  seine  Arbeit 
weniger  eintönig  und  langweilig,  seine  Ruhe  sanfter  in  dem  Verhältnisse, 
als  der  Wind,  das  Wassergefälle  und  der  Dampf  einen  grösseren  Theil 
seiner  Arbeit  thun?  Die  Vergangenheit  ist  unserer  Betrachtung  entrückt, 
aber  wir  können  zu  unseren  weniger  gewerbfleissigen  oder  —  wie  man 
sagt  —  weniger  weit  vorgeschrittenen  Nachbarn  reisen  und  wenn  wir  irgend- 
wo diesen  üeberfluss,  diese  Ruhe  und  Zufriedenheit  finden,  ist  es  gewiss 
nicht  in  jenen  Ländern,  die  als  die  gewerbfleissigsten  gelten." 

Der  hauptsächliche  Vorwurf,  den  Sismondi  gegen  die  Maschine 
erhebt,  besteht  darin,  dass  sie  Menschenarbeit  verdränge.  Im  vierzehnten 
Essay  seiner  oben  citierten  Studien  über  politische  Oekonomie,  dessen 
Ueberschrift  lautet:  Wie  tragen  die  Manufacturen  zum  Glücke  der  Nation 
bei?  gibt  der  Autor  als  specielles  Beispiel  eine  kurze  Darstellung  des 
Einflusses,  den  die  Vervollkommnung  der  Spinnmaschine  (spinnig  frame) 
durch  Arkwright  (1769)  auf  die  bis  dahin  bestehende  Handarbeit  in 
in  diesem  Zweige  genommen  hat. 

Vor  der  Errichtung  der  BaumwoUspinnfabriken  existierte  schon  die 
Baumwollmanufactur  in  England.  Die  Erfindungen  von  Arkwright,  von 
Lewis  Paul  und  all'  diesen  mit  seltenen  Talenten  begabten  Menschen, 
welche  den  Mechanismus  der  Spinnerei  und  Weberei  alltäglich  verbesserten 
brachten  ihre  Rivalen  an  den  Bettelstab,  denn  sie  setzten  die  Erfinder  in 
den  Stand,   ihre  Producte   zu   einem   viel   niedrigeren  Preise   zu  verkaufen, 


')  A.  a.  0.  pp.  284,  297,  298,  299,  306,  307. 
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als  die  frülieren  Etablissements  es  thaten.  Der  Historiker  der  Baumwoll- 
manufactur  (Eüw.  Baines)  erwähnt  die  Anstrengungen,  die  diese  Rivalen 
machten,  um  dem  sie  treffenden  Unglück  zu  widerstehen,  und  die  Processe, 
in  welche  die  Erfinder  verwickelt  wurden,  aber  er  stigmatisiert  sie  als  Aus- 
flüsse niederer  Leidenschaft  und  Eifersucht  dieser  früheren  Fabrikanten. 
Trotzdem  war  es  ihre  Existenz,  um  die  sie  kämpften.  Ausserdem  stellten 
diese  Kiiumwolltabrikanten  nur  eine  sehr  kleine  Zahl  derjenigen  dar,  deren 
Ind\i8trie  geopfert  war.  die  anderen  bildeten  keine  Körperschaft  zusammen; 
zerstreut  in  allen  Wirtschaften,  wurden  sie  ihres  gemeinsamen  Interesses 
nicht  gewahr.  Vor  den  ungeheuren  Fortschritten  der  Baumwollmanufactur 
spann   und  strickte  in  England,  wie  noch  heute  auf  dem  ganzen  Continent 

eine  jede  Frau  in  ihren  Mussestunden Diese  Industrie  leistete  ohne 

Zweifel  viel  langsamer  die  Arbeit,  welche  heutzutage  durch  die  Maschine 
verrichtet  wird;  auch  sie  ist  vernichtet  worden,  weil  keine  Spinnerin,  keine 
Strickerin  die  Concurrenz  des  vervollkommneten  Mechanismus  aushalten 
kann.  Man  kann  trotzdem  nicht  sagen,  dass  die  Nation  dabei  gewonnen 
habe;  es  ist  so  gut  wie  unmöglich,  eine  nützliche  Arbeit  zu  finden,  welche 
jede  Frau  in  ihrer  Wohnung  verrichten  kann.  Damals  gab  es  mehr  als 
eine  Million  Menschen,  welche  in  ihrer  verlornen  Zeit  spannen  und 
strickten  —  heute  ist  iJne  Zeit  thatsächlich  verloren. 

,Die  durch  Einfülirung  der  Spinnmaschine  erzielte  Ersparung  an  Hand- 
arbeit," schliesst  Sismondi,  , hatte  ihre  natürliche  und  nothwendige 
Wirkung  geäussert:  Die  Handarbeit  unbeschäftigt,  un verwendet  zu  lassen. 
Die  Wasserläufe  von  Lancashire  machten  eine  Arbeit,  die  sie  allen  armen 
Frauen  Englands  weggenommen  hatten.  Sie  machten  die  Arbeit  gut  und 
mit  Ersparung;  aber  alle  diese  armen  Frauen  hatten  eine  Beschäftigung 
verloren,  die  sie  nie  wieder  haben  ersetzen  können." 

Anknüpfend  hieran  schildert  Sismondi  die  Folgen  der  Einführung 
des  Dampfbetriebes  in  die  Baumwollmanufactur.  Neue  Fabriken  wurden 
errichtet,  immer  neue,  immer  bewundernswürdigere  f]rfindungen  ersparten  die 
menschliche  Arbeit  mehr  und  mehr,  aber  alsbald  zeigte  sich  die  üble  Wirkung 
auf  die  Produeenten. 

Die  neue  Industrie  unterbot  beim  Verkauf  ihrer  Producta  die  alten 
Fabrikanten;  die  Consumbedürfnisse  waren  nicht  grösser  geworden,  die  Zahl 
der  Käufer  nicht  gewachsen,  aber  dank  der  neuen  Erfindung  können  die 
Inhaber  des  Patents,  des  Monopols  billiger  als  alle  andern  verkaufen  und 
daher  alle  Kunden  an  sich  ziehen. 

Schliesslich  verallgemeinert  Sismondi  die  Ergebnisse  seiner  speciell 
auf  die  Baumwollindustrie  Bezug  habenden  Untersuchungen.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Gewerbe  und  der  Wissenschaft,  dass  eine  Erfindung  der  andern 
folgt,  dass  eine  neue  Entdeckung  die  Früchte  der  früheren  raubt  und  dass 
die  Periode  des  Gedeihens  jeder  Industrie  alsbald  eine  Periode  des  Unglücks 
im  Gefolge  hat.  Es  genügt  uns,  zu  wissen,  dass  eine  Manufactur  heute 
blüht,  um  fast  mit  Sicherheit  voraussehen  zu  können,  dass  sie  in  zehn  Jahren, 
in    noch    viel   kürzerer  Zeit,    aller  Wahrscheinlichkeit   nach    wird   der  Con- 
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currenz  unterlegen  sein  müssen;  denn  je  mehr  wir  in  der  Wissenschaft 
fortschreiten,  und  je  riesenhafter  unsere  Schritte  sind,  umso  rascher  folgen 
die  Entdeckungen  auf  einander. 

Durch  Annendung  irgend  einer  Entdeckung  in  Gewerbe  und  Wissen- 
schaft, durch  die  Erfindung  einer  neuen  Verfahrensart  wird  man  die  Pro- 
ducte  jeder  Mauufactur,  die  heute  blüht,  durch  andere  ersetzen,  welche 
wenisrer  kosten,  aber  neue  Maschinen  und  neue  Menschen  erheisclien,  oder 
doch  wenigstens  Menschen,  die  eine  neue  Lehrzeit  durchgemacht  haben. 
Die  Menschen  vom  alten  Schlag  werden  sich  nicht  entschliessen  können, 
den  ganzen  Wert  ihrer  alten  Maschinen,  ihrer  erworbenen  Geschicklichkeit 
zu  opfern.  Sie  werden  ihren  Profit  und  ihre  Löhne  mindern,  ihre  Preise 
herabsetzen,  für  ihr  Leben  kämpfen  —  aber  sie  werden  es  nicht  retten 
können.  Dieses  Los  steht  nach  und  nach  jeder  Manufactur  bevor,  der,  welche 
man  heute  errichtet,  so  gut  wie  der,  welche  schon  durch  mehrere  Jahre 
besteht.  Dieses  Los  ist  die  unvermeidliche  Zukunft  jedes  Fabrikanten  unter 
der  Herrschaft  der  allgemeinen  Concui'renz. 

Wäre  es  nicht  besser  gewesen  für  England,  wäre  es  nicht  besser 
gewesen  für  alle  Baumwollfabrikanten,  sie  wären  nie  geboren  worden?  Wäre 
es  nicht  besser  für  die  Länder,  wo  man  sich  heute  bemüht,  eine  rivalisierende 
Manufactur  entstehen  zu  lassen,  man  hätte  nicht  eine  Bevölkerung  geschaffen, 
unaufliörlich  ausgesetzt  den  Entbehrungen,  den  Krankheiten,  der  Sitten- 
losigkeit  und  Hungersnoth,  müssten  selbst  alle  jene,  welche  Baumwollkleider 
tragen,  ihrer  eutrathen  fürs  ganze  Leben,  müssten  sie  sie  selbst  von  Aus- 
ländern kaufen  und  um  zwei  Pfennig  die  Eile  theurer  bezahlen.^) 

')  Eine  gewiss  gut  gemeinte,  aber  mit  nicht  eben  treifenden  Argumenten  operierende 
Vertheidigung  der  Maschine  ist  es,  wenn  Mac  Culloch  im  IV.  Abschnitte  des  II.  Tbeiles 
seiner  „Grundsätze  der  politischen  Oekonomie"  den  Satz  aufstellt,  dass  Verbesserungen 
des  Maschinenwesens,  welche  Sisniondi  in  seinen  Grundsätzen  geradezu  als  grosses 
Tebcl  bezeichnet,  genau  die  nämliche  Folge  haben,  die  sich  aus  der  fortgesetzten  Ver- 
besserung der  Geschicklichkeit  und  Fertigkeit  des  Arbeiters  ergeben  würde.  Wenn  die 
Errichtung  einer  Maschine,  welche  zwei  Paar  Strümpfe  um  den  nämlichen  Preis,  den 
vorhin  ein  Paar  kostete,  fertigen  würde,  unter  jeden  Umständen  für  den  Arbeiter  nach- 
theilig wäre:  so  würde  gleicher  Nachtheil  eintreten,  wenn  eben  dasselbe  durch  die  v«r- 
grösserte  Geschicklichkeit  und  Fertigkeit  der  Stricker  geleistet  würde;  —  wenn  zum 
Beispiel  die  Weibspersonen,  welche  gewöhnlich  zwei  oder  drei  Paar  Strümpfe  in  der 
Woche  stricken,  künftig  vier  oder  sechs  Paar  zu  stricken  imstande  wären.  Es  ist  offenbar 

kein  Unterschied  bei  diesen  zwei  Fällen Die  Frage  in  Betreff  der  Verbesserung 

des  Maschinenwesens  ist  daher  im  Grunde  die  nämliche  mit  der  Frage  in  Betreff  der  Ver- 
besserung der  Einsicht,  Geschicklichkeit  und  Fertigkeit  des  Arbeiters.  Die  Grundsätze,  welche 
unser  Urtheil  in  dem  einen  Falle  bestimmen,  müssen  es  auch  in  dem  anderen  bestimmen. 
Wenn  es  vortheilhaft  ist,  dass  die  Geschicklichkeit  des  Arbeiters  ohne  Beschränkung 
zunehme,  dass  er  in  den  Stand  gesetzt  werde,  eine  weit  grössere  Quantität  von  Waren 
mit  d^r  nämlichen  oder  mit  geringerer  Quantität  von  Arbeit  zu  fertigen,  so  muss  es 
ebenfalls  vorheilhaft  sein,  wenn  er  sich  der  Hilfe  solcher  Maschinen  bedient,  die  ihm 
am  wirksamsten  zu  dem  nämlichen  Resultate  verhelfen.  Mac  Culloch  hat  bei 
seinen  vorstehend  citierten  Ausführungen  den  wesentlichen  Unterschied  vergessen,  der 
zwischen  Verbesserungen  im  Maschinenwesen  und  Verbesserungen  der  Fertigkeit  und 
Geschicklichkeit  des  Arbeiters  besteht  und  darin  liegt, -dass  erstere  Verbesserungen 
unbegrenit,  die  letzteren  aber  nur  in  begrenztem  Umfange  möglich  sind. 
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Aehnlicli  bemerkt  derselbe  Autor  in  einem  anderen  Werice'):  Die 
Verwendung  von  Mascliinen  zum  Krsatz  der  Menschenarbeit  ist  eine  der 
Herbeizieiinng  und  Bildung  neuer  Arbeiter  analoge  Operation  .... 

Während  bei  der  PJrneuerung  der  Gewerbe  und  der  Civilisation  so  viel 
zu  tliun  und  so  wenige  Hände  vorhanden  waren,  dass  es  schien,  als  könne 
man  nie  genug  mit  der  Handarbeit  sparen,  reicht  heutzutage  die  Arl)eit 
für  die  Arbeiter  nicht  mehr  aus. 

Wenn  ein  Fabrikant  ohne  Vermehrung  der  Nachfrage  und  ohne  Ver- 
uiolirung  der  C'apitalien  nur  einen  Theil  seines  circulierenden  Capitals  in 
Maschinen  umwandelt,  eine  zu  der  Arbeit,  die  er  mit  der  Maschine  ver- 
richtet, im  Verhältnis  stehende  Anzahl  seiner  Arbeiter  abdankt  und,  ohne 
seinen  Absatz  auszudehnen,  nur  seinen  Profit  vermehrt,  weil  er  sich  das, 
was  er  verkauft,  billiger  verschafft,  so  ist  der  sociale  Verlust  sicher. 

Zum  Schlüsse  kommt  S  i  s  m  o  n  d  i  dazu,  praktische  Rathschläge  für 
die  Wahl  des  Ortes  bei  Einführung  von  Industrien  zu  ertheilen. 

In  den  wohlhabenden  Städten,  wo  die  Capitalien  reichlich  vorhanden 
siud,  ist  das  Leben  selbst  dann,  wenn  die  Lebensmittel  wohlfeil  im  Preise 
stehen,  theuer,  weil  die  Mietzinse  hoch  sind.  Wenn  man  dort  irgendeine 
Manufactur  errichtet,  rauss  es  eine  von  jenen  sein,  welche  viel  Capitalien, 
viel  AVissenschaft  und  wenig  Mensclienarbeit  verwenden. 

Dafür  muss  wieder  in  armen  Ländern,  wo  der  Trausport  schwierig  ist, 

die  Lebensmittel  nicht  verkauft  werden,  der  Landbau  aus  Mangel  an  Con- 

sumenteii   lahmliegt.    die    einzuführende   Manufactur   eine   von    jenen   sein. 

welche  viel  Menschenhände  und  wenig  Capitalien,   wenig  wissenschaftliche 

Kraft  verwenden. 

•  * 

* 

Nach  Darstellung  der  —  gelinde  gesagt:  pessimistischen  —  Ansichten 
S  i  s  m  0  n  d  i  s  über  den  Einfluss  des  Maschinenwesens  und  speciell  der 
Mascliineneinführung  auf  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  sei  nunmehr 
einem  Freunde,  Vorkämpfer  und  begeisterten  Lobredner  des  Maschinenwesens 
und  seiner  Verbreitung  das  Wort  gegönnt.  Es  ist  dies  kein  geringerer  als 
Michel  Chevalier,  dessen  auf  unser  Thema  bezughabende  Ausführungen 
wir  nachstehend  in  jenem  Umfange  wiedergeben,  der  uns  angemessen 
erscheint,  um  dem  Spruche  Geltung  zu  lassen,  dass  auch  der  andere  Theil 
gehört  werden  möge  und  um  —  wie  einst  vor  Athens  Gerichtshöfen  — 
dem  Ankläger  und  Vertheidiger  die  gleiche  Frist  zur  Kede  zu  gönnen. 

IMichael  Chevalier,  welcher  der  Maschine  und  ihrer  Vertheidigung 
drei  hochinteressante  Capitel  (IV,  V  und  VI)  seines  cours  de  l'economie 
politique  widmet,  ist  im  Anfange  seiner  Darstellung  zunächst  bestrebt,  die 
verschiedenen  Functionen  der  Maschiene  —  zu  welcher  er.  wie  wir  oben, 
S.  405  bemerkten,  auch  das  Werkzeug  rechnet  —  klarzulegen.  Die  Maschine 
dient   zur  Vermehrung   der   industriellen   Macht    auf   zweierlei   Art,    durch 


')  Nouvoaux   prineipes    d'tSoonomie   politique  ou  de  la  richesse  dans  «es  rapporta 
avec  la  population,  Paris  1819.  1.  IV.,  rh.  7.  p.  368,  369.  371. 
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Erhöhung  der  Wirkung  menschlicher  Kraft  und  durch  Nutzbarmachung  der 
blinden  Naturkräfte. 

Als  Beispiel  der  ersteren  Function  führt  der  Autor  sodann  den  Hammer, 
der  die  Muskelkraft  des  Arms  mit  einer  Wirkung  auf  den  Nagel  übertrügt,  die 
die  unbewaffnete  Faust  nicht  en-eicht  hätte,  und  das  Wellrad  an,  welches 
die  menschliche  Kraft  zwar  nicht  vergrössert,  aber  befähigt,  eine  kreisende 
Bewegung  mit  geringem  Kraftaufwande  herzustellen. 

Aber  die  bei  weitem  wichtigere  Function  der  Maschine,  in  deren 
Ausübung  ihr  wesentlicher  Nutzen  für  die  moderne  Industrie  liegt,  besteht 
darin,  dass  sie  eine  in  der  Natur  liegende  Kraft  unserem  Zwecke  und 
Nutzen  dienstbar  macht,  so  z.  B.  das  hydraulische  Rad  die  Wasserkraft, 
die  Windmühle  den  Luftstrom,  die  Dampfmaschine  den  Dampf,  oder  wie 
Chevalier  besser  sagen  will,  das  Feuer  (!). 

Die  ökonomische  Wirkung  dieser  Thätigkeit  der  Maschine  ist  reich- 
lichere und  minder  kostspielige  Production  (1.  e.  p.  92). 

Den  Kern  der  Ausführungen  Chevaliers  bildet  die  Darlegung  und 
Bekämpfung  der  verschiedenen  Vorwürfe,  welche  gegen  die  Maschine  und 
den  Einfluss  der  Maschinenarbeit  erhoben  wurden. 

Die  erste  und  stärkste  von  allen  gegen  die  Maschine  erhobenen 
Anklagen  ist  die,  dass  sie  menschliche  Arbeitskraft  entbehrlich  mache, 
die  arbeitenden  Classen  ihrer  Arbeit  und  dadurch  ihrer  Subsistenz  beraube. 
Wir  haben  diese  Gedanken  schon  bei  Sismondi  gefunden.  Chevalier 
findet  sie  insbesondere  darum  nicht  zutreffend,  weil  die  Einführung  von 
Maschinen  nicht  plötzlich  und  nicht  überall  zur  selben  Zeit,  sondern 
allmählich  erfolgt  und  ein  längeres  üebergangsstadium  voraussetzt.  Aber 
auch  abgesehen  davon  verneint  Chevalier  überhaupt  die  Richtigkeit  der 
Behauptung,  dass  die  Maschine  dem  Arbeiter  seine  Arbeit  und  dadurch  seinen 
Lebensunterhalt  raube.  An  der  Hand  statistischer,  grossentheils  dem  Werke 
Baines  „History  of  the  cotton  manufacture,  London  1835"  entnommener 
Daten  zeigt  der  Autor,  dass  die  Einführung  der  Maschine  eine  enorme 
Steigerung  der  Arbeiterzahl  in  den  betreffenden  Industrien  bewirke,  wie 
z.  B.  in  England  die  Zahl  der  in  der  Baumwollmanufactur  beschäftigten  Per- 
sonen von  7900  Personen  im  Jahre  1769.  als  Arkwright  das  erste 
Privileg  auf  seine  Spinnmaschine  erhielt,  auf  800.000  Arbeiter  mit  700jOOO 
Familienangehörigen  (zusammen  1,500.000  Seelen)  im  Jahre  1833  gestiegen 
ist.  Ebenso  weist  die  englische  Lohnstatistik  beträchtliche  Fortschritte  nach, 
die  die  Löhne  seit  Einführung  der  Maschinenarbeit  gemacht  haben.  Eine 
englische  Spinnerin  verdiente  1769  20  Sous  täglich,  1787  schon  50  Sous; 
der  Weber,  der  vor  Einfiihrung  der  Maschinen  mit  40  Sous  täglich  entlohnt 
wurde,  erhielt  nach  Einführung  derselben  bis  zu  5  Francs  per  Tag. 
(L  c.  p.  98.) 

Ein  anderer  von  Chevalier  erwähnter  Vorwurf  gegen  die  Maschine 
ist  der,  dass  sie  die  industrielle  Arbeit  zu  einer  unregelmässigen  mache, 
indem  sie  abwechselnd  uncfeheuer  angestrengte  Thätigkeit  und  voll- 
kommenen   Stillstand    hervorrufe,    hiedurch    aber    den   Arbeiter    erschöpfe. 
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Dem  gegenüber  weist  Chevalier  sciilagfertig  darauf  hin,  dass  wegen  der 
bedeutenden  im  Fabriksunternehmen  investierten  fixen  Capitalien  der  Unter- 
neliinor  zum  ununterbrochenen  IJetriebe  selbst  dann  fast  gezwungen  sei, 
wenn  er  eine  Zeitlang  mit  Schaden  arbeiten  müsse,  und  dass  die  Ein- 
stellung des  Fabriksbetriebs  für  den  Unternehmer  fast  noch  verderblicher 
sei  als  für  die  Arbeiter  selbst. 

Mau  hat  endlich  den  Menschen  als  schwaches  Anhängsel  der  mächtigen 
Maschine,  als  willenlose  Puppe  hingestellt,  die  sich  drehen,  wenden,  sich 
bewegen  und  arbeiten  müsse,  wie  es  dem  Ungethüm  , Maschine"  gefällt. 
Eitel  Schönrederei,  sagt  Chevalier.  Die  Maschine  ist  zur  Ersparung  und 
Erleichterung  menschlicher  Arbeit  berufen  und  bestimmt.  Bei  Erbauung 
der  altägyptischen  Pyramiden  keuchten  Millionen  Menschen  unter  der  zer- 
malmenden Last  jener  mäclitigen  Quadern,  aus  denen  die  pharaonischen 
Wunderbauten  bestehen;  hätte  heute  ein  FQrst  pharaonische  Denkmal- 
gelüste, wie  leicht,  mit  welch  geringem  Aufgebot  menschlicher  Köi"perkräfte 
wäre  mittelst  der  Maschine  geholfen. 

Der  Vorwurf,  dass  die  Maschine  die  Dauer  des  Arbeitstages  verlängere, 
dünkt  Chevalier  nicht  nur  speciell  gegen  die  Maschine  gerichtet  werden 
zu  können:  jede  Manufactur  trage  diese  Tendenz  in  sich.  Das  wohl  ver- 
standene Interesse  der  Fabriksunternehmer,  sagt  Chevalier,  wird  sie 
übrigens  von  derartiger  Ausbeutung  der  Arbeiter  abhalten,  denn  Ober  eine 
gewisse  Grenze  hinaus   hört  die  menschliche  Arbeit  auf,  productiv  zu  sein. 

Die  Gegner  der  Maschine,  sagt  unser  Autor  weiter,  haben  sich  mit 
den  bis  jetzt  vorgebrachten  Anschuldigungen  und  Vorwürfen  nicht  begnügt, 
sie  giengen  weiter  und  gritt'en  eines  der  Grundprincipe  ökonomischer 
Wissenschaft  an,  die  Arbeitstheilung,  aus  dem  Grunde,  weil  sie  die  Ent- 
deckung mechanischer  Fortschritte  begünstigt  und  hervorruft. 

Welch  trauriges  Bewusstsein,  ruft  einer  von  ihnen,  Lemontey,  aus, 
nichts  anderes  jemals  gemacht  zu  haben,  als  —  den  achtzehnten  Theil  einer 
Nadel,  oder  stets  nur  immer  eine  und  dieselbe  Ventilklappe  gehoben  zu 
haben!  Und  bei  einem  Vergleiche,  den  der  soeben  genannte  Autor  zwischen 
den  Huronen  und  Irokesen  einerseits  und  den  Arbeiteru  im  Maschiuen- 
zeitalter  andererseits  zieht,  kommt  er  zum  Ergebnisse,  dass  die  Wilden 
bessere  Menschen  sind,  freier,  kräftiger,  intelligenter  —  kurz,  dass  die 
Arbeitstheilung  auf  die  Intelligenz  des  Arbeiters  schädlich  einwirkt.  Dieser 
Beliauptung  gegenüber  führt  Chevalier  die  Tluitsache  an,  dass  die 
Arbeitstheilung,  eben  durch  Begünstigung  mechanischer  Erfindungen,  un- 
mittelbar zur  Entfaltung  der  Intelligenz  des  Arbeiters  beitrage.  Ein  Hinweis 
auf  die  Lnentbehrlichkeit  der  Maschine,  welche  selbst  die  Gegner  der 
letzteren  anerkennen  müssen,  weil  sie  keinen  Ersatz  für  diese  vielgehasste. 
violgeschmähte  Maschine  ausfindig  machen  können,  schliesst  nebst  der 
Behauptung,  dass  die  Maschine  die  Frauen  von  harter,  lästiger  Arbeit 
befreie  und  ihrem  eigentlichen  Berufe  als  Gattinnen  und  Mütter  wiedergebe, 
die  interessanten,  wenngleich,  vielleicht  nicht  mit  Unrecht,  manches  Bedenken 
erregenden  Ausführungen  Chevaliers.  (V.  lec.  p.  115.) 
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So  ganz  und  voll  auch  der  soeben  genannte  Autor  die  Vorzüge  des 
Maschinenwesens  würdigt,  so  verschliesst  er  sich  doch  nicht  völlig  der 
Erkenntnis  seiner  Schattenseiten.  Als  solche  hebt  er  insbesondere  den 
Umstand  hervor,  dass  die  Maschinen  mitunter  eine  momentane  Arbeits- 
einstellung verursachen.  Die  englische  Baurawollindustrie  bietet  ihm  in 
der  unsäglich  traurigen  Lage  der  Handweber  (handloomweavers)  einen 
erschotternden  Beleg  für  die  von  ihm  hervorgehobene  Thatsache,  und  die 
Forderung  nach  staatlicher  Hilfsaction,  in  welche  der  sechste  Vortrag  des 
Autors  ausklingt,  erscheint  im  Munde  des  Panegyrikers  der  Maschine  doppelt 
bedeutsam. 

Nachdem  wir  dem  Theoretiker  Chevalier  das  Wort  gelassen,  sei 
nunmehr  der  kurzen,  bündigen  Vertheidigung  gedacht,  welche  ein  so  nam- 
hafter Praktiker  wie  der  Graf  von  C  h  a  p  t  a  1  in  einer  seinerzeit  vielgelesenen 
und  auch  jetzt  noch  dem  Fachmanne  so  manches  Wertvolle  bietenden 
Schrift  dem  Maschinenwesen  gewidmet  hat. 

,Die  Maschinen,"  sagt  der  Graf  v.  Chaptal,  Autor  des  1819  in 
Paris  veröffentlichten  zweibändigen  Werkes:  De  l'industrie  fran(,'oise,  , welche 
heutzutage  die  menschliche  Hand  in  fast  allen  Operationen  der  Manufactur- 
industrie  ersetzen,  haben  eine  grosse  Umwälzung  hervorgebracht:  seit  ihrer 
Benützung  kann  man  nicht  mehr  die  Producte  nach  der  Zahl  der  an- 
gewendeten Arme  berechnen,  weil  die  Maschinen  die  Arbeit  verzehnfachen, 
und  die  Ausdehnung  der  Industrie  eines  Landes  steht  heute  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  Maschinen  und  nicht  zur  Bevölkerungszahl." 

Wenig  aufgeklärte  Personen  fürchten  immer,  die  Anwendung  der 
Maschinen  werde  einer  grossen  Anzahl  Arbeiter,  welche  in  den  Fabriken 
beschäftigt  sind,  die  Arbeit  wegnehmen;  bei  der  Erfindung  des  Pfluges  und 
des  Buchdrucks  musste  man  dieselbe  Furcht  hegen;  wenn  wir  aber  zum 
Ursprung  der  Industrien  zurückgehen,  um  deren  Fortschritte  bis  in  unsere 
Tage  zu  verfolgen,  sieht  man,  dass  die  Hand  des  Menschen  sich  beständig 
mit  Maschinen  bewaffnete,  die  man  allmählich  vervollkommnet  hat,  und 
dass  das  Gedeihen  der  Industrie  mit  diesen  Verbesserungen  immer  im  Ver- 
hältnisse stand. 

Der  Grund  davon  ist  der,  dass  die  Maschinen,  indem  sie  den  Preis 
der  Handarbeit  vermindern,  jenen  des  Productes  sinken  lassen,  und  dass  die 
Consumtion  durch  den  niedrigen  Preis  in  einer  stärkeren  Progression  wächst 
als  die  Verminderung  der  arbeitenden  Hände;  ausserdem  wird  durch  Ver- 
mehrung der  Producte  eine  viel  grössere  Zahl  von  Detailarbeiten  ermöglicht, 
welche  Handarbeit  erheischen,  und  mehr  Arme  verwenden,  als  bei  einer 
Fabrication  ohne  Mechanismen,  die  nothwendigerweise  minder  ausgedehnt  ist, 
der  Fall  sein  könnte. 

Die  Bevölkerung  von  Manchester  und  Birmingham  war  nicht  der 
zehnte  Theil  von  dem,  was  sie  seit  Einführung  der  :Maschinen  geworden 
ist,  und  sicherlich  gibt  es  heutzutage  mehr  in  den  Buchdruckereien  vor- 
wendete Personen  als  ehemals  Abschreiber. 
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Uebrigens  liegt  es  nicht  in  der  Macht  einer  Nation,  die  eine  Manufactur- 

inilustrie  haben  will,  die  Maschinen,  deren  man  sich  anderswo  bedient,  nicht 

anzuwenden;  sie  könnte  weder  ebenso  gut  arbeiten,  noch  zum  selben  Preise 

verkaufen  und  wQrde  daher  ihre  Fabrication  verlieren;  die  Anwendung  der 

Maschinen  ist  daher  heute  eine  Pflicht  und  der  Vortheil  bleibt  bei  dem,  der 

die  besten  hat. 

»  » 

Nach  p]rwähnung  Chaptals  ziemt  es  sich  eines  seiner  Zeitgenossen, 
des  grossen  Briten  IJrougham  zu  gedenken,  des  Apologeten  der  Maschine. 
Lord  Brougham  hat  im  neunzehnten  Capitel  seines  Werkes  über  die  Kesultate 
des  Maschinenwesens  diesem  letzteren  eine  ebenso  bündige  als  glänzende 
Vertheidigung  zutheil  werden  lassen.  Ev  fordert  im  Interesse  des  allgemeinen 
Vortheiles  der  Gesellschaft,  dass  jeder  Erfindung,  welclie  eine  Verminderung 
der  Productionskosten  erzielt,  die  völlige  Freiheit  des  Fortschrittes  gewahrt 
und  gesichert  werde.  Zwar  kann  eine  unwissende  Regierung  diese  Freiheit 
des  Fortschrittes  im  Maschinenwesen  beeinträchtigen,  die  Vorurtheile  eines 
Volkes  können  seine  Vernichtung  bc-gehren,')  allein  das  Lebensprincip, 
welches   in    diesem  Fortschritte  liegt,   kann   nie   ganz  unterdrückt  werden. 

Im  weiteren  Verlaufe  seiner  Ausführungen  bespricht  der  Autor  die 
Uebergangswehen  der  Maschineiieinführung.  Jede  Veränderung,  welche  durch 
die  Anwendung  einer  vollkommenen  Maschine  anstatt  einer  unvollkommeneren, 
einer  wohlfeilen  Maschine  anstatt  einer  theuren  veranlasst  wird,  ist  nur  ein 
Uebelstand  für  solche,  welche  es  mit  unvollkommenen  und  theuren  Maschinen 
zu  thun  hatten  ....  in  jedem  handeltreibenden  Lande,  in  einer  Gesellschaft, 
welche  sich  auf  eine  iiohe  Stufe  der  Civilisation  hinaufgeschwungen  hat, 
bringt  alles,  was  Vervollkommuiig  und  Verbesserung  heisst,  eine  Veränderung 
hervor,  welche  einige  Interessen  empfindlich  berührt. 

Jede  Vervollkommnung  trägt  übrigens,  sagt  Brougham  weiter,  in  sich 
selbst  das  Heilmittel  für  die  Uebel,  die  sie  erzeugt,  und  mit  jedem  Schritte, 
welclien  eine  Verbesserung  macht,  vermindern  sich  die  aus  derselben  hervor- 
gehenden augenblicklichen  und  Einzelne  treft'endeu  üebel.  In  den  ersten 
Augenblicken,  wo  man  in  der  Gesellschaft  murren  hört,  wenn  eine  Maschine, 
welchen  viele  Handarbeiten  in  Wegfall  bringen  muss,  eingeführt  werden  soll, 
können  sich  allerdings  die  aus  der  Aufhebung  der  Handarbeit  hervorgehenden 
Wirkungen  für  eine  grosse  Anzahl  von  Individuen  fühlbar  machen.  Doch 
nur  der  erste  Schritt  wirkt  am  empfindlichsten. 


Speciell  gegen  die  Anschuldigung,  das  Maschinenwesen  mache  Menschen- 
arbeit überflüssig,  hat  J.  B.  Say  Stellung  genommen. 

Aus  dem  Umstände,  dass  durch  Einführung  neuer  Maschinen  eine 
Anzahl  gewerbfleissiger  Arme   momentan   ausser  Arbeit  gesetzt   wird,   hat 

')  Hargrave,  ein  Zeitgenosse  Arkwrights  und  (wie  dieser  letztere)  Erfinder 
einer  Spinnmaschine,  musste,  wie  Brougham  (cap.  X)  erzilhlt,  aus  der  Grafschaft  Lancaster 
flüchten,  weil  sein  Leben  durdi  eine  Verschwörung  alter  tJpiiinradarbeitcrinnen  bedroht  war. 
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man,  wie  J.  B.  Say  (Traite  de  l'ec.  pol.  1.  I.  cli.  YII.  p.  83  ed.  1861) 
hervorhebt,  schwerwiegende  Argumente  gegen  die  Anwendung  der  Maschinen 
abgeleitet ;  Easerei  des  Vclkes  und  selbst  Verfügungen  der  Obrigkeit 
bekämpften  sie.  Narrheit  wäre  es  aber,  fährt  der  genannte  Autor  fort,  Ver- 
besserungen von  bleibendem  Nutzen  für  die  Menschheit  um  einiger  Nach- 
theile willen  zuiTickzustossen,  welche  sie  in  ihrem  Ursprünge  haben  könnten. 
Nachtheile,  die  übrigens  durch  die  sie  gewöhnlich  begleitenden  Umstände 
abgeschwächt  werden. 

Als  die  wichtigsten  dieser  abschwächenden  Umstände  führt  Say  sodann 

die  Langsamkeit  des  Ausdehnung  des  Gebrauchs  der  Maschinen, 

die  Noth  wendigkeit  von  Arbeitskräften  zur  Installierung  neuer  Maschinen, 

endlich 

die  durch  Minderung  der  Productspreise  verbesserte  Lage  der  Consu- 

menten  an. 

Was  die  Langsamkeit  anbetrifft,  mit  welcher  sich  die  Einführung  neuer 

Maschinen  und  die  Ausdehnung  ihrer  Verwendung  vollzieht,  so  bietet  dieselbe, 

nach  Say,  den  betroffenen  Arbeiterkreisen  Möglichkeit,  ihre  Vorsichtsmaass- 

regeln  zu  treffen  und  der  Eegierung,  Abhilfe  vorzubereiten.  Als  solche  Abhilfe 

schlägt  Say  sodann  die  Ausführung  von  gemeinnützigen  Unternehmungen, 

z.  B.  Canalbauten,  Strassen,  öffentlichen  Gebäuden  auf  Kosten  der  Regierung 

oder  Colonisationen,    Ueberpflanzung   der   Bevölkerung   von    einem  Orte    an 

einen  anderen  vor. 

«  • 

« 

Noch  weiter  als  Say  und  überhaupt  weiter,  als  selbst  ein  blinder 
Anhänger  des  Maschinenwesens  gehen  darf,  ist  Mac  Culloch  (princ.  of 
pol.  ec,  deutsche  Ausgabe  von  Dr.  Weber,  Stuttgart  1831,  Abschnitt  IV., 
S.  143)  gegangen,  wenn  er  die  üebergangs wehen  der  MaschineneinfOhrung 
für  unbedeutend  erklärt.  Die  einzige  Beschwerlichkeit,  welche  die  Einführung 
von  Maschinen  für  den  Arbeiter  veranlasst,  ist,  dass  sie  ihn  in  einigen 
Fällen  zwingt,  seine  Beschäftigung  zu  verändern.  Dies  ist  aber,  meint  Mac 
Culloch,  keine  Beschwerlichkeit  von  grosser  Erheblichkeit.  Eine  Person, 
welche  an  Fleiss  und  Arbeit  gewöhnt  war,  kann  leicht  von  einer  Beschäftigung 
zur  anderen  übergehen.  Die  verschiedenen  untergeordneten  Arten  aller  grossen 
Industriezweige  haben  so  vieles  mit  einander  gemein,  dass  ein  Individuum, 
welches  irgend  einen  bedeutenden  Fortschritt  in  der  einen  gemacht  hat, 
selten  viel  Schwierigkeit  finden  wird,  gleichen  Fortschritt  in  einer  anderen 
zu  erlangen.  Für  einen  Weber  von  Baumwollenzeugen  ist  es  leicht,  ein 
Weber  von  Wollentuch  oder  Leinwand  zu  werden,  und  es  bedarf  nur  eines 
sehr  geringen  Grades  von  Unteiricht,  um  den  Verfertiger  eines  Kairens  oder 
Pfluges  die  Verfertigung  einer  Dreschmaschine  zu  lehren. 

Zur  unparteiischen  Würdigung  dieser  Ausführungen  Mac  CuUochs 
ist  kurz  zu  bemerken,  dass  der  Uebergang  des  durch  Maschineneinfülirung 
beschäftigungslos  gewordenen  Arbeiters  in  einen  anderen  Industriezweig 
durchaus  nicht  mit  jener  Leichtigkeit  erfolgt,  wie  Mac  Culloch  annimmt, 
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•unisoweniger,  als  es  sicli  in  der  Wirklichkeit  nicht  immer  um  einen  üebergang 
in  so  eng  verwandte  Industriezweige  handelt,  wie  im  obigen  Beispiele  sup- 
poniert  erscheint. 

Nach  Say  und  Mac  Culloch  sei  nunmehr  hinwiederum  einem  der  er- 
bittersten Gegner  der  Maschine,  Karl  Marx,  das  Wort  gegönnt.  Unter  der 
Ueberschrit't  „Kampf  zwischen  Arbeiter  und  Maschine"  (S.  449  ft".  a.  a.  0.)  lasst 
sich  Marx  speciell  über  die  Frage  nach  den  üblen  Folgen  der  Mascliinenein- 
führunfi  folgendermaassen  vernehmen:  Ein  grosser  Trost  für  die  pauperisierten 
Arbeiter  soll  sein,  dass  ilire  Leiden  theils  nur  , zeitlich"  (a  temporavy  incon- 
venience),  theils  dass  die  Mascliinerie  sicli  nur  allmählich  eines  ganzen  Produc- 
tionsfeldes  bemächtigt,  wodurch  Umfang  und  Intensivität  ihrer  vernichtenden 
Wirkung  geI)rochen  werde.  Der  eine  Trost  schlägt  den  andern.  Wo  die  Maschine 
allmählich  ein  Productionsfeld  ergreift,  produciert  sie  chronisclies  Elend  in  der 
mit  ilir  concumerenden  Arbeiterschichte.  Wo  der  Üebergang  rasch,  wirkt  sie 

massenhaft  und  acut Uebrigens  ist  die  „zeitliche"  Wirkung  der  Mascliinerie 

permanent,   indem   sie   beständig  neue  Productionsgebiete  ergreift. 


Interessant  wegen  ihrer  Eigenart  sind  die  das  Maschinenwesen  be- 
treffenden Ausführungen  Ricardos,  einer  nationalökonomischen  Autorität 
ersten  Ranges,  deren  Unbefangenheit  und  Wahrheitsliebe  auch  Marx 
rühmend  hervorhebt.  Ricardo  hat  seine  Ansichten  Ober  den  volkswirt- 
schaftliilien  EinHuss  des  Maschinenwesens  im  XXXI.  Capitel  betitelt  ,on 
raachinery"  seiner  Grundsätze  der  politischen  Oekonomie  niedergelegt.  Er 
erklärt  hierin  freimüthig.  seine  Anschauungen  über  diesen  Gegenstand  hätten 
eine  Wandlung  durchgemacht  und  er  erachte  es  als  seine  PHicht,  Lehr- 
meinungen, die  er  vielleicht  frülier  mittelbar  aufrecht  erlialten,  heute  seiner 
Ueberzeugung  gemäss  für  falsch  zu  erklären.  Die  bessere  Ueberzeugung 
aber,  zu  welciier  der  Autor  nach  reiflichem  Studium  der  Frage  gelangte, 
ist  jene,  dass  der  Ersatz  menschlicher  durch  mechanische  Kraft  schwer  und 
drückend  auf  den  Schultern  der  arbeitenden  Classe  laste. 

Den  Beweis  hiefflr  liefert  Ricardo  in  einem  interessanten  von  ihm 
durcligeführten  Beispiele,  worin  er  den  möglichen  Fall  behandelt,  dass  infolge 
Neueinfüiirung  von  Maschinen  der  Warenvorratii  sich  vermindere,  daiier  eine 
Steigerung  der  Preise  eintrete.  Er  zeigt,  dass  durch  die  Entdeckung  und 
den  Gebrauch  mechanisdier  Kräfte,  welche  von  einer  Verminderung  des 
Warenvorrathes  begleitet  sein  können,  in  allen  Fällen,  wo  diese  Vermin- 
derung wirklich  eintritt,  die  arbeitende  Classe  zu  Schaden  kommt,  weil  die 
Anzahl  ilirer  Mitglieder  die  zu  ihrer  Erhaltung  bestimmten  Fonds  Obersteigt 
und  ein  Theil  dieser  Mitglieder  sich  der  Arbeit  und  der  Arbeitslöhne  beraubt 
sehen  wird. 

Mac  Culloch  gebOrt  das  Verdienst,  dargelegt  zu  haben,  dass  der  von 
Ricardo  ins  Auge  gefasste  Fall  höchst  unwahrscheinlich  ist.  Ricardo 
nahm  an,  äussert  sich  Mac  Culloch  (a.  a.  0.  II.  Th.  Abschn.  IV.,  S.  147 
der  deutscii.  Uebers.  v.  Dr.  Weber),  dass  eine  Maschine  nicht  in  der  Absicht, 
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die  Kosten  der  Waren  zn  vermindern,  sondern  deshalb  könne  eingefiilirt 
werden,  weil  sie  ihrem  Eigentliümer  den  nämlichen  oder  auf  jeden  Fall 
einen  sehr  unbedeutend  höheren  reinen  Gewinn  verschaffen  würde,  als  er 
durch  Anwendung  von  Handarbeit  würde  erhalten  haben,  und  in  einem 
solchen  Falle  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  die  Einführung  der  Maschine  von' 
den  nachtlieiligsten  Folgen  für  den  Arbeiter  sein  würde.  —  —  —  Allein, 
obgleich  ein  solcher  Fall  möglich  ist,  so  kann  man  doch  sicher  behaupten,, 
dass  er  in  der  Wirklichkeit  bisher  nicht  vorkam  und  dass  es  höcht  unwahr- 
scheinlich sei,  dass  er  je  vorkommen  werde.  Capitalisten  bedienen  sich  nie 
der  Maschine,  es  sei  denn  in  der  Erwartung,  mittelst  ihrer  Hilfe  die  nämliche 
Quantität  von  Waren  wie  vorhin  und  um  einen  wohlfeileren  Preis  zu  produ- 
cieren.  Würden  sie  nach  den  von  Ricardo  angenommenen  Grundsätzen  ver- 
fahren, so  ...  .  würde  jede  neue  Einführung  von  Maschinerie  einen  vermin- 
derten Vorrath  von  Waren  und  eine  Steigerung  des  Preises  zur  Folge  haben. 
Allein  die  entgegengesetzten  Wirkungen  sind,  wie  jedermann  weiss,  bisher 
erfolgt,  und  wir  können  mit  Zuversicht  vorhersagen,  dass  sie  stets  jeder  Ein- 
führung von  Maschinen  folgen  werden.  Niemand  würde  auf  eine  Maschine 
sein  Capital,  das  er  nicht  wieder  herausziehen  könnte,  verwenden,  wenn  sie- 
bloss  denselben  oder  nur  einen  unbedeutend  höheren  Gewinst  gewähren 
würde,  als  er  vorhin  durch  die  Unterhaltung  von  Arbeitern  zog  ....  der 
von  Ricardo  angenommene  Fall  ist  bloss  möglich. 

Im  wirklichen  Leben  werden  Maschinen  nie  eingeführt,  Producte  ii» 
grosser  Masse  zu  vermindern,  sondern  stets  sie  zu  vermehren;  oder  was 
dasselbe  ist,  sie  werden  bloss  eingeführt,  wenn  man  glaubt,  dass  sie  die 
vorhandene  Nachfrage  wohlfeiler  als  vorhin  befriedigen  können;  und  es  wurdfr 
hinreichend  dargethan,  dass,  indem  sie  dies  thun,  sie  nicht  den  geringsten 
Nachtheil  dem  Arbeiter  verursachen  können,  sondern  vielmehr  höchst  wohl- 
thätig  für  ihn  sind.  (a.  a.  0.  S.  148  d.  deutsch,  üebers.) 

Es  obliegt  uns  noch,  hier  kurz  zu  bemerken,  dass  Ricardo  selbst  in 
dem  oben  citierten  XXXI.  Capitel  seines  Werkes  nach  beendigter  Darstellung 
des  möglicherweise  eintretenden  Falles  ungünstiger  Wirkung  einer  Maschinen- 
einfflhrung  schliesslicli  bemerkt:  Man  darf  trotz  alledem  nicht  glauben,  dass 
meine  definitiven  Schlussfolgerungen  g.'gen  die  Anwendung  der  Maschinen 
gehen.  Um  das  Princip  klar  zu  machen  und  es  anschaulicher  darzustellen, 
habe  ich  angenommen,  dass  neue  Maschinen  plötzlich  erfunden  und  einge- 
führt wurden  ....  in  Wirklichkeit  aber  gehen  diese  Erfindungen  langsam 
und  stufenweise  vor  sich,  sie  wirken  viel  mehr  auf  die  Anwendung  ersparter 
und  angehäufter  Capitalien  als  auf  die  Ablenkung  der  schon  angelegten 
Capitalien  aus  den  dermaligen  Industriezweigen. 


Wir  gehen  über  zur  Skizzierung  der  Ansichten  John  Stuart  Mills  in 
Betreff  der  volkswirtschaftlichen  Vor-  und  Nachtheile  des  Maschinenwesens. 

John  Stuart  Mill  behandelt  die  Frage  des  Einflussei  der  Maschinen- 
einführung auf  die  Interessen  der  Arbeiter  im  I.  B.,  Cap.  VI,  §  2,   seiner 
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Grundsätze  der  politischen  Oekononiie  (übers,  v.  Adolf  Soetbeer,  Leipzig 
1869,  Bd.  I.,  S.  100  f.).  Er  geiit  liiebei  von  dem  Gedanken  aus,  das»  das 
in  Maschinen  hineingesteckte,  investierte  Capital  für  immer  ausser  Stand 
gesetzt  wird,  zum  Unterhalte  und  zur  Vergütung  von  Arbeit  angewendet 
zu  werden. 

Zur  Unterstützung  der  Behauptung,  die  Einführung  der  Masciiinenarbeit 
sei  der  arbeitenden  Classe  nicht  nachthoilig,  wird  meist  das  Argument  vor- 
gebracht, die  wohlfeilere  Production  habe  eine  vermehrte  Nachfrage  nach 
Ware  zur  Folge,  welche  vermehrte  Nachfrage  ihrerseits  wiederum  eine  grössere 
Anzahl  von  Personen  in  dem  betreffenden  Productionszweige  Beschäftigung 
finden  lasse.  Ohschon  J.  St.  Mill  das  oftmalige  Zutrett'en  dieser  Thatsache 
keineswegs  leugnet,  scheint  ihm  das  Gewicht  des  Argumentes  dennoch  über- 
schützt  zu  werden.  Wir  lassen  hier  dem  mehrgenannten  Autor  für  einige 
Augenblicke  das  Wort,  weil  seine  Ausführungen  im  Zusammenhalte  mit  den 
von  uns  bereits  erwähnten  und  durch  Mill  bekämpften  Ansichten  anderer 
Schriftsteller  doppelt  interessant  werden. 

,Die  Abschreiber,  welche  durch  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst 
ausser  Beschäftigung  kamen,  wurden  sicherlich  an  Zahl  bald  übertroften  von 
den  Setzern  und  Druckern,  die  ihre  Stelle  einnahmen.  Die  Zahl  der  jetzt 
bei  der  Baumwollenfabrication  beschäftigten  Arbeiter  ist  vielemale  grösser 
als  diejenige,  welche  vor  den  Erfindungen  von  Hargreaves  und  Arkwright 
auf  solche  Weise  beschäftigt  wa^ien,  woraus  sich  ergibt,  dass  dieselbe  ausser 
dem  enormen  stehenden  Capital,  das  jetzt  in  dieser  Fabrication  angelegt 
ist,  gegenwärtig  auch  ein  weit  grösseres  umlaufendes  Capital  beschäftigt, 
als  zu  irgend  einer  früheren  Zeit.  Wenn  aber  dies  Capital  anderen  Anwen- 
dungen entzogen  wurde,  wenn  die  Fonds,  welche  die  Stelle  des  in  kostbare 
Maschinen  gesteckten  Capitals  einnahmen,  nicht  durch  neue  Ersparung  in- 
folge der  Verbesserungen  herbeigeschafft  wurden,  sondern  durch  Entziehung 
aus  dem  allgemeinen  Capital  des  Gemeinwesens,  worin  sind  dann  die  arbei- 
tenden Ciassen  durch  den  blossen  Uebergang  besser  daran?  Aufweiche  Weise 
ist  der  Verlust,  den  sie  durch  die  Umwandlung  des  umlaufenden  Capitals 
in  stehendes  erfuhren,  durch  einen  blossen  Uebergang  einestheils  des  übrig 
bleibenden  umlaufenden  Capitals  aus  seiner  alten  Anwendung  zu  einer  neuen 
für  sie  ausgleichend?  (a.  a.  0.  S.  102  f.) 

Wenngleich  Stuart  Mill  alle  Beweisversuehe,  dass  die  arbeitenden 
Ciassen,  als  eine  Gesammtheit  genommen,  durch  die  f]inführung  von  Maschinen 
oder  durch  das  Hineinstecken  von  Capital  in  bleibende  Verbesserungen  auch 
zeitweilig  nicht  leiden  können,  für  trügerisch  erachtet,  so  ist  er  gleichwohl 
nicht  der  Ansicht,  dass  Verbesserungen  bei  der  Prod\iction  oft  den  arbeitenden 
Ciassen  in  ihrer  Gesammtheit  nachtheilig  sind,  nicht  einmal  für  kurze  Zeit. 
Er  begründet  dies  einerseits  durch  Hinweis  auf  die  sehr  allmähliche  Einführung 
solcher  Verbesserungen,  andererseits  durch  die  Erwägung,  dass,  selbst  wenn 
Verbesserungei»  für  eine  Zeit  lang  die  Gesammtproduction  und  das  umlaufende 
Capital  des  Gemeinwesens  vemngern,  sie  dagegen  auf  die  Dauer  dabin 
wirken,  beides   zu   vermehren.   Der  Autor  bietet  hierauf  für  den  weiteren 
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Verlauf  seines  Werkes  den  Beweis  an,  dass  die  Menge  Capital,  welche  in 
einem  Lande  angesammelt  werden  wird  oder  selbst  werden  kann,  sowie  der 
Belauf  des  Rohertrages,  der  erzielt  werden  wird  oder  selbst  werden  kann 
im  Verhältnisse  zu  dem  dort  gegebenen  Stande  der  Productionsgewerbe 
steht,  dass  jede  Verbesserung,  selbst  wenn  sie  zunächst  das  umlaufende 
Capital  und  den  Rohertrag  vennindert,  schliesslich  einem  grösseren  Betrage 
von  beiden  Raum  macht,  als  sonst  möglicherweise  hätte  stattfinden  können. 
Dies  ist  die  schlussrichtige  Antwort  auf  die  Einwürfe  gegen  Maschinen 
(a.  a.  0.  S.  105). 

Den  daraus  sich  ergebenden  Beweis  der  schliesslichen  Wohlthätigkeit 
mechanischer  Erfindungen  führt  Mill  sodann  im  V.  Capitel  des  4.  Buches. 
(S.  54  fi.  der  Soetbeer'schen  Uebersetzung.)  Aus  seinen  dortigen  Betrach- 
tunt'en   ergibt   sich,    dass   die    Umwandlung   von   umlaufendem  Capital    in 
stehendes  (und  eine  solche  findet  auch  bei  Einführung  der  Maschinen  statt) 
in  einem  reichen  Lande  nicht  leicht  den  Rohertrag  der  Production  und  den 
Umfang  der  Arbeitsbeschäftigung  vermindert.    Wie  viel  weniger,   fahrt  der 
Autor  (S.  5Ö)  fort,  ist  dies  also  anzunehmen,  wenn  wir  noch  erwägen,  dass 
solche  Umwandlungen  des  Capitals  von  der  Art  sind,  dass  sie  die  Production 
befördern  und  so,   statt  schliesslich  das  umlaufende  Capital   zu   verringern, 
die  nothwendige  Bedingung   seiner   Vermehrung  abgeben,    da   nur  dadurch 
ein  Land   befähigt  wird,    ein   beständig  anwachsendes   Capital   zu   besitzen, 
ohne  den  Capitalgewinn  auf  den  Punkt  zu  "reducieren,  wo   fernere  Capital- 
sammlung  aufiiören   würde.    Es   dürfte  kaum   irgend   eine  Vermehrung  des 
stehenden    Capitals    geben,    welche   das    Land   nicht   in    den    Stand    setzte, 
eventuell  ein  grösseres  umlaufendes  Capital  zu  besitzen  und  innerhalb  seiner 
Grenzen  anzuwenden,    als   sonst  der  Fall   sein   könnte;    denn  es  gibt  wohl 
kaum  irgend   eine  Herstellung  stehenden  Capitals,    welche  nicht,   falls    sie 
erfolgreich  ist,   solche  Gegenstände  wohlfeiler  macht,   für  die  der  Arbeits- 
lohn   gewöhnlich    ausgegeben    wird  ....    Fast    alle    Verbesserungen    im 
Maschinenwesen  machen  die  Kleidung  und  Wohnung  oder  auch  die  Geräth- 
schaften   der  Arbeiter  wohlfeiler.   Verbesserungen   in    den   Communications- 
mitteln,  z.  B.  die  Eisenbahnen   machen   für   den   Consumenten   alle   Artikel 
wohlfeiler,   welche   aus   der  Entfernung  herbeigeschafft  werden.   Alle   diese 
Verbesserungen  stellen   bei  gleichbleibendem  Geldbetrage  des  Arbeitslohnes 
die  Arbeiter  besser,  vorausgesetzt,  dass  sie  die  Vennehrungsquote  derselben 
nicht  steigern.  Findet  aber  dies  statt  und  sinkt  demgemäss  der  Arbeitslohn, 
so  findet  wenigstens   ein   Steigen   des    Capitalgewinnes   statt   und   während 
dadurch  die  Ansammlung  einen  unmittelbaren  Antrieb  erhält,  wird  auch  dem 
Capital   die  Möglichkeit  geboten,   zu  grösserer  Hölie  anzuwachsen,   ehe  ein 
hinlängliches  Motiv  hervortritt,  solches  ausser  Landes  zu  senden  (a.  a.  0.  S.  57). 
Die   schliessliche  Wohlthätigkeit  mechanischer   Erfindungen   überhebt 
jedoch,   sagt  Mill   an  einer  anderen  Stelle   (B.  L,   Cap.  V,    S.  lOö  ff.  der 
cit.  Uebers.),  die  Regierungen   nicht   der  Verpflichtung,    die    Uebel,   welche 
diese    Quelle    einer    schliesslichen    Wohlthätigkeit    für    die    gegenwärtige 
Generation  herbeiführt   oder   herbeiführen  kann,    zu    erleichtern  und,    wenn 
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möglich,  ihnen  vorzubeugen.  Wenn  das  Hineinsteeken  oder  Anlegen  von 
Capital  in  Maschinen  oder  nützliciien  Anstalten  je  soweit  gehen  sollte,  das« 
es  die  Fonds  für  den  Unterhalt  der  Arbeit  wesentlich  schwächen  wftrde, 
so  wäre  es  dann  die  Aufgabe  der  Gesetzgeber,  Maassregeln  zu  ergreifen, 
um  den  raschen  Fortgang  hierin  zu  massigen;  und  da  Verbesserungen, 
welche  die  Beschäftigung  im  ganzen  nicht  vermehren,  fast  immer  eine 
besondere  Classe  Arbeiter  daraus  verdrängen,  so  kann  es  keinen  mehr  be- 
rechtigten Gegenstand  fflr  die  Sorge  der  Regierung  geben,  als  die  Interessen 
derjenigen,  die  so  dem  Gewinn  ihrer  Mitbürger  und  der  Nachwelt  geopfert 
werden. 


Eine  wegen  ihrer  Unparteilichkeit  doppelt  schätzenswerte  Darstellung 
der  Vorzüge  und  der  Schattenseiten  des  Maschinenwesens,  welch  letztere  in 
der  Wirkung  der  ^laschineneinführung  auf  die  hiedurch  entbehrlich  gemachte 
Handarbeit  liegen,  treffen  wir  bei  Wolowski,  einem  Autor,  den  man  mit 
besonderer  Vorliebe  als  den  Jeremias  der  MaschineneinfOhrung  hinstellt. 
Die  Maschinen,  sagt  Wolowski  in  seinen  .Briefen  über  Belgien,"  (II.  B.  p.  17, 
ed.  1848)  sind  der  Hebel  fortschreitender  Verbesseiung  der  menschlichen 
Existenz ;  sie  vermehren  die  Summe  der  Arbeit,  welche  hinwegzuschaffen  sie 
bestimmt  zu  sein  scheinen,  sie  machen  die  Arbeit  weniger  abschreckend  und 
productiver,  denn  an  Stelle  der  Muskelanstrengung  tritt  die  Thätigkeit  des 
Verstandes.  Aber  diese  sichere  und  unleugbare  Wohlthat  zeigt  sich  erst  auf  die 
Länge  der  Zeit,  sie  gehört  der  Zukunft  an,  während  die  durch  plötzliche  Ein- 
füiirung  der  Maschinen  verursachten  Uebel  schnell  zum  Ausbruche  gelangen. 
Im  weiteren  Verlaufe  seiner  Ausführungen  zeigt  derselbe  Autor  sodann  die 
Folgenbel  der  Maschineneinfnhrung  an  einem  praktischen  Beispiele,  der 
belgischen  Spinnindustrie. 

Durch  die  siegreiche  Concurrenz  des  Maschinenwesens  ist  die  Hand- 
apinnerei  verurtheilt,  als  Handeisindustrie  zu  verschwinden  oder  sich  umzu- 
wandeln durch  Beschränkung  auf  die  Erzeugung  gewisser  feiner  Qualitäten  .... 
man  möchte  beinahe  sagen,  auf  Kunstarbeit. 

Trotzdem  erklärt  Wolowski  mit  Recht  die  Einführung  der  Maschinen 
in  die  Flachsspinnerei  als  einen  Fortschritt,  den  man  wie  eine  Wohlthat 
der  Vorsehung  hinnehmen  müsse;  diese  Worte  wiegen  doppelt  schwer,  weil 
sie  aus  dem  Munde  eines  Mannes  kommen,  welcher  aller  unvermeidlichen 
üebergangswehen  der  MaschineneinfOhrung  wohl  bewusst  war,  wie  seine 
berühmten  Briefe  über  den  Pauperismus  in  Flandern  bekimden,  in  denen 
er  das  Elend  der  dortigen  Weber  ergreifend  geschildert  hat. 


Wir  beschliessen  unsere  Darstellung  mit  der  Wiedergabe  der  trotz 
ihrer  Kürze  erschöpfenden  Ausführungen,  welche  Sehäffle  im  zweiten  Bande 
seines  Gesellsch.  Systems  der  menschlichen  Wirtsciiaft  (S.  199  f.)  unserem 
Thema  zutheil  werden  Hess. 
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Die  sogenannten  Scliattenseiten  der  Maschiueneinfülirung,  sagt  der 
genannte  Autor,  liegen  in  der  Rückwirkung  auf  die  Vertheilung  des  National- 
einkommens. Die  Einführung  der  Maschine  deplaciert,  wenigstens  üher  die 
kürzere  oder  längere  Periode  der  Einfülnung,  bestimmte  Schichten  und 
Massen  von  Arbeitern,  denen  sie  Einkommen  entzieht,  während  vielleicht 
andere  Arbeiterclassen  und  Arbeiter  anderer  Länder  lohnendere  Beschäftigung 
finden.  Ein  für  die  Gesammtheit  höchst  vortheilhafter  Productionsfortschritt 
wird  hiedurch  leicht  eine  Quelle  furchtbaren  Elends  für  die  aus  ihrer 
Productionssphäre  hinausgeworfenen  Arbeiter.  Dies  ist  unausbleiblich,  wo 
sie  durch  ihren  technischen  Bildungsgrad  und  durch  zähe  Sitte  an  die  bis- 
herige Produetionsweise  gebunden  sind.  Es  rechtfertigt  sich  in  solchen  Fällen 
Hilfe  aus  Gesammtmitteln,  und  diese  Hilfe  muss  gerichtet  sein  entweder  auf 
Aneignung  des  neuen  fixen  Capitals  und  der  neuen  Produetionsweise  oder  auf 
Ueberführung  der  Verdrängten  in  solche  Specialitäten  (fayonierte,  artistische 
Producte)  ihres  Gewerbes,  welchen  die  Maschinenconcurrenz  nicht  beikommt. 
Vielseitige  und  allgemein  verbreitete  technische  Bildung,  welche  raschen 
versatilen  Uebergang  der  Arbeiter  zu  neuen  Productionsweisen  erleichtert, 
erweist  sich  als  eine  hauptsächliche  Voraussetzung  dieser  Heilmethode. 
Genossenschaftlicher  Geschäftsbetrieb  würde  die  Erhaltung  der  Selbständigkeit 
in  collectivem  Betriebe  durch  Aneignung  der  neuen  mechanischen  Productions- 
mittel  auch  für  weniger  Bemittelte  gestatten.   —  —  • —  —   —   — 

„Angesichts  dieser  Erwägungen  und  Thatsachen  lässt  sich  die  Möglichkeit 
grosser  Krisen  im  Gefolge  plötzlicher  Maschineneinführung  da  nicht  leugnen, 
wo  die  Aneignung  der  mechanisclien  Vortheile  dem  gewerbliclien  und  bäuer- 
lichen Mittelstande  auch  auf  genossenschaftlichem  Wege  nicht  gelingt,  und 
wo  die  Maschineneinführung  nicht  Folge  steigenden  Sachlohnes  ist." 

In  ihrer  gedankenreichen  Knappheit  und  Kürze  erscheint  uns  die  so- 
eben angeführte  Stelle  des  Schäffle'schen  Werkes  als  klares  und  objectives 
Resume  der  Gründe,  welche  gegen  und  für  die  Maschineneinführung  ins 
Trelfen  geführt  werden  können. 

Die  Compensationstheopie. 

Eine  Anzahl  englischer  Nationalökonomen,  unter  ihnen  Mac  Culloch 
und  J.  St.  Mill,  haben  hinsichtlich  der  Verdrängung  von  Arbeitern  durch 
die  Maschine  die  sogenannte  Compensationstheorie  aufgestellt,  des  Inhaltes, 
dass  mit  der  Verdrängung  von  Arbeitern  durch  die  Maschine  stets  gleich- 
zeitig ein  gleich  grosses  Capital  zur  Beschäftigung  ebenderselben  Arbeiter 
frei  wird.  Mac  Culloch  beispielsweise  formuliert  seine  Theorie  als  Absciiluss 
der  von  ihm  gegen  Sismondi  geführten  Polemik  dahin,  dass  die  Einführung 
von  Maschinen  bei  ihrem  Streben,  den  Preis  herabzusetzen  und  den  Vorrath 
•der  Waren  zu  vermehren,  die  Nachfrage  nach  Arbeit  unmöghch  vermindern 
•oder  den  Arbeitslohn  herabsetzen  könne.  Die  Einführung  solcher  Maschinen 
in   einer   Beschäftigung  veranlasst   nothwendig   eine   gleiche   oder   grössere 
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Naclifrage  nach  den  dadurcli  aus  derselben  getretenen  Arbeitern  fQr  irgend 
eine  andere  Kiclitung  (a.  a.  0.  S.  143  der  deutsch.  Uebers.  v.  Dr.  Weber)- 
Dass  Ricardo,  welcher  ursprünglich  diese  Ansicht  theilte,  dieselbe  »später 
ausdrflcklich  mit  seiner  chanikteristiscJien  wissenschaftlichen  Unbefangenheit 
Tind  Wahrheitsliebe  widerrief»,  rechnet  ihm  Karl  Marx  mit  Recht  zu  hohem 
Kiilime  an. 

Marx  selbst  gelangt  am  Schlüsse  seiner  Angriffe  gegen  die  Compen- 
.sationstheorie  zu  dem  Ergebnisse,  «statt  zu  beweisen,  dass  die  Maschinerie 
durch  Freisetzung  der  Arbeiter  von  Lebensmitteln  letztere  gleichzeitig  in 
Kapital  zur  Anwendung  der  ersteren  verwandelt,  beweise  der  Herr  Apologet 
mit  dorn  probaten  Gesetz  von  Nachfrage  und  Zufuhr  umgekehrt,  dass  die 
Maschinerie  nicht  nur  in  dem  Productionszweige,  worin  sie  eingeführt, 
sondern  aucli  in  den  Productionszweigen,  worin  sie  nicht  eingeführt  wird, 
Arbeiter  aufs  Pflaster  wirft". 

Ganz  abgesehen  von  der  Kritik  Marx'  lüast  sich  gegen  die  Compen- 
satioiistheorie,  von  deren  Unhaltbarkeit  wir  mit  Ricardo  überzeugt  sind, 
noch  ein  Einwand  erheben.  Mac  Culloch  sagte  uns  oben,  die  Einführung 
von  Maschinen  in  einer  Beschäftigung  veranlasse  nothwendig  eine  gleiche 
oder  grössere  Nachfrage  nach  den  dadurch  aus  derselben  getretenen  Arbeitern 
tflr  irgend  eine  andere  Richtung.  Selbst  wenn  dem  so  wäre,  was  nützte  es? 
Könnten  die  in  dem  einen  Productionszweige  entbehrlich  gewordenen  Arbeiter 
die  Nachfrage  nach  Arbeitern  in  einem  vielleicht  völlig  heterogenen  Pro- 
ductionszweige befriedigen':'  Nicht  immer  ist  der  üebergang  von  einer  Be- 
schäftigung zur  anderen  so  leicht,  wie  Mac  Culloch  zu  glauben  scheint, 
selbst  für  Personen  nicht,  die  an  Fleiss  und  Arbeit  gewöhnt  waren.  Bei 
<>inor  Nation  mit  hober,  ja  universeller  technischer  Bildung  des  Arbeiter- 
.standes  wäre  die  Yersatilität,  die  Leichtigkeit  des  sofortigen  Ueberganges 
in  andere  Industriezweige  vielleicht  in  höherem  Grade  vorhanden,  würde 
sich  übrigens  auch  nur  auf  verwandte  Arbeitsbrandien  beziehen.  Derartige 
hohe  technische  Bildung  des  Arbeiterstandes  mit  ihren  heilsamen  Folgen 
ist  aber  heute  noch  immer  nicht  mehr  als  ein  frommer  Wunsch! 

Rückblick  auf  die  bishenigen   Ergebnisse  der  Untersuchung. 

Wir  haben  oben  (S.  402)  gefunden,  dass  die  Geburtsstätte  der  indu- 
striellen Maschine  in  dem  Gebiete  der  Concurrenz  liegt,  und  haben  die  Vor- 
theile  betrachtet,  welche  aus  der  Jlinfflhrung  dieser  Maschine  in  den  Process 
der  Giitererzeugung  resultieren  und  insbesondere  in  der  Minderung  der 
Productiouskosten,  daher  Verwohlfeilung  des  Productes,  bestehen. 

Dass  der  Üebergang  von  der  Manufactur  zur  Maschinenarbeit  für  die 
Angehörigen  jener  Productionszweige,  in  welchen  er  sich  vollzieht,  momentan 
von  traurigen  Folgen  begleitet  ist.  leugnen  liberale  Oekonomen  sowenig  als 
die  Socialisten.  Die  .Uebergangswehen  der  Maschineneinfflhrung,'  wie 
Schäffle  (d.  ges.  Syst.  d.  menschl.  W..  2.  A..  S.  201)  sie  nennt,  kann  nur  ein 
einseitiger  Lobredner  in  Abrede  stellen  wollen.  Aber  um  dieser  üebergangs- 
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wehen  willen  gegen  die  Maschine  kämpfen,  wegen  der  begleitenden  Xeben- 
iimstände  der  Maschineneinführung  auf  die  unendlichen  Vortheile  verzichten 
wollen,  welche  diese  neue  Function  im  Processe  der  Gütererzeugung  mit 
sich  bringt,  heisst  nichts  anderes,  als  die  gemeinsamen  Interessen  von 
Millionen  Consumenten  dem  Sonderinteresse  einer  verhältnismässig  kleinen 
Anzahl  Angehöriger  einer  bestimmten  Manufacturclasse  aufopfern.  Selbst 
wenn  man  die  schweren  Folgeübel  der  Maschineneinführung,  ilire  vernichtende 
Wirkung  auf  die  Manufactur  in  jenem  Umfange  zugeben  wollte,  wie  die 
Gegner  der  Maschine  sie  schildern,  so  müsste  das  Interesse  der  Consumtion 
dennoch  weit  überwiegen.  Man  stellt  dem  armen  zu  Grunde  gericliteten 
Manufacturarbeiter  so  gerne  und  mit  besonderer  Vorliebe  den  reichen  Fabri- 
kanten, den  Erfindungspatentinhaber  entgegen,  den  man  gleichsam  über  die 
Leichen  der  durch  die  Maschine  brodlos  gewordenen,  verhungerten  Arbeiter 
seinen  Weg  zum  Reichthum  nehmen  lässt,  sowie  etwa  der  indische  Götter- 
wagen von  Dschaggernaut  seine  zermalmenden  Räder  über  die  Gebeine 
fanatischer  Indier  rollt.  Ein  solches  Gemälde  entspricht  jedoch  einem  höchst 
einseitigen  Standpunkte  bei  Betrachtung  der  Thatsachen.  Jeder  Cultur- 
fortschritt,  jede  Verbesserang  in  der  Technik  der  Gütererzeugung  kommt 
in  erster  Linie  der  Gesammtheit  der  Consumenten  und  nur  mittelbar  anderen 
als  Zwischenpersonen  zugute,  und  wenn  eine  bestimmte  Classe  von  Manu- 
facturisten  durch  Maschinenarbeit  momentan  brodlos  wird,  so  gewinnen 
dafür  Millionen  von  Consumenten  durch  jenen  technischen  Fortschritt  wohl- 
feile Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Avichtigsten  Lebensbedürfnisse. 

Wägen  wir  Vortheile  und  Nachtheile  des  Maschinenwesens  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  gegen  einander  ab,  so  wird  die  AVagschale, 
in  welche  all  das  Böse  gethan  ist,  was  die  Maschine  durch  ihre  Einführung 
und  Anwendung  verursachen  kann,  und  wäre  es  noch  so  schwer,  federleicht 
in  die  Höhe  schnellen  durcli  das  Gewicht  der  gesammten  Erwägungen, 
welche  die  volkswirtschaftlichen  Vortheile  des  Maschinenwesens  zum  Gegen- 
stande haben. 

Die  Maschinenfabrik. 
Mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Maschinenwesens  gelangt 
dasselbe  endlich  auf  jenen  Punkt,  wo  sich  die  Maschine  durch  sich  selbst 
erzeugt,  auf  den  Punkt,  wo  die  fabriksmässige  Erzeugung  von  Maschinen 
und  deren  Bestandtheilen  mittels  Maschine  beginnt.  Die  von  uns  bereits 
oben  erwähnten  Vortheile  der  Maschinenarbeit  —  völlige  Gleichraässigkeit 
der  Fabricate,  gelangt  bei  der  fabriksmässigen  Erzeugung  von  Maschinen- 
bestandtheilen  aus  dem  Grunde  zu  besonderer  Wichtigkeit,  weil  die  schablonen- 
mässige  Art  der  Herstellung  solcher  Bestandtheile  bei  genauer  Einhaltung 
vorgeschriebener  Grössendimensionen  die  beste  Gewähr  dafür  bietet,  dass 
die  verschiedenen  Bestandtheile  zu  einander  und  in  einander  passen  und 
den  leichten  und  wenig  kostspieligen  Ersatz  einzelner  etwa  unbrauchbar 
gewordener  Theile  durch  entsprechende  andere  in  gleicher  Dimension  vor- 
räthige  gestattet. 
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Die  Tropen  des  Maschinenwesens.') 
Im  aiiiraalischen  und  vegetabilischen  Leben  ist  es  die  Sonnenwärme, 
der  beisse  lebenweckende  Stralil  des  Tagesgestirnes,  unter  dessen  zauberischer 
Wirkung  sich  Thier  und  Pflanze  zu  mächtigen,  gigantischen  Formen  ent- 
wickeln. Der  Cliarakter  der  Tropenzone  ist  die  Pracht,  die  wundersame 
Mannigfaltigkeit  und  Fülle  der  Formen  alles  thierischen  und  pflanzlichen 
Lebens. 

Auch  das  wirtschaftliche  Leben  hat  seine  Tropenzone.  Was  in  den 
A-equatorialländern  der  Iieisse  Sonnenstrahl  und  reichlicher  Regen,  das  ist 
im  Gebiete  der  Wirtschaft  die  nachlialtige  Nachfrage.  Sie  tritt  hier,  wie 
Herrmann  (a.  a.  0.  S.  50)  sagt,  als  Allbeleber  an  die  Stelle  der  Sonnen- 
würme.  Je  lebhafter  die  Naciifrage,  desto  rascher  das  Wachsthum,  desto 
tropischer  die  Ueppigkeit  und  Fülle  der  wirtschaftlichen  Geschöpfe. 

Eine  genauere  Untersuchung  der  Verbreitung  des  Maschinenwesens, 
sowie  aller  anderen  höchsten,  höciistentwickelten  —  wir  möchten  sagen 
tropischen  —  Formen  des  wirtschaftliclien  Lebens,  führt  uns  mit  Noth- 
wendigkeit  zur  Erkenntnis,  dass  die  Tropenzone  der  menschlichen  Wirtschaft 
unter  dem  Klima  Mitteleuropas  liegt,  imd  dass  dieses  Klima,  wo  es  auf  der 
Erde  Aviederkehrt,  auch  überall  die  höciiste  wirtschaftliclie  Schöpferkraft 
erzeugt  (a.  a.  0.  S.  45). 

W^eder  die  eisstarrenden  unwirtlichen  Polarregionen  des  Nordens  und 
Südens,  in  welclien  der  harte  Kampf  ums  Dasein,  um  die  nackte  noth- 
dürftigste  physische  Existenz  alle  Kräfte  des  Menschen  absorbiert,  noch  die 
den  Geist  abstumpfende,  den  Körper  emiattende  Sonnenglut  der  Tropen- 
liinder,  unter  deren  ewig  gleichem  Himmel  thierisches  und  pflanzliches 
Leben  in  üppiger  Fülle  gedeiht,  dem  Eingeboruen  mühelosen  Erwerb  der 
Nahrung  sichernd,  haben  zur  Entwicklung  des  Menschen  und  der  ihm  inne- 
wohnenden ph3'sischen  und  geistigen  Kräfte  soviel  beizutragen  vermocht, 
i<ls  die  gemässigte  Zone. 

Hier  wurzeln  die  höchst  entwickelten  Formen  des  wirtschaftlichen 
Lebens,  hervorgegangen  aus  der  rege  schaffenden  Erfindungskraft  des  mensch- 
liclien  Geistes,  zu  deren  unablässiger  Hethätigung  der  regelmässige  Wechsel 
guter  und  schlimmer  Jahreszeit  durch  den  stets  wieder  in  Erinnerung 
gebrachten  Gedanken  anspornte,  in  guten  Tagen  Mittel  zu  ersinnen,  wie  die 
kommende  sclilimme  Zeit,  die  Unbill  der  Witterung,  die  Unzugänglichkeit 
der  Naturgaben  ausharrend  zu  überwinden  sei.  Hier  ist  die  Stätte,  auf 
welcher  der  Kampf  ums  Dasein,  um  die  beilagliche  menschenwürdige  Existenz 
—  nicht  ums  nackte  Leben  wie  am  Eispol  —  zur  Schule  aller  Künste  und 
Erfindungen  ward.  Und  wenn  man  den  Menschen  als  Kind  des  Bodens 
bezeichnet  hat,  auf  dem  er  emporwuchs,  so  kann  man  mit  vollem* Rechte 
sagen:  Der  Denker,  der  Erfinder  ist  das  Kind  eines  Klimas,  welches  dem- 
jenigen Mitteleuropas  entspricht.  Ein  armseliger  Pygmäe,  ein  Zwerg  im 
Polarreiche,  ein  müssiger  Träumer  unter  dem  Himmelsstriche  des  Aequators, 


')  Vgl.  R.  Horrmann,  MiHiaturbildor  a.  d.  Geb.  d.  Wirtschaft.  S.  46  ff. 
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wird  der  Mensch   in   der  gemässigten  Zone   zum  mächtigen  Bezwinger   der 
Natur,   von  welchem  schon  Sophokles  (Antigone  v.  332  ff.)  preisend  singt: 

Viel  Gewaltiges  gibts,  doch  nichts 
Ist  gewaltiger  als  der  Mensch. 

Was  hätte  der  Dichter,  der  uns  sodann  schildert,  wie  dieses  gewaltige 
Wesen  die  wildrollende  Meereswoge  im  winterliclien  Sturme  befährt,  den 
Leib  der  Allmutter  Gaia  mit  scharfem  Pfluge  schneidet,  das  wilde  Gethier 
bezähmt,  Wohnungen  baut  und  Staaten  gründet,  was  hätte  er  begeistert 
erst  gesungen  beim  Anblicke  der  erzenen  Riesenleiber  unserer  Maschinen- 
colosse  und  ihrer  wundersamen  cyklopeniiaften  Arbeitsleistung,  beim  An- 
blicke des  mächtigen  Dampfrosses,  das  auf  länderverbindendem  glattem 
Schienenwege  ungeheure  Lasten  mit  Windesschnelle  zieht,  ein  starker  und 
williger  Diener  des  gewaltigen  Menschen! 


In  seinen  Untersuchungen  über  den  Antheil  der  Nationen  an  der  Classicität 
der  technischen  Präcision  hat  Emanuel  Herrmann  neue  Ergebnisse  für  die 
Bestimmung  der  Tropen  des  Maschinenwesens  gewonnen. 

«Die  Maschinentechnik  hat  ihre  classischen  Blüten  nur  bei  den  germa- 
nischen, insbesondere  den  angelsächsischen  Völkern  getrieben  ....  aber 
auch  hinsichtlich  der  Maschinerie  unterscheiden  sich  wieder  die  Engländer 
wesentlich  von  den  Nordamerikanem,  die  Oesterreicher  von  den  Angehörigen 
des  Deutschen  Reiches.  In  England  kamen  die  Motoren  zur  höchsten  Ent- 
faltung und  unter  den  Arbeitsmaschinen  besonders  jene  der  Eisenbearbeitung 
(Dampfhämmer,  Walzwerke,  Bessemer  Apparate).  In  Nordamerika  hingegen 
sind  es  die  Werkzeuge,  die  generellen  Werkzeugm.aschinen,  die  automatischen 
Apparate,  die  Maschinen  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  Hand, 
zur  leichteren  Durchführung  gewerblicher  und  häuslicher  Verrichtungen, 
welche  diesem  classischen  Gebiete  exacter  Technik  ein  ganz  eigenthümliches 
Gepräge  verleihen.  In  der  Erfindungsgabe  und  in  der  Richtung  derselben 
neigt  sich  das  Talent  der  Oesterreicher  mehr  jenem  der  Franzosen  als  der 
Engländer  zu.  Gerade  in  der  Ei-findung  von  Maschinen,  welche  besondere 
Accuratesse  erfordern,  zeichnen  sich  Franzosen  und  Oesterreicher  aus.  ..." 
(Herrmann:  Technische  Fragen  und  Probleme,  X.  Studie,  Seite  273  f.) 

Die  Maschine  als  Capital. 
Alle  grossen  Ergebnisse  des  manufacturierenden  Kunstfleisses,  lesen 
wir  bei  Torrens  (on  the  production  of  wealth  p.  89),  werden  mittelst  des 
Capitals  zu  Stande  gebracht.  In  der  Welt  gibt  es  durchaus  keine  sehr  auf- 
fallenden Ungleichheiten  bei  der  Muskelkraft,  wodurch  die  Arbeit  verrichtet 
wird,  und  bloss  den  Verschiedenheiten  in  der  Grösse  des  Capitals  und  der 
Geschicklichkeit,  mit  welcher  solches  angewandt  wird,  ist  es  zuzuschreiben, 
dass  der  Mensch  in  dem  einen  Lande  nackt  und  aller  Bequemlichkeit  des 
Lebens  entblösst  gefunden  wird,  während  in  einem  anderen  Lande  alle  rohen 
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Prodiicte  der  Erde  und  alle  Kräfte  der  Natur  dazu  angewendet  werden, 
sein  Leben  erträglich  und  angenehm  zu  machen,  sowie  seine  Kraft  zu  ver- 
mehren. I)  Zu  dem  Capitale,  mittelst  dessen  diese  Wandlung,  dieser  Fort- 
Hcliritt  zu  Stande  gebracht  wird,  gehört  auch  die  Maschine.  Das  Menschen- 
geschlecht verdankt  ihre  Erfindung  und  Verbesserung,  um  mit  Mac  Culloch 
zu  reden,  dem  Principe  der  Vervollkommnung,  dem  Ehrgeiz  sich  empoizu- 
heben,  welcher  das  belebende  Princip  der  Gesellschaft  genannt  werden  kann. 

Die  Maschine  ist  Capital,  d.  h.  ein  zu  fernerer  Production  aun)ewahrtes 
Product  (Koscher),  sie  ist  Anlagscapital  oder  stehendes  Capital,  soferne 
sie  zur  Arbeit  in  der  Fabrik  benutzt,  umlaufendes  oder  Betriebscapital, 
sofern  sie  zum  Verkaufe  bereitgehalten  wird. 

Der  Ankauf  von  Maschinen  als  Werkzeugen  der  Production  ist  ein 
Umtausch  umlaufenden  Capitales,  des  Preises  der  Maschine,  gegen  stehendes 
Capital,  die  Maschine  selbst. 

Während,  wie  J.  St.  Mill  richtig  bemerkt,  umlaufendes  Capital  als 
solches  durch  den  einzelnen  Gebrauch  zerstört  wird  oder  doch  jedenfalls 
dem  Eigner  verloren  geht,  ist  dies  bei  stehendem  Capital  in  keiner  Weise 
notlnvendig.  Hieraus  folgt,  dass  die  Maschine,  welche  nicht  durch  einmaligen 
Gebrauch  gänzlich  verbraucht  wird  (,usu  consumitur"),  auch  nicht  im  Er- 
trage des  einmaligen  Gebrauches  völligen  Ersatz  ihrer  Anschaft'ungskosten, 
d.  h.  des  zu  ihrem  Ankaufe  verwendeten  umlaufenden  Capitales  finden  muss. 
yDie  Maschine,"  sagt  der  oben  citierte  Autor,  „entspricht  dem  Zwecke  des 
Eigners,  wenn  sie  während  gegebener  Zeitabschnitte  genug  einbringt,  um 
die  Kosten  des  Ausbesserns  und  die  Wertverminderung,  welche  die  Maschine 
wälirend  derselben  Zeit  erfiihrt,  zu  decken,  und  dabei  einen  hinreichenden 
Ueberschuss  gibt,  um  den  gewöhnlichen  Gewinn  vom  vollen  Werte  der 
Maschine  zu  gewähren." 

Die  durch  Maschinenanschaffung  bewerkstelligte  Vermehrung  des 
stehenden  Capitales  ist  es  nun.  sagt  St.  Mill,  welche,  wenn  sie  auf  Kosten 
des  umlaufenden  Capitales  stattfindet,  die  Interessen  der  Arbeiter  mit  Nach- 
theil bedroht.  Wir  haben  die  letzte  Bemerkung  bereits  an  einer  anderen 
Stelle  unserer  Schrift  zum  Gegenstande  einiger  Bemerkungen  gemacht. 

Die  Anwendung  der  Maschinen  als  eines  stehenden  Capitales  bewirkt, 
wie  Ricardo  in  der  IV.  Abtheilung  des  I.  Hauptstückes  seiner  Grund- 
gesetze der  Volkswirtschaft  und  Besteuerung  ausführt,  eine  beträchtliche 
Umgestaltung  des  Grundgesetzes,  dass  die  Menge  der  Hervorbringnngs- 
arbeit  den  gegenseitigen  Tauschwert  der  Güter  bestimmt.  Eine  jede  Ver- 
besserung im  Maschinenwesen,  in  Werkzeugen,  Gebäuden,  in  Schaffung  von 
Rohstoffen  erspart  Arbeit  und  setzt  uns  in  Stand,  das  Gut,  auf  welches 
dieselbe  Anwendung  findet,  leichter  herzustellen,  und  verändert  also  seinen 
Tauschwert  .... 

Das  Ergebnis  der  diesbezüglichen  Untersuchungen  Ricardos  lässt 
sich   durch   die  Formel   ausdrücken:   Je  grösser  das  angewendete  stehende 

•)  Grundsätze  der  politisciien  Oekononiie.  übersetzt  von  Adolf  Soetbeer.  I.  Bd 
(Leipzig  1«69). 
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Capital,   umso   tiefer  wird   das   Sinken    des   Tauschwertes  derjenigen   Güter 
sein,  zu  deren  Hervorbringung  das  stellende  Capital  angewendet  worden  ist. 

Als  stehendes  Capital  insbesondere  ist  die  Maschine  einer  zweifachen 
Wertminderung  ausgesetzt:  erstens  durch  ihre  Benützung  und  Abnützung 
im  Productionsprocesse,  zweitens  durch  Fortschritte  der  Technik,  welche 
die  alten  Maschinen  überholen  und  wertlos  maclien. 

Die  Zeit,  bis  zu  welcher  eine  Maschine  regelmässig  ihre  Schuldigkeit 
thun  wird,  sagt  Babbage.  (XXIX.  c,  S.  300  d.  deutseh.  Uebers.)  hängt 
hauptsächlich  von  der  Vollkommenheit  ab,  mit  welcher  sie  von  Hause  aus 
construiert  worden,  von  der  Sorgfalt,  die  darauf  verwendet  wird,  sie  zu 
erhalten  ....  und  von  der  geringen  Masse  und  massigen  Geschwindigkeit 
ihrer  Bewegungstheile  ....  Allein  Maschinerie  zur  Beschaffung  irgend  eines 
stark  gesuchten  Artikels  nutzt  sich  selten  ganz  ab;  meist  treten  schon  vor 
dieser  Periode')  Verbesserungen  ein,  durch  welche  dieselben  Leistungen 
schneller,  auch  wohl  besser  gemacht  werden  können;  es  wird  daher  auch 
wohl  ziemlich  allgemein  angenommen,  dass  eine  gute  brauchbare  Maschine 
sich  in  5  Jahren  bezahlt  haben  und  nach  10  Jahren  durch  eine  bessere 
verdrängt  sein  niuss. 

Aber  die  Maschine  leidet,  wie  Ure  und  nach  ihm  Marx*)  mit  Recht 
hervorheben,  nicht  bloss  durch  den  Gebrauch,  durch  ihre  Benützung  zur 
Arbeit,  sondern  auch  durch  den  Nichtgebrauch.  Das  Wort  ,Kast'  ich,  so 
rost'  ich"  gilt  auch  bei  ihr.  Eine  Maschine,  die  nicht  im  Ärbeitsprocess 
dient,  ist  nutzlos.  Ausserdem  verfällt  sie  der  zerstörenden  Gewalt  des  natür- 
lichen Stoffwechsels.  ,üas  Eisen  verrostet,  das  Holz  verfault  ....  die 
lebendige  Arbeit  muss  diese  Dinge  ergreifen,  sie  von  den  Todten  envecken, 
sie  aus  nur  möglichen  in  wirkliche  und  wirkende  Gebrauchswerte  verwandeln. 
Vom  Feuer  der  Arbeit  beleckt,  als  Leiber  derselben  angeeignet,  zu  ihren 
begi'iifs-  und  berufsmässigen  Functionen  im  Process  begeistert,  werden  sie 
zwar  auch  verzehrt,  aber  zweckvoll,  als  Bildungselemente  neuer  Gebrauchs- 
werte .  .  .  ."  So  lesen  wir  bei  Karl  Marx  (a.  a.  0.,  S.  170). 

Die  Gefahr  der  Ueberholung  durch  technische  Fortschritte,  welche 
insbesondere  in  dem  Falle  droht,  wenn  die  Technik  mit  Erfindung  der 
betreffenden  Maschine  ein  neues  Gebiet  betreten  hat,  auf  welchem  Ver- 
vollkommnungen und  Verbesserungen  noch  möglich  erscheinen,  hat  ebenso 
wie  die  durch  den  Nichtgebrauch  oder  nicht  fortwährenden  Gebrauch  der 
Maschine  mitunter  eintretende  Wertminderung  zur  Folge,  dass  die  Fabriks- 
herren die  Maschine  im  Productionsprocesse  bei  möglichster  Ausnützung 
der  Zeit  und  bei  möglichster  Vermeidung  von  Intervallen  des  Stillstandes 
thätig  werden  zu  lassen  bestrebt  sind.  Dies  ist  der  Punkt,  an  welchem 
durch  den  Widerstreit  der  Interessen  des  Fabriksherrn  und  seiner  Arbeiter 
der  Kampf  um  den  Arbeitstag  entsteht. 


')  d   h.  vor  der  völligen  Abnützung. 

2}  Das  Capital,  II.  Aufl.,  1872,  I.  Bd.,  S.  423. 
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Der  Kampf  um  den  Arbeitstag  ist  nicht  der  einzige  und  nicht  der 
heftigste  Kampf,  der  im  Gefolge  der  Maschine  erscheint.  Zwischen  denselben 
Classen,  wie  jener  erste,  tobt  noch  stürmischer  der  Kampf  um  den  Arbeitslohn. 

Mit  der  steigenden  Menge  der  Producte  sinkt  der  Wert  jedes  einzelnen. 
Die  Gefahr  des  grossen  Capitals  und  der  grossen  Dampfiiraft  liegt  nun 
darin,  dass  sie  zuviel  producieren,  niciit  zuviel  in  dem  Sinne,  dass  es  nicht 
mehr  consumiert  werden  könnte,  sondern  zuviel  in  dem  Sinne,  dass  der 
Preis  des  einzelnen  Productes  sciiliesslich  unter  die  Gestehungskosten  sinkt. 
Dort,  wo  die  Summe  der  Producte  den  Wert  oder  Preis  jedes  einzelneu 
Produttes  unter  die  Gestehungskosten  bringt,  beginnt  die  Ueberproduction, 
wird  die  Unternehmung  krank  und  zehrt  an  ihrem  eigenen  Körper.  Es  gibt 
keine  Ueberproduction  der  Quantität,  wohl  aber  eine  Ueberproduction  dem 
Werte  nach. 

Wenn  nun  der  Wert  und  Marktpreis  der  Producte  durcii  das  Masdiinen- 
wesen  herabgesetzt  wird,  so  ist  die  Folge  davon,  dass  der  Unternehmer, 
der  Fabrikant,  für  dasjenige,  was  er  aus  dem  Marktpreise  zahlen  soll,  nicht 
mehr  soviel  zahlen  kann  wie  ehedem.  Der  Fabrikant  greift  daher  in  den 
Arbeitslohn  hinein  und  versuciit,  denselben  geringer  zu  machen,  so  gering 
als  nur  immer  möglich. 

In  der  Fabrik  hat  der  Arbeitslohn  an  und  für  sich  schon  einen  grossen 
Theil  seiner  capitalbildenden  Kraft  verloren;  tritt  hiezu  noch  die  Concurreuz, 
so  entzieht  sie  auch  jenen  Tlieil  dieser  Kraft,  der  überhaupt  noch  ein 
individuelles  Geldcapital  erzeugen  kann  und  sciiränkt  den  Arbeitslohn  auf 
das  unmittelbare  tägliche  Bedürfnis  des  Arbeiters  ein.  auf  den  capital- 
bildungslosen  Erwerb,  auf  das  Existenzminimum.  Existenzminimum  heisst  der 
Arbeitslohn,  welcher  soweit  herabgedrückt  ist,  dass  er  keine  Capitalbildung, ') 
sondern  nur  den  täglichen  Unterhalt  des  Arbeiters  sucht.  Das  Existenz- 
minimum ist  eine  sociale  Thatsache. 

Die  sociale   Frage  der  Industrie. 

Wenn  der  Arbeiter  über  die  sociale  Thatsache  des  Existenzminimums, 
die  ihm  in  der  Industrie  nur  allzu  fühlbar  ins  Bewusstsein  tritt,  nachzu- 
denken beginnt,  so  legt  er  sich  alsbald  die  Frage  vor,  ob  es  eine  richtige 
Ordnung  der  Dinge  sei,  dass  das  Capital  im  Productionsprocesse  die  fülirende 
Rolle  habe,  und  ob  es  denn  überhaupt  ein  Capital  geben  müsse. 

Und  an  diese  erste  Frage  wird  sich  eine  zweite  reihen,  die  Frage, 
wie  man  dem  Arbeitslohne  jene  capitalbildende  Kraft  wiedergeben  könne, 
die  er  in  der  Industrie  und  bei  Herrschaft  der  Concurrenz  völlig  eingebflsst 
hat.  Diese  letztere  Frage  ist  die  sociale  Frage  der  Industrie,  die  mau  mit 
Recht  einer  riesengrossen  Sphinx  verglichen  hat.  welche  dräuend  vor  der 
Menschheit  unserer  Gegenwart  steht,  bereit,  ganze  Geschlecliter  von  Thoren, 
die  ihre  Räthselfragen  nicht  zu  lösen  verstanden,  in  den  Abgrund  zu  stürzen. 

')  „Werdet  Capitalisten!"  ruft  schon  Lord  Broupham  wohlmeinend  den  Arbeitern 
Englands  zu  und  verwei.st  sie  auf  die  Institution  der  S|iarcos8en  (Brongham  c.  XIX. 
p.  215  ff,,  der  Uebers.  von  Dr.  Rieken,  Leipzig  1833>. 
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Die  sociale  Frage,  ausgehend  von  der  Idee  mensciilicher  Freiheit  und 
Gleichheit,  erscheint  auf  verschiedenen  Gebieten;  wir  begegnen  ihr  überall 
wieder,  aber  in  anderer  Gestalt  und  Gewandung.  Sie  ist  die  Frage  mch  den 
Bedingungen  der  persönlichen  Entwicklung  überhaupt,  jener  Entwicklung, 
welche  es  jeder  wirtschaftlichen  Classe  ermöglichen  soll,  in  die  nächst  höhere 
wirtschaftliche  Classe  aufzusteigen.  Auf  dem  Gebiete  der  Industrie  tritt  uns 
diese  sociale  Frage  als  Frage  des  Arbeitslohnes  und  der  Regenerierung 
seiner  capitalbildenden  Kraft  entgegen. 

Die  sociale  Frage  der  Industrie  hat  verschiedene  Gedanken  erzeugt 
und  die  socialen  Systeme  sind  nichts  anderes  als  Versuche,  diese  Frage 
zu  lösen. 

Louis  B'ancs  Gedanke  einer  Theilnahrae  der  Arbeiter  an  dem  Gewinne 
des  Unternehmens,')  des  geistig  weit  höher  stehenden  Fouriers  Idee  der 
Association,  durch  die  sociale  Bewegung  Deutschlands  dreifach  verkörpert  als 
Productiv-Associatiou,  Consumverein  und  Creditgenossenschaft,  Proudhons 
und  Schulze-Üelitzsch'  Vorschläge  der  Organisation  des  Credits  —  sie 
alle  sind  solche  Lösungsversuche.*)  Auch  das  grosse,  hochbedeutsame  Piincip 
der  socialen  Versicherung,  welches  sich  in  dem  letzten  Decennium  mit 
elementarer  Macht  Bahn  gebrochen  und  Einlass  in  die  Socialgesetzgebung 
erkämpft  bat,  gehört  hieher.  Von  ihm  führt  aus  der  Gegenwart  eine  Linie 
hinüber  in  die  Zukunft  zum  internationalen  Versicherungswesen,  in  welchem 
sich  die  verschiedenen  Nationen  zusammenfinden  müssen.  Diese  Linie  zeigt 
den  Weg  an,  welchen  die  Menschheit  schreiten  muss,  soll  das  grosse  Princip 
der  socialen  Versicherung  zum  Heile  der  Gesellschaft  ganz  und  voll  ver- 
wirklicht werden. 

Wir  knüpfen  an  die  vorstehend  in  grossen  Zügen  geschilderten  Lösungs- 
versuche  der   socialen   Frage   noch    einen    anderen    Gedanken    an,    welcher 


')  Auch  bei  Babbage,  dessen  Werk  über  Maschinen-  und  Fabrikenwesen  man 
einen  Hymnus  auf  die  Maschine  genannt  hat,  und  dem  man  gewöhnlich  einseitige 
Behandlung  seines  Themas,  sowie  Stellungnahme  für  die  Fabrikheren  und  gegen  die 
Arbeiter  nachsagt,  findet  sich  die  Idee  der  industriellen  Theilhaberschaft  im  26.  Capitel 
seines  oben  citierten  Buches  unter  der  Ueberschrift  „Ueber  ein  neues  Fabricierungs- 
system"  wenigstens  in  Umrissen  angedeutet  vor.  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  von 
Babbage  vorgeschlagenen  Verfahrens,  das  ihm  sowohl  für  die  Classe  der  Arbeiter  als 
für  das  Land  im  allgemeinen  die  wichtigsten  Resultate  in  sich  zu  schliessen  scheint,  und 
bei  dessen  Einhaltung  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  dauernd  verbessert,  das  Fabrik- 
wesen aber  bedeutend  erweitert  würde,  sind: 

1.  Ein  beträchtlicher  Theil  des  Lohnes  eines  jeden  Angestellten  muss  von  dem 
Gewinne  der  Anstalt  abliängen. 

2.  Alle  damit  in  Verbindung  stehenden  Leute  müssen  von  jeder  ihrer  Anstalt 
zugewendeten  neuen  Verbesserung  grössere  Vortheile  ziehen,  als  dies  auf  irgend  einem 
andern  Wege  möglich  wäre  (§  275  a.  a.  0.). 

Auch  die  darauf  folgenden  Ausführungen  des  26.  Capitels  (so  z.  B.  §  276  ff.)  sind 
höchst  interessante  Belege  dafür,  dass  Babbage  nicht  der  blindlings  ergebene  Partei- 
gänger des  Fabrikantenthums  war,  als  welchen  man  ihn  mitunter  (z.  B.  bei  Schäffle) 
hingestellt  findet. 

2)  Vrgl.  Stein,  Volkswirtschaftslehre,  2.  Auil.  Wien  1878,  S.  550  f. 
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keineswegs  neu  ist,  uns  aber  dennocli  nicht  jene  eingehende  Beachtung  und 
Würdigung  gefunden  zu  haben  scheint,  auf  welche  fr  mit  Fug  und  Recht 
Ansprucli  machen  darf.  Es  ist  dies  der  Gedanke,  die  arbeitende  Classe  der 
mßglichsten  Entfaltung  ihrer  geistigen  Fähigkeiten,  ihrer  moralischen  und 
Charaktereigenschaften  theilhaftig  werden  zu  lassen.  Wenn  mit  den  darauf 
abzielenden  Bemühungen  solche  zur  Hebung  körperlicher  Gesundheit  der 
arbeitenden  (Jlasse  Hand  in  Hand  gehen,  so  wird  das  Resultat  eine  völlige 
Wiedergeburt  des  Arbeiterstandes  sein. 

Der  vornehmste  Rath,  den  wir  einem  jeden  Arbeiter  geben  können  — 
schreibt  Lord  Brougham  (c.  XIX.),  dessen  Persönlichkeit  den  Beweis  liefert, 
dass  man  zugleich  Apologet  der  Maschine  und  ein  wahrer  wackerer  Freund 
des  Arbeiterstandes  sein  kann  —  ist  der,  Kenntnisse  einzusammeln.  Unter 
Kenntnissen  verstehen  wir  nicht  bloss  etwa  die  Kunst  zu  lesen  oder  zu 
schreiben,  denn  dies  sind  nur  die  Schlüssel  zu  Kenntnissen.  VAn  Arbeiter, 
der  einen  gesunden  und  praktischen  Ueberblick  der  Sittenlehre  und  der 
Naturwissenschaft  hat,  kann  zu  einer  richtigen  Ansicht  der  ihn  umgebenden 
Dinge  gelangen  und  sich  seiner  Fähigkeiten  und  seiner  Pflichten  bewusst 
werden.  Unter  Kenntnissen  verstehen  wir  ...  .  aber  vornehmlich  die  Kunde 
der  Mechanik,  die  namentlich  in  den  Bereich  der  arbeitenden  Classe  gehört 
oder  doch  mit  ihren  Geschäftsarten  in  Berührung  kommt.  Der  erste  Gebrauch, 
den  wir  dem  Handwerker  von  jenen  Kenntnissen  zu  machen  rathen  möchten, 
ist,  sich  in  den  Stand  zu  setzen,  sein  Gewerbe  zu  verändern.  Es  ist  nicht 
etwa  bloss  die  wachsende  Ausdehnung  des  MaschinenAvesens  und  die  zußllig 
grosse  Anzahl  von  Arbeitern,  welche  ihn  nöthigt,  sich  in  eine  solche  Ver- 
änderung zu  fügen;  die  Launen  der  Mode,  welche  mehr  als  alles  übrige 
Beschäftigung  erzeugen,  sind  zugleich  Ursache,  dass  die  Beschäftigungs- 
weise selbst  unregelmässig  ist.  Die  Abschaffung  der  Metallknöpfe  und 
Einführung  der  Seidenknöpfe  reicht  allein  schon  hin,  um  die  Gewerb- 
thätigkeit  von  Hunderten  von  Arbeitern  zu  verrücken.  Was  ist  dagegen  ein 
Heilmittel?  Die  Kenntnisse,  die  Fähigkeit,  einzusehen,  welche  Beschäftigungs- 
arten mit  unserem  Gewerbe  in  einiger  Beziehung  stehen,  und  auf  welche 
Weise  unsere  Einsicht  unserer  Thätigkeit  einen  neuen  Antrieb  geben  könne. 
Es  finden  z.  B.  bei  den  Nachfragen  nach  Seiden-  und  Baumwollstoffen  fort- 
währende Schwankungen  statt.  Die  Spinnfabriksherren  und  Weber  haben 
gelernt,  ihre  Gewerbthätigkeit  solchen  Schwankungen  anzupassen.  In  Man- 
chester gibt  es  gegenwärtig  zwölftausend  Menschen,  welche  in  Seide  arbeiten, 
und  welche  es  noch  vor  zwei  Jahren  mit  Baumwolle  zu  thun  hatten.  Schon 
oben  bemerkten  wir,  dass  die  Spitzenklöpplerinnen  von  Marlow  sich  darein 
gefügt  haben,  Hauben  zu  sticken,  anstatt  gegen  die  Bobbinet-  oder  Spitzen- 
grundmaschinen anzukämpfen.  In  beiden  Fällen  hätten  so  wohlthätige  Ver- 
änderungen nicht  ohne  einen  gewissen  Grad  von  Kenntnissen  zu  Stande 
kommen  können. 

Auch  ein  so  gründlicher  Kenner  der  Leiden  und  Bedürfnisse  des 
Arbeiterstandes,  wie  Wolowski.  findet,  das  einzige  Mittel  zur  Verhütung  des 
durch  Maschineneinführung  verursachten  Arbeiterelends  sei,    »eine  stärkere 
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und  aufgeklärtere  Generation  vorzubereiten*.  Dieser  Notliwendigkeit  werde 
durcii  Errichtung  von  Lelirlingssciiulen,  durch  Bekanntmachung  der  Arbeiter 
mit  den  Fortschritten  und  Vervollkommnungen  der  gewerblichen  Technik 
Kechnung  getragen. 

Zur  Erziehung  der  Arbeiter  und  zur  Entwicklung  ihrer  geistigen  Fähig- 
keiten wird  insbesondere  die  Errichtung  von  Volks-,  Gewerbe-  und  Hand- 
werkerschulen, sowie  technischen  Anstalten  zweckdienlich  sein.  Bemerkens- 
werte Vorschläge  in  dieser  Hinsicht  hat  jüngst  einer  der  gründlichsten 
Kenner  des  österreiciiischen  technischen  Bildungswesens,  Professor  Wilhelm 
Exner.  in  einem  die  nordböhmische  Industrie  behandelnden  Artikel  der 
Wiener  Abendpost  (Nr.  217  vom  22.  September  1893)  gemacht.  , Offenbar 
hat  ein  Arbeiter,"  sagt  der  genannte  Fachmann,  „der  einer  besonderen  oder 
vereinzelten  Fachrichtung  angehört,  nicht  weniger  Anspruch  auf  die  vom 
Staate  seinen  Bürgern  im  Wege  des  Fachunterrichtes  erwiesenen  Wohlthaten 
als  jener  Arbeiter  oder  jener  Gewerbetreibende,  welcher  einer  stark  ver- 
tretenen und  ausgebreiteten  Industrierichtung  dient.  Vielleicht  wird  sich  der 
notorische  Schwierigkeit  oder  richtiger  der  Unmöglichkeit,  im  Fachunterrichte 
der  Theilung  der  Arbeit  in  demselben  Maasse  zu  folgen,  wie  es  die  Fabriks- 
praxis thut,  begegnen  lassen  durch  ünterrichtsanstalten.  welche  nach  Art 
der  neuen  Handwerkerschulen  eine  allgemeine  technische  artistische  und 
manuelle  Vorbereitung  für  den  Gewerbeberuf  gewähren,  während  die  Special- 
fachbildung dann  nebst  der  Werkstättenlehre  in  Gewerbe  und  Fabrik  der 
Fortbildungsschule  vorbehalten  werden  würde,  nebst  jenen  Einrichtungen, 
welche  sich  die  Arbeiter  selbst  bei  gesteigertem  Standesbewusstsein  und 
erhöhtem  wirtschaftlichen  Wohlstande  schaffen  werden." 

Der  Nutzen  solcher  erhöhter  technischer  Bildung  liegt  ausser  allem 
Zweifel. 

Es  wird  wohl  niemand  den  Satz  bestreiten,  sagt  Dietzel,  dass  die 
Arbeit  eines  Menschen  umso  mehr  leisten,  umso  grösseren  W^ert  hervor- 
bringen wird,  je  vollständiger  er  den  Zweck  und  das  Ziel  seiner  Arbeit  ins 
Auge  fasst,  die  Verfahrungsweise  begreift  und  also  zweckmässig  handhabt, 
und  je  freudiger  und  energischer  er  arbeitet,  das  heisst,  je  bewusster  er  nach 
einem  grossen  Arbeitserfolge  strebt,  weil  er  wünscht,  mit  dem  Resultate 
desselben  seine  Lage  zu  verbessern. 

Zu  diesen  allgemeinen  Erwägungen  hinsichtlich  des  Nutzens  erhöhter 
Bildung  des  Arbeiterstandes  tritt  als  specielles  Moment  für  die  Förderung 
solcher  Bildung  noch  der  von  uns  bereits  oben  angeführte  Gedanke,  dass 
vielseitige  und  allgemein  verbreitete  technische  Bildung  des  Arbeiterstandes, 
welche  raschen,  versatilen  Uebergang  der  Arbeiter  zu  neuen  Productionsweisen 
erleiclitert.  sieh  als  hauptsächliclies  Heilmittel  gegen  die  Uebergangs wehen 
der  Maschineneinführung  erweist. 

Die  Zeiten  der  moralischen  und  geistigen  Degradation  des  Arbeiter- 
Standes  und  seines  Nachwuchses,  von  welcher  Engels  und  Marx,  mit  feurigen 
Zungen  predigend,  so  schreckliche  Beispiele  in  nur  allzu  wahrheitsgetreuer 
Schilderung  anführten,  beginnen  allmählich  zu  sehwinden  und  besseren  Tagen 
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Platz  zu  machen.  Zur  Erkenntnis  der  hinnmelschreienden  Uebelstände  gesellte 
sich  der  Vorsatz,  Wandel  zu  schaffen  auf  diesem  Gebiete.  Thatsäehlich 
zeigen  denn  aucii  die  in  dieser  Hinsiciit  getroffenen  Maassregeln  der  meisten 
europilisclien  Regierungen  das  löbliche  Bestreben,  durch  fjinfühnmg  und 
strenge  Einhaltung  der  allgemeinen  Schulpflicht,  sowie  durch  Errichtung 
von  Gewerbeschulen  und  industriellen  Fachlehranstalten  eine  neue  Aera, 
«ine  Aera  hölierer  allgemeiner  und  fachlicher  Bildung  des  Arbeiterstandes 
zu  inaugurieren.  Die  Früchte  solclier  Maassnahmen  geniesst  zum  Theile 
schon  unsere  Generation;  sie  in  völliger  Reife  ganz  zu  pflücken,  bleibt  den 
Oeschlechtern  einer  nicht  allzufernen  Zukunft  vorbehalten.  Der  Socialpolitiker, 
welcher  derartige  Bestrebungen  mit  aufmerksamen  Blicken  verfolgt,  kann  sie 
nur  billigen  und  ihnen  allerbesten  Erfolg  wünschen:  in  ihnen  liegt  ein  gutes 
Stück  der  Lösung  unserer  grossen,  weltbewegenden  socialen  Frage. 

Fabrik  und    Hausindustrie. 

Der  Fabriksbetrieb,  jene  Anwendungsform  des  Maschinenwesens,  in 
■welcher  das  Princip  der  Arbeitsvereinigung  am  deutlichsten  zum  Ausdrucke 
und  zur  Verkörperung  gelangt,  ist  äusserlich  durch  die  Centralisierung  der 
Arbeiten  und  Arbeitskräfte  an  dem  Standorte  einer  oder  mehrerer  grosser 
Maschinen  oder  Maschinencomplexe  als  dem  Productionsmittelpunkte 
gekennzeichnet. 

Zu  den  centralisierenden  Momenten  gehören  in  der  Fabrik  ausser  der 
■Grösse  der  Maschine  auch  noch  die  Nothwendigkeit  einer  genauen  üeber- 
wachung  des  Arbeitsprocesses  oder  des  Arbeiters  selbst.  Ver8chlepj)ungen, 
Defraudationen  müssen  hintangehalten,  die  Nichtausnützung,  Vertrödelung 
der  Arbeitszeit  kann  oft  nur  durch  scharfe  und  unablässige  Controle  ver- 
hindert werden.  Alle  diese  Gründe,  welche  auch  bei  einem  und  demselben 
Betriebe  zusammen  wirken  können,  lassen  die  Centralisierung  des  Arbeits- 
processes in  der  Fabrik  als  nothwendig  erscheinen. 

Anders  steht  es  hingegen  mit  jenen  AnwendungsfUUen  der  Maschine 
zu  Productionszwecken,  welche  man  gewöhnlicli  mit  dem  Namen  Haus- 
industrie bezeichnet.  Die  Hausindustrie  blüht  insbesondere  bei  solchen 
Productionszweigen,  bei  welchen  weder  die  Grösse  des  zur  Verwendung 
gelangenden  mechanischen  Motors,  die  Nothwendigkeit  der  Durchführung 
des  Principes  der  Arbeitsvereinigung,  noch  die  Gefahr  einer  Material- 
verschleppung, Zeitvergeudung,  einer  lässigen  und  darum  minderwertigen 
Arbeitsleistung  besteht. 

Sowohl  die  Centralisierung  der  .\rbeit  in  der  Fabrik  als  auch  ihre 
Decentralisierung  in  der  Hausindustrie  haben  eine  jede  ihre  eigenthümlichen 
Vortheile  und  Scliattenseiten  ftlr  den  Arbeiter.  Bei  der  Hausindustrie  freier, 
nicht  dem  strengen  Regelzwange  des  Fabriksdienstes  unterliegend,  führt  der 
Arbeiter  ein  vielleicht  bequemeres,  aber  dafür  auch  unsicheres  Dasein,  ist 
ausserdem  in  seinem  Verkehre  mit  dem  Unternehmer,  der  die  Erzeugnisse 
der  Hausarbeit  dem  Markte  zuführt,  in  vielen  Fällen  an  die  Vermittlung 
von  Zwisclienpersonen  gebunden. 

Zeitschiift  für  Vulkswirtsrhall,  SociAlpolitik  tinil  VerwillunK.    IV.  Dand,  3.  Heft.  29 
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Das  Leben  des  Fabriksarbeiters  hinwiederum  erheischt  völlige  Unter- 
ordnung unter  die  Satzungen  der  Fabrik,  willenloses  Sicheinfügen  in  den 
mächtigen  Arbeitsorganismus,  al)er  der  Arbeiter  erfreut  sich  eines  relativ 
weit  mehr  gesicherten  Daseins  als  der  Arbeiter  in  der  Hausindustrie  und 
ist  nicht,  wie  dieser,  behufs  Verwertung  seiner  Arbeitserzeugnisse  auf  die 
Function  von  Mittelspersonen  angewiesen. 

Das   Fabpiksunternehmen   insbesondere. 

Wenn  man  das  Unternehmen  als  die  auf  Gevv-inn  abzielende,  aber  der 

Verlustmöglichkeit  ausgesetzte  Beschaffung  von  Gütern  auf  eigene  Rechnung 

für  fremde  Bedürfnisse  definiert,  so  liegt  in  dem  Worte  Bescliatfung  zweierlei: 

Der  Begriff  der  Production  und  der  Begriff  des  Handels.  Das  Unternehmen 

ist  entweder  Productionsunternehmen   oder  Handelsunternehmen.    Insoferne 

das  Productionsunternehmen  mit  Hilfe   der  Maschine  produciert,    heisst  es 

Fabrik.   Die  volkswirtschaftliche  Function  des  Unternehmers   überhaupt  ist 

die  Vermittlung;  jene  des   Fabrikanten  als   Unternehmers   insbesondere  die 

Vermittlung  zwischen   den    einzelnen  Stadien   der  mittelst  Maschinenarbeit 

bewerkstelligten  Production.  Im  Rahmen  einer  und  derselben  Fabrik  ist  eine 

oft  sehr  lange  Reihe  verschiedener  Arbeiterberufsclassen  zu  einem  organischen 

Ganzen  zusammengefasst,   der  Fabrikant   als  Unternehmer  ist  es,   der   das 

Product  aus  dem  niederen  in  ein  höheres  Fabricationsstadium  iiinüberführt.^ 

Der  Charakter  des  Fabricates,  des  Industrieproductes  ist  die  Verschmelzung 

einer  Masse  producierender  Thätigkeiten.  Diese  Verschmelzung  wird  bei  manche» 

Industrien  durch  den  Generalcomplex  ineinander  greifender  Riesenmaschinen 

auch    im  -Productionsmittel    äusserlich    erkennbar.    (Vgl.    E.    Herrmana 

a.  a.  0.,  S.  157.) 

•  * 

Das  Moment,  welches  den  Fabrikanten  als  Unternehmer  veranlasst, 
die  mit  der  Gefahr  des  technischen  und  des  wirtschaftliehen  Misslingens 
verbundene  Unternehmerfunction  auf  sich  zu  nehmen,  ist  die  Hoffnung,  der 
Ertrag  des  Unternehmens  werde  einen  Ueberschuss  über  die  Productions- 
kosten  ergeben:  dieser  Ueberschuss  ist  der  Unternehmergewinn. 

Was  die  Frage  nach  der  Berechtigung  des  ünternehmergewinnes  bei 
dem  heutigen  Stande  der  Wirtschaftsordnung  anbetriff't,  so  lässt  sich  dieselbe, 
wie  Gross  (die  Lehre  vom  Unternehmergewinn,  S.  203)  treff'end  bemerkt 
hat,  nur  bei  Festhaltung  der  Unterscheidung  beantworten,  ,ob  der  Unter- 
nehmergewinn aus  besonderer  wirtschaftlicher  Gestaltung  des  Productions- 
processes  hervorgeht  oder  aber  besonders  günstigen  Absatzverhältnissea 
seine  Entstehung  verdankt." 

Den  Unternehmergewinn  der  ersten  Kategorie  haben  wir  —  abweichend 
von  Gross,  der  denselben  als  Prämie  für  die  vollständigste  Befolgung  des^ 
wirtschaftlichen  Gesetzes  der  mindesten  Kosten  und  des  höchsten  Nutzens 
bezeichnet  —  den  Sold  für  die  Uebernahme  und  Ausübung  jener  vermittelnden' 
Functionen    zwischen    den   Productionsfactoren  untereinander   und   zwischen. 
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Productioii  und  Consunition  genannt,  in  weldien  wir  das  Wesen  des  Unter- 
nehmens bestellend  fanden.') 

Zu  dieser  ersten  Kategorie  des  Unternelimergewinnes  tritt  als  zweite 
die  Kategorie  der  dem  Unternehmer  als  Folge  der  Conjunctur  zufallenden 
Gewinste.  (Vgl.  Gross  a.  a.  0.,  S.  219.)  Die  Grenze,  an  welcher  der 
eigentliche  Unternehmergewinn  aufhört  und  der  Conjunctiirgewinn  beginnt, 
für  jeden  einzelnen  Fall  zu  ermitteln  und  so  den  Unternehmergewinn  so- 
wohl als  den  dem  Unternehmer  infolge  wechselnder  Conjunctur  zufallenden 
Gewinn  rein  zu  erhalten,  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 

Es  erübrigt  uns  noch,  die  Stellung  des  Unternehmers  im  Preiskampfj 
mit  wenigen  Worten  zu  behandeln.  Wir  können  uns  hier  umso  kürzer 
fassen,  als  wir  diesem  Gegenstande  bereits  in  der  von  uns  citierten  Schrift 
(S.  67  if.)  eine  eingehende  FJrörterung  zutheil  werden  liessen. 

Je  billiger  der  Unternehmer  die  Güter  beschafft,  und  je  theurer  er 
dieselben  absetzt,  desto  grösser  ist  der  Unternehmergewinn.  Es  liegt  daher, 
um  der  Erzielung  eines  möglichst  grossen  Unternehniergewinnes  willen,  die 
möglichst  billige  Beschaffung  der  Güter  und  deren  Absatz  zu  möglichst 
hohen  Preisen  im  Interesse  des  Unternehmers.  Dem  Streben  des  Unter- 
nehmers auf  billige  Beschaffung  (sei  diese  nun  Production  oder  Ankauf) 
von  Gütern  und  auf  Absatz  derselben  zu  hohen  Preisen  widerstreiten  aber 
die  Intere;isen  zweier  Gesellschaftsclassen,  erstens  der  Besitzer  der  im 
Unternehmen  verwendeten  Productionsfactoren,  zweitens  der  Consumenten. 
Das  Streben  der  ersten  ist  naturgemäss  auf  möglichst  theure  Beschaffung, 
das  der  letzteren  auf  möglichst  wohlfeilen  Absatz  der  Güter  durch  den 
Unternehmer  gerichtet.  Dieser  Widerstreit  der  Interessen  ist  der  Preiskampf. 

Zur  Kennzeichnung  der  besonders  günstigen  Stellung,  welche  der 
Unternehmer  in  diesem  Preiskampfe  seinen  Gegnern  gegenüber  einnimmt, 
hat  sich  Röscher  des  Andruckes  „Vorhand"  bedient;  wir  selbst  haben 
in  unser  oben  citierten  Schrift  (S.  (58  f.)  diese  Stellung  des  Unternehmers 
dem  Standpunkte  auf  einer  hohen  Aussichtswarte  verglichen,  welcher  die 
aus  weiter  Ferne  herannahenden  Ereignisse  früher  wahrzunehmen  gestattet 
als  dies  den  in  der  Ebene  befindlichen  Menschen  —  das  sind  die  Gegner 
des  Unternehmers  im  Preiskampfe  —  möglich  ist. 

Das  Gebiet,  über  welches  freier  Ausblick  und  unbehinderte  Fernsicht 
dem  Unternehmer  vergönnt,  seinen  Gegnern  im  Preiskampfe  aber  versagt 
ist,  heisst  der  Markt. 

Die  Stätten  des  Fabrikswesens. 
Der  ursprüngliche  Standort  der  Fabriken  in  einem  Lande  ist,  wie 
schon  Babbage  (XXIII.  eh.  S.  232  der  cit.  deutschen  Uebers.)  bemerkt 
hat,  derjenige  Ort,  an  welchem  die  Natur  das  Kohmaterial  enieugte  und  in 
ihren  Lagern  für  die  Bedürfnisse  des  Menschen  vorriithig  hat.  So  wählt 
zum  Beispiel  die  Metallindustrie  ihren  SUindort  in  unmittelbarer  Nähe  der 

')  Unternehmen  und  üntemehniergewinn  von  Dr.  .\.  Körner.  Wien,  Manz   1893. 
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Metallbergwerke  und  Erzlager,  weil  der  weitere  Transport  der  schweren  Erze 
bedeutende  Kosten  erheischen  und  den  Preis  des  Fabrikates  unnütz  ver- 
theuern  würde.  Durch  eine  glückliche  Fügung  der  Natur  findet  sich  häufig 
in  nicht  allzubedeutender  Entfernung  von  Eisengruben  auch  die  zur  Ver- 
arbeitung des  Eisens  dienende  Kohle  vorhanden;  bei  anderen  Rohmaterialien, 
z.  B.  Kupfer,  deren  Verarbeitung  am  Fundorte  selbst  infolge  der  geo- 
logischen Beschaffenheit  des  Bodens  aus  Mangel  an  dem  erforderlichen 
Brennmaterial  (Kohle)  unmöglich  wird,  werden  wir  der  Erscheinung  gewahr, 
dass  das  Rohmaterial  auf  Wanderschaft  geht.  Es  verlässt  seine  Fundstätte, 
das  Bergwerk  und  wandert  an  solche  Orte,  wo  es  infolge  günstiger  geo- 
lotfischer  Verhältnisse  —  Vorhandensein  von  Brennstoff,  z.  B.  in  Kohlen- 
lagern  —  billig  verarbeitet  werden  kann. 

Während  so  das  Rohmaterial  zur  Kohle  wandert,  kommt  in  anderen 
Fällen  wiederum  der  Brennstoff  an  den  Ort.  wo  das  Rohmaterial  gewonnen 
wird;  die  grössere  Wohlfeilheit  des  Transportes  entscheidet  im  speciellen 
Falle,  welches  von  beiden  das  andere  aufsuchen  solle,  ob  das  Rohmaterial 
den  Brennstoff  oder  der  Brennstoff'  das  Rohmaterial. 

Zur  Vermittlung  des  Transportes  zwischen  den  Fundorten  der  Metalle 
und  den  Fundorten  des  Brennstoffes  dient  die  Wasserstrasse  (Fluss,  Canal, 
Meer)  und  in  ihrer  Ermanglung  der  Landweg. 

Dieselben  umstände,  welche  für  die  locale  Anordnung  des  Fabriks- 
wesens im  Lande  raaassgebend  sind,  bewirken  auch  die  Verlegung  bereits 
bestehender  Fabriksanstalten.  Babbage  (a.  a.  0.  XXIIL  eh.  S.  236  f.) 
führt  diese  Ortsveränderung  theils  auf  die  Unmöglichkeit,  gewisse  Ver- 
besserungen in  den  Maschinen  an  der  bisherigen  Fabriksstelle  zu  ver- 
wirklichen, thoils  auf  den  Einfluss  der  Arbeiter  selbst  zurück,  welche  sich 
einer  billigen  Herabsetzung  des  Arbeitslohnes  oder  der  Einführungen  von 
Verbesserungen  widersetzten.  So  haben,  wie  der  genannte  Autor  anführt, 
die  billigeren  Kohlenpreise  in  Englands  nördlichen  Provinzen  den  Exodus 
der  Wollenzeugfabrication  aus  Essex  und  Suffolk  in  jene  Xordprovinzen  — 
die  Arbeiterverschwörungen  in  Nottinghamshire  den  Exodus  der  dortigen 
Wirkerstühle  nach  Devonshire  zur  Folge  gehabt. 

Dass  derlei  Ortsveränderungen  eine  der  Hauptursachen  des  Schwankens 
der  Arbeitslöhne  bilden,  ist  eine  schon  Babbage  wohlbekannte  Thatsache. 

Die  Vertheilung  den  Industrie  im    Lande. 

Emanuel  Herrmann  hat  im  fünften  Bilde')  seiner  von  uns  schon 
mehrfach  angezogenen  , Miniaturbilder  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaft"  die 
Gruppierung  der  einzelnen  Industriezweige  eines  Landes  einer  scharfsinnigen 
Untersuchung  gewürdigt,  deren  Ergebnis  für  ihn  die  Entdeckung  des 
„Principes  der  Ringbildung"  geworden  ist. 

Wenn  der  genannte  Autor  die  wohlgeordnete  Reihe  von  Organen, 
welche  die  Industrie  im  Körper  eines  Staates  bildet,  in  ihrer  Anordung  den 


»)  Die  Dampfmühle  zu  Ebenfurth,  S.  178  ff.,  der  „Miniaturbilder". 
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Jaluesringen  eines  Baumes  vergleicht,  wenn  er  den  centripetalen  Grup- 
pierungen des  Markes  —  der  geistigen  Arbeit  —  die  centrifugale  Kraft  der 
mit  Masciiinen  betriel)enen  Imiustriezweige  als  neugebildeter  äusserer  Ringe 
gegenüberstellt,  so  ist  dies  alles  mehr  als  ein  Gleichnis,  bloss  bestimmt, 
zur  Veraiiscliaiilichuiig  zu  dienen,  es  ist  ein  wirtschaftsphysikalisches  Gesetz, 
erlangt  durch  Anwendung  einer  Untersuchungsmethode,  welche  die  wirt- 
schaftlichen Phänomene  mit  dem  Auge  des  Naturforschers  zu  betrachten 
verstand. 

Anknüpfend  au  die  Herrmann'schen  Untersuchungen  können  wir 
constatieren,  dass  der  King  des  Maschinenwesens,  und  zwar  speciell  der 
mit  Dampf  arbeitenden  industriellen  Betriebe  sich  stets  zu  erweitern  und 
seine  Betriebe  immer  ferner  vom  Centrum  ab  hinatiszurücken  die  Tendenz 
zeigt,  bis  er,  an  den  Grenzen  des  Staates  angelangt,  als  Grenzindustriering 
seiner  weiteren  Expansion  ein  Ziel  gesetzt  findet. 

Den  Industrieringen  eines  Staates  entsprechen  Centren.  Die  Anzahl 
und  Lage  dieser  letzteren  ist  bei  den  verschiedenen  Staaten  verschieden. 
Nähere  Details  über  diese  Materie  gehören  in  das  OJebiet  der  Statistik. 

Der   Handel. 

Auf  jenein  Punkte,  wo  der  Wert  meines  Productes  für  einen  anderen 
grösser  ist  als  für  mich  selbst,  entsteht  der  Handel.  Bekomme  ich  durch 
den  Verkauf  meines  Productes  den  Wert,  den  es  für  andere  hat,  so  bekomme 
ich  den  Ueberschuss. 

Ich  erzeuge  daher  durch  Handel  Reichthum.  Der  Handel  ist  dazu 
bestimmt,  mit  dem  Ueberschusse  Reichthum  entsehen  zu  lassen.  Auf  die 
Frage,  ob  der  Handel  bloss  eine  Bewegung  zwischen  Consumtion  und 
Production  sei.  oder  ein  Ziel  habe,  ist  zu  antworten:  Der  Handel  ist  eine 
Bewegung  mit  einem  Ziele.  Sein  Ziel  ist,  wie  das  jeder  Wirtschaft,  die 
Capitalbildung. 

Was  von  dem  einzelnen  Individuum,  das  gilt  auch  vom  einzelnen  Volke. 

Ein  Volk,  welches  den  Kreislauf  des  Güterlebens  in  sich  selbst  ab- 
schliesst,  schreitet  niemals  fort;  Fortschritt  ist  nur  dann  vorhanden,  wenn 
dasjenige,  was  ein  Volk  produciert,  seine  Verwertung  bei  einem  anderen 
Volke  findet,  für  welches  letztere  die  Producte  grösseren  Wert  besitzen  als 
für  das  producierende  Volk,  Fortschritt  ist  nur. dann  vorhanden,  wenn  sich 
ein  Process  entwickelt,  in  welchem  die  Wertlosigkeit  oder  Minderwertigkeit 
der  eigenen  Producte  eines  Volkes  für  das  eigene  Bedürfnis  desselben  auf- 
gehoben wird  durch  den  Wert,  den  ebendieselben  Producte  für  ein  anderes 
Volk  haben,  aufgehoben  dergestalt,  dass  in  dem  Consum  des  anderen  Volkes 
das  producierende  Volk  die  Verwertung  seiner  eigenen  Producte  und  dadurch 
die  Capitalbildung  findet. 

Dieser  Process  ist  der  Handel.  Die  Linien,  auf  denen  sich  der  Trans- 
port der  Producte  vollzieht,  sind  die  Handelswege,  nach  der  Art  und 
BeschatVenheit  dieser  letzteren  bestimmen  sicii  die  Transportkosten.  Nadi 
den  Transportkosten  wiederum  bestimmt  sich  der  Mittelpunkt  des  Handels- 
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gebietes,  der  Markt.  Er  ist  jener  Punkt,  bei  dessen  Annalime  der  Verkäufer 
und  der  Käufer  die  wenigsten  Transportkosten  zu  tragen  haben.  Da  nun 
die  Transportkosten  vornehmlich  durch  die  Entfernung  verursacht  werden, 
so  liegt  der  Markt  an  jenem  Punkte,  der  für  alle,  Consumenten  und 
Producenten,  der  nächste  ist. 

Die  Volkswirtschaft  ist  gleichgiltig  gegen  die  Entfernung  und  nimmt 
nur  auf  die  Kosten  Kücksicht,  weil  nicht  die  Entfernung,  sondern  nur  die 
Transportkosten  im  Preise  der  Ware  erscheinen.  Der  Handel  kennt  keine 
Entfernung,  sondern  nur  Transportkosten,  und  wenn  Stein  einmal  gesagt 
hat,  dass  die  Meile  des  Handels  in  dem  Gulden  besteht,  den  der  Transport 
kostet,  dass  der  Gulden  zur  Meile  wird,  so  hat  er  der  Wahrheit,  dass  das 
Mass  des  Wertes  beim  Handel  zum  Maasse  der  Entfernung  wird,  in  einem 
geistvollen  Dictum  Ausdruck  verliehen. 

Es  gibt  zwei  Transportwege:  der  zu  Wasser  und  der  zu  Lande.  Die 
Wasserstrasse  ist  der  Wlligere  von  diesen  beiden  Wegen;  wo  die  Wahl 
zwischen  denselben  offen  steht,  wird  die  Wasserstrasse  als  Transportsweg 
gewählt.  Der  Mittelpunkt  des  Handelsgebietes  strebt  vor  Erfindung  der 
Eisenbahnen  dem  Wasser  zu.  Die  Handelsplätze  des  Alterthums  und  Mittel- 
alters liegen  an  der  See. 

Der  Vorzug  des  Seeweges  vor  dem  Landwege  besteht  darin,  dass 
ersterer  vennöge  der  ebenen  Fläche  und  der  bewegenden  Naturkraft  des 
Windes  den  Transport  kostenfrei  besorgt,  während  der  Landweg  solcher 
kostenloser  Güterbeförderungsraittel  zunächst  entratlien  musste.  Da  kommt 
nun  der  erfinderische  Menschengeist  auf  den  Gedanken,  den  Landweg  zum 
Analogen  des  Seeweges  zu  machen,  den  Landtransport  theilhaftig  werden 
zu  lassen  einer  ebenen  Fläche  und  einer  bewegenden  Naturkraft  —  jener 
beiden  Momente,  in  denen  der  eigenthümliche  Vorzug  des  Seeweges  lag.  Die 
ebene  Fläche  ist  die  Schiene,  die  Eisenbahn,  die  bewegende  Naturkraft  ist 
der  Dampf.  —  Hiemit  sind  wir  bei  jenem  Punkte  angelangt,  auf  welchem 
die  Maschine  als  Transportmittel  des  Handels  ihre  Function  beginnt. 

Die   Maschine  als  Transportmittel. 

Die  Anforderung,  welche  der  Handel  an  die  Maschine  als  Transport- 
mittel stellt,  ist  hauptsächlich  jene,  dass  die  Maschine  die  Fähigkeit  besitze, 
sowohl  sich  selbst  von  einem  Orte  zum  anderen  zu  bewegen,  als  auch  an 
sie  gehängte  Lasten  dieser  ihrer  eigenen  Bewegung  folgen  zu  machen  — 
sie  zu  ziehen. 

Während  in  der  industriellen  Maschine  die  Bewegung  der  Naturkraft 
durch  einen  Organismus  zur  Ausübung  von  Arbeitsthätigkeit  an  einem  und 
demselben  Punkte  angehalten  wird,  lässt  die  locomotive  Dampfmaschine  der 
dch  bewegenden  Naturkraft  des  Dampfes  in  dem  Sinne  freien  Spielraum, 
dass  sie  ihr  die  Ortsveränderung  gestattet  und  Lasten  an  dieser  Orts- 
veränderung participieren  lässt.  Die  industrielle  Mascliine  dreht  ihre  Räder 
immer  an  einer  und  derselben  Stelle:  die  Locomotive  und  der  Dampfer 
fahren. 
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Mit  der  Function  der  Maschine  als  eines  Transportmittels  beginnt  der 
scharfe  Unterschied  zwischen  Land  und  See  allmählich  zu  verschwinden. 
Der  Wasserweg  ist  durch  den  glatten  Schienenweg  vollgiltig  ersetzt,  das 
Meer  des  Landhandels  ist  (um  mit  Stein  zu  reden)  die  Eisenbahn.  Der 
Wert  (oder  genauer  gesprochen  die  Differenz  des  Wertes  der  Producte  für 
Producentcn  und  Consunienten)  hat  die  Eisenbahn  gebaut  und  spannt  den 
Motor  Dampf  vor  die  Ware. 

Die  Verwischung  des  Unterschiedes  zwischen  Land-  und  Seeweg, 
welche  mit  lienfitzung  der  Dampfeisenbahnen  zu  Transportszwecken  eintritt, 
hat  zur  praktischen  Folge,  dass  der  Mittelpunkt  des  Güterumsatzes,  der 
Markt,  vom  Wasser,  dem  er  früher  zustrebte,  hinweg  und  zum  mathe- 
matischen Centrum  der  Länder  tendiert.  Die  Emporien  des  Alterthums  und 
Mittelalters  lagen  an  der  See,  die  Handelsplätze  unserer  Tage  liegen  an  den 
Kreuzungspunkten  der  Eisenbahnen. 

„Stadt  und  Dorf,"  sagt  Brougham  anlässlich  der  Besprechung  der 
Maschineneinfillirung  (a.  a.  0.  c.  VIL)  zu  Transportzwecken  und  speciell  der 
Danipfeiseiibalin  zwischen  Liverpool  und  Manchester,  „sind  einander  gleichsam 
angenähert  worden,  und  dennoch  behaupten  sie  die  Vortheile  ihrer  örtlichen 
Entfernung.  Der  Hafen  und  der  Sitz  der  Manufacturen  sind  nur  um  einen 
Zeitraum  von  zwei  Stunden  von  einander  entfernt,  während  auf  der  anderen 
Seite  ihre  Entfernung,  als  Raum  betrachtet,  eine  hinreichende  Strecke  für 
die  verschiedenen  Beschäftigungen  darbietet,  welche  zu  beiderseitigem 
Vortheile  beitragen." 

Das  ganze  Gebiet  von  Grossbritannien  und  Irland,  verallgemeinert  der- 
selbe Autor  schliesslich  seine  Ausführungen  über  die  Maschine  als  Transport- 
mittel, ist  gesclilossener  und  enger  vereinigt,  ja  selbst  bequemer  zum 
Reisen,  als  es  vor  zwei  Jahrhunderten  eine  einzige  Grafschaft  war.  Die 
Menschen  können  jetzt  ihre  Waren  auf  den  besten  Plätzen  austauschen; 
dem  Käufer  und  Verkäufer  steht  die  Wahl  des  Marktplatzes  frei. 


Die  Benützung  der  Maschine  zu  Transportzwecken  gehört  zu  jenen 
Verwendungen  der  Maschine,  bei  welchen  die  Schnelligkeit  sowohl  als  die 
Wohlfeilheit  der  Arbeitsleistung  eine  wichtige  Rolle  spielen.  Das  Verhältnis 
des  mittelst  Maschinen  (Dampfmaschinen)  bewerkstelligten  Güter-  (und 
Personen-)  Transportes  zur  Beförderung  mittelst  tliierischer  Kräfte  — 
Pferde  —  hat  vielleicht  nirgends  eine  so  schöne  und  richtige  Beurtheilung 
gefunden  als  in  dem  von  Babbage')  citierten  Parlaments-Commissions- 
Berichte  über  Dampfwagen,  einem  Actenstücke,  welches  für  uns  Epigonen 
umso  interessanter  ist,  weil  in  ihm  die  damals  möglichen  Fortschritte  des 
Maschinenwesens  und  speciell  der  Dampfwagen  mit  solcher  Schärfe  voraus- 
gesagt erscheinen,  dass  sich  die  Thatsachen  der  bis  heute  erzielten  Fort- 
schritte auf  diesem  Gebiete  mit  jenen  Prophezeiungen  vollkommen   decken. 


')  1.  c.  XXVIir.  eh..  S.  292  f. 
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„Einer  der  vorzüglichsten  Vortheile  beim  Gebrauche  des  Dampfes 
besteht  vielleicht  darin,"  sagt  der  erwähnte  Bericht,  ,dass  man  ihn  ebenso 
wohlfeil  bei  schneller  als  bei  langsamer  Fortbewegung  anwenden  kann,  was 
bei  Pferden  nicht  der  Fall  ist,  indem  die  Kosten  höher  steigen  im  Ver- 
hältnisse mit  der  Schnelligkeit.  Mau  ist  vollkommen  berechtigt,  zu  erwarten, 
dass  das  Eeisen  auf  üampfwagen  einst  eine  Schnelligkeit  erreichen  werder 
welche  den  höchstmöglichen  Grad  der  bisherigen  Methoden  mit  Pferden 
bei  weitem  hinter  sich  zurücklässt,  kurz,  dass  sie  keine  andere  Grenze  als 
die  der  Sicherheit  der  Passagiere  haben  werde.  Bei  der  Zugkraft  der  Pferde 
findet  das  Entgegengesetzte  statt.  Pferde  verlieren  durchgängig  weit  mehr 
an  Zugkraft,  als  sie  an  Schnelligkeit  gewinnen,  daher  denn  auch,  wie 
gesagt,  die  Arbeit  durch  Pferde  in  demselben  Verhältnisse  theurer  wird, 
als  sie  schneller  geschehen  muss." 

,So  werden  wir  also,"  fährt  der  Bericht  fort,  „eine  Kraft  erhalten,, 
die  ohne  Kostenvermehrung  der  inneren  Communication  eine  Geschwindig- 
keit sichert,  weit  hinausgehend  über  die  äusserste  Schnelligkeit  der  Zug- 
pferde. Zwar  haben  die  Dampfwagen  dieses  Ziel  noch  nicht  erreicht;  steht 
es  aber  einmal  fest,  dass  bei  gleicher  Sclmelligkeit  der  Dampf  mit  weniger 
Kosten  als  die  Pferde  sich  anwenden  lasse,  so  ist  es  nicht  zu  viel,  voraus- 
zusagen, dass  mit  der  täglich  wachsenden  Erfahrung  in  der  Behandlung 
der  Maschinen  auch  die  Geschicklichkeit,  das  Zutrauen  und  die  Schnellig- 
keit zunehmen  werden." 

Diese  Voraussagung  des  Berichtes,  über  welche  mancher  der  Zeit- 
genossen damals  bedenklich  das  Haupt  schütteln  mochte,  ist  wörtlich  ein- 
getroffen: Die  Errungenschaften  der  Technik  haben  ihr  Recht  gegeben. 

,Die  Wohlfeilheit  des  Transportes,"  heisst  es  in  dem  Berichte  weiter, 
,wird  wahrscheinlich  eine  Zeit  lang  nur  ein  secundärer  Zweck  bleiben. 
Kann  man  gegenwärtig  den  Dampf  mit  ebenso  geringen  Kosten  benutzeu 
als  die  Pferde,  so  gilt  die  Concurrenz  mit  den  bisherigen  Fortbewegungs- 
mitteln fürs  erste  bloss  der  Geschwindigkeit.  Erst  wenn  der  Vorzug  der 
Dampfwagen    ausser   allen  Zweifel   gestellt   ist,   tritt  durch  die  Concurrenz 

Ersparnis  im  Betriebe  derselben  ein Die  Commission  hält  sich  daher 

überzeugt,    dass    die  Erfahrung   bald  Verbesserungen   sowohl   in  Bezug  auf 
die  Maschine  selbst,  als  auf  die  wohlfeilere  Darapferzeugung  lehren  werde." 

Derlei  Verbesserungen  sind,  wie  die  Geschichte  der  Entwicklung  de» 
Dampfeisenbahnwesens  lehrt,  in  rascher  Aufeinanderfolge  auch  thatsächlich 
eingetreten. 

Der  Commissionsbericht  bespricht  sodann  in  schlichter  klarer  Dar- 
stellung noch  einen  anderen  Vorzug  der  Dampfkraft. 

, Grössere  Schnelligkeit  und  Verminderung  der  Kosten  sind  nicht  die 
einzigen  Vorzüge  der  Dampfkraft,  auch  die  Gefahr  wird  dadurch  vermindert. 
Werden  Pferde  angewendet,  so  vermehrt  die  gesteigerte  Schnelligkeit  nicht, 
bloss  die  Kosten,  sondern  auch  die  Gefahr;  das  Entgegengesetzte  ist  bei 
der  üampfkraft  der  Fall;  hier  ist  die  Gefahr  des  Durchgeliens  oder  des 
Umstürzens  um  vieles  geringer."  ....  Alle  Aussagen  der  Zeugen  vereinigen 
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sich  dahin,  dass  der  Conducteur  die  Bewegung  des  Dampfwagens  bestündig 
in  voller  Gewalt  behalten  könne.  Ohne  die  geringste  Mfllie  kann  ef  da 
innehalten  oder  wenden,  wo  Pferde  durchaus  keiner  Gewalt  gehorchen. 


Was  die  ehrwürdige  englische  Pariamentscommission  vor  einem  Jahr- 
hunderte propliezeite,  ist  heute  nicht  nur  buciistäblich  eingetroffen,  sondern 
die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Dampfmaschinenwesens  und  des 
Maschinenwesens  überluiupt  iiaben  selbst  die  kühnsten  Erwartungen  der 
Männer  des  achtzehnten  Säculuins  weit  überholt.  So  befindet  sich  die 
Menschheit  mit  Hilfe  des  durch  Ertindersinn  zu  Knechtesdiensten  gezähmten 
Motors  Dampf  in  einer  Epoche  des  Maschinenwesens,  deren  Gebilde  den 
ürgrosseltern  nicht  minder  gigantisch  und  wundersam  vorkommen  würden 
als  uns  das  Megatherium  und  die  grossen  Saurier  der  Vorzeit. 

Trotz  all'  seiner  hohen  Entwicklung  steht  übrigens  auch  heutzutage 
das  Maschinenwesen  nur  am  Beginne  einer  neuen  Aera.  Der  gewaltige  Motor 
Dampf,  dem  vor  hundert  Jahren  die  englische  Pariamentscommission  eine 
so  glänzende  Zukunft  prophezeite  und  der  durch  seine  culturfördernde  Arbeit 
im  Dienste  .der  Production  diese  Proi)hezeiung  ganz  und  voll  erfüllt  hat, 
beginnt  heute  mehr  und  mehr  überflüssig  zu  werden.  Eine  neue,  um  vieles 
gewaltiger  wirkende  Naturkraft  tritt  au  seine  Stelle  und  verdrängt  ihn  aus 
allen  seinen  Anwendungsgebieten.  Es  ist  die  Elektricität. 

Km  Sohn  der  neuen. Welt,  Franklin,  war  es,  der  an  ihrer  Wiege 
stand,  und  abermals  ein  Sohn  der  neuen  Welt,  Edison,  ist  es,  der  ihre 
geheimnisvolle  Kraft  in  hundertfaltiger  Verwendung  in  den  Dienst  der 
Wissenschaft  und  des  praktischen  Lebens  stellte.  Auch  der  alte  Continent 
hat  an  der  Dienstbarniacliung  dieser  mächtigen  Naturkraft  wacker  mit- 
geholfen: Die  Namen  Volta  und  Faraday  geben  ein  glänzendes  Zeugnis 
davon. 

Dass  die  Einführung  des  neuen  und  wesentlich  billigeren  Motors 
, Elektricität"  in  die  bisher  dem  Dampfe  vorbehalteuen  Anwendungsgebiete 
eine,  wenn  nicht  völlige,  so  doch  theilweise  Umgestaltung  der  dermaligen 
Formen  des  Mascliinenwesens,  eine  neue  erhebliche  Verwohlfeilung  der 
Producte,  zugleich  aber  auch  eine  vollständige  Umwälzung  der  gegenwärtigen 
industriellen  Productionsweise  7,ur  Folge  haben  wird  —  eine  nicht  geringere 
Umwälzung,  als  sie  seinerzeit  mit  der  Einführung  des  Motors  Dampf  ein- 
getreten, ist  zweifellos.  Der  Verstand  des  Menschen  der  Gegenwart  sieht 
sich  dieser  neuen  Naturkraft  gegenüber  genau  in  derselben  Lage,  wie  jener 
unserer  Ahnen  bei  Beurtheilung  des  Wertes  der  Dampfkraft.  Die  kühnsten 
Erwartungen  und  Hofl'nungen  von  heute  können  durch  den  Fortschritt  von 
morgen  weit  übertrotlen  werden.  So  reift  die  Culturwelt  dem  zwanzigsten 
Jahrhundert  entgegen.  Man  wird  es  das  Jahrhundert  der  Elektricität 
benennen.  Ihm  bleibt  es  vorbehalten,  den  Schleier  völlig  zu  heben,  der  die 
Gestalt  dieses  geheimnisvollen  Wesens  heute  noch  hüllend  umgibt. 
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Schlusswopt. 
•  Das  höchste,  freilich  unerreichbare  Ideal  des  Fortschreitens  der  Güter- 
production  würde,  wie  Röscher  (Grundlagen  der  Nationalökonomie,  5.  Aufl., 
1864)  sagt,  darin  bestehen,  dass  alle  Producte  ohne  Kosten  erzeugt  winden. 
Alsdann  wäre  jeder  unendlich  reich,  und  alle  Güter  wären  freie  Güter  wie 
Luft  und  Sonnenlicht.  Jean  Baptiste  Say  führt  den  gleichen  Gedanken  im 
zweiten  Capitel  des  zweiten  Buches  seines  Traite  d'econoraie  politique 
(S.  324  ed.  1861)  aus,  indem  er  sagt,  dass  —  den  Fall  der  Minderung 
der  Productionskosten  auf  Null  angenommen  —  die  Menschen  bezüglich 
aller  Güter  so  stehen  würden,  wie  dermalen  bezüglich  der  Luft  und  des 
Wassers,  welche  sie  verbrauchen,  ohne  dass  jemand  gezwungen  wäre,  jene 
Güter  zu  producieren,  beziehungsweise  als  Consument  sie  zu  kaufen.  Jeder- 
mann, sagt  Say,  ist  reich  genug,  um  zu  bezahlen,  was  die  Luft  kostet, 
jedermann  wäre  reich  genug,  um  zu  bezahlen,  was  alle  erdenklichen  Pro- 
ducte kosten  würden;  es  wäre  dies  der  Gipfelpunkt  des  Reichthums.  Es 
gäbe  dann  keine  politische  Oekonomie  mehr,  man  hätte  nicht  mehr  noth- 
wendig  zu  lernen,  durch  welche  Mittel  sich  der  Reichthum  bildet. 

Den  Einwurf  aber,  dass  es,  wenn  durch  fortgesetzte  Ersparungen  an 
Productionskosten  letztere  schliesslich  gleich  Null  würden,  offenbar  weder 
Grundrente  noch  Capitalzins  noch  Arbeitslohn,  also  überhaupt  kein  Ein- 
kommen der  Producenten  mehr  geben  würde,  beantwortet  der  citierte  Autor 
einfach  dahin,  dass  dann  überhaupt  nicht  mehr  von  Producenten  die  Rede 
sein  kann,  so  wenig  als  bei  Luft  und  Wasser. 

Wie  im  Organismus  der  Güterproduction,  so  stellt  auch  im  Organismus 
des  Gütertransportes  die  Maschine  dasjenige  Glied  vor,  dessen  Function 
eine  Herabminderung  der  Kosten  jener  Erzeugung  und  dieser  Beförderung 
der  Güter  zu  bewirken,  unausgesetzt  bestrebt  ist. 

Trotz  dieser  unleugbar  vorhandenen  Tendenz  des  Maschinenwesens 
und  seiner  Fortschritte  wird  aber  doch  niemals  jener  ideale  Zustand  erreicht 
werden,  welchen  die  kostenlose  Gfltererzeugung  und  Güterbeförderung  kenn- 
zeichnet. 

Eine  Hyperbel,  lehrt  uns  die  Geometrie,  nähert  sich  immer  mehr  und 
mehr  den  Assymptoten,  ohne  sie  jemals  zu  erreichen. 

Möge  es  uns  Nationalökonomen  gestattet  sein,  an  diesen  Lehrsatz 
anknüpfend,  ein  Gleichnis  aufzustellen,  indem  wir  die  Bahn  des  zur  suc- 
cessiven  Kostenminderung  tendierenden  Fortschrittes  als  Hyperbel  —  die 
Linie  aber,  Avelche  uns  den  idealen  Zustand  kostenloser  Güterproduction 
versinnbildlicht,  als  ihre  Assymptote  bezeichnen! 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


LVI.   Plenarversammlung  vom  5.   März  1895. 

Der  Vorsitzende,  Herr  Sectioiisschef  v.  Inaiiia  Sternegg  eröffnet  die 
Versammlung  mit  der  Mittheilung,  dass  Herr  Dr.  Michael  Hainisch  die  Gesell- 
schaft auf  dem  V.  Agrartage  vertreten  werde,  und  ertheilt  sodann  Herr  Dr.  Ale- 
xander Peez  das  AVort  zu  seinem  Vortrage  über  die  Verhältnisse  in 
Ostasien.  Da  dieser  Vortrag  im  II.  Hefte  des  IV.  Bandes  dieser  Zeitschrift 
vollinhaltlich  zum  Abdrucke  gelangt  ist,  soll  (r  hier  nur  kurz  skizziert  werden. 
Der  Herr  Vortragende  bringt  im  Wesentlichen  folgende  Mittheilungen. 

In  einer  Zeit,  wo  amerikanischer  Weizen  in  Ungarn  gekauft  werde  und  wo 
man  für  japanesische  Perlmutterknöpfe  in  Wien  Absatz  suche,  müsse  der  Blick 
des  Volkswirtes  die  Entfernungen  überwinden,  und  es  sei  daher  eine  Schilderung 
des  äussersten  Ostens  nicht  mehr  nnzeitgemäss.  800  Millionen  Menschen  mit 
alter  Cultur,  zu  strenger  gewerblicher  Arbeit  erzogen,  kluge  Leute,  gewohnt,  auf 
eigenen  Füssen  zu  stehen,  sich  überall  rasch  einlebend,  wohnen  in  China,  Japan 
und  Indien.  In  breitem  Strom  habe  sich  bereits  die  chinesische  Auswandenmg 
nach  Südosten  und  Osten  ergossen,  über  die  Inselketten  an  der  Ostküste  Asiens, 
über  Australien  und  Polinesien  nach  Chile,  Peru  und  Californien.  Etwa  5  Millionen 
Chinesen  vertheilen  sich  über  Hinterindien  und  Californien.  Sie  .seien  von  einer 
fast  allgemeinen  Brauchbarkeit,  lassen  sich  in  den  verschiedensten  Berufszweigen 
verwenden  und  kehren  meist  mit  Geld  beladen  in  die  Heimat  zurück;  zu  ihrem 
Ersätze  rücken  für  einen  zehn  andere  nach.  Dr.  Metzger  habe  ihr  Vorgehen 
geschildert.  Ihre,  sowie  der  Japanesen  kunstgewerbliche  Arbeiten  seien  bekannt. 
Allerdings  habe  die  Umwandlung  des  Kleingewerbes  zur  Maschinenindustrie  erst 
begonnen.  In  Indien  werde  dieselbe  von  der  englischen  Kegiennig  ein  wenig 
eingedämmi,  in  China  bisher  grundsätzlich  zurückgedrängt.  Ob  dies  aber  auch 
nach  dem  Kriege  möglich  sein  werde?  In  Japan  sei  die  Grossindustrie  in  vollem 
Entstellen  begriffen.  Auch  zum  Grosshandel  eignen  sich  diese  Völker  vollkommen. 
Der  Zwischenhandel  zwischen  dem  englischen  Handel  und  den  chinesischen  Klein- 
händlern sei  bereits  in  chinesischen  Händen,  und  die  Küsten.schiffe  gehören  jetzt 
überwiegend  chinesischen  Gesellschaften. 

Das  Hauptmoinent.  das  l)ezüglich  der  Concurrenzfrage  ins  Auge  zu  fassen 
wäre,  bilden  die  Lohnverhältnisse.  Im  Dienste  eines  Landsmannes  stelle  sich  der 
Lohn  nur  auf  9 — 13  Pfennig  nebst  der  höchst  frugalen  Kost.  Dafür  verrichte  der 
chinesische  Arbeiter  in  San  Francisco  die  schwerste  Arbeit,  die  kein  Weisser 
möge.     Es  erscheine  natürlich,  dass  durch  diese  Concurrenz  die  weissen  Arbeiter 


^gQ  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte. 

in  Schrecken  gesetzt  wurden.  Das  sogenannte  ..gelbe  Fieber"  sei  ausgebrochen, 
Gewaltthaten  seien  nicht  mehr  zu  vermeiden  gewesen.  In  Vancover,  dem  End- 
punkte der  canadischenBahii,  habe  man  gegen  alles  Recht  einen  Zoll  von  7  Pfennigen 
für  jeden  einwandernden  Chinesen  erhoben,  in  Australien  die  Einwanderung  ganz 
verboten  und  dennoch  habe  man  sie  nicht  aufheben  können,  sondern  nur  ein 
wenig  verringert.  Wenn  man  nun  bedenke,  dass  der  Arbeitslohn  einen  immer 
grösser  werdenden  Procentsatz  der  Erzeugungskosten  bildet,  so  sehe  man  den 
Vorsprung,  den  die  chinesische  Industrie  vor  der  europäischen  habe.  Darin  liege 
ein  gewaltiger  Anreiz  für  den  europäischen  Unternehmer,  sich  der  billigeren, 
ostasiatischen  Arbeit,  sei  es  in  Europa,  sei  es  in  China  selbst,  zu  bedienen; 
darin  liege  für  den  europäischen  Arbeiter  die  Gefahr,  vom  Arbeitsmarkte  verdrängt 
und  in  seinem  Standard  of  life  herabgedrückt  zu  werden. 

Die  politischen  Verhältnisse  in  Ostasien  dürfen  bei  dieser  Betrachtung 
nicht  unberücksichtigt  gelassen  werden.  Längere  Zeit  war  Europa  in  China  nur 
durch  England  vertreten,  welches  durch  den  Opiumkrieg  von  1840 — 1842  und 
durch  weitere  Siege  von  1860  sich  verschiedene  Handelsgelegenheiten  und  Handels- 
vortheile  verschafft  hatte.  Dann  eroberte  Frankreich  Cochinchina  und  Tonking. 
Den  dritten  und  wichtigsten  Schritt  macht  Russland  mit  dem  Bau  der  sibirischen 
Bahn,  welche  die  Entfernnng  London-Shanghai  von  44  Tagen  Dampfschiffahrt 
auf  24  Tage  Eisenbahnfahrt  verkürzen  wird.  Russland  gewinnt  also  von  allen 
europäischen  und  amerikanischen  Staaten  den  nächsten  Weg  nach  China,  und 
sicherlich  wird  ein  Theil  des  ostasiatischen  Handels  von  dem  Seeweg  durch  den 
Suezcanal  auf  den  Ueberlandweg  abgelenkt  werden.  Die  Rivalität  zwischen 
Russland  und  England  muss  damit  in  vollem  Umfange  zu  Tage  treten. 

Der  Vortragende  führt  nun  eine  Reihe  von  Äusserungen  verschiedener  Sach- 
kundiger über  den  Verlauf  und  die  Folgen  des  letzten  Krieges  zwischen  China  und 
Japan  an. 

Wenn  auch  an  diesen  Urtheilen  von  Thomas  Wade,  Sir  Edvin  Arnold, 
W.  Stead  und  E.  Belknap  vielleicht  manches  übertrieben  ist,  sagt  der  Herr 
Redner,  und  die  Japanesen  es  bisher  nur  mit  Chinesen  zu  thun  gehabt  haben, 
so  ist  doch  ihre  ausserordentliche  Kriegstüchtigkeit  unverkennbar.  Und  Völker, 
die  sich  im  Kriege  bewähren,  sind  meist  auch  für  das  wirtschaftliche  Leben 
geschickt.  Mit  der  Entwicklung  Japans  zum  Industriestaate  haben  wir  sicher  zu 
rechnen.  Unsicherer  und  dunkler  liegen  die  Dinge  in  China.  Aber  auch  dort 
scheinen  sich  richtige  Ansichten  über  die  wahre  Ursache  der  Niederiage  durchzu- 
ringen, es  wird  sich  auch  dort  nach  dem  Kriege  eine  Entwicklung  im  Sinne  der 
europäischen  Cultur  vollziehen,  rascher  und  überzeugter  als  bisher,  aber  nicht 
überstürzt;  zunächst  ist  das  ganze  Kriegsmaterial  zu  erneuern;  infolge  dessen 
gibt  es  Staatsschulden,  neue  Steuern,  vertheuerte  Erzeugung,  höhere  Löhne.  Es 
werden  Eisenbahnen  gebaut  werden;  damit  kommt  das  ganze  Maschinenwesen 
angerückt.  Die  Chinesen  werden  möglichst  viel  im  Lande  erzeugen,  aber  doch 
zunächst  noch  auf  Europa  angewiesen  sein.  Versuchen  wir  dann  doch,  auch 
Einiges  für  unser  Land  zu  erhaschen.  Aber  auch  die  Kehrseite  wird  nicht  aus- 
bleiben. Das  europäische  Capital,  vom  hohen  Zins  gelockt,  wird  sich,  wie  früher 
nach  Amerika,  so  jetzt  nach  China  ziehen  und  dort  die  Industrie  verstärken.   Die 
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europäischen  Capitalien  in  Kumpa  und  die  nach  China  ausgowandertcn  eumpäiHchen 
Capitalien  werden  sich  bi'kiimpfen.  Die  Zollpolitik  wird  ihre  Kolle  spielen. 
Allmählich  aber  wird  der  Schwerpunkt  der  gewerblichen  Erzeugung  immer  mehr 
nach  Ostasien  fallen,  der  Im])ort  wird  Einschriinkuns'en,  erfahren,  und  in  einzelnen 
Artikeln  wird  Ostasien  sogar  uns  seihst  in  Europa  aufsuchen.  Aber  gleichzeitig  wird 
auch  der  Bedarf  in  Ostasien  wachsen  und  uns  manche  Entschädigung  bieten.  An 
einen  Kampf  der  weissen  und  gelben  Rasse  auf  Leben  und  Tod  glauben  wir  in 
absehbarer  Zeit  nicht,  wenn  auch  die  politischen  Verhältnisse  in  Ostasien  unter 
den  verschiedenen  Bestrebungen,  die  ich  oben  geschildert  habe,  sich  compliciert 
genug  gestalten  miigen. 

Nachdem  Herr  Dr.  Poez  geschlossen,  ergritf  Herr  Dr.  Friedrich  Schmid, 
das  Wort,  um  den  Vortrag  desselben  noch  durch  einige  Daten  zu  ergänzen. 
Zunächst  erörterte  er  die  Währungs  Verhältnisse,  die  in  so  engem  Zusammen- 
hang mit  den  Exportverliiiltnissen  stehen.  Japan  habe  bekanntlich  vor  einigen 
Jahren  die  Doppelwährung  mit  der  Kelation  16'17  :  1  eingeführt.  Als  sich  hernach 
das  factische  Verhältnis  zwischen  beiden  Edelmetallen  verschob,  sei  das  japanische 
Gold  ausgewandert  und  jetzt  überall  zu  finden,  in  der  Oesterreiehisch-ungarischen 
Bank  und  in  der  Deutschen  Reichsbank,  nur  nicht  in  Jajjan  selbst.  Die  Kriegs- 
entschädigung wolle  Japan  dazu  benützen,  um  wieder  Gold  anzuschaffen  und 
zur  Goldwährung  überzugehen.  Vorläufig  weise  aber  auch  das  Silber  in  Japan 
ein  Agio  auf.  Es  laufen  Staatsnoten  und  Xoten  der  Bank  von  Japan  um,  einer 
C'entralnotenbank   nach   belgischem   Muster,    deren   Hauptactionär   der  Mikado   sei. 

Besonders  interessant  aber  seien  die  Verhältnisse  in  China.  Dort  herrsche 
nämlich  seit  3000  Jahren  die  reine  Creditwährung,  deren  Möglichkeit  bei  uns  im 
Abendlande  bestritten  wurde.  Nur  eine  Gattung  von  kleinen  Münzen,  von  den 
Engländern  „cash'"  genannt  (der  chinesische  Ausdruck  dafür  ist  _Li"  oder  „Tung- 
tsin"),  wird  dort  geprägt,  von  denen  ungefähr  tausend  einen  Dollar  wert  sind. 
Diese  Münzen  sind  aus  Kupfer  oder  Zink,  ihr  Metallwert  ist  viel  geringer  als 
ihr  Nominalwert.  Die  Ausländer  verlangen  aber  Silber  und  Gold.  Auch  das 
gibt  es  im  Lande.  China  produciert  gegenwärtig  jährlich  Silber  im  Werte  von 
25 — 30  Millionen  Francs  und  Gold  im  Werte  von  30 — 35  Millionen  Francs  und 
könnte  viel  mehr  prodncieren,  wenn  der  Bergbau  in  China  nicht  von  Regierungs- 
wegen stetig  gehemmt  würde,  aus  Furcht,  der  Ackerbau  könnte  vernachlä.ssigt 
werden.  Das  Silber  wird  im  Verkehre  gewogen,  von  eigenen  Beamten  („Hungkoos") 
probiert  und  mit  seinem  Feingehalt  bezeichnet.  Nun  sind  aber  das  übliche 
Gewicht,  der  Tael.  und  die  Feingehaltsusancen  von  Provinz  zu  Provinz  und  von 
Stadt  zu  Stadt  verschieden,  ja  in  den  grösseren  Städten  gilt  sogar  häufig  in  einer 
Hauptstrasse  ein  anderer  Tael  als  in  den  anderen.  Es  muss  also  immer  von 
neuem  gewogen  und  geprüft  werden,  da  die  Bezeichnung  des  Feingehaltes  nur  in 
dem  Amtsbezirke  des  betreffenden  Beamten  gilt.  Nur  in  den  Vertragshäfen  gilt 
gleiches  Gewicht  und  gleicher  Feingehalt.  Man  darf  übrigens  nicht  glauben,  dass 
die  Chinesen  den  geprägten  Münzen  feind  wären;  wenn  sie  Jin  eine  gewisse  Sorte 
gewöhnt  sind,  überzahlen  sie  dieselbe  sogar.  So  waren  die  spanischen  Säiilenpiaster 
und  später  die  mexikanischen  Dollars  sehr  beliebt  bei  ihnen ;  ja  sie  wurden  bis 
100   Proc.    über   ihren    Wert    bezahlt.     Prinz   Knng,    der    frühere   Vicekönig    von 
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Huaiigtuiig,  errichtete  sogar  eine  eigene  Münze  zu  Canton  und  jirägte  chinesische 
Silberdollars.  Aber  es  wurden  zu  viel  Interessen  dadurch  geschädigt;  die  Probier- 
beamten,  die  Geldwechsler  etc.  riefen  eine  starke  Agitation  hervor,  und  die  Münze, 
die  grösste  und  besteingerichtete  der  Welt,  wurde  gesperrt.  Gegenwärtig  dringt 
von  Tonking  das  französische  Fünffrankenstück  unter  dem  Namen  „Dollar*  nach 
China  ein  und  es  wird  den  Chinesen  noch  dadurch  mundgerechter  gemacht^  dass 
bei  den  Scheidemünzen  auch  das  Gewicht  auf  die  Münze  geprägt  wird.  Die 
Creditwährung  in  China  bringt  viel  Uebelstände  mit  sich;  wie  jedes  Creditgeld, 
schwankt  auch  das  chinesische  ungeheuer.  Es  wird  sicherlich  nicht  mehr  lange 
dauern,  bis  ein  geordnetes  Münzsystem  dort  eingeführt  wird,  das  nur  auf  .Silber 
beruhen  kann;  sobald  das  geschieht,  ist  die  Silberfrage  für  Jahrhunderte  hinaus 
gelöst.  Chinas  Bedarf  wird  ein  unermesslicher  sein.  Der  Wert  des  Goldes  ist 
in  China  in  letzter  Zeit  stark  gestiegen.  Und  der  Goldexport  Chinas  nach 
London  hat  sich  zwischen  den  Jahren  1890  und  1893  von  200.000  £  auf 
2  Millionen  Pfund  Sterling  erhöht.  Von  einer  Silberdepression  aber  ist  im  Lande 
noch  nichts  zu  bemerken.  Der  Chinese  begreift  nicht,  warum  er  für  dieselbe 
Ware  jetzt  mehr  Silber  geben  soll  als  früher  und  beschränkt  darum  seine  Einkäufe; 
weil  er  aber  für  seine  Waren  viel  mehr  Silber  bekommt  als  früher,  exportiert  er 
viel  mehr.   Bis  nach  England  sind  in  letzter  Zeit  chinesische  Exporteure  gelangt. 

Redner  wendet  sich  nun  zur  Besprechung  der  innerpolitischen  Verhältnisse 
Chinas  und  schliesst  mit  dem  Ausdruck  des  Wunsches,  dass  wenn  sich  diese 
^Verhältnisse  in  einem  Europa  günstigen  Sinne  ändern  sollten,  nicht  wieder  seitens 
p]nglands  der  rein  kaufmännische  Standpunkt  vertreten  werde,  sondern  dass  es  sich 
seiner  Mission  bewusst  sein  möge,  europäische  Cultur  nach  China  zu  tragen. 

Nach  diesen  Ausführungen  wird  die  Sitzung  geschlossen. 

LVII.   Plenarvensammlung  vom   2.  Appil   1895. 

Nach  Eröffnung  der  Versammlung  durch  den  Vorsitzenden  Herrn  Sectionschef 
V.  Inama-Sternegg  hält  Ministerial-Secretär  Dr.  Breycha  einen  Vortrag 
über  die  von  der  Regierung  vor  wenigen  Jahren  eingeleite  Action  zur  Förderung 
des  Kleingewerbes. 

Der  Redner  verweist  zunächst  auf  die  unleugbare  Nothlage  des  Kleingewerbes, 
welches,  wenn  sein  Gebiet  auch  immer  mehr  und  mehr  eingeschränkt  werde,  dennoch 
eine  ausgedehnte  Grundlage  im  Volksleben  habe,  und  als  Reparatur-  und  Kunst- 
gewerbe, sowie  überall  dort,  wo  die  Handarbeit  noch  wesentlich  sei,  bei  entsprechender 
Anleitung  mit  der  Grossindustrie  sehr  wohl  concurrieren  könne  und  daher  auch  An- 
spruch auf  diese  Anleitung  und  auf  Unterstützung  habe. 

Gelegentlich  der  Budgetdebatte  des  Jahres  1891  wurde  vom  Abgeordneten 
M  e  n  g  e  r  eine  Action  behufs  Einführung  von  Motoren  und  Arbeits- 
maschinen,  sowie  von  neuen  Arbeitsmethoden  im  Kleingewerbe, 
ferner  die  Errichtung  von  Facheursen  für  verschiedene  Gewerbszweige  angeregt 
uud  diese  Anregung  auch  von  anderen  Abgeordneten  unterstützt.  Der  Abgeordnete 
M  e  n  g  e  r  wies  damals  darauf  hin,  dass  viele  Gewerbszweige  durch  Anwendung 
moderner,  technischer  Behelfe  concurrenzfähig  werdeiT  könnten,  dass  aber  die 
Gewerbetreibenden   von   diesen   Behelfen    gar  nichts  erfahren  oder  nicht  genügend 
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über  dort'ii  Brauclibarkoit  orientiert  seien  oder  endlich  nicht  die  Mittel  hätten, 
dieselben  zn  erwerben.  Die  Regierang  möge  die  Einführung  solcher  Arbeitsbehelfe 
und  Methoden  dadurch  fördern,  das»  sie  die  Abhaltung  von  Vorträgen  über 
derartige  Fragen,  sowie  auch  den  Ankauf  von  Maschinen  durch  fachlichen  Bcirath 
oder  linanziell  unterstütze.  Alsbald  wurde  eine  diesbezügliche  KegierungsvorlagS 
eingebracht  und  ein  Credit  von  10.000  fl.  für  das  Jahr  1892  bewilligt.  Eine 
Commission  im  Handels-Ministerium  beschloss  folgende  Verwendung  dieses  Credits. 
Erstens  sollte  in  dem  technologischen  Ge werbemusenm  in  Wien  ein 
Kleingewerbes  aal  eingerichtet  werden,  in  welchem  die  betreffenden  Motoren 
und  Arbeitsmaschinen  zur  Besichtigung  aufgestellt  und  im  Betriebe  gezeigt  werden 
Sollten.  Ein  anderer  Theil  des  Credites  sollte  für  die  Provinzen  verwendet 
werden  zur  Veranstaltung  von  Ausstellungen  in  verschiedenen  gewerblichen 
Centren;  der  Rest  sollte  dazu  dienen,  Motoren  anzuschaffen  und  dieselben 
gewerblichen  Corporationon  zn  überlassen.  Aach  die  Einsetzung  eines 
Beirathos  im  Handels-Ministerium  zur  Förderung  des  Kleingewerbes  wurde  damals 
beschlossen.  Die  Credito  betrugen  in  den  Jahren  189.3  und  1894  bereits  je 
20.000  11.,  so  dass  bis  jetzt  im  Ganzen  50.000  fl.  dem  bezeichneten  Zwecke 
zugeführt  worden  sind. 

Redner  geht  nun  zur  thatsächlichen  Verwendung  dieser  Credite  im  Ein- 
zelnen über  und  schildert  zuerst  Einrichtung,  Besuchsstunden  und  Frequenz  des 
Kleingeworbesaales.  Schon  im  Jahre  1892  sei  derselbe  stark  besucht  worden, 
namentlich  von  Schuhmachern  und  Schuhmacher-Corporationen.  Im  Jahre  1894, 
nachdem  der  Saal  bedeutend  vergrössert  worden  war,  —  es  befinden  sich  nun- 
mehr auf  einem  Raum  von  500  Quadratmetern  120  stets  wechselnde  Objecte,  — 
vermehrte  sich  auch  die  Frequenz;  die  Besucher  recrnticren  sich  seither  ans  den 
verschiedensten  Berufen.  Ausserdem  wurde  in  den  Jahren  1892/3  und  1893  4 
im  Kleingewerbesaiile  ein  sechsmonatlicher  Abendeurs  iiber  „technische  Arbeits- 
behelfo  für  das  Kleingewerbe"  abgehalten,  leider  mit  so  stark  abnehmender 
Frecjuenz,  dass  der  Curs  im  October  1894  gar  nicht  eröffnet  wurde.  Ferner 
hielten  die  Beamten  des  Kleingewerbesaales  verschiedene  populäre  Vorträge.  Immer 
hänfiger  wird  das  Bureau  des  Kleingewerbesaales  von  Gewerbtreibendon  in 
Betreff  der  Beschaffung  und  Verwendung  von  Maschinen  um   Rath  gefragt. 

Die  kleingewerblichen  Ausstellungen  in  den  Provinzen  wurden  vom 
technologischen  Museum  mit  Snbventioniernng  des  Handelsministeriums,  eventuell 
der  Handels-  und  Gewerbekammern,  veranstaltet,  theilweise  im  Anschlüsse  an 
andere  allgemeine  Ausstellungen,  theilweise  selbständig.  Seit  1894  werden 
nur  mehr  Ausstellungen  veranstaltet,  die  mindestens  4  Wochen  danern  und  für 
welche  ein  Raum  von  wenigstens  300  Quadratmetern  zur  Verfügung  steht,  denn 
sonst  wäre  die  Zahl  der  Besucher  zu  klein  und  die  Kosten  kämen  zu  hoch.  Die 
bedeutendsten  Ausstellungen  des  Jahres  1893  waren  die  Tiroler  Landesausstellung 
in  Innsbruck,  die  Gewerbe-Ausstellung  in  Aussig  und  die  Motorenausstellung 
für  das  Kleingewerbe  in  Troppau.  Viel  grössere  Wichtigkeit  hatten  die  Aus- 
stellungen des  Jahres  1894;  die  allgemeine  Landesausstellung  in  Lemberg,  die 
landwirtschaftliche  Ausstellung  in  Königgrätz,  die  Motorenausstellung  für  das 
Kleingewerbe   in  Graz  und  endlich  die  bedeutendste,  die   Ausstellung   tech- 
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nischer  Arbeitsbehelfe  in  Prag.  Auf  dieser  letzteren  Ausstellung  waren 
322  Objecte  ausgestellt,  die  Besucherzahl  betrug  28.000,  die  Verkäufe  daselbst 
beliefen  sich  auf  250.000  fl.  Die  aus  dem  Gewerbeförderungs-Credite  für  alle 
diese  Ausstellungen  entnommene  Summe  betrug  circa  8000  fl.  Die  Mehrkosten 
wurden  durch  die  Ausstellungs-Conimissionen  gedeckt. 

Bei  der  Zuwendung  von  Arbeitsbehelfen  wurde  in  folgender  Weise 
vorgegangen.  Die  beim  Handels-Ministerium  eingelangten  Gesuche  wurden  zunächst 
der  Direction  des  technologischen  Gewerbemuseums  überwiesen,  welches  die 
nöthigen  Erhebungen  pflog;  hierauf  wurden  sie  dem  Gewerbeförderungs-Beirathe 
vorgelegt,  nach  dessen  Beschlüssen  das  Handelsministerium  entschied.  Die 
Anschaffung  und  factische  Ueberweisung  wurde  vom  Museum  besorgt.  Im  Ganzen 
sind  mehr  als  100  derartige  Gesuche  eingelaufen;  nur  46  konnte  entsprochen 
werden,  im  allgemeinen  wurden  aber  nur  diejenigen  Gesuche  abgewiesen,  denen 
principielle  Bedenken  entgegenstanden ;  grundsätzlich  wurden  übrigens  die  Maschinen 
nur  Corporationen  zugewendet,  einzelnen  Personen  nur  dann,  wenn  eine  Mit- 
benützung seitens  der  Fachgenossen  walirscheinlich  gemacht  wurde.  Die  Zuwendung 
erfolgte  meist  leihweise  auf  mehrei'e  Jahre,  in  einigen  Fällen  gegen  Katen- 
zahlungen. Weitaus  den  gn'issten  Procentsatz  unter  den  Gesuchstellern  bildeten 
die  Schuhmacher.  Das  kam  nicht  unerwartet,  denn  gerade  dieses  Gewerbe 
gehört  zu  denjenigen,  die  bei  Anwendung  moderner  technischer  Behelfe  der 
Concurrenz  der  Fabriken  gewachsen,  ja  überiegen  sind.  Ferner  war  den 
betheilten  Schuhmacher-Genossenschaften  durch  Militäriieferung  ein  bedeutender 
Absatz  gesichert;  gegenwärtig  wird  ein  Viertel  des  Heeresbedarfes  an  Schuhen 
durch  das  Kleingewerbe  besorgt,  und  die  vom  Acrar  zurückgewiesene  Ware  betrug 
im  Jahre  1894  nur  mehr  1  Proc.  der  gelieferten  gegen  25  Proc.  im  Jahre  1892, 
gewiss  ein  Beweis  für  den  Nutzen,  den  die  Motoren  schaffen. 

Bei  der  Uebergabe  solcher  Behelfe  an  die  Genossenschaften  wird .  die 
Bedingung  gestellt,  dass  dieselben  allen  Mitgliedern  zugänglich  gemacht  und  dass 
eine  Abschrift  des  Kegulativs  für  die  Benützung  dieser  Behelfe  vorgelegt  werden 
müsse.  Zeitweilig  visitieren  Beamte  des  Museums  unangemeldet  die  Betriebe, 
denen  Motoren  überlassen  wurden;  es  hat  sich  gezeigt,  dass  dieselben,  mit  einer 
einzigen  Ausnahme,  sich  in  gutem  Zustande  befanden  und  fleissig  benützt  wurden. 
Zweifellos  wird  mit  der  Zeit  die  Nachfrage  nach  Motoren  eine  so  grosse  werden, 
dass  selbst  höhere  Credite  dafür  nicht  ausreichen  werden;  doch  werden  hoffentlich 
die  Genossenschaften  sich  die  Maschinen  dann  selbst  anschaffen,  wenn  auch  vielleicht 
durch  Vermittlung  des  Gewerbemuseums. 

Mit  dem  Jahre  1895  wurde  die  Action  erweitert,  der  Credit  ist  für  dieses 
Jahr  auf  35.000  fl.  erhöht,  lieber  einen  Antrag  des  Abgeordneten  Menger 
wurden  im  Gewerbemuseum  „Meisterschulen",  auch  .Musterwerkstätten" 
genannt,  eröffnet.  Den  Meistern,  die  ihrem  Berufe  entzogen  werden,  um  die 
neuesten  Fortschritte  in  ihrem  Gewerbe  kennen  zu  lernen,  wurde  der  Besuch  durch 
Stipendien  möglich  gemacht.  Am  1.  Februar  1895  wurde  der  erste  Meistercurs, 
zunächst  nur  für  Schuhmacher  eröffnet.  Die  Unteirichtsdauer  war  auf  6  Wochen 
(durchschnittlich  10  Unterrichtsstunden  im  Tage)  bemessen,  das  Stipendium 
betrug   100  fl.     Es    wurde   eine   Lehrwerkstätte    eingerichtet    und    zwei    geeignete 
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Xehrkräfte  aufi^enommen.  Bei  der  Auswahl  der  Schüler  (12  aus  200  Competenten^ 
wurde  besonderes  Gewicht  darauf  ffelef^,  solche  Leute  zu  gewinnen,  die  man 
später  als  Fach-  oder  Wanderlehrer  gebrauchen  konnte.  Unterriehtsgegenstände 
waren  ausser  den  gewerbetechnischen  Arbeiten  noch  Buchführung  und  Betriebs- 
calciilation.  Es  bestehen  nun  allerdings  zwei  Fachschulen  der  Schuhmacher  in 
Wien,  aber  abgesehen  davon,  dass  diese  von  den  Heitrilgen  der  Schüler  unter- 
halten werden,  sind  sie  mit  den  Meistercursen  auch  sonst  nicht  zu  vergleichen, 
die  überhaupt  nicht  leicht  ihres  Gleichen  auf  dem  Continente  finden.  Im 
Jalire  1895  finden  zwei  solche  Curse  für  Schuhmacher  statt,  im  nächsten  Jahre 
äoUen  auch  für  andere  Gewerbe  solche  eröft'net  werden.  Die  Action  wird  später 
auch  auf  die  Provinzen  ausgedehnt  werden,  theils  durch  Errichtung  ähnlicher 
Schulen,  theils  durch  Wanderlehrer.  Zwei  Besucher  des  soeben  absolvierten  ersten 
Curses  im  Museum  wurden  bereits  von  Seite  ihrer  Genossenschaften  zur  Ertheilung 
-des  Wanderunterrichtes  in  Aussicht  genommen. 

Angeregt  durch  die  Action  der  Kegierung,  haben  auch  bereits  Landtage, 
Handelskammern  und  Städte  grössere  Beträge  zu  ähnlichen  Zwecken,  meist  zur 
Veranstaltung  von  Ausstellungen  gewidmet. 

Wir  liefinden  uns  erst  am  Anfange  des  Weges,  aber  es  sprechen  alle 
Anzeichen  dafür,  dass  dieser  der  richtige  ist;  es  darf  daher  keine  Anstrengung 
gescheut  werden,  um  auf  demselben  dem  Ziele,  der  Erhaltung  und  Kräftigung  des 
Kleingewerbes,  näher  zu  kommen. 

Die  Discussion  über  diesen  A'^ortrag  eröffnet  Commercialrath  Ncustadtl: 
■er  bemerkt,  dass  derselbe  Bericht  des  Handelsministeriums,  der  die  Grundlage  des 
Eeferates  des  Vortragenden  gebildet  habe,  vor  kurzer  Zeit  auch  im  Gewerbeverein 
zur  Discussion  gelangt  sei.  Der  Präsident  des  Gewerbevereines  habe  damals 
constatiert,  dass  aus  diesem  Berichte  die  betrüben"de,  aber  sehr  belehrende  That- 
sache  hervorgehe,  dass  das  Kleingewerbe  in  der  Provinz  sich  die  Behelfe  und 
4ie  Intentionen  der  Kegierung  in  viel  höherem  Grade  zu  Nutzen  mache,  als  das 
Wiener  Kleingewerbe,  das  alles  von  gesetzlichen  Maassnahmen  zu  erwarten  scheine. 
Das  Wiener  Kleingewerbe  sollte  über  die  Tragweite  dieser  Action  besser  belehrt 
und  dem  verderblichen  Einflüsse  seiner  Führer  entzogen  werden.  Redner  polemisiert 
sodann  gegen  die  Behauptung,  dass  die  in  Wien  erzeugte  Ware  „Pofel*  sei, 
und  dass  deren  Export  zurückgehe.  Als  Referent  der  9.  Abtheilung  der  Permanenz- 
Commission  für  Handelswerte  könne  er  —  wenigstens  in  Betreff  dieser  9.  .\btheilung, 
welche  die  verschiedensten  Artikel  und  nur  Wiener  Specialitäten  in  sich  vereinige, 
—  das  Gegentheil  versichern. 

So  sei  die  Ausfuhr  künstlicher  Blumen  von  599  q  im  Jahre  1884  auf 
1515  q  im  Jahre  1894  gestiegen;  es  stieg  femer  der  Wert  unserer  Ausfuhr  in 
Hüten  von  fl.  2,561.038  im  Jahre  1892  auf  fl.  3,040.025  im  Jahre  1894.  jener 
von  Wäsche  ans  Baumwolle  und  Leinen  von  fl.  1,224.183  im  Jahre  1891  auf 
fl.  1,495.045  im  Jalire  1894,  jener  von  Kleidern  aus  Wolle  von  fl.  3,137.996 
im  Jahre   1891   auf  fl.  4,808.756  im  Jalire   1894,  u.  s.  f. 

Herr  Wertheim  er  glaubt,  man  müsse  dem  Kleingewerbe  durch  Erleichterung 
dos  Credits  für  dasselbe  aufhelfen.  Die  Creditverhältni.sse  für  unser  Klein- 
gewerbe  seien  höchst   unmodern.    Im    Agriculturstaate   Holland  sowohl,   wie   im 
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Industriestaate  Belgien  blühe  das  Kleingewerbe.  Dort  habe  der  Kleingewerb'-- 
treibende  die  nöthigen  Motoren  schon  lange.  Er  habe  sich  dieselben  leicht 
verschaffen  können,  denn  er  bekomme  dort  Geld  zu  3  oder  4  Proc.  Unser  Klein- 
gewerbe geniesse  aber  gar  keinen  Personalcredit. 

Commercialrath  Zucker  sagt,  dem  Kleingewerbe  Motoren  zu  verschaffen, 
geniige  nicht,  man  müsse  für  seine  Producte  auch  so  leichten  Absatz  beschaffen, 
wie  er  für  jene  der  Grossindustrie  bestehe.  Von  den  Magazins-Genossenschafteii 
werde  viel  gesprochen.  Es  sei  aber  auf  ein  Moment  aufmerksam  zu  machen, 
auf  einen  Stand,  dem  unsere  Gewerbe-Gesetzgebung  jetzt  so  feindlich  gegen- 
übertrete, vielleicht  zum  Schaden  des  Kleingewerbes.  Die  Hausierer  seien 
die  tüchtigsten,  energischesten  und  praktischesten  Warenverkäufer.  Wenn  man 
diese  in  directen  Verkehr  mit  dem  Kleingewerbe  bringen  könnte,  so  wäre  für  den. 
Absatz  der  W^aren  des  letzteren  gesorgt. 

Dr.  Maresch  führt  den  Umstand,  dass  von  Wien  ans  so  wenige  Gesuche  um 
Zuwendung  von  Motoren  einlangen,  darauf  zurück,  dass  solche  Zuwendungen  fast 
nur  an  Corporationen  gemacht  werden,  deren  es  in  den  böhmischen  Dörfern  gebe,  in 
Wien  aber  nicht.  Mit  der  grossen  Gewerbe-Genossenschaft  z.  B.  der  Schuhmacher  in 
Wien  sei  ja  absolut  nichts  anzufangen.  Productiv-Genossenschaften  innerhalb  der 
Gewerbe-Genossenschaft  gebe  es  wohl  nur  sehr  wenige.  Der  einzige  Ausweg,  um 
auch  in  der  grossen  Stadt  die  Gewerbeförderung  etwas  ausgiebiger  zu  gestalten, 
wäre  etwa  der,  eine  öffentliche  Arbeitsstelle  zu  errichten,  das  heisst,  an  verschiedenen 
Orten  Motoren  aufzustellen,  die  jedermann  benützen  kann.  Diese  Methode  sei  in 
der  W^aidhofener   Gegend   für   die   Eisenindustrie   mit  Erfolg   angewendet   worden. 

Abgeordneter  Pernerstorfer  führt  aus:  Wenn  die  Action  der  Regierung 
irgend  welchen  Erfolg  haben  solle,  müsse  sie  in  viel  grösserem  Maasstabe 
stattfinden.  Aber  auch  dann  würde  sie  wenig  nützen,  denn  sie  erstreckt  sich 
nur  auf  die  Meister,  die  bereits  im  Gewerbe  stehen,  während  es  doch  offenbar -ist, 
dass  schon  die  Lehrlinge  technisch  gebildet  werden  müssen.  Daran  freilich  darf 
man  nicht  rühren.  Sie  sind  eben  ein  Gegenstand  der  Ausbeutung  für  die  Meister. 
Es  ist  möglich,  dass  gewisse  Gewerbszweige  nur  durch  diese  Ausbeutung  bestehen 
können.  Auf  denjenigen  Gebieten  aber,  wo  das  Kleingewerbe  von  der  Industrie 
noch  nicht  überholt  ist,  müsste  auf  Heranbildung  eines  technisch  geschulten 
Nachwuchses  gesehen  werden,  also  auf  Herstellung  von  Fachwerkstätten,  und 
zwar,  weil  es  nicht  anders  miiglich  ist,  unter  Aufsicht  des  Staates,  des  Landes 
oder  der  Gemeinden.  Dass  die  heutigen  Lehrlinge  absolut  nichts  lernen,  ist  eine 
notorische  Thatsache.  Wenn  sie  aus  der  Lehre  herauskommen,  so  können  sie 
gerade  nur  einen  Handgriff,  zji  dessen  Erlernung  wahrscheinlich  eine  Woche 
angestrengten  Studiums  genügte;  zeigte  es  sich  ja  bei  der  grossen  Krise  der 
Perlmutterdrechsler  vor  einigen  Jahren,  wie  schwer  die  Arbeitslosen  zu  verwandten 
Gewerben  übergehen  konnten.  Trotzdem  ist  die  Action  nicht  zu  unterschätzen, 
denn  gewiss  muss  man  die  Leute  auf  den  springenden  Punkt  aufmerksam  machen, 
dass  man  mit  veralteten  technischen  Mitteln  heute  nicht  mehr  arbeiten  könne. 
Interessante  Aufschlüsse  gibt  die  kleine  Enquete  für  das  Schuhmachergewerbe, 
die  vor  einigen  Jahren  auf  Anregung  des  Redners  im  Parlamente  abgehalten 
wurde.     Sie    war    das    Muster    einer  Enquete:    zwei  Meister,    zwei    Gehilfen,    zwei 
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Arbeiter;  von  Abgeordneten  waren  zngegen:  zwei  Liberale,  zwei  Antisemiten,  zwei 
Socialdemokrateii.  In  dieser  ho  gleichmässig  zu8ammengeM«tzten  Enquüt«  ist  man 
über  einen  Gegenstand  einig  geworden,  niiinlich  darüber,  datis  in  Oesterreich 
Schuliwaren  fabriijsuiiissig  nicht  or/.eugt  werden  l«<innen,  weil  die  Menschenarbeit 
hilliger  sei  —  gewiss  ein  trauriges  Zeichen!  —  und  weil  man  mit  Maschinen, 
die  das  schlechte  Lcder  zerreissen,  keine  billig«  Pofelware  erzeugen  könne. 
Zweifellos  hat  das  Kleingewerbe  noch  eine  gewisse  Berechtigung,  aber  von 
regiernngswegon  erhalten  oder  von  agitationswegen  „aufpulvern"  lässt  es  sich 
nicht.  Das  Wachsthum  geht  von  unten  nach  aufwärts.  Der  Regen  kann  dann 
von  oben  kommen.    Aber  wo  kein  Gewächs  vorhanden  ist,  da  nützt  auch  kein  Regen. 

Secretiir  Maresch  antwortet  hierauf,  dass  man  den  Versuch  mit  dem 
Lehrlingsunterrichte  gemacht  und  für  die  Eisenindustrie  Fachschulen  errichtet  habe, 
in  welche  Sohne  von  Kleinmeistern  aufgenommen  wurden.  Die  Lehrlinge  lernten 
auch  recht  brav.  Als  sie  aber  dann  in  den  väterlichen  Botrieb  kamen,  sagte 
der  Vater:  „Ich  habe  das  immer  so  gemacht,  bei  mir  wird  so  fortgearbeitet.' 
Nach  einigen  Jahren  hatten  die  Söhne  alles  verlernt,  und  dem  Kleingewerbe  war 
nicht  geholfen.     Deshalb  wird  jetzt  bei  den  Meistern  angefangen. 

Kammerrath  Adolf  Weiss  begrüsst  besonders  freudig  den  Theij  der 
Begiemngsaction,  der  dahin  ziele,  durch  eine  Enqußte  festzustellen,  welche  Zweige 
des  Kleingewerbes  nothleldend  sind  und  welchen  geholfen  werden  könne.  Da 
werde  sich  dann  herausstellen,  dass  viele  Meister,  namentlich  diejenigen,  die  auf 
speciellen  Bedarf,  für  Bestellungen  arbeiten,  wenn  man  sie  einigermaassen  iii 
ihrer  Ausbildung  unterstütze,  immer  ihren  Unterhalt  finden  werden.  Aber  wo  da» 
Kleingewerbe  die  gleiche  Function  wie  die  Grossindustrie  ül)ernehmen  wolle,  müsse 
H.s  den  Kürzeren  ziehen.  Man  solle  darum  keine  HotTnungen  erwecken,  die  keine 
Gesetzgebung  erfüllen  könne.  Auch  an  den  Segen  der  genossenschaftlichen 
Betriebe  glaubt  Redner  nicht.  Die  Kleingewerbe  müssen  lernen,  den  Grosshandel 
entsprechend  zu  benützen.  Wenn  sie  mit  demselben  in  directen  Verkehr  treten,  wird 
dieser  sich  schon  wegen  der  Concurrenz  wohl  keinen  allzu  grossen  Zwischennutzen 
nehmen.     Mit  den  Hausierern  sei  gar  nichts  anzufangen. 

Herr  Dr.  Breycha  bemerkt  schliesslich,  dass  auch  das  Interesse  des  Wiener 
Kleingewerbes  an  Motoren  nicht  gar  so  gering  war.  Es  wäre  freilich  besser,  wenn 
die  Action  aus  der  Mitte  des  Kleingewerbes  ausgienge,  wie  z.  B.  in  England;  aber 
wir  sind  auch  in  anderen  Beziehungen  gewohnt,  auf  die  staatliche  Initiative  zuwarten. 

Sectionschef  Dr.  v.  Inama-Sternegg  resümiert  die  verschiedenen  Gesichts- 
punkte, unter  welchen  in  der  Debatte  das  Kleingewerbe  betrachtet  wurde,  und 
sagt  sodann,  dass  man  vielleicht  auch  noch  darauf  hinweisen  könnte.  da.ss  ins- 
besondere die  ökonomische  Ausbildung  der  Handwerker  viel  zu  wünschen  übrig 
lässt;  sie  rechnen  nicht  bosser,  als  sie  technisch  arbeiten.  Auf  die  Hilfe  des 
Staates  könne  das  Kleingewerbe  nicht  verzichten;  dass  diese  mit  der  Ausbildung 
des  Meisters  beginne,  sei  begründet,  wie  Dr.  Maresch  bewiesen  habe.  Auch 
Wtts  Herr  Adolf  Weiss  gesagt,  sei  bemerkenswert.  Es  gelte,  das  Kleingewerbe 
gegen  die  Grossindustrio  zu  schützen  und  nicht  gegen  den  Grosshandel.  Die 
Kleingewerbetreibendi'U  sollen  nicht  zu  Sitzgesellen  herabgedrückt  werden.  d<>nn 
dunn  würdi'  iliio'M  iiiirb  i'im'  bpssiTe  AiisbiMiio"'  oiilit  nützen,  sie  wän'n  dann  nur 
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besser  ausgebildete  Organe  der  Grosslndustrie.  Der  nicht  entbehrliche  Schutz  des 
Staates  werde  wohl  dem  Arbeitersehutze  ähneln  müssen,  der  den  Arbeiter  selbst- 
ständig zu  stellen  suche. 

Nach  diesen  Ausführungen  schliesst  der  Herr  Vorsitzende  die  Versammlung. 

General-   und    LVIII.   Plenanversammlung  vom   7.    Mai   1895. 
Der  Präsident,    Sectionschef  von   Inama-Sternegg  eröffnet  dieselbe  mit 
einem  Berichte  über  das  Gesellschaftsjahr  1894 '95,  welcher  zunächst  die  Gegen- 
stände   aufführt,    über   welche    seit    dem   Bestände    der   Gesellschaft   in    derselben 
Vorträge  gehalten  worden  sind,  und  dann  hervorhebt,  dass  die  auf  252  Mitglieder 
angewachsene    Gesellschaft   in    diesem   Jahre   durch   eine  Delegation    an  den  Ver- 
handlungen des  V.  österi'eichischen   Agrartages    theilgenommen   hat   und   von  der 
Kegierung    aufgefordert    worden    ist,   sich    über     den    Entwurf  der   Patentreform 
zu     äussern.      Ueber     Aufforderung    des     Vorsitzenden    berichtet    sodann    Herr 
Dr.  Hainisch  über  den  Verlauf  jenes  Agrartages.    Derselbe  habe  für  eine  Dauer 
von  nur  3  Tagen  ein  viel  zu  reiches  Programm  gehabt:   mehr  als  zwei  Tage   habe 
die  Verhandlung  über  den  ersten  Punkt  der  Tagesordnung,    die  Rentengüter  und 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften,   gedauert,    und   so    sei   es   gekommen, 
dass   ganz   besonders    wichtige    Punkte,    wie   Heimatsrecht,    Altersversorgung    und 
Approvisionierung,  in  einer  Stunde  oder  gar  in  einigen  Minuten   erledigt  wurden. 
Bei  dem  ersten  Punkte  sei  die  Stellung  der  einzelnen  Gruppen,  d.  i.  der  politischen 
Parteien    interessant    gewesen.     Es    habe    nämlich    das    Princip    der    Eentengüter 
und  Zwangsorganisationen  gerade  bei  denjenigen  Widerstand  gefunden,  von  denen 
man   hätte    glauben    sollen,    dass    es   bei   ihnen   lautesten  Anklang  finden   werde, 
nämlich    bei    conservativeii,    christlich-socialen    und    bäuerlichen    Vertretern.     Die 
deutschböhmischen   Delegierten    seien   Anhänger    der  Zwangsorganisation  gewesen. 
Da  gerade  in  Deutsch-Böhmen  eine   sehr  grosse   genossenschaftliche  Organisation 
vorhanden    sei.   lasse   sich    hieraus    sclüiessen,    dass   gerade   dort,   wo    bereits    ein 
Ansatz  vorhanden  sei,  die  Zwangsorganisation  nachhelfen  müsse,  um  die  Indolenten 
zum  Beitritt  zu  veranlassen,  nicht  aber,  wie  es  im  Motivenberichte  der  Kegierung 
heisse,    dort    wo    überhaupt    nichts    zu    machen    sei.     Auch   die    czechischen    und 
galizischen  Delegierten  seien  für   die  Zwangsorganisation   eingetreten.  —  Bei    der 
Debatte   bezüglich   der  Frage,   ob   es   gestattet    sein   solle,  Curpfuscher  bei  Thier- 
krankheiten  zu  verwenden,  hätten  die  Conservativen  reine  Manchestertheorien  vor- 
gebracht.   Es  sei  sehr  zu   bedauern,  dass  die    anderen  Punkte   der  Tagesordnung 
nicht    die    gehörige    Würdigung    erfahren    hätten.    —    Nach    der    sodann    vorge- 
nommenen Verlesung  des  Cas  sab  erlebtes  durch    den   Herrn   Cassier  und   des 
Gutachtens  der  Revisoren  über  denselben,  wird  dem  Vorstande   des   Absolutorium 
ertheilt.    Den    letzten    Punkt    der    Tagesordnung    der    Generalversammlung    bildet 
die   Wahl    des   Vorstandes,   bei   welcher    die   bisherigen  Functioiiäre   wieder- 
gewählt werden  und  zwar  zum  Präsidenten  Sectionschef  Dr.  v.  Inama-Sternegg, 
zu    Vicepräsidenten    Abgeordneter    Dr.    Peez    und    Sectionschef   Dr.    Böhm    v. 
Bawerk,  zu  Vorstandsmitgliedern  Finanzminister  v.  Plener,  Dr.  v.  Dorn,  Prof. 
V.  Philippovich,  Commercialrath  Gustav  v.  Fächer,  Kammerrath  Adolf  Weiss 
und  Herr  Otto  Wittelshöfer. 
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Nachdem  sodann  Herr  Dr.  A.  P  e  e  z  den  Vorsitz  äbeniommen,  wird  durch 

densell)en  die  l'lenarvcrsammlung  eriiflnet,  und  es  ergreift  Herr  Sectionscbef 
V.  Inama-Sternegg'  das  Wort  /u  folirnndctn.  liier  im  Ansziif-  wicilergegebenem 
Vortrage. 

Sc'iir  geeiirte  Herren  ! 

Vor  allem  bitte  ich  um  Ihre  gütige  Entschuldifrang;  denn  die  Form,  in 
welcher  die  kurzen  Bemerkungen,  die  ich  vorzubringen  beabsichtige,  anf  der 
p]inlfidung  zur  heutigen  Sitzung  angekündigt  wurden,  ist  eigentlich  viel  za 
prätentiös  im  Vergleiche  zu  dorn,  was  ich  Ihnen  bieten  kann.  Nicht  einen  aus- 
gearbeiteten Vortrag,  sondern  eine  einfache  Plauderei  wollen  Sie  mir  gestatten, 
dio  allerdings  einen  ziemlich  ernsten  Hintergrund  hat,  aber  doch  eben  mit  jener 
Leichtigkeit  der  Darstellung  verbunden  sein  soll,  wie  sie  nur  dann  erlaubt  ist, 
wenn  man  auf  ein  sehr  gütiges  und  nachsichtiges  Publicum  zu  rechnen  hat.  Von 
dieser  Nachsicht  haben  Sie  mir  im  Laufe  der  Jahre  so  viele  Beweise  geliefert, 
dass  ich  darauf  hin  etwas  sündigen  zu  dürfen  glaube  und  Ihnen  eine  Reihe  von 
kurzen,  abgerissenen  Gedanken  vortragen  möchte,  welche,  v.ie  ja  begreiflich,  im 
Laufe  der  Zeit  sich  aufdrangen,  wenn  man  doch  fortwährend  mit  den  Angelegen- 
heiten der  wirtschaftlichen  und  socialen  Politik  als  Theoretiker  sowohl,  wie  auch 
etwas  im  praktischon  Leben  zu  thun  hat. 

Wirtschaftspolitik  ist  wie  jede  Politik  eine  Kunst.  Jede  Kunst  aber  ist 
vor  allem  Technik.  Es  würde  eine  künstlerische  Inspiration  unter  allen  Umständen 
fruchtlos  bleiben,  wenn  nicht  die  technischen  Mittel  der  Darstellung  solchen 
Inspirationen  verfügbar  wären.  Auch  die  Politik  hat  zu  ihrem  Ziele  die  Ver- 
wirklichung von  Ideen,  und  zwar  von  grossen  weltbewegenden  Ideen,  für  welche  sie 
einen  adäquaten  Ausdruck  sucht,  beziehungsweise,  für  welche  sie  die  Mittel  sucht, 
um  sie  zu  verwirklichen.  Wenn  wir  daher  die  Wirtschaftspolitik  eine  Kunst  nennen, 
so  kann  das  doch  nur  in  dem  Sinne  gemeint  sein,  dass  auch  sie  Ideen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  mit  möglichster  technischer  Vollkommenheit  darzustellen, 
beziehungsweise,  dass  sie  in  ihren  Mitteln  den  adäquaten  Ausdruck  zu  finden  hat. 
Es  handelt  sich  aber  dabei  nicht  etwa  darum,  irgend  eine  theoretisch  unanfecht- 
bare Idee,  mit  den  Mitteln  der  Gesetzestechnik  ausgestaltet,  ins  Leben  über- 
zuführen, sondern  es  handelt  sich  für  die  wirtschaftliche  Politik  darnm,  zu 
erkennen,  welche  Ideen  in  einer  gewissen  Zeit  mit  Hilfe  der  Mittel  des  technischen 
Ausdruckes  der  Gesetzgebung  realisierbar  sind  unil  realisiert  zu  werden  verdienen. 
Diese  Entscheidung  ist  das  erste  und  schwierigste  Problem  der  Wirtschaftspolitik, 
es  ist  der  Punkt,  auf  welchem  sich  die  Geister  scheiden,  es  ist  auch  unzweifelhaft 
der  Punkt,  auf  welchem  sich  die  ältere  und  die  neuere  Wirtschaftspolitik  am 
schärfsten  von  einander  unterscheiden. 

Wir  stehen  in  einem  realistischen  Zeitalter,  und  wir  sagen  das  mit  einem 
gewissen  Stolze,  mit  einem  gewissen  Selbstgefühle,  weil  wir  zu  wissen  glauben, 
dass  mit  dieser  realistischen  Erkenntnis  der  Dingo  viel  mehr  geleistet  worden 
ist  und  noch  geleistet  werden  wird,  als  eine  Zeit  zu  leisten  vermochte,  die  sich 
nur  in  doctrinären  Ideen  bewegte,  aus  den  Wolken  der  philosophischen  und 
national-ökonomischen  Abstraction  unnuttelhar  in  die  harte  Wirklichkeit  der 
Gesetzgebung  hineingriff  und  —  fehlgriff.   Nicht  bloss  dieser  doctrinäre  SUndpnnkt 
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ist  es,  der  der  älteren  Gesetzgebung  so  manches  Schnippchen  geschlagen  hat 
lind  ihre  Wirksamkeit,  auch  da,  ^vo  sie  ganz  wohl  gemeint  war,  vereitelte,  sondern 
dieser  doctrinäre  Standpunkt  brachte  es  insbesondere  mit  sich,  dass  man  das, 
was  man  einmal  als  theoretisch  richtig  erkannt  hatte,  für  absolut  richtig  halten 
wollte,  gleichsam  als  gäbe  es  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Politik 
Lösungen  von  praktischen  Fragen,  die  für  alle  Zeit  in  gleicher  Weise  Giltigkeit 
haben,  während  wir  doch  alle  davon  überzeugt  sind,  dass  jede  Zeit  ihre  eigenen 
Bedürfnisse  hat,  jede  ihre  eigenen  Mittel,  um  sie  zu  befriedigen,  jede  ihre 
eigenen  Formen,  um  diesen  Bedürfnissen  und  Interessen  Gestaltung  zu  geben. 
AVenn  wir  also  heute  als  einen  Gegensatz  gegen  diese  ältere  Zeit  es  besonders 
hervorheben,  dass  wir  in  ein  realistisches  Zeitalter  eingetreten  sind,  so  meinen 
wir  damit  vor  allem,  dass  wir  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspolitik  Beformen 
nicht  vornehmen,  wenn  sie  nicht  einem  lebendigen  Bedürfnisse  der  Bevölkerung 
entsprechen,  wenn  wir  nicht  gleichsam  getragen  sind  von  der  Ueberzeugung 
derjenigen,  denen  damit  geholfen  werden  soll,  dass  ihnen  damit  geholfen 
werde.  Und  wir  verstehen  diesen  Standpunkt  in  dem  Sinne,  dass  wir  zunächst 
in  möglichst  sorgfältiger  Analyse  der  thatsächlichen  Lebensverhältnisse  uns 
der  grossen  Verschiedenheiten  bewusst  werden  wollen,  die  da  bestehen,  dass 
v,ir  es  also  vermeiden,  verschiedenartige  Dinge  wie  einheitliche  aufzufassen, 
plump  einzugreifen  in  das  sehr  complicierte  Gewebe  der  Interessen  und  Lebens- 
verhältnisse, dass  wir  mit  einem  Worte  nur  nach  sorgfältiger  Prüfung  der  That- 
sachen  an  die  Gestaltung,  besonders  auch  an  die  rechtliche  Gestaltung  der 
Lebensverhältnisse  herantreten.  Es  ist  aber  nicht  so  einfach,  als  es  auf  den 
ersten  Blicke  scheint,  dieses  Programm  mit  voller  Consequenz  durchzuführen. 
Wir  müssten  dann,  streng  genommen,  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen 
Politik  nur  soweit  in  Action  treten,  als  aus  der  Mitte  —  man  kann  nicht  einmal 
sagen,  der  Bevölkerung  heraus,  sondern  'aus  der  Mitte  derjenigen  Theile  der 
Bevölkerung  heraus,  deren  Angelegenheiten  jeweilig  in  Frage  stehen,  bestimmte 
Bedürfnisse,  bestimmte  Verlangen  formuliert  sind,  welche  mit  den  Mitteln  der 
Selbsthilfe  nicht  befriedigt  werden  können,  welche  daher  eine  Mitwirkung  der 
öffentlichen  Gewalt  nothwendig  machen,  um  jene  Gestalt  zu  erlangen,  in  der  sie 
dann  für  die  Allgemeinheit  wirksam  werden  können.  Aber  dann  würden  wir  zu 
einer  ausserordentlich  dürftigen  Entfaltung  der  wirtschaftspolitischen  Aufgaben 
kommen. 

Gestatten  Sie,  dass  ich  Ihnen  das  an  ein  paar  Beispielen  zeige,  welche 
der  Wirtschaftspolitik  der  letzten  Zeit  angehören.  Auf  dem  Gebiete  der  Agrar- 
politik haben  wir  in  der  letzten  Zeit  verschiedene  Versuche  einer  Ausgestaltung 
öffentlich  rechtlicher  Verhältnisse  unternommen,  für  welche  eigentlich  aus  den  Kreisen 
der  unmittelbar  Betheiligten  gar  kein  Verlangen  hervorgegangen  war,  ja  wo  sich  sogar 
bei  näherer  Betrachtung  der  Verhältnisse  ergeben  hat,  dass  kein  Bedürfnis  besteht, 
wenigstens  kein  erkanntes  Bedürfnis,  —  das  trifft  voi  allem  zu  bezüglich  des 
Höferechtes.  Theoretisch  ist  der  Gedanke  unanfechtbar.  Wenn  man  auch  ein 
noch  so  begeisterter  Vertheidiger  der  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Freiheit 
ist,  wird  man  zugeben  müssen,  dass  die  Freiheit  der.  Entschliessung  auf  dem 
wirtschaftlichem  Gebiete  in  keiner  Weise  tangiert  v,-ird.  wenn  durch  eine  Anerben- 
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gcsft/goljuiiy:  veiiüiidert  wird,  dass  wirtschaftliche  Kinrichtungen  und  Zustände, 
wie  es  Bauemwirtschaften  sind,  wie  es  ein  organisierter  wirtschaftlicher  Betrieb 
ist,  durch  ausserordentliche  wirtschaftliche  Verhältnisse,  wie  es  ein  Erbgang  ist, 
gestört  worden.  Und  eine  solche  Störung  ist  zumindest  bestimmt  zu  besorgen, 
sobald  ein  Erbgaug  eintritt,  der  mit  einer  Keihe  von  Uebelständen,  mit  der  Zer- 
splitterung des  Bodens  und  dergl.  verbanden  ist.  Und  dennoch  hat  dieses 
Höferecht,  das,  wenn  ich  nicht  irre,  im  Jahie  1887  reichsgesetzlich  erlassen 
worden  ist,  bis  heute  eigentlich  kuin  Leben  gezeigt.  Die  Landtage,  denen  man 
die  weitere  Ausgestaltung  überlassen  wollte,  haben  sich  kaum  in  eine  Discnssion. 
darüber  eingelassen.  Es  ist,  wenn  ich  so  sagen  darf,  wie  ein  Kind,  das  zu 
schwächlich  auf  die  Welt  gekommen  ist.  Und  ähnlich  ist  es  auch  mit  den 
neueren  Versuchen  gegangen,  die  man  gemacht  hat,  also  mit  den  Gesetzentwürfen 
über  die  Eentengüter,  über  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften.  Auch 
hier  scheint  es.  dass  man  nicht  erreicht,  was  man  intendiert,  das  Bewusstsein 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zu  erwecken,  dass  durch  eine  gewisse  Orga- 
nisation ihrer  eigenen  Interessen  denselben  eine  Förderung  zutheil  werden  könnte, 
die  sie  zwar  wollen,  die  sie  aber  sich  selbst  zu  schaffen  nicht  imstande  sind. 
Es  folgt  daraus  das  Eine,  dass,  wenn  auch  die  Regierung  sich  nie  das  Becht 
wird  nehmen  lassen  können,  eine  Initiative  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspolitik 
zu  entfalten,  sie  doch  nicht  leicht  imstande  sein  wird,  mit  wirklichen  Erfolgen 
hervorzutreten,  wenn  sie  nicht  den  Kesoiianzboden  für  ihre  Ideen  so  wohl  vor- 
bereitet hat,  dass  er  dann  wirklich  klingt.  Denn  das  darf  man  nicht  erwarten,  dass 
die  Bevölkerung  selbst  die  Postulate  so  zu  foimulieren  vermag,  dass  nun  die 
<iesetzgebung  sie  bloss  technisch  auszugestalten  hätte. 

Ein  anderes  Beispiel  betrifft  die  Arbeitergesetze.  Wenn  die  Socialpohtik, 
welche  von  selten  der  Eegierung  inauguriert  worden  ist,  nichts  anderes  gethan 
hätte,  als  was  aus  den  Kreisen  der  Arbeiter  verlangt  worden  ist,  so  wären 
wir  schlecht  daran  und  die  Arbeiter  auch,  denn  dann  hätten  die  Arbeiter  kein 
Unfallversicherungs-  und  kein  Krankenversicheruiigsgesetz.  Diese  Gesetze  hat 
man  auch  sozusagen  lanciert,  von  oben  herab  zunächst  theoretisch  construicrt, 
und  zwar  sehr  gut  theoretisch  construicrt,  indem  man  darauf  hingewiesen  hat, 
dass  nach  der  Theorie  der  Nationalökonomie  der  Arbeitslohn  die  Versicherungs- 
prämie für  alle  Fälle  der  Arbeitslosigkeit  in  sich  enthalten  mnss,  praktisch  aber 
dieser  Lohn  nie  so  hoch  war.  dass  der  Arbeiter  diese  Versicherungsprämie  hätte 
ersparen  können.  Man  wäre  aber  v.ahrscheinlieh  auch  heute  lioch  nicht  bei  der 
Unfall-  und  Krankenversicherung  angekommen,  wenn  nicht  doch  der  Resonanz-  ■ 
boden  insoferne  schon  vorbereitet  gewesen  wäre,  als  ja.  wenn  auch  in  sehr 
unvollkommener  Weise,  Versuche  einer  Vereinsbildung,  einer  Cassenbildung  und 
dergleichen  vorhergegangen  waren,  die  nur  alle  so  unvollkommen  und  ungelenk 
ausgefallen  waren,  dass  man  damit  nichts  anfangen  konnte.  Nur  hatten  die 
Arbeiter,  was  man  ihnen  gewiss  nicht  zum  Vorwurf  machen  kann,  auch  nicht 
Intelligenz  genug,  um  ein  solches  Princip  klipp  und  klar  zu  formulieren.  Man 
uinsste  ihnen  entgegenkommen  und  eine  öffentliche  Versicherung  organisieren. 
Während  das  gelungen  ist,  und  zwar  verhältnismässig  rasch  und  gut  gelungen 
ist.  scheint  es  in  anderer  Hichtung  nicht  ebenso  zu  gehen.    Wir  haben  seit  dem 
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Jahre  1892  ein  Gesetz  über  die  registrierten  Hilfscassen,  das  doch  eigentlich, 
so  recht  im  Grtinde  genommen,  nichts  anderes  ist,  als  ein  weiterer  Act,  um  die 
Arbeiterinteressen  zu  organisieren,  nichts  anderes  als  ein  weiteres  Mittel,  damit 
die  Arbeiter  imstande  sind,  mehr  für  sich  zu  sorgen.  Dieses  Hilfscassen gesetz. 
will  keinen  Boden  finden.  Es  sind,  glaube  ich.  im  ganzen  in  diesen  3  Jahren 
4  Hilfscassen  errichtet  worden,  und  das  sind  eigentlich  keine  Hilfscassen  von- 
Arbeitern.  Nun  wissen  wir  zwar,  dass  es  gewisse  Strömungen  in  der  Arbeiter- 
classe  gibt,  die  den  Gassen  nicht  gewogen  sind,  weil  der  Mensch,  der  Cassen- 
mitglied  ist.  conservativ  wird.  Aber  das  ist  doch  nicht  die  Meinung  der  Arbeiter- 
classe  als  solcher.  Ich  glaube,  hier  liegt  die  Erklärung  darin,  dass  die  Aufgabe, 
die  mit  den  Hilfscassen  den  Arbeitern  gestellt  wird,  eine  schwere  ist.  Das,  was 
man  mit  der  Unfall-  und  Frankenversicherung  gemacht  hat.  ist  natürlich  einfacher, 
weil  hier  die  jffentliche  Gewalt  die  organisatorische  Aufgabe  erfüllt  hat.  Bei  der 
Hilfscasse  sollen  die  Arbeiter  die  Organisation  übernehmen,  und  das  vermögen 
sie  noch  nicht,  auch  wenn  sie  wollen.  Hier  wird  also  noch  ein  Zwischenglied 
einzuschieben  sein,  welches  den  Arbeitern  die  Möglichkeit  gibt,  von  dem  Gesetze 
über  die  Hilfscassen  Gebrauch  zu  machen.  Dass  die  Regierung  den  guten  Willen 
hat.  sieht  man  daraus,  dass  sie  selbst  ein  Musterstatnt  ausgearbeitet  hat,  um  die 
Errichtung  von  Hilfscassen  zu  erleichtern.  Aber  wahrscheinlich  wird  auch  dieses 
Musterstatut  noch  keine  genügende  Hilfeleistung  sein,  und  andererseits  ist  wohl 
doch  auch  der  Umstand  maassgebend.  dass  inzwischen  die  Interessen  der  arbeiten- 
den Kreise  stark  nach  anderen  Kichtungen  hin  abgelenkt  worden  sind,  so  dass 
sie  in  den  paar  Jahren,  während  deren  wir  dieses  Hilfscassen  gesetz  haben,  noch 
nicht  recht  zum  Bewusstsein  dessen  gekommen  sind,  was  ihnen  damit  geboten  ist. 
Im  Uebrigen  ist  das  socialpolitische  Programm  der  Arbeiter  selbstverständlich 
kein  einheitliches.  Es  gibt  ja  Arbeiter  in  der  Landwirtschaft,  im  Handvrerke,  im 
Grossbetriebe,  im  Br'rgbau;  das  sind  ganz  verschiedene  Menschen-  und  Interesseii- 
gruppen,  und  es  wird  auf  absehbare  Zeit  nicht  daran  gedacht  werden  können, 
für  alle  Kategorien  von  Arbeitern  ein  und  dieselbe  Norm  ihrer  Selbstverwaltung 
und  öifentlichen  Verwaltung  zu  schaffen.  Aber  auch  ("io  neueste  socialpolitische 
Plattfonn  der  industriellen  Arbeiter:  Achtstundentag  und  Sonntagsruhe  kann  nicht 
befriedigen.  Die  Sonntagsruhe  ist  entweder  schon  verwirklicht  oder  jedenfalls 
nahe  daran,  verwirklicht  zu  werden,  und  was  den  Achtstundentag  anbelangt,  so 
hat  unsere  socialpolitische  Gesetzgebung  nach  dieser  Kichtung  gleichfalls  schon 
ziemliche  Leistungen  aufzuweisen.  Wir  haben  doch  den  Normalarbeitstag  von 
11  Stunden,  der  auch  erst  allmählich  errungen  worden  ist,  und  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  in  den  maassgebenden  Kreisen  keinerlei  prinelpieller  Widerstand 
gegen  den  Achtstundentag  ist,  nur  dass  man  auch  diese  Formel  nicht  mit  jener 
Allgemeinheit  aufstellen  darf,  wie  sie  der  doctrinäre  Sociali.;mns  aufstellte.  Der 
Achtstundentag  lässt  sich  für  gewisse  Arbeitsgruppen  ohnn  weiters  rechtfertigen, 
ja  er  ist  für  sie  dringend  nothwendig,  aber  für  alle  lässt  er  sich  nicht  recht- 
fertigen und  wird  auch  nie  auszuführen  sein. 

Wir  werden  aber  viel  mehr  leisten  müssen.  Wir  werden  —  eine  grosse, 
thatkräftige  Mitwirkung  der  arbeitenden  Kreise  vorausgesetzt  —  eine  viel  mannig- 
fachere und  lebendigere  Initiative  auf  dem  Gebiete  der  socialen  Politik  ergreifen 
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müssen,  als  es  bisher  der  Fall  war,  und  dabei  müssen  wir  uns  immer  klar  sein, 
dass  wir  zunächst  die  Mitwirkung  der  arbeitenden  Classen  nicht  für  nns  haben 
werden,  entweder  weil  sie  nicht  wollen,  oder  weil  sie  es  nicht  verstehen.  Man 
sagt:  Gebt  den  Arbeitern  Coalitionsfreiheit,  gebt  den  Arbeitern  das  Wahlrecht, 
und  sie  werden  alles  selber  machen.  Ich  glaube,  dass  man  den  Arbeitern  Coalitions- 
rechte  und  Wahlrechte  in  viel  grösserem  Umfange  geben  soll,  als  sie  sie  jetzt 
haben ;  aber  dass  sie  dann  alles  selbst  machen  werden,  glaube  ich  nicht.  Sie 
können  es  ebensowenig,  als  andere  Kreise  es  gekonnt  haben,  die  gewiss  eine  viel 
freiere  Bewegung  gehabt  haben  und  doch  auf  soviel  Punkten  nicht  imstande  ge- 
wesen sind,  sich  selber  nur  eine  präcise  Formulierung  der  eigenen  Bedürfnisse 
zu  schaffen.  Wenn  wir  also  auch  weit  davon  entfernt  sind,  Vorsehung  zu  spielen,  eine 
recht  ausgiebige  Hilfe  für  die  Interessen  der  arbeitenden  Classe  wird  von  derBegierung 
immer  erwartet  weiden  müssen,  und  die  ganze  Entwicklung,  welche  unsere  sogenannte 
Arbeiterschutzgesetzgebung  bisher  genommen  hat,  lässt  nicht  daran  verzweifeln, 
dass  das  geschehen  werde.  Ich  glaube,  wenn  wir  auch  nur  auf  die  letzten  10  Jahre 
zurückblicken,  so  haben  wir  in  der  Beseitigung  der  Kinderarbeit,  in  der  Be- 
schränkung der  Frauenarbeit,  in  der  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  in  der  besseren 
Beaufsichtigung  des  Fabrikswesens  u.  s.  w.  eine  Menge  von  Etappen,  die  alle, 
(las  dürfen  wir  nicht  vergessen,  nur  mit  einem  gewissen  Widerstände  zu  erreichen 
waren,  und  wenn  man  es  sich  zum  Bewusstsein  bringt,  dass  10  Jahre  doch 
schliesslich  eine  sehr  kurze  Spanne  Zeit  sind,  so  wird  man  bei  einer  billigen 
Denkweise  nicht  verkennen  dürfen,  dass  die  österreichische  Begierung  ganz  wohl- 
meinend und  gutgesinnt  auch  für  die  Arbeiter  gewesen  ist,  und  dass,  wenn  sie 
vielleicht  weniger  erreicht  hat,  als  wünschenswert  gewesen  wäre,  der  Fehler 
vielleicht  mehr  einer  älteren  Zeit  zuzuschreiben  ist,  als  ihr  selbst,  der  Zeit 
nämlich,  meine  Herren,  welche  zwar  die  theoretische  Freiheit  der  Wirtschafts- 
führung auf  die  Fahne  geschrieben  und  durch  die  Beseitigung  alter  Unfrciheits- 
vorhiiltnisse  ausserordentliche  und  unvergängliche  Verdienste  sich  erworben  hat, 
die  es  aber  bei  dem  Abbruche  der  alten  Zustande  belassen  hat,  ohne  sich 
darüber  klar  zu  sein,  dass  ein  abgebrochenes  Haus  weniger  ist  als  ein  schlechtes, 
aber  bestehendes.  Es  fehlte  der  Neubau,  und  dass  dieser  Neubau  nicht  unmittelbar 
an  den  Abbruch  des  alten  sich  anschloss,  das  erzeugte  eine  Zeit  arger  Verwilderung, 
Verwahrlosung  und  Desorganisation  in  der  ganzen  Bevölkerung  und  besonders 
natürlicii  in  den  Kreisen  der  wirtschaftlicü  Schwachen,  so  dass  es  nun  sehr  schwer 
ist,  auch  nur  allmählich  die  Elemente  alle  zu  ralliicren,  mit  welchen  man  einen 
gesunden  Neubau  der  socialen  Zustände  schaffen  kann.  Man  mn»s  also  nur  immer 
etwas  gerecht  und  billig  sein  und  die  Dinge  auch  in  ihrem  histoiischen  Verlaufe 
nicht  ganz  übersehen,  um  die  Zuversicht  zu  haben,  dass  es  möglich  sein  wird, 
auf  dem  betretenen  Boden  mit  fortgesetzter  Arbeil  und  zielbewusstem  Streben 
auch  wirklich  weiter  zu  kommen. 

Nun  komme  ich  zu  der  Frage  von  dem  Schutze  der  l'roduction.  Es  ist  heut- 
zutage gar  nicht  selten,  dass  man  über  den  socialpolitischen  Problemen,  die 
unsere  Zeit  beschäftigen,  vergi.sst.  dass  wir  doch  auch  wieder  nur  ein  Glied  eines 
grossen  Ganzen  sind,  dass  wir  in  einem  alliremeinen  Wettbewerbe  der  Nationen 
stchon,  und  dass  di''  Summe  der  Volkswohlfahrt  d'H'li  anob   v.in  dfr  Summe  des 
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Yolksvei-mOgens  recht  erheblich  beeinflusst  ist.  Die  Frage  der  VertheiluDg  des 
Volksvermögens  ist  schliesslich  für  die  Volkswohlfahrt  jedenfalls  entscheidender  als 
die  Präge  nach  der  Höhe  des  Volksvermfigens;  aber  wenn  sie  etwas  Kleines  zu 
vertheilen  haben,  dann  fällt  jedenfalls  ein  sehr  kleiner  Theil  auf  die  einzelnen, 
v.-enn  sie  etwas  Grosses  zu  vertheilen  haben,  so  gibt  das  für  alle  besser  aus. 
Man  wird  also  doch  auch  nicht  übersehen  dürfen,  wie  wir  uns  zu  dem  Problem 
der  Steigerung  unseres  Volksvermögens  zu  verhalten  haben,  und  da  kommen  nun 
alle  jene  wirtschaftspolitischen  Probleme  heran,  welche  als  Geldproblem,  als 
Problem  der  Production,  des  Verkehrswesens  u.  s.  w.  bekannt  sind.  Nach  dieser 
Richtung  hin  ist  in  der  letzten  Zeit,  zunächst  was  die  Production  betrifft,  wenig 
geschehen;  insbesondere  hätte  die  landwirtschaftliche  Production  recht  guten 
Grund,  sich  zu  beklagen,  dass  sie  von  der  herrschenden  AVirtschaftspolitik  etwas 
stiefmütterlich  behandelt  wird.  Die  Klagen  der  Landwirtschaft  sind  jetzt  an  der 
Tagesordnung,  man  dürfte  sagen,  sie  sind  modern,  und  sie  bestehen  im  wesent- 
lichen darin,  dass  die  Rentabilität  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  unter  dem 
doppelten  umstände  sehr  gelitten  hat,  dass  die  Arbeitskräfte  immer  theuerer  und 
die  Preise  der  Producte  immer  geringer  werden,  wobei  dann  allerdings  noch  ein 
zweites  Element  nicht  unbesprochen  bleiben  darf,  der  sinkende  Zinsfuss.  Der 
sinkende  Zinsfuss  spielt  aber  überhaupt  eine  Rolle  nur  für  einen  Theil  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebe,  die  landwirtschaftliche  Arbeit  auch  nur  für  einen  Theil. 
Diese  beiden  Theile  decken  sich  nicht  ganz,  denn  diejenigen  Betriebe,  welche 
am  meisten  landwirtschaftliche  Arbeit  brauchen,  sind  nicht  zugleich  diejenigen, 
welche  am  meisten  fremdes  Capital  brauchen.  Das  fremde  Capital  brauchen,  wie 
die  Dinge  einmal  liegen,  vorwiegend  die  kleinen  Landwirte;  das  sind  die  stärksten 
Kundschaften  der  landwirtschaftlichen  Bodenverschuldung,  und  diese  brauchen 
sehr  wenig  Arbeit,  die  sie  zu  bezahlen  hätten.  Die  eigene  müssen  sie  natürlich 
gleichsam  ä  fond  perdu  in  die  Schanze  schlagen;  das  ist  allerdings  auch  ein» 
trauriges  Moment  bei  der  Beurthcilung  der  landwirtschaftlichen  Production.  Das 
Sinken  der  Preise  der  landwirtschaftlichen  Producte  aber  spielt  am  meisten  eine 
Rolle  beim  Grossbetriebe,  der  sehr  viel  abzusetzen  hat,  bei  dem  kleinen  fast 
keinen.  Sie  sehen  also,  man  sollte  meinen,  dass  es  den  kleinen  Landwirten  am 
besten  geht;  denn  die  einzige  Last,  die  sie  schwer  drückt,  ist  die  Zinsenlast, 
und  diese  wird  geringer;  dagegen  haben  die  grossen  Betriebe  und  theilweise  auch 
die  mittleren,  welche  relativ  weniger  verschuldet  sind,  im  Steigen  des  Arbeits- 
lohnes \mi  im  Sinken  des  Preises  ihrer  Producte  eine  grosse  Last  von  Pro- 
ductionskosten,  und  nun  fragen  Sie  einmal:  Was  leistet  denn  unserere  Wirtschafts- 
politik für  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Interessen?  Einen  landwirtschaft- 
lichen Zoll  haben  wir  ja  aufgelegt,  das  ist  richtig,  aber  dieser  landwirtschaftliche 
Zoll  ist  erstens  nur  einseitig  nach  den  Gegenständen,  und  zweitens  ist  er  eigentlich 
nur  ein  passagerer  Zoll;  er  ist  jetzt  schon  zum  Theile  wieder  beseitigt.  Diese 
AgrarzöUe  also,  welche  ja  in  der  Zeit  sehr  schwerer  Besorgnisse  der  landwirt- 
schaftlichen Production  einigermaasseii  zur  Transformation  gewisser  Betriebe  haben 
hinüber  helfen  können,  im  Uebrigen  aber  jetzt  schon  eine  ziemlich  bescheidene 
Bedeutung  haben,  wie  man  daraus  sieht,  dass  unsere  Getreidepreise  trotz  alter 
AgrarzöUe  so  niedrig  stehen,  wie  noch  nie,  können  wir  kaum  in  Betracht  ziehen 
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als  (.'in  Mittel  zur  JJessertiiig'  der  landwirlscliaftlichen  Betriebsverhältnisse.  Wa« 
sollst  geschehen  ist,  ist  mit  einer  einzigen  Ausnalime  heinahe  Null.  Um  nicht 
ungerecht  zu  sein,  will  ich  erklären,  dass  die  Kinrichtung  unserer  Meliorations- 
fonds, insbesondere  die  Wildbachverbauung,  die  Flussregulierung  n.  dgl.  ansser- 
ordeiitlicli  Nützliches  und  sehr  Zweckmässiges  geschaffen  haben,  nicht  für  land- 
wirtschaftliche Zwecke  allein,  aber  doch  auch  für  diese.  Das  einzige,  was  als 
wirklich  gut  und  fruchtbar  in  der  letzten  Zeit  sich  ergeben  hat,  ist  die  gewisse 
Vorlage  über  das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen,  freilich  nicht  dasjenige 
Genossenschaftswesen,  das  am  meisten  beachtenswert  wäre,  nämlich  die  Productions- 
und  Veikaufsgenossenschaften.  Die  landwirtschaftlichen  Produclionsgenossenschafteii 
leidi'ii  an  einem  üebel,  an  dem  so  vieles  in  Oesterreich  leidet,  ohne  dass  es 
eigentlich  nöthig  wäre,  an  dem  Fiscalismus.  Sie  gehen  einfach  zugrunde  oder 
kommen  gar  nicht  auf,  und  es  ist  doch  wahrlich  nicht  nothwendig,  dass  man 
diese  schüchternen  Versuche,  durch  Association  der  landwirtschaftlichen  Production 
derselben  eine  gewisse  Verstärkung  zu  schaffen,  gleich  abgräirt,  als  wenn  sie  ge- 
fahrlich wären,  eine  Art  von  Schutzwehr  in  einer  hohen  Besteuerung  schafft, 
damit  sie  ja  nicht  wachsen  und  gedeihen  können.  Diese  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften hätten  also  wohl  eine  Zukunft,  aber  man  hat  es  noch  nicht  ver- 
standen, ihnen  die  richtige  Hilfe  aiigodoihen  zu  lassen,  man  hat  es  nicht  eiiunal 
unterlassen,  ihnen  Schaden  zuzufügen.  Andererseits  aber  ist  es  eine  junge,  frische, 
kräftisr  aufs])iiessonde  Pttanze,  die  wir  in  den  Darlehenscassenvereinen  sehen 
müssen.  Die  Dailehenscassen vereine  nach  dem  Systeme  Raiffiiscn  haben  ausser- 
ordentlich schnell  Wurzel  gefasst.  Es  ist  vielleicht  einer  der  besonderen  Vorzüge 
unseres  österreichischen  Volksthuras,  diese  rasche  Fähigkeit  der  Apperception, 
wenn  einmal  etwas  populär  geworden  ist,  diese  Fähigkeit,  einen  fremden  Gedanken 
ganz  selbständig  auszugestalten,  um  ihn  den  eigenen  Verhältnissen  anzupassen. 
Ich  erinnere  an  unsere  Postsparcasse,  mit  der  auch  eine  fremde  Idee  importiert 
lind  ganz  anders  ausgestaltet  wurde,  als  es  in  allen  anderen  Staaten  bisher  der 
Fall  war.  So  scheinen  es  auch  die  Darlehenscassenvereino  zu  machen.  Dort,  wo 
man  die  Raiffeisen'schen  Ideen  mit  einer  gewissen  Schroflheit  festhält,  wo  man 
sozugen  auf  die  erste  Formel  des  Eaiffeisen'schen  Statuts  schwor,  geht  es  nicht 
sehr  gut.  Die  Verbreitung  der  Kaiffcisencasson  im  deutschen  Reiche  ist  eine  viel 
langsamere  als  bei  uns,  wo  man  sich  die  Sache  etwas  freier  zurecht  gelegt  hat. 
und  wo  sie  nun  gleichsam  den  Angelpunkt  für  alle  landwirtschaftlichen  Interessen 
bilden  und  auch  in  das  A'(dk  eingedrungen  sind  und  vom  Volke  getragen  werden. 
Die  Regierung  thut  da,  was  ihres  Amtes  ist.  Ein  Octroi  gibt  es  nicht,  aber  sie 
hilft  mit,  damit  die  Sache  von  vornherein  correct  ist  und  nicht  durch  unnöthige 
Verluste  Schäden  entstehen,  die  Misstrauen  und  Verstimmung  erzeugen  könnten. 
Ich  will  aber  noch  auf  etwas  aufmerksam  machen,  was  unsere  Wirtschaftspolitik 
nicht  geleistet  hat,  die  Comniassationen;  wir  sind  noch  in  vielen  Gegenden  recht 
tief  in  Formen  des  Besitzes,  besonders  bei  den  Flurverfa-ssangen,  welche  ein 
ausserurdentliches  Hindernis  für  die  Landwirtschaft  danstellen,  und  welche  sie  aus 
eigener  Kraft  gewiss  niciit  zu  überwinden  vermag.  Da  wäre  ein  dankbares  Feld, 
da  könnten  gebundene  Kräfte  frei  werden.  Und  noch  ein  zweites,  was  für  die 
landwirtschaftlichen    Productionskosten   von   grosser  Bedeutung   ist,   das   ist    die 
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landwirtschaftliche  Arbeit.  Man  wird  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  die  Steigerung 
des  Lohnes,  welche  sie  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  erfahren  hat,  vom  Herzen 
gönnen,  man  wird  ihr  noch  eine  weitere  Steigerung  wünschen,  aber  die  Organisation 
der  landwirtschaftlichen  Arbeit  ist  bei  uns  eine  so  unvollkommene,  dass  darin 
allein  eine  Masse  von  Kraftverschwendung  liegt,  welche  noch  in  letzter  Linie  in 
der  Unterbilanz  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  zum  Ausdruck  kommt.  Das 
wissen  die  einzelnen  Landwirte  da  und  dort  aus  ihren  Gegenden,  aber  einen 
grossen  üeberblick  über  die  Dinge  zu  gewinnen,  ist  noch  nicht  gelungen.  Durch 
die  höchst  unvollkommene  Organisation  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  ist  das 
Interesse  der  landwirtschaftlichen  Production  mindestens  ebensosehr  geschädigt, 
wie  das  Interesse  der  landwirischaftlichen  Arbeit  selbst. 

Was  die  gewerbliche  Production  anbetrifft,  so  haben  wir  da  bekanntlich 
im  Nothstande  unserer  Handwerkerbovölkerung  einen  kranken  Punkt,  und  die 
Eegierung  ist  auch  hier  redlich  bemüht,  zu  helfen.  Insbesondere  hat  sie  hier  den 
aus  den  Kreisen  des  Handwerkes  her\ortretenden  Bedürfnissen  mit  überraschender 
Schnelligkeit  Rechnung  getragen,  anch  da,  wo  es  vielleicht  nicht  die  glücklichste 
Formel  war,  die  man  dafür  gefunden  hat,  wie  etwa  in  dem  Befähigungsnach- 
weise. Für  unsere  gewerbliche  Grossproduction  wird  ja  durch  Muster  und  Vor- 
bilder immerhin  viel  geleistet,  aber  auf  einem  Punkte  scheint  mir  unsere  Wirt- 
schaftspolitik noch  recht  bedenklich  im  Rückstande  zu  sein.  Das  betrifft  die 
Hansindustrie  und  das  damit  in  naher  Verbindung  stehende  Sitzgesellenwesen, 
diese  ganz  eigenthümliche  Zwitterbildung  zwischen  einer  freien  und  unfreien,  einer 
selbständigen  und  unselbständigen  Arbeit.  Man  würde  dem  Handwerke  viel  mehr 
nützen,  als  durch  eine  Menge  bedenklicher,  recht  nach  Zunft  riechender  Vorschriften, 
wenn  man  es  möglich  machte,  dass  das  Handwerk  frei  bliebe  von  dieser  Art  des 
Eindringens  des  Grosscapitals  in  die  eigentlichste  Lebenssphäre  des  Handwerkes. 
Dass  es  dem  Handwerker  freilich  zum  Theile  sehr  sclilecht  geht,  weil  er  selbst 
daran  Schuld  ist,  das  ist  leider  nicht  zu  leugnen,  aber  andererseits  geht  das 
Handwerk  besonders  der  Gefahr  dieser  Abhängigkeit  entgegen,  und  daran  ist  er 
nicht  selbst  Schuld.  Und  wenn  mau  auch  keineswegs  sentimental  sein  will  und 
am  Ende  den  abhängigen  Arbeiter,  dem  es  gut  geht,  für  glücklicher  ansieht, 
als  den  selbständigen  Handwerksmeister,  dem  es  schlecht  geht,  so  ist  es  doch 
zweifellos,  dass  wir  ebenso,  wie  wir  grossen  Wert  auf  die  Erhaltung  eines 
selbständigen  Bauernstandes  legen,  ihn  auch  auf  die  Erhaltung  eines  selbständigen 
Handwerkerstandes  legen  müssen,  den  man  nicht  ohne  Noth  in  die  Arme  der 
Grossindustrie  und  ihrer  Organisation  treiben  soll.  Auf  diesem  Punkt  ist  aber 
gar  nichts  geschehen.  Hier  dürfte  eine  der  wirksamsten  Aufgaben  unserer  Gesetz- 
gebung sein,  das  Feld  der  Organisation  des  Grossbetriebes  gegenüber  dem  Hand- 
werke abzugrenzen,  nicht  in  diesen  gewissen  technischen  Dingen,  sondern  in 
dieser  allerdings  schon  zum  grossen  Theile  socialpolitischen  Angelegenheit,  aber 
doch  im  wesentlichen  gerade  technischen  Productionsfrage. 

Unsere  Handelspolitik,  wie  sie  im  Jahre  1878  durch  Errichtung  eines 
autonomen  Tarifes  inauguriert  wurde,  war  eine  der  glücklichsten  Schöpfungen, 
die  wir  seit  langer  Zeit  erlebt  haben.  AVir  sind  auch  hier  Realisten  geworden. 
Wir  haben  uns  auch  da  emancipiert  von  einer  doctrinären  Idee  des  Freihandels, 
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ohne  darum  die  Gesichtspunkte  des  Freihandels  aufzufreben ;  aber  wenn  Sie  sich 
erinnern,  was  doch  eigentlich  die  Handelspolitik  der  Alteren  Zeit  mit  der  Ciansel 
der  Meistbegünstigung  bedeutet,  diese  vollstilndige  Unterbindung  einer  gelbständigen 
wirtschaftlichen  Politik,  so  werden  Sie  wohl  nicht  umhin  können,  anzuerkennen, 
dass  mit  der  Aufstellung  eines  autonomen  Tarifes  zuerst  wieder  die  Bedingungen 
für  eine  selbständige  nationale  Wirtsciiaftspolitik  geschaffen  worden  sind.  Wenn 
man  dann  freilich  diesen  autonomen  Tarif  outriert  hat,  indem  man  ihn  als  einen 
Minimaltarif  aufgefasst  hat,  so  war  daran  weniger  die  Idee  als  vielmehr  theil- 
weise  die  vorübergehenden  Strömungen  anderer  Staaten,  theilweise  auch  die 
Priiponderanz  gewisser  interessierter  Kreise  im  Inlande  die  Schuld.  Aber  wir 
sind  jetzt  auf  dem  Standpunkte,  dass  unsere  autonomen  Tarife  Maximaltarife 
sind,  d.  h.  solche,  welche  eine  Vertragspolitik  nicht  bloss  zulassen,  sondern 
geradezu  herausfordern,  und  wir  haben  diesen  Weg  der  Vertragspolitik  betreten, 
ohne  im  Wesen  auf  die  alte  Formel  der  Meistbegünstigung  zurückgreifen  zu 
müssen.  Wir  sind  Realpolitiker  auch  auf  dem  Gebiete  der  Handelspolitik  geworden, 
die  den  Vortheil,  den  sie  geben,  sorgsam  abwägen  und  sich  durch  eine  Gegen- 
gabe compensieren  lassen. 

Ebenso  haben  wir  im  Bereiche  des  Eisenbahnwesens  unverkennbare  Fort- 
schritte gemacht.  Der  ganze  Process  der  Verstaatlichung  des  Eisenbahnwesens, 
der  ja  ungefähr  in  derselben  Zeit  anhebt  wie  die  Schaffung  der  autonomen 
Handels-  und  Zolltarife,  hat  ja  im  wesentlichsten  nichts  anderes  intendiert,  als 
gleichfalls  den  Staat  selbständig  zu  machen  in  seinem  handelspolitischen  und 
Verkehrsinteresse,  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben,  das  nationale  Interesse  an  der 
Production  und  dem  Verkehre  wirksam  vertreten  zu  können  gegenüber  dem  Aus- 
lande nicht  nur,  sondern  auch  und  vor  allem  vertreten  zu  können  gegenüber  den 
Privilegien  bevorzugter  Kreise,  welche  sich  in  der  Herrschaft  über  die  Verkehrs- 
mittel zugleich  eine  sehr  weitgehende  Herrschaft  über  die  Prodnctiohsmittel  ge- 
schaffen haben.  In  der  Beurtheilung  der  Verstaatlichung  des  Eisenbahnwesens 
ist  auch  in  der  Hauptsache  eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  vorhanden.  Dass 
daneben  in  dem  Ausbau  eines  Systems  für  die  Entwicklung  von  Localbahnen  und 
von  Kleinbahnen  eine  sehr  .wertvolle  Ergänzung  geschaffen  worden  ist,  welche 
insbesondere  darauf  abzielt,  das  Staatsbahns.vstem  nicht  etwa  zu  einem  Monopole 
zu  machen,  sondern  dem  Verkehrsbedürfnisse  in  den  kleineren  Kreisen  eine 
selbständige  Entwicklung  zu  lassen  —  auch  in  dieser  Sichtung  dürfte  dem  Grund- 
zuge der  österreichischen  Verkehrspolitik  nur  Beifall  gezollt  werden. 

Umso  schmerzlicher  berührt  es,  dass  wir  im  Bereiche  der  Schiffahrt  gar 
nicht  weiter  kommen,  weder  im  Bereiche  der  Seeschiffahrt  noch  in  dem  der  Fluss- 
und  Canalschiffahrt.  Wie  grosse  und  umständliche  Projecte  auch  in  Bezug  auf 
unser  ('analnetz,  das  wir  nicht  haben,  schon  ausgearbeitet  worden  sind,  ist  es 
noch  nicht  zu  einer  einzigen  Schöpfung  dieser  Art  gekommen,  und  wie  vieles 
auch  auf  anderen  Gebieten  selbst  unter  thatkräftiger  Mitwirkung  des  unter- 
nehmenden Capitals  zu  Stande  gekommen  ist,  hier  herrscht  noch  vollkommene  Oede. 

Es  ist  unbegreiflich,  wenn  man  sieht,  wie  in  anderen  Ländern  das  Canal- 
wesen   zu    einem    höchst   wirksamen  Mittel    des  Verkehrs   geworden  ist,  dass  wir 
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bei  unsoren  theilweise  wenigstens,  sehr  guten  natürlichea  Bedingungen  nicht  im 
Stande  sind,  die  Unternehmungen  auf  dieses  Feld  zu  lenken. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  einziges  Wort  über  ein  Wort,  das  vielfach  zum 
Schlagwort  geworden  ist,  missverstanden  und  missbraucht  wurde,  das  aber  nichts- 
destoweniger eine  grosse  Tragv.-eite  hat. 

Es  gehört  mit  zu  den  charakteristischen  Erscheinungen  der  Wirtschafts- 
politik unserer  letzten  Zeit,  dass  wir  eine  ziemliche  Anzahl  von  Gesetzen  theils 
erlassen,  theils  in  Vorbereitung  haben,  welche  sich  sozusagen  als  Gesetze  zur 
Hebung  der  Volksmoral  bezeichnen  lassen.  Hieher  rechne  ich  also  das  Wncher- 
gesefz,  das  Gesetz  über  den  Eatenhandel,  über  die  2\.bzahlungsgeschäfte,  die 
Ausverkäufe,  die  Nahrungsmittelverfälschung,  das  Patentwesen,  die  Urhebergesetz- 
gebung n.  dgl.  mehr. 

Es  ist  nicht  zu  leugen,  wir  befinden  uns  hier  auf  einer  Bahn,  die  vor 
uns  schon  andere  Staaten  betreten  haben,  und  wir  würden  uns  eines  gewissen 
rückständigen  Verhaltens  schuldig  machen,  wenn  wir  taub  wären  gegenüber  den 
Klagen,  die  hier  laut  werden.  Es  ist  zunächst  anzuerkennen,  dass  auch  hier 
durch  die  Gesetzgebung  der  älteren  Zeit  eine  Lücke  gelassen  worden  ist.  Denken 
Sie  nur  etwa  an  die  Wuchergesetze.  Wir  haben  die  älteren  Wuchergesetze  auf- 
gehoben, mit  Bewusstsein,  unbedingt  mit  vollem  Rechte  aufgehoben,  weil  sie 
einer  Zeit  mit  einer  vollkommenen  Freiheit  der  Preisbildung  absolut  nicht  mehr 
anzupassen  waren,  weil  sie  zum  Spott  und  Hohn  der  ganzen  Bevölkerung  ge- 
worden waren  und  dem  Volke  nicht  nur  nichts  nützten,  sondern  eher  schadeten. 
Aber  wir  haben  damit  doch  wieder  etwas  aufgegeben,  was  an  sich  zu  jeder  Zeit 
vorhanden  sein  sollte,  nämlich  eine  gewisse  staatliche  Disciplin  des  Verkehrs,  eine 
Disciplin,  die  im  letzten  Grunde  immer  im  Strafgesetze  eines  Staates  geübt  wird. 
Nach  dieser  Richtung  hin  haben  wir  es  unterlassen,  an  Stelle  der  alten  Wucher- 
gesetze und  der  denselben  verwandten  Gesetze  etwas  zu  setzen,  und  wie  wir 
dann  in  Galizien  zum  ersten  Male  durch  die  Noth  der  Thatsachen  dazu  gedrängt 
worden  sind,  ein  Specialwuchergesetz  zu  erlassen,  hat  man  eine  ganz  richtige 
Formulierung  des  Gedankens  gefundeii;  man  hat  einen  durchaus  andern  Stand- 
punkt eingenommen,  wie  er  eben  dem  veränderten  •  Bedürfnisse  entsprach;  denn 
wir  haben  jetzt  nicht  mehr  eine  strafljare  Handlung  in  der  Ueberschreitung 
eines  gewissen  Zinssatzes,  sondern  in  dem  gemeingefährlichen  Missbrauch  eines 
Verhältnisses,  das  zwischen  zwei  Personen  besteht,  statuiert.  Dieser  strafbare 
Eigennutz,  wenn  Sie  wollen,  diese  gemeingefährliche  Gewinnsucht  ist  es,  welche 
nunmehr  stigmatisiert  wird,  und  in  allen  nachfolgenden  Gesetzen,  wo  ein  solches 
wirtschaftliches  Unrecht  construiert  wird,  wird  immer  derselbe  Gedanke  raaass- 
gebend,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  wir  hier  eine  gewisse  Hebung  der 
allgemeinen  Volks-  und  gesellschaftlichen  Moral  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zu  erzwingen  hoffen. 

Man  muss  es  anerkennen,  dass  die  Bevölkerung  dafür  ganz  wohl  vor- 
bereitet war  und  im  wesentlichen  auch  ein  gutes  Verständnis  gezeigt  hat.  Der 
Widerspruch,  der  sich  hie  und  da  noch  erhebt,  besteht  immer  darin,  dass  man 
besorgt,    die    Regiernngsgewalt,    welcher    man    in    diesem    Punkte    einen    ziemlich. 
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weiten  Spielraum  lässt,  könne  ihre  Machtbefugnis  zum  Nachtheile  des  reellen 
Qeschilftsverkehres  missbrauchen.  Da  haben  wir  aber  zwischen  zwei  Dingen  za 
wühlen;  es  ist  eine  sehr  einfache  Alternative,  entweder  mnss  man  die  straf- 
gesetzlichen Bestimmungen  viel  detaillierter  gestalten,  dann  braucht  man  der 
Eegierungsgewalt  viel  weniger  zu  überlassen,  dann  wird  man  allerdings  auch  den 
geschäftlichen  Verkehr  sehr  einengen ;  insbesondere  in  der  ersten  Zeit,  wo  er 
sich  noch  in  den  Traditionen  der  älteren  Geschäftspraxis  bewegen  wird,  wird  er 
es  sehr  unaiigenehui  empfinden,  dass  ihm  in  jedem  Augenblick  ein  Strafparagraph 
im  Wege  steht.  Oder  man  gibt  eine  grössere  discretionSre  Qewalt  in  die  Haml 
der  Regierung,  und  dann  mag  es  ja  vorkommen,  dass  die  Kegiening  in 
einzelnen  Fällen  Missgriffe  begeht,  aber  im  grossen  und  ganzen  wird  sie  viel 
weniger  den  Reollen  als  den  Unreellen  unbequem  werden,  auf  die  es  ja  eben 
abgesehen  ist. 

Wenn  nun  ein  solcher  gesetzgeberischer  Gedanke  gegen  den  unlauteren 
Creditbewerb  und  dgl.  sich  einmal  eingebürgert  hat,  zu  einem  integrierenden 
Bestandtheil  der  Volksmoral  geworden  ist,  dann  steht  das  Gesetz  auf  dem  Papier 
nnd  wird  nur  mehr  in  seltenen  Fällen  zur  Anwendung  kommen,  weil  man  diese 
Geschäftspraktiken  aufgegeben  hat,  und  diejenigen,  die  so  böswilligerweise  ihren 
gemeingefährlichen  Eigennutz  doch  noch  üben,  werden  allein  den  Strafparagraphen 
dieses  Gesetzes  verfallen.  Ich  glaube,  in  dieser  Beziehung  werden  sich  die  Be- 
sorgnisse, die  zum  grossen  Theile  besonders  aus  den  Kreisen  unserer  Altliberalen 
ausgesprochen  worden  sind,  durchaus  nicht  bewähren,  und  ich  halte  diese  Gesetze 
für  einen  ausserordentlich  wertvollen  Fortschritt  in  der  Ausgestaltung  der  öffent- 
lichen Moral,  der  übrigens  auch  historisch  vollkommenen  motiviert  ist.  Denn  wir 
können  es  von  einem  halben  Jahrhundert  zum  anderen  verfolgen,  wie  wir  immer 
feiner  in  unseren  moralischen  Empfindungen  insbesondere  in  öffentlichen  Dingen 
geworden  sind,  und  wie  vieles  heutzutage  von  allen  Seiten  durchaus  verpönt 
wird,  was  eine  ältere  Zeit  noch  als  vollkommen  zulässig  und  erlaubt  ange- 
sehen hat. 

Durch  die  Wirtschaftspolitik  unserer  letzten  Zeit  geht  also  doch  unver- 
kennbar ein  Zug  nicht  bloss  des  entschiedenen  Wohlwollens,  des  entschiedenen 
E  u  d  aomo  n  i  sm  US  für  die  unteren  Volksclassen,  besonders  also  für  diejenigen, 
welche  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  gezwungen  sind,  sich  im  Dienste  fremder 
Unternehmungen  abzumühen  und  durch  ihrer  Hände  Arbeit  die  Bedingungen  ihrer 
Existenz  zu  finden,  sondern  dieses  Wohlwollen  drückt  sich  auch  darin  aus,  daiss 
den  verschiedenen  Bedürfnissen  mit  möglichster  Anpassung  der  Gesetzgebnngr 
Rechnung  getr.agen  wurde.  Dabei  bleibt  bestehen  —  Sie  brauchen  das  nicht 
als  Vorwurf  aufzufassen  —  dass  wir  in  vielen  Dingen  nicht  soweit  gekommen  sind, 
als  es  wünschenswert  wäre,  dass  wir  in  mancher  Beziehung  mit  auffallender 
Schwierigkeit  vorwärts  kommen;  aber  da  vergessen  Sie  das  eine  nicht,  besonders 
wenn  Sie  Vergleiche  mit  anderen  Staaten  ziehen,  dass  wir  in  vielen  Dingen  durch 
die  Vielgestaltigkeit  unserer  nationalen  und  staatsrechtlichen  Verhaltnisse  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  haben,  welche  andere  Länder  nicht  kennen,  nicht  bloss 
ilurch  unsere  Autonomie  der  Länder,  die  ja  fortwährend  die  Recht^gesetzgebnng 
ergänzen   soll   und   so   oft   nicht  ergänzt,  sondern   insbt'sundi're  auch  durch  un^fr 
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Verhältnis  zu  Ungarn,  das  doch  in  letzter  Linie  immer  als  ein  einheitliches  anf- 
gefasst  werden  sollte  und  dementsprechend  auch  auf  die  Entschlüsse  unserer 
Eegierung  Einfluss  nimmt. 

Das  sind  Dinge,  die  den  bei  uns,  manchmal  wenigstens,  langsamen 
Gang  der  Ereignisse  erklären,  wo  ein  lebendigerer  und  frischerer  Geist  nicht 
bloss  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Bürgerwohlfahrt,  sondern  speciell  auch 
vom  Standpunkte  unseres  eigenen,  materiellen  Interesses  geboten  wäre. 

Herr  Dr.  A.  Peez  spricht  dem  Herrn  Vortragenden,  nachdem  derselbe  mit 
obigen  Worten  geschlossen  hatte,  den  Dank  der  Versammlung  für  seine  Ausführungen 
aus,  indem  er  hervorhebt,  dass  diese  nicht  den  Charakter  einer  Plauderei,  sondern 
den  einer  eingehenden,  wohldurchdachten,  von  grosser  Welterfahrung  getragenen 
Studie  an  sich  tragen  und  letzterer  erklärt  hierauf  nach  Wiederübernahme  des 
Vorsitzes  die  Versammlung  und  das  Gesellschaftsjahr  für  geschlossen. 


DAS  GESETZ  VOM  16.  JÄNNER  1895  (R.-G.-B.  N^  21), 

BETREFFEND  DIE 

REGELUNG  DER  SONN-  UND  FEIERTAGSRUHE 
IM  GEWERBEBETRIEBE. 


EINftELEITET  VON 

DK-  RICHARD  HASENÖHRL. 


JJer  Grundsatz  der  Sonntagsruhe  im  gewerblichen  Betriebe  hat  in  Oesterreich 
bereits  in  der  Gewerbenovelle  vom  8.  März  1885  Anerkennung  gefunden,  indem 
durch  §  75  dieses  Gesetzes  die  Anordnung  getroffen  wurde,  dass  die  gewerbliche 
Arbeit  an  Sonntagen  mit  Ausnahme  der  Siiuberung.s-  und  Instandhaltungsarbeiten, 
■dann  solcher  gewerblicher  Arbeiten,  welche  wegen  Unthunlichkeit  einer  Unter- 
brechung des  Betriebes  oder  im  Hinblicke  auf  die  Bedürfnisse  der  Consumenten  und 
-des  öffentlichen  Verkehres  von  den  betheiligten  Ministerien  am  Sonntage  gestattet 
werden  koiiutiMi,  zu  ruhen  habe.  Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  wurden 
mit  der  Verordnung  vom  27.  Mai  1885  die  gewerblichen  Kategorien  bezeichnet, 
bei  welchen  die  Sonntagsarbeit  aus  den  im  Gesetze  angeführten  Gründen  aus- 
nahmsweise als  zulässig  erklärt  wurde.  Piirallel  mit  der  Einführung  der  Sonntags- 
ruhe im  gewerblichen  Betriebe  erfolgte  die  Kegelung  dieser  Frage  auch  für  das 
Gebiet  des  Bergbaues,  und  zwar  schon  mit  dem  Gesetze  vom  21.  Juni  1884. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  hatte  mit  dieser  Noimiernng  der  Sonntags- 
ruhe, welche  sich  nicht  nur  auf  die  jugendlichen  und  weiblichen,  sondern  auch 
auf  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  erstreckte,  ähnlich  wie  mit  der  Ein- 
führuiiir  des  Maximalarbeitstages  in  den  Fal)riken  einen  ganz  entschiedenen  Schritt 
gemacht.  Denn  abgesehen  von  England  und  Nordamerika,  wo  die  Sonntagsrahe 
sction  seit  Jahrhunderten  theils  durch  allgemeine  Gesetze,  theils  durch  die  Sitte 
Yur  Geltung  gelangt  ist,  war  es  nur  die  Schweiz,  welche  auf  diesem  Gebiete,  mit 
dem  Gesetze  vom  23.  Mär/.   1877,  legislativ  vorangegangen  war. 

Seither  hat  nun  allerdings  die  Kegelung  der  Sonntagsruhe  in  die  Gesetz- 
gebung der  Culturstaaten  mehr  und  mehr  Eingang  gefunden,  insbesondere  seitdem 
sich  die  im  Jahre  1890  zu  Berlin  abgehaltene  inti>rnationale  Arbeitorschutzconferenz 
für  die  Gewährung  eines  Ruhetages,  und  zwar  am  Sonntage,  an  alle  gewerblichen 
Arbeiter,  vorbehaltlich  der  nothwendigen  Ausnahmen,  ausgesprochen  hatte.  Eine 
■eingehende  Normierung  des  Gegenstandes  ist  namentlich  im  Deutschen  Reiche  mit 
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der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  1.  Jnni  1891,  welche  in  den  §§  105  a)  —  1051; 
Bestimmungen  über  die  Sonn-  und  Feiertagsruhe  enthält  und  mit  den  hiezu 
erlassenen  landesgesetzlichen  Verfügungen  und  Ausführungsverordnungen,  ins- 
besondere der  Bekanntmachung  des  Eeichskanzlers  vom  5.  Februar  1895,  erfolgt. 

Auch  in  Oesterreich  machte  sich  seit  der  ersten  im  Jahre  1885  getroffenen 
Regelung  der  Sonntagsruhe  das  Verlangen  nach  einer  weitergehenden  Einschränkung 
der  Sonntagsarbeit  sowohl  in  den  Kreisen  der  zunächst  betheiligten  Arbeiter,  als 
auch  in  der  öffentlichen  Meinung,  insbesondere  bei  wiederholten  Anlässen  im 
Parlamente  geltend.  Da  nunmehr  das  Bedenken,  den  österreichischen  Gewerbe- 
betrieb durch  die  aus  der  Eegelung  der  Sonntagsruhe  hervorgehenden  Be- 
schränkungen gegenüber  der  concurrierenden  Industrie  des  Auslandes  in  Nach- 
theil zu  versetzen,  durch  die  analogen  Betriebsbeschränkungen  in  den  übrigen, 
insbesondere  in  den  wichtigsten  angrenzenden  Staaten  zum  grössten  Theile  beseitigt 
war,  konnte  mit  Benützung  der  bisher  gewonnenen  Erfahrungen  an  eine  neue 
gesetzliche  Eegelung  dieses  Gegenstandes  geschritten  werden.  Nachdem  sich  der 
Gewerbeausschuss  des  Abgeordnetenhauses  in  diesem  Sinne  einmüthig  ausgesprochen 
hatte,  brachte  der  Handelsminister  Graf  Wurmbrand  am  22.  October  1894 
einen  Gesetzentwurf  ein,  welcher  die  Sonntagsruhe  im  gewerblichen  Betriebe  neu 
zu  regeln  bestimmt  war.  Derselbe  wurde  mit  seltener  Raschheit  der  verfassungs- 
mässigen Behandlung  unterzogen  und  mit  einigen,  im  Ganzen  nicht  bedeutenden 
Aenderungen  vom  Abgeordnetenhause  in  den  Sitzungen  vom  19.  und  20.,  vom 
Herrenhause  sodann  unverändert  am  21.  December  1894  angenommen,  so  dasa 
das  neue  Gesetz  bereits  am  16.  Jänner  1895  sanctioniert  und  am  1.  Februar 
1895  kundgemacht  werden  konnte. 

Das  Gesetz  beruht  im  Allgemeinen  auf  den  gleichen  Grundsätzen,  welche 
in  den  bisherigen  Vorschriften  über  diesen  Gegenstand,  hauptsächlich  in  der 
Verordnung  vom  27.  Mai  1885  zum  Ausdruck  gekommen  waren,  nun  aber, 
theilweise  in  genauerer  Formulierung  und  im  Sinne  thunlichster  Einschränkung 
der  Sonntagsarbeit,  in  das  Gesetz  selbst  aufgenommen  wurden  sind. 

Die  Vorschrift  der  Sonntagsruhe  gilt  für  die  gesammte  gewerbliche  Arbeit, 
sie  kommt  daher  kraft  des  vorliegenden  Gesetzes  auf  die  von  der  Gewerbeordnung 
ausgenommenen  Unternehmungen  und  Beschäftigungen,  dann  auf  die  Monopol- 
und  Eegalbetriebe  des  Staates  nicht  zur  Anwendung.  Die  Eegelung  der  Sonntags- 
ruhe auf  diesen  Gebieten  muss  eben  wegen  der  eigenthümlichen  Verhältnisse  dieser 
Betriebe  besonderen  Gesetzen  und  Anordnungen  der  competenten  Behörden  überlassen 
bleiben.  SpecioU  beim  Bergbau  und  bei  den  auf  Grund  einer  Bergwerksverleihung 
errichteten  Hüttenbetrieben  gelten  in  dieser  Beziehung  die  Bestimmungen  des 
bereits  erwähnten  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884.  Für  das  Eisenbahnwesen  sind 
Beschränkungen  des  Güterdienstes  an  Sonntagen  durch  das  Betriebsreglement 
«ingeführt  worden;  auch  der  Postdienst  hat  durch  besondere  Vorschriften  Ebi- 
schränkungen  an  Sonntagen  erfahren.  Auf  den  Hausierhandel  endlich  wurden 
durch  das  Specialgesetz  vom  28.  April  1895  die  für  die  Handelsgewerbe  geltenden. 
Vorschriften  bezüglich  der  Sonntagsruhe  ausgedehnt. 

Das  Verbot  der  Sonntagsarheit  gilt  für  alle  gewerbliche  Arbeit  und  zwar 
in   subjectiver  Beziehung   mit   alleiniger  Ausnahme   der  persönlichen  Arbeiten  des 
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Gewcrbciiihalnsrs,  vvclrln'  an  Sonntagen  iiisofüriio  gestattft  siml.  als  dii'si'lld'ii  uhii« 
Vcrwi'iuluiit,'  villi  Hilfsarltt'itcrii  uml  nicht  öflV'iitlicli  vorgi-nummeii  werden.  Das 
gesetzliche  Verbot  yilt  dalier  niclit  nur  für  die  gewerblichen  ^ilfHarbeiter  im 
Sinne  des  §  73,  lit.  a)  bis  d)  der  Gewerbeordnung,  .sondern  auch  für  die  zu 
hühcreii  Dienstleistungen  bestellten  Individuen  (§  73,  letzter  Absatz,  1.  c).  Beim 
Handelsgeworbo  und  bei  dem  vom  Prodüctionsgowerbo  ausgeübten  Verschleisse 
erstreckt  sich  das  Verbot  des  Geschäftsbetriebes,  soweit  der  let/.tere  an  Sonntagen 
zu  ruhen  hat,  auch  auf  die  Person  des  Gewerbeinhabers. 

Die  Uiiterhrechuiig  des  Betriebes  an  Sonntagen  hat  im  Allgemeinen  mindextens 
24  Stunden  zu  daueni.  Die  Festsetzung  des  Beginnes  der  Sonntagsruhe  bleibt 
mit  Kficksicht  auf  die  Interessen  des  einzelnen  Gewerbebetriebes  dem  L'nternehmer 
überlassen.  Als  frühester  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Sonntagsruhe  lieginncn 
kann,  und  von  welchem  an  die  24htflndige  Ruhezeit  7,n  berechnen  ist.  gilt  nach 
der  Natur  der  Sache  die  Mitternachtsstunde  als  der  kalendermilssige  Anbruch 
des  Sonntags;  als  spätester  Zeitpunkt  für  den  Beginn  der  Sonntagsmho  ist  die 
sechste  Morgenstunde  bestimmt,  letztere  deshalb,  weil  bei  jenen  Betrieben,  welche 
mit  Tilg-  und  Nachtschicht  arbeiten,  die  Tagschicht  gewöhnlich  um  6  Uhr  abends, 
die  Nachtschicht  um  6  Uhr  morgens  endigt.  Da  in  diesen  Betrieben  am  Sonn- 
tage auch  der  Schichtwechsel,  das  heisst  der  Uebergang  der  Arbeiter,  welche  in 
der  vergangenen  Woche  die  Nachtschicht  zu  leisten  hatten,  zur  Tagschicht  für 
die  nächste  Woche  nnd  umgekehrt  der  Tagschichtarbeiter  zur  Nachtschicht  statt- 
findet, so  ergibt  sich  bei  jenen  Betrieben  mit  doppelter  Schicht,  welche  an 
Sonntagen  niclit  fortarbeiten  dürfen,  für  diejenigen  Arbeiter,  welche  Sonntag  um 
6  Uhr  morgens  aus  der  Arbeit  treten  und,  da  sie  zur  Tagschicht  übergehen,  ihre 
Arbeit  wieder  am  Montage  um  6  Uhr  morgens  aufnehmen  eine  24stündige,  für 
jene  Arbeiter  aber,  welche  Samstag  um  6  Uhr  abends  ihre  Schicht  beenden  und, 
da  sie  in  der  nächsten  Woche  die  Nachtschicht  übernehmen,  erst  Montag  nm 
6  Uhr  abends  ihre  Arbeit  antreten,  eine  48stüiidige  Sonntagsruhe,  welche  am 
nächsten  Sonntage  wieder  der  anderen  Partie  zu  Gute  kommt. 

Die  Sonntagsruhe  hat  in  jedem  einzelnen  Betriebe  gleichzeitig  für  die  ganze 
Arbeiterschaft  einzutreten.  Es  ist  daher  nicht  zulässig,  die  Sonntagsruhe  snccessive 
für  einzelne  Arbeiterpartien  eintreten  zu  lassen,  weil  es  sonst  möglich  wSre 
durch  Einführung  mehrerer  Arbeitsschichten  den  ganzen  Sonntag  fortzuarbeiten 
und  eine  Ueborwachung  der  Einhaltung  der  Sonntagsruhe  schwer  durchführ- 
liar  wäre. 

Von  der  allgemeinen  Vorschrift  der  Sonntagsruhe  statuiert  das  Gesetz  selbst 
mi'hrere  Ausnahmen.  Es  sind  dies  Fälle  unausweichlicher  Sonntagsarbeiteu, 
welche  sich  nicht  auf  bestimmte  Gewerbezweige  beschränken,  sondern  in  allen 
Betriebszweigen  vorkommen  können.  Zu  diesen  gesetzlichen  Ausnahmen  gehören: 
die  an  den  Gevverbelocalen  und  Werksvorrichtungen  vorzunehmenden  Säubernngs- 
uiid  Instandhaltnngsarboiton,  die  Bewachung  der  Bctriebsanlagen,  die  Vornahme 
der  Inventur,  unaufschiebbare  Ariioiten  vorüborgeheiider  Natur,  welche  entweder 
aus  öffentlichen,  insbesondere  sicherheitspolizeilichen  Hflcksichten  oder  in  NothfiVUen 
vorgenommen  werden  müssen,  endlich  die  schon  erwähnten  persönlichen  Arbeiten 
der    Gewerbeinhaber.     Die    Säuberung«-    und    Instandhaltungsarbeiten     sind     im 
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Gegensatze  zu  der  früheren  Bestimmung  (§75  der  Gewerbeordnung)  nur  insoweit 
als  zulässig  erklärt  worden,  als  durch  dieselben  der  regelmässige  Fortgang  des 
eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt  ist,  und  als  dieselben  ohne 
wesentliche  Störung  des  Betriebes  oder  ohne  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Arbeiter  an  Werktagen  nicht  verrichtet  werden  können.  Die  zu  Gunsten  der 
Inventur  gemachte  Ausnahme  ist  vom  Gewerbeausschusse  des  Abgeordnetenhauses 
auf  einen  derartigen  Fall  im  Jahre  beschränkt  worden.  Was  endlich  die  Gestattung 
der  Sonntagsarbeit  aus  öffentlichen  Rücksichten  oder  in  Nothfällen  betriftt,  so 
erscheint  dieselbe  als  ein  unv(irmeidliches  Sicherheitsventil,  um  absolut  nothwendige 
vorübergehende  Arbeiten  an  Sonntagen  nicht  zu  behindern.  Von  einer  casuistischen 
Fassung  dieser  Bestimmung,  von  einer  taxativen,  ja  selbst  beispielsweisen  Auf- 
zählung der  unter  diese  Ausnahme  zu  subsumierenden  Fälle  musste  im  Gesetze 
abgesehen  werden,  weil  die  vielgestaltigen  Erfordernisse,  wie  sie  das  Leben  und 
der  Verkehr  mit  sich  bringen,  nicht  in  eine  bestimmte  Formel,  die  sich  bald  als 
ein  Prokrustesbett  erweisen  würde,  gezwängt  werden  können. 

Auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  werden  aus  diesem  Titel  auch 
künftig  jene  vorübergehenden  Arbeiten  gestattet  sein,  welche  unter  der  Geltung  der 
früheren  Bestimmungen  anstandslos  als  zulässig  galten,  wie  Reparatur  von  Schlössern 
und  Schlüsseln,  Transportmitteln,  Gas-  and  Wasserleitungsröhren,  Telegraphen- 
und  sonstigen  elektrischen  Leitungen,  chirurgischen  Instrumenten  und  Apparaten, 
Hufbeschlag,  gewisse  Bauarbeiten,  insbesondere  zur  Trockenhaltung  von  Baugruben, 
zur  Sicherung  von  Bauten  u.  dgl. 

Zur  Anwendung  der  Sonntagsarbeit  in  den  gesetzlichen  Ausnahmsfällen 
braucht  eine  Bewilligung  der  Gewerbebehörde  nicht  eingeholt  zu  werden,  was 
schon  durch  die  Dringlichkeit  mancher  dieser  Veranlassungen  bedingt  ist.  Um 
jedoch  die  Controle  bezüglich  der  gerechtfertigten  Anwendung  dieser  Sonntags- 
arbeit zu  ermöglichen,  ist  den  Gewerbetreibenden  die  Verpflichtung  zur  Führung 
eines  Verzeichnisses  auferlegt  worden,  aus  welchem  die  zur  Beurtheilung  der 
Sachlage  erforderlichen  Daten  zu  entnehmen  sind,  und  welches  der  Gewerbebehörde 
sowie  dem  Gewerbeinspector  auf  Verlangen  vorzulegen  ist.  üeberdies  ist  für  die 
Fälle  der  Inventuraufnahme  und  der  vorübergehenden  unaufschiebbaren  Arbeiten 
die  jedesmalige  Anzeige  an  die  Gewerbebehörde  vorgeschrieben. 

Den  am  Sonntage  in  einem  gesetzlich  zulässigen  Ausnahmsfalle  verwendeten 
Arbeitern  ist,  wenn  diese  Arbeit  länger  als  drei  Stunden  dauert,  hiefür'  eine 
Ersatzruhezeit  einzuräumen.  Dieser  Ersatz  soll  wenn  möglich  in  der  Art  gewährt 
werden,  dass  die  betreffenden  Arbeiter  am  darauffolgenden  Sonntage  24  Stunden 
frei  bleiben.  Wenn  dies  jedoch  mit  Rücksicht  auf  den  Betrieb  nicht  möglich  ist, 
kann  diese  24stündige  Ruhezeit  an  einem  Werktage  oder  kann  an  zwei  Tagen 
der  Woche  je  eine  6stündige  Ruhezeit  gewährt  werden.  Die  Wahl  der  Modalität 
der  Ersatzruhe  im  Einzelnen  bleibt  der  freien  Vereinbarung  des  Gewerbeinhabers 
mit  den  Arbeitern  überlassen;  wenn  eine  solche  nicht  zu  Stande  kommt,  wird 
im  Sinne  der  Gewerbeordnung  die  Entscheidung  hierüber  durch  die  Gewerbebehörde 
zu  erfolgen  haben.  Es  wird  überhaupt  Sache  dieser  Behörden  sowie  der  Gewerbe- 
inspectoren  sein,  darüber  zu  wachen,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Ersatzruhe 
nicht,  wie  dies  bisher  gegenüber  der  unzulänglichen  Bestimmung  der  Verordnung 
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vom  27.  Mai  1885  l)oklaf,'t  wunle,  auf  Ann  Papiero  bleibt.  JedenfaUs  würde  es 
doni  Gesf'tze  nicht  entsprechen ,  wenn  den  Arbeitern  jene  Zeit ,  welche  »ich 
für  sie  nach  der  Art  ihrer  Verwendniig  ohnedies  als  eine  ünterbrechnn(f  der 
Arlxntsthiitiffkcit  ('rf,'ibt  oder  während  welcher  der  Betrieb  überhaupt  nicht  aus- 
geübt wird,  angerechnet  werden  wollte.  Die  Ersatznihe  wird  vielmehr  anf  solche 
Tagesstunden  zu  verlegen  sein,  welche  sonst  der  Arbeit  gewidmet  sind.  Die 
Bestimmung  der  Regierungsvorlage,  dass  der  Ansprach  auf  eine  Ersatzrahezeit 
nicht  nur  bei  mindestens  3stündiger  Beschäftigung  am  Sonntage,  sondern  auch 
<lann  eintritt,  wenn  der  Arbeiter  durch  die  Soiintagsarbeit  am  besuche  des  Vor- 
mittagsgottesdienstes gehindert  wird,  wurde  vom  Gewerbeausschusse  des  Ab- 
geordnetenhauses fallen  gelassen  und  durch  die  Vorschrift  ersetzt,  dass  in  diesem 
Falle  jedem  Arbeiter  an  deni  nächstfulgenden  Sunntage  die  den  Besuch  des  Vor- 
mittagsgottesdienstes ermöglichende  freie  Zeit  gelassen  werde. 

Neben  den  allgemeinen  gesetzlichen  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  der 
Soinitagsruhe  sind  im  Gesetze  auch  Ausnahmen  vorgesehen,  welche  bei  bestimmten 
Betriebszweigen  oder  innerhalb  solcher  Betriebszweige  bei  bestimmten  Verrichtungen 
aus  technischen  Rücksichten  und  im  Hinblick  auf  die  Consum-  oder  Verkehrs- 
bcdflrfnisso  erforderlich  sind.  Die  Feststellung  dieser  Ausnahmen  ist,  wie  bereits 
im  §  75  der  Gewerbcnovelle  vom  8.  März  1885,  dem  Verordnungswege  vorbehalten 
worden,  da  dieses  System  von  Bestimmungen  mit  Rücksicht  auf  neue  Erfindungen, 
Veränderunf,''en  in  der  technischen  Betriebsweise  u.  s.  w.  etwas  beweglicher 
gehalten  werden  rauss,  als  dies  bei  gesetzlicher  Festlegung  dieser  Ausnahmen  der 
Fall  wäre.  Als  Gesichtspunkte,  von  welchen  bei  der  Gestattung  dieser  Ausnahmen 
auszugehen  ist,  sind  einerseits  die  Unthunlichkeit  der  Unterbrechung  oder  des 
Aufschubes  der  betreffenden  Arbeit  nach  der  Natur  des  Betriebes,  anderseits  die 
täglichen  oder  an  Sonntagen  besonders  hervortretenden  Bedürfnisse  der  Bevölkerang 
oder  des  öffentlichen  Verkehres  bezeichnet  worden.  Das  Gesetz  enthält  femer 
bezüglich  dieser  im  Verordntmgswi'ge  zu  regelnden  (iewerbe  den  Grandsatz,  dass  die 
Sonntagsarbeit  immer  auf  die  mit  dem  eigentlichen  ununter biochenen  Betriebe 
nnniittelbar  zusammenhängenden  und  auf  die  in  der  Verordnung  ausdräcklich 
gestatteten  Arbeitsleistungen  zu  beschränken  ist,  wogegen  alle  anderen  Arbeiten, 
wie  Vorbereitungs-  oder  sonstige  Neben-  und  Hilfsarbeiten  zu  ruhen  haben,  dann 
dass  die  Regelung  dieser  Ausnahmen  für  alle  Betriebe  derselben  Art  gieichmässig 
erfolge.  Die  Begünstigung  einzelner  Unternehmungen  durch  ausnahmsw'  iso  Ge- 
stattung der  Sonntagsarboit,  wie  sie  beispielsweise  nach  den  ungarischen  Vor- 
schriften zulässig  erscheint,  ist  demnach  durch  das  österreicliische  Gesetz  mit 
Recht  ausgeschlossen  worden,  da  hiedurch  die  Concnrrenzverbältnisse  innerhalb 
einer  (iewerbckategorie  beeinflusst  werden  köiniten.  Endlich  sind  die  gesetzlichen 
Anordnungen  hinsichtlich  des  Ersatzruhetages  in  der  Verordnung  zu  berücksichtigen 
und  für  die  Verlautbarung  der  in  jedem  einzelnen  Etablissement  geltenden 
Bestimmungen  über  die  Sonntagsarbeit  durch  Aufnahme  derselben  in  die  Arbeits- 
ordnung oder  durch  Affigierung  Sorge  zu  tragen. 

Eine-  besondere  Regelung  erheischte  das  Handelsgewerbe.  Bei  demselben 
spielen  die  localen  Verhältnisse  eine  derartige  RoUe,  dass  weder  im  Gesetze,  noch 
auch  in  eimr  für  das  ganze  Staatsgebiet  geltenden  Verordnung  die  nothwendigen 
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Ausnahmen  von  dem  Gnindsatzo  der  Sonntagsrulie  entsprechend  festgestellt  werden 
können.  Es  erschien  daher  angemessen,  für  das  Gebiet  des  Handels  nach  deutschem 
Muster  im  Gesetze  nur  im  Allgemeinen  das  Zeitmaass  zu  begrenzen,  innerlialb 
dessen  der  Betrieb  an  Sonntagen  zulässig  ist,  die  concrete  Feststellung  dieses 
Ausmaasses  aber  den  politischen  LandesbehOrden  auf  Grund  der  Einvernehmung 
der  localen  Factoren  zu  überlassen. 

Als  zulässiges  Maximum  wird  im  Allgemeinen  die  Dauer  von  6  Stunden 
bestimmt,  welche  für  einzelne  Gemeinden  und,  da  sich  mitunter  innerlialb  einer 
Gemeinde  verschiedenartige  Bedürfnisse  zeigen,  auch  für  einzelne  Ortschaften  oder 
Gemeindetheile,  dann  für  einzelne  Handelszweige  verschieden  festgesetzt  werden 
kann.  Obzwar  die  6  stündige  Dauer  des  Handelsbetriebe.s  an  Sonntagen  in  der 
Eegel  als  ausreichend  betrachtet  werden  kann,  so  durfte  doch  nicht  übersehen 
werden,  dass  an  einzelnen  Sonntagen  sich  das  Bedürfnis  nach  einem  zeitlich 
erweiterten  Handelsverkehre  geltend  macht.  Man  denke  an  die  Sonntage  vor 
Weihnachten,  an  gewisse  locale  Pesttage,  wenn  dieselben  auf  einen  Sonntag  fallen, 
an  Markt-  und  Messtage  u.  s.  w.  Für  solche  bestimmte  Anlässe  kann  das  normale 
6  stündige  Ausmaass  des  Handelsbetriebes  um  einige  Stunden,  längstens  bis  zu 
10  Stunden  erhöht  werden.  An  einzelnen  Orten  besteht  ferner  das  Bedürfnis 
nach  einer  Verlängerung  des  Zeitausmaasses  für  den  Geschäftsbetrieb  der  Handels- 
gewerbe oder  gewisser  Kategorien  von  Handelsgewerben  nicht  nur  an  bestimmten 
Sonntagen,  sondern  an  den  Sonntagen  des  ganzen  Jahres  oder  ganzer  Jahreszeiten. 
Dahin  gehört  der  Verkauf  von  Andachtsgegenständen  an  Wallfahrtsorten,  von 
Lebensmitteln  in  Ausflugs-  und  Vergnügungsorten,  auf  Bahnhöfen  u.  dgl.  Es 
erschien  daher,  sollte  nicht  dieser  zumeist  ohne  Hüfsarbeiter  ausgeübte  kleine 
Geschäftsbetrieb  unterbunden  und  damit  zahlreichen  Personen,  welche  oft  auf 
diesen  Verdienst  an  Sonntagen  geradezu  angewiesen  sind,  die  Existenzmöglichkeit 
beeinträchtigt  werden,  nothwendig,  auch  fiir  diese  Fälle  die  politischen  Landes- 
behörden zu  ermächtigen,  die  Geschäftszeit  des  Handelsbetriebes  an  Sonntagen 
bis  zu  höchstens  10  Stunden  zu  erweitern.  Diese  allerdings  ziemlich  complicierten 
Bestimmungen  über  den  Handelsbetrieb  an  Sonntagen  erfuhren  übrigens  im 
Abgeordnetenhause  noch  eine  Ergänzung.  Auf  Antrag  des  Abgeordneten  Kyrie 
wurde  beschlossen,  dass  für  jene  Orte  mit  weniger  als  6000  Einwohnern, 
welche  von  der  Bevölkerung  der  Umgebung  au  Sonntagen  behufs  Deckung  ihrer 
Bedürfnisse  aufgesucht  werden,  eine  Vermehrung  der  Stunden  für  den  Handels- 
betrieb für  alle  Sonntage  oder  für  die  Sonntage  bestimmter  Jahreszeiten  bis  zu 
8  Stunden  zugestanden  werden  kann.  Dieses  Zugeständnis  ist  jedoch  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dass  Hilfsarbeiter  in  diesen  Handelsgewerben  nur  bis  zu  der 
Dauer  von  6  Stunden  verwendet  werden  dürfen. 

Um  die  Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe 
wirksam  controlieren  und  Umgehungen  dieser  Vorschriften  hintanhalten  zu  können, 
müssen  die  Eingangsthüren  zu  den  für  den  Verkehr  mit  dem  PuTilicum  bestimmten 
Geschäftslocalitäten  in  den  der  Sonntagsruhe  voi-behaltenen  Stunden  geschlossen 
gehalten  werden.  Die  weitere  Bestimmung  für  die  Handelsgewerbe,  dass,  soweit 
der  Betrieb  dieser  Gewerbe  an  Sonntagen  zu  ruhen  .hat,  auch  jene  Handels- 
treibenden,   welche    keine    Hilfsarbeiter    beschäftigen,    den    Geschäftsbetrieb    nicht 
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ausfll)tii  niid  dalior  ihre  ViTkaiifsIiidcii  nicht  offen  halten  dürfen,  findet  ihre 
Begründun",'  darin,  das.s  die  Durchführung  der  Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe 
im  Handelsbetriebe  nur  bei  einer  gleichniä.s.sigen  Anwendung  auf  alle  Gewerbe- 
untenielminngen  der  betreffenden  Kategorie  ohne  Hück.sicht  auf  den  Umstand,  ob 
sie  Hilfsarbeiter  beschäftigen  oder  nicht,  möglich  erscheint,  und  dass  anderen- 
falls nicht  zu  rechtfertigende  Verschiedenheiten  in  den  Erwerbsverhftttnissen  der 
Gewerbetreibenden  gesdiaftV^n  werden  würden.  Allerdings  erleidet  diese  Vorschrift 
durch  die  oben  erwiihnto,  nach  dem  Antrage  Kyrie  beschlossene  Zusatzbestimmung 
(ine  sinngemässe  Einschränkung. 

Der  Grundsatz  der  Ersatzruhe  kommt  bei  den  Handelshilfsarbcitern  mit  der 
Modiücatiun  zur  Anwendung,  dass  diesem  Personal,  falls  ihm  die  Sonntagsruhe 
von,  12  Uhr  Mittags  an  bis  zum  Geschäftsbeginn  am  nächsten  Tage  niclit  gewährt 
ist,  im  Wege  der  Al)wechslung  jeder  zweite  Sonntag  ganz  frei  zu  geben  oder, 
falls  dies  nicht  durchführbar  wäre,  ein  halber  Wochentag  als  Ruhezeit  einzuräumen 
ist.  Auch  ist  den  Arbeitern  in  Handelsgewerben  an  Sonntagen  jedenfalls  die  Zeit 
zum  Besuche  des  Vonnittagsgottesdienstes  frei  zu  lassen. 

Sowie  beim  Handelsgewerbe,  spielen  auch  bei  einzelnen  Productionsgewerben, 
deren  Ausübung  an  Sonntagen  zur  Befriedigung  täglicher  oder  an  diesen  Tagen 
besonders  hervortretender  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  erforderlich  ist,  die  loealen, 
durch  die  Gewohnheit  beeintiussten  Verhältnisse  eine  derartige  Rolle,  dass  es 
nicht  gut  angeht,  die  Ausnahmen  bezüglich  der  Sonntagsnihe  bei  diesen  Gewerben 
im  Vercirdnungswege  einheitlich  für  das  ganze  Staatsgel)iet  festzustellen.  Es  wurde 
daher  auch  für  diese  Gewerbe,  ebenso  wie  für  die  Handelsgewerbe,  die  Ermittlung 
und  Feststellung  der  erforderlichen  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  der  Sonntags- 
ruhe den  politischen  Landesbehörden,  welche  mit  den  loralen  Verhältnissen  in 
näherer  Fühlung  sind,  überlassen. 

In  diese  Kategorie  fallen  nach  der  auf  Grund  des  Gesetzes  erlassenen  Ver- 
ordnung die  Gewerbe  der  Blumenbinder,  Friseure,  Bäcker.  Zuckerbäcker,  Fleisch- 
hauer, Fleischselclier  und  der  Molkereien. 

Das  Gesetz  über  die  Sonntagsruhe  wurde  im  Abgeordnetenhanse  noch  durch 
eine  auf  confessionellen  Erwägungen  beruhende  Ausnahme  ergänzt,  welche  im 
Vereine  mit  dem  an  einigen  Stellen  wiederkehrenden  Hinweis  auf  die  christlich- 
religiöse Verpflichtung  zur  Sonntagsheiligung  dem  im  übrigen  rein  social- 
politischeu  Gesetze  eine  leichte,  in  das  confessionelle  Gebiet  spielende  Schat- 
tierung verliehen  hat.  Es  wurde  nämlich  durch  einen  besonderen  Artikel  eine 
Ausnahme  von  der  Vorschrift  der  Sonntagsruhe  auch  für  den  Fall  zugelassen, 
wenn  die  betreffenden  Gewerbeinhaber  und  ihre  Hilfsarbeiter  mit  Kncksicht  auf 
ihre  Confession  an  einem  anderen  Tage  der  Woche  regelmässig  eine  24stündige 
Arlieitsruhe  einhalten.  Diese  Specialbestimmnng  ist  zu  Gunsten  der  zahlreichen 
israelitischen  geweri)lichen  Bevölkerung  in  den  nordöstlichen  Ländern  getroffen 
worden,  wo  die  Sabbathrube  in  der  That  mit  grosser  Strenge  beobachtet  wird  und 
es  als  eine  ökonomische  Härte  gefühlt  worden  wäre,  wenn  das  Gesetz  diesem 
Theile  der  Bevölkerung  noch  eine  zweite  24 stündige  Ruhezeit  auferlegt  hätte. 
Um  unter  diesem  Titel  wenigstens  keine  zu  weitgehenden  Ungleichmässigkeiten  im 
Erwerbsleben    zuzulassen,    welche    für    die    Durchführung    der   Sonntagsruhe    eine 
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gefährliche  Klippe  gebildet  haben  würden,  ist  die  obige  confessionelle  Ausnahme 
nach  mehreren  Richtungen  hin  eingegrenzt  worden.  Die  Bestimmung  wurde  vor 
allem  auf  Galizien  und  die  Bukowina  beschränkt,  das  ganze  Gebiet  des  Handels 
und  des  Verschleisses  von  der  Anwendung  dieser  Ausnahmsgestattung  exiraiert, 
endlich  die.  letztere  an  die  Voraussetzung  geKnüpft,  dass  nicht  nur  der  Gewerbe- 
inhaber, sondern  seine  sämmtlichen  Hilfsarbeiter  die  Sabbathruhe  beobachten,  und 
dass    die  Arbeiten  am  Sonntage  nicht  öffentlich  vorgenommen  werden. 

Hinsichtlich  der  Feiertage  hat  das  Gesetz  nur  jene  Bestimmung  beibehalten, 
welche  schon  im  §  75,  letzter  Absatz,  der  Gewerbeordnung  enthalten  war,  dass 
nämlich  den  Arbeitern  an  diesen  Tagen  mit  Berücksichtigung  ihrer  Confession 
die  zum  Besuche  des  Vormittagsgottesdienstes  nöthige  Zeit  einzuräumen  ist. 
Angesichts  der  grossen  Zahl  von  Arbeitstagen,  welche  dem  Gewerbebetriebe  schon 
durch  die  Sonntagsruhe  entgehen,  dann  im  Hinblicke  auf  die  Schwierigkeiten, 
welche  sich  bezüglich  der  Feiertage  aus  der  Verschiedenheit  der  in  Oesterreich 
vertretenen  Confessionen  ergeben  würden,  wurde  derzeit  von  der  Normierung  einer 
weitergehenden  Feiertagsruhe  mit  Recht  abgesehen. 

Das  Gesetz  ist  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung,  d.  i.  am  1.  Mai  1895 
in  Wirksamkeit  getreten.  In  der  Zwischenzeit  sind  auch  die  umfangreichen 
Durchführungsvorschriften,  insbesondere  die  Verordnung  vom  24.  April  1895 
womit  die  gewerbliche  Arbeit  an  Sonntagen  bei  einzelnen  Kategorien  von  Gewerben 
gestattet  wurde,  dann  die  Kundmachungen  der  politischen  Landesbehiirden  betreffend 
die  Festsetzung  der  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  der  Sonntagsruhe  bei  den 
Handels-  und  den  oben  erwähnten  Productionsgewerben  verlautbart  worden. 

Hiemit  erscheint  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Gewerbebetriebe  vor- 
behaltlich der  im  Gesetze  vorgesehenen  späteren  Ergänzungen  oder  Abänderungen 
der  erlassenen  Vorschriften  derzeit  als  abgeschlossen.  Von  Wesenheit  ist  allerding» 
bei  der  Handhabung  dieses  Gesetzes,  dass  das  Publicum  dem  Gegenstande  selbst 
sein  Interesse  und  seine  Mithilfe  leihe.  Die  Durchführung  der  Sonntagsruhe 
veranlasst  zweifellos  manche  Unbequemlichkeiten  in  der  gewohnten  Befriedigung 
von  Bedürfnissen,  sie  erfordert  gewisse  Opfer,  worauf  aber  umso  sicherer  gerechnet 
werden  darf,  als  es  sich  ja  darum  handelt,  der  arbeitenden  Bevölkerung  den 
ihr  nach  dem  göttichen  Gebot  und  nach  den  Forderuiigeii  der  Humanität 
zukommenden  Anspruch  auf  einen  Tag  der  Ruhe  und  der  Erholung  in  der  Woche 
zu  gewährleisten. 

Gesetz  vom  16.  Jänner  1895,  betreffend  die  Regelung  der  Sonn-  und 
Feiertagspuhe  im   Gewerbebetriebe. 
Mit    Zustimmung    beider    Häuser   des    Reichsrathes    finde     Ich    anzuordnen, 
wie  folgt: 

§   1. 
An    Stelle   des  §   75   des   Gesetzes   vom  8.  März   1885  (R.-G.-Bl.  Nr.  22), 
betreffend  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung,  haben  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  zu  treten. 

Artikel  I. 
An  Sonntagen  hat  alle  gewerbliche  Arbeit  zu  ruhen. 


^^^^m        Cas  Gesetz  vom  16.  Jänner  1895  (R.-G.-BI.  Nr.  21).  <■:  4g9 

B^^V  Artikel  U. 

p  Die  Sonntagsruhe  hat  spätestens  nm  6  Uhr  morgens  eines  jeden  Sonntages, 

nn<l  zwar  gleichzeitig  für  die   ganze  Arbeiterschaft  jedes  Betriebes  zn  beginnen 

und  mindestens  24  Stnnden  zu  dauern. 

Artikel  III, 
Von  der  Bestimmung  dt's  Artikfls  I  und  II  sind  ausgenommen: 

1.  Die  an  den  Geworbelcicalcn  und  Worksvorrichtungen  vorzunehmenden 
Sänberangs-  und  InstaiuUialtungsarbeiton,  durch  welche  der  regelmässige  Fort- 
gang des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt  ist,  und  welche  ohne 
wesentliche  Störung  des  Betriebes  oder  ohne  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Arbeiter  <aii  AVochontageu  nicht  verrichtet  werden  können; 

2.  die  erforderliche  Bewachung  der  Betriebsanlagcn ; 

3.  die  Arbeiten    zur  Vornahme   der  Inventur,   und   zwar   einmal    im  Jahre; 

4.  unaufschiebbare  Arbeiten  vorübergehender  Natur,  welche  entweder  aus 
öffentlichen,  insbesondere  sichorheitspolizeilichen  Rücksichten  oder  in  Xothföllen 
vorgenommen  werden  müssen; 

5.  die  persönlichen  Arbeiten  des  Gewerbeinhabers,  insoweit  dieselben 
ohne  Verwendung  eines  Hilfsarbeiters  und   nicht  öffentlich  vorgenommen   werden. 

Artikel  IV. 

Gewerbetreibende,  welche  Arbeiter  an  Sonntagen  zu  Arbeiten  der  im  Artikel 
III,  1 ,  2,  3  und  4  erwähnten  Art  verwenden,  sind  verpflichtet,  ein  Verzeichnis 
anzulegen,  in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonntag  die  Namen  der  beschäftigten 
Arbeiter,  der  Ort  und  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung,  sowie  die  Art  der  vor- 
genommenen Arbeit  einzutragen  sind.  Dieses  Verzeichnis  ist  auf  Verlangen  der 
Gewerbebehörde,  sowie  dem  Gewerbeinspector  vorzulegen. 

Bezüglich  der  im  Artikel  III.  Punkt  3  und  4,  erwähnten  Arbeit.-n  ist  der 
Gewerbeinhaber  überdies  verpflichtet,  von  der  Vornahme  dieser  Arbeiten  noch  vor 
Beginn  derselben  an  die  Gewerbebehörde  die  Anzeige  zu  erstatten.  Wenn  die 
Nothwendigkeit  des  Beginnes  »der  die  Fortsetzung  einer  stdchen  Arbeit  erst  am 
Sonntag  eintritt,  so  niiiss  die  .\nzeige  spätestens  sofort  nach  Beendigung  derselben 
an  die  Gewerbebehörde  erstattet  werden. 

Diese  Anzeigen  sind  stempelfrei. 

Die  Aufgabe  der  Anzeige  bei  der  k.  k.  Post  gilt  als  Erstattung  der  Anzeige 
an  die  Gewerbebehörde. 

In  beiden  Fällen  hM  die  Gewerbebehörde  zu  prüfen,  ob  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  zur  Vnrniihmo  dieser  Arbeiten  vorhanden  sind. 

Artikel  V. 
Sofern  die  im  Arliki'l  III  unter  1.  2  und  4  erwähnten  Arbeiten  die  Arbeiter 
am  Besuche  des  Vormittagsgottesdienstes  hindeni,  sind  die  Gewerbeinhaber  ver- 
pflichtet, jedem  bei  diesen  .\rbeiten  beschäftigten  Arbeiter  an  dem  nächstfolgenden 
Sonntage  jene  freie  Zeit  zu  lassen,  «eiche  ihm  den  Besuch  des  Vonnittagsgottes- 
dienstes  ermöglicht. 
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"Wenn  die  im  Artikel  III  unter  1,  2  und  4  bezeichneten  Arbeiten  langer 
als  drei  Stunden  danern,  ist  diesen  Arbeitern  mindestens  eine  vierundzwanzig- 
stündige  Bnhezeit  am  darauffolgenden  Sonntage  oder,  wenn  dies  mit  Kücksiclit  auf 
den  Betrieb  nicht  möglich  ist.  an  einem  Wochentage,  oder  je  eine  sechsstündige 
Buhezeit  an  zwei  Tagen  der  Woche  zu  gewähren. 

Artikel  VI. 

Der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Ministern  ist 
ermächtigt ,  bei  einzelnen  Kategorien  von  Gewerben ,  bei  denen  ihrer  Natur 
nach  eine  Unterbrechung  des  Betriebes  oder  ein  Aufschub  der  betreffenden 
Aibeit  unthnnlich.  oder  bei  denen  der  Betrieb  an  Sonntagen  im  Hinblicke  auf  dio 
täglichen  oder  an  Sonntagen  besonders  hervortretenden  Bedürfnisse  der  Bevölkerung 
oder  des  öffentlichen  Verkehres  erforderlich  ist.  dio  gewerbliche  Arbeit  auch  an 
Sonntagen  im  Verordnungswege  zu  gestatten. 

Bei  den  im  ununterbrochenen  Betriebe  stehenden  Gewerben,  rücksichtlich 
welcher  die  Sonntagsarbeit  gestattet  wird,  ist  dieselbe  immer  auf  die  mit  dem 
eigentlichen  ununterbrochenen  Betriebe  unmittelbar  zusammenhängenden  und  bei 
den  übrigen  unter  die  Ausnahme  dieses  Artikels  fallenden  Gewerben  immer  auf 
die  in  der  Verordnung  ausdrücklich  gestatteten  Arbeitsleistungen  zu  beschränken, 
■wogegen  alle  anderen  Arbeiten,  wie  Vorbereitungs-  oder  sonstige  Neben-  und 
Hilfsarbeiten  zu  ruhen  haben. 

Die  Regelung  der  an  Sonntagen  in  diesen  Betrieben  gestatteten  Arbeiten 
und  die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  gestattet  sind,  erfolgt 
für  alle  Betriebe  derselben  Art  gleichmässig  und  unter  Berücksichtigung  der  im 
Artikel  V  getroffenen  Anordnungen  hinsichtlich  des  Ersatzruhetages. 

Die  betreffenden  Bestimmungen  sind  in  die  Arbeitsordnung  aufzunehmen, 
beziehungsweise  an  geeigneter  Stelle  in  den  Arbeitsräumen  in  den  landesüblichen 
Sprachen  anzuschlagen. 

Artikel  VII. 

Sofern  bei  einzelnen  Kategorien  von  Productionsgewerben.  deren  Ausübung  an 
Sonntagen  zur  Befriedigung  der  täglichen  oder  an  Sonntagen  besonders  hervor- 
tretenden Bedürfnisse  der  Bevölkerung  nothwendig  ist,  vorwiegend  örtliche,  von 
Sitte  und  Gewohnheit  beeinflnsste  Verliältnisse  in  Betracht  kommen,  kann  die 
Ermittlung  und  Feststellung  der  erforderlichen  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  der 
Sonntagsruhe  von  den  betheiligten  Ministerien  den  politischen  Landesbehörden 
übertragen  werden. 

Die  betreffenden  Gewerbe  sind  in  der  auf  Grund  des  Artikels  VI  zu  erlas- 
senden Verordnung  namhaft  zu  machen. 

Bei  der  Feststellung  der  Ausnahmen  für  diese  Gev.erbe,  welche  für  einzelne 
Gemeinden  oder  Orte  verschieden  erfolgen  kann,  ist  auf  die  im  Artikel  V  getroffenen 
Anordnungen  hinsichtlich  des  Euhetages  Bedacht  zu  nehmen.  Die  Feststellung 
dieser  Ausnahmen  erfolgt  nach  Anhörung  der  betreffenden  Gemeinden  und 
Genossenschaften.  Auch  sind  die  betreffenden  Bestimmungen  in  die  Arbeitsordnung 
aufzunehmen,  beziehungsweise  an  geeigneter  Stelle  in  den  Arbeitsräumen  in  den 
landesüblichen  Sprachen  anzuschlagen. 


^^^^■'         Das  Gesetz  10.  Jäniiei'  1x95  (R.-G.-Bl.  Nr.  'j:  I^^HH 

j^^^^  Artikel   VIII. 

f  Dif  politischen  Landesbehfirdcn  In  üali/.ien  nml  der  IJnkowina  sind  ennächtijjt, 

für  ihre  Verwaltnngsgebiete  oder  Theile  derselben  die  Arbeit  in  Prodnctionsgewerben 
an  Sonntagen  uiitwr  der  Voraussetzung  zu  gestatten,  das.s  die  betreffenden  Gewerbe- 
inhaber und  deren  sämmtliche  Hilfsarbeiter  mit  Herücksichtigung  ihrer  Confe.ssion 
an  einem  anderen  Tage  der  Woche  regeluiäs.sig  eine  vierundzwanzigstündige  Arbeits- 
rulie  einhalten  und  diese  Arbeiten  nicht  öffentlich  vornehmen. 

Gewerbetreibondo,  welche  Hilfsarbeiter  an  Sonntagen  zu  solchen  Arbeiten 
verwenden,  sind  verpflichtet,  das  im  Artikel  IV,  Absatz  1,  erwähnte  Ver/.eichnis 
zir  fuhren  und  dasselbe  auf  Verlangen  der  Gewerbebehörde,  sowie  dem  Gewerbe- 

inspector  vorzulegen. 

Artikel  IX. 

Beim  Handelsgeworbo  ist  die  Sonntagsarbeit  für  den  Betrieli  desselben 
höchstens  in  der  Dauer  von  sechs  Stunden  gestattet. 

Die  Festsetzung  der  Stunden,  während  welcher  die  Sonntagsarbeit  gestattet 
ist,  erfolgt  durch  die  politischen  Landesbehörden  nach  Anhörung  der  betreffenden 
Gemeinden  und  Genossenschaften. 

Den  Genossenschaften  steht  das  Hecht  zu,  auf  Grund  eines  in  der  Genossen- 
schaftsversammlung gefassten  Beschlusses  bei  der  politischen  Landesbehörde  im 
Wege  der  Gewerbebehördo  I.  Instanz  Anträge  auf  Ehischränkung  der  Sonntags- 
arbeit für  das  botreft'ende  Gewerbe  zu  stellen. 

An  einzelnen  Sonntagen,  an  welchen  besondere  Verhältnisse  einen  erweiterten 
Geschäftsverkehr  orfordern,  wie  zur  Weihnachtszeit,  an  den  Festtagen  der  Landes- 
patrone n.  dgl.  kann  eine  Vermehrung  der  Stunden,  während  welcher  der  Betrieb 
der  Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  durch  die  politischen  Lande.sbehörden  nach 
Anhörung  der  betreffenden  Gemeinden  und  Genossenschaften  bis  zu  zehn  Stunden 
zugestanden  werden.  l)ie.se  Gestattung,  und  zwar  im  Aasmaasse  von  zehn  Stunden, 
hat  jedenfalls  an  dem,  dem  Weihnachtstage  vorausgehenden  Sonntage,  und  wenn 
der  Weihnachtsabend  auf  einen  Sonntag  lallt,  auch  an  diesem  Tage  einzutreten. 
Ebenso  kann  von  den  politischen  Landesbehörden  in  Berücksichtigung  besonderer 
örtlicher  Verhältnisse,  wie  zum  Zwecke  des  Verkaufes  von  Devotionalien  an  Wall- 
fahrtsorten, dann  von  Lebensmitteln  in  Ausflugsorten,  auf  Bahnhöfen  n.  dgl.,  nach 
Anhiirung  der  iietretfenden  (Jemciiuleii  und  Genossenschaften  eine  Vermehrung  der 
Stunden,  während  welcher  der  Betrieb  der  Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  für 
alle  Sonntage  oder  für  die  Sonntage  bestimmter  Jahreszeiten  oder  sonstiger  Zeit- 
abschnitte bis  zu  zehn  Stunden  zugestanden  werden. 

Endlich  kann  von  den  politischen  Landesbehörden  für  jene  Orte  mit  weniger 
als  6000  Einwolinern,  welche  von  der  Bevölkerung  der  Umgebung  an  Sonntagen 
behufs  Deckung  ihrer  Bedürfnisse  aufgesucht  werden,  eine  Vermehrung  der 
Stunden,  während  welcher  der  Betrieb  der  Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  für 
alle  Sonntage  oder  für  die  Sonntage  bestimmter  Jahreszeiten  bis  zn  acht  Stunden 
zugestanden  werden.  Doch  dürfen  in  diesen  Handelsgewerben  die  Hilfsarbeiter 
nur  bis  zu  dem  im  Alinea  1   festgesetzten  Ausmaasse  verwendet  werden. 

Die  Pestsetzung  der  Stunden,  während  welcher  die  Sonntagsarbeit  beim 
Handelsgewerbe  gestattet  ist,  kann  für  verschiedene  Zweige  des  Handels  nnd  für 
einzelne  Gemeinden  oder  Gemoindetheile  verschieden  erfolgen. 
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An  den  Sonntagei)  ist  den  Arbeitern  mit  Berücksichtigung  ihrer  Con- 
fession  die  zum  Besuche    des  Vormittagsgottesdienstes   nöthige  Zeit   einzuräumen. 

In  den  Stunden,  während  welcher  die  Sonntagsarbeit  für  den  Handelsbetrieb 
nicht  gestattet  ist,  müssen  die  Eingangsthüren  zu  den  für  den  Verkehr  mit  dem 
Publicum  bestimmten  Geschäftslocalitäten  geschlossen  gehalten  werden. 

Artikel  X. 
In  jenen  Handelsgewerben,  in  welchen  dem  Personale  die  Sonntagsruhe 
von  12  Uhr  mittags  an  nicht  ohne  Unterbrechung  bis  zur  Geschäftseröffnung  am 
nächsten  Tage  gewährt  werden  kann,  ist  diesem  Personal  im  Wege  der  Abwechslung 
jeder  zweite  Sonntag  ganz  frei  zu  geben  oder,  falls  dies  nicht  durchführbar  ist, 
ein  halber  Wochentag  als  Buhetag  einzuräumen. 

Artikel  XL 
Soweit  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  IX  der  Betrieb  der  Handels- 
gewerbe an  Sonntagen  zu  ruhen  hat.  dürfen  auch  jene  Inhaber  von  Handels- 
gewerben, welche  keine  Arbeiter  beschäftigen,  den  Geschäftsbetrieb  nicht  aus- 
üben, beziehungsweise  die  Eingangsthüren  zu  den  für  den  Verkehr  mit  dem 
Publicum  bestimmten  Geschäftslocalen  nicht  offen  halten. 

Artikel  XII. 
Die  Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  finden  auch 
auf  den  dem  Productionsgewerbe  zustehenden  Verschleiss  seiner  Waren,  soweit 
dieser  Verschleiss  nicht  auf  Grnnd  der  Artikel  VI,  beziehungsweise  VII  besonders 
geregelt  wird,  ferner  auf  das  Peilbieten  im  Umherziehen  (§  60  der  Gewerbe- 
ordnung) und  auf  den  Marktverkehr  Anwendung. 

Artikel  XIII. 
Die  von  den  politischen  Landesbehörden  im  Grunde   der  Artikel  VII,  "VIII 
und  IX   erlassenen  Vorschriften   sind   am  Schlüsse   eines  jeden  Vierteljahres  dem 
Handelsminister  zur  Kenntnis  zu  bringen,  welcher  im  Einvernehmen  mit  den  be- 
theiligten Ministern  Abänderungen  dieser  Vorschriften  verfügen  kann. 

Artikel  XIV. 
An  den  Feiertagen  ist  den  Arbeitern  mit  Berücksichtigung  ihrer  Confession 
die  zum  Besuche  des  Vormittagsgottesdienstes  nöthige  Zeit  einzuräumen. 

§  2. 
Uebertretungen  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  auf  Grund  des- 
selben erlassenen  Durchführungsvorschriften  sind  nach  den  Strafbestimmungen  der 
Gewerbeordnung  zu  ahnden. 

§  3. 
Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§  4. 
Mit    dem    Vollzuge    dieses    Gesetzes    sind    der    Handelsminister    und    der 
Minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht 
betraut. 


DAS  GESETZ  VOM  Iß.  JÄNNER  1895  (R.-G.-B.  N'^  26), 

BETREFFEND  DIE 

REGELUNG  DER  AUSVERKÄUFE.') 


EISOELEITET  VON 

DR-  RICHARD  HASENÖHRL. 


Die  Bekämpfung  des  unlauteren  Geschäftsgebarens  steht  gegenwärtig  in 
mehreren  Staaten  im  Vordergründe  der  volkswirtschaftlichen  Tagesfragen.  Das 
Streben,  die  Concurreitten  im  Absätze  von  Waren  zu  überflügeln,  nimmt  eben 
vielfach  einen  unreellen  Charakter  an  und  bringt  Mittel  zur  Anwendung,  welche 
den  für  die  mittleren  Erwerbsschichten  ohnedies  schweren  Kampf  um  das  Dasein 
zu  einem  Kampf  mit  ungleichen  Waffen  machen,  wobei  der  gewissenlose  den 
Sieg  über  den  redlichen  Gewerbetreibenden  davonträgt.  Die  Formen  des  unlauteren 
Geschäftsgebarens  sind  bekanntlich  vielgestaltige,  proteusartig  wechselnde,  und  es 
erscheint  deshalb  schwierig,  die  Frage  mit  einem  allgemeinen  Gesetze  vollständig 
zu  lösen. 

Es  dürfte  vielmehr  der  Vorgang  der  Asterreichischen  Gesetzgebung,  den 
verschiedenen  Erscheinungsfonnen  des  unlauteren  Wettbewerbes  sozusagen 
Schritt  für  Schritt  zu  fdgcn  und  durch  Specialgesetze  den  Geschäftsverkehr  von 
seinen  genieinscliädlichen  Auswüchsen  zu  befreien,  als  ein  leirhter  und  sicherer 
zum  Ziele  führender  anerkannt  werden. 

lU'kanntlich  enthalten  schon  die  bestehenden  Gesetze,  wie  die  Gewerbe- 
ordnung, das  Handelsgesetzbuch,  das  Marken-  und  das  Musterschntzgesetz,  das 
allgemeine  Strafgesetz  u.  s.  w.,  Bestimmungen,  welche  der  Bekämpfung  unreeller 
geschäftlicher  Vorgänge  gewidmet  sind.  In  derselben  Richtung  bewegen  sich 
mehrere  Gesetzentwürfe,  welche  noch  in  parlamentarischer  Verhandlung  stehen, 
wie  die  Vorlage  betrert'end  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  einiireii  Golirauchs- 


')  Vrgl.  E.  Schwiedland.  Ein  Gesetz  zur  Bekämpfung  der  Ireien  (  omurreni  im 
Handel,  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Soeialpolitik  und  Verwaltung".  H.  Band.  S.  2.">3  u.  ff. 

Bericht  des  Gewerbeausscliussos  des  Abgeordnetenhauses  über  die  Kegierungs- 
vorlage  wegen  Krlassung  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Regelung  der  Ausverkäufe  (918  der 
Beilagen  zu  den  stenogr.  Prot.  d.  Abgeordnetenhauses). 
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gegenständen,  der  Gesetzentwurf,  womit  Bestimmungen  zum  Schutze  gegen  Ueber- 
vürtlieilungen  in  Bezug  auf  Quantität  und  Qualität  im  Warenverkehre  erlassen 
werden  sollen,  und  der  Gesetzentwurf  betreffend  die  Veräusserung  beweglicher  Sachen 
sollen  gegen  Ratenzahlung.  In  dieselbe  Kategorie  gehört  auch  das  vorliegende 
Gesetz,  welches  den  Zweck  hat,  unreelle,  fictive  Ausverkäufe  hintanzuhalten. 

Die  Ausverkäufe  bilden  in  vielen  Fällen  einen  ganz  loyalen  Vorgang,  um 
ein  Geschäft,  welches  aus  bestimmten  Gründen,  wie  wegen  Ablebens  des  bisherigen 
Geschäftsinhabers,  infolge  von  Elemcntarereignissen,  bei  nothgedrungener  Ueber- 
siedlung,  nach  Eröffnung  des  Concurses  u.  s.  w.  nicht  mehr  fortgeführt  werden 
kann,  rasch  und  mit  möglichst  geringem  Verluste  aufzulösen.  Auch  für  das 
Publicum  liegt  in  der  ihm  dadurch  gebotenen  Gelegenheit,  Waren  zu  herabge- 
setzten Preisen  zu  erhalten,  ein  Vortheil. 

Die  Vorliebe  des  Publicums  für  solche  Kaufgelegenheiten  hat  nun  abiT 
dahin  geführt,  dass  häufig  unter  dem  Scheine  eines  reellen  Ausverkaufes  Waren 
schlechtester  Qualität  zu  an  sich  zwar  niedrigen,  mit  Rücksicht  auf  die  Qualität 
aber  doch  noch  hohen  Preisen  ausgeboten  wurden.  Bei  diesen  schwindelhaften 
Ausverkäufen  handelte  es  sich  um  Waren,  die,  von  verschiedenen  Seiten  zusammen- 
gekauft, häufig  auch  eigens  für  solche  Geschäfte  in  zweifelhafter  Qualität  erzeugt 
wurden. 

Demgemäss  wurden  diese  Ausverkäufe  auch  nicht  beendet,  sobald  die  vor- 
handenen Waren  verkauft  waren,  sondern  sie  wurden  mit  stets  nachgeschafften 
Waren  oft  jahrelang  fortgeführt.  Durch  diesen  Unfug  wurden  einerseits  die  soliden 
Geschäftsleute  der  betreffenden  Branchen  geschädigt,  indem  ihnen  die  Abnehmer 
entzogen  wurden,  andererseits  aber  auch  das  kaufende  Publicum,  welchem  unter 
der  Vorspiegelung,  dass  Waren  aus  einem  aufrecht  bestandenen  Geschäfte  verkauft 
werden,  oft  die  schlechteste  Ware  angehängt  wurde. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  begreiflich,  dass  sich  schon  seit  ge- 
raumer Zeit  in  den  Kreisen  der  zunächst  betroffenen  Geschäftsleute  und  auch 
ausserhalb  derselben  der  Wunsch  nach  einer  gesetzlichen  Einschränkung  der  Aus- 
verkäufe geltend  machte.  Diesem  Bedürfnisse  sucht  das  vorliegende  Gesetz  dadurch 
zu  entsprechen,  dass  die  Veranstaltung  von  Ausverkäufen  nicht  dem  individuellen 
Belieben  anheimgestellt,  sondern  von  der  Bewilligung  der  Gewerbebehörde  ab- 
hängig gemacht  wird,  wodurch  eine  gewisse  Vertrauenswürdigkeit  solcher  Ver- 
anstaltungen gewährleistet  werden  soll. 

Dadurch,  dass  die  Ertheilung  dieser  Bewilligung  in  das  freie  Ermessen  der 
Behörde  gestellt  wurde,  ist  einerseits  die  taxative  Aufzählung  der  Gründe,  aus 
welchen  der  Ausverkauf  genehmigt  werden  kann,  andererseits  aber  auch  die  Auf- 
nahme einer  präcisen  Definition  des  Begriffes  der  Ausverkäufe  in  das  Gesetz  ent- 
behrlich geworden.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit,  eine  entsprechende,  die  ver- 
schiedenen Formen  des  Ausverkaufes  troffende  Definition  aufzustellen,  würde  durch 
die  Aufnahme  einer  solchen  in  das  Gesetz  die  Umaehung  des  letzteren,  welche 
bei  allen  derartigen,  gegen  illoyale  Geschäftspraktiken  gerichteten  Gesetzen  nahe 
liegt,  erleichtert  werden.  Im  Allgemeinen  dürften  jedoch  als  Ausverkäufe  im 
Sinne  des  Gesetzes  solche  Warenverkäufe  zu  verstehen  sein,  bei  welchen  die  be- 
treffenden   Personen    ihr   ganzes   Warenlager    unter    vollständiger  Auflösung    oder 
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V«n"ni(k'niii{^  iIch  (Icsi'hiifti's  lii)itiiiif;i'l)i;ii.  J>iiyi-gi/ii  »mi  du>  u.vMa/.,  wn-  ln'i  ili-r 
paiianidiitaiisclK'ii  Bi'nithuiif,'  iiLlf,'i'iiioiii  anerkannt  worden  ist,  auf  die  von  Mtabilen 
Geschiiftsunternehniungen  mit  Waren,  welche  einer  Entwertung  infolge  von  phy- 
«isclicin  Verderl)Pii  oder  von  Aenderung'en  der  Conjnnctnr.  der  Mode  unterliei^en, 
innerhall)  ihres  GescliäftsbetrieheK  und  unter  VVeiterführung  desselben  veranstalteten 
Warenverkäufe,  sofern  sie  nicht  als  öffentliche  Änsverkänfe  angekündigt  werden 
und  durch  dieselben  nicht  fälschlich  der  Schein  erweckt  wird,  als  ob  es  sich  nm 
die  Räumung  eines  ganzen  Warenlagers  handle,  keine  Anwendung  finden.  Ebenso 
werden  die  von  einzelnen  Haushaltungen  wegen  Uebersiodlung  u.  s.  f.  ver- 
anstalteten Gelegcnheitsverkäufe  von  Einrichtungsstücken  u.  dgl.  nicht  unter  das 
Gesetz  fallen,  da  es  sich  hiebei  nicht  um  einen  Gewerbebetrieb  handelt.  Zufolge 
besonderer  Vorschrift  findet  das  Gesetz  ferner  auf  die  Verkäufe,  welche  infolge 
richterlicher  oder  sonstiger  behördlicher  Anordnung  oder  von  Seite  der  Concurs- 
massaverwaltuiig  erfolgen,  und  endlich,  da  der  Kleinverschleiss  ein  Kritcrinm  des 
Ausverkaufes  im  Siinie  des  Gesetzes  bildet,  auf  den  Grosshandel  keine  Anwendung, 
soforne  derselbe  grössere  Quantitäten  von  Waren  an  Gewerbetreibende  zum  Ver- 
kaufe bringt.  Selbstverständlich  wird  es  aber  bei  der  Snbsuniierung  öffentlich  an- 
gekündigtor  Verkäufe  unter  das  Gesetz  nicht  gerade  auf  das  Wort  „Ansverlcauf 
ankiiuimeii;  auch  wenn  ein  anderer  Ausdruck  zur  Bezeichnung  des  Verkaufes 
gebraucht  werden  sollte,  wird  die  Behörde  zu  beurtheilen  haben,  ob  nicht  that- 
siichlich  ein   Ausverkauf  im   Sinne  des  Gesetzes  vorliegt. 

Das  Schwergewicht  der  Eegelung  der  Ausverkäufe  liegt,  wie  erwähnt,  in 
dem  Bewilligungsrechte  der  Gewerbebehörde,  welches,  wenn  unreelle,  fictive  Aus- 
verkäufe hintangehalten  werden  sollen,  strenge  gehandhabt  werden  muss.  Zum 
Zwecke  der  Beurtheilung  der  Frage,  ob  der  Ausverkauf  im  einzelnen  Falle  ein 
gerechtfertigter  ist  oder  nicht,  sind  die  Gutachten  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kamuier  und  der  betreffenden  Genossenschaft,  welcher  der  Bewerber  angehört 
beziehungsweise  der  verstorbene  Geschäftsinhaber  angehörte,  einzuholen.  Die 
beispielsweise  Anführung  der  Gründe  im  Gesetze,  aus  welchen  Ausverkäufe  statt- 
finden können,  wird  für  die  behördliche  Entscheidung  nicht  in  allen  Fällen  maass- 
gebend  sohl.  Es  ist  einerseits  möglich,  dass  ein  Ausverkauf  auch  in  einem  der 
•  angeführten  Fälle  nicht  reell  erscheint,  während  andere  nicht  angeführte  Fälle  sich 
ereignen  können,  in  welchen  die  Ertheilung  der  Bewilligung  gerechfertigt  ist.  Der 
Kegel  nach  ist  die  Gestattung  eines  Ausverkaufes  an  die  Voran.ssetzung  gebunden, 
dass  das  Geschäft  bereits  seit  zwei  Jahren  besteht.  A'on  dieser  Bestimmung,  durch 
welche  unreelle,  von  vorneherein  auf  die  (ieschäftsform  des  .\usverkaufes  angelegte 
Unternehmungen  berufsmässiger  Ausverkäufer,  welche  bald  in  einem,  bald  im 
anderen  Stadttheile  oder  Orte  sogenannte  ,ttiegende  Ausverkäufe'*  veran.stalten, 
von  der  Ertheilung  dieser  Bewilligung  ausgeschlossen  werden  sollen,  wird  eine 
Ausnahme  nur  im  Falle  des  Todes  des  Geschäftsinhabers,  beim  Eintritte  von 
Elementarereignissen  oder  in  sonstiL'en  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  zu- 
gelassen. 

Der  Verzögerung  der  behördlichen  Entscheidung  ist  durch  gesetzliche  Frist- 
bcstiminungen  vorgebeugt  worden.  Die  Zeitdauer,  für  welche  die  Bewilligung  zum 
Ausverkaufe  ertheilt  werden  kann,  ist  im  Allgemeinen  mit  dem  Maximum  von  drei 
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Monaten  begrenzt;  unter  besonderen  Umständen  kann  die  politische  Landes- 
behörde die  Bewilligung  für  eine  längere  Dauer  bis  zu  einen)  Jahre  ertheilen.  Im 
Einzelnen  wird  die  Zeitdauer  wohl  nach  der  Grösse  des  vorhandenen  Lagers  zu 
bemessen  und  hiebei  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  Bedacht  zu  nehmen  sein. 

Gegenüber  den  bewilligten  Ausverkäufen  ist  den  Gewerbebehörden  ein  über 
das  allgemeine  Aufsichtsrecht  hinausgehendes  Eevisionsbefugnis  eingeräumt  worden. 
Dasselbe  hat  den  Zweck,  zu  verhindern,  dass  nicht  über  den  Umfang  der  ursprüng- 
lichen Anmeldung  hinaus  Waren  dem  Ausverkaufe  zugeführt  werden,  da  nämlich 
mit  dem  Nachschleppen  von  Waren  häufig  Unfug  getrieben  worden  ist. 

Die  Bestimmung  der  Eegierungsvorlage,  dass  eine  abgestufte  Gebür  für 
jeden  Ausverkauf  eingehoben  werden  soll,  ist  vom  Abgeordnetenhause  in  der 
Erwägung  fallen  gelassen  worden,  dass  es  sich  in  Hinkunft  bei  Ausverkäufen  in 
der  Kegel  um  eine  Nothlage  handeln  wird  und  es  daher  odios  erschiene,  den  be- 
treffenden Personen  aus  diesem  Anlasse  eine  Gebür  aufzuerlegen. 

Wir  haben  es  oben  als  einen  Gnindzug  des  Gesetzes  bezeichnet,  dass  dem 
Ermessen  der  Behörde  in  demselben  ein  freier  Spielraum  eingeräumt  worden  ist. 
Es  wird  daher  mehr  als  sonst  von  der  Art  der  Handhabung  des  Gesetzes  ab- 
hängen, ob  der  Zweck  desselben,  eine  Form  des  unlauteren  Geschäftsgebarens 
wirksam  zu  bekämpfen,  erreicht  wird. 

Gesetz  vom   16.  Jänner  1895  (R.-G.-Bl.   Nn.  26),  betreffend 

die  Regelung  der  Ausverkäufe. 
Mit   Zustimmung    beider    Häuser    des    Eeichsrathes    finde    Ich    anzuordnen, 
wie  folgt: 

Die  Veranstaltung  von  angekündigten  öffentlichen  Ausverkäufen  zum  Zwecke 
einer  beschleunigten  Veräusserung  von  Waren  oder  anderen  zu  einem  Gewerbs- 
betriebe gehörigen  beweglichen  Sachen  im  Kleinverschleisse  ist  nur  mit  Bewüligung 
der  Gewerbebehörde  gestattet. 

§  2. 
Der  Bewerber    um    eine    solche  Bewilligung    hat    an   die  Gewerbehörde  des 
Ortes,  in  welchem  der  Ausverkauf  stattfinden  soll,  ein  schriftliches  Einschreiten  zu. 
richten,  in  welchem  folgende  Angaben  enthalten  sein  müssen: 

1.  Die  Bezeichnung  der  zu  veräussernden  Waren  nach  Menge  und  Be- 
schaffenheit; 

2.  die  genaue  Angabe  des  Standortes  des  Ausverkaufes; 

3.  die  Dauer  der  Zeit,  während  welcher  der  Ausverkauf  stattfinden  soll; 

4.  die  Personen,  in  deren  Eigenthum  sich  die  zu  veräussernden  Waren 
oder  anderen  beweglichen  Sachen  befinden;  ferner  die  Personen,  durch  welche  der 
Ausverkauf  bewerkstelligt  werden  soU  (z.  B.  der  Gewerbsinhaber,  dessen  Bedienstete, 
ein  Geschäftsführer  u.  dgl.); 

5.  die  Gründe,  aus  welchen  der  Ausverkauf  stattfinden  soll,  wie:  Ableben 
des  Geschäftsinhabers,  Aufhören  des  Gewerbsbetriebes,  Uebergang  des  Ge- 
schäftes an  einen  neuen  Besitzer,  Uebersiedlung  des  Geschäftes,  Elementar- 
ereignisse u.  dgl. 
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§  3. 

Die  Gewerbebehördo  hat  nach  Einvernehiiiuni,'  (1<t  Handels-  und  Gowerbe- 
Tcammer  und  der  Genossenschaft,  welcher  der  Bewerber  ansjehOrt,  die  Entscheidung 
zu  fällen. 

Die  Gutachton  haben  sich  auch  auf  die  Richtigkeit  der  vom  Bewerber  nach 
§   2,  Punkt  5,  zu  machenden  Angabe  zu  erstrecken. 

Für  die  Erstattung  dieser  Gutacliten  hat  die  Gewerbebehörde  eine  ange- 
messene, nicht  über  14  Tage  festzusetzende  Frist  einzuräumen  und  nach  Ein- 
langen des  Gutachtens  oder  dem  frachtlosen  Ablaufe  der  Frist  längstens  innerhalb 
30  Tagen  zu  entscheiden. 

Von  jeder  Ausverkanfsbewilligung  ist  die  Steuerbemessungsbehörde  erster 
Instanz  zu  verständigen. 

§  4. 

Die  Gewerbebehördo  erster  Instanz  kann  die  Bewilligung  zum  Ausverkaufe 
längstens  auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  ertheilen ;  für  eine  hlngere  Daner,  und 
zwar  längstens  bis  zu  einem  Jahre,  kann  die  Bewilligung  bei  besonders  berück- 
sichtigungswürdigen  Umständen  nur  von  der  politischen  Landesbehörde  ertheilt 
oder  verlängert  werden. 

Die  Ertheilung  der  Bewilligung  bleibt  dem  freien  Ermessen  der  Behörde 
nach  Würdigung  der  obwaltenden  Verhältnisse  vorbehalten. 

Die  Bewilligung  zum  Ausverkaufe  für  ein  Geschäft,  welches  noch  nicht 
volle  zwei  Jahre  besteht,  kann  nur  im  Falle  des  Todes  des  Geschäftsinhabers 
oder  des  Eintrittes  von  Elementarereignissen  oder  in  sonstigen  besonders  rücksichts- 
würdigen Fällen  ertheilt  werden.  Der  Ausverkauf  darf  sich  stets  lediglich  auf  die 
ursprünglich  angemeldeten  Waren  (§  2,  Punkt  1)  erstrecken. 

Die  Gewerbebehördo  ist  berechtigt,  in  dem  Verkaufslorale  diesbezügliche 
Revisionen  vorzunehmen   oder   durch    die  Ortspolizeibehördo  vornehmen  zu  lassen 

§  5. 

Bezüglich  des  angesuchten  Standortes  des  Verkaufes  (§  2,  Punkt  2) 
erfolgt  die  Bewilligung  der  Gewerbebehorde  nach  Einvernehmung  der  Ortspolizei- 
behörde. 

§  6- 

Vor  erhaltener  Bewilligung  darf  ein  Ausverkauf  weder  angekündigt,  noch 
begonnen  werden,  derselbe  darf  auch  über  die  bewilligte  Daner  hinaus  nicht  fort- 
gesetzt werden. 

§  7. 

Auf  Verkäufe,  welche  infolge  richterlicher  oder  sonst  behördlicher  Anordnung 
oder  von  Seite  der  Concursmassaverwaltung  erfolgen,  finden  die  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  keine  Anwendung. 

§  8. 

Uebertretungon  dieses  Gesetzes  werden  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen 
^er  Gewerbeordnung  geahndet. 

Die  Geldstrafe  fliesst  in   den  Armenfond  des  Standortes  des  Ausverkaufes. 
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§  9. 
Wenn  der  Ausverkauf  nicht  auf  die  ursprünglich  angemeldeten  Waren  beschränkt 
bleibt,  ist  der  Ausverkauf  sofort  zu  schliessen  und  sind  unbeschadet  der  Ver- 
hängung einer  entsprechenden  Geldstrafe,  die  nach  Eröffnung  des  Ausverkaufes- 
dem  Warenlager  hinzugefügten  Waren  für  verfallen  zu  erklären.  Der  Erlös  dieser 
Waren  fliesst  gleichfalls  dem  betreffenden  Armenfonde  zu. 

§   10. 
Das    vorstehende    Gesetz     tritt    14    Tage    nach     seiner    Kundmachung    ia 
Wirksamkeit. 

§  11. 

Mit    dem   Vollzuge    dieses   Gesetzes   sind  Mein  Handelsminister   und   Mei» 
Minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Ministern  betraut. 


STATISTISCHE  STUDIE 
ÜBER  DIE  BULGARISCHEN  ACCISE. 


FRITZ  ROBERT. 


Anfangs  dieses  Jahres  entstand  ganz  unerwartet  eine  handelspolitische 
Streitfrage  zwisclien  Bulgarien  und  einigen  euro])iiischen  Staaten. 

Das  junge  Pürstenthuni  führte,  um  sein  budgetäres  Gewicht  herzustellen, 
für  16  Gruppen  von  Handelsartikeln  am  13.  Jänner  1895  (1.  Jänner  1895 
alt.  St.)  „Accisen"  (indirecte  Consurations-Steuern)  ein,  welche  sowohl  in  Balgarien 
erzeugte,  als  aus  dem  Auslande  eingeführte  Handelsartikel  treffen. 

Oesterreich-Ungarn  und  andere  europäischen  Mächte  reichten  gegen  diese 
indirecte  Besteuerung  eingeführter  Producte  Protest  ein,  und  die  Türkei  drohte 
selbst  mit  sofortigem  Zollkriege,  indem  sie  die  aus  Bulgarien  eingeführten  Handels- 
artikel besonderen  Zollabgaben  zu  unterwerfen  sich  vornahm. 

Ohne  uns  in  eine  subjective  Besprechung  dieser  wirtschaftlichen  Streitfrage 
einzulassen,  welche  allem  Anscheine  nach  ehestens  und  friedlichst  gelfot  werden 
dürfte,  betrachten  wir  —  ganz  objectiv  —  vom  statistischen  Standpunkte  und 
auf  Grundlage  der  officioUen  bulgarischen  Handels-Statistiken  die  Wirkung  der 
betreffenden  Accisen  auf  den  bulgarischen  Handel  im  allgemeinen  und  im  speciellen 
mit  den  verschiedenen  europäischen  Staaten. 

Betheiligung  der  bedeutendsten   europäischen   Staaten  an  den 

1891 — 1893    „zollpflichtigen"     bulganischen     Einfuhren,    welche     den 

-Accisen"   nunmehr  unterworfen  werden  sollten. 


Jahr 

S 
i 

9 

E 

a 

Gegenstand 

OesAmmt* 
Einfuhren 

J3 

0 

■o 

1 

3 

Ö 

« 

1 
t 

e 

3 

1 

1 

1 

i 

1 

1 

1 

* 
t 

in  Franoa 

In    ProcentaTa 

1893 
1892 
1891 

3 

Zucker,  raffiniert    .... 
dto.               .... 
dto.               .... 

5,001.838 
4,007.175 
3,418.695 

09 

99 
99 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

82» 
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Jahr 


Gegenstand 


Gesmmmt- 
Elnfubren 


in  Francs 


.2  a 
£!. 

a  a 


in    Procenten 


1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 
1898 
1892 
1891 
1898 
1892 
1891 

1898 
1892 
1891 
1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 
1893 
1892 
1891 
1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 


16 


Alkohol     . 
dto. 
dto. 

Kaffee,  roh 
dto. 
dto. 

Kaffee,  gebrannt.    Surrogate 
dto. 
dto. 
Chocolade,  Cacao   . 
dto. 
dto. 

Petroleum,  raffiniert 
dto. 
dto. 
Petroleum,  roh 
dto. 
dto. 

Olivenöl   .    . 

dto.        .    . 

dto.       .    . 

Sesam-Nussül 

dto. 

dto. 

Andere  Oele 

dto. 

dto. 

Rum,  Liqueurs 
dto. 

dto. 

Zündhölzchen  . 

dto. 
■       dto. 

Pisch-Conserven 
dto. 
dto. 


2,849.475 
1,649.292 
2,488.157 

2,237.846 

1,796.707 

2,001.706 

11.070 

10.046 

3.711 

30.500 

10.506 

8.671 

2,075.710 

1,949.958 

2,350.883 

59.776 

35.090 

19.010 

1,562.416 
1,706.001 
1,710.468 
632.637 
472.053 
493.64 
166.349 
147.567 
208.959 

452  528 
287.237 
285.075 

392.600 
395.522 
318.924 

260.038 
103.208 
105.734 


85 

79 
63 

12 
4 
3 

69 
69 
52 
15 
16 
23 


15 
21 
37 


59 

70 
70 
5 
17 
32 


14 
16 
15 


24 

7 

12 


15  29 

12 

19 


15 
8 


99 

99 
99 
78 

82 
54 


5 

4 

1 

1 

10 

15 

10 

20 

21 

54 

71 

59 

98 

98 
98 

1 
1 
3 


40 

41 

41 


57 

48 
70 
18 
19 
126 

'26 
19 


89 

92 
90 
25 
29 
24 
14 
20 
6 


83 

80 
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Gegenstand 


OeMmmt- 
Elnfubron 


In  Franc« 


s 

s 

a 

1 

•8 

£ 

1 

1 

1 
1 

1 

0 

1 

O 

S 

J 

1 

in    Procentcn 


1893 
1K92 
1-891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1898 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 

1893 
1892 
1891 


12 


11 


10 


15 


13 


14 


Kerzen  (Stearin) 

dto.  

dto.  

Parfunieriewaren,  parf.  Seifen 
dto. 
dto. 

Zackerwaren,  Confituren    .    . 
dto.  .    . 

dto.  .    . 

Thee     

dto 

dto 

Caviar 

dto 

dto 

Bier 

dto 

dto 

Spielkarten 

dto 

dto 

Fleisch- Conserven 

dto.      

dto.      


233.184 
252.880 
234.417 

210.500 
128.541 
110.160 

196.103 

96.218 

106.043 

192.217 
141.064 
123.027 

163.038 
111.510 
274.105 

82  881 

71.956 

149418 

29.849 
22.414 
24.792 

2.735 
760 

48 


M 


Ennittdii  wir  iiunmohr  auf  (iruiid  der  betreffenden  officiellen  Statistiken 
für  (las  .lalir  1893  don  Wert  der  eingeführten  Handelsproducto,  welche  den 
Acriscn  jetzt  uiiterworfcu  sind,  und  den  Antheil  der  verschiedenen  europäischen 
Staaten  an  dieser  neuen  Besteuerung'. 

Wert  in  1000  Francs  der  1893  Einfuhren,  welche  den  Accisen 
lumiiii'hr  unterworfen  sind  und  Provenienz  derselb&n: 


Oesterreich-Ungarn 
l{ns.><land  .  .  .  . 
Kuglaiul     .    .    .    . 

Türkei 

Frankreich     .    .    , 


.  circa  (1000)  Fres.  9,400 


9,400 

522 

rr 

iinille 

2,250 

125 

» 

K    m    -J 
V   n   >- 

1.600 

89 

"C  "-2 

1.600 

89 

ff 

8    V\ 

reff 
Ein 

1.300 

72 

•> 

■^x 
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Italien circa  (1000)  Frcs.  350 

Deutsclüand „  „  „  200 

Belgien „  „  „  125 

Griechenland „  „  „  50 

Rumänien „  „  „  20 

andere  Länder „  _  _  — 


19  Promille  | 

11 

» 

7 

yt 

3 

V 

1 

» 

— 

>; 

M     cS    <!» 
O     '^     »-• 


Summa  ....  circa    17    bis    18   Millionen    Francs. 

Am  meisten  betheiligt  in  den  speciellen  Artikeln  dieser  zollpflichtigen 
Einfuhren  Bulgariens  für  das  Jahr  1893  waren  folgende  Länder  (in  Francs): 

Oesterreich- Ungarn  8  Gruppen  circa  Frcs.  9,000.000. 

Zucker 99  Proc. 

Zündhölzchen 98      „ 

Alkohol 85      „ 

Bier 80      „ 

Parfumeriewaren  u.  s.  w 79      „ 

Kaffee-Surrogat 69      „ 

Spielkarten 55      „ 

Eum,  Liqueurs .  54      „ 

Eussland  3  Gruppen  circa  Frcs.  2,200.000. 

Petroleum  (roh) 99  Proc. 

„  (raffiniert) 78      „ 

Caviar 48      „ 

England  3  Gruppen  circa  Frcs.  1,500.000. 

Kaffee  (roh) 59  Proc. 

Oele,  verschiedene  (Lein) 40      „ 

Zuckerwaren 38      „ 

Türkei  1   Gruppe  circa  Frcs.  1.400.000. 

Oel  (Oliven) 89  Proc. 

Frankreich  3  Gnippen  circa  Frcs.  575.000. 

Fisch-Conserven 83  Proc. 

Fleisch-Conserven 68      „ 

Oele  (Sesam-  und  Nuss-) 57      „ 

Belgien  1   Gruppe  circa  Frcs.   125.000. 

Kei-zen 54  Proc. 

Deutschland  1   Gruppe  circa  Frcs.  95.000. 

Thee 49  Proc. 

Schweiz  1   Gruppe  circa  Frcs.  9.000. 

Chocolade 29  Proc. 

Diese  Accisen  hätten  für  den  fürstlichen  Fiscus  ungefähr  folgen- 
den Ertrag  (immer  für  das  Jahr  1893)  abgeworfen: 

Petroleum Einfuhren     kg  13,964.666  Frcs.      700.000 

Zucker „  ,     10,698.084  „      2,150.000 

Alkohol ,  „      3,972.252  „      2,750.000 
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Oele 

Kaffee  u.  s.  w. ') 
Knm  u.  s.  w.     .     . 
Zündhölzchen  ') 
€aviar      .... 
Kerzen     .... 

Bier 

Fisch-Conserven 
Zuckerwaren  u.  s.  w. 

Theo 

Parfumeriewarcn  u.  s. 
Spiellcarten    . 
Fleisch-Conserven    . 

Summa 


w. 


Einfuhren     kg     2,877.615 

„   1,0.j4.591 

481.749 

428.326 

198.585 

194.928 

161.384 

137.756 

120.670 

76.865 

63.723 

22.615 

1.107 


Frcs. 


300.000 

525.000 

150.000 

425.000 

200.000 

40.000 

10.000 

140.000 

50.000 

75.000 

190.000 

20.000 

500 


Einfuhren     hg  34,500.000  circa  Frcs,  7,700.000 


Davon  wären  entfallen  (approximativ)  auf: 

Oesterroich-Ungarn Ä^  15,350.000  circa  Frcs. 

Zucker „    10,647.312 

Alkohol „      3,376.168 

Zünilhölzchen ') „  420.654  , 

ßum  u.  s.  w „  348.093  „ 

Oele „         208.613 

Bier „  141.384 

Kaffee  u.  s.  w. ') „  134.409 

Parfumeriewaren  u.  s.  w.  *)  .     .     .  „  45.033  „ 

Zuckerwaren  u.  s.  w „  28.371  „ 

Spielkarten „  11.653  „ 


Eussland kg  14,670.000 

„    13,901.795 

„         596.072 

„         151.192 

„  14.279 

,  10.527 


Petroleum „ 

Alkohol „ 

Caviar „ 

Bum  u.  s.  w „ 

Zucker    „ 

Türkei kg 

Oele „ 

Caviar •  » 

Petroleum » 


F  r  a  n  k  r  e  ich 

Oele  .  .  .  . 
Kaffee  .  .  .  . 
Fisch-Conserven  . 
Petroleum  u.  s.  w. 
Kerzen    .     .     .     , 


1^-9 


1,966.000 

1,899.139 

•   34.841 

31.895 

951.000 
572.679 
168.325 
112.486 
86.190 
10.951 


Frcs. 


Frcs. 


Frcs. 


5,225.000 

2,125.000 

2,300.000 

420.000 

100.000 

20.000 

6.000 

65.000 

135.000 

11.000 

11.000 

1,260.000 

695.000 

410.000 

150.000 

5.000 

2.000 

225.000 

190.000 

35.000 

2.000 

225.000 
57.000 
85.000 
55.000 
25.000 
2.000 


')  Siehe  Anmerkung  Seite  6. 
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Deutschland hg    87.000  Frcs.  135.000 

Thee „      36.915             „  35.000 

Parfumeriewaren „      32.598              „  lOO.OOO 

Bier „      17.653             „  785 

Belgien       hf  610.000  Frcs.  122.000 

Kerzen ,    GIO.OOO             .,  122.000 

England hg  228.000  Frcs.  73.000 

Gele  (Lein-) „    105.129             „  lO.OOO 

Zuckerwaren „      62.678             „  25.000 

Thee „      31.702              „  30.000 

Kerzen „      15.255             „  3.000 

Zucker       „      13.391              „  2.500 

Italien kg  184.000  Frcs.  71.000 

Kaffee „     131.797              „  65.000 

Gele „      52.363             „  5.00O 

Holland hg    46.000  Frcs.  9.000 

Kerzen „      46.000              ,  9.000 

Griechenland hg    15.000  Frcs.  4.000 

Liqueurs „       14.714             „  4.00O 

Es  wären  also  folgende  Staaten  an  den  betreffenden  Accisen  folgender- 

maassen  (approximativ)  betheiligt: 

Gesterreich-UngamA;*)'  15.350.000  445V(,od.Gew.  Frcs.  5,225.000»)  6787o,d.Wert. 

Eussland     .     .     .  „  14,670.000  430  „  „  „     1,260.000  158  , 

Türkei    .     .     .     .  ,     1,966.000     57   „  „  „        225.000  28  , 

Frankreich       .     .  ,,        951.000     28  „  „  „        225.000  28  , 

Deutschland     .     .  „          87.000      2  „  „  „        135.000  17  „ 

Belgien       .     .     .  „        610.000     19  „  „  „        122.000  15  , 

England     .     .     .  „        228.000      4  „  „  „          73.000  9  „ 

Italien   .     .     .     .  „        184.000      5  „  „  „          71.000  9  ., 

Holland      .     .     .  „          46.000       l  „  „  „            9.000  1  ., 

Griechenland   .     .  „          15.000    —  „  „  „            4.000  —  „ 

andere  Länder      .  „             —          —   „  »  „            —  —  ,        „ 

Summa  circa  kg  34,000.000  Frcs.  8,000.000 

')  Aenderung  während  des  Druckes. 

Da  Bulgarien  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  mit  Oesterreich-TJngarn  einige  seiner 
Accisen-Sätze  wie  folgend  ermässigt  hat: 

Zündhölzchen von  Frcs.  100  auf  Frcs.  30  per  100  kg 

Kaffee-Surrogate         .     .     .       „       „         50     „       „       20     „         „ 
Parfoinerierte  Seifen       .     .       „       „       300     „       „       50     „         „ 
ergeben  sich    auf    Grund    dieser    neuen,    ermässigten    Accisen    für    die    Einfuhren    aus 
Oesterreich-Ungarn  folgende  Daten  respective  Ermässigungen  (immer  laut  der  Eiiifubrdaten 
des  Jahres  1893): 

Einfuhren:  Zündhölzchen  .     .     kg  420.654    Accisen  circa  Frcs.  126.000  statt  Frcs.  420.000 
Kaffee- Surrogate        „       6.704         ,  „         ,  1.000     „         ,         3.000 

Parfüm.  Seifen    .      „     36.298        „  „ 18.000    „        „     103.000 

Summa     .     .     ^^^63.656  Fr'csTUSyOOO  Frc^532.000 

Die  gesammten  österr.-ungar.  accisenpflichtigen  Einfuhrartikel  per  kg  15,350.000 
würden  somit  einen  Accisen-Betrag  von  ungefähr  Frcs.  4,825.000  nach  den  neuesten, 
ermässigten  Accisen  abwerfen  (statt  wie  auf  Seiten  503  und  504  Frcs.  5,225.000). 


LITERATURHKRICHT. 


Diu  Statistik  iiiiil  ilii-  fJOMPUscIiartMn'iNMCiioclinrt  von  Dr.  Naäm  ReicheBberjp 

Stuttgart.    Verlane  von  Ferdinand  Enkc.  1893.  —  116  S.  8°. 

Der  Verfasser  dieser  citatcrciclien  Schrift  ist  bemüht,  nachzuweisen,  dass  zur 
erfolgreichen  Weiterentwicklung  und  Ausbildung  der  Gesellschaftswissenschaft  die  weitest- 
gehende Verwendung  der  statistischen  Methode  unbedingt  geboten  sei,  dass  aber  durch 
diese  Verwendung  die  Gesellschaftswissenscliaft  binnen  kurzer  Zeit  eine  e.tacte  Wissen- 
schaft sein  werde.  Es  ist  dies  eine  ziendich  einfaclie  Wahrheit.  Wenn  man  die  Gesell- 
schaftswissenschaft auffasst  als  die  Lehre  von  den  Gesetzen,  welclie  das  Zusammensein 
der  Menschen  regeln  und  wonach  die  Entwicklung  des  Znsanmienlebens  vor  sich  jfeht: 
und  wenn  man  die  Statistik  andererseits  aulfasst  als  die  exacte  Methode  der  Erforschung 
der  Gesetze,  welche  das  Zusaniniensein  und  die  Entwicklung  aller  in  Masse  auftretenden 
Einzelwesen,  also  auch  des  Menselien  in  der  Gesellschaft  bestimmen :  so  ist  der  heftig 
geforderte  Zusanunenhang,  wonach  die  Methode  der  Gesellschaftswissenschaft  die  Statistik 
ist,  von  selbst  gegeben.  Freilich  wird  es  Menschen  geben,  welche  mit  der  Gesellschafts- 
wissenschaft, sowie  mit  der  Statistik  andere  Begriffe  verbinden,  und  der  Verfasser  hat 
schon  dafür  gesorgt,  dass  wir  diese  anderen  Meinungen  kennen  lernen.  In  einer  weit- 
spurigen Weise  wird  uns  niiiiilich  die  ganze  Entwicklungsgescliichte  der  beiden  Wissen- 
sdiaften  vorgefülirt,  utkI  dabei  werden  die  .Anschauungen  der  Vertreter  der  einzelnen 
Kichtungen  so  häufig  und  so  vielfach  wörtlich  citiert,  dass  man  fast  das  Ziel  der  .\rbeit 
aus  dem  .4uge  v-erliert  und  einen  Auszug  aus  einer  Geschichte  der  Statistik  zu  lesen 
vermeint.  Für  den  Zweck  des  Buches  hat  dies  den  Nachtheil,  dass  auch  der  Ueberzengte 
sich  zu  fragen  beginnt,  ob  das  Verhältnis  der  beiden  Wissenschaften  nicht  doch  ein 
anderes  ist.  Die  Sache  liegt  aber  so,  und  darauf  hätte  der  Verfasser  wie  sciion  mancher 
Andere  aufmerksam  machen  können,  dass  hier  ein  Streit  um  Worte  geführt  wird.  Der 
Verfasser  hätte  daher  in  weit  höherem  Maasse,  als  das  geschehen  ist,  nachweisen  sollen, 
diiss  ein  Erfassen  der  die  Gesellschaft  beherrschenden  Gesetze  nothwendig  und  möglich 
ist,  und  dass  dieses  Erfassen  auf  dem  Wege  der  sogenannten  statistischen  Forschung 
ctfolgrcicli  bewirkt  wird.  Wenn  er  uns  an  der  Hand  von  wirklich  aufgestellten  Zielen 
der  Erkenntnis,  an  der  Hand  von  wirklidi  durchgeführten  statistischen  Erhebungen  die 
liichtigkeit  dieser  Sätze  nachgewiesen  hätte,  dann  hätte  man  den  Zusammenhang  zwischen 
der  als  nothwendig  nachgewiesenen  Wissenschaft  und  ihrer  Methode  kaum  leugnen  kOnneo; 
dann  hätte  der  Verfasser  auch  sagen  können,  jene  Wissenschaft  dürlte  «m  besten  Gesell- 
schaftswissonschaft  heissen.  und  diese  Methode  ist  heutzutage  als  sUitistische  Methode 
bekannt;  wenn  es  aber  zweckmässiger  scheint,  andere  Xamen  zu  wählen,  so  mag  das 
geschehen,  wichtig  ist  nur,  dass  jene  Erkenntnis  geschaffen  und  zwar  auf  diesem  Wege 
geschaffen  werde.  In  dieser  Weise  hätte  man  gewissennaassen  auf  statistischem  Wege 
das  vom  Verfasser  gesteckte  Ziel  erreichen  und  die  Wahrheit  der  Behauptung  eiact 
beweisen  können,  dass  der  geforderte  Zusammenhang  der  beiden  Wissenschaften  besteht 
und  bestehen  nuiss.  Juraschek. 

Aiigüsto  Graziaui :  Le  itlee  economichc  degli  scrittori  Emiliani  e  Romagnoli  sino 
al  1848,  Memoria  premiata  al  concorso  Cossa  (1892)  dalla  r.  accademia  di  scienzc,  lettere 
ed  arti  in  Modena,  Soc.  tipografica  189.3,  187  pag. 
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Augnsto  Montiiiiari :  La  Matematica  applicata  aireconoiiiia  ijolitica  Ja  Cesare 
Beccaria,  Guglielnio  Silio,  Luigi  Molinari-Valeriaiii  et  Antonio  Scialoja.  Estratti  per 
servire  alla  compilazione  di  una  storia  deH'economia  in  Italia,  offerti  agli  studiosi. 
Eeggio  neirEinilia,  St.  Calderini,  1892,  34  pag. 

Cossas  mächtigem  und  wohltliiitigem  Finfiusse  ist  das  erfreuliche  Wiederaufleben 
der  Ökonomischen  Studien  in  Italien  zu  verdanken ;  er  war  es  auch,  der  als  Grundlage 
für  den  Fortschritt  die  Kenntnis  der  Vergangenheit  forderte,  der  daher  auf  die  alten 
Volkswirtschaftslehrer  verwies  cnd  zu  ihrem  eingehenden  Studium  einlud.  Die  Dogmen- 
geschichte hat  denn  auch  in  Italien  eine  reiche  Literatur  zu  verzeichnen;  Graziani 
und  Montanari  haben  ilir  in  den  oben  bezeichneten  Schriften  wertvolle  Beitrage 
geüefeit.  Die  Schrift  Graziauis  umfasst  die  Literatur  zwar  eines  räumlich  beschränkten 
Gebietes,  aber  einer  sehr  langen  Zeit  und  gibt  uns  klaren  Einblick  in  eine  überraschend 
reiche  Fülle  volkswirtschaftlicher  Erkenntnisse,  welche  die  vergangenen  Jahrhunderte, 
insbesondere  an  den  glänzenden  Höfen  italienischer  Fürsten  haben  aufblühen  lassen. 

Während  für  die  ältere  Zeit  der  Verfasser  vorwiegend  Uebersichton  über  den 
Stand  der  Literatur  bietet,  geht  er  später  meist  individualisierend  vor;  da  treten  uns  die 
Gestalten  Muratori's,  Gioia's,  Romagnosi's  und  vieler  anderer  klar  vor  Augen. 
Aus  der  Reihe  der  Gelehrten,  welche  der  ersten  Hälfte  des  jetzigen  Jahrhundertes  ange- 
hörten, tritt  Marco  Minghetti  besonders  hervor.  Es  sind  das  Namen,  die  von  keinem 
Fachnianne  übersehen  werden  dürfen.  Da  Graziani  sich  auch  sonst  schon  als  Dognien- 
historiker  bekannt  und  verdient  gemacht  hat,  dürfte  es  überflüssig  sein,  die  Klarheit  und 
und  Exactheit  der  Darstellung  noch  besonders  hervorzuheben. 

Montanari's  Schriftchen  gibt  uns  einen  interessanten  Einblick  in  die  Geschichte 
der  sogenannten  mathematischen  Methode  und  belehrt  uns  über  den  Wert  und  die  Grenzen 
der  Anwendung  dieser  Metliode,  die  uns  beim  Studium  moralischer  Phänomene  nicht  zur 
Erkenntnis  neuer  Gesetze  führt,  sondern  uns  nur  den  Inhalt  der  (bereits  bekannten) 
Gesetze  klarer  macht;  für  die  theoretische  Nationalökonomie  und  für  die  Lösung  allge- 
meiner Probleme  kann  die  Mathematik  unter  Umständen  dienlich  sein,  für  die  praktische 
Nationalökonomie  lässt  sie  ims  wohl  fast  ganz  im  Stiche:  Dies  wohl  Montanari's 
Anschauung  und  auch  die  mehr  oder  weniger  bewusste  Auffassung  der  Mehrzahl  der  von 
ihm  besprochenen  Gelehrten.  Schullern.    • 

Luigi  de  Bellis:  Guerra  al  pregiudizio,  (bassorilievo  della  societä  Italiana), 
Applicazione  sociologica,  Chieti,  Ricci,  1894,  428  pag. 

„Die  wahren  Eroberungen,  die  einzigen,  welche  keine  Betrübnis  hervorrufen,  sind 
jene,  die  man  gegen  die  Unwissenheit  macht."  Dieses  Wort  Napoleon's  I.  stellt  Bellis 
an  die  Spitze  seines  eigenartigen  Buches.  Der  heutige  Zustand  Italiens  in  moralischer, 
politischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  und  Vorschläge  zur  Besserung  desselben  bilden 
seinen  reichen  Inhalt.  Als  letzte  Hauptursachen  der  Misstände,  welche  im  Lande  bestehen, 
bezeichnet  der  Verfasser  Vorurtheile,  und  zwar  Vorurtheile  auf  allen  Gebieten,  von  der 
Nonienclatur  angefangen.  Ganz  gewiss  liegt  in  dieser  Auffassung  viel  richtiges ;  Vor- 
urtheile und  unbegründete  Schlagwjrte  sind  nur  zu  oft  zu  Axiomen  geworden,  sie  haben 
nur  zu  oft  verfehlte  Maassregeln  der  Politik  verschuldet  und  schwere  Uebolstände  gezeitigt. 
Es  ist  also  auch  richtig,  dass  die  Menschheit  sich  von  solchen  Vorurtheilen  lossagen, 
dass  die  Wissenscliaft  als  der  erstem  Pionnier  an  die  letzteren  ihr  Beil  legen  soll.  Diese 
Mahnung  ist  vollauf  gerechtfertigt,  sie  Ut  von  allgemeinem  Werte  und  sollte  stets  wieder- 
holt werden,  so  lange  bis  sie  vollen  Erfolg  haben  wird.  Bellis  selbst  hat  ihr  in  weit- 
gehendem Maasse,  wenn  auch  durchaus  nicht  immer  einwandfrei,  Rechnung  getragen.  Sorg- 
fältig gebt  er  in  der  Aufdeckung  jener  gefährlichen  Vorurtheile  zu  Werke,  eingehend  weist  er 
Ihre  Tragweite  nach.  Leider  ist  es  ganz  unmöglich,  einen  Extract  aus  diesem  inhalts- 
vollen Buche  zu  geben  und  in  kurzen  Worten  es  zu  kritisieren,  ohne  ihm  zu  nahe  zu 
treten;  überdies  darf  für  uns  auch  nicht  ausser  Betracht  bleiben,  dass  sich  Bellis' 
Untersuchungen  doch  im  wesentlichen  nur  auf  italienische  Verhältnisse  beziehen,  also  die 
gelehrten    und    politischen  Kreise    Italiens    in    erster    Reihe    zu    Lesern    und    Kritikern 
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hnun;,'  alier  hat,  wie  schon  hemerkt,  allgeiiit-inen  Wert,  und  die 
Art,  wie  sie  B  el  1  i  s  sfllist  bffoljjt.  ist  sehr  lelirreich :  deshalb  haben  wir  es  für  auge- 
messen gehalten,  auf  das  vorliegende  Hueli  zu  verweisen,  das  den  zwingendsten  Beweis 
für  ihre  ungeheuere  Tragweite  erbringt. 

Nur  nebenbei  sei  hier  auch  noch  darauf  hingewiesen,  dass  der  Verfasser  des  Werkes 
nicht  ein  Berufsgelehrter  ist,  —  er  scheint  den  Kang  eines  Marine -Intendanten  zu 
bekleiden.  —  und  dass  vielleicht  gerade  deshalb  sein  Werk  den  Eindruck  macht,  so  recht 
der  Ausdruck  jenes  in  Italien  bei  so  zahlreichen,  geistvollen  Staatsbürgern  verbreiteten 
Bestrebens  zu  sein,  ihr  bestes  beizutragen  zum  Wohle  des  Vaterlandes.  Schullern. 

Dr.  F.  Mein.  Die  Gesetzgebung  nnd  dag  Reclitgstiidlnni  der  Neuzeit,  Refonn- 

gedanken,  Dresden,  Zahn  und  Jaensch,  1S94. 

So  betitelt  sich  eine  interessante  Broschüre,  in  welcher  I'rof.  F.  Meili  seine 
Reforingedanken,  die  er  in  einem  am  13.  Octobcr  1894  in  der  Gehestiftung  gehaltenen 
V^ortrag  entwickelt  hat,  des  nüheren  ausführt.  In  knajjpen  Umrissen  wird  die  Enlwicklung 
des  neueren  Rechtes  in  seiner  Specialisierung,  Nationalisierung  und  Codificierung  verfolgt, 
und  durch  den  Hinweis  auf  die  gesetzliclie  Regelung  rein  moderner  Thatbestände  (im 
Handels-  und  Wechsel-,  Eisenbahn-,  E.\proi)riations-  und  Industrierechte)  die  Beweis- 
führung dahin  unternommen,  dass  die  modernen  Gesetzgeber  die  Befähigung  erwiesen 
haben,  auch  ohne  eigentliche  Vorbilder  aus  dem  römischen  Rechte  selbständig  regelnd 
einzugreifen.  Mit  vielleicht  allzu  kargen  Worten  werden  ferner  die  socialen  Autgaben  des 
modernen  Rechtes,  insoferne  es  die  Berücksichtigung  der  wirtschaftlich  Schwachen 
gegenüber  den  wirtschaftlicli  Starken  zur  Geltung  bringen  soll,  gestreift,  um  im  weiteren 
der  wichtigen  Errungenschaften  und  der  noch  weit  grö.ssoren  ungelösten  Aufgaben  zu 
gedenken,  welche  für  die  moderne  Legislative  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Rechtes  bestehen.  Die  Phantastereien  über  Einsetzung  eines  einheitlichen  Gesetzgebungs- 
körpers, Schaffung  eines  IJniversalrcchtes,  udgl.  mehr  können  —  fährt  Meili  fort  —  aller- 
dings nicht  in  Erfüllung  j^ehen;  hingegen  erscheint  die  Scliaffung  einheitlicher  Nonnen  für 
einzelne  Gebiete  des  niensohlichen  Verkehres  durcli  die  heutige  Ausdehnung  desselben  auf 
alle  Theile  der  Erde  und  die  hiedurdi  bewirkte  enorme  „Durchwürfelung  des  Mensch -ii- 
materiales"  unbedingt  erforderlich.  Die  internationale  Regelung  des  Urheber-,  Eisenbahn-, 
Post-  und  Tclegr'aphenwesens  beweist  die  Möglichkeit  der  Erreichung  des  anzustrebenden 
Zieles,  umfasst  jedoch  bei  weitem  noch  nicht  alle  derartiger  Regelung  zugänglichen  und 
bedürftigen  Gebiete;  diese  Erkenntnis  lag  aucli  <len  in  den  Jahren  1893  und  1894  über 
Initiative  der  holländischen  Regierung  abgehaltenen  Staatsconferenzen  über  internationales 
Privatrecht  zu  Grunde,  welche  insbesondere  der  Erörterung  internationaler  Regelung  de« 
Ehe-,  Erb-,  Vonuundsehafts-,  Concurs-  und  Armenrechtes  gewidmet  waren.  Nicht  mit 
Unrecht  dürften  diese  Conferenzen  als  vielleicht  wichtiger  Wendepunkt  in  der  Geschichte 
des  wohl  nocli  jungen  internationalen  Rechtes,  und  als  Ansatz  zur  Schaffung  eines  neuen 
Organes  zur  Bildung  und    weiteren   Entwicklung  desselben    bezeichnet   werden. 

Die  Erwägung,  dass  diese  Bildung  und  Weiterentwicklung  einerseits  nur  auf  der 
Basis  des  zum  Weltrecht  gewordenen  römischen  Rechtes,  andererseits  nicht  auf  dem  aprio- 
ristisch  festgestellten  Boden  irgend  welchen  nationalen  Rechtes,  sondeni  nur  auf  »irund 
wissenschaftlicher  Prüfung  der  Gesetzgebung  aller  civilisierten  Völker  und  Statuierung 
der  der  coucreten  Sachlage  adäquatesten  Rechtssätze  erfolgen  könne,  führt  den  Autor 
zur  Erörterung  des  zweiten  Theiles  seines  Themas,  der  im  modernen  Rechtsstudium 
erforderlichen  Reformen. 

Nach  den  ebenerwähnten  Grundsätzen  hätte  selbstverständlich  das  römische  Recht 
nach  wie  vor  die  Grundlage  der  juristisciien  Bildung  darzustellen.  —  daneben  wäre  jedoch 
das  modenie  nationale  Recht  mehr  wie  bisher  als  i>aritätische  Materie,  und  weniger  als 
blosser  Gedächtnisstoff  zu  behandeln. 

Vor  allem  aber  wäre  —  und  die  Begründung  dieser  Forderung  scheint  die  Haupt- 
aufgabe der  vorliegenden  Schrift  zu  sein.  —  den  modernen  fremden  Rechten  durch  Ein- 
führung eines  rationellen  vergleichenden  Rerhtsstudiums  die  gebiirende  Beachtung  einzu- 
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räumen  und  zu  diesem  Beliufe  sofort  zur  Creierung  von  Lehrkanzeln  für  internationales 
Privatrecht  zu  sehreiten :  Dies  würde  zugleicli  die  gedeihliehe  Entwicklung  der  Literatur 
des  internationalen  Rechtes  —  in  welchem  der  Theorie  ja  eine  hervorragend  wiclitige 
Aufgabe  zufalle  —  fördern  und  die  bisherige  Vernachlässigung  der  bereits  entwickelten 
Zweige  des  internationalen  Rechtes  (wie  insbesondere  des  Eisenbahnrechtes)  auf  den 
Universitäten  beseitigen.  Das  Rechtsstudium  bedürfe  mit  einem  Worte  der  Modernisierung 
durch  intensivere  Berücksichtigung  des  Rechtes,  wie  es  von  den  modernen  Bedürfnissen 
hervorgerufen  wurde.  —  Dem  hier  ausgesprochenen  Wunsche  nach  Modernisirung  des 
Rechtsstudiums  wird  wohl  kaum  von  irgend  welcher  Seite  die  Berechtigung  abgesprochen 
werden,  wenngleich  gar  Manchem  bei  einer  eventuellen  Reform  desselben  die  stärkere 
Betonung  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Seite  des  Rechtes  noch  wichtiger 
scheinen  dürfte,  als  die  hier  hervorgehobene  Seite  des  internationalen  Charakters 
desselben.  Allein  die  beiden  Bestrebungen  stehen  einander  nicht  entgegen  und  soll  der 
Hinweis  auf  die  Reformbedürftigkeit  unseres  liechtsstudiums  in  ersterer  Beziehung  jene 
in  letzterer  Beziehung  nicht  in  Abrede  stellen.  Ernsteren  Widerspruch  durfte  jedoch  eine 
andere  Stelle  der  vorliegenden  Abhandlung  finden,  in  welcher  nämlich  der  modernen 
Gesetzgebung,  in  erster  Reihe  allerdings  jener  Deutschlands,  die  Diagnose  gestellt 
wird,  dass  sie,  von  einem  Nervenleiden  befallen,  sich  gleichsam  in  einem  Fieberzustande 
befinde,  in  welchem  sie  mit  unendlicher  Virtuosität  im  Handumdrehen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen schaffe,  umändere  und  aufhebe,  —  so  dass  ihr  als  Cur  dringend  eine  Art 
„Gottesfriede",  verordnet  werden  sollte,  während  dessen  (nach  Votierung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches)  eine  völlige  zehnjährige  Ruhe  auf  allen  Gebieten  des  Privat-,  Straf-,  Civil- 
und  Strafprocessrechtes  einzutreten  hätte.  Diese  Klage  über  allzu  rasches  Handeln  der 
modernen  legislativen  Kürperschaften  ist  wohl  kaum  gerechtfertigt  —  jedenfalls  für  uns 
in  Oesterreich,  wo  die  Reform  des  Strafgesetzes,  der  Civilprocessordnung,  der  Heimats- 
gesetzgebung, des  Steuerwesens  u.  a.  ra.  seit  Jahrzehnten  vergeblich  der  Lösung  harren, 
nichts  weniger  als  begründet!  Allerdings  scheint  Prof.  Meili  in  dieser  ganzen  Partie  auf  die 
österreichischen  Verhältnisse  überhaupt  nicht  Bedacht  genonnnen  zu  haben,  —  daher  es 
auch  lediglich  auf  diesen  Umstand  zurückzuführen  sein  dürfte,  dass  er  Zweifel  darüber 
äussert,  ob  die  Parlamente  von  Frankreich,  Italien,  Deutschland,  England,  Belgien  und 
der  Schweiz  die  richtigen  Organe  für  die  eigentliche  privatrechtliche  Gesetzgebung  seien 
und  ob  nicht  neben  denselben  einem  Staatsrathe  oder  einer  ähnlichen  Institution  eine 
wichtige  Rolle  einzuräumen  wäre,  —  in  dieser  Aufzählung  aber  Oesterreichs  nicht  gedenkt. 
So  schmeichelhaft  nämlich  auch  eine  anderweitige  Auslegung  für  österreichische  Juristen 
sein  möchte,  bei  unbefangener  Prüfung  ihrer  modernen  Gesetzgebung  werden  sie  sich  der 
Ueberzeugung  nicht  verschliessen  können,  dass  Prof.  Meili  aus  derselben  die  Noth- 
wendigkeit  einer  der  eben  erwähnten  „Controlinstanzen  mindestens  in  redactioneller 
Beziehung"  gewiss  mit  der  gleichen  Berechtigung  abzuleiten  vermöchte,  wie  aus  den 
übrigen  modernen  Gesetzgebungen!  Dr.  Reiseh. 

T.  W.  Teifeii.  Das  soci.ilo  Elend  und  die  besitzeudeii  Classen  in  Oester- 
reich.   Wien  1894.  180  S.  8". 

Unter  diesem  Titel  ist  eine  Reihe  von  Aufsätzen  zusammengefasst,  welche  zuerst  in  den 
von  E.  Pernerstorf  er  herausgegebenen  „Deutschen  Worten"  veröffentlicht  worden 
sind,  Ihr  Zweck  ist,  die  Lage,  Rechte  und  Pflichten  der  einzelnen  socialen  Classen  in 
Oesterreich  darzustellen  und  gegen  einander  abzuwägen.  Der  Verfasser  steht  auf  dem 
Standpunkte  der  gemässigten  Socialdemokratie.  Von  diesem  Standpunkte  aus  muss  die 
in  dem  Buche  versuchte  Zusammenstellung  unserer  —  an  sich  nur  allzu  dürftigen  — 
socialstatistischen  Materialien  zu  einer  scharfen  Kritik  der  herrschenden  Zustände  führen. 
Die  überwiegend  descriptive  Darstellung  wird  von  dem  Grundgedanken  getragen,  dass 
die  sociale  Reform  die  politische  zur  Voraussetzung  habe ;  nur  lässt  sich  der  Verfasser 
durch  mancherlei  sehr  temperamentvolle  E.xcurse  in  der  consequenten  und  einheitlichen 
Durchführung  dieses  Grundgedankens  beirren.  Jedenfalls  ist  die  Schrift  ein  wertvoller 
Beleg  dafür,  mit  wie  grossem  Fleiss,  Eifer  und  Geschick  di'e  Ergebnisse  der  Statistik 
von  socialdemokratiscker  Seite  verfolgt  und  benützt  werden.  H.  E. 
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Jo8e|>h  Cliailley-Bert  et  Artliar  Fontaine.  Lois  »ociale«,  recueil  des  Textes 
de  la  Legislation  sociale  de  la  France,  Paris,  L.  Chaillcy  189r>,  407  paij.  C9  francs.) 

Wir  haben  einen  Codex  der  socialen  Gesetzgebung  Frankreichs  vor  uns,  der 
fast  dureliaus  die  genauen  Texte  der  Gesetze  selbst  zum  Abilrucke  bringt.  Es  ist  wohl 
kaum  nothwendig,  hervorzuheben,  wie  wichtig  eine  derartige  Sanmdung  gerade  in  der 
Gegenwart  ist,  in  welcher  die  Schaffung  einer  sccialiiolitlschen  Gesetzgebung  auf  breitester 
Grundlage  immer  allgemeiner  als  eine  der  Hauptaufgaben  des  Staates  erkannt  und  man 
sich  immer  mehr  bowusst  wird,  dass  sie  nur  dann  eine  gesunde  Grundlage  haben  kann, 
wenn  sie  auf  genauer  Erforschung  der  Thatsachen  und  eingehendem  Studium  der  Gesetz- 
gebung anderer  Staaten  und  der  damit  gemachten  Erfahrungen  aufgebaut  ist.  Aas  diesen 
Gesichtsimnkten  ergibt  sich  die  Nützlichkeit  von  Materialiensammlungen  jeder  ein- 
schlägigen Art  und  insbesondere  von  systematisch  geordneten  Gesetzsammlungen.  Diese 
machen  es  ja  vielfach  erst  möglich,  den  genauen  Inhalt  der  Gesetze  kennen  zu  lernen 
und  deren  Tragweite  zu  beurtheilen,  da  die  allgemeinen  Gesetzsammlungen,  für  Frank- 
reich z.  B.  das  liuUetin  des  lois,  wenig  zugänglich  und  noch  weniger  handlich  sind.  Es 
darf  hiebei  aber  auch  ein  anderer  Vortheil  nicht  übersehen  werden:  der  besonders  bei 
Veröffentlichungen  über  so  wichtige  und  in  das  Leben  so  scharf  einschneidende  Fragen, 
wie  es  die  socialpolitischen  sind,  doppelt  bedenkliche  Gebrauch,  nach  Citaten  zu  eitleren, 
verliert,  insoweit  derartige  Gesetzsammlungen  bestehen,  jeden  Schein  der  Berechtigung, 
er  wird  daher  auch  allmälilich  ver.schwinden  können. 

Das  vorliegende  Werk  kommt  also  einem  wirklichen  Bedürfnisse  nach  und  stellt 
zugleich  eine  Mahnung  in  der  Richtung  dar,  dass  auch  in  den  andern  Staaten  ein  so 
löbliches  Unternehmen  durchgeführt  wei'de. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  erübrigt  nur,  die  Systematik  der  Sammlang 
hervorzuheben,  da  ja  —  abgesehen  von  der  Vollständigkeit  —  vor  allem  diese  es  ist, 
wodurch  die  Handlichkeit  des  Werkes  und  damit  sein  Wert  bedingt  wird.  Der  Codex 
zerföUt  in  eine  Reihe  von  Büchern;  das  erste  trägt  die  Ueberschrift:  „Le  travail"  und 
umfasst  in  drei  Capiteln  die  Gesetze  über:  „L'individu",  „L'association",  „Hygiene  et 
securite".  Jedes  Capitel  zerfällt  wieder  in  Abschnitte,  innerlialb  welcher  die  einschlägigen 
Gesetze,  Verordnungen,  Decrcte  und  Circulare  chronologisch  geordnet  sind.  Das  erste 
Capitel  z.  B.  enthält  folgende  Abschnitte:  Contrat  de  travail,  recherehc  du  travail,  choniage 
legal,  salaires  et  moyens  d'existence,  credit,  differenda  et  contestations.  Mit  feiner  Schrift 
sind  auch  die  wichtigsten,  ausser  Geltung  gekommenen  Gesetze  zum  Abdrucke  gebracht; 
vielfach  sind  wertvolle,  erläuternde  Anmerkungen,  zum  Theile  historischen  Charakters 
am  Fuss  der  Seiten  beigefügt.  Das  zweite  Buch  trägt  den  Titel  „Prevoyance".  das  dritte  um- 
fasst jenen  Theil  der  Gesetzgebung,  der  sich  auf  das  Privateigenthum  in  seincfii  Ver- 
hältnisse zum  CoUectivinteresse  bezieht,  das  vierte  Buch  ist  überschrieben:  „Protection 
et  assijfance." 

Ein  Anhang  informiert  uns  über  die  gesetzlichen  Grundlagen  des  Conseil  sup^rieur 
du  travail  und  über  diejenigen  des  t>ffice  du  travail. 

Die  in  der  ausserordentlichen  Parlamentssession  des  Jahres  1894  beschlossenen 
Gesetze  über  landwirtscliaftliihe  Creditgesellschaften.  billige  Wohnungen,  Hilfs-  und 
Provisionncassen  für  Bergarbeiter,  über  die  Pfändungen  ausständiger  Löhne  und  über  die 
Arbeitsdauer  der  Stationschefs  sind  in  einem  Supplemente  wiedei gegeben. 

Dem  ganzen  Werke  sind  ein  methodisches,  ein  chronologisches  und  ein  analytisches 
Inhaltsverzeichnis  angefügt. 

Ist  so  ein  durchaus  bequemer  üeberblick  über  die  ganze  einschldgige  Gesetzgebung 
Frankreichs  bis  zum  Ende  des  Jahres  1><04  ermöglicht,  so  sollen  alljährlich  erscheinende 
Supplemente  das  Werk  fortwährend  auf  der  Höhe  der  Zeit  halten.  —  Nach  dem  Gesagten 
darf  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Compilatoren  des  vorliegenden  Codex  sich  ein 
wirkliches  Verdienst  erworben  haben. 

Wir  hoffen  auch,  dass  sie  reiche  Anregung  für  ähnliche  Veröffentlichungen  in 
andern  Staaten  bieten  werden.  Schnllcrn. 
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Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte.  Herausgegeben  von  Dr.  il.  Xeefe, 
Director  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Breslau.  3.  Jahrgang,  1893,  VIII  und  375  S.  8". 

Einer  der  hervorstechendsten  Züge  der  modernen  Culturentwicklung  ist  das  Hervor- 
treten des  städtischen  Lebens.  Darüber,  sowie  über  die  innere  Structur  desselben  und 
über  die  daraus  erwachsenden  "Verwaltungsaufgaben  sich  selbst  und  der  Oeffentlichkeit 
gegenüber  mit  den  Hilfsmitteln  der  Statistik  Rechnung  abzulegen,  müssen  alle  städtischen 
Verwaltungen  als  eine  unabweisliche  Pflicht  betrachten.  So  wird  denn  auch  in  der  That  von 
fast  allen  grosseren  Städten  des  deutschen  Reiches  eine  umfangsreiche  und  vielseitige 
statistisclie  Thätigkeit  entfaltet,  deren  Ergebnisse  vorerst  in  mannigfachen  Einzeln- 
veröffentlichungen zerstreut  waren.  Aus  der  Gleichartigkeit  der  Probleme  bei  wachsender 
Individualisierung  der  einzelnen  Städte  ergab  sich  alsbald  die  Nothwendigkeit,  Vorsorge 
zu  tragen  für  eine  gleichmässige  Behandlung  der  statistischen  Grundfragen,  dann  aber 
auch  für  eine  einheitliche  Zusammenfassung  und  Darstellung  der  Ergebnisse.  Aus  diesem 
Bedürfnisse  heraus  ist  zunächst  die  periodisch  wiederkehrende  Conferenz  der  Vorstände  der 
statistischen  Aemter  und  Bureaus  deutscher  Städte  entstanden.  Dieselbe  hat  schon  1885 
beschlossen,  ein  statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte  herauszugeben.  Erst  1890  ist  der 
I.  Jahrgang  derselben  erschienen,  nachdem  schon  1 887  der  gleiche  Gedanke  zur  Begründung 
des  „Oesterreichischen  Städtebuches"  geführt  hatte.  Während  sich  dieses  zufolge  der 
ungleiehmässigen  und  —  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  äusserst  mangelhaften 
Entwicklung  der  Communalstatistik  darauf  beschränken  muss,  die  nach  einem  einheitlichen 
Schema  zu  verfassenden,  in  Wirklichkeit  sehr  ungleichwertigen  statistischen  Berichte  der 
einzelnen  Städte  zu  einem  Sammelband  zu  vereinigen,  enthält  das  statistische  Jahrbuch 
deutscher  Städte  eine  voUkonnnene  vergleichende  Durcharbeitung  des  gesanimten  Stoff'es  der 
Städtestatistik.  Derselbe  ist  also  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  gegliedert,  die  Dar- 
stellung ist  eine  synoptische.  Dadurcli  ist  üie  Nothwendigkeit  gegeben,  schon  von  vorneherein 
für  die  Gleichmässigkeit  und  Gleichartigkeit  der  Materialien  Sorge  zu  tragen.  Für  den 
vorliegenden  Band  wurden  auf  der  VII.  Conferenz  der  deutschen  Städtestatistiker  Frage- 
bogen vereinbart,  welche  den  47  deutschen  Städten  zugesendet  wurden,  die  nach  der 
letzten  Volkszählung  mehr  als  50.000  Einwohner  hatten.  Dies  ist  der  Kreis,  welchen 
das  deutsche  Städtebuch  principiell  umspannen  will.  Es  ist  bezeichnend  für  den  hohen 
Grad  des  statistischen  Verständnisses  und  Könnens  der  deutschen  Städte,  dass  nur  6  von 
den  gebetenen  nicht  im  Stande  oder  gewillt  waren,  an  dem  gemeinsamen  Werke  mitzu- 
arbeiten. In  die  Bearbeitung  der  eingelangten  Materialien  haben  sich  die  Directoren  der 
grössten  communalstatistischen  Aemter  Deutschlands  getheilt,  die  Herren  Neefe,  Hasse, 
Koch,  Büchel,  Hirschberg,  Probst,  Würzburger,  Bleicher,  Flinzer,  Zimmer- 
mann, Böckh,  und  Pabst,  durchaus  Männer,  welche  zum  Theile  selbst  hervorragende 
Gelehrte,  in  höchst  glücklicher  und  erfolgreicher  Weise  die  Verbindung  der  Wissenschaft 
mit  der  socialen  Verwaltungspraxis  der  Städte  herstellen.  Trotz  der  sorgfältigen  Vor- 
bereitung mag  die  Bearbeitung  schwierig  genug  gewesen  sein.  Denn  die  Individualität 
der  Städte  färbt  auch  auf  ihre  statistischen  Ausweise  ab  und  widerstrebt  in  vielen  Dingen 
einer  einheitlichen  Zusannnenfassung  derselben.  Andererseits  veranlasst  jedoch  die  Noth- 
wendigkeit einer  solchen  die  einzelnen  statistischen  Aemter  dazu,  die  gemeinsamen  Gesichts- 
punkte und  Interessen  über  ihre  Sondergelüste  zu  stellen.  So  erscheint  denn  in  der  That 
das  statistische  Jahrbuch  deutscher  Städte  als  der  Schlusstein  der  freiwilligen  corporativen 
Organisation  der  deutschen  Städtestatistik.  Dem  statistischen  Consumenten  aber  ist  damit 
ein  unentbehrlicher  praktischer  Behelf  von  hohem  wissenschaftlichem  Werte  in  die  Hand 
gegeben. 

Der  vorliegende  Jahrgang  hält  im  wesentlichen  an  der  bewährten  Eintheilung 
der  früheren  fest  und  begnügt  sich  damit,  die  neuen  Ziffern  an  Stelle  der  alten  einzufügen, 
wodurch  natürlich  mancherlei  Aenderungen  im  Detail  nicht  ausgeschlossen  sind.  Am 
wichtigsten  dabei  ist,  dass  nunmehr  die  Nachweisungen  über  Grundbesitz  und  Gebäude, 
Wohnungen  und  Haushaltungen  sowie  über  den  Stand  und  die  Gliederung  der  Bevöl- 
kerung zum  ersten  Male  nach  der  Volkszählung  von  1890  gegeben  werden.  Eine  kritische 
Bemerkung  möchte  ich  mir  hiebei  betreffs  der  Formulierung  des  Begriffes  der  übervölkerten 
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Wolinungen  gestatten.  Unter  dieser  Uebcrschrift  werden  zwei  Nacbweinungeu  gegeben: 
1.  über  die  Wohnungen  mit  einem  heizbaren  Zimmer  und  6  oder  mehr  als  6  Bewohnern 
und  mit  zwei  heizbaren  Zimmern  und  11  oder  mehr  al»  11  Bewohnern  und  2.  über  die 
Wohnungen,  welche  von  mehr  als  einer  Haushaltung  besetzt  sind.  (Jegen  den  letzteren 
Punkt  ist  nichts  einzuwenden;  er  ist  übrigens  der  minder  belangreiclie.  Hingegen  ist 
die  Grenze  für  die  UcbcrfüUung  viel  zu  hoch  gezogen.  In  Wien  und  Budapest  gelten 
die  Wohnungen  als  überfüllt,  in  welchen  mindestens  4  Personen  auf  einen  Wohnraum 
treffen.  In  Frankreich  und  England  sieht  man  schon  eine  durchschnittliche  Besetzung  mit 
mehr  als  2  Personen  als  bedeuklicli  an.  Wenn  das  deutsche  Stäiltebuch  erst  solche  Wohnungen 
als  ftberfftllt  gelton  lässt,  wo  niindesteiis  ß  Personen  in  einem  einzigen  heizbaren  Zimmer 
hausen,  so  umfasst  es  offenl)ar  nur  die  allerkrasscstcn  Fälle  der  Ueberfiillung  und  lässt  die 
minder  auffillligen,  aber  ungleich  zahlreicheren  und  daher  auch  wichtigeren  unberücksichtigt. 
Dass  wir  hierüber  nicht  unterrichtet  werden,  erscheint  mir  nicht  so  bedauerlich  als  der 
Umstand,  dass  damit  bei  der  grossen  und  im  übrigen  vollkommen  gerechtfertigten 
Autorität  des  deutschen  Städtebuches  ein  gefährliches  Präjudiz  für  die  Beurtheilung  der 
Wohnungsnotli  überhaupt  und  für  die  praktische  BehaniUung  der  Ueberfüllungsfrage 
geschaffen  ist.  Indem  das  statistische  Jahrbuch  deutscher  Städte  diese  letztere  gleichsant 
hinwegescamoticrt,  leistet  es  der  Sache  einen  schlimmen  Dienst.  Darum  muss  gegen 
diese  Begriffsbestimmung  Einsprache  erhoben  werden.  Dr.  Heinrich  Ranchberg. 
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DIE 

AUFGABE  UND  WISSENSCHAFTLICHE  METHODE 

DER 

THEORETISCHEN  NATIONALÖKONOMIE. ') 

VON 

DR.  OSKAR  JAEGER, 

PRIVATDOCENTBN  IN  CIIRISTIANIA. 


Jjei  dem  wissenschaftlichen  Bestreben,  das  Wesen  und  den  Zusammen- 
hang der  Phänomene  zu  erforschen,  kann  man  im  grossen  und  ganzen  zwei 
verschiedene  Wege  einschlagen,  indem  man  sie  nämlich  entweder,  wie  man 
es  nennt,  einer  historischen  oder  einer  theoretischen  Behandlung  unterwirft. 

Im  ersten  Falle  hält  man  sich  an  das  Individuelle.  Man 
nimmt  die  concreten  Pliänomene,  so  wie  sie  wirklich  vorliegen,  und  stellt 
sie  entweder  einzeln,  oder,  wie  es  häufig  geschieht,  gruppenweise  (collectiv) 
in  ihrer  ganzen  individuellen  Eigenthümlichkeit  dar.  Die  Wissenschaften, 
die  auf  diese  Weise  zu  Werke  gehen,  benennt  man  historische,  und  die 
Anforderungen,  die  an  die  historische  Darstellung  gestellt  werden,  sind 
zweierlei  Art;  die  mehr  künstlerische  Anforderung:  dass  sie  in  unserem 
Bewusstsein  ein  klares  und  anschauliches  Bild  der  dargestellten  Phänomene 
und  ihrer  Entstehung  hervorrufen  soll,  und  die  mehr  wissenschaftliche:  uns 
ausser  der  durch  dieses  Bild  gewonnenen  Erkenntnis  der  Phänomene 
auch  das  Verständnis  beizubringen,  warum  diese  Phänomene  entstanden 
sind,  und  warum  sie  gerade  so  wurden,  wie  sie  in  der  That  sind. 

Den  historischen  beigeordnet  haben  wir  indessen  auf  allen  Gebieten 
des  menschlichen  Wissens  auch  die  sogenannten  theoretischen  Wissen- 
schaften, die  sich  nicht  unmittelbar  mit  den  concreten  Phänomenen  selbst 
in  ihrer  individuellen  Bestimmtheit  befassen,  sondern  im  Gegensatz  hierzu 
ihr  generelles  Wesen  und  ihren  generellen   Zusammenhang  ins  Klara 


')  Dasselbe  Thema  ist  zwar  in  dieser  Zeitschrift  schon  zu  wie.l.'ihnhen  Malen 
erörtert  worileii;  die  Rcdaction  glaubte  jedoch,  aucli  noch  den  geehrten  Herrn  Verfasser, 
«Is  ücprilsentauten  einer  aualändischen  Literatur,  in  dieser  Tielumstrittenen  Materie  mm 
\Vorte  gelangen  lassen  zu  s  llen.  Die  Redact;.;». 
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ZU  stellen  suchen.  Das  individuell  Eigenthümliche,  wodurch  sich  die  Phä- 
nomene gegenseitig  von  einander  unterscheiden,  und  welches  für  die 
historischen  Wissenschaften  das  Essentielle  ist,  wird  dagegen,  sobald  die 
Phänomene  zum  Gegenstand  einer  theoretischen  Behandlung  gemacht  werden, 
imwesentlich,  accidentell.  Das  für  alle  theoretische  Forschung  Charakteristische 
ist  daher  gerade,  dass  man  von  dem  Individuellen  absieht,  um  dahinter 
das  Generelle,  das  Typische  zu  finden,  das  was  die  Phänomene  trotz  all 
ihrer  gegenseitigen  Verschiedenheit  gemein  haben,  und  was  es  allein 
möglich  macht,  sie  in  zusammengehörige  Arten,  Classen  und  Abtheilungen 
zu  sammeln  und  zu  ordnen.  Alsdann  entdeckt  man,  dass  die  concreten 
Phänomene,  obgleich  nicht  zwei  derselben  jemals  wirklich  vollständig  gleich 
sind,  doch  durchgängig  wesentliche  Aehnlichkeiten  in  vielen  verschiedenen 
Richtungen  aufweisen  und  sich  folglich  in  eben  so  viele  verschiedene  Arten 
oder  Sorten  theilen  lassen.  Jeder  bestimmten  Art  von  Phänomenen  ent- 
spricht eine  besondere  theoretische  Wissenschaft,  die  sie  jedoch  nur  insofern 
behandelt,  als  sie  der  Art  angehören,  oder  die,  mit  anderen  Worten,  sich 
ausschliesslich  an  die  eine  Seite  ihres  Wesens  hält,  welche  alle  Phänomene 
der  Art  gemein  haben.  Während  also  die  historischen  Wissenschaften 
danach  streben,  die  factische  Beschaffenheit  der  concreten  Phänomene  in 
jeder  Beziehung  klar  zu  machen,  fassen  die  theoretischen  Wissenschaften 
sie  dagegen  immer  als  nach  Arten  bestimmte  auf.  Die  Aufgabe  dieser 
Wissenschaften  wird  es  also  sein,  die  den  verschiedenen  Arten  von  Phäno- 
menen eigenthOmlichen  Erscheinungsformen  oder  Typen  festzustellen 
und  zu  erklären,  und  ausserdem  die  theoretischen  Gesetze  der  Coexistenz 
und  Aufeinanderfolge  der  Phänomene  jeder  Art  zu  ermitteln. 

Ausser  den  zwei  hier  genannten  grossen  Wissenschaftsgruppen  gibt  es 
endlich  noch  eine  dritte  Art;  nämlich  die  sogenannten  praktischen 
Wissenschaften,  deren  Berechtigung  zum  Namen  ,  Wissenschaft"  übrigeus 
theilweise  noch  bestritten  ist.  Sie  haben  nicht  wie  die  historischen  und 
theoretischen  Wissenschaften  den  Zweck,  die  uns  umgebenden  Phänomene 
zu  erforschen  und  zum  Verständnis  derselben  zu  gelangen,  sondern  sie 
suchen  vielmehr  auf  Grundlage  des  durch  historische  und  theo- 
retische Forschung  gewonnenen  Verständnisses  die  Grund- 
sätze oder  Maximen  festzustellen,  wonach  die  Menschen  auf  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  Daseins  iiandelu  sollten,  um  in  jedem  Falle  und 
auf  die  beste  Weise  bestimmte,  beabsichtigte  Resultate  zu  erlangen. 

I. 

Nimmt  man  das  specifiseh  national-ökonomische  Forschungsgebiet  für 
sich,  das  heisst,  das  wirtschaftliche  Leben,  sowie  es  sicli  da  äussert,  wo 
die  Menschen  in  Gemeinschaft  leben  —  was  sie  ja  in  der  That  thun  und 
gethan  haben,  soweit  die  Geschichte  zurückreicht  —  so  zeigt  sich  alsbald, 
dass  es,  wie  auf  allen  anderen  Gebieten,  so  aucli  auf  dem  national-ökono- 
mischen oder  volkswirtschaftlichen,  sowolil  historische  als  theoretische,  als 
auch   praktische   Wissenschaften    gibt.     Die    hierhergehörigen    historisclien 
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Wissenschaften  sind  die  Statistik  und  die  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaft. Die  Avifgahe,  die  ihnen  obliegt,  ist,  alle  einzelnen  concreten, 
volkswirtschaftlichen  Piiänomene  oder  Gruppen  von  Phänomenen  in  ihrer 
i^aiizen  individuellen  Beschaffenheit  klarzumachen,  sowie  den  jedem  Phänomen 
oder  jeder  Gruppe  von  Phänomenen  eigenthümlichen  Entstehungsprocess 
darzustellen.  So  geschieht  es  zum  Beispiel  durch  die  Statistik  und  die 
Geschichte  der  Volkswirtschaft,  dass  wir  Ober  die  Entwickelung  und  den 
ökonomischen  Znstand  aller  einzelnen  bestimmten  Länder,  ilher  den  Ursprung 
Fortschritt  und  jetzigen  Zustand  der  einzelnen  volkswirtschaftlichen  In.sti- 
tututionen  u.  s.  w.  zur  Klarheit  gelangen.  Da  aber  das  historische  Ver- 
ständnis der  concreten  volkswirtsciiaftlichen  Phänomene  oder  Gruppen  von 
Phänomenen,  welches  uns  die  hier  genannten  Wissenschaften  bringen,  natür- 
licherweise nur  dadurch  en-eicht  werden  kann,  dass  uns  diese  Phänomene 
als  Glieder  in  der  ganzen  übrigen  Gescliichte  der  Völker,  oder  mit  anderen 
Worten,  als  hervorgerufen  und  bedingt  durch  iliro  ganze  sociale  und  staat- 
liclie  Entwickelung,  gezeigt  werden,  so  kann  man  eigentlich  nicht  sagen, 
dass  die  Statistik  und  die  Geschichte  der  Volkswirtschaft  selbständige, 
unabhängige  Wissenschaften  sind.  Sie  bilden  vielmehr  wichtige  Theile  der 
allgemeinen  Statistik  und  Weltgeschichte,  die  sich  ja  niclit  allein  mit  dem 
wirtschaftlichen,  sondern  überhaupt  mit  dem  ganzen  religiösen,  politischen 
und  socialen  Leben  der  Menschheit  befassen. 

Das  was  mit  dem  Namen  Nationalökonomie,  Politische  Oeko- 
nomie  oder  Socialökonomie  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  ist  dagegen 
keine  historische  Wissenschaft.  Sie  enthält  vielmehr  die  Zusammenfassung 
all  ertheoretischen  und  praktischen  Wissenschaft  auf  dem  Gebiete  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  zerfällt  folglich  in  einen  theoretischen  und  einen 
praktischen  Theil,  wovon  der  erstere,  die  theoretische  Nationalökonomie,  die 
Aufgabe  hat,  das  generelle  Wesen  und  die  Gesetzmässigkeit  der  volkswirt- 
schaftlichen Phänomene  zu  untersuchen,  während  man  in  dem  praktischen 
Theile  versucht,  die  Grundsätze  oder  Maximen  festzustellen,  wonach  die 
Menschen  unter  den  verschiedenen  bürgerlichen  Verhältnissen  auf  die  beste 
Weise  ihre  ökonomischen  Absichten  verwirklichen  köimen.  Wie  so  viele 
andere  theoretische  Wissenschaften,  wie  z.  B.  die  Geometrie,  Astronomie, 
Chemie,  Mechanik,  so  hat  sich  auch  die  theoretische  Nationalökonomie 
geschichtlich  nach  und  nach  aus  den  entsprechenden  praktischen  Kenntnissen 
entwickelt  und  ist  in  ihren  Anfängen  als  eine  gelegentliche  theoretische 
Begründung  praktischer  Grundsätze  oder  Maximen  hervorgetreten.  In  der 
frühesten  national-ökonomischen  Literatur  wurde  daher  die  eigentlich  theo- 
relische  Nationalökonomie  verhältnismässig  stiefmütterlich  beliandelt,  und 
selbst  nach  Adam  Smith,  in  dessen  Werk  das  rein  Theoretische  eine 
solche  Vollständigkeit  erreicht  hatte,  dass  es  sich  von  dem  modernen  Leser 
ohne  grosse  Schwierigkeit  von  den  praktischen  Abschnitten  sclieiden  hlsst, 
vergieng  noch  eine  ziemlich  lange  Zeit,  bis  die  Nationalökonomie  ordentlich 
wissenschaftlich  systematisiert  wurde ;  ja  man  stritt  sich  noch  eine  gute 
Weile  iu  vollem  Ernste,   in   wieweit   die  Nationalökonomie   überiiaupt  eine 
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tlieoretiselie  oder  praktische  Wissenschaft,  oder,  wie  man  damals  sagte,  eine 
, Wissenschaft'  oder  eine  , Kunst"  sei. 

Was  die  tlieoretische  und  die  praktisclie  Nationalökonomie  gemein 
haben,  ist  in  der  That  nur  ihr  Object,  nämlich  das  wirtschaftliche  Leben, 
sowie  es  vorliegt  und  seit  dem  Beginn  der  Geschichte,  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  gemäss  organisiert,  vorgelegen  hat,  das  heisst,  als  eine  unzählige 
Menge  von  Einzelwirtschaften,  aus  denen  sich  durch  gemeinschaftliche 
Sprache  und  Geschichte,  Sitten-  und  Rechtsverhältnisse  die  zusammen- 
gehörigen Gruppen  gebildet  haben,  die  wir  Staaten,  Nationen  oder  Gesell- 
schaften nennen,  und  nach  denen  die  ökonomische  Wissenschaft  ihren  Namen 
politische  Oekonomie,  Nationalökonomie   oder  Sccialökonomie  erhalten   hat. 

Die  praktischen  AVissenschaften  auf  diesem  Gebiete  gehen  nun  ent- 
weder darauf  aus,  die  Grundsätze  anzugeben,  wonach  der  Staatsver- 
b  a  n  d  in  ökonomischer  Hinsicht  geordnet  werden  sollte,  und  wonach  die 
Staatsgewalt  oder  die  sociale  Gewalt  (je  nach  den  vorliegenden 
Verhältnissen)  in  das  wirtschaftliche  Leben,  um  dieses  zu  befördern,  ein- 
greifen sollte  —  und  alle  hierhergehörigen  Erwägungen  fallen  in  die  Volks- 
wirtschaftspolitik, wie  man  sie  nennt  —  oder  sie  haben  den  Zweck 
die  Grundsätze  festzustellen,  denen  zufolge  alle  Einzelwirtschaften  (je 
nach  den  vorliegenden  Verhältnissen)  auf's  vollständigste  ihre  ökonomischen 
Absichten  verwirklichen  können,  und  werden  dann  entweder  zur  Privat- 
wirtschaftslehre oder,  wenn  von  der  ohne  Vergleich  grössten  und 
bedeutsamsten  aller  Einzelwirtschaften,  nämlich  der  des  Staates  die  Rede 
ist,  zur  Finanz  wissen  Schaft. 

Man  wird  leicht  verstehen,  wie  ausserordentlich  wichtig  es  ist,  dass 
diese  praktischen  Wissenschaften  auf  dem  national-ökonomischen  Gebiete 
von  der  theoretischen  Nationalökonomie,  deren  Aufgabe  und  wissenschaftliche 
Methode  eine  von  den  ihrigen  fundamental  verschiedene  ist.  streng  gesondert 
gehalten  werden.  Wenn  man  sich  in  einer  Behandlung  der  Volkswirtschafts- 
politik zum  Beispiel  darüber  ausspricht,  inwieweit  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft ökonomisch  auf  privates  Eigenthumsrecht  oder  Communismus  gebaut 
werden  sollte,  oder  überlegt,  inwieweit  Freihandel  oder  Schutzzoll  herrschen, 
ob  der  Zinsfuss  frei  oder  nicht  frei  sein  soll  u.  s.  w.,  oder  wenn  man  sich 
in  der  Finanzwissenschaft  zum  Beispiel  mit  den  Principien  der  Besteuerung 
oder  mit  der  Fiage  beschäftigt,  inwieweit  und  wann  die  Staaten  Anleihen 
machen  sollen,  um  ihre  Ausgaben  zu  decken,  so  sind  dies  alles  ja  rein 
praktisch-wissenschaftliche  Fragen,  deren  Beantwortung  davon  abhängt  was 
je  nach  den  verschiedenen  Verhältnissen  für  das  zweckmässigste  und  beste 
für  das  ganze  sociale  Leben  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gehalten  werden 
muss.  Es  ist  dieses  Streben  nach  solchen  mit  den  wechselnden  bürger- 
lichen Verhältnissen  veränderlichen  praktischen  Wahrheiten,  diese  Unter- 
suchung der  Grundsätze,  wie  das  national-ökonomisclie  Leben  sein  und 
geordnet  werden  sollte,  des  Namens  , wissenschaftlicher  Forschung"  völlig 
würdig;  diese  Forschung  ist  aber  immerhin  etwas  ganz  wesentlich  Ver- 
schiedenes von  der  theoretischen  Untersuchung  des   national-ökonom.ischen 
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Lebens,  so  wie  dieses  i  s  t,  des  generellen  Wesens  der  volkswirtschaftlicfaen 
Phänomene  und  der  Gesetze  ihrer  Coexistenz  und  Aufeinanderfolge.  Die 
praktiscli-ökonomiaclien  Grundsätze  oder  Maximen  werden  jedoch  zuweilen 
aucli  »Gesetze"  benannt  und  werden  ausserdem  thatsächlich  und  mit  vollem 
Recht  als  die  „Tlieorie"  hingestellt,  nach  welcher  sich  die  ökonomische 
Praxis  stets  richten  sollte,  und  die  Folge  hievon  war,  dass  sie  häufig 
mit  den  Gesetzen  der  theoretischen  Nationalökonomie  selbst  vermischt  und 
verweciiselt  werden. 

Dass  daraus  niclit  nur  Verwirrung  und  Unklarheit,  sondern  beim 
Publicum  auch  Misstrauen  zu  der  national-ökonomischen  Wissenschaft  ent- 
stellen musste,  ist  selbstverständlich.  Die  wissenschaftliche  Systematik  fordert 
daher  von  den  modernen  Forschern,  dass  sie  die  theoretische  National- 
ökonomie für  sich,  von  der  Volkswirtschaftspolitik  und  der  Finanzwissen- 
sciiaffc  gesondert,  behandeln,  gerade  wie  ja  in  der  Medicin  jetzt  niemand 
inelir  die  praktischen  Wissenschaften  mit  den  theoretischen  vermischt, 
sondern  z.  B.  der  Chirurgie  und  der  Therapie  einen  selbständigen  Platz 
neben  der  Anatomie  und  der  Physiologie  einräumt. 

II. 

Aus  dem,  was  wir  schon  angeführt  haben,  wird  klar  werden,  dass  die 
theoretische  Nationalökonomie,  von  deren  Aufgabe  und  wissenschaftlicher 
Methode  wir  in  dieser  Abhandlung  Kechenschaft  abzulegen  beabsichtigen, 
nicht  wie  die  Natur-  und  Geisteswissenschaften  specifisch  materielle  oder 
specifisch  geistige  Phänomene  behandelt,  sondern  sich  ihren  Stoft"  im  soge- 
nannten socialen  Leben  sucht,  weshalb  sie  am  besten  als  eine  Social- 
wissenschaft  bezeichnet  werden   kann. 

Die  Aufgabe  derselben,  haben  wir  vorläufig  gesagt,  besteht  darin,  das 
generelle  Wesen  und  den  generellen  Zusammenhang  der  volkswirtschaftlichen 
oder  national- ökonomischen  Phänomene  zu  erforschen.  Vor  jeder  weiteren 
Untersuchung  muss  aber  eine  Vorfrage  ins  Keine  gebracht  werden,  die  Frage 
nämlich,  welche  von  den  \ielfachen  Phänomenen  des  socialen  Lebens  wir 
als  ökonomische  ansehen  sollen  und  welche  nicht. 

Es  muss,  wie  wir  uns  ausdrücken  möchten,  vor  allen  Dingen  d  i  e 
Kategorie  des  0 ökonomischen  aufgestellt  oder  mit  anderen  Worten 
es  muss  klargestellt  werden,  welches  Ziel  das  menschliche  Bedürfnis  und 
die  menschliche  Thätigkeit  haben  muss,  damit  die  daraus  entspringenden 
socialen  Phänomene,  wirtschaftliche  genannt  werden  können.  Es  ist  bekannt- 
lich erst  in  einem  verhältnismässig  ziemlich  späten  Zeitpunkt  ernstlich  ver- 
sucht Avorden,  sich  hierüber  Kechenschaft  abzulegen.  Der  früheste  Versuch, 
die  Kategorie  des  Oekonomischen  auf  diese  Weise  aufzustellen,  ist  eigent- 
lich der  der  sogenannten  Merkantilisten,  denen  zufolge  die  menschliche 
Thätigkeit,  insoweit  sie  Gelderwerb  zum  Zweck  hatte,  als  wirtschaftlich 
galt.  Später  wurde  als  charakteristischer  Zweck  von  den  Physiokraten 
die  Erzeugung  von  Vermögen  bezeichnet.  Am  Ende  des  vorigen 
Jahrhundertes  gelang  es  endlich  dem  epochemachenden  schottischen  Denker, 


518  Jäger- 

Adam  Smith,  nachzuweisen,  dass  der  schliessliche  Zweck  aller  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit  sei,  Wohlstand  zu  schaffen,  dadurch  dass  den 
Menschen  in  möglichst  reichlichem  Maasse  die  Mittel  verschafft  werden, 
ihren  Bedarf  an  nothwendigen  Erfordernissen,  Annehmlichkeiten  und  Ver- 
gnügungen des  Lebens  zu  befriedigen.  Durch  die  Einführung  des 
Begriffes  Wohlstand  gelang  es  dergestalt  Adam  Smith,  die  Kategorie 
des  Oekonomischen  aufzustellen  und  den  für  die  theoretische  National- 
ökonomie eigentliümlichen  Gesichtspunkt  zu  constatieren. 

Wenn  man  nun  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  den  Blick  über  die 
mannigfachen  concreten  Phänomene  des  socialen  Lebens  wirft,  entdeckt 
man  leicht,  dass  es  sozusagen  kaum  ein  einziges  derselben  gibt,  das  nicht 
entweder  direct  oder  indirect  einen  Einfluss  auf  den  Grad  des  Wohlstandes 
der  Menschen  ausübt,  kaum  eines,  das  nicht  auf  irgend  eine  Weise  von 
wirtschaftlicher  Bedeutung  ist  und  folglich  eine  Seite  darbietet,  die  zum 
Gegenstand  ökonomischer  Betrachtung  gemacht  werden  kann.  Doch  wird 
man  auch  sehr  bald  darauf  aufmerksam  werden,  dass  es  trotzdem  unter 
allen  menschlichen  Handlungen,  aus  denen  die  Phänomene  des  socialen 
Lebens  entspringen,  eine  ganze  Keihe  gibt,  von  denen  man  sagen  muss, 
dass  sie  ganz  überwiegend  mit  dem  Ziel  vor  Augen  unternommen  werden, 
den  Wohlstand  der  Handelnden  zu  vergrössern  oder  mit  anderen  Worten 
ihnen  die  Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  verschaffen.  Die  mit 
all  diesen  Handlungen  zusammenhängenden  socialen  Phänomene  bekommen 
dadurch  ein  stark  charakteristisch-ökonomisches  Gepräge,  so  dass  sie  sich 
einer  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  angestellten 
Betrachtung  als  specifisch  wirtschaftlich  zeigen  und  sich  von  den 
übrigen  socialen  Erscheinungen,  von  denen  man,  —  welchen  Einfluss  sie 
auch  indirect  auf  den  Wohlstand  der  Glieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
haben  mögen  —  doch  nicht  sagen  kann,  dass  sie  übenviegend  wirtschaft- 
licher Natur  seien,  ziemlich  scharf  unterscheiden. 

Die  so  von  einem  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  als  specifisch  wirt- 
schaftliche ausgesonderten  Socialphänomene  sind  es  denn,  die  zusammen- 
gefasst  das  ausmachen,  was  man  das  wirtschaftliche  Leben  nennt,  welchen 
Ausdruck  man  jedoch  genau  in  derselben  Weise  verstehen  muss,  wie  wenn 
man  z.  B.  von  der  Summe  aller,  von  einem  recbtwissenschaftlichen  Gesichts- 
punkte auf  ähnliche  Weise  ausgesonderten  specifisch  rechtlichen  Social- 
phänomene die  Bezeichnung  ,das  rechtliche  Leben"  anwenden  wollte. 

Jede  theoretische  Socialwissenschaft  scheidet  nämlich  überliaupt  von 
ihrem  Gesichtspunkte  aus  eine  Keihe  von  Erscheinungen  des  socialen  Lebens 
als  ihr  specielles  Gebiet  aus.  Die  concreten  Phänomene,  deren  generelles 
Wesen  und  generellen  Zusammenhang  sie  in  den  verschiedenen  Richtungen 
behandeln,  sind  indessen  in  grosser  Ausdehnung  ein  allen  Socialwissen- 
schaften  gemeinschaftlicher  Stoff.  So  umfasst  ja  z.  B.  die  theoretische 
Kechtswissenschaft,  und  überhaupt  jede  Socialwissenshhaft  zum  nicht  un- 
wesentlichen Tlieil  gerade  dieselben  concreten  Sx)cialphänomene  wie  die 
theoretische  Nationalökonomie.    Das  sogenannte  wirtschaftliche  Leben  bleibt 
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dabei  aber  doch  stets  ein  z.  B.  vom  rechtlichen  lieben  ganz  verschiedenes 
Gebiet,  indem  man  nämlich  in  der  theoretischen  Nationalökonomie  die  Auf- 
merksamkeit ausschliesslich  auf  das  generelle  Wesen  und  den  generellen  Zu- 
sammenhang dieser  Phänomene  in  ökonomischer  Kichtung  heftet  und 
nicht  nur  von  der  rechtlichen,  sondern  auch  von  jeder  anderen  als  der  rein 
wirtschaftlichen  Seite  ihres  Wesens  abstrahiert,  während  man  in  der  theo- 
retischen Rechtswissenschaft  ebenso  ausschliesslich  auf  ihr  generelles  Wesen 
und  ihren  generellen  Zusammenhang  in  rechtlicher  Hinsicht  KQcksicht 
nimmt. 

Nachdem  nun  der  ökonomische  in  der  That  nur  einer  der  verschiedenen 
theoretischen  Gesichtspunkte  ist,  von  denen  aus  man  das  sociale  Leben  der 
Menschen  betrachten  kann,  —  man  hat  ja  daneben,  wie  erwähnt,  den  recht- 
lichen und  ausserdem  den  religiösen,  den  ethischen  u.  s.  w.  —  gibt  es 
natürlich  auch  kein  einziges  der  concreten  Phänomene  des  socialen  Lebens, 
dessen  generelles  Wesen  man  dadurch  erschöpfen  kann,  dass  man  es 
als  specifisch  wirtschaftlich  charakterisiert,  indem  selbstverständlich  ein  solches 
Phänomen,  von  anderen  Gesichtspunkten  betrachtet,  z.  B.  auch  eine  specifisch 
rechtliche,  religiöse  oder  ethische  Natur  aufweisen  kann.  So  sind  ja  —  um  nur 
einen  einzigen  Fall  zu  nennen  —  die  specifisch  wirtschaftlichen  Handelsge- 
schäfte in  der  That  auch  wahre  Rechtsgeschäfte.  Aber  so  wie  sich  die  Phäno- 
mene der  materiellen  Welt  von  einem  physikalischen  Gesichtspunkte  als  spe- 
cifisch physikalische,  von  einem  chemischen  Gesichtspunkte  dagegen  als  spe- 
cifisch chemische  zeigen,  ohne  dass  doch  ihre  physikalische  Natur  unmittelbar 
die  Chemie,  oder  ihre  chemische  Natur  die  Physik  etwas  angeht,  so  hat 
auch,  wie  schon  angedeutet,  z.  B.  die  rechtliche  oder  religiöse,  oder 
ethische  Seite  des  Wesens  der  socialen  Phänomene  unmittelbar  nichts  mit 
der  theoretischen  Nationalökonomie  zu  schaffen,  fflr  deren  Erforscher  es  daher 
unbedingt  gilt,  dass  sie  bei  ihrer  Forschung  nie  den  ihrer  Wissenschaft 
eigenthümliclien  ökonomischen  Gesichtspunkt  verlassen  und  diesen  durch 
Gesichtspunkte,  die  von  andern  Wissenschaften  genommen  sind,  ersetzen 
dürfen. 

Umgekehrt  ist  es  fflr  die  Nationalökonomie  von  grösster  Bedeutung 
auf  den  Umstand  Acht  zu  geben,  dass  auch  die  sogenannten  specifisch  wirt- 
schaftlichen Phänomene  nie  durchaus  ökonomisch  sind,  weil  närolich  die 
Menschen,  selbst  bei  ihrem  rein  wirtschaftlichen  Bestreben  nie  aus- 
schliesslich von  rein  ökonomischen  Motiven  geleitet  werden.  Phäno- 
mene die  sich  einer  ökonomischen  Betrachtung  als  wirtschaftlich  oder  öko- 
nomisch im  absoluten  Sinne  zeigen,  existieren  daher  in  der  That  nicht, 
ebenso  wie  ja  auch  drei-  oder  viereckige  Gegenstände  z.  B.,  deren  Ober- 
flächen sich  einer  mathematischen  Betrachtung  als  genaue  Drei-  oder 
Vierecke  zeigen,  in  der  Natur  überhaupt  gar  nicht  vorkommen.  Was  man 
dagegen  wirklich  findet,  sind  Gegenstände,  die  immerhin  factisch  dreieckig 
oder  viereckig  sind,  und  in  derseli)cn  Weise  findet  man  Socialphänoraene, 
die  von  ökonomischem  Gesichtspunkte  aus  als  von  überwiegend  wirt- 
schaftlicher Natur  bezeichnet  werden  müssen,  neben  solchen,  bei  denen  dies 
n  i  (■  h  t  der  Fall  ist. 
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Die  erstgenannten  Socialphänomene  sind  es  denn,  die  von  der  tlieo- 
retischen  Nationalökonomie  als  das  specielle  Gebiet  diesei"  Wissenschaft  aus- 
gesondert werden. 

III. 

Mit  der  Darstellung  all  dieser  wirtschaftlichen  Phänomene  in  ihrer 
individuellen  Beschaffenheit  beschäftigt  sich  die  theoretische  Xational- 
ökonomie,  wie  schon  erwähnt,  gar  nicht;  das  überlässt  sie  der  Geschichte 
und  der  Statistik  der  Volkswirtschaft.  Das,  was  sie  sich  im  Gegentheil 
angelegen  sein  lässt,  ist  ausschliesslich,  ihr  generelles  Wesen  und  ihren 
generellen  Zusammenhang  in  rein  ökonomischer  Richtung  zu  erforschen. 

Zu  diesem  Zwecke  sucht  sie  zuvörderst  dieselben,  so  wie  man  sie 
wirklich  in  der  Erfahrung  des  täglichen  Lebens  und  in  den  historischen  und 
statistischen  Darstellungen  findet,  nach  ihren  in  ökonomischer  Hinsicht 
typischen  Eigenschaften  zu  classificieren  und  sie  dadurch  in  gewisse  öko- 
nomische Classen  oder,  wie  wir  es  früher  genannt  haben,  Erscheinungsformen 
oder  Typen  zu  ordnen.  So  stellt  sie  für  alle  einzelnen  wirtschaftlichen 
Aeusserungen  der  Triebe  und  Neigungen  der  Menschen  die  gemeinsame 
Grundform  auf,  dass  sie  wirtschaftliche  Bedürfnisse  sind,  für  alle 
wirklich  vorkommenden  unzähligen  verschiedenen  Gegenstände,  wodurch  diese 
Bedürfnisse  befriedigt  werden,  die  Erscheinungsform:  wirtschaftliche 
Güter.  Auf  dieselbe  Weise  ordnet  die  theoretische  Nationalökonomie  ferner 
alle  wirtschaftlichen  Handlungen  der  Individuen  in  Typen  wie :  F  r  o- 
duction,  Verth  eilung,  Consumtion,  all  die  unzähligen  concreten 
Wert-  und  Preisbildungen  in  die  gemeinschaftlichen  Begriffe:  Wert  und 
Preis,  alle  innerhalb  jeder  einzelnen  bürgerlichen  Gesellschaft  verschiedenen 
ökonomischen  Institutionen  in  gemeinschaftliche  Grundformen ,  wie  Geld- 
wesen, Creditwesen,  Bankwesen,  u.  s.  w.  und  innerhalb  jeder 
dieser  Hauptclassen  stellt  sie  dann  wieder  verschiedene  immer  speciellere 
ünterabtheilungen  auf,  wie  z.B.  innerhalb  der  wirtschaftlichen  Güter,  mate- 
rielle Gegenstände  und  persönliche  Dienste,  innerhalb  der 
Production:  Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  innerhalb  der  Ver- 
theilung:  Arbeitslohn,  Capitalzins,  Grundrente,  Unter- 
nehm er  gewinn  u.  s.  w. 

Indem  die  theoretische  Nationalökonomie  auf  diese  Weise  alle  im 
Leben  wirklich  vorkommenden  individuell  bestimmten  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen generalisiert  oder  sie  in  gewisse  in  ökonomischer  Hinsicht 
typische  Erscheinungsformen  einrangiert,  verfährt  sie  auf  ihrem  Gebiet 
genau  wie  jede  andere  theoretische  Wissenschaft  auf  dem  ihrigen.  Ohne 
dass  dies  gethan  würde,  wäre  alle  theoretische  Wissenschaft  eine  Unmög- 
lichkeit. Jedes  einzelne  individuell  bestimmte  Phänomen  oder  jede  ein- 
zelne concrete  Gruppe  solcher  Phänomene  ist  ja  nämlich  in  der  That  ein 
Unicum,  ein  Ding,  das  nie  vorher  da  gewesen  ist,  und  das  nie  genau  in 
derselben  Gestalt  wiederkommen  wird.  H  i  s  t  o  r  i  s-c  h  versteht  man  ganz 
gewiss  Phänomene   oder  Gruppen   von  Phänomenen,    wenn   man   sich    über 
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ilire  eigentliümliclie  individuelle  Beschaffenheit  genau  Rechenschaft  abgelegt 
und  die  Gnlnde  eingeselien  hat,  dass  sie  gerade  so  werden  mussten,  wie  sie 
wirklich  sind.  Theoretisch  aber  kann  man,  wie  schon  früher  hervor- 
gehoben ist,  die  Phänomene  nicht  verstehen  lernen,  ohne  dass  man  sie  erst, 
indem  man  von  ihren  individuellen  EigenthiUnlichkeiten  absieht,  als  nach 
Arten  bestimmt  oder  mit  anderen  Worten ;  als  Glieder  von  umfassenderen 
Classen  von  Phänomenen  oder  als  Exemplare  von  bestimmten  Arten  von  Er- 
scheinungsformen oder  Typen,  auffassen  lernt. 

Wenn  man  sich  derart  durch  eine  möglichst  vollständige  Generalisatioa 
einen  Einblick  in  das  generelle  Wesen  der  wirklich  erfahrungsmässig  vor- 
liegenden wirtschaftlichen  Phänomene  verschafft  hat,  gilt  es  demnächst,  um 
zu  einem  tieferen  theoretischen  Verständnis  derselben  zu  gelangen,  auch 
ihren  generellen  Zusammenhang  in  ökonomischer  Hinsicht  zu  erforschen,  oder 
mit  anderen  Worten,  die  Gesetze  für  die  ökonomische  Coexistenz  und  Auf- 
einanderfolge derselben  festzustellen. 

Auch  dies  kann  man  nun  zuvörderst  auf  völlig  empirischem  Wege  thun, 
indem  man  wirklich  vorkommende  Kegelmässigkeiten  in  der  Reihenfolge  der 
volkswirtschaftlichen  Phänomene  constatiert  und  sie  als  Gesetze  hinstellt. 
Auch  hier  schöpft  man  also  direct  aus  der  Wirklichkeit,  indem  die  Erfahrungs- 
grundlage, worauf  man  baut,  ebenso  wie  zuvor  die  directe  Beobachtung  der 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens,  dann  die  Statistik  und 
die  Geschichte  der  Volkswirtschaft  ist,  welche  beiden  letzteren  sich  in  dieser 
Hinsicht  als  ganz  unentbchrli;;he  Hilfswissenschaften  für  die  theoretische 
Nationalökonomie  ausweisen. 

Diese  Forscliungsmethode,  wodurch  man  dergestalt  theils  durch  directe 
Beobachtung,  theils  durch  statistische  und  historische  Untersuchungen  alle 
besonderen  concreten  Phänomene  in  allgemeine  Erscheinungsformen  oder 
Typen  verschiedener  Arten  ordnet,  und  wiederum  für  jede  besondere  Art 
von  Phänomenen  die  factisch  und  gewöhnlich  vorkommenden  Regelmässig- 
keiten  oder  Gesetze  für  iiire  Coexistenz  und  Aufeinanderfolge  zu  finden  sucht, 
wird  oft  die  inductive  oder  a  posteriorische  genannt  im  Gegensatz 
zu  der  sogenannten  deductiven,  abstracten.  oder  a  priori  sehen 
Forschungsmetliode,  von  deren  Natur  wir  später  Rechenschaft  ablegen  werden. 
Indessen  wendet  auch  die  letzterwähnte  Methode  Induction  an,  wenn  auch 
von  anderer  Art  als  die  hier  dargestellte,  und  auch  sie  hat,  wie  wir 
später  sehen  werden,  schliesslich  ihren  Ausgangspunkt  und  ihren  Endpunkt 
in  der  Erfahrung.  Es  scheint  daher,  wenn  man  diese  beiden  Forschungs- 
methoden principiell  auseinanderzuhalten  wünscht,  am  gönstigsten  zu  sem, 
die  alten  Bezeichnungen:  inductiv  oder  a  posteriorisch  und  deductiv,  abstract 
oder  a  priorisch,  zu  verlassen  und  sich  anstatt  dieser  der.  besonders  in  der 
letzten  Zeit  angewendeten  Ausdrücke  ,re  aus  ti  seh- em  piris  che"  und 
„exacte  Methode'  zu  bedienen. 

Die  Erscheiimngsformen  oder  Typen,  zu  deren  Aufstellung  man  ver- 
mittelst der  realistisch-empirischen  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie gelangt,  wie  —  um  einige  Beispiele   ganz  ohne  Auswahl  heraus- 
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zugreifen  —  Capital,  Capitalzins,  Grundrente,  Wert  u.  s.  w.,  sind  in  der 
That  sämmtlich  sogenannte  Eealtypen,  das  heisst,  Typen,  die  concrete 
Pliänomene  umfassen,  welche  sich,  wie  schon  angedeutet,  nur  mehr  oder 
weniger,  aber  nie  völlig  wirtschaftlich  zeigen.  Sie  sind,  mit  anderen 
Worten,  nie  streng  typisch  im  ökonomischen  Sinne. 

In  derselben  Weise  sind  die  auf  ähnlichem  Wege  gefundenen  Gesetze 
iille  rein  empirischer  Natur  und  sagen  in  der  That  nur  aus,  dass 
man  beobachtet  hat,  dass,  sobald  concrete  Phänomene,  die  den  Erscheinungs- 
formen oder  Typen  A  und  B  angehören,  zur  Wahrnehmung  gelangten,  ent- 
weder nur  regelmässig  oder  auch  immer,  gewisse,  dem  Typus  0  angehörige 
Phänomene  nachgefolgt  sind  oder  gleichzeitig  existiert  haben.  Wir  nennen 
—  auch  hier  ganz  ohne  Auswahl  —  einige  Beispiele  von  solchen  empirischen 
Gesetzen  in  der  Nationalökonomie:  —  Wenn  ein  Unternehmer  in  seiner  Pro- 
duction  Capital  anwendet,  so  pflegt  der  Preis  der  Producte  stets  so  hoch 
zu  werden,  dass  aus  demselben  eine  besondere  Vergütung  —  Zins  —  für 
den  Gebrauch  des  Capitals  erübrigt;  und  wenn  sein  Capital  in  dieser  W^eise 
zwei  Jahre  lang  benützt  wird,  wird  diese  Vergütung  regelmässig  doppelt  so 
gross  werden,  als  wenn  die  Benützung  nur  ein  Jahr  gedauert  hätte.  — 
Wenn  die  Production  von  Ackerbauproducten  in  einem  Laude  erweitert  wird, 
so  pflegt  die  den  Grundbesitzern  zufallende  Grundrente  beinahe  ohne  Aus- 
nahme zu  steigen.  —  Wenn  die  Nachfrage  nach  einer  Ware  steigt  oder  fällt, 
pflegt  auch  der  Preis  derselben  zu  steigen  oder  zu  fallen;  oder  umgekehrt, 
wenn  das  Angebot  zunimmt,  pflegt  der  Preis. zu  sinken,  während  er  steigt, 
wenn  das  Angebot  abnimmt.  —  Je  nachdem  die  Anzahl  der  Bevölkerung 
wächst,  pflegt  der  Wert  der  Rohstoffe  im  Verhältnis  zu  dem  der  veredelten 
Producte  stets  zu  steigen,  u.  s.  w.  Man  könnte  lange  fortfahren,  Gesetze 
dieser  Art  herzuzählen. 

Solche  empirische  Typen  und  Gesetze  finden  sich  bekanntlich  in  allen 
theoretischen  Wissenschaften,  ja  viele  derselben,  wie  z.  B.  die  Psychologie, 
die  Physiologie,  die  Meteorologie  sind  noch  zum  grossen  Theil  Wissenschaften 
von  überwiegend  empirischer  Natur. 

Indessen  macht  sich  doch  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den 
empirischen  Typen  und  Gesetzen  geltend,  je  nachdem  sie  entweder  den 
Geistes-  und  Naturwissenschaften  oder  den  sogenannten  Social  Wissenschaften 
angehören.  Sowohl  der  Geist  als  auch  die  Natur  ist  nämlich  in  ihrer 
innersten  Structur  wahrscheinlicherweise  absolut  unveränderlich,  und  die 
Entwickelung,  die  beide  trotzdem  factisch  erfahren,  fordert,  um  typische 
Veränderungen  in  der  Art  der  Phänomene  hervorbringen  zu  können,  solch 
ungeheuer  lange  Zeiträume,  dass  sich  die  Wirkungen  derselben  innerhalb 
einer  jeden  histoiischen  Periode  kaum  spüren  lassen.  Von  den  auf  den 
Gebieten  des  Geistes  und  der  Natur  einmal  richtig  festgestellten  Typen  und 
typischen  Eegelmässigkeiten  oder  Gesetzen  kann  man  daher  stets  sagen, 
dass  sie  praktischerweise  absolut  allgemein  giltig  seien.  Das  sociale 
Leben  der  Menschen  dagegen  gestaltet  sich,  wie  bekannt,  verschieden  an  den 
verschiedenen  Orten  und  zu  den  verschiedenen  Zeiten  und  befindet  sich  auch 
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ausserdem  in  einer  verhältnismässig  schnellen  und  leicht  nachweisbaren 
Entvvickelung,  was  zur  Folge  hat,  dass  die  in  den  Socialwissenschaften 
gewonnenen  empirischen  Typen  und  Gesetze,  ausser  für  die  Zeitperioden 
und  Entwickelungsstufen,  für  die  sie  aufgestellt  wurden,  nie  völlig 
giltig  sind. 

Selbst  in  den  Wissenschaften,  wo  man  gute  Gründe  hat,  an  die 
l>raktischc  Gemeingiltigkeit  der  einmal  aufgestellten  Typen  und  Gesetze  zu 
glauben,  und  natürlicherweise  noch  melir  in  den  Socialwissenschaften,  wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  ist  es  indessen  klar,  dass  solche  Tj'pen  und  Gesetze 
allein  nicht  imstande  sind,  das  Bedürfnis  des  menschlichen  Geistes  nach 
einem  vollständigen  theoretischen  Verständnis  der  Phänomene  zufrieden  zu 
stellen. 

Infolge  der  Natur  der  Sache  fehlt  es  ihnen  nämlich  ohne  Ausnahme 
an  dem  Stempel  der  Nothwendigkeit.  Denn  wenngleich  wir  auf  dem 
Wege  der  Erfahrung  feststellen  können,  dass  diese  und  jene  Art  von  Phä- 
nomenen wirklich  diese  und  jene  Typen  darbietet,  so  wie  auch,  dass  in  allen 
bisher  beobachteten  Fällen  Phänomene  eines  gewissen  bestimmten  Typus 
stets  gleichzeitig  mit  Phänomenen  eines  gewissen  anderen  Typus  existiert 
haben  oder  ihnen  nachgefolgt  sind,  und  selbst  wenn  wir  auf  einigen  Gebieten 
ausserdem  die  besten  Gründe  haben  könnten,  anzunehmen,  dass  dies  immer 
—  also  auch  in  den  von  uns  nicht  beobachteten  Fällen  —  so  sein  muss, 
so  haben  wir  doch  oft'enbar  dadurch  allein  noch  kein  wirkliches  Ver- 
ständnis dessen  erworben,  wie  die  verschiedenen  Arten  von  Phänomenen 
dazu  gekommen  sind  und  nothwendigerweise  dazu  kommen  mussten,  solche 
Typen  und  Gesetze  darzubieten.  Es  ist  überhaupt  durch  eine  völlig 
realistisch-empirische  Untersuchung  unmöglich,  uns  von  dem  nothwendigen 
Vorhandensein  dieser  Typen  und  Gesetze  zu  überzeugen. 

IV. 

Auf  allen  Gebieten  der  Wissenschaft  verlangt  daher  die  theoretische 
Forschung  einen  tieferen  Einblick  in  das  generelle  Wesen  und  den  generellen 
Zusammenhang  der  uns  umgebenden  Phänomene,  als  den,  der  sich  allein 
auf  realistisch-empirischem  Wege  erreichen  lässt,  und  sie  bedient  sich  zu 
diesem  Zwecke  der  sogenannten  e  x  a  c  t  e  n  Forschungsmethode.  Erst  sucht 
sie  hiebei  durch  eine  Induction  —  die  nicht  wie  die  rein  empirische  ein 
blosses  Fortschreiten  vom  Besonderen  zum  Allgemeinen  ist,  sondern  eine 
speculative  Folgerung  aus  den  klar  am  Tage  liegenden 
Wirkungen  auf  die  verborgenen  Ursachen  —  in  das  in  der  That 
immer  zusammengesetzte  Wesen  der  Phänomene  einzudringen,  tiefer  und 
immer  tiefer  hinab  durch  die  Keihen  der  Ursachen,  bis  sie  zuletzt  die 
ersten  Ursachen  dersellien.  die  Elemente  oder  Grundbestandtheile  ergreifen 
kann,  aus  welchen  jede  einzelne  Art  von  Pliänomenen  sich  sozusagen  auf- 
baut. Und  danach  sucht  sie  durch  sogenannte  Deduction,  die  darin 
besteht,    von    den    gefundenen    Ursachen    die   Wirkungen   abzuleiten,    von 
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denen  man  ausgieng,  zu  beweisen,  wie  dieser  Aufbau  nothwendigerweise 
vor  sich  geht.') 

Sowohl  in  den  sogenannten  Naturwissenschaften  als  in  den  Geistes- 
wissenschaften bietet  die  eben  genannte  Art  Induction  in  letzter  Instanz 
ganz  besondere  Schwierigkeiten  dar. 

Betrachten  wir  erst  die  äussere  Natur,  so  stehen  wir  Menschen  ihr 
nämlicli  gewissermaassen  als  Fremde  gegenüber.  Was  wir  davon  mit 
unseren  fünf  Sinnen  auffassen  können,  ist  nur  die  Aussenseite  derselben. 
Durch  die  Sinne  allein  ist  es  uns  daher  vollständig  unmöglich,  in  das 
Wesen  der  Dinge  selbst  einzudringen.  Was  wir  über  die  rein  sinnliche 
Beobachtung  hinaus  vermögen,  das  verdanken  wir  ganz  und  gar  der  specu- 
lativen  Fähigkeit  unseres  Gedankens :  es  besteht  wesentlicli  darin,  dass  wir 
mehr  oder  weniger  vernünftige  Muthmaassungen  aufstellen  können. 
Wir  versuchen  —  indem  wir  von  dem  ausgehen,  was  wir  beobachtet  haben 
— •  die  Eäthsel  der  Natur  zu  erratben ;  vermöge  der  Einheit  des  ganzen 
Weltalls,  weil  der  menschliche  Geist  selbst  einen  Theil  alles  Existierenden 


')  Wie  ungünstig  es  in  der  That  ist,  wenn  man.  anstatt  die  untadelhaften  Aus- 
drücke: empirische  und  exacte  Forschung  anzuwenden,  so  häufig  fortfährt,  von  der 
inductiven  im  Gegensatz  zu  der  deductiven  Porschungsmethode  zu  sprechen,  zeigt 
sich  am  hesten  dadurch,  dass  man  alsdann  factisch  nicht  nur  eine  inductive  Induction, 
sondern  auch  eine  inductive  Deductinn  und  gleichzeitig  hiermit  nicht  nur  eine  deduc- 
tive  Induction,  sondern  auch  eine  deductive  Deduction  erhält  —  eine  Terminologie, 
die  wohl  so  verwirrend  als  möglich  ist  und  denn  auch  wirklicli  eine  grosse  Unklarheit 
und  Verwirrung  verursacht  hat. 

Nimmt  man  z.  B.  das  der  Erfahrung  entnommene  empirische  Gesetz,  dass  alle 
Menschen  sterblich  sind,  so  ist  dasselbe  dadurch  gewonnen,  dass  man  aus  dem  Tode 
aller  einzelnen  verstorbenen  Menschen  inductiv  das  allgemeine  Gesetz  folgert.  Aus  diesem 
Gesetze  kann  ich  aber  bekanntlich  deductiv  schliessen,  dass  ich  selbst  als  Mensch 
sterblich  bin.  Dies  ist  empirische  Induction  und  Deduction.  —  Exacte  Induction 
und  Deduction  würde  es  dagegen  sein,  falls  man  inductiv  die  ersten  Ursachen  unserer 
Sterblichkeit  ausfindig  maclien  und  danach  deductiv  aus  diesen  die  Nothwendigkeit 
derselben  beweisen  könnte. 

Oder  um  ein  anderes  Beispiel  zu  nehmen:  Nachdem  Kepler  den  Kreislauf  aller 
einzelnen  zu  seiner  Zeit  entdeckten  Planeten  studiert  hatte,  stellte  er  unter  anderen  das 
allgemeine  Gesetz  auf:  die  Planeten  bewegen  sich  in  elliptisclien  Bahnen  mit  der  Sonne 
in  dem  einen  Brennpunkte,  in  denen  der  Radius  in  gleichlangen  Zeiträumen  gleich 
gross  Plächenräume  beschreibt.  Dies  war  eine  empirische  Induction.  Aus  diesem 
Gesetze  zu  schliessen,  dass  sich  auch  die  nach  Keplers  Zeit  gefundenen  Planeten  in 
derselben  Weise  bewegen  werden,  das  ist  empirische  Deduction.  Als  Newton  dagegen 
daraus,  dass  er  einen  Apfel  vom  Zweige  fallen  sah,  das  Gesetz  der  Schwerkraft  selbst 
als  die  erste  Ursache  der  Kepler'schen  Gesetze  folgerte,  da  führte  er  eine  exacte 
Induction  aus,  und  als  er  darauf  von  der  von  ihm  gefundenen  ersten  Ursache  mit  mathe- 
matischer Genauigkeit  die  Kepler'schen  Gesetze  als  die  nothwendigen  Resultate  der- 
selben ableitete,  führte  er  eine  exacte  Deduction  aus.  Wie  man  sieht,  bezeichnet  der 
Ausdruck  Induction  bald  eine  Schlussfolgerung  von  dem  Besonderen  auf  das  Allgemeine, 
und  bald  eine  Folgerung  von  der  Wirkung  auf  die  Ursache;  der  Ausdruck  Deduction 
in  gleicher  Weise  bald  eine  Folgerung  vom  Allgemeinen  auf  das  Besondere  und  bald 
eine  Folgerung  von  der  Ursache  auf  die  Wirkung.  Welche  Bedeutung  den  Ausdrucken 
beigelegt  werden  soll,  beruht  dann  in  der  That  stets  darauf,  ob  die  Induction  und  die 
Deduction  empirischer  oder  exacter  Natur  sind. 
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ausmuclit  und  gonau  damit  verbunden  und  verwandt  ist,  besitzen  wir  trotz 
unserer  grossen  Neigung,  uns  zu  irren,  doch  auch  wiriclich  die  Fiihigiieit. 
'zuweilen  richtig  zu  rathen. 

Bei  diesen  Vermuthungen,  bei  denen  man  stets  neue  Hypothesen  auf- 
stellen und  prüfen  muss,  hat  man,  und  zwar  besonders  in  den  Natur 
Wissenschaften,  eine  ausgezeichnete  Hilfe  in  dem  Experiment,  wodurch 
man  bekanntlich  die  einzelnen  Stoffe  und  Kräfte  künstlich  isoliert,  so  dass 
man  sie  nach  einem  vorhergefassten  Plane  und  ohne  störende  Einmischung 
anderer  Ursachen,  deren  gh^ichzeitige  Einwirkung  man  fernzuhalten  wQpscht, 
auf  einander  wirken  lassen  kann.  Auf  diese  Weise  erreicht  man  es  dann, 
die  vorher  aufgestellten  Hypothesen  durch  directe  wissenschaftliche  Beob- 
achtung entweder  umgestossen  oder  bestätigt  zu  sehen. 

Diese  Hilfe  reicht  aber  nur  ein  Stück  weit,  und  die  speculative  In- 
duction  muss  daher,  wenn  sie  einer  Reihe  von  Ursachen  auf  den  Grund 
kommen  imd  ganz  in  das  Wesen  der  Dinge  eindringen  will,  Hypothesen 
aufstellen,  die  weit  über  die  Grenzen  des  Experimentes  und  der  Beobachtung 
hiuausreichen,  z.  B.  wenn  sie  die  Lehre  von  den  Atomen  als  den  letzten 
Bestandtlieilen  allor  Materie  aufgestellt  hat,  oder  die  Lehre  von  der  Schwer- 
kraft, dass  jede  Partikel  der  Materie  die  ganze  übrige  Materie  mit  einer 
Kraft  anzieht,  die  in  directem  Verhältnis  zur  Masse  der  Körper,  aber  im 
umgekehrten  Verhältnis  zum  Quadrat  des  gegenseitigen  Abstandes  derselben 
steht,  oder  die  Lehre  vom  Beharrungsvermögen,  dass  jeder  Körper,  der 
einmal  in  Bewegung  gesetzt  ist,  unaufhöriich  fortfahren  wird,  sich  in  der- 
selben Richtung  und  mit  unverminderter  Schnelligkeit  zu  bewegen,  falls  er 
nicht  von  einer  anderen  Kraft  daran  gehindert  wird.  In  diesen  und  anderen 
Elementen  und  Kräften  haben  es  die  Naturwissenschaften  bekanntlich  durch 
speculative  Induction  oder,  wie  Lord  Bacon  sagte,  durch  die  .Auslegung 
der  Natur"  eneicht,  gewisse  erste  Ursachen  aller  materiellen  Phänomene 
zu  entdecken. 

Bei  der  exact  theoretischen  Untersuchung  der  bei  den  lebendigen 
Wesen  und  auch  beim  Menschen  auftretenden  vitalen  und  geistigen  Phäno- 
mene macheu  sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten  geltend,  wenn  man  die 
eiston  Ursachen  durch  Induction  zu  ergründen  sucht.  Sogar  dem,  war  wir 
am  besten  kennen  sollten,  nämlich  dem  Wesen  unseres  eigenen  Geistes, 
stehen  wir,  genau  genommen,  als  Fremde  gegenüber,  indem  ja  das.  worüber 
wir  selbst  Klarheit  haben,  nur  unser  bewusstes  Leben  ist,  während  das 
unbewusste,  woraus  dieses  entspringt,  schwierig  zu  beobachten  ist  und 
üborhaupt  in  solchem  Dunkel  liegt,  dass  wir,  wenngleich  auch  hier  gewisse 
Experimente  angestellt  werden  können,  doch  bald  auf  blosse  Hypothesen 
hingewiesen  werden.  Bekanntlich  gibt  es  einerseits  eine  Classe  von  Gelehrten, 
<lie  sogenannten  Materialisten,  die  da  meinen,  dass  man  »ich  auch  in  der 
Physiologie  und  der  Psychologie  mit  den  Atomen  und  den  sogenannten 
Naturkräften  als  ersten  Ursachen  oder  letzten  Bestandtlieilen  behelfen  könne, 
oder,  mit  anderen  Worten,  die  bei  den  lebendigen  Wesen  auftretenden 
vitalen  und  geistigen  Phänomene  auf  rein  chemisch-physikalischem  Wege 
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zu  erklären  suchen,  während  man  auf  der  anderen  Seite  die  modernen 
Spiritualisten  findet,  die  in  jedem  lebendigen  Wesen  etwas  mehr  als  ein 
blosses  chemisch-physikalisches  Problem  sehen,  und  daher  neben  Atomen 
und  Naturkräften  das  Dasein  einer  Seele  oder  eines  sogenannten  transscenden- 
talen  Subjects  als  die  eigentliche  wirkende  Triebkraft  bei  der  Bildung  und 
Erhaltung   der  irdischen  Person   eines  jeden  lebendigen  Wesens  annehmen. 

Allen  diesen  ersten  Ursachen  zu  den  Phänomenen  der  Materie  und 
des  Geistes :  Atomen,  Naturkräften,  transscendentalen  Subjecten,  ist  eigen- 
thümlich,  dass  sie  nicht  empirischer  Natur  sind.  Sie  können  in  keinerlei 
Weise  direct  beobachtet  werden,  weder  durch  unsere  Sinne,  noch  durch  eine 
Untersuchung  dessen,  was  in  unserem  Bewusstsein  vorgeht.  Sie  können 
nur  gedacht  werden,  und  ihre  Existenz  lässt  sich  nur  auf  die  Art 
beweisen,  dass,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  sie  vorhanden  sind,  theo- 
retisch die  Phänomene  daraus  erklärt  werden  können.  Wenn  man,  mit 
anderen  Worten,  nachdem  man  sie  durch  Induction  als  Hypothesen  aufge- 
stellt hat,  findet,  dass  sich  das  den  Phänomenen  Typische  daraus  deducieren 
lässt,  nimmt  man  ihre  Existenz  als  erwiesen  an. 

Es  ist  nun  genugsam  bekannt,  wie  man  z.  B.  in  einer  Wissenschaft 
wie  der  Astronomie,  wo  die  ersten  wirkenden  Ursachen  gering  an  Zahl  sind 
und  sich  auch  ausserdem  quantitiv  genau  bestimmen  lassen,  sehr  weit  darin 
gekommen  ist,  die  Gesetze  für  die  Bewegung  der  Himmelskörper  aus  den 
ersten  Ursaclien  derselben  zu  deducieren  oder  abzuleiten,  während  man  in 
den  anderen  Wissenschaften,  je  nachdem  diese  ersten  Ursachen  oder  letzten 
Elemente  immer  mehr  und  die  Pluinoraene  darum  immer  complicierter 
werden,  lange  nicht  so  weit  gekommen  ist,  weder  in  der  inductiven  Aibeit 
selbst,  die  Ursachen  zu  ermitteln,  noch  in  der  deductiven,  das  generelle 
Wesen  und  den  generellen  Zusammenhang  aus  denselben  herzuleiten  und 
zu  erklären.  Hier  muss  man  sich  folglich,  und  besonders  in  Wissenschaften, 
die  so  verwickelte  Phänomene  behandeln,  wie  z,  B,  die  Physiologie  und  die 
Psychologie,  grösstentheils  noch  mit  den  blossen  empiiischen,  direct  der 
Erfahrung  entnommenen  Typen  und  Gesetzen  begnügen,  imd  ist  also  nur 
theilweise  soweit  gekommen,  Gesetze  und  Typen  exacter  Natur  durch 
Induction  und  Deduction  aufstellen  zu  können. 

Gehen  wir  nun  zuletzt,  nach  dieser  langen,  aber  nothwendigen  Di- 
gression  über  die  exact  theoretische  Behandlung  der  Phänomene  der  Materie 
und  des  Geistes  zu  den  sogenannten  Socialwissenschaften,  deren  Gegenstand 
die  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  sind,  über,  so  fallt  uns  sogleich  ein 
grosser  und  sichtbarer  Unterschied  auf,  und  dies  ist,  dass  die  ersten 
U  rsachenoder  letzten  Elemente,  von  denen  man  hierexacte 
Typen  und  Gesetze  herleitet,  nicht  ausserhalb  d  e  i-  !•]  r- 
fahrung  supponierte  Grössen  sind,  sondern  sich  direct 
beobachten  und  beweisen  lassen. 

Die  Ursache  hievon  liegt  darin,  dass  die  Socialwissenschaften  in  dem 
grossen  Bau  der  Wissenschaften  nicht  der  untersten,  sondern  der  obersten 
Etage  angehören.    Sie  sind  nicht  wie  die  reinen  Naturwissenschaften   und 
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die  reine  Psychologie  Grundwissenschaften,  die  zu  den  am  tiefsten 
liegenden  Ursachen  des  Daseins  selbst  zurückgehen.  Diese  Grundwissen- 
schaften bilden  im  Gegeiitheil  das  Fundament,  auf  welchem  die  theoretischen 
Socialwissenschaften  ruhen,  und  in  dessen  gemeingiltigen  empirischen  Ge- 
setzen sie  angewiesen  sind,  durch  luduction  ihre  letzten  Elemente,  ihre 
Ausgangspunkte  zu  suchen,  aus  denen  sie  die  exacten  Gesetze,  die  das 
sociale  Leben  des  Menschengeschlechtes  beherrschen,  deducieren  können. 

Was  nun  besonders  jene  Socialwissenschaft  anbetrifft,  deren  Aufgabe 
und  wissenschaftliche  Methode  wir  in  dieser  Abhandlung  klar  darzustellen 
wünschen,  so  ist  es,  wie  schon  früher  erklärt  wurde,  ihre  Aufgabe,  von  der 
ökonomischen  Seite  des  generellen  Wesens  und  des  generellen  Zusammen- 
hanges derjenigen  Socialphänomene  Rechenschaft  abzulegen,  deren  Kigen- 
thühmlichkeit  es  ist,  dass  sie,  ökonomisch  betrachtet,  ganz  überwiegend  als 
Resultat  des  Strebens  der  in  Gesellschaften  lebenden  Menschen  erscheinen, 
sich  mit  Hilfe  der  Natur  die  Mittel  zu  verschaffen,  ihre  vielen  und  ver- 
schiedenartigen ]}edürfnisse  zu  befriedigen.  Infolge  der  Natur  der  Sache 
sind  hier  die  ersten  Ursachen  oder  Ausgangspunkte  sowohl  in  dem  eigenen 
intellectuellen  und  physischen  Wesen  des  Menschen  als  auch  in  der  umge- 
benden Natur  durch  luduction  zu  suchen,  während  man  natürlich  auch 
gleichzeitig  gehörige  Rücksicht  auf  die  Ordnung  und  Culturstufe  der  Gesell- 
schaft selbst,  deren  wirtschaftliches  Leben  man  untersucht,  nehmen  muss. 
Die  anderen  Wissenschaften,  deren  Gesetze  die  eigentlichen  Ausgangspunkte 
der  exacten  theoretischen  Nationalökonomie  bilden,  sind  folglich  zunächst 
die  Psychologie,  die  Physiologie,  die.  Agriculturcliemie  und  die  technischen 
Wissenschaften,  auf  deren  Resultate  daher  die  exacte  Nationalökonomie  be- 
sonders durch  luduction  zurückgreifen  muss,  um  ihre  ersten  Ursachen  zu 
linden. 

V. 

In  seinem  bahnbrechenden  Werke:  „Untersuchungen  über  die  Methode 
der  Soeialwissenschaften  und  der  Politischen  Oekonomie  insbesondere"*  zieht 
der  österreichische  Nationalökonom  Karl  Menger  überall  eine  scharfe 
Scheidelinie  zwischen  der  realistisch-empirischen  und  der  exacten  Forschung 
auf  dem  volkswirtschaftlichen  Gebiete  und  unzweifelhaft  mit  vollem  Recht, 
insofern,  als  er  damit  feststellen  will,  dass  die  empirischen  und  exacten 
Typen  und  Gesetze  zwei  sehr  verschiedene  Dinge  sind,  die  durchaus  nicht 
vermischt  oder  verwechselt  werden  dürfen.  Unrecht  hat  er  dagegen,  wenn 
er  sich  an  einzelnen  Stelleu  in  dem  Sinne  auszusprechen  scheint,  als  ge- 
schehe es  nur  aus  rein  praktischen  Zweckmässigkeits- Rücksichten,  dass 
man  in  den  national-ökonomischen  Darstellungen  nicht  jedes  für  sich,  voll- 
ständig getrennt  behandelt.  Trotz  der  Verschiedenartigkeit  derselben  geht 
es  nämlich  tiiatsüchlich  auf  keinem  wissenschaftlichen  Gebiete  an,  den  rea- 
listisch-empirischen und  den  exacten  Theil  der  tlieoretischen  Forschung  als 
solbstständig  und  von  einander  unabhängig  darzustellen.  Denn  auf  Grund- 
lage der  Beobachtung  und  Erfahrung  empirische  Typen  und  Gesetze  aufzu- 
stellen,   will    in   jeder    theoretischen  Wissenschaft   gewissermaassen    nichts 
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anderes  sagen,  als  der  exacten  Forschung,  deren  Aufgabe  es  ja  gerade  ist, 
zu  erklären,  sowohl  warum,  als  auch  wie  diese  Typen  und  Gesetze  wirklich 
entstanden  sind,  Probleme  zur  Lösung  aufzuwerfen.  So  stellte  ja  Kepler 
—  um  ein  berühmtes  Beispiel  zu  nehmen  —  indem  er  durch  Beobaclitung 
und  Erfahrung  seine  Gesetze  für  den  Kreislauf  der  Planeten  fand,  gerade 
eines  der  Probleme  auf,  welches  Newton  später  dadurch  lösen  sollte, 
dass  er  die  Kepler'schen  Gesetze  selbst  durch  seine  entsprechenden  exacten 
Gesetze  erklärte. 

Auf  dem  Gebiet  der  Socialwissenschaften  ist  es  nun  in  der  That  in. 
wenn  möglich,  noch  höherem  Grade  als  in  den  reinen  Naturwissenschaften 
und  in  der  Ps\'Chologie  nothwendig,  dass  die  realistisch-empirische  Forschung 
stets  gleichzeitig  mit  der  exacten  fortgesetzt  wird.  In  den  letzterwähnten 
Wissenschaften  l)esitzen  die  empirischen  T3'pen  und  Gesetze,  wie  wir  früher 
erklärt  haben,  wegen  der  verhältnismässigen  Unveränderlichkeit  der  Materie 
und  des  Geistes,  von  praktischer  Seite  gesehen,  eine  beinahe  unveränderliche 
Gemeingiltigkeit.  wogegen  die  in  den  Socialwissenschaften,  darunter  also  aucli 
in  der  Nationalökonomie,  gefundenen  empirischen  Typen  und  Gesetze  wegen 
der  steten  Entwickelung  des  socialen  Lebens  nur  für  das  Stück  dieser  ver- 
änderlichen Wirklichkeit,  woraus  sie  entnommen  wurden,  vollgiltig  sind.  Je 
nachdem  sich  die  Gesellschaft  und  damit  das  volkswirtschaftliche  Leben  ent- 
wickelt, wird  folglich  die  Giltigkeit  der  früheren  ökonomischen  Generali- 
sationen  und  empirischen  Gesetze  nicht  länger  vollständig  sein,  und  die 
realistiscli-empirische  Forschung  muss  daher  nach  und  nach  theilweise  neue 
Typen  und  Gesetze  aufstellen,  was  dasselbe  sagen  will,  wie  neue  Probleme, 
die  sich  der  exacten  ökonomischen  Forschung  zur  Lösung  darbieten. 

In  dem  oben  genannten  umstände,  dass  die  ersten  Ursachen  oder  letzten 
Elemente,  von  denen  man  auf  dem  Gebiete  der  Socialwissenschaften  exacte 
Typen  und  Gesetze  herleitet,  nicht  wie  in  den  reinen  Naturwissenschaften 
und  der  reinen  Psychologie  ausserhalb  der  Erfahrung  supponierte  Grössen 
sind,  sondern  sich  direct  beobachten  und  beweissen  lassen,  besitzt  nun  jede 
exact  social-wissenschaftliche  Forschung  selbstverständlich  einen  grossen 
Vortheil,  insofern  sie  auf  keinem  Punkte  über  die  Erfahrung  hinaus  zu  gehen 
braucht,  sondern  überall  den  sicheren  Boden  derselben  unter  den  Füssen 
behalten  kann. 

Man  darf  sich  jedoch  hierdurch  nicht  zu  dem  Glauben  verleiten  lassen^ 
dass  die  Induction,  mit  deren  Hilfe  man  in  einer  Socialwissenschaft  wie  die 
theoretische  Nationalökonomie  die  ersten  Ursaciien  zu  ergründen  sucht,  von 
einer  wesentlich  anderen  Beschaffenheit  ist,  als  die  Induction,  die  innerhalb 
einer  jeden  anderen  exacten  Wissenschaft  zu  leisten  ist. 

Die  ersten  Ursachen,  worauf  die  exacte  theoretische  Forschung  die 
sot'enannten  volkswirtschaftlichen  Phänomene  zurückführt,  sind  nämlich  aller- 
dings, wie  schon  erklärt,  insofern  empirisclier  Natur,  als  sich  die  positive 
W^ahrheit  derselben  geradezu  auf  erfahrungsmässigem  Wege  beweisen  lässt, 
ja,  was  noch  mehr  ist,  sie  finden  sich  sogar  innerhalb  der  anderen  Wissen- 
schaften, zu  denen  sie  gehören,  zuweilen  bereits  ausdrücklich  als  empirische 
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OJosetze  foimulieit  vor.  Von  alledem  aber  hat  der  exacte  national-ökono- 
inische  Forscher  von  vornherein  sozusagen  keinerlei  Nutzen. 

Selbst  wenn  er  nämlich  im  Stande  ist,  die  empirischen  Gesetze,  welche 
er  gebrauchen  kann,  Keiner  eigenen  Erfahrung  zu  entnehmen  oder  in  Dar- 
stellungen anderer  Wissenschaften  festgestellt  zu  finden,  so  kann  ihm  doch 
nichts  in  der  Welt  als  sein  eigener  intuitiver  Schaifblick  im  voraus  irgend 
welchen  wirklichen  Begrift'  von  der  ökonomischen  Tragweite  dieser 
Gesetze  geben,  oder,  mit  anderen  Worten,  davon,  welche  von  denselben  es 
gerade  sind,  die  seinen  exacten  Theorien  als  Grundlage  zu  dienen  ver- 
mögen. Bei  seiner  inductiven  Arbeit,  die  ersten  Ursachen  für  die  noth- 
wendige  Entstehung  der,  von  der  realistisch-empirischen  Nationalökonomie 
aufgestellten  Typen  und  Gesetze  zu  suchen,  ist  er  daher,  trotz  der  empi- 
rischen Natur  dieser  ersten  Ursachen  in  ebenso  hohem  Grade  wie  der 
exacte  Forscher  auf  dem  Gebiet  der  Naturwissenschaften  und  der  Psychologie 
auf  das  Errathen  angewiessen,  indem  er  Hypothesen  aufstellt  und  prüft;  und 
um  richtig  zu  rathen,  ist  auch  in  der  Nationalökonomie,  wie  überhaupt  in 
den  Socialwissenschaften  ein  ebenso  hoher  Grad  von  intuitiver  Begabung  als 
in  jeder  anderen  exacten  Wissenschaft  erforderlich. 

Dieser  in  der  ökonomischen  Methodenlehre  so  wichtige  Punkt  ist  indessen 
kaum  jemals  verstanden  worden,  und  wir  wollen  daher  aus  der  Geschichte 
der  national-ökonomischen  Wissenschaft  ein  Beispiel  anführen,  das  die  Richtig- 
keit dessen,  was  wir  hier  ausgesprochen  haben,  schlagend  beweist. 

Bekanntlich  ist  der  volkswirtschaftliche  Kealtypus,  den  man  Grund- 
rente nennt,  verhältnismässig  sehr  zeitig  auf  realistisch-empirischem  Wege 
aufgestellt  worden,  als  eine  Bezeichnung  für  das  eigenthQmiiche  Verhältnis^ 
duss  die  Grundbesitzer  in  alten  Staaten  überall  durch  die  Verpachtung  ihres 
Bodens  eine  Einnahme  erhalten  können,  deren  Grösse  durchgängig  von  der 
Nutzbarkeit,  beziehungsweise  der  Fruchtbarkeit  und  glücklichen  Lage  des 
betieiVendiMi  Bodens  abhängt. 

Diesem  Verhältnisse  liegen,  wie  jeder  Nationalökonom  jetzt  weiss,  be- 
sonders zwei  erste  Ursachen  zu  Grunde,  nämlich  erstens  das  sogenannte 
Gesetz  von  dem  abnehmenden  Ertrag  des  Bodens,  welches  aussagt,  dass  mau 
die  Bebauung  des  Feldes  nie  über  einen  gewissen  Punkt  hinaus  treibeu 
kann,  ohne  dass  der  Ertiag  im  Verhältnis  zu  den  Kosten  abzunehmen  anfilngt, 
und  dann  das  allgemeine  psychologische  Gesetz,  dass  alle  Menschen,  also 
auch  alle  Grundbesitzer  bei  ihrem  wirtschaftlich eu  Streben  mit  möglichst 
geringen  Opfern  den  möglichst  grossen  Vortheil  anzustreben  pflegen. 

Aus  diesen  ersten  Ursachen  wird  dann  die  notliwendige  Erscheinung 
der  für  den  Pacht  des  Bodens  bezahlten  Grundrente  als  ein  realistisch- 
empirischer Realtypus  auf  exactem  Wege  deduciert.  indem  man  erst  nach- 
weist, dass,  sobaM  der  Anbau  des  rücksichtlich  der  Fruchtbarkeit  und  Lage 
vortheilhaftesten  Bodens  bis  zu  dem  Punkte  getrieben  worden  ist.  wo  die  rela- 
tive Abnahme  des  Ertrages  anfängt,  und  wenn  dann  die  Production  des  Acker- 
baues trotzdem  nicht  hinreichend  ist,  um  die  Nachfrage  zu  befriedigen,  die 
Ackerbauproducte  im  Preise  steigen.   Dies  wiederum  wird  einerseits  bewirken, 
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daäs  ein  weiterer  Anbau  des  schon  urbar  gemachten  und  ein  neuer  Anbau 
des  weniger  begünstigten  Bodens  lohnend  werden  wird,  wälirend  andererseits 
der  schon  früher  lohnende  Anbau  nun  selbstverständlich  mehr  als  lohnend 
wird,  oder  mit  anderen  Worten,  einen  Extraertrag  geben  wird,  worin  die 
ökonomische  Möglichkeit  liegt,  dass  die  Päciiter  des  Landes  den  Besitzern 
desselben  eine  Grundrente  bezalilen  können.  Dass  dann  diese  Mögliclikeit 
auch  zur  Wirklichkeit  werden  muss,  deduciert  man  sodann  aus  der  anderen 
ersten  Ursache,  der  zufolge  die  Grundbesitzer,  wie  alle  anderen  Menschen, 
sich  natürlich  beinahe  immer  den  genannten  Extraertrag  aneignen  wollen, 
was  sie  wegen  der  gegenseitigen  Concurrenz  unter  den  Pächtern  im  grossen 
und  ganzen  auch  imstande  sein  werden. 

Das  Gesetz  von  dem  abnelimenden  Ertrag  des  Bodens  ist  also  die 
erste  Ursache,  die  uns  besonders  die  Erklärung  liefert,  wie  der  Extraertrag, 
der  die  Grundrente  im  exacten  Sinne  ausmacht,  bei  dem  Anbau  der  vortheil- 
hafteren  Ländereien  entsteht.  Da  dieses  Gesetz  nun  in  der  That  jedem  prak- 
tischen Landmanne  bekannt  ist,  war  es  natürlich  auch  den  Nationalökonomen, 
Avelche  die  frühesten  Versuche  macliten,  die  Grundrente  auf  exactem  Wege 
zu  erklären,  nämlich  den  Physiokraten  und  Adam  Smith,  nicht  unbekannt; 
sollte  jemand  hieran  zweifeln,  so  kann  zum  Ueberfluss  angeführt  werden,  dass 
man  das  Gesetz  selbst  in  einer  Schrift  Turgots,  des  bedeutendsten  Geistes 
der  Physiokraten :  0  b  s  e  r  v  a  t  i  o  n  s  s  u  r  1  e  memoire  de  M.  de  Saint 
Peravy  ausführlich  und  äusserst  instructiv  dargestellt  findet.  Nichtsdesto- 
weniger iiatten  weder  die  Physiokraten  noch  Adam  Smith  sozusageu  den 
entferntesten  Begriff  von  der  ausserordentlichen  ökonomischen  Tragweite 
dieses  Gesetzes  und  riethen  folglich  bei  ihren  Versuchen,  die  erste  Ursache 
der  Erscheinung  der  für  Länderpacht  bezahlten  Grundrente  als  eines  volks- 
wirtschaftlichen Realtypus  zu  ergründen,  vollständig  falsch,  indem  sie  diese 
bekanntlich  unrichtigerweise  auf  eine  bei  dem  Lande  angenommene  eigen- 
tiittmliche  ökonomische  Productivität  zurückzuführen  suchten.  Obgleicli  sie 
das  Gesetz  selbst  kannten,  und  obgleich  nicht  nur  einzelne  der  Physiokraten, 
sondern  natürlich  vor  allen  Adam  Sraitii,  Denker  ersten  Ranges  waren, 
gelang  es  doch  keinem  derselben,  durch  Induction  dasselbe  als  jene  erste 
Ursache  zu  ermitteln,  aus  welcher  sich  die  Ersclieinung  der  Grundrente  in 
genügender  Weise  deducieren  lässt.  Auf  diesem  Punkte  richtig  zu  ratlien 
var  dem  intuitiven  Genie  anderer  Forsciier  vorbehalten. 

Vergleicht  man  nun  einen  national-ökonomischen  Realtypus  mit  dem 
entsprechenden  exacten  Typus,  z.  B.  den  empirischen  mit  dem  exacten  Grund- 
rententypus, so  wird  man  sehen,  dass  sie  zwar  insofern,  als  der  letztgenannte 
vollständig  die  Erscheinung  des  erstgenannten  erklärt,  übereinstimmen, 
andererseits  aber  doch  der  Unterschied  zwischen  ihnen  besteht,  dass  der 
empirische  Grundrententypus  nicht  wie  der  exacte  streng  typisch  ist.  sondern 
all  die  verschiedenen  factiscli  bezahlten  Grundrenten,  die,  wie  schon  früher 
angedeutet,  nie  ganz  und  gar,  sondern  nur  mehr  oder  weniger  Avirtschafllicli 
sind,  umschliesst.  Diese  wirklich  bezalilten  Grundrenten,  die  in  dem  empi- 
rischen Grundrententypus  ihren  theoretischen  Ausdruck   finden,   entsprechen 
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mit  anderen  Worten  in  iieinem  einzigen  Falle  völlig  der  in  ökonomischem  Sinne 
streng  typischen  Grundrente,  die  zum  Vorschein  kommen  würde,  falls  sowohl 
die  Besitzer  des  Grundstückes  als  auch  die  Pächter  desselben  in  allen 
Fällen  vollständig  im  PJinklang  mit  dem  psychologischen  Gesetze 
handelten,  dass  die  Menschen  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Thätigkeit  mit 
möglichst  geringen  Opfern  die  möglichst  grossen  Vortheile  zu  erreichen 
suclien.  Denn  so  gewiss  es  ist,  dass  dieses  Gesetz  auf  Wahrheit  beruht, 
ebenso  gewiss  ist  es,  dass  es  nur  als  eine  Bezeichnung  fCir  das  Allgemeine, 
das  Generelle,  das  Typische  und  nicht  für  die  Handlungsweise  jedes  einzelnen 
Individuums  in  ökonomischer  Hinsicht  wahr  ist,  da  sich  ja  unzählige  Gele- 
genheitsursachen, von  der  Dummheit,  Unwissenheit  und  Gleichgiltigkeit  an 
bis  zum  Wohlwollen,  Mitgefühl  und  der  Selbstaufopferung  bei  allen  ein- 
zelnen Individuen  geltend  machen  und  sie  in  jedem  gegebenen  Falle  daran 
hindern,  völlig  wirtschaftlich  zu  handeln.  All  diese  individuellen  Gelegen- 
heitsursachen, die  in  casu  also  bewirken,  dass  die  von  den  Grundpächtern 
in  der  That  bezahlte  Grundrente  nie  mehr  als  wesentlich  ökonomisch 
ist,  und  sie  dadurch  verhindern,  mit  der  exacten  streng  typischen  Grundrente 
genau  übereinzustimmen,  treten  indessen  gewöhnlich  allzu  regellos  auf,  als 
dass  man  sie  unter  eine  theoretische  Gesetzmässigkeit  bringen  könnte.  So- 
lange dies  der  Fall  ist,  muss  denn  auch  die  exacte  Nationalökonomie  ganz 
von  denselben  absehen  und,  indem  sie  sich  ausschliesslich  an  das  wirklich 
Typische  hält,  immer  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dass  vou  allen  Seiten 
völlig  wirtschaftlich  gehandelt  wird.  Indem  sie  dies  thut,  kann  sie  nun,  — 
was  leicht  zu  beweisen  sein  würde  —  deducieren,  dass  unter  diesen  und  jenen 
Voraussetzungen  hinsichtlich  des  Nutzens  des  Grundstückes  immer  und 
überall  eine  Grundrente  von  mathematisch  genau  bestimmter  Grösse  für  den 
Pacht  desselben  bezahlt  werden  muss,  und  damit  ist  die  Ursache  der  noth- 
wendigen  Erscheinung  des  empirischen  Grundrententypus  selbstverständlich 
erklärt  und  die  Uebereinstimniung  des  exacten  Grundrententypus  mit  dem 
empirischen  bewiesen.  Die  Abweichungen  dagegen,  die  sich  in  jedem  ein- 
zelnen concreten  Falle  zwischen  der  wirklicli  bezahlten  und  der  exacten, 
völlig  wirtschaftlichen  und  daher  streng  typischen  Grundrente  vorfinden, 
gehen  die  theoretische  Nationalökonomie  direct  nichts  au,  und  nur  durcli 
eine  historische  Untersuchung  der  individuellen  Beschaffenheit  des  vor- 
liegenden Falles  kann  von  denselben  Kechenschaft  abgelegt  werden. 

Denselben  Unterschied,  der,  wie  wir  gesehen  haben,  zwischen  den  auf 
realistisch-empirischem  und  den  auf  exactem  Wege  gefundenen  volkswirt- 
scliaftlichon  Typen  nothwendigerweise  existieren  muss,  fiiulen  wir  natürlich 
auch  zwischen  den  entsprechenden  empirischen  und  exacten-Ge  setzen  der 
theoretischen  Nationalökonomie  wieder. 

Wenn  also  der  exacte  Forscher  aus  der,  wie  wir  bewiesen  haben,  für 
ihn  fundamentalen  Voraussetzung,  dass  von  allen  Parteien  völlig  wirtschaftlicli 
gehandelt  wird,  seine  streng  typischen  Gesetze,  wie  z.  B.  die  exacten  Preis- 
gesetze deduciert,  ist  er  bekanntlich  im  Stande  nachzuweisen,  dass  unter 
sonst  gleichen  Umständen  eine  jede  nach  Gefallen   bestimmte  Ver- 
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mehrung  der  Nachfrage  nach  einer  Ware  nothwendigerweiae  den  Preis  der- 
selben zum  Steigen  bringen  wird  und  dies  sogar  stets  bis  zu  einem  Punkte, 
der  sich  mit  mathematischer  Genauiglceit  bestimmen  lässt.  Solch  ein  exactes. 
streng  typisches  ökonomisches  Gesetz  ist,  falls  die  Deduction  richtig  ausge- 
führt wird,  den  Gesetzen  des  menschlichen  Denkens  zufolge,  an  und  für  sich 
absolut  wahr,  ebenso  wie  das  mathematische  Gesetz,  dass  zwei  und  zwei 
vier  ist,  überall  und  jederzeit  wahr  ist  und  bleibt;  mit  allen  den  einzelnen  con- 
creten  Fällen  aber,  welche  das  entsprechende  empirische  Gesetz  umfasst, 
würde  es  nur  unter  der  Voraussetzung  vollständig  übereinstimmen,  dass  die 
supponierten  Verhältnisse  den  wirklichen  vollkommen  entsprechen,  was  sie 
doch  auch  in  jedem  einzelnen  Falle  nie  ganz  und  gar  thun.  Die  mathe- 
matisch genauen  Preise,  welche  diese  exacten  Gesetze  angeben,  sind  mit 
anderen  Worten  die  ganz  ökonomischen  Preise,  während  die  wirklichen 
Preise  dagegen  stets  nur  wesentlich  ökonomisch  sind.  Nun  halten  sicli 
aber  die  empirischen  Gesetze  der  Nationalökonomie,  deren  exacte  Gesetze 
dazu  dienen  sollen,  die  Erscheinung  der  ersteren  zu  erklären,  gerade  an 
dieses  Wesentliche  als  an  das  den  wirtschaftlichen  Phänomenen  Typische, 
und  richtig  aufgefasst,  wird  folglich  eine  gute  Uebereinstimmung  zwischen 
den  empirischen  und  den  exacten  Gesetzen  derselben  stattfinden.  Wenn  man  in 
der  Nationalökonomie  z.  B.  erst  erfahrungsmässig  findet,  dass  der  Preis  einer 
Ware  bei  einer  grösseren  oder  geringeren  wirklichen  Vermehrung  der  Nach- 
frage regelmässig  in  höherem  oder  geringerem  Grade  zu  steigen  pflegt, 
so  wird  die  nothwendige  Erscheinung  dieses  empirischen  Gesetzes  von  der 
exacten  Forschung  in  der  That  völlig  erklärt,  indem  diese  erst  als  Ursache 
dazu  die  psychologische  Thatsache  anführt,  dass  die  Menschen  in  ihren 
ökonomischen  Angelegenheiten  durchaus  übenviegend  ökonomisch  zu  handeln 
pflegen  und  dann  weiter  deducieren  vermag,  dass,  falls  sie  ganz  ökonomisch 
handeln,  jede  Vermehrung  der  Nachfrage  nach  einer  Ware  den  Preis  der- 
selben nothwendigerweise  zum  Steigen  bringen  muss  und  dies  sogar  in  einem 
Grade,  der  in  einem  mathematisch  genau  berechenbaren  Verhältnisse  zu  dem 
Grade  steht,  in  dem  man  sich  die  Nachfrage  vermehrt  denkt. 


VI. 

Insofern  als  die  Menschen  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Thätigkeit.  oder 
mit  anderen  Worten,  bei  ihrem  Streben,  sich  die  Mittel  zur  Befriedigung 
ihrer  vielen  und  verschiedenartigen  Bedürfnisse  zu  ve  schaffen,  mit  möglichst 
geringen  Opfern  den  möglichst  hohen  Ertrag  zu  erlangen  suchen,  sagt  man 
wie  schon  angedeutet,  dass  sie  ökonomisch  handeln,  indem  sie  offenbar 
ihre  wirtschaftlichen  Zwecke  in  der  in  rein  ökonomischer  Hinsicht  voll- 
kommensten Weise  dadurch  erreichen. 

Durch  eine  leicht  erklärliche  Begriffsverwirrung  indessen  ist  , ökonomisch 
handeln"  sehr  häufig  als  gleichbedeutend  mit  ,egois tisch  handeln"  auf- 
gefasst worden,  und  man  hat  hierin  einen  Anlass  gefunden,  die  exacte  Na- 
tionalökonomie zu  beschuldigen,  die  Behauptung  zur  nothwendigen  Voraus- 
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Setzung  zu  haben,  das3  die  Menschen  stets  als  reine  p]goisten  handeln;  eine 
Beschuldigung,  die  thatsächlich  allen  Grundes  entbehrt.  Freilich  zeigt  leider 
die  Erfahrung  genügend,  dass  die  Menschen  in  ihrem  ökonomischen  Leben 
durchgängig  einen  bedauernswert  hohen  Grad  von  Kg)ismu8  an  den  Tag 
legen;  hieraus  folgt  aber  keineswegs,  dass  eine  ökonomische  Handlungsweise 
als  solche  egoistischer  Natur  sein  muss.  Wie  weit  dies  der  Fall  sein  soll 
oder  uicht,  beruht  nämlich  immer  ganz  und  gar  auf  der  Beschaffenheit  der 
Bedürfnisse,  zu  deren  IJefriedigung  die  handelnde  Person  die  Mittel  aufzu- 
bringen sucht.  Sind  nun  diese  Bedürfnisse,  von  moralischem  Gesiciitspunkte 
aus  gesehen,  rein  egoistischer  Natur,  so  wird  auch  die  ökonomische  Handlungs- 
weise selbstverständlich  egoistisch  sein.  Sind  sie  dagegen  von  wesentlicii 
altruistisclier  Natur,  wie  wenn  man  sich  z.  B.  die  Mittel  zur  Erziehung  und 
Ausbildung  seiner  Kinder  oder  zur  Unterstützung  seiner  nothleidenden  Mit- 
menschen, oder  zur  Befriedigung  irgend  welciier  anderen  altruistischen  Be- 
düfnisse  zu  schaffen  sucht,  dann  muss  man  die  darauf  gerichtete  Handlungs- 
weise ebenso  selbstverständlich  als  altruistisch  bezeichnen.  Die  grössere  oder 
geringere  moralische  Löblichkeit  oder  Unlöblichkeit  der  ökonomischen  Hand- 
lungsweise ist  indessen  ohne  Bedeutung  für  die  theoretische  Nationalökonomie, 
die  ja  infolge  ihrer  Natur  nur  auf  die  rein  ökonomische  Beschaffenheit 
der  Handlungsweise  Kücksicht  nimmt.  Thatsächlich  bat  die  hier  gerügte 
Begriffsverwirrung  ein  sehr  fatales  und  viel  Verwirrung  verursachendes  Ein- 
misclien  von  diese  Wissenschaft  durchaus  nicht  betreffenden  ethischen  Ge 
Sichtspunkten  in  die  theoretische  Nationalökonomie  zur  Folge  geliabt. 

Unter  all  den  ersten  Ursachen,  von  denen  aus  die  exacte  ökonomische 
Forschung  die  uothwendige  Erscheinung  der  auf  realistisch-empirischem  Wege 
aufgestellten  Typen  und  Gesetze  zu  erklären  sucht,  ist  das  hier  genannte 
allgemeine  psychologische  Gesetz  thatsächlich  das  ohne  Frage  fundamentalste, 
indem  es  ja  bekanntlich  die  ganze  wirtschaftliche  Tiiütigkeit  der  Menscheu 
überhaupt  betriff't  und  folglich  eine  Ursache  ist,  auf  deren  Wirkungen  mau 
auf  jedem  Punkte  bei  der  Ausarbeitung  der  zur  theoretischen  Erklärung  der 
ökonomischen  Phänomene  bestimmten  exacten  Theorien  Rücksicht  nehmen 
muss.  Im  Vergleich  mit  dieser  überall  zugrunde  liegenden  Ursache 
werden  daher  alle  übrigen  ersten  Ursachen  von  mehr  oder  weniger  specieller 
Bedeutung  sein. 

Die  Bedingung  dafür,  dass  die  Theorien  der  exacten  Nationalökonomie 
gemeingiltig  oder  mit  anderen  Wonen,  zur  Erklärung  der  empirisch-ökono- 
mischen Typen  und  Gesetze  aller  Zeiten  und  Orte  verwendbar  sein  sollen, 
ist  nun  selbstverständlich  die,  dass  die  ersten  Ursachen,  von  denen  sie  her- 
geleitet werden,  auch  wirklich  gemeingiltige  empirische  Gesetze  8ind.  Gesetze 
dieser  Art  sind  z.  B.  das  eben  genannte  psychologische  Gesetz  oder  das 
von  Malthus  hervorgezogene  physiologische  Gesetz  von  der  menschlichen 
Keproductiousfäliigkeit,  oder  das  Gesetz  von  dem  abuehmeuden  Ertrag  des 
Bodens,  oder  auch  das  Gesetz,  dass  die  Menschen  durch  eine  vernünftige 
Arbeitstheilung  und  Anwendung  von  Geräthschaften  und  Maschinen  die 
Ergiebigkeit  ihrer  ökonomischen  Thätigkeit  vergrössern  können  u.  s.  w. 
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Ist  es  nun  dem  exacten  Nationalökonoraen  duicli  Induction  wirklich 
gelungen,  irgend  einen  empirischen  Typus  oder  ein  Gesetz  ganz  auf  die 
ersten  Ursachen  desselben  zurückzuführen,  so  ist  seine  rein  inductive  Arbeit 
natürlich  insoweit  zu  Ende.  Doch  wird  er  sich  da,  wo  die  positive  Wahr- 
heit dieser  Ursachen  nicht  schon  auf  den  ersten  Blick  sonnenklar  ist,  in 
der  Eegel  nicht  damit  begnügen,  dieselben  als  blosse  Behauptungen  darzu- 
stellen, sondern,  um  die  Wahrheit  derselben  einleuchtend  zu  machen,  auch 
—  je  nach  den  Umständen  mehr  oder  weniger  ausführlich  —  die  Erfahrungs- 
grundlage angeben,  worauf  sie  ruhen,  und  welche  die  Wahrheit  derselben 
beweist. 

Dagegen  ist  die  exacte  Erklärung  dieser,  zu  anderen  Wissenschaften 
gehörigen  empirischen  Gesetze,  die  durch  Induction  als  ökonomische  erste 
Ursachen  aufgestellt  worden  sind,  selbstverständlich  nicht  Sache  der  National- 
ökonomie, sondern  ganz  und  gar  der  betreffenden  anderen  Wissenschaften. 
Ob  eine  solche  Erklärung  überhaupt  gegeben  ist  oder  nicht,  ist  der  exacten 
Nationalökonomie  sogar  gewissermaassen  gleichgiltig,  da  ja  die  ersten  Ur- 
sachen derselben,  wie  wir  früher  hervorgehoben  haben,  schon  kraft  ihrer 
praktischen  Gemeingiltigkeit  solid  genug  sind,  um  dieselben  ruhig  als 
Grundlage  für  ihre  Deduction  zu  gebrauchen,  ohne  den  Zeitpunkt  abwarten 
zu  müssen,  in  welchem  es  den  anderen  Wissenschaften,  zu  denen  sie 
gehören,  etwa  gelingen  möchte,  sie  auch  auf  exactem  Wege  zu  erklären  und 
zu  begründen.  Immerhin  kann,  wenn  auch  das  letztere  wirklich  gelungen 
ist,  dies  zuweilen  dazu  beitragen,  dass  man  in  den  Stand  gesetzt  wird, 
etwas  sicherere  Grenzen  für  den  Umfang  der  ökonomischen  Tragweite  der- 
selben anzugeben,  sowie  es  z.  B.  bei  Liebigs,  des  berühmten  Agricultur- 
chemikers  exacter  Begründung  des  Gesetzes  von  dem  abnehmenden  Ertrag 
des  Bodens  unzweifelhaft  der  Fall  gewesen  ist. 

VII. 

In  den  realistisch-empirischen  Theorien  der  national-ökonomischen 
Wissenschaft  findet  das  generelle  Wesen  und  der  generelle  Zusammenhang 
der  volkswirtschaftlichen  Phänomene,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  seinen 
typischen  Ausdruck;  in  den  entsprechenden  exacten  Theorien  dagegen 
seine  eigentliche  Erklärung. 

Um  nun  damit  ins  Keine  zu  kommen,  inwieweit  es  die  durch  Induction 
und  Deduction  aufgestellten  exacten  Typen  und  Gesetze  wirklich  vermocht 
haben,  diese  ihre  Aufgabe  zu  lösen,  muss  man  sie  mit  den  Resultaten  der 
realistisch-empirischen  Forschung  stets  genau  vergleichen;  falls  man  dann 
entdeckt,  dass  sich  das  generelle  Wesen  und  der  generelle  Zusammenhang 
der  volkswirtschaftlichen  Phänomene,  sowie  es  in  den  empirischen  Typen 
und  Gesetzen  zum  Ausdruck  kommt,  durch  die  exacten  Theorien  nicht 
befriedigend  erklären  lässt,  sind  diese  entweder  geradezu  als  rmrichtig  oder 
als,  falls  sie  richtig  sind,  jedenfalls,  ehe  man  Gebrauch  davon  machen  kann, 
einer  näheren  Ergänzung  bedürftig  anzusehen. 
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Zeigt  sich  eine  exact  ökonomische  Theorie  bei  genauerer  Untersuchung 
wirklich  geradezu  falscli,  so  l<aiin  die  Ursache  hierzu  selbstverständlich  nur 
die  sein,  dass  entweder  die  Induction  oder  die  Deduction,  oder  auch  beide 
unrichtig  ausgeführt  sind.    Ura  eine  richtige  Induction  anzustellen,  ist  ins- 
l)esondere  intuitiver  Scharfljlick   erforderlich,  wogegen   es   sich   betreffs   der 
Deduction  wesentlich  um  eine  rein   logische  Trolgerungsgabe  des  Forschers 
handelt.    Auf  deductivem  Wege  die   Wirkungen  einer  zugrunde  liegenden 
ersten  Ursache  durch  alle  casuistischen  Verwickelungen  hindurch  glücklich 
zu  vf'vfolgon,  kann  allerdings   auch  häufig  ausserordentlich   schwierig  sein. 
Nichtsdestoweniger  ist  doch  die  Deduction  selbst  in   der  Hand  eines  tüch- 
tigen Logikers   gewöhnlich   die    verhältnismässig   leichtere  Arbeit,  und  die 
logischen  Fehlschlüsse,  womit  eine  Deduction,  die  von  einem  durch  richtige 
Induction  gefundenen  Ausgangspunkte  ausgeführt  ist,  behaftet  sein  könnte, 
werden  in  der  Kegel  schnell  entdeckt  und  berichtigt  werden,  sobald  sie  zum 
Gegenstand  einer  wissenschaftlichen  Kritik  gemacht  werden.    Eine  richtige 
Induction    anzustellen,   ohne    dabei   fehlzugreifen,   ist   dagegen   immer   eine 
schwierige  Sache;  hierzu  kommt  ausserdem,  dass,  wenn  die  Induction  nur 
mit  hinlänglichem  Talent  unternommen  wird,  die  darauf  gebaute  Theorie, 
wenngleich    die   Induction    thatsächlich  vollständig   unrichtig   ist,   doch   in 
einer  selbst  für  die  hervorragendsten  Denker  ungemein  bestrickenden  Form 
auftreten  und  sich  infolge  dessen  lange  Zeit  hindurch  hoch  im  Curse  halten 
kann.     In    solchen   lange   hochgehaltenen   falschen   Theorien   ist   es   darum 
fast  immer  der  durch  Induction  aufgestellte  Ausgangspunkt  für  die  Deduction, 
welcher  unrichtig  ist,  und  zwar  stets  auf  eine  der  folgenden  zwei  Weisen ; 
Entweder  kann  nämlich  der  gefundene  Ausgangspunkt  unrichtig  oder 
an    und   für   sich    unwahr  sein,  indem  man  durch   Induction  etwas  als 
erste  Ursache  aufgestellt  hat,   das   fälschlicherweise  für  ein  positiv  wahres 
empirisches  Gesetz  gehalten  worden  ist,  was  es  in  Wahrheit  aber  gar  nicht 
ist.    Als  Beweis   dafür  wollen   wir   aus    der   Geschichte   der   theoretischen 
Nationalökonomie  drei  sehr  berühmte  Beispiele  .anführen,  die  in   der  soge- 
niuinten  englischen  Lohnfondstheorie,  in  der  deutschen  Nutzungstheorie  (zur 
Erklärung  der  Ursache  des  Cap italzinses  aufgestellt)  und  in  der  socialistischen 
Werttheorie    zu   finden    sind.    Die    drei   ersten    Ursachen,    die   man    durch 
Induction  bezüglich  jeder  dieser  drei  Theorien  hier  aufgestellt  hatte,  waren 
folgende:    1.  Wenn  jemand  andere  Menschen   zu   productivem  Zwecke  be- 
schäftigt, wird  er  ihnen  infolge  der  Natur  der  Sache  stets  ihren  Lohn  ans 
einem    dazu    vorher    bestimmten    Theil    seines    Capitals 
bezahlen  müssen.    2.  Die  Menschen  legen  in  Wirklichkeit  immer  der  Be- 
nützung eines   Vermögensgegenstandes  durch   einen   gewissen   Zeitraum 
hindurch  einen  selbständigen  Wert  bei,  der  keinen  Theil  des  Wertes 
des   Vermögeusgegenstandes   selbst   ausmacht.    3.  Für   die 
Schätzung,  die  die  Menschen  den  ökonomischen  Gütern  beilegen,  ist  immer 
die  zum  Hervorbringen  derselben  nöthige  Menge  von  Arbeit  das  Bestim- 
mende.   All   diese  Sätze   sind   von   vielen  als  gemeingillige,  durch   die  Er- 
fahrung bewiesene  empirische  Gesetze  betrachtet  worden  und  werden  es  in 
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der  That  von  einzelnen   noch  immer;   durch   nähere   Untersuchung  hat   es 
sich  jedoch  erwiesen,  dass  sie  keine  reelle  empirische  Grundlage  haben. 

Oder  das  durch  Induction  als  erste  Ursache  aufgestellte  empirische 
Gesetz  kann  an  und  für  sich  vollständig  wahr  sein,  aber  nicht  die  ö  k  o  n  o- 
mische  Tragweite  besitzen,  die  man  ihm  unrichtigerweise  beigelegt 
hat.  Von  den  Beispielen,  welche  die  Geschichte  der  theoretischen  National- 
ökonomie von  derartig  fehlerhaft  angestellten  Inductionen  bietet,  wollen  wir 
hier  nur  ein  einziges  nennen,  nämlich  Seniors  ebenso  berühmte  als  bis 
auf  die  allerletzte  Zeit  allgemein  angenommene  Al)stinenztheorie,  womit  er 
bekanntlich  glaubte,  die  volkswirtschaftliche  Berechtigung  des  Capitalszinses 
nachgewiesen  zu  haben.  Der  Erfahrungssatz,  von  dem  er  hier  ausgieng, 
nämlich,  dass  die  Enthaltsamkeit  im  Consumieren,  die  die  Menschen,  um 
Capital  sammeln  zu  können,  selbstverständlich  an  den  Tag  legen  müssen, 
in  der  Kegel  als  eine  mehr  oder  weniger  drückende  Last  gefühlt  wird,  ist 
ohne  Zweifel  ein  wahres  und  völlig  glaubwürdiges  empirisches  Gesetz.  Und 
theilweise  schien  man  auch  von  demselben  aus  die  nothwendige  Erscheinung 
des  Capitalzinses  ganz  befriedigend  deducieren  zu  können.  Verschiedenen 
Thatsachen,  und  insbesondere  der  Tnatsache,  dass  der  Capitalzins  —  der 
wohlverdiente  Lohn  der  bezeugten  Enthaltsamkeit  —  in  den  Fällen,  wo  die 
erwähnte  Lästigkeit  der  Enthaltsamkeit,  praktisch  angewendet,  offenkundig 
auf  Null  gesunken  ist,  in  der  Regel  gerade  die  grössten  Beträge  zu 
erreichen  pflegt,  stand  jedoch  die  Abstinenztheorie  vollständig  hilflos  gegen- 
über, und  eine  genauere  Untersuchung  hat  denn  auch  ins  Reine  gebracht, 
dass  das  an  und  für  sich  giltige  empirische  Gesetz,  worauf  sie  gebaut  war, 
trotzdem  nicht  die  eigentliche  erste  Ursache  oder  vera  causa  im  ökono- 
mischen Sinne  sei,  oder  mit  anderen  Worten,  dass  die  durch  Induction 
aufgestellte  ökonomische  Hypothese  nicht  ausreiche. 

Indessen,  wenn  auch  die  inductiv  aufgestellte  Hypothese  richtig  und 
die  Deduction  ohne  jeglichen  logischen  Fehlschluss  ausgeführt  ist,  kann 
doch,  wie  jeder  Nationalökonom  weiss,  das  Resultat,  zu  dem  man  gelangt, 
sogar  sehr  weit  davon  entfernt  sein,  mit  den  von  der  Wirklichkeit  herge- 
leiteten empirischen  Typen  und  Gesetzen  übereinzustimmen.  Ohne  an  und 
für  sich  unrichtig  zu  sein,  ist  alsdann  die  exacte  Theorie  stets  mehr  oder 
weniger  unvollständig. 

Der  grösste  Theil  der  volkswirtschaftlichen  Phänomene  geht  nämlich 
als  Resultat  aus  mehreren  verschiedenen  und  einander  oft  widerstreitenden 
ersten  Ursachen  hervor  und  ist  daher  in  der  Regel  ziemlich  complieierter 
Natur.  Und  ebenso  wie  sich  z.  B.  das  wohlbekannte  empirische  Gesetz, 
dass  ein  abgeschossenes  Projectil  während  seines  Laufes  stets  einen  Bogen 
beschreibt,  natürlich  nicht  allein  aus  dem  Gesetz  der  Trägheit,  die  doch 
unzweifelhaft  eine  hier  völlig  anwendbare  erste  Ursache  ist,  und  infolge 
deren  sich  das  einmal  abgeschossene  Projectil  stets  in  gerader  Richtung 
vorwärts  bewegen  sollte,  und  auch  nicht  allein  aus  der  anderen  hier  zugrunde 
liegenden  ersten  Ursache,  nämlich  dem  Gravitationsgesetze,  infolge  dessen 
es  gerade  zu  Boden  fallen  sollte,  exact  erklären  lässt,  sondern  in  der  That  als 
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das  Resultat,  welclies  die  vereinten  Wirkungen  dieser  beiden  ersten  Ursachen 
zusammen  hervorbringen,  erklärt  werden  muss,  —  ebenso  kann  man  auch 
nie  aus  einer  einzelnen  ersten  Ursaclie  die  exacte  Erklärung  der  empirisclien 
Typen  und  Gesetze  der  complicierten  volkswirtscliaftiiehen  PI>änomene  liefern. 
Besonders  da,  wo  die  Pliäuomene  sehr  complicierter  Natur  sind,  lief  man 
im  Gegentiieil  immer  Gefahr,  dass  die  zu  diesem  Zwecke  angestellte 
Induction  irgend  eiuc  mitauftretende  erste  Ursache  übergeiit,  was  natdrlich 
zur  Folge  hat,  dass  die  exacte  Tiieorie,  wenngleich  richtig,  soweit 
sie  reicht,  doch  nicht  mit  der  Wirklichkeil  Qbereinstimmt  oder  dieselbe 
vollauf  erklärt. 

Hierzu  kommt  aber  noch  ausserdem,  dass  sich  ebenso  wie  in  jeder 
anderen  theoretischen  Wissenschaft  bekanntlich  auch  in  der  Nationalökonomie 
neben  den  eigentlichen  und  gemeingiltigen  ökonomischen  ersten  Ursachen 
ausserdem  eine  ganze  Reihe  anderer  Ursachen  von  verhältnismässig  unter- 
geordneter Bedeutung  finden,  welche  alle  ihre  Wurzel  in  der  Beschaftenheit 
der  wirtscliaftlichen  Organisation  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  wie  auch  in 
der  gewohnheitsgemäss  entwickelten  Denk-,  Gefillils-  und  Handlungsweise  der 
Individuen  in  ökonomischer  Hinsicht  haben,  und  welche  die  Wirkungen  der 
ersten  zugrunde  liegenden  Ursachen  im  volkswirtschaftlichen  Leben  auf 
vielfache  Weise  —  oft  bis  zur  Unkenntlichkeit  —  modificieren  und  um- 
formen. 

Zur  Beleuchtung  der  wiciitigen  Rolle,  welche  all  diese  je  nach  den 
verschiedenen  bürgerliclien  Verhältnissen  äusserst  verschiedenen  und  mit 
verschiedener  Stärke  auftretenden  Ursachen  untergeordneter  Natur  bei  jedem 
Versuch,  die  nothwendige  p]rscheinung  der  der  Wirklichkeit  entnommenen 
empirischen  Typen  und  Gesetze  auf  exactem  W^ege  zu  erklären,  nothwendiger- 
weise  spielen  müssen,  wollen  wir  auch  hier  ein  wohlbekanntes  Beispiel  aus 
dem  Gebiete  der  Naturwissensciiaften  anführen. 

Auf  exactem  Wege  kann  man,  wie  jedermann  weiss,  in  der  Physik 
beweisen,  dass  alle  Arten  von  Köi-pern,  ungeachtet  ihres  specifischen  Ge- 
wichtes ,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  mit  derselben 
mathematisch  genau  berechenbaren  Schnelligkeit  zu  Boden  fallen.  I  n 
Wahrheit  findet  dies  dagegen  bekanntlich  gar  nicht  statt,  indem  die 
verschiedenen  Körper  je  nach  ihrem  verschiedenen  Gewicht  mit  höchst 
ungleicher  Schnelligkeit  zur  Erde  fallen,  ein  Stück  Blei  z.  B.  viel  schneller 
als  ein  Stück  Holz ;  ja  in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  da,  wo  leichte  Körper 
ins  W^asser  geworfen  werden,  fallen  sie  überhaupt  gar  nicht  zur  Erde, 
während  sie  in  anderen  Fällen  sogar  wieder  geradezu  in  die  Höhe  steigen. 
Die  aus  der  Lehre  von  der  Gravitation  als  erste  gemeingiltige  Ursache 
deducierten  exacten  Fallgesetze  der  Mechanik  sind  jedoch  natürlich  aus 
diesem  Grunde  nicht  unrichtig,  sondern  müssen  nur,  um  dazu  geeignet  zu 
sein,  die  aus  der  Erfahrung  hergeleiteten  empirischen  Fallgesetze  zu 
erklären,  ergänzt  werden,  indem  man  auch  von  dem  ungleichen  Widerstand, 
den  die  verschiedenen  natürlichen  ^ledien,  wie  z.  B.  Luft  imd  Wasser,  den 
Wirkungen  des  überall  zugrunde  liegenden  Gravitationsgesetzes  leisten, 
theoretisch  Rechenschaft  ablegen  muss. 
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In  ähnlicher  Weise  liefert  nun  die  wirtschaftliche  Ordnung  der  Gesell- 
schaft selbst  und  die  wirtschaftlichen  Gewohnheiten  der  Mitglieder  der 
Gesellschaft  das  natürliche  Medium,  worin  die  in  ökonomischem  Sinne 
zugrunde  liegenden  ersten  Ursachen  stets  auftreten,  und  dessen  Eigenthüm- 
lichkeiten,  insofern  sie  nicht  rein  individuell,  sondern  mehr  oder  weniger 
constant  und  typisch  sind,  zunächst  durch  Induction  ihre  rechte  ökonomische 
Tragweite  zuerkannt  werden  muss,  damit  man  darauf  durch  Deduction  die 
in  ökonomischer  Hinsicht  typischen  Wirkungen  derselben  ableiten  und  ent- 
scheiden kann,  in  welcher  Ausdehnung  diese  dazu  beitragen,  die  üeberein- 
stimmung  zwischen  den  empirischen  und  exacten  Typen  und  Gesetzen  der 
theoretischen  Nationalökonomie  zu  begründen. 

Der  Unterschied  ist  nur,  dass  die  untergeordneten  Ursachen  auf  dem 
Gebiete  der  Socialwissenschaften  nicht  die  Gemeingiltigkeit  der  ersten  Ur- 
sachen besitzen,  sondern  mit  den  verschiedenen  Volksindividualitäten,  bürger- 
lichen Verhältnissen  und  Entwickelungsstufen  wechseln  und  folglich  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  Wirkungen  höchst  ver- 
schiedener Natur  hervorbringen,  während  die  innerhalb  der  Naturwissen- 
schaften auftretenden  Ursaclien  von  relativ  untergeordneter  Bedeutung,  wie 
—  um  uns  an  obiges  Beispiel  zu  halten  —  die  Medien  Luft  und  Wasser, 
feste  und,  theoretisch  betrachtet,  unveränderliche  Grössen  sind  und  daher 
immer  dieselben  typischen  Wirkungen  hervorbringen.  Hierin  muss  denn 
auch  der  wirkliche  Grund  zu  der  von  uns  früher  hervorgehobenen  Thatsache 
gesucht  werden,  dass  die  in  einer  Socialwissenschaft  wie  der  theoretischen 
Nationalökonomie  gefundenen  empirischen  Typen  und  Gesetze  nicht  wie  die 
entsprechenden  Typen  und  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaft 
aljgemeingiltig  sind,  sondern  nur  für  die  Zeiträume  und  Entwickelungsstufen, 
deren  wirtschaftlichem  Leben  sie  entnommen  sind,  volle  Giltigkeit  haben. 
Gleichfalls  ergibt  sich  aus  demselben  Grunde,  dass.  während  die  exacten 
naturwissenschaftlichen  Theorien  im  ganzen  genommen  immer  eine  von  Zeit 
und  Ort  unbegrenzte  Anwendbarkeit  zur  Erklärung  des  generellen  Wesens 
und  Zusammenhanges  der  Natui^phänomene  besitzen,  sich  die  Gesetze  der 
exacten  Nationalökonomie  nur  theilweise  in  derselben  unbegrenzten  Weise 
anwenden  lassen,  nämlich  nur  insofern,  als  sie  von  wirklich  gemeingiltigen 
ökonomischen  ersten  Ursaclien  hergeleitet  sind.  Jene  Theile  dieser  Theorien 
dagegen,  die  von  veränderlichen  Ursachen  untergeordneter  Bedeutung  herge- 
leitet werden,  können  selbstverständlich  nur  zur  Erklärung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  unter  bürgerlichen  Verhall nissen  und  auf  Culturstufen  benützt 
werden,  wo  die  in  den  Theorien  angenommenen  Ursachen  dieser  Art  auch 
factisch  vorhanden  sind. 

Solche  im  Laufe  der  Zeit  veränderliche  Ursachen  von  verhältnismässig 
untergeordneter  Bedeutung  sind  z.  B.  das  Vorhandensein  von  sogenannten 
„niclit  concurrierenden  Gruppen"  von  Arbeitern,  alle  Arten  von  Arbeiter- 
vereinigungen, wie  Fachvereine  und  dergleichen,  Arbeiterschutzgesetze.  Mono- 
pole und  Privilegien,  die  vorwiegend  gewohnheitsmässige  Bestimmung  von 
Beamtengehalten,  die  Unlust  der  Menschen,  wegen'  ökonomischen  Gewinnes 
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ihren  Wohnort  und  ihr  Vaterland  zu  verlassen,  der  wesentlich  vom  Klima 
lind  der  Höhe  der  Civilisation  bedingte  „Standard  of  life"  u.  s.  w. 
Durch  Jnduction  alle  diese  und  viele  andere  Verhältnisse  als  ökonomische 
Ursachen  zu  ermitteln  und  die  typischen  Wirkungen  derselben  in  ökono- 
mischer Kichtung  vermittelst  Deduction  abzuleiten,  bildet  denn  auch  einen 
Theil  der  Aufgabe  des  theoretischen  Nationalökonomen,  wenn  er  die  empi- 
rischen Typen  und  Gesetze  auf  exactem  Wege  befriedigend  soll  erklären 
können ;  und  je  vollständiger  er  diese  seine  Aufgabe  löst,  desto  genauer 
werden  die  Resultate  der  exacten  Forschung  mit  der  Wirklichkeit  Oberein- 
stimmen und  dieselbe  erklären,  und  eine  desto  sicherere  Grundlage  für  die 
praktisch  ökonomischen  Wissenschaften  werden  sie  abgeben. 


VIII. 

Wie  wir  gesehen  haben,  werden  sogenannte  empirische  Typen  und 
Gesetze  immer  direet  aus  der  Wirklichkeit  geschöpft;  mit  anderen  Worten, 
sie  drflcken  etwas  Factisches  aus  und  enthalten  infolge  dessen  positive 
Wahrheit.  Im  Gegensatz  hierzu  pflegt  man  von  den  exacten  Typen  und 
Gesetzen  zu  sagen,  dass  die  Wahrheit  derselben  nur  hypothetisch  sei. 
Hiermit  meint  man  alsdann,  dass  die  exacten  Theorien  niemals  die  Behauptung 
involvieren,  dass  die  Typen  und  Gesetze  derselben  nothwendigerweise 
wirklich  erscheinen  werden,  da  sie  ja  nur  aussprechen,  dass  unter 
diesen  und  jenen  Voraussetzungen  diese  und  jene  Typen  und 
Gesetze  nothwendigerweise  zum  Vorschein  kommen  werden.  Natürlich  darf 
man  bei  der  Ausaibeitung  von  exacten  Theorien  nie  aus  willkürlich 
gewählten  Voraussetzungen  deducieren ;  denn  die  not h  wendige  Be- 
dingung für  den  wissenschaftlichen  Wert  einer  exacten 
Theorie  ist  selbstverständlich  die,  dass  die  Voraus- 
setzungen, aus  denen  sie  dedu eiert  ist,  factisch  vorlie- 
gende typische  Ursachen  sind,  deren  Ermittelung  durch 
speculative  Induction  gelungen  ist.  Da  man  aber  die  Natur 
nie  erschöpfen  und  folglich  nie  sicher  sein  kann,  dass  nicht  auch  andere 
typische  Ursachen  als  die,  welche  man  seinen  Voraussetzungen  auf  induclivem 
Wege  einverleibt  hat,  in  der  That  auftreten  und  diesen  entgegenwirken 
werden,  so  muss  man  sich  stets  dessen  bewusst  sein,  dass  die  Resultate 
der  exacten  Forschung  nur  hypothetisch  wahr  sind,  oder  mit  anderen  Worten 
nur  dann  mit  den  empirischen  Typen  und  Gesetzen  der  Wirklichkeit  ganz 
übereinstimmen  werden,  falls  die  Prämissen,  aus  denen  sie  deduciert  sind, 
alle  thatsächlich  auftretenden  typischen  Ursachen  umfassen. 

Ueberali,  wo  man  in  der  exacten  Forschung  von  inductiv  gefundenen 
Ausgangspunkten  aus  ein  Resultat  deduciert  hat,  sagt  man  daher,  dass 
dieses  eine  Tendenz  ausdrückt,  womit  man  meint,  dass  das  Resultat 
nothwendigerweise  wirklich  eintreten  muss,  falls  demselben  nicht 
entgegengearbeitet  wird.  Nur  unter  der  Bedingung :  c  a  e  t  e  r  i  s 
paribus   oder   wie  die   Engländer  auch   dasselbe   Verhältnis  ausdiUcken : 
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in   the   absence  of  disturbing  causes  halten   die   exacten  Typen 
und  Gesetze  in  der  That  Stich. 

Da  nun  die  vorliegenden  empirischen  Typen  und  Gesetze,  die  auf 
exactem  Wege  erklärt  werden  sollen,  stets  als  Resultate  der  vereinten 
Wirkungen  mehrerer  verschiedenartigen  typischen  Ursachen  erscheinen,  muss 
man  auf  jedem  wissenschaftlichen  Gebiete  der  Natur  der  Sache  zufolge  die 
speciellen  Wirkungen  jeder  einzelnen  Ursache  für  sich  deducieren,  um  ent- 
scheiden zu  können,  auf  welche  Weise  alle  Wirkungen  der  verschiedenen 
Ursachen   einander  verstärken,  sich   entgegenwirken  oder   anders    gestalten. 

Innerhalb  der  exacten  Naturwissenschaften,  wie  z.  B.  der  Physik,  der 
Chemie  und  der  Mechanik  hat  man  hiebei  auch  eine  ausgezeichnete  Hilfe 
in  dem  Experiment,  wodurch  man,  wie  schon  früher  augedeutet. 
Phänomene  von  einer  viel  weniger  complicierten  Beschaflfenheit  als  die, 
welche  die  Natur  selbst  darbietet,  künstlich  hervorbringen  kann  und  dadurch 
theilweise  in  den  Stand  gesetzt  wird,  die  Wirkungen  der  einzelnen  Ursachen 
isoliert  zu  betrachten,  indem  man  es  durch  das  Fernhalten  der  gleich- 
zeitigen und  störenden  Einwirkung  anderer  Ursaciien  factiseh  vermag,  inner- 
halb gewisser  Grenzen  das  „caeteris  paribus"  hervorzubringen,  ohne 
welches  die  Wirkungen  der  betreffenden  Ursachen  nicht  in  ihrer  Reinheit 
würden  hervortreten  können. 

Jede  Socialwissenschaft  dagegen  muss  selbstverständlich  die  Phänomene 
stets  so  nehmen,  wie  sie  wirklich  vorliegen,  und  ist  von  jedem  wissen- 
schaftlichen Experimentieren  so  gut  wie  vollständig  ausgeschlossen.  In  der 
tlieoretischen  Nationalökonomie  kann  man  daher  die  einzelnen  Ursachen  nie 
wirklich  isolieren,  sondern  muss  sich  damit  begnügen,  sich  dieselben  nur 
isoliert  zu  denken  und  rein  vernunftmässig  auf  die  besonderen  Wirkungen 
derselben  zu  schliessen. 

In  allergiösster  Kürze  kann  die  exacte  Forschungsmethode  so  beschrieben 
werden:  Erst  sucht  man  durch  Induction  eine  oder  mehrere  erste  Ursachen 
zu  erfassen.  Darauf  sucht  man  durch  Deduction  die  besonderen  Wirkungen 
von  jeder  Ursache  abzuleiten.  Das  auf  diese  Weise  gewonnene  Resultat 
vergleicht  man  alsdann  mit  der  Erfahrung,  und  insofern  sich  zwischen  dem 
exacten  und  dem  empirischen  Resultate  Nichtübereinstimmungen  zeigen, 
sucht  man  die  Ursachen  hiezu  durch  erneute  Induction  zu  ergründen,  um 
darauf,  wenn  eine  solche  Ursache  gefunden  ist,  die  Wirkungen  derselben  zu 
deducieren  und  die  dadurch  vervollständigte  Theorie  wieder  mit  den  Resul- 
taten der  Erfahrung  zu  vergleichen. 

Auf  diese  Weise  fährt  man  nun  fort,  bis  es  successive  gelingt,  alle  die 
typischen  Ursachen,  die  beim  Hervorbringen  der  der  Wirklichkeit  ent- 
nommenen Typen  und  Gesetze  mitwirken,  einzuschalten. 

Die  exacte  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  hat,  wie 
man  sieht,  mit  jeder  anderen  exacten  Forschung  dies  geraein,  dass  sie  ausser 
der  Induction  und  Deduction  selbst  zugleich  auch  einen  dritten  Process  umfasst, 
nämlich  die  Verification  oder  den  Vergleich  der  auf  exactem  Wege 
gewonnenen  Resultate   mit  den   empirischen  Typen  und  Gesetzen.    Im  Falle 
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wirkliche  KichtObereinstimmungen  vorhanden  sind,  können  diese,  wie  wir 
schon  gesehen  haben,  zu  einer  erneuten  Prüfung  der  vorgenommenen 
Jnduction  und  Deduction  fuhren,  wodurch  bewiesen  wird,  dass  eine  der- 
selben oder  beide  unrichtig  sind.  Vorausgesetzt  aber,  dass  beide  richtig 
ausgeführt  sind,  ist  die  Wahrheit  der  dadurch  abgeleiteten  exacten  voiks 
wirtschaftlichen  Theorien  stets  unzweifelhaft.  Und  in  der  Ausdehnung,  in 
der  diese  Tiieorien  auf  gemeingiltigen  ersten  Ursachen  beruhen,  sind  sie 
ausserdem  nicht  nur  wahr,  sondern  zur  Erklärung  der  Phänomene  aller 
Zeiten  und  aller  Orten  anwendbar,  wohingegen  die  Theile  derselben,  die  von 
veränderliclien  Ursachen  untergeordneter  Bedeutung  hergeleitet  sind,  selbst- 
verständlich —  wie  schon  früher  hervorgehoben  wurde  —  nur  zur  Erklärung 
des  wirtschaftlichen  Lebens  unter  gesellschaftlichen  Verhältnissen  und  auf 
Culturstufen,  auf  denen  diese  factisch  auftreten,  angewendet  werden  können. 
Der  Umstand,  dass  sich  zwischen  den  exactennational- 
ökono mischen  Theorien,  und  den  entsprechenden  empi- 
rischen Typen  und  Gesetzen  Nichtfibereinstimmungen 
finden,  enthält  also  nie  an  und  für  sich  einen  Beweis  für 
die  Unwahrheit  der  exacten  Theorien,  da  sich  ja  solche  Nichtüber- 
einstimmungen auch  da  in  Hülle  und  Fülle  vorfinden  können,  wo  die  Wahr- 
heit dieser  Theorien  völlig  einleuchtend  ist.  Er  beweist  dagegen  un- 
zweifelhaft, dass  sie  noch  unvollständig  sind,  und  dass 
man  irgend  eine  thatsächlich  mitauftretende  Ursache 
übersehen  hat.  Unter  diesen  Umständen  kommt  es  dann  selstver- 
ständlich  niclit  darauf  an,  die  exacte  Theorie  aufzugeben,  sondern  dieselbe 
durch  erneute  Induction,  Deduction  und  Verification  so  zu  vervollständigen 
dass  sie  sich  dazu  eignet,  die  volle  Erklärung  der  empirischen  Typen  und 
Gesetze  zu  liefern. 

Ein  Vergleich  mit  den  empirischen  Typen  und  Gesetzen,  wodurch 
die  Resultate  der  exacten  Forschung,  wie  man  sagt,  verificiert  werden, 
und  wodurch  man  entdecken  kann,  ob  sie  vielleicht  unrichtig  oder  unvoll- 
ständig sind,  ist  stets  nothwendig  und  nicht  am  wenigsten  auf  dem  Gebiete 
der  Socialwissenschaften,  wo  die  Phänomene,  deren  generelles  Wesen  unil 
generellen  Zusammenhang  man  erklären  soll,  in  der  Kegel  als  das  Resultat 
vieler  und  oft  widerstreitiger  Kräfte  hervorgehen  und  folglich  ausser- 
ordentlich complicierter  Natur  sind.  Aber  hiebei  ist  wohl  zu  beachten:  Die 
Verificatiou  der  exacten  Theorien  wird  nie  durch  eine  blosse  Vergleichung 
derselben  mit  einzelnen  concreten,  individuell  bestimmten  Pbänoraeneo 
erreicht,  sondern  mit  den  der  Wirklichkeit,  oder  anders  ausgedrückt,  der 
Erfahrung  des  täglichen  Lebens  und  historischen  und  statistischen  Dar- 
stellungen entnommenen  empirisclien  Typen  und  Gesetzen.  Und  ebenso  i.st 
es  ein  vollständiges  Missverständnis,  sich  einzubilden,  wie  so  viele  gethau 
haben,  dass  man  andererseits  eine  exacte  Theorie  umstossen  könnte,  indem 
man  die  vermeintliche  oder  wirkliche  Nichtübereinstimmung  derselben  mit 
Ulizusammenhängenden  individuellen  Phänomenen  nachweist.  Dergleichen 
zeigt  nur  eine  Unkenntnis  der  schon  längst  festgestellten  erkenutnis-tlieore- 
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tischen  Grundwahrheit,  dass  man  nie  auf  rein  theoretischem,  sondern  nur 
auf  liistorischem  Wege  dahin  gelangen  kann,  das  Individuelle  festzustellen 
und  zu  erfassen,  und  dass  sich  das  Typische  der  Natur  der  Sache  zufolge 
nur  in  einem  theoretischen  Typus  oder  Gesetz  feststellen  lässt. 

IX. 

Sowohl  in  den  Natur-  als  auch  in  den  Geisteswissenschaften  sehen  wir 
überall,  dass  sich  die  Forscher  mit  den  empirischen  Ty;^en  und  Gesetzen, 
die  so  zu  sagen  nur  den  Kahm  von  unserer  Erfahrung  und  unseren  Be* 
obachtungen  abschöpfen,  nicht  begnügen,  sondern  durch  speculative  Induction 
auf  die  ersten  Ursachen  zurückgehen,  um  aus  denselben  durch  Deduction 
exacte  Typen  und  Gesetze  herleiten  zu  können,  und  dass  ihre  Bestrebungen 
in  dieser  Richtung  trotz  aller  Schwierigkeiten  von  immer  grösseren  Erfolgen 
gekrönt  werden. 

Zu  gleicher  Zeit  hat  man  eigenthümlicherweise  erlebt,  dass  eine 
grosse  und  mächtige,  in  den  meisten  civilisierten  Ländern  verbreitete  Schule 
von  Nationalökonomen  und  Socialphilosophen,  seit  mehr  als  einem  Menschen- 
alter laut  verkündigt,  dass  wir  die  Phänomene  des  socialen  Lebens  nicht 
auf  exactem  Wege  erforschen  müssten;  exacte  gemeingiltige  Typen  und  Gesetze 
existierten  überhaupt  nicht  auf  diesem  Gebiete;  hier  hätten  wir  uns  in  alle 
Ewigkeit  mit  der  Beobachtung  und  Erfahrung  und  mit  den  empirischen 
Gesetzen,  die  sich  direct  von  denselben  ableiten  lassen,  zu  begnügen. 

Dass  sich  diese  Anschauung  bilden  und  solche  starke  Verbreitung 
unter  den  Nationalökonomen  der  verschiedenen  Länder  finden  könnte,  er- 
scheint auf  den  ersten  Blick  etwas  merkwürdig,  besonders  wenn  man  die 
ausserordentlich  bedeutenden  Resultate  in  Betracht  zieht,  welche  die  genialen 
Forschungen  Adam  Smiths  und  seiner  grossen  Nachfolger  in  exacter 
Richtung  erzielten,  und  durch  welche  die  theoretische  Nationalökonomie  als 
eine  selbständige  Wissenschaft  gegrändet  wurde  und  ihre  erste  Glanzperiode 
erreichte.  Diese  Forschungen  scheinen  doch  wirklich  so  wertvoll  zu  sein, 
dass  es  keinem  Gelehiten  hätte  einfallen  sollen,  dieselben  als  der  AVirk- 
lichkeit  feindliche  und  bedeutungslose  Abstractionen  abfertigen  zu  wollen. 
Andererseits  ist  es  aber  auch  sicher,  dass  die  Nationalökonomen  in  der  ersten 
Zeit  geneigt  waren,  die  gemachten  Fortschritte  einigennaassen  zu  über- 
schätzen. Und  diese  Ueberschätzung  wurde  besonders  nach  der  Herausgabe 
von  John  Stuart  Mills  berühmter  Darstellung  der  Nationalökonomie,  in 
welcher  beinahe  alle  bisherigen  Resultate  der  letzteren  meisterhaft  zu  einem 
ganzen  wissenschaftlichen  System  verarbeitet  waren,  so  stark,  dass  man 
factisch  eine  Zeitlang  den  Eindruck  hatte,  dass  die  Nationalökonomie  nun  so 
weit  gekommen  wäre,  eine  in  ihren  Hauptzügen  beinahe  vollkommene  und 
vollendete  Wissenschaft  zu  werden. 

Da  man  nach  und  nach  die  sogenannte  classische  Nationalökonomie  einer 
näheren  Prüfung  unterwarf,  kam  man  ziemlich  schnell  ins  Reine  damit,  dass  die 
Vollkommenheit  bei  weitem  noch  nicht  erreicht .  sei,  und  dass  viele  ihrer 
l'heorien  durchaus  nicht  im  Stande  seien,  eine  befriedigende  Erklärung  des 
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generellen  Wesen«  und  Ziisumnienlianges  der  volkswirtschaftlichen  Phänomene 
zu  geben. 

Besonders  in  Deutschland  entstand  alsdann  eine  Schule  von  National- 
ökonomen mit  Männern  wie  Koscher,  Hildebrand  und  Knies  an  der 
Spitze,  die  nicht,  wie  es  wohl  am  natürlichsten  erschienen  wäre,  der  ünvoU- 
kommenheit  der  bisherigen  Forschungen  die  Schuld  für  die  ünvoll- 
komitienlieit  der  Nationalökonomie  beilegten,  sondern  der  Methode  selbst, 
nach  welcher  man  bisher  besonders  geforscht  hatte.  Man  sagte,  dass  man 
überhaupt  die  Aufgabe  dieser  Wissenschaft  verkehrt  gestellt  habe;  die  zu 
Grunde  liegende  Betrachtnngweise  selbst  sei  unrichtig;  und  nur  dadurch, 
dass  sie  neue  Bahnen  einschlage,  könne  die  Nationalökonomie  wirkliche 
Fortschritte  machen. 

Das  Vorgehen  der  früheren  Nationalökonomen:  von  den  wirtschaftlichen 
Bestrebungen  aller  einzelnen  Individuen  auszugehen,  um  von  denselben  aus 
—  wie  von  einer  Art  von  Gesellschaftsatomen  —  die  Typen  und  Gesetze 
der  socialökonomischen  Phänomene  zu  deducieren,  wurde  für  ein  vollständig 
verfehltes  Verfahren  erklärt.  Alle  socialen  Phänomene,  auch  die  volkswirt- 
schaftlichen, befänden  sich,  sagte  man.  in  einer  steten  Entwickelung  und 
träten  daher  zu  den  verschiedenen  Zeiten  und  an  den  versciiiedenen  Orten 
in  einer  je  nach  den  Volksindividualitäten  und  der  Entwickelungsstufe  der 
(resellschaft  äusserst  verschiedenen  Gestalt  auf  und  könnten  deswegen  in 
Wahrheit  keinen  exacten  gemeingiltigen  Gesetzen  unterworfen  sein,  weswegen 
ein  Suchen  nach  solchen  Gesetzen  vergebliche  Arbeit  sei.  Jede  Theorie,  von 
der  man  angab,  dass  sie  eine  für  alle  Orte  und  Zeiten  absolute  Gemein- 
giltigkeit  habe,  oder  die,  wie  man  es  ausdrückte  .kosmopolitisch"  oder 
.perpetualistisch*  sein  würde,  wäre  eo  ipso  falsch.  Sowohl  in  der  National- 
ökonomie als  aucii  in  den  anderen  Socialwissenschaften  müsse  man  nie 
, absolute«  Lösungen  verlangen,  sondern  sich  immer  mit  »relativen* 
Lösungen,  mit  den  aus  der  Erfahrung  gewonnenen  empirischen  Typen  und 
Gesetzen  begnügen,  welche,  da  sie  aus  „der  vollen  empirischen  Wirklichkeit" 
geschöpft  wurden,  auch  dieser  Wirklichkeit  entsprechen.  Wir  haben 
schon  früher  (Seite  •')21 — 522)  eine  Reihe  von  Beispielen  von  dem,  was  man 
in  der  Nationalökonomie  unter  empirischen  Typen  und  Gesetzen  versteht, 
angeführt,  und  man  wird  wohl  den  Eindruck  erhalten  haben,  dass  eine 
Sammlung  solcher  Erfahrungssätze  allein  im  Grunde  genommen  einen  sehr 
mageren  Inlialt  für  eine  ganze  Wissenschaft  bilden  würde.  Dasselbe  GefQlü 
war  es  gewiss  auch,  dass  zur  Aufstellung  der  Forderung  führte,  dass  man 
die  spociliscli  wirtschaftlichen  Sooialphänomene  überhaupt  nicht  von  einem 
specifisch-ökonomischen  Standpunkte  aus  absondern  und  isoliert  behandeln 
sollte.  Die  volkswirtschaftlichen  Phänomene  sollten  im  Gegentheil  immer  im 
genauen  Zusammenhange  mit  dem  ganzen  übrigen  socialen  Leben  untersucht 
werden.  Man  wollte,  mit  anderen  Worten,  geradezu  die  theoretische  National- 
ökonomie als  selbständige  Wissenschaft  aufheben. 

Was  eigentlich  von  Wichtigkeit  sei,  sagte  man,  würe  nämlich  nicht. 
von  einem  einzelnen  Gesichtspunkte  aus  eine  einzelne  Gruppe  der  socialen 
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Phänomene  für  sich  zu  untersuchen,  sondern  den  Gesellschaftsorganismns 
selbst  im  Ganzen  genommen  zu  studieren.  Es  galt,  eine  ganz  neue,  alle 
theoretischen  Gesichtspunkte  und  alle  Socialphänomene  umfassende  Gesell- 
schaftswissenschaft oder  Sociologie  zu  schaffen,  die,  wie  einzelne,  unter  denen 
besonders  Schäffle,  sich  dachten,  die  Anatomie,  Physiologie  und  Psycho- 
logie der  menschlichen  Gesellschaft  zu  gleicher  Zeit  werden  sollte,  und 
worin  alsdann  die  Volkswirtschaft  als  ,  Stoffwechsel'  des  gesellschaftlichen 
Organismus  auftreten  würde,  während  sie  von  anderen,  besonders  von 
Auguste  Comte  und  seinen  Schülern  als  in  zwei  Theile  fallend  aufgefasst 
wurde,  in  eine  sogenannte  Statik,  die  die  Bedingungen  für  das  Dasein 
der  Gesellschaft  und  die  gegenseitige  Verbindung  zwischen  gleichzeitigen 
gesellschaftlichen  Zuständen  untersucht,  und  in  eine  sogenannte  Dynamik, 
die  die  Gesetze  für  die  Entwickelung  der  Gesellschaft  darlegt. 

Die  Forschungsmethode,  die  man  anwenden  sollte,  um  eine  solche 
Gesellschaftswissenschaft  zu  erlangen,  war  nicht  eine  exact-theoretische 
sondern  die  sogenannte  „historische"  und  »organische"  Methode.  Es  galt 
mit  anderen  Worten  erst  durch  historische  und  statistische  Forschung  den 
früheren  und  jetzigen  Zustand  der  ganzen  Gesellschaft  kennen  zu  lernen, 
danach  eine  möglichst  grosse  Anzahl  empirischer  Gesetze  für  die  Coexistenz 
und  Aufeinanderfolge  der  socialen  Phänomene  nicht  allein  in  ökonomischer, 
sondern  auch  in  reclitlicher,  politischer,  religiöser,  moralischer  und  intelec- 
tueller  Hinsicht  herauszuziehen,  um  endlich  dadurch  die  Richtung,  in  der 
sich  das  sociale  Leben  in  allen  genannten  Hinsichten  und  auf  all  den  ver- 
schiedenen Gebieten  entwickelt  hat  und  sich  in  Zukunft  entwickeln  wird, 
nebst  den  Gesetzen,  nach  denen  diese  Entwickelung  vor  sich  geht,  klar 
zu  legen.  Dies  war  die  einzige  seligmachende  Forschungsmethode,  und 
ein  jedes  Streben  nach  exacten,  gemeingiltigen  national-ökonomischen  Typen 
und  Gesetzen  wurde  entweder  als  , unhistorisch",  „abstract"  oder  „ato- 
mistisch"  verdammt  oder  ganz  einfach  ignoriert. 

Von  den  bisher  von  Männern  wie,  z.  B.  Comte,  Herbert  Spencer, 
Schäffle  und  Lilien  fei  d  gemachten  Versuchen,  eine  solche,  das  ganze 
menschliche  Gemeinleben  umfassende  Sociologie  zu  gründen,  kann  man  indessen 
nicht  sagen,  dass  sie  glücklich  ausgefallen  wären,  und  sie  haben  wesentlich 
in  der  Aufstellung  verschiedener,  mehr  oder  weniger  gesuchter  Analogien 
zwischen  der  als  Organismus  aufgefassten  Gesellschaft  und  den  wirklichen 
Organismen,  wie  auch  in  einzelnen  mehr  oder  weniger  unsicheren  Voraus- 
sagungen hinsichtlich  der  zukünftigen  Entwickelung  der  Gesellschaft  resultiert. 
Es  ist  auch  klar,  dass  es  auf  dem  Gebiete  der  Socialwissenschaften  nicht 
besser  als  auf  jedem  anderen  Gebiete  angeht,  das  unschätzbare  Hilfsmittel, 
welches  die  wissenschaftliche  Arb  eits  th  eil  un  g  darbietet,  dergestalt 
verwerfen  zu  wollen,  sondern  dass  man  im  Gegentheil  auch  hier  genöthigt 
ist,  die  Wissenschaft  zu  specialisieren,  falls  man  ein  wirklich  theoretisches 
Verständnis  der  Phänomene  des  socialen  Lebens  erreichen  will. 

Es  ist  jedoch  kein  Zweifel  darüber,  dass  sich  auch  die  Mitglieder  der 
, historischen    Schule"    in   der  Nationalökonomie   in   mehreren    Beziehungen 
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jjrosse  Verdienste  erworben  haben,  allein,  wohlgemerkt,  nicht  eigentlich  als 
Nationiilökonomen,  sondern  als  Pfleger  der  Geschichte  und  der  Statistik  der 
Volkswirtscliaft,  indem  sie  durch  ihre  gründlichen  historischen  und  stati- 
stischen Forschungen  in  hohem  Grade  das  Verständnis  vieler  concreter 
volkswirtschaftlicher  Pliänomene  befördert  haben.  Der  tiieoretischen  National- 
ökonomie dagegen  hat  die  historische  Schule  verhältnismässig  nur  wenige 
und  nicht  sehr  bedeutende  Beiträge  geliefert,  die  wegen  ihrer  vollständigen 
Verkennung  der  Wichtigkeit  der  exacten  Forschung  beinahe  ganz  und  gar 
realistisch-empirischer  Natur  ge^vesen  sind. 

Die  Reform  der  theoretischen  Nationalökonomie,  deren  Nothwendigkeit 
man  fühlte,  kam  also  nicht  und  konnte  selbstverständlich  auch  nicht  von 
den  Nationalökonomen  der  historischen  Schule  kommen.  Dagegen  ist  es 
im  Laufe  der  letzten  Jalir/.eluite  einer  Reihe  von  hervorragenden  Forschern 
verschiedener  Nationalität  —  unter  diesen  nennen  wir  hier  nur  den  Engländer 
Jcvons,  den  Schweizer  Walra  s  und  den  Oesterreicher  Carl  Menger  — 
gelungen,  die  Arbeit  der  alten  Meister  wieder  aufzunehmen  und  ohne  jegliche 
principielle  Veränderung  in  der  wissenschaftlichen  Forschungsmethode  neue 
Resultate  von  solcher  Bedeutung  zu  gewinnen,  dass  sie  thatsächlich  in  der 
Geschichte  der  national-ökonomischen  Wissenschaft  Epoche  gemacht  haben. 
All  diese  Schriftsteller  legen  das  Hauptgewicht  auf  die  exacte  Forschung, 
als  den  bedeutsamsten  und  schwierigsten,  sowie  eben  deswegen  auch  den 
bisher  unvollkommensten  Tiieil  der  theoretischen  Nationalökonomie. 

X. 

Selbst  ein  flüchtiger  Blick  auf  das  grossartige  wissenschaftliche  Lehr- 
gebäude, welches  von  den  sogenannten  classischen  Nationalökonomen,  wie 
Adam  Smith,  Maltlius,  .1.  B.  Say,  Ricardo,  Senior,  Stuart 
M  i  11  und  C  a  i  r  n  e  s  aufgeführt  wurde,  wird  genügend  sein,  davon  zu  über- 
zeugen, dass  die  wissenschaftliche  Methode,  wonach  diese  Forscher  in  der 
theoretischen  Nationalökonomie  vorgiengen,  in  allem  Wesentlichen  richtig 
war  und  darin  bestand,  erst  die  volkswirtschaftlichen  Phänomene  zu  generali- 
sieren und  die  empirischen  Typen  und  Gesetze  derselben  festzustellen,  um 
darauf  durch  Induction  erste  Ursachen  zu  finden  und  aus  diesen  exacte  Tj-pen 
und  Gesetze  zu  deducieren,  welche  sie  danach  verificierten  und  durch  erneute 
Liduction,  Deduction  und  Verification  zu  vervollkommnen  suchten. 

Das  einzige  hinsichtlich  der  Methode  selbst  eigentlich  Neue,  das  in 
letzterer  Zeit  erschienen  ist,  ist  der  Versuch  der  von  dem  Franzosen  Cournot 
gegründeten  und  von  Walras,  Jevons  und  anderen  fortgesetzten  soge- 
nannten mathematischen  Schule,  vermittelst  der  Matiiematik  die  Correctheit 
der  exacten  Deduction  sicherzustellen. 

In  einer  Socialwissenschaft  wie  der  theoretischen  Nationalökonomie 
treten  nun  bekanntlich  weder  die  durch  Induction  gefundenen  ersten  Ursachen 
noch  die  typischen  Umstände,  unter  welchen  diese  wirken  —  wie  in  den 
reinen  Natuiwissenscluiften  —  mit  constanter  Stärke  auf;  man  kann  ihnen 
folglicli  auch  keine  quantitative  oder  numerisch  genaue  Bezeichnung  geben. 
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Die  mathematische  Ausführung  der  Deduction  wird  dalier  unmöglich  jemals 
annähernd  innerhalb  der  exacten  Nationalökonomie  die  Bedeutung  haben 
können,  die  sie  unstreitig  in  Wissenschaften  wie  z.  B.  in  der  Astronomie, 
Physik  und  Chemie  besitzt,  wo  wegen  der  stets  constanten  und  quantitativ 
genau  bestimmbaren  Stärke  der  wirkenden  Ursachen  nicht  nur  die  exacten, 
sondern  auch  die  empirischen  Typen  und  Gesetze  in  mathematischer  Form 
ausgedrückt  werden  können,  und  wo  die  Deduction  infolge  dessen  durch 
und  durch  mathematisch  wird. 

Wenn  sich  nun  aber  die  classischen  Nationalökonoraen  kraft  dieser 
Betrachtung  dazu  verleiten  Hessen,  die  Hilfe  der  Mathematik  gänzlich  zu 
verwerfen,  giengen  sie  unzweifelhaft  viel  zu  weit.  Sie  übersahen  nämlich 
dabei,  dass,  da  erstens  die  im  volkswirtschaftlichen  Leben  wirkenden  Ur- 
sachen, wenngleich  sie  sich  quantitativ  und  numerisch  nicht  genau  bestimmen 
lassen,  doch  immer  eine  quantitative  Seite  haben,  indem  sie  bald  stärker 
bald  schwächer,  also  quantitativ  verschieden  auftreten,  und  da  ausserdem 
die  deducierten  Typen  und  Gesetze  oft  als  das  Resultat  eines  gegenseitigen 
Wechselwirkungs-Verhältnisses  zwischen  Ursachen  dieser  Art,  oder  mit 
anderen  Worten  als  Functionen  von  gegenseitig  abhängigen  variablen  Grössen 
erscheinen,  —  eine  mathematische  Betrachtungsweise  also  trotzdem  immer 
möglich,  und  nicht  selten  ganz  nothwendig  ist. 

Darin,  dass  quantitativ  genau  bestimmte  Prämissen  keineswegs  noth- 
wendig sind,  um  eine  Anwendung  der  Mathematik  zu  ermöglichen,  haben 
daher  die  Eepräsentanten  der  mathematischen  Schule  unzweifelhaft  Recht, 
und  es  ist  ihnen  auch  factisch  gelungen  nachzuweisen,  wie  sich  die  nicht- 
mathematischen Nationalökonomen  auf  verschiedeneu  und  dies  sogar  sehr 
wesentlichen  Punkten  solcher  Fehler  schuldig  gemacht  haben,  wie  z.  B.  wirk- 
lich variable  Grössen  zu  behandeln,  als  ob  sie  constante  wären,  und 
nicht  die  Bedeutung  so  wichtiger  Umstände  zu  verstehen  wie  z.  B.,  dass 
die  Phänomentypen  in  gegenseitigem  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ein- 
ander stehen,  und  dass  in  den  Veränderungen  derselben  bald  eine  ununter- 
brochene Continuität  vorhanden  ist  und  bald  nicht.  Andererseits  sollte 
doch  aber  auch  kräftig  darauf  hingewiesen  werden,  dass  in  wissenschaft- 
licher Beziehung  doch  nur  das  von  Wichtigkeit  ist,  dass  man  im  Stande 
sei,  da,  wo  die  Natur  des  Gegenstandes  es  fordert,  die  vorliegenden  Verhält- 
nisse mathematisch  richtig  anzuschauen  und  zwar  derart,  dass  man  nicht 
wegen  mathematischer  Unkenntnis  wirkliche  Fehler  begeht.  Dagegen  gleich 
vielen  Anhängern  der  mathematischen  Schule  in  grösserer  Ausdehnung 
die  gewöhnliche  und  gemeinfassliche  Darstellung  der  ökonomischen 
Deduction  selbst  durch  eine  Reihe  theils  abstruser  mathematischer  Symbole, 
aus  algebraischen  Dift'erenzialgleichungeu  und  geometrischen  Diagrammen 
bestehend,  ersetzen  zu  wollen,  ist  sicherlich  in  jeder  Socialwissenschaft, 
deren  erste  Ursachen  ja  nicht  nur  blind  wirkende  Naturki'äfte  sind,  sondern 
zum  wesentlichsten  Theil  aus  rein  psychologischen  Gesetzen  für  menschliche 
Neigungen  bestehen,  in  hohem  Grade  am  unrechten  Orte.  Jedenfalls  wünir,. 
was   ja   auch   so    ausgezeichnete   Mathematiker  wie  z.  B.  Mars  hall    und 
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Edge wovth  in  der  Tliat  eingeräumt  haben,  eine  solche  Venlndoning 
in  der  Darstclliing.sweise  den  national-ölfonoinischen  Werken  ohne  jeden 
Zweifel  ungefähr  "/,„  ihrer  Leser  rauben. 

Bei  den  grosser,  classisphen  Nationalökonomen  kann  man  allerding»  in 
einzelnen  Stücken  eine  mathematisch  richtigere  Auffassung  gewisser  Gnindpro- 
bleme  wünschen;  im  übrigen  war  aber  ihre  Forschungsmethode,  wie  scliou 
gesagt,  in  allem  Wesentlichen  con-ect. 

Wenn  trotzdem  die  theoretische  Nationalökoi.omie  nach  dem  Tode 
dieser  Gelehrten  eine  Zeitlang  sozusagen  stecken  blieb,  so  liegt  die  Schuld 
daran  nicht  nur  an  der  verständnislosen  Misstimmung  der  einflussrcicheii 
historischen  Schule  gegen  die  exacte  Forschung,  sondern  auch  zum  wesent- 
lichen Theil  an  den  classischen  Nationalökonomen  selbst.  Nach  und  nach 
wurde  nämlich  unter  ihnen  der  Glaube  allgemein,  dass  alle  wirklichen 
ökonomischen  ersten  Ursachen  oder  mit  anderen  Worten  alle  eigentlichen 
Grundsteine  zum  exacten  wissenschaftlichen  Bau  nun  herbeigeschafft  und 
zurecht  gelegt  seien,  so  dass  man  nur  auf  der  gegebenen  Grundlage  weiter 
bauen  müsse.  Diese  Ansicht  wurde  besonders  mit  beinalie  verblüffender 
Aufrichtigkeit  von  Senior  ausgesprochen,  der  bekanntlich  behauptete,  dass 
die  ganze  exacte  Nationalökonomie  in  letzter  Instanz  von  sage  vier  ersten 
Ursachen  hergeleitet  werden  sollte,  nämlich  1.  von  dem  von  uns  schon  so 
oft  genannten  psychologischen  Gesetz,  dass  die  Menschen  bei  ihrer  wirt- 
schaftlichen Wirksamkeit  den  möglichst  grossen  Ertrag  mit  möglichst 
geringer  Anstrengung  zu  erzielen  suchen;  2.  von  dem  von  Malthus  herbei- 
gezogenen und  später  so  berühmten  Bevölkerungsgesetz;  3.  von  dem  Gesetz, 
dass  die  Menschen  durch  Anwendung  von  Capital  oder  dadurch,  wie  es  die 
modernen  Natio.nalökonomen  ausdrücken,  dass  sie  Productionsumwege  ein- 
schlagen, im  Stande  sind,  die  Ergiebigkeit  ihrer  ökonomischen  Thätigkeit 
bis  ins  beinahe  Unbegrenzte  zu  vermehren,  und  endlich  4.  von  dem  Gesetz 
von  dem  abnehmenden  Ertrag  des  Bodens. 

Man  irrt  sich  nun  nicht  in  der  Behauptung,  dass  diese  von  Senior 
formulierte  Anschauung  thatsächlich  von  den  späteren  classischen  Natioiial- 
ökonomen  gehuldigt  wurde,  und  wir  finden  sie  denn  auch  von  Cairnes  in 
seinem  mit  Kecht  so  hoch  geschätzten  Werke:  The  Ohara cter  and 
Logical  Method  ofPolitical  Econoray,  welches  die  ohne  Frage 
talentvollste  Darstellung  der  Forschungsmethode  der  classischen  National- 
ökonomeu  enthält,  sanctioniert  und  behauptet. 

Im  Gegensatz  zu  den  in  den  Naturwissenschaften  auftretenden  ersten 
Ursachen,  die  alle  rein  unempirischer  Natur  sind  und  sich  nur  durch  specu- 
lative  Induction  oder,  wie  Cairnes  sagt,  durch  einen  »Appell  an  die 
Intelligenz"  bestimmen  lassen,  sind  —  so  spricht  sich  dieser  Forscher  in 
dem  erwähnten  Werke  aus  —  die  ökonomischen  ersten  Ursaciicn  immer 
rein  empirische  Gesetze,  die  man  kennen  lernt,  und  deren  Wahrheit  man 
einsieht,  entweder  durcli  directe  sinnliche  Beobachtung  der  Aussenwelt  oder 
durch  die  Wahrnehmung  dessen,  was  in  unserem  eigenen  Bewusstsein  vor- 
geht. Bei  der  Aufstellung  der  ersten  Ursachen  ist  daher  der  exacte  National- 
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Ökonom  unabhängig  von  dem  inductiven  Process,  der  nothwendig  ist,  um 
die  ersten  Ursachen  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften  zu  erfassen,  und 
folglich  braucht  er  nie  Hypothesen  aufzustellen.  Er  ist  nämlich  schon, 
wenn  er  seine  Arbeit  beginnt,  mit  den  ersten  Ursachen 
bekannt.     (The  econoraist   staits   with  a  knowledge  of  ultimate   causes.) 

Danach  sah  es  denn  factisch  aus,  als  wenn  man  in  der  exacten  ökono- 
mischen Forschung  für  eine  speculative  Induction  zum  Suchen  von  neuen 
ökonomischen  ersten  Ursachen  keine  Verwendung  mehr  hätte.  Die  einzige 
Aufgabe,  die  der  Induction  übrig  blieb,  war  nur,  neue  Ursachen  von  unter- 
geordneter Bedeutung  festzustellen.  Uebrigens  sollte  man  in  alle  Ewigkeit 
fortfahren,  aus  den  ein  für  allemal  gefundenen  Prämissen  weiter  zu  deducieren. 

Aus  dem,  was  wir  schon  in  einem  früheren  Abschnitt  ausgesprociien 
haben,  wird  klar  werden,  dass  diese  Auffassung  der  exacten  Nationalökonomie 
als  einer  rein  a  priorischen  Wissenschaft  thatsächlich  ein  Missverständnis 
des  Wesens  der  exact-ökonomischen  Induction  und  ein  vollständiges  Unter- 
schätzen der  Schwierigkeit  und  Bedeutung  derselben  bezeichnet.  Allerdings 
kann  ein  jeder  durch  Erfahrung  zur  Kenntnis  der  Wahrheit  der,  anderen 
Wissenschaften  angehörigen  empiri.schen  Gesetze  kommen,  welche  die  im 
Volks wirtschaftliclien  Leben  auftretenden  ersten  Ursachen  bilden;  dazu  bedarf 
es  sicherlich  keiner  speculativen  Induction.  Was  man  aber  durchaus  nicht 
so  ohneweiters  durch  Erfahrung  erlangen  kann,  das  ist  das  hinter  der 
directen  Erfahrung  liegende  Cau  sali  tat  sv  erb  ältnis  selbst,  oder  mit 
anderen  Worten  die  Kenntnis,  welche  von  den  vielfältigen  empirischen  Gesetze, 
all  der  verschiedenen  Wissenschaften  gerade  eine  so  grosse  ökonomische 
Tragweite  haben,  dass  diese  sie  wirklich  zu  ökonomischen  ersten  Ur- 
sachen macht.  Wie  wir  schon  früher  hervorgehoben  haben,  kann  in  dieser 
Weise  ein  jeder  praktische  Landwirt  ohne  jegliche  Schwierigkeit  durch  Er- 
fahrung die  AVahrlieit  des  Gesetzes  von  dem  abnehmenden  Ertrag  des  Bodens 
erkennen :  aber  nur  kraft  einer  mit  ausserordentlich  intuitivem  Scharfblick 
ausgeführten  Induction  gelang  es  Männern  wie:  Anderson,  Malthus. 
West  und  Ricardo,  die  ökonomische  Tragweite  desselben  einzusehen  und 
zu  errathen,  dass  gerade  in  diesem  empirischen  Gesetz  die  erste  Ursache  zur 
Grundrente  gesucht  werden  musste.  Und  ebenso  gieng  es  auch  mit  allen 
übrigen  ökonomischen  ersten  Ursachen,  wie  z.  B.  mit  dem  von  Malthus 
herbeigezogenen  physiologischen  Gesetze  für  die  Vermehrungsfäligkeit  der 
Menschen,  das  vor  seiner  Zeit  nicht  unbekannt  war,  während  es  doch  erst 
seiner  genialen  Induction  vorbehalten  war,  die  Bedeutung  desselben  als  erste 
Ursache  zur  Erklärung  der  allerwichtigsten  ökonomischen  Probleme  einzu- 
sehen. Das  Causalitätsverhältnis  selbst,  dessen  Ermittelung  und  Beweis- 
führung die  einzige  Aufgabe  aller  exacten  Forschung  ist,  ist  überhaupt  auf 
jedem  Gebiet  des  menschlichen  Wissens  vollständig  unempirisch,  und  jeg- 
liche Vermnthung,  dass  irgend  ein  gewöhnliclier  Erfahrungssatz  oder  empi- 
risches Gesetz  thatsächlich  eine  ökonomische  erste  Ursache  ausmacht,  musa 
deswegen  immer  als  eine  Hypothese  hingestellt  werden,  deren  Richtigkei 
allein  dadurch  bewiesen  werden  kann,  dass  sich  aus  derselben  einet 
befriedigende  exacte,  ökonomische  Theorie  deducieren  lässt. 
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Nun  haben  siclierlich  die  historischen  Nationalökonomen  eine  richtigo 
Ahnung  davon  gehabt,  wie  nutzlos  es  sein  würde,  auf  <;ine  unablässig  er- 
neute Deduction  von  den  alten,  schon  längst  erschöpften  oder,  wenn  man 
will,  ausdeducierten  Prämissen  angewiesen  zu  sein.  Und  da  ausserdem  nicht 
viele  von  ihnen  als  theoretische  Denker  sonderlich  hervorragten,  ist  es  aller- 
dings nicht  so  seltsam,  dass  sie  der  exacten  ökonomischen  Forschung  den 
Rücken  kehrten  und  sich  anstatt  dessen  bemühten,  neues  geschichtliclies 
und  statistisches  Material  zur  Herbeiziehung  neuer  enipiriscli-ökonoraisclier 
Typen  und  Gesetze  zu  beschaffen. 

Als  aufs  neue  originelle  Tiieoretiker  unter  den  Nationalökonomen 
erschienen,  trat  doch  schnell  ein  Umschlag  ein,  und  man  fieng  an,  auf  dem 
Grunde,  auf  dem  der  theoretische  Bau  der  classischen  Nationalökonomie 
stand,  zu  graben.  Da  entdeckte  man  denn  unrichtig  erfasste  Ausgangs- 
punkte, unsoliden  Grund,  der  zusammenstürzte,  Theile  des  Gebäudes  mit 
fortriss  und  nicht  wenige  der  Probleme,  die  man  gelöst  glaubte,  in  iiirer 
ganzen  wirklichen  üngelöstheit  erscheinen  liess.  Man  begriff  nun,  dass  es 
bei  der  exacten  Forschung  niciit  mehr  so  sehr  auf  eine  fortgesetzte  De- 
duction von  den  alten  Prämissen  ankäme,  als  auf  eine  neue  Induction  zur 
Entdeckung  neuer  ersten  Ursachen,  damit  man  im  Stande  sein  könne,  aus  den- 
selben richtigere  exacte  Theorien  zu  deducieren.  Mit  sicherem  Blick  für 
das  Wesentliche  haben  sicii  diese  Forscher  vorzugsweise  an  die  Psychologie 
gewendet  als  an  die  Wissenschaft,  worauf  jede  Socialwissenschaft  vor  allen 
Dingen  ruht,  und  aus  welcher  es  ihnen  durch  Induction  gelungen  ist,  die 
bisher  in  der  Nationalökonomie  unbewiesenen  psychologischen  Gesetze,  welche 
die  Menschen  bei  ihrer  Schätzung  der  wirtsciiaftlichen  Güter  beherrsclien, 
als  neu  entdeckte  ökonomische  erste  Ursachen  ans  Licht  zu  ziehen.  Und  aus 
diesen  ersten  Ursachen,  von  welchen  das  Gesetz  des  Grenznutzens  und  das 
von  dem  Oesterreicher  B  ö  h  m  -  B  a  w  e  r  k  zur  Erklärung  des  Capitalzinses 
herbeigezogene  Gesetz,  dass  die  Menschen  durchgängig  gegenwärtige  Güter 
höher  als  zukünftige  zu  schätzen  pflegen,  wohl  die  wichtigsten  waren,  sind 
sie  im  Stande  gewesen,  exacte  ökonomische  Theorien  zu  deducieren,  die 
bekanntlich  nicht  nur  die  alte  Wertlehre,  sondern  grosse  Theile  des  ganzen 
übrigen  Systems  verbesserten. 

Thatsächlich  sind  die  hier  genannten  ökonomischen  ersten  Ursachen 
alte,  in  der  Psychologie  schon  längst  bekannte  empirische  Gesetze').  Aus 
diesen  neue  epochemachende  ökonomische  Theorien  deducieren  zu  können, 
liat  man  natürlich  ausserordentlichen  Scharfsinn  und  logische  Kraft  an  den 
Tag  legen  müssen.  Trotzdem  ist  es  nicht  so  sehr  die  gut  ausgeführte  Deduc- 
tion, an  der  man  den  wirklich  genialen  Forscher  erkennt.  Durch  specula- 
tive  Induction  aber  ein  solch  geringes,  zugrundeliegendes  psychologisches 
Gesetz  als  neue  ökonomische  erste  Ursache  zu  erfassen,  und  gleichzeitig 
die  ganze  ökonomische  Tragweite  derselben  klar  zu  verstehen 
—  dies  heisst  eine  wissenschaftliche  Entdeckung  machen. 

•)  Z.  B.  in  Plato's  Protagoras  356  c  findet  «ich  letttercs  Gesetx  schon  ansge- 
sprochen  vor. 
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(AUS  DEM  ITALIENISCHEN  ÜBERSETZT  VON  DK.  FK.  PROBST.) 


Der  Socialismus  war  in  Italien,  sowohl  als  Doctrin,  wie  als  sociale 
Bewegung  eine  gänzlich  fremde,  importierte  Ware.  In  den  italienischen 
Ueberlieferungen  fand  sich  nichts,  was  als  Vorbereitung  für  irgend  welche 
Verbreitung  der  coUectivistischen  Theorien  hätte  dienen  können;  ja  die 
Lehren  Giuseppe  Mazzinis  und  Carlo  Cataneos,  die  verbreitetsten 
in  Italien  zur  Zeit  des  ersten  Eindringens  des  Socialismus,  stellten  und 
stellen  sich  wirtschaftlich  als  der  schärfste  Gegensatz  jener  dar. 

Man  hat  jüngst  versucht,  eine  ältere  Arbeit  von  Carlo  Pisacane 
»Saggio  sulla  involuzione"  wieder  hervorzuziehen,  welche  schon  B.  Malen 
im  25.  Capitel  seiner  „Histoire  du  Socialisme"  (Paris,  1885,  Band  IV)  als 
einen  kräftigen  Anstoss  zur  ersten  Entstehung  des  Socialismus  in  Italien 
bezeichnet  und  darthun  will,  dass  dieser  Essay  die  Lehren  des  Collectivismus 
schon  mehr  als  bloss  im  Keim  enthielt.  Wer  jedoch  die  erwähnte  Schrift  des 
muthigen  Verfassers  ohne  Vorurtheil  liest  und  sich  den  Stand  und  die 
Tendenzen  der  Literatur  und  Philosophie  zu  der  Zeit,  da  jene  erschien,  vor 
Augen  hält,  gelangt  leicht  zu  der  Ueberzeugung,  dass  diese  auch  von 
Giovanni  Boglietti  in  der  „Nuova  Antologia*  (vom  1.  und  15.  November 
1 894)  und  von  Dr.  C  o  1  a j  a  n  n  i  in  seinem  Vorworte  zu  der  von  den  italienischen 
Socialisten  veranstalteten  Neuauflage  des  Essays  vertretene  Anschauung  nicht 
haltbar  ist  und  der  wahren  Sachlage  nicht  entspricht. 

Auch  jetzt  kann  man  nicht  sagen,  dass  der  Socialismus  eigentlich 
Bresche  in  die  Massen  gelegt  habe,  so  dass  er  sich  das  wirkliche  Heimats- 
recht erworben  hätte,  nicht  einmal  dort,  wo  er  am  meisten  verbreitet  ist 
und  die  grösste  Zahl  von  Anhängern  besitzt,  wie  in  der  Lombardei  und  in 
jener  Zone  Oberitaliens,  welche,  vom  Modenesischen  ausgehend,  sich  über  das 
Parmesanische  und  die  Emilia  erstreckt,  das  Pogebiet,  das  Cremone- 
sische  und  Mantuanische  in  sich  begreift  und  ihre  Ausläufer  bis  nach  Ligurien 
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^H       entsendet,  einer  Zone,  welche   die  «graue"  fgrigia)  genannt  wurde  und  die 
^K       Aufmerksamkeit   des  Pnblicums   speciell   nach   den    allgemeinen  politischen 
^H       Wahlen  der  Jahre  1890  und  1892  auf  sich  lenkte.    Auch  dort,  wo  er  eine 
^^      grössere  Gefolgschaft  aufweist,  ist  er  keine  ins  Blut  der  Bevölkerung  über- 
gegangene Lehre,  sondern  ein  Gährstotf,  der  den   politischen  Leidenschaften 
dient,   wenn   er  nicht   eine  blosse   Flagge  ist,  die   die   wirkliche  Ware  nur 
schlecht    deckt.    Geradeso    war    es    mit   den    Aufständen    in    Sicilien 
(1893—94)  und  mit  den  beinahe  gleichzeitigen  in  der  Lunigiana,  indem 
nämlich  die  ersteren  ein  Ausbruch  des   ungeheuren  wirtschaftlichen  Elendes 
waren,  unter  welchem  jenes  Land  leidet,  verschärft  durch  besondere  Umstände 
und   erleichtert  durch  die  örtlichen  Ueberlicferungen;  und  die  letzteren  eine 
unbedachte  anarchistische  Eegung  unter  den  Abeitern  jener  Provinz,  ähnlich 
jenen,  welche  so  oft  in  der  Komagna  während  der  ersten  Periode  des  Socia- 
lismus  in  Italien  vorkamen. 

Von  Bakunin  im  Jahre  1876  importiert,  verbreitete  sich  der  Socialismus 
(iber  die  Halbinsel  und  machte  verschiedene  Schicksale  durch,  während  er 
die  Zelte  seiner  thätigsten  Schürer  von  der  Romagna,  wo  er  sich  zuerst 
niederliess,  in  die  Lombardei  übertrug,  von  wo  aus  heute  die  Gross-Lamas 
des  Marxischen  CoUectivismus  in  Italien  herrschen  und  commandieren.  Und 
ausser  dieser  Auswanderung  machte  der  Socialismus  in  Italien,  um  sich  aus 
einer  romantischen  und  revolutionären  Faction,  die  er  in  der  ersten  Zeit 
war,  in  eine  strenge  Doctrin  umzubilden,  die  er  heute  sein  will,  drei  Stadien 
durch. 

Das  erste  war  eben  das  des  revolutionären  Socialismus  oder  anarchi- 
stischen Communismus,  in  dem  der  Einfluss  Bakunins  vorherrschte  und  die 
ungesunden  Rückstände  des  revolutionären  Wirbelwindes,  welcher  die  Halb- 
insel in  Bewegung  gesetzt  und  befreit  hatte,  sich  Luft  machten;  das  zweite 
hatte  corporativen  Charakter,  war  aber  eine  blosse  Uebergangsperiode,  auf 
Grundlage  eines  geizigen  Exclusivismus  der  Arbeiter,  denn  in  diesem  zu 
engen  Sinne  hatte  man  sich  damals  die  Marxische  Lehre  und  Taktik  aus- 
gelegt; das  dritte  endlich  ist  das  des  gegenwärtigen  coUectivistischen 
Socialismus,  zu  welchem  man  durch  Erweiterung  der  Absichten  und  Aus- 
blicke kam.  Derselbe  wurde  inauguriert  auf  den  Congressen  von  Mailand 
(1891)  und  Genua  (1892),  neuerlich  bekräftigt  auf  dem  Congresse  von 
Reggio  Emilia  (1893).  Nachdem  man  ihn  auf  dem  verbotenen  Congresse 
von  Imola  (1894)  nicht  noch  einmal  festigen  konnte,  beschränkte  man  sich 
darauf,  ihn  sich  auf  einer  letzten  Zusammenkunft  in  Parma  (,13.  Jänner  1895) 
lobhaft  zu  vergegenwärtigen.  Dieses  letzte  Stadium  des  italienischen 
Socialismus  verkörpert  sich  in  der  socialistischen  Partei  der 
italienischen  Arbeiterschaft,  deren  Programm  und  Methode  ganz 
und  gar  von  der  Lehre  Karl  Marxs  durchtränkt  ist,  der  in  Wahrheit  auch 
der  Herr  und  Meister  der  nicht  zahlreichen  Schar  der  italienischen  So- 
cialisten  ist. 

Das  Interesse,  welches  die  Thatsachen  gerechterweise  erregen,  vermin- 
dert gewiss    nicht  das  für  die  Schriften,    welche  die  am  meisten  an  den 
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Verstand  sich  wendenden  Mittel  der  Propaganda  waren  oder  sind.  Ein 
doctrinärer  Socialismus,  im  genauen  Sinne  des  Wortes,  hatte  niemals  früher 
in  Italien  existiert,  nicht  nur  im  Sinne  einer  inländischen  Originalschöpfung, 
sondern  nicht  einmal  in  denn  Sinne  einer  Ausarbeitung  und  Entwickelung 
fremder  Lehren. 

„Der  italienische  Socialismus  ...  ist  der  wenigst  wissenschaftliche, 
weil  er  der  jüngste  ist  und,  soviel  ich  weiss,  kaum  die  ersten  Versuche  in 
der  Schrift  von  Turati  ,11  delitto  e  la  questione  sociale"  und  in  den  pole- 
mischen Artikeln  Camillo  Prampolinis  und  weniger  anderer  aufzuweisen 
hat."')  So  schrieb  im  Jahre  1884  einer  der  gebildetsten  italienischen  So- 
cialisten,  Napöleone  Colajanni. 

Die  italienischen  Socialisten  selbst  leugneten  vor  wenigen  Jahren  seine 
Existenz  oder  anerkannten  seine  geringe  Bedeutung.  Thatsächlich  waren 
die  grosse  W^ichtigkeit,  die  man  durch  so  viele  Jahre  nothgedrnngen  der 
politisch-nationalen  Frage  beilegte,  die  Unwissenheit  der  grossen  Menge  und 
die  noch  sehr  unvollkommene  Entwickelung  des  modernen  Industriewesens 
Ursache,  dass  der  Socialismus  bei  uns  weniger  entwickelt  als  anderwärts 
und  umsomehr,  dass  er  hinsichtlich  der  Ideen  vom  Auslande  abhängig  war, 
Ihren  Gesinnungsgenossen  in  Frankreich,  Deutschland,  Nordamerika,  ja  selbst 
England  weit  nachstehend,  hatten  die  italienischen  Socialisten  entweder 
bloss  generische  Tendenzen  oder  vertheilten  sich,  mit  wenigen  Abweichungen, 
unter  die  Anhänger  der  anarchistischen  Theorien  —  und  dies  waren  die 
zahlreichsten  —  und  die  Anhänger  des  deutschen  Collectivisraus  von 
Marx,  der  oft  indirect,  d.  h.  aus  französischer  Quelle,  geschöpft  wurde. 
Sie  hatten  sich  beinahe  alle  an  den  Belgiern  De  Laveleye  und  De  Paepe, 
an  den  Deutschen  Marx,  Engels,  Schaeffle,  Lassalle,  Kautzky  und 
ihren  französischen  Populärmachern  Malon,  Gauthier,  Guesde,  Deville, 
ebenso  an  den  Russen  Podolinsky,  Czerniszewsky,  Bakunin,  Kl-a- 
potkin  und  anderen  gebildet. 

Von  den  Italienern  hatten  sich  die  besten  auf  die  mündliche  Propa- 
ganda verlegt  oder  ihre  Thätigkeit  und  die  spärliche  Theorie  in  kleineren 
Aufsätzen  und  Artikeln  für  Zeitungen  erschöpft,  welche  zu  sehr  unter  den 
Verfolgungen  des  Fiscus  und  durch  die  geringe  Pünktlichkeit  der  Abonnenten 
zu  leiden  hatten,  um  ein  langes  Leben  zu  geniessen.  Auch  die  socialistischen 
Revuen,  welche  Andrea  Costa  und  andere  da  und  dort  bei  verschiedenen 
Gelegenheiten  herauszugeben  versuchten,  waren  nicht  von  Bestand.  Die 
Arbeiten  derselben  haben  aber  auch  nicht  den  entferntesten  Anspruch,  irgend- 
wie wissenschaftlich  ernst  genommen  zu  werden,  und  das  ganze  Materiale, 
dem  man  einen  mehr  oder  minder  wirklichen  Wert  zuschreiben  kann, 
reduciert  sich  auf  sehr  wenig.  An  einige  dieser  Gelegenheitsschriften 
erinnert  man  sich  bloss  deshalb,  weil  sie  grösstentheils  mehr  oder  weniger 
socialistische  Gedanken  über  specielle  Fragen  enthalten,   so  die  Artikel  des 


')  Siehe  II  Socialismo  (Socialismo  e  Sociologia  criminale),  Catania,  Tropea,  18S1, 
Seite  85. 


Die  HocialiBtisehc  Literatur  in  Iliili'M. 

Advocaten  Filippo  Turati  in  der  »Rivista  italiana  delSocialismo", 
die  von  Candelari  in  der  Mailünder  „Plebe'  und  von  Prampolini  in 
dein  Reggioer  .Scamiciato",  welche  zu  den  besten  damaligen  Erschei- 
nungen in  Italien  zählten,  die  des  Deputierten  Ferri,  die  Costas  und 
Anderer  in  der  citierten  Revue  Ober  die  Frage  des  Montellowaldes.') 

Andere  Schriften  von  weder  rein  historischem,  noch  agitatorischem 
Charakter  haben  zum  Verfasser  0.  Guocchi- Viani,  den  unermüdlichen 
Apostel  seiner  collectivistisclien  Ideen.  Ich  erwähne  von  ihm  „La  tre 
intern  azionali*  (LoJi,  Mailand  1875),  eine  sonderbare  Schrift,  die  That- 
sachen  erzälilt  und  von  Spaltungen  und  Streitigkeiten  unter  Parteien  handelt, 
mit  denen  Italien  nach  dem  eigenen  Geständnisse  des  Verfassers  im  Grunde 
nichts  zu  thun  haben  konnte,  da  es  bei  uns  niemals  eine  wirkliche 
socialistische  Organisation  der  Arbeiter  gegeben  hat;  seine  Untersuchungen 
(iber  die  „Umwälzung  der  Parteien",  Ober  die  »Arbeiterpartei' 
und  zahllosen  Aufsätze  in  jener  Sammlung  (Propaganda  Socialista), 
welche  in  Mailand  durch  die  Redacteure  der  , PI  ehe*  herausgegeben  wurde. 
Giovanni  Rossi  (Cardias)  entwarf  in  einem  Buche  das  poetische  Ge- 
mälde einer  „socialistischen  Gemeinde*,  eine  Idee,  die  er  trotz 
seiner  Bemüliungen  nur  zum  Theile  in  Gestalt  einer  laiulwirtschaftlichen 
Genossenschaft  durch  seine  in  Brescia  erscheinde  Zeitung  ,Lo  S perimen- 
tale" zu  verkörpern  vermochte.  Francesco  Saverio  M erlin o,  von 
welchem  man  schon  eine  „Einleitung"  zu  Englaeuders  Abschaifung 
des  Staates  und  eine  Kritik  der  evolutionistischcn  Moral  Spencers  im 
.Ordre  Social"  kannte,  veröffentlichte  im  Jahre  1887  (Neapel -London) 
einen  dicken  Band  unter  dem  Titel  ,Socialismo  o  Monopolismo?" 

Die  ernstesten  und  gebildetsten  unter  den  italienischen  Socialisten 
waren  zu  jener  Zeit,  welche  die  Kindiieit  des  Socialismus  in  Italien 
bezeichnet,  der  Advocat  Turati  aus  Mailand  und  Dr.  Colajanni  aus 
Castrogiovanni.  Von  ersterem  ist  besonders  die  Monographie  ,11  delitto 
e  la  questione  sociale"  bekannt,  welche  zu  ihrer  Zeit  die  Aufmerk- 
samkeit des  Publicums  erregte  und  eine  sehr  belobte  Erwiderung  von 
Professor  Ferri  „Socialismo  e  criminalitä"  hervorrief,  eine  Schrift, 
welclie  die  Ideen  der  neuen  criniinalistischen  Schule  zum  Theile  zusammen- 
fasst,  zum  Theile  aber  zum  erstenmale  darlegt.  Beide  Verfasser  beiiandeln 
das  von  der  verjüngten  Strafrechtswissenschaft  aufgestellte  Grundproblem, 
welcher  Antheil  der  Gesellschaft  und  dem  Individuum  bei  der  Venirsachung 
des  Verbrechens  zukomme,  und  selbstverständlich  kommen  sie  zu  sehr  ver- 
schiedenen  Ergebnissen.    Die  zwei  Schriften    von  Turati   und  von  Ferri 


')  Der  Bosco  Montello  war  eine  ausgedehnte  Waldung  in  der  Provinz  Treviso, 
deren  Eigentlmm  seit  lanjjem  zwisclicn  dem  Staate  und  der  dort  ansilssigen  Bevölkerung 
streitig  war.  Durch  die  Verwüstung  dieser  Waldung,  die  mit  der  Zeit  ganz  verschwand, 
kam  die  dortige  Bevölkerung,  welche  in  jener  ihre  Existenzbedingung  besessen  hatte, 
in  das  tiefste  materielle  und  moralische  Elend,  und  die  Frage  des  Montellowaldes  gab 
namentlich  bei  den  Socialisten  zu  vielfachen  Erörterungen  und  Reformvorsctilägen  Anlats. 
Schliesslich  wurde  das  betreffende  Terrain  im  Gesetzeswege  unter  die  Bewohner  »nf. 
getheilt. 
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riefen  im  Jahre  1884  das  Buch  Colajannis  ,11  Socialismo'  hervor, 
eine  Arbeit,  welche  ihren  reichen  Gehalt  an  Gelehrsamkeit  speciell  für  den 
Nachweis  verwertet,  dass  die  Ideen  Darwins  und  Spencers,  d.  h.  die 
wissenschaftlichen  Principien  der  socialistischen  Tendenz  nicht  widersprechen, 
sondern  mit  ihr  parallel  gehen,  und  dass  die  Tendenz  der  Ersetzung  des 
Egoismus  durch  den  Altruismus,  des  Zusammenarbeitens  und  der  Solidarität 
im  Kampf  um  Dasein  eine  stufenweise  fortschreitende,  sich  aus  sich  selbst 
entwickelnde  sei,  was  der  Socialismus  als  Princip  annimmt,  da  ja  der  soge- 
nannte wissenschaftliche  Socialismus  evolutionistisch  sein  will. 

Ausser  diesen,  von  welchen  die  wenigsten  einen  wahrhaft  wissen- 
schaftlichen Wert,  und  dann  auch  nicht  als  socialistische  Schriften,  sondern 
als  Abhandlungen  über  specielle,  die  sociale  Ordnung  und  Wirtschaft  be- 
rQhrende  Fragen,  haben,  gab  es  nach  meiner  Anschauung  damals  keine 
nennenswerten  Schriften.  Nur  einige  üebersetzungen  fremder  Werke  oder 
Auszüge  aus  solchen  dürfen  noch  erwähnt  werden.  So  übersetzte  der 
Advocat  Bissolati  aus  Cremona  unter  dem  Titel  „Socialismo  e  Mal- 
thusianismo'  das  Werk  Kautzkys;  diese  Uebersetzung  wurde  von 
Dumolard  aus  Mailand  publiciert;  Gnocchi-Viani  übersetzte  einige 
Bruchstücke  von  Mill  über  den  Socialismus;  und  Carlo  Cafiero,  welcher 
die  Seele  des  italienischen  Socialismus  zur  Zeit  seines  Entstehens  war,  ver- 
fasste  einen  nicht  sehr  gelungenen  Auszug  aus  dem  ersten  Bande  des 
„Capitals"  von  Karl  Marx. 

Wenn  nun  die  ersten  Proben  des  italienischen  Socialismus  auf  wissen- 
schaftlichem Gebiete  so  spärlich  und  bescheiden  waren,  so  waren  jene,  die  er 
auf  dem  Gebiete  der  Propaganda  ablegte,  weit  lebhafter  und  zahlreicher. 
Die  Mittel  der  letzteren  waren  zu  Anfang  natürlich  dieselben  wie  bei  allen 
Parteien:  Zeitungen,  Broschüren,  Vorträge  u.  s.  w.;  und  nachdem  die.  ver- 
suchten Gewaltmittel  sich  als  ungeeignet  erwiesen  hatten,  erfuhren  auch 
die  friedlichen  Mittel  dem  Wesen  und  der  Form  nach  die  Entwicklung, 
welcher  die  ganze  Partei  unterlag. 

Die  Statistik  der  socialistischen  Zeitungen,  die  in  den  verschiedenen 
Hauptorten  Italiens  in  unerhörter  Menge  erschienen  und  wieder  eingiengen, 
würde  vielleicht  einen  Band,  einen  recht  unfruchtbaren  Band,  ausmachen. 
Die  Ursachen  ihres  Eingehens  waren,  wie  noch  heute  zuweilen,  die  Be- 
drückungen durch  den  Fiscus,  häufiger  noch  ihre  eigene  Nichtigkeit,  die 
Uebertreibung  in  der  Form  und  auch  die  Lauheit  und  Armut  ihrer 
Freunde.  Anfänglich  war  die  Partei  noch  zu  zerstreut,  um  nur  ein  einziges 
ernstes  und  einflussreiches  Journal  schaffen  zu  können.  „La  Plebe"  in 
Mailand  Avar  das  einzige,  welches  sich  hielt.  Auch  anderwärts  machte  man 
einige  Versuche;  so  seien  erwähnt  neben  dem  anarchistisch-revolutionären 
Jl  Martello'  der  „Avanti!*,  herausgegeben  von  Andrea  Costa  in 
gemässigt  revolutionärem  Sinn  und  zuerst  in  Imola,  später  durch  vier 
oder  fünf  Jahre  in  Kom  publiciert;  ,La  Sveglia"  in  Biella,  lange  Zeit 
hindurch  von  Guelpa  redigiert;  die  „Questione  Sociale"  in  Florenz, 
ein  anarchistisches   Blättchen;    ,Lo   Scamiciato"   in  Reggio  Emilia,   der 
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■trotz  seines  Titels  ziemlich  gediegen  war,  und  zahllose  andere,  wie  die 
,Huinan  i  t  a  s",  eine  anarchistische  Zeitung  in  Neapel;  ,La  Mon- 
tagna'  in  San  Ilemo;  „II  Sole  dell'  avvenire"  in  Kavenna,  redigiert 
von  Zirardini;  ,L'Operaio"  in  Keggio  di  Calabria;  „L'  Ottantanove* 
und  ,11  Piccolo"  in  Venedig,  alle  von  kurzem  Bestände  und  geringem 
Werte.  In  Forli  hielt  sich  länger  als  die  anderen  «La  Rivendicazione', 
gemässigt  anarchistisch,  unter  der  Kedaction  von  Piselli  und  in  Genua  ,11 
Nuovo  Combattiamo".  Im  allgemeinen  verfolgten  diese  Blättchen  anar- 
chistische Tendenzen,  vielleicht  mit  Ausnahme  der  ,Giustizia"  in  Keggio 
Emilia  zu  Beginn  ihres  Erscheinens;  trotzdem  sie  sich  jedoch  in  abstracto 
für  anarchistisch  ausgaben,  waren  nicht  alle  gleich  heftig;  bei  einigen  kam 
sogar  Verworrenheit  und  Inconsequenz  der  Kichtung  vor,  eine  Folge  zu 
geringer  Ausbildung. 

Ausser  den  angeführten  gab  es  noch  die  Abart  der  Arbeiterblätter, 
wie  ,11  Fascio  operaio'  in  Mailand,  welches  sieh  fünf  bis  sech.s  Jahre 
hielt;  ,La  Questione  sociale"  in  Turin,  welche  mehr  eine  wissenschaft- 
liche als  eine  wirkliche  Arbeiterzeitung  war  und  ebenfalls  ein  anarchistisches 
Programm  mit  häufigen  Inconsequenzen  aufwies;  .La  Gazzetta*  und  ,La 
Nuova  Gazzetta  operaia"  in  Turin;  ,11  Muratore'  in  Turin-Mai- 
land und  einige  andere,  welche  alle  zum  mindesten  socialistische  Tendenzen 
hatten.  Die  übrigen,  welche  man  erwähnen  könnte,  waren  entweder  Fach- 
blätter für  einzelne  Gewerbe  oder  einfach  radical,  wie  Maffis  , Gazzetta 
operaia",  und  verschwanden,  weil  sie  im  Grunde  genommen  keine  Exi- 
stenzberechtigung hatten. 

Die  Allüren  der  Schriften  dieser  ganzen  ersten  Periode  ebenso  wie 
jene  der  später  zu  berührenden  Thatsachen  waren  in  ein  und  dasselbe  Pech 
getaucht,  den  Romanticismus.  Zu  jener  Zeit  hatte  man  Herz  und  Sinn  noch 
voll  von  den  Erinnerungen  der  italienischen  Revolution,  und  die  grosse  Masse 
der  Bevölkerung  verstand  die  neuen  Anforderungen  des  Socialismus  noch 
nicht,  oder  sie  verstand  dieselben  wenigstens  auf  eine  besondere  Art.  Die 
ersten  concreten  Aeusserungen  der  neuen  socialistischen  Richtung  in  Italien 
niussten  deshalb  dein  Einflüsse  der  Atmosphäre  unterliegen,  so  dass  selbst 
jene,  welciie  die  neue  Bahn  des  Socialismus  betraten,  sich  hievon  eine 
ganz  utopistische  Vorstellung  bildeten. 

Während  der  Socialismus  in  Frankreich  bereits  aus  seiner  Umhüllung 
hervorgetreten  und  mit  grossen  Schritten  auf  dem  neuen  Wege  vorgerückt 
war,  indem  er  die  Erbschaft  der  alten  Vorstellungen  dem  Anarchismus  über- 
liess  und  in  Deutschland  noch  rascher  den  Charakter  einer  wissenschaft- 
lichen Disciplin  annahm  und  sich  als  politische  Secte  geberdete,  tändelte  er 
bei  uns  unbestimmt  zwischen  angeblich  anarchistisch -communistischen 
Theorien  und  sonderbaren  Aufstandsversuchen,  die  hinwiederum  der  unge- 
sunde Ausfluss  der  im  Lande  zurückgebliebenen  revolutionären  Keime 
waren,  hin  und  her.  Das  theoretische  Denken  musste  zuerst  mit  dieser 
romantischen  Tradition  brechen  und  aus  dieser  prähistorischen  Periode 
heraustreten,   wenn  vielleicht  auch  nicht  chronologisch  durch  seine  Aeusse- 


556  Beitolini. 

ül 

rungen,  so  doch  sicherlich  durch  seine  Vorbereitung  und  Durcharbeitung.  " 
Die  Theorie  fand  in  der  italienischen  üeberlieferung  nichts,  woran  sie  siel) 
hätte  anschliessen  können,  wie  schon  Anfangs  bemerkt  worden  ist,  und 
deshalb  war  alles  erst  zu  schaffen;  man  muss  aber  zugeben,  dass  man 
schnell  und  viel  geschaifen  hat,  natürlich  mit  Hilfe  einer  tüchtigen  und 
ausgedehnten  fremden  Literatur.  Und  die  Aeusserungen  dieser  Umwandlung, 
der  die  Theorie  allmählich  bloss  durch  den  Einfluss  des  Studiums  der  fremden 
Literaturen,  nicht  durch  ursprüngliches  Empfinden  oder  infolge  der  einiiei- 
mischen  natürlichen  Verhältnisse  unterlag,  traten  bald  in  den  Scliriften  der 
italienischen  Socialisten  zutage. 

Die  agitatorischen  Bestrebungen,  durch  Vorträge  und  volksthOmliche 
Schriften  zu  wirken,  welche  sich  von  Anfang  an  gezeigt  hatten,  gewannen 
nach  einer  Periode  des  Stillstandes  wieder  neues  Leben,  aber  mit  geänderter 
Tonart  und  Natur.  Neue  Namen  erscheinen,  während  übrigens  einige  von 
den  alten  noch  immer  bleiben;  aus  den  jungen  Schriftstellern  sind  Männer 
geworden,  welche  gern  die  anderen  schulmeistern  möchten:  die  romantischen 
Aufsätze  werden  durch  weniger  gründliclie  als  scliarfe  Kritiken,  durch 
Kathedervortiäge  über  die  „neue  Ordnung  der  Dinge'  ersetzt,  und  Schriften 
Fremder  werden  leidenschaftlich  gern  übersetzt  odei  extrahiert.  Bissolati, 
Di  Fratta,  Turati,  Ciccotti,  Costa,  Gnocchi -Viani,  Oggiero, 
A.  M.  Mozzoni  sind  die  Namen  der  fruchtbarsten  und  beliebtesten  Schrift- 
steller und  Agitatoren,  wogegen  es  von  Uebersetzungen  und  Auszügen  aus 
Marx,  Schäffle,  Kautzky,  Nordau,  Reclus,  Lafargue,  Engels, 
Bebel  u.  s.  w.  geradezu  wimmelt. 

Die  kleinen  Aufsätze  sind  natürlich  für  das  grosse  Publicum  bestimmt, 
für  jene,  welche  noch  in  den  socialistischcn  Kinderschuhen  stecken,  und  sie 
zerstückeln  und  zerkleinern  die  grossen  Wahrheiten  des  Socialismus  in  einer 
Weise,  die  sie  jedermann  zugänglich  macht. 

Für  die  Mengen,  welche  schon  organisiert  sind  oder  sich  zu  organi- 
sieren hoifen,  gibt  es  immer  Zeitungen.  Wie  hoch  beläuft  sich  heute  ihre  Zahl? 
Jetzt  kann  man  nicht  mehr,  wie  wir  betreffs  der  Presse  der  utopistischen 
Periode  sagten,  antworten,  dass  man  sie  nicht  zählen  könne,  weil  sie  beinahe 
während  des  Abzählens  eingehen  oder  entstehen;  dermalen  gibt  es  einige, 
die  eine  gewisse  Lebenskraft  besitzen.  Im  Jahre  1893  wurden  in  einem 
Berichte,  den  die  italienische  socialistische  Partei  an  den  internationalen 
Congress  in  Zürich  schickte,  die  folgenden  citiert:  ,La  Giustizia"  in 
Reggio  Emilia,  redigiert  von  Prampolini,  welche  seit  circa  neun  Jahren 
besteht;  „L'Eco  del  Popolo"  in  Cremona,  redigiert  von  Bissolati, 
seit  fünf  Jahren  bestehend;  ,La  Martinella  di  Colle  d'Elsa",  seit 
dreizehn  Jahren  bestehend;  der  »Lavoratore  Comasco"  in  Como;  der 
„Grido  del  Popolo"  in  Turin;  der  „Popolo"  in  Bergamo;  der  ,La- 
voratore  Bresciano";  die  «Fiaccola"  in  Correggio;  der  »Moto*  in 
Imola,  redigiert  von  Costa;  der  „Risveglio"  in  Forli;  der  „Colletti- 
vista*  in  Ravenna;  die  „Giustizia  Sociale"  in  Palermo;    der  ,Mare-' 
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In  Tiapani;  die  „Lima"  in  Oneglia;  der  «Pensiero*  in  San  Remo;  der 
,Avanti"  und  der  „Muratore*  in  Mailand;  der  „Mozzino"  in  Modena- 
Von  diesen  sind  einige  schon  eingegangen  oder  unterdrückt  worden;  dagegen 
sind  wieder  andere  erschienen  und  noch  hinzirz-ufügen,  so  die  ,Era  Nuova" 
in  Genua;  ,La  Plebe''  in  Pavia;  der  ,Avvenire"  in  Caltanissetta;  die 
,Unione"  in  Catania;  die  .Lotta"  in  Bologna;  der  ,XX.  Secolo»  in 
Turin;  der  »Socialista»  von  Palermo  und  jener  von  Cesena;  die  «Batta- 
glia'  in  Mailand;  der  »Martello'  in  Voltena:  der  .Pantalone'  in 
Co-pparo;  „La  Morte'  in  Carpi;  der  ,Asino",  eine  Tageszeitung  in  Kom, 
welche  an  Stelle  der  Wochenschrift  gleichen  Namens  trat.  u.  s.  w.  Uiese 
Journale,  sowohl  die  eingegangenen  als  die  noch  bestehenden,  waren  oder 
sind  beinahe  sämmtlich  Wochenschriften  und,  wie  die  »Lotta  di  Classe" 
(111.  Jahrg.,  Nr.  49)  sagt,  ,,bezeugen  wie  ebensoviele  entfaltete  Banner  das 
Vorhandensein  des  grossen  Kampfes,  der  gekämpft  wird".  Tliatsäclilich 
scheinen  sie  aber  infolge  ihrer  geringen  Verbreitung  dieses  Zeugnis  nur  in 
die  Keihen  der  Kämpfer  selbst  zu  tragen !  Das  officielle  Blatt  der  Partei  ist 
die  ,Lotta  di  Classe",  welche  sich  Centralorgan  der  italienischen  socia- 
listisclien  Partei  nennt  und  seit  drei  Jahren  besteht.  In  diesem  Bialte  werden 
wie  von  einem  gewissenhaften  Chronisten  alle  freudigen  Ereignisse,  Leiden, 
Triumphe  und  Unglücksfälle  des  italienischen  Socialismus  verzeichnet  und 
zur  Belehrung  und  Ermuthigung  der  Genossen  die  Annalen  des  fremden 
Socialismus,  besonders  des  deutschen,  welcher  bei  allen  Anhängern  des 
Marx'schen  Glaubensbekenntnisses  als  Vorbild  gilt,  auszugsweise  mitgetheilt: 
die  Gegenwart,  ja  das  ganze  Vierteljalnhundert  steht  unter  deutsclieni 
Zeichen!  Der  Eindruck,  den  diese  Zeitung  macht,  ist  jedoch  merkwürdig;  oft- 
mals gleicht  sie  einem  fortlaufenden  Cassabericht,  so  zahlreich  sind  die  Sub- 
scriptionen  für  die  Propaganda  und  für  die  Opfer  von  da  und  dort,  welche  in 
diesem  Blatte  beständig  figurieren. 

Ueber  diesem  gnnzen  Gewimmel  von  Zeitschriften  steht  als  »Mutter 
und  Haupt"  oder  vielmehr  als  Dirigent,  der  dem  ganzen  Orchester  den  Ton 
angibt,  die  ,Critica  Sociale"  unter  der  Kedaction  von  Filippo  Tu- 
rati  in  Mailand,  welche  die  einzige  in  Italien  erscheinende  socialistische 
Eevue  ist.  Wie  bereits  erwähnt,  versuchte  Costa  im  Jahre  1830  ebenfalls  in 
Mailand  es  mit  der  Herausgabe  einer  ^Rivista  intornazionale  del  socialismo' 
in  der  Art  wie  jene,  welche  in  Frankreich  erscheint  und  viele  Jahre  hindurch 
von  Malon  redigiert  wurde;  dieselbe  fristete  aber  nur  durch  zwei  Jahre  eiii 
kümmerliches  Leben;  Antonio  Lanzoni  nahm  im  November  1886  in 
Lugo  die  Idee  Costas  mit  der  .Rivista  italiana  del  socialismo" 
(Lugo-Imola)  wieder  auf,  aber  auch  sie  ergab  kein  besseres  Resultat  und 
musste  im  August  1889  ihr  Erscheinen  einstellen.  Seit  1887  wurde 
hingegen  in  Bergamo  eine  literarische  Revue  mit  socialistischer  Tendenz 
unter  dem  Titel  .Cuore  e  Critica",  an  welcher  socialistische  und  zum 
Socialismus  hinneigende  Lit« raten  mitarbeiteten,  herausgegeben;  diese  Revue 
wandelte  sich  nach  langen  Erfahrungen  in  die  «Critica  Sociale"  um 
und  Hess  sich  mit  Veränderung  ihres  Sitzes  in  Mailand  nieder. 
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Es  arbeiteten  und  arbeiten  noch  jetzt  an  dieser  schönen,  nach  einem 
bestimmten  Plane  und  in  einheitlichem  Sinn  trefflich  geleiteten  Revue  die 
besten  Schriftsteller  der  Partei  mit  und  behandelten  in  derselben  mit 
weitem  Blicke,  tüchtigem  Wissen  und  gutem  Stile  viele  interessante  wissen- 
schaftliche Fragen,  die  sich  auf  die  Ordnung  des  socialen  Lebens  und  die 
Wissenschaft  vom  socialen  Leben  beziehen.  Ilire  Wirkung  war  gewiss  sehr 
gross,  so  dass  man,  obwohl  auch  Nichtsocialisten  wie  AchiUe  Loria 
in  ihren  Spalten  schrieben,  sagen  kann,  mehr  als  ein  Schriftsteller  habe 
durch  sie  den  Ansporn  erlialten,  ,mit  dem  Ciassengeist  zu  brechen  und  auf 
das  andere  Ufer  überzusetzen",  um  sich  einer  Ausdrucksweise  der  öocialisten 
zu  bedienen. 

Von  den  Spalten  der  ,Critica  Sociale'  gieng  der  Antrieb  zu  vielen  ernsten 
Untersuchungen  und  interessanten  Publicationen  aus;  denn  heute  kann  aucli 
der  italienische  Socialismus  wenigstens  den  Beginn  einer  wissenschaftlichen 
Literatur  aufweisen.  Wollte  man  die  Namen  anführen,  so  käme  man  geradezu 
in  Verlegenheit,  da  sie  von  Colajanni,  Costa,  Turati  an  bis  zu  den 
beiden  Labriola,  Salvioli,  Bissolati,  Ferri,  Soldi,  Gra- 
z  lad  ei,  Ciccotti  u.  s.  w.  eine  ziemlich  lange  Liste  bilden  und  nicht 
alle  ein  Element  von  gleichem  Werte  darstellen  würden,  so  dass  also  ein 
einfaches  üebergehen  aus  Vergessen  vielleicht  als  ein  Angriff  auf  die  innere 
Stärke  jener  Menge  erscheinen  könnte.  Eine  leichtere  Aufgabe  wäre  die 
Aufzählung  der  Beiträge,  welche  jene  Denker  und  Schriftsteller  zur  so- 
cialistischen  Literatur  in  Italien  geleistet  haben;  wenn  wir  aber  von  einigen 
Werken  von  grösserem  Umfange,  wie  z.  B.  dem  von  Colajanni,  absehen, 
würde  uns  dies  nur  zu  einer  Wiederholung  der  Indices  der  ,Critica  Sociale" 
und  des  Verzeichnisses  ihrer  Agitationsbibliothek  führen.  Um  etwas  Nütz- 
licheres zu  leisten,  glaube  ich,  ohne  mich  bei  philosophischen  oder  wirt- 
schaftlichen Lehren,  welche  dem  Socialismus  durch  Beweisführungen  oder 
Analogien  eine  nicht  unbedeutende  Hilfe  gebracht  haben,  aufzuhalten, 
einige  wissenschaftliche  Scliriften  vor  anderen  wegen  der  Wichtigkeit  der  iu 
ihnen  vertretenen  Behauptungen  erwähnen  zu  sollen. 

Schon  Emil  Lepetit  stellte  in  einer  Schrift  über  den  „Socialis- 
m  u  s"  *)  die  socialistische  These  auf  den  sichereren  Boden.  Er  zeigte,  dass 
er  wohl  verstanden  habe,  dass  der  CoUectivismus,  wenn  er  aller  sentimen- 
talen und  sonstigen  Umhüllungen,  mit  welchen  man  ihn  mit  Unrecht  durch- 
aus verbunden  halten  wollte,  entkleidet  und  bloss  von  der  wirtschaftlichen 
Seite  betrachtet  wird,  nichts  anderes  als  eine  Methode  der  Schaffung  des 
Reichthumes  ist;  dabei  veigass  er  jedoch,  dass  der  Socialismus,  von  der 
philosophischen  Seite  genommen,  eine  gewisse  optimistische  Lehre  ist,  die 
mit  dar  Philosophie  J.  J.  Rousseaus  und  der  Kirchenväter  in  Verbindung 
gebracht  werden  kann,  indem  sie,  oft  unbewusst,  zur  theoretischen  Grund- 
lage die  irrige  Hypothese  von  der  absoluten  inneren  Güte  des  Menschen- 
geistes, zu  welcher  man  kommen  oder  richtiger  zurückkehren  müsste,  nimmt. 


»)  Mailand,  Hoepli,  1891. 
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Die  Sooialisten  hingegen  haben  gewöhnlich,  unter  Beschränkung  auf 
die  wirtschaftliche  Seite,  sei  es  aus  natflriiciier  Keaction  gegen  das,  was  sie 
den  Grundintiuiin  der  classischen  Sciiule  der  Nationalöitonoraie  nennen, 
nämlich  die  vorwiegende  Beschäftigung  mit  dem  Probleme  der  Schaffung 
des  Reichthumes  (der  Giitererzeugung)  und  die  Vernachlässigung  des  Pro- 
blemes  der  Vertheilung,  sei  es,  weil  dies  der  Theil  ist,  den  man  in  dem 
Gewebe  des  socialen  Lebens  am  meisten  sieht,  allgemein  dafür  gehalten, 
dass  die  Schwierigkeiten  gerade  bei  den  Erscheinungen  der  GOtervertheilung 
liegen  und  es  sich  darum  handle,  diese  zu  bessern  oder  selbst  von  Grund 
aus  umzuwandeln. 

Sie  merkten  nicht,  dass  ihre  Erörterungen  und  Reformen  sich  in 
letzter  Linie  um  den  Mittelpunkt  der  Debatte,  um  die  Methode  der  Güter- 
erzeugung, drehten. 

Würde  nämlich  hier  die  erträumte  Vervollkommnung  erreicht,  so  ist 
es  auch  für  den  Laien  sofort  klar,  dass  die  Erscheinungen  der  Gdter- 
vertheilung  als  Resultierende  nur  die  wolilthätigen  Wirkungen  davon  repro- 
ducieren  können. 

Dies  hat  jedoch  Lepetit,  ich  wiederhole  es,  wohl  verstanden,  und 
sein  Werk  repräsentiert  nur  einen  geschickten  und  eleganten  Versuch  nach- 
zuweisen, dass  der  Socialismus  eine  Methode  der  Gütererzeugung  ist,  darauf 
angelegt,  der  Gesellschaft  ein  Maximum  von  allgemeinem  Nutzen  zuzusichern. 
Die  Spitzfindigkeiten,  zu  welchen  eine  Erörterung  über  den  ii'3htigen  Sinn 
des  Begriffes  eines  „Maximums  von  allgemeinem  Nutzen  für  die  Gesellschaft" 
(raassimo  di  utilitil  generale  per  la  societä)  Anlass  geben  könnte,  entgiengen 
Lepetit,  und  hier  ist  ebenfalls  nicht  der  Ort,  sie  anzuführen;')  wohl 
aber  traten  ihm  zwei  grosse  Zweifel  entgegen,  und  er  vermochte  sie  natürlich 
nicht  zu  lösen.  Der  erste  war  der  Zweifel  oder  besser  der  Einwand,  dass 
der  Socialismus  nothwendig  eine  Besserung  der  menschlichen  Natur,  im 
Sinne  einer  Erhöhung  des  socialen  Ptlichtgefilhles  beanspruchen  würde;  und 
der  zweite  Zweifel  war  der,  ob  nicht  der  verallgemeinerte  Wohlstand  jedes 
Hindernis  der  Entwickelung  der  Bevölkerung  beseitigen  und  eine  so  rasche 
Vermehrung  hervorrufen  würde,  dass  man  die  schrecklichsten  Folgen  vor- 
hersehen könnte.  Und  die  beiden  Zweifel  stünden  vielleicht  noch  da  wie 
zwei  furchtbare  Fragezeichen,  Herculessäulen  für  jede  einschlägige  Erörterung, 
wenn  die  zugrundeliegende  Behauptung  eine  einzige,  anerkannt  nachgewiesene 
Grundlage  hätte.  Thatsächlich  gründet  sich  der  Nachweis  dessen,  dass  die 
Production  bei  einem  collectivistischen  Systeme  grösser  und  regelmässiger 
wäre,  nur  entweder  auf  eine  aprioristische  Annahme  der  inneren  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  des  Collectivismus  oder  auf  eine  Kritik  der  Ver- 
heerungen, welche  gegenwärtig  durch  das  capitalistische  System  angerichtet 
werden.  Und  es  ist  klar:  wenn  im  ersteren  Falle  der  Versuch  lockend  sein 
mag,  so  entscheidet  er  gewiss  wenig  gegenüber  dem  erfahrungsmässigeni 
historischen  Nachweise  des  glänzenden  Fortschrittes,  den  die  Menschheit  in 

')  Siclie  Cenni  siil  concetto  di  massiiiii  cdonistioi  indiviJ'iiili  c  collettivi,  von  .\* 
Bertolini  und  M.  Pantaleoni  im  Giornalo  degli  Econoinisti,  April  1892. 
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SO  vielen  Jahrliundeiten  capitalistischev  Production  gemacht  hat;  und  im 
zweiten .  Falle  bedeutet  er  wenig  gegenüber  der  gewaltigen  Frage,  ob  es 
wirklich  dafür  steht,  die  ganze  wirtschaftliche  Ordnung  der  Gesellschaft  so 
radical  umzuändern,  bloss  um  jene  Kräfte  Vergeudung,  jene,  wenn  auch 
ungeheuren  Verheerungen  zu  bessern,  welche  die  classische  National- 
ökonomie seit  mehr  als  einem  Jahrhunderte  beklagt  und  gegen   welche  sie t 

Mittel  angibt.  ^H 

Lepetit  hat  aber  seinen  Gegenstand  auch  von  einem  sehr  praktischen 
Gesichtspunkte  aus  behandelt,  indem  er  darzuthun  versuchte,  dass  die 
Gesellschaft  durch  viele  Zeichen  zu  erkennen  gebe,  dass  sie  auf  die 
prophezeite  und  gewünschte  Vergesellschaftung  der  Productionsmittel  zu- 
schreite. » 

Wir  werden  auf  diesen  Beweisversuch  zurückkommen,  um  die  An- 
schauung zu  vertreten,  dass  die  gegenwärtigen  angeblichen  Anzeichen  der 
zukünftigen  Vergesellscliaftung  durchaus  nicht  auf  diese  Weise  gedeutet 
werden  dürfen.  Das  Genossenschaftswesen  (cooperazione)  und  dessen  Fort- 
schritte sowie  die  Ausbreitung  der  anonymen  Gesellschaften  bedeuten  wohl  — 
im  Gegensatze  zu  dem,  was  Lepetit  zu  Gunsten  seiner  Thesis  annimmt 
—  eher  eine  neue  Form  der  Zerstückelung  und  Theilung  des  C'apitals  als 
das  Gegentheil.  Dieselben  sind  jedenfalls  neue  geschickte  Formen  von 
Capitalsassociierung,  nicht  aber  Erscheinungen  der  Capitalsanhäufung,  wie 
die  Socialisten  behaupten. 

Eine  Polemik,  welclie  auf  wissenscliaftlichem  Gebiete  eine  gewisse 
Wichtigkeit  für  die  Socialisten  besitzt,  ist  neulich  .in  den  Spalten  der  „Critica 
Sociale"  und  anderwärts  bezüglich  der  Werttheorie  von  Karl  Marx  ausge- 
tragen worden.  Die  Theorie  selbst  wurde  mit  vielem  Scharfsinn  von  Achille 
Loria  angegriffen,  welchem  einige  Mitarbeiter  der  „Critica"  schwach 
erwiderten ;  gegen  diese  jedoch  gewann  Francesco  Coletti  bald  Recht, 
welcher  zwar  nach  den  Vorgange  Lorias  die  Marx'sche  Theorie  zerstörte, 
dabei  aber  die  italienischen  Socialisten  zu  überzeugen  suchte,  dass  ganz  wohl 
die  Werttheorie  von  Marx  fallen  könne,  ohne  dass  deshalb  der  ganze 
Gedanke  in  Trümmer  gehe. 

Wir  wissen  nicht,  wie  weit  hievon  die  Socialisten  überzeugt  wurden^ 
welche  auf  das  Marx'sche  Evangelium  zu  schwören  gewohnt  sind,  ohne 
<iass  sie  es  wagen  würden,  Unterscheidungen  zu  machen;  jedenfalls  erhielten 
wir  diesfalls  die  glänzende  Widerlegung  Marxs  von  Vilfredo  Pareto, 
und  trotz  der  schwachen  Erwiderung  Lafargues  glauben  wir,  dass  die- 
selbe keiner  Gegenantwort  Raum  gebe. 

Eine  andere  Polemik  von  grossem  Interesse  wurde  zwischen  einem 
, bürgerlichen"  Oekonomisten.  wie  die  Socialisten  sagen,  dem  wirklich  her- 
vorragenden und  verdienstvollen  Professor  Luigi  Luzzatti,  und  einem 
hochbegabten   Socialisten,  Leonida   Bissolati,  ausgefochten. 

Den  Gegenstand  der  Polemik  bildete  ein  Fundamentalpunkt  der  sc- 
<;ialistischen  Lehre.  Luzzatti  bemühte  sicli  nämlich  nachzuweisen,  dass 
über    den    Classeninteressen    eine    moralische,    wissenschaftliche,    allgemein 
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menschliche  Kraft  besteht,  welche  sich  aus  eigenem  Antriebe  zu  Gunsten 
der  Elenden  und  Leidenden  äussert  und  in  der  Uebung  des  Guten  ihren 
eii,'enen  Lohn  findet;  und  diese  seine  Behauptung  suchte  er  als  wahr 
erscheinen  zu  lassen  durch  die  geschichtliche  Darstellung  des  Vorgehens 
der  bflrgerlichen  oder  herrschenden  Classe  in  England  zu  Gunsten  der  Armen 
und  der  Arbeiter;  Bissolati  gab  sich  unter  Anwendung  derselben  histo- 
rischen Hilfsmittel  alle  Mühe  darzuthun,  dass  diese  spontane  Kraft  nicht 
existiert,  und  dass  die  treibende  Ursache  eines  jeden  Actes  der  herrschenden 
Classen  ihr  eigenes  Classeninteresse  ist  oder,  besser  gesagt,  sein  würde. 

Und  die  Polemik  wurde  von  Seiten  des  Socialisten,  dessen  Schrift 
eben  für  unsere  flüchtige  Musterung  von  Interesse  ist,  mit  staunenswerter 
Kraft  und  ürtlieilsfähigkeit  geführt.  Zu  Hilfe  kam  ihm  hiebei  die  Unhalt- 
barkeit  der  von  Luzzatti  entwickelten  These;  der  Irrthum  dieses  bestand 
eben  in  einer  falschen  Vorstellung  von  der  wirtschaftlichen  Schichtung  der 
Menschheit.  Nachweisen  wollen,  dass  die  jeweils  wirtschaftlich  und  politisch 
vorherrschende  Classe  sich  lediglich  aus  moralischem  Antriebe  der  Gesetz- 
gebung zum  Vortheile  der  ärmeren  und  enterbten  Classen  bedient  habe,  ist 
ein  nutzloses  und  undurchführbares  Beginnen;  es  bedeutet  die  Leugnung 
der  Wirtschaftsgeschichte  aller  Völker. 

Die  moralischen  Idealbestrebungen  haben  gewiss  Einrichtungen  ge- 
schaffen und  Acte  hervorgerufen,  welche  von  unermesslichem  Vortheile  für 
d;e  ärmeren  Classen  sind :  die  Wolilthätigkeitsanstalten,  das  Armenveiinögen, 
die  Hospitäler,  Asyle  u.  s.  w.  zeugen  hiefür.  Darum  handelt  es  sich  aber 
nicht,  wenn  man  von  Gesetzgebung  spriclit.  Luzzatti  hätte  eher  nach- 
weisen können,  dass  die  Auffassung  der  , Nützlichkeit",  welche  die  herr- 
schenden Classen  immer  bei  ihren  gesetzgeberischen  Acten  im  Auge  gehabt 
haben,  eine  zwar  langsame  und  mühselige,  aber  sichere  Entwickelung  in 
immer  weiterem  Sinne  und  Bereiche  durciigemacht  hat.  Sie  beschrieb  dem- 
nach eine  grosse  Parabel,  welche  von  dem  filzigsten  utilitarischen  Individual- 
und  Kastengeiste  zum  weitesten  Verständnis  für  den  gemeinen  Nutzen 
gienge.  Und  zwar  findet  diese  Bewegung  nicht  infolge  von  Antrieben  der 
Selbstsucht  oder  der  Angst  statt,  sondern  infolge  einer  fortwährenden 
Wandlung  des  menschlichen  Gewissens  zum  Besseren. 

Air  dies  berührt  aber  nicht  die  Erklärung  der  Beweggi'Onde  der  gesetz- 
geberischen Acte  der  herrschenden  Classen. 

Was  dies  anbetrifft,  so  war  Bissolati  weit  mehr  im  Recht;  sein 
Irrthum  jedoch  war  kein  weniger  tiefgreifender. 

Schon  in  der  „Critica  Sociale"  hatte  ich  ihm  den  vorsichtigen  Ein- 
wand gemacht,  dass  er  durch  das  Bestreben  allzu  viel  nachzuweisen  seinen 
eigenen  Beweis  zerstört  hatte.  Denn  wenn  es  Bissolati  gelungen  war, 
luichzuweisen,  dass  die  herrschenden  Classen  bei  ihren  Acten,  selbst  den 
ansclieinend  altruistischesten,  immer  von  einer  schlauen  und  gewandten 
Absicht  wirtschaftlicher  Ausbeutung  getrieben  waren,  war  es  ihm  dadurch 
nicht  zugleich  gelungen,  die  unvermeidliche  historische  Continuität  dieser 
Erscheinung  nachzuweisen  ?    Und  die  Antwort,  dass  mit  der  durch  den  Ein- 
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fluss  der  verschie denen  socialen  Ereignisse  bewirkten  Aenderung  der  Ideale- 
oder des  menschlichen  Geistes  selbst  auch  die  egoistischen  Auffassungen 
der  verschiedenen  socialen  Classen  sich  ändern  müssten,  war  keine  passende' 
Antwort.  Denn  wenn  dies  auch  wahr  ist,  wie  wir  oben  gesagt  haben,  so- 
muss  man  wohl  festhalten,  dass  eine  Aenderung  des  socialen  Ideales  nicht 
die  Beseitigung  der  logischen  Nothwendigkeit,  eine  Kaiiipfniethode  zii- 
befolgen,  um  das  neue  Ideal  zu  erreichen,  mit  sich  bringt :  das  heisst  also, 
dass  auch  die  Kampfmethode  an  der  Entwickelung  jenes  theilnehmen  wird. 

Wir  geben  zu,  dass,  wie  Francesco  Coletti,  der  sich  ebenfalls 
an  jener  Polemik  betheiligte,  beweisen  wollte,  das  sociale  Ideal  dem  End- 
ziele völliger  Umgestaltung  zugeht,  aber  wir  müssen  auch  zugeben,  dass, 
um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  ein  Kampf,  eine  Auseinandersetzung  nothwendig 
sein  wird,  welches  immer  auch  deren  Form  sein  mag. 

Und  darauf  noch  zu  antworten,  dass  gerade  das  vom  Socialismua 
angerathene  Mittel,  nämlich  die  Abschaffung  der  socialen  Parteien  selbst, 
für  die  Beseitigung  der  Ursache  des  Uebels  gesorgt  hätte,  bedeutete,  wie 
immer,  einen  einfachen  Selbstbetrug,  indem  der  Nachweis  des  Vorhanden- 
seins dieser  zwei  typischen  socialen  Classen.  die  sieh  gegenseitig  bekämpfen, 
und  auf  denen  das  ganze  socialistische  Gebäude,  sowohl  das  positive  als 
das  negative,  beruht,  den  schwächsten  und  unwahrsten  Theil  des  Socialismus 
selbst  bildet.  Wo  ist  denn  eigentlich  die  bürgerliche  Classe,  deren  Egois- 
mus Bissolati  jene  Acte  zur  Last  legt,  welche  Luzzatti  umgekehrt  als 
die  Frucht  eines  hohen  socialen  Idealismus  hinstellen  wollte  ?  Wer  hat 
jemals  bewiesen,  dass  diese  Classe  eine  organisierte  und  fest  zusammen- 
gefügte Vereinigung  ist,  welche  für  ein  eigenes  Programm  kämpft,  dessen 
sie  sich  völlig  und  geschichtlich  bewusst  ist?  Die  Schwankungen,  denen 
die  socialen  Classen  in  unseren  Zeiten  unterworfen  sind,  sind  gewiss  nicht 
geeignet,  in  uns  die  Vorstellung  einer  unveränderlichen  Schichtung  jener 
wachzurufen. 

Aber  von  allen  Proben  des  sogenannten  , wissenschaftlichen  Socialis- 
mus' —  zwei  Worte,  denen  es,  wie  ich  glaube,  wehe  thut,  neben  einander 
zu  stehen  —  in  Italien  sollte  uns  die  interessanteste  vom  persönlichen, 
schriftstellerischen  sowie  vom  Standpunkte  des  Zeitungsklatsches  Enrico- 
Ferri  liefern. 

Dieser  hatte  bereits  durch  seinen  geräuschvollen  üebertritt  zum 
Socialismus  Aufsehen  erregt,  seitdem  er  an  der  Zusammenkunft  des  Man- 
tuaner  Provincial -Verbandes  von  Arbeitern  und  Bauern  an  jenem  31.  Juli 
1893,  an  welchem  dieser  seinen  ausdrücklichen  Beitritt  zur  socialistischen 
Partei  der  italienischen  Arbeiter  erklärte,  theilgenommen  und  seinen  neuen 
Glauben  feierlich  auf  dem  Socialistencongresse  von  Reggio  Emilia 
bekräftigt  hatte.  Er  als  Mann  der  Wissenschaft  behielt  es  sich  jedoch  vor, 
den  Nachweis  dafür,  dass  sein  Beitritt  zum  Socialismus  aus  wissenschaft- 
licher Ueberzeugung  und  nicht  aus  Sentimentalität  oder  gar  zu  Wahlzwecken 
erfolgt  sei,  nicht  sowohl  durch  die  im  Parlamente  gehaltenen  ßeden,  als. 
durch   ein    eigens   hiefOr   verfasstes  Werk   zu   liefern,   in  welchem  sieh  die' 
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Begeisterung  des  Neubekehrten  mit  der  Kraft  des  Gelehrten  vereinigen 
sollte,  wenn  es  ihm  auch  eine  schwere  Ueberwindung  kosten  mochte,  sich 
in  oftenbaren  Widerspruch  mit  seinen  anderen  wahrhaft  wissenschaftlichen 
Schriften  zu  setzen.  Das  Buch  erschien  im  Juli  1894  unter  dem  Titel 
„Socialismo  e  scienza  positiva*  und  dem  gleichsam  zur  Erklärung  des 
ersteren  beigefügten  Subtitel  „Darwin-Spencer-Marx".')  In  diesem  Werke 
beabäiclitigte  Ferri  zu  beweisen,  das  der  Marx'sche  Socialismus  nichts 
anderes  sei  als  das  praktische  imd  fruchtbare  Complemcnt  im  socialen 
Leben  zu  jener  modernen  wissenschaftlichen  Umwälzung,  weiche  durch  die 
Werke  von  Charles  Darwin  und  Herbert  Spencer  entschieden 
und  geregelt  worden  ist. 

Wir  wollen  jetzt  nicht  weiter  erwähnen,  dass  auch  der  Anarchismus, 
sowohl  der  theoretische  als  der  praktische,  der  selbst  zu  den  verruchtesten 
Mitteln  der  Propaganda  und  Ausführung  seine  Zuflucht  nimmt,  mehr  als 
einmal  behauptet  hat,  dass  er  sich  an  die  positivistischen  Lehren  der  durch 
Darwin,  Spencer,  Fouillee  und  andere  vertretenen  Wissenschaft 
anschliesse:  und  dass  der  Anarchismus,  von  einem  anderen  Gesichtspunkte 
aus,  sich  nur  als  ein  letztes  Ergel^nis  der  individualistischen  Lehren  be- 
trachten wollte,  indem  sein  Ideal  eines  socialen  Lebens  ohne  Zwang  ihn 
eben  auf  das  Urbild  jener  Lehren  hinführe.  Es  fällt  nicht  schwer,  die 
Nichtigkeit  dieser  Behauptungen  und  der  sophistischen  Thesis,  welche  die 
Verantwortlichkeit  fflr  wirklich  pathologische  Misgesstaltungen  gewisser- 
maassen  auf  wissenschaftliche  Principien  überwälzen  will,  bloss  weil  sich 
irgend  eine  blasse  Idee  derselben  in  jenen  aufspüren  lässt.  nachzuweisen : 
da  müssten  ja  die  Abzweigungen  der  von  Darwin  zu  einem  Gesetze  des 
organischen  Lebens  erhobenen  Hypothesen  vom  Kampfe  ums  Dasein,  weiche 
in  der  Phantasie  der  Massen  so  sonderbare  und  unnatürliche  Formen  ange- 
nommen haben,  alle  Abstämmlinge  jener  Theorie  sein ! 

Aber  auch  auf  socialistischem  Gebiete  war  diese  Behauptung  nichts 
weniger  als  neu  und  ausser  dem  Essai  Jak o bis  und  dem  Versuche 
Colajannis  waren  da  und  dort  viele  Schriftchen  erschienen,  die  wenigstens 
versuchten  darzulegen,  dass  das  Werk  Marxs  jene  der  beiden  grossen  Eng- 
länder vervollständigte.  Und  nun  eine  Bemerkung,  die,  wenn  sie  auch  noch 
nicht  gemacht  worden  ist,  doch  einen  gewissen  Wert  haben  kann.  Es  ist 
folgendes  in  p]rwägung  zu  ziehen:  Die  Lehren  DarAvins  sind  nicht  oder 
wenigstens  nicht  durchwegs  in  ihrer  positiven  Beweisführung  gesichert,  und 
jene  Spencers  stellen  noch  in  weit  höherem  Grade  blosse  wissenschaft- 
liche Hypothesen  dar,  für  welche  man  nicht  behaupten  kann  den  positiven 
Beweis  bei  der  Hand  zu  haben,  ebensowenig  wie  bei  einem  grossen  Theile 
der  Darwin'schen  Theorien.  Wir  sind  ja  Zeugen  eines  heftigen  Kampfes 
zwischen  Darwinianern  und  deren  Gegnern,  zwischen  Evolutionisten  und 
Antievolutionisten  u.  s.  fort.  Und  nicht  wenig  Gewicht  muss  den  Unge- 
wissheiten  der  Theorien  Darwins  und  Spencers  selbst  von  jenen  bei- 


')  Rom,  Casa  Edit.  ital.  1894. 
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gelegt  werden,  die  wie  der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  überzeugte  Anhänger 
dieser  Tlieorien  sind;  ebenso  beanspruchen  auch  die  Argumente  der  Gegner, 
die  weit  davon  entfernt  sind,  sich  für  besiegt  zu  erklären,  ihre  Beachtung. 

Wenn  nun  die  Wissenschaft,  deren  Ziel  die  Erforschung  der  Wahrheit 
an  und  für  sich  ist,  eines  Tages  genöthigt  wäre,  die  vorerwähnten  Lehren, 
wenn  auch  nicht  ganz  fallen  zu  lassen,  so  doch  stark  zu  modificieren, 
welches  Scliicksal  hätte  dann  der  Socialismus  sich  selbst  bereitet? 

Aber  auch  ohne  uns  zu  diesen  extremen  Annahmen  zu  versteigen,  die 
zu  viel  von  jener  unsicheren  Bauart  an  sich  hat)en,  welche  dem  Socialismus 
eigen  ist,  bemerken  wir,  dass  der  Socialismus  ebenso  wie  bei  dem  Bestreben 
zu  viel  zu  beweisen  sich  seiner  Natur  entfremdet  hat,  als  er  sich  aus  Liebe 
zum  Modernen  als  ein  weder  begehrter  noch  erwünschter  Anl:ang  an  den 
Wagen  der  neuen  positiven  Wissenschaft  anspannen  wollte.  Thatsächlich 
ist  der  seinen  Ueberlieferungen  als  humanitärer  Sentimentalismus  getreue 
Socialismus  der  einzige,  der  auf  Verständnis  der  Massen  stösst  und  auf 
allen  Gebieten  Anhänger  werben  kann ;  von  einem  anspruchsvollen  wissen- 
schaftlichen Positivismus  umhüllt,  entzieht  er  sich  dem  Verständnis  des 
Volkes,  begegnet  der  zersetzenden  Kritik  der  wahren  Positivisten  und  ver- 
tieft noch  mehr  den  Abgrund,  der  ihn  von  dem  christlichen  und  katliolischen 
Socialismus  trennt,  welcher  gewiss  nichts  mit  den  neuen  wissenschaftlichen 
Lehren  gemein  haben  will. 

Wozu  hätte  nun  also  der  Socialismus  ein  solches  wissenschaftliches 
Chrisma  nöthig?  Die  Prätension,  die  ganze  utopistisch-humanitäre  Tradition, 
deren  er  voll  war,  über  Bord  zu  werfen,  mit  den  romantischen  Tendenzen 
hochmüthig  zu  brechen  und  ihn  auf  wissenschaftlichem  Boden  neu  aufzu- 
bauen —  dies  wollten  ja  die  Socialisten  der  j  ü  n  g  s  t  e  n  Schule  — "  war 
eine  Uebertreibung  des  bereits  durch  die  versuchte  Begründung  des  Socialis- 
mus auf  die  Vernunft  begangenen  Irrthumes.  Die  Vernunft  nun  kann 
dem  Socialismus  nur  ablehnend  gegenüberstehen ;  denn  die  Vernunft  entdeckt 
Wahrheiten,  welche  die  Menschen  von  einander  trennen,  so :  die  individuelle 
Freiheit,  die  Kraft  der  Privatinitiative,  die  hohe  Nützlichkeit  des  Individual- 
Eigenthumes,  den  Vortheil  der  Verschiedenheit  im  Sein  und  Handeln  und 
die  Absurdität  und  den  Nachtheil  der  Gleichförmigkeit.  Daher  kommt  es, 
dass,  wenn  man  auch  nichts  davon  wissen  will,  das  Gefühl  allein  dem 
Socialismus  günstig  sein  kann,  weil  es  die  Menschen  in  einem  Ideale  ver- 
einigt, welches  das  Gefühl  {iller  befriedigt  und  beruhigt:  dem  allgemeinen 
Wohlsein. ') 

Das  Vorausgeschickte  hat  uns  von  dem  glänzenden  Werke  Ferris 
nicht  so  weit  abgebraciit,  dass  wir  nicht  sofort  zu  ihm  zurückkehren  könnten. 
Ferri  theilt  seine  Arbeit  in  zwei  Theile,  welchen  er  noch  einen  kurzen 
Schlussabschnitt  beifügt.  Der  erste  Theil,  welcher  86  von  den  168  Seiten 
des  ganzen  Werkes  einnimmt,  was  mit  dem  wahren  Geiste  des  Problems 
wohl  nicht  im  richtigen  Verhältnisse  steht,   will  eine   Darlegung  der  Ver- 


')  Siehe  Levy- Brühl  in  der  „Eevue  des  deux  mondes"  vom  15.  März  1894. 
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mittelung  zwisclien  Darwinismus  und  Socialismus  sein.  Dieselbe  liätte 
jedoch  otleubar  nur  einen  Incidenzpunkt  in  der  gesamtnten  Behandlung  bilden 
sollen,  da  der  Darwinismus,  wie  richtig  bemerkt  wurde,  nur  ein  Theil  des 
Evolutionismus,  d.  h.  eine  der  vielen  Formen  der  Evolution  ist;  jedenfalls 
ist  es  aber,  unseres  Erachtens,  nicht  der  Mühe  wert,  sich  in  eine  contra- 
dictorische,  organisch  aufgebaute  Beweisführung  einzulassen,  da  wir  glauben, 
uns  mit  den  wenigen  sprunghaften  Bemerkungen,  welche  wir  jetzt  machen 
werden,  begnügen  zu  können,  und  dies  umsomehr,  als  die  ungeheure 
Schwäche  der  Argumentationen  Ferris  selbst  dem  obeiHächlichsten  Leser 
in  die  Augen  springen  rauss. 

In  der  That  kann  die  Versöhnung  zwischen  der  Darwin'schen  Theorie 
vom  Kampfe  ums  Dasein  und  der  socialistischen  Lehre  von  der  Sicherung 
der  Mittel  der  physischen  Existenz  für  die  Gesammtheit,  d.  h.  zwischen  der 
einen  Theorie  —  der  zweiten  — ,  welche  offenbar  jede  Veranlassung  zum 
Kampfe  hinwegschatft  und  der  ersten,  welche  diesen  Kampf  als  ein  Gesetz 
erklärt,  nur  durch  den  sophistischen  Vorgang  Ferris  erzielt  werden.  Da 
er  findet,  dass  die  Fonnen  des  Kampfes  ums  Dasein  sich  geändert  haben. 
was  ja  wahr  ist,  versichert  er  ohne  weiters,  dass  sich  auch  sein  Inhalt 
umgestaltet  und  immer  mehr  umgestalten  wird,  so  dass  man  behaupten  könne, 
dass  er  unter  dem  socialistischen  Regime  auf  ein  Minimum  von  physisch 
untüchtigen  beschränkt  sein  werde.  Richtig  ist  nun,  dass  zu  dem 
ursprünglichen  Inhalte  des  Kampfes  ums  Dasein  noch  jener  hinzu- 
getreten ist,  den  die  neue  Gesittung  erzeugt  hat,  und  die  geänderten  Formen 
des  einen  machen  die  durch  ihn  hervorgerufenen  Empfindungen  nicht  weniger 
schmer/liaft,  wozu  die  neuen  noch  hinzukommen.  Der  Kampf  ums  Leben 
ist  nicht  mehr  der  harte  Krieg  der  Urzeiten,  aber  sein  Gebiet  hat  sich,  so 
zu  sagen,  sehr  ausgedehnt. 

Dies  steht  fest;  jedenfalls  aber  ist  der  Kampf  ein  Gesetz  auch  für 
das  civilisierte  Leben ;  wie  kann  man  nun.  wenn  man  dies  anerkennt,  ihm 
sein  übrigbleibendes  Gebiet  in  Formen  und  bei  Wesen  anweisen  wollen, 
welche  nicht  einmal  mehr  die  Eigenschaften  an  sich  tragen,  um  sich  an 
ihm  betheiligen  zu  können  ? 

Man  ist  also  bereits  bei  der  reinsten  Absurdität  angelangt.  Nun  denke 
man  aber  noch,  dass  Ferri  ein  starkes  Argument  für  seinen  Vermittelungs- 
versuch  in  der  Tiiatsache  findet,  dass  Darwinismus  und  Socialismus  sich  in 
gleicher  Weise  entwickelt  haben!  Man  könnte  Ferri  diese  von  ihm 
behauptete  parallele  Entwickelung  der  beiden  Lehren  schon  dadurch  streitig 
machen,  dass  man  iiim  vorhält,  dass  der  wissenschaftliche  Socialismus.  auf 
welchen  sich  dieser  angebliche  gleichzeitige  Fortschritt  mit  dem  Darwinis- 
mus bezöge,  in  verschiedenen  Ländern  gewiss  nicht  dieselbe  Gestalt  oder, 
so  zu  sagen,  dieselbe  Natur  besitzt.  Aber  auch  ohne  dies  nimmt  es  sich 
sonderbar  aus,  die  Vereinbarkeit  zweier  Lehren  bloss  deshalb  behaupten  zu 
wollen,  weil  sie  den  gleichen  Weg  mit  einander  zurückgelegt  haben.  Und 
haben  sie  es  denn  wirklich?  Die  Jünger  Darwins  und  Spencers 
arbeiten  fortwährend  die  Lehren  der  beiden  grossen  Meister  weiter  aus.  Der 
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Socialismus  dagegen,  der  etwas  Geoffenbartes  an  sich  hat,  entspringt  als 
Theorie  fix  und  fertig  dem  Gehirne  eines  einzelnen  Menschen.  Daher  kommt 
es,  dass  die  unwissende  Menge,  welche  immer  mehr  von  Offenharungen, 
die  den  Beigeschmack  des  Ausserordentlichen  haben,  angezogen  wird,  ihn 
weit  günstiger  aufgenommen  hat  als  sie  es  jemals  mit  der  wahren  Wissen- 
schaft, die  nach  dem  Alltäglichen  schmeckt,  wird  thun  können.  Und  die 
Anhänger  Marxs  haben  sich  darauf  beschränkt,  seine  Theorien  zu  erläutern 
und  zu  commentieren,  ohne  es  zu  wagen,  daran  zu  rütteln;  ja  sogar  die 
Fortsetzung  des  Werkes  des  Meisters  im  zweiten  und  dritten  Bande,  welche 
später  ebenso  schwere  Enttäuschungen  hervoiriefen  als  sie  früher  Gegen- 
stand gespannter  Erwartung  gewesen  waren,  wurde  für  überflüssig  erachtet, 
da  sie  eben  nichts  neues  bringt.  *)  Nun  nehme  man  noch,  dass  Ferri 
selbst  mehr  als  einmal  fühlt,  wie  seine  Argumente  ihm  den  Dienst  ver- 
sagen, und  sich  darauf  beschränkt,  beispielsweise  zu  sagen,  dass  die  beiden 
Lehren  „einander  nicht  widersprechen'  oder  , nicht  unvereinbar  unter  ein- 
ander' sind,  dass  der  Socialismus  das  Gesetz  des  Kampfes  ums  Dasein 
, nicht  leugnet'  u.  dgl. 

Natürlich  geht  Ferri  aus  von  der  Feststellung  dessen,  was  man 
unter  „Gleichheit'  der  Menschen  nach  dem  Socialismus  zu  verstehen  habe; 
und  da  bestrebt  er  sich  nach  einem  unnöthigen  Aufwand  von  Beweisen  für 
die  ünriclitigkeit  der  Vorstellung  von  einer  absoluten  Gleichheit,  an  die 
niemand  im  Ernste  geglaubt  haben  kann  (das  ist  so  eine  von  den  Spie- 
lereien dieses  bequemen  Kampfes  gegen  die  Windmühlen),  diese  Vorstellung 
selbst  auf  zwei  einzelne  Punkte  zurückzuführen :  es  handle  sich  darum 
1.  allen  Menschen  die  Bedingungen  der  menschlichen  Existenz  zu  sicliern, 
und  2.  alle  Menschen  bei  dem  Ausgangspunkte  für  den  Kampf  ums  Dasein 
gleichzustellen.  Anscheinend  sind  ihm  die  ungeheuren,  furchtbaren  Schwierig- 
keiten gar  nicht  aufgefallen,  welche  ein  ruhig  denkender  Geist  bei  dem 
blossen  Versuche  der  Bestimmung  der  Bedingungen  der  menschlichen 
Existenz  findet,  die  er  so  leichthin  wie  einen  schon  fertigen  und  gleich  bei 
seiner  Formulierung  aufgeklärten  Sachverhalt  hinstellt. 

Ferri,  der  ersichtlich  in  allen  Punkten,  in  denen  die  von  ihm  be- 
handelte Frage  die  interessanteste  d.  h.  die  wirtschaftliche  Seite  darbietet, 
schwach  ist,  ist,  ohne  zu  ahnen,  wie  viele  Schwierigkeiten  in  der  von  ihm 
nach  dem  Vorgange  so  mancher  anderer  socialistischer  Schriftsteller  ge- 
brauchten Formel  liegen,  mit  der  grössten  Ungeniertheit  darüber  hinweg- 
gegangen und  hat  sich  mehr  über  den  zweiten  Punkt  Verbreiter,  der  seiner 
glänzenden  Feder  besser  zusagte. 

Er  hat  jedoch  die  Voraussetzung  dieser  zwei  Bedingungen,  welche  der 
Socialismus  als  Angelpunkte  seiner  Eutwickelung  hinstellen  möchte,  nicht 
als  theoretisches  Erfordernis  des  Socialismus  aufgestellt,  sondern 
ist,  da  er  fühlte,  wie  unzulänglich  dies  wäre,  zu  der  schon  so  abgebrauchten 

')  Der  vor  kurzem  erschienene  dritte  Band  ist  die  Selbstvernichtung  der  Marx'schen 
Wirtschaftslehre,  wie  Loria  zur  Bekräftigung  seiner  Kritik  der  Marx'schen  Wertlehre 
glänzend  nachweist  (Nuova  Antologia,  1.  Februar  1895). 
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Vorstellung  zurückgekehrt,  dass  jene  das  Ergebnis  einer  Evolution  seien, 
die  schon  ihren  Anfang  genommen  habe.  Aber  auch  Ferri  weist  diesen 
angeblichen  Anfang  niciit  nach,  der,  wie  wir  bereits  bei  Gelegenheit  von 
Lepetit  erwähnt  haben  und  worauf  wir  noch  zurückkommen  werden,  eigent- 
lich die  Eselsbrücke  des  Socialismus  bildet,  wenn  er  auch  als  dessen  Schlacht- 
ross  gelten  will. 

Alle  Menschen  niüssten  also  bei  dem  Ausgangspunkte  gleich  sein; 
mithin  werden  alle  arbeiten.  Und  hier  setzt  der  Verfasser  des  Breiten  aus- 
einander, was  der  Socialismus  will:  er  will,  dass  Alle  auf  den  ihnen  von 
<3er  Natur  angewiesenen  Weg  geleitet  werden,  er  will  für  Alle  ein  frohes 
Leben  u.  s.  w.  Aber  meint  denn  der  Verfasser  nicht,  dass  ein  System  des 
socialen  Lebens,  welches  etwas  will,  zumindest  eine  Curiosität  für  die 
positive  Wissenschaft  darstellt?  Auch  das  Schutzzollsystem  will 
etwas ;  das  Unglück  ist  nur,  dass  es  gerade  zu  dem  entgegengesetzten 
Eesultate  führt.  Ferri  verliert  sich  hierauf  in  endlose  Auseinandersetzungen 
über  das  Ausmaass  der  Arbeitsstunden,  über  die  Suche  nach  Arbeit,  die 
Vermeidung  des  Müssigganges,  die  einen  unwillkürlich  zum  Lächeln  zwingen, 
und  schliesst  damit,  dass  die  collectivistische  Formel  .einem  Jeden  nach 
Maass  der  geleisteten  Arbeit"  nur  ein  die  Richtung  angebendes  Ideal  für 
die  vollkommenere  Formel  des  Communismus  „einem  Jedem  im  Verhältnis 
7.U  seinen  Bedürfnissen"  sei,  wobei  er  uns  zu  Oberzeugen  sucht,  dass  es 
nicht  gut  sei,  jetzt  jenes  letzte  menschliche  Ideal  anzustreben,  weil  sonst 
unsere  armen  Nachkommen  gar  nichts  mehr  zu  thun  hätten!  Garofalo*) 
hat  Recht,  über  so  viel  Herzensgüte  zu  spotten,  die  nach  Ferri  dem 
wissenschaftlichen  Socialismus  eigen  wäre;  aber,  so  fragen  wir  mit  ihm, 
schreibt  so  ein  Mann  der  positiven  Wissenschaft  ? 

Nachdem  F  p  r  r  i  sich  bemüht  iiat,  die  üebereinstimmung  des  Socialis- 
mus mit  der  Darwin'schen  Naturlehre  gegen  alle  anerkannten  Auslegungen 
dieser  letzteren  nachweisen,  geht  er,  ohne  jemals  daran  zu  denken,  dass 
man  hier  nicht  sowohl  von  positiver  Wissenschaft,  als  von  posi- 
tiver, der  Wissenschaft  dienstbar  gemachter  Methode  sprechen  soll, 
zum  zweiten  Theile  seiner  Beweisführung  Ober,  welche  eine  weit  grössere 
Tragweite  als  die  erste  beanspruchen  möchte,  indem  sie  nicht  sowohl  die 
Versöiinbarkeit,  sondern  die  natürlidie  und  directe  Abstammung  des  Socialis- 
mus von  der  wissenschaftlichen  Hypothese  des  allgemeinen  Evolutionismus 
feststellen  will. 

Wir  unterlassen  es,  auch  hier  die  vielen  von  dem  Verfanser  in  wirt- 
.'^chaftlichen  Dingen  begangenen  Inthümer  hervorzuheben,  wie  z.  B.  seine 
Behauptung,  dass  die  Nationalökonomie  die  Unabänderlichkeit  des  Privat- 
eigenthumes  vertrete;  es  genügt  ja,  das  gewöhnlichste  Handbuch  der 
Nationalökonomie  zur  Hand  zu  nehmen,  um  das  gerade  Gegentheil   nach- 


')  Man  sehe  das  treffliche  Werk  des  ausgezeichneten  Criminalisten  „La  saperstiiione 
socialista"  iTnrin,  18951,  welches  eine  glänzende  Kritik  des  Socialismus  von  verschiedenen 
theoretischeii  Gesichtspunkten  aus  ist,  wenn  es  auch  im  CoDservativismus  xu  weit 
gehen  mag. 
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zuweisen,  dass  nämlich  diese  Wissenschaft  nicht  im  Entferntesten  an  eine 
derartige  Beweisführung  denkt,  sondern  sich  einzig  und  allein  darzuthun 
bestrebt,  dass  das  Privateigenthum  heutzutage  die  vollkommenste  Methode 
der  Ausnutzung  des  Bodens  darstellt. 

Wenn  wir  aber  dem  ersten  Theile  von  Ferris  Werk   keinen  Gegen- 
beweis entgegenstellt  haben,  so  wollen  wir  nun  die  Grundlage   der  ganzen 
Argumentation    des   zweiten   Theiles    anfechten;    diese   lässt   sich    in    dem 
folgenden  Satze  zusammenfassen:  „Der  wissenschaftliche  Socialismus  behauptet 
mit  mathematischer  Sicherheit,   dass   die  Richtung,   die  Bahn  der  mensch- 
lichen Evolution  im  allgemeinen   Sinne   vom   Socialismus  angekündigt  und 
vorausgesehen  wird,   nämlich   in   dem  Sinne   eines   ständig  fortschreitenden 
Ueberwiegens    der    Interessen    und   des   Vortheiles    der    Species    über    die 
Interessen  und  den  Vortheil  des  Individuums".  (S.  127).   Dass  der  Socialist 
dies  behaupten  kann,  wird  schon  möglich  sein,  von  der  Unmöglichkeit 
es   zu  beweisen  jedoch    hat   Ferri   selbst   den   Beweis    geliefert.     Die 
Anhaltspunkte  für  die  Feststellung  der  Richtung  der  menschlichen  Evolution 
liegen  hier  vor  unseren  Augen  und,   wenn  nicht  grobe  Beobaohtungsfehler 
unterlaufen  oder  den  Thatsachen  selbst  aus  Leidenschaft  Gewalt  angethnn 
wird,  deutet  nichts  auf  diesen  angeblichen  Fortschritt  der  Vergesellschaftung 
hin.  Und  die  zunehmende  Entwickelung  des  Verständnisses  für  die  Interessen 
der  Species,  jedoch  nicht  auf  Kosten  der  Interessen  des  Individuums,  sondern 
behufs   einer  menschlichen   und   verfeinerten  Befriedigung   dieser   letzteren, 
ist  eine  Erscheinung,  die,  wie  ich  an  anderer  Stelle  dargelegt  habe,   nichts 
mit   der   Tendenz   zur   Vergesellschaftung   zu    thun    hat,   mit   welcher   sie 
Ferri    verwechselt.     Diese   sollte   nicht   so    sehr    eine   Theorie   von    dem 
angeblichen  Aufgehen  der  Individuen  in  dem  gesellschaftlichen  Organismus, 
als  vielmehr  die  Thatsache  des  Verschwindungsprocesses  der  individuellen 
Formen  des  Eigenthumes  und  besonders  des   Grundeigenthumes   beachten. 
Wenn  wir  uns  nun   an  die  Thatsache  halten,  welche  deswegen  wichtig 
ist,  weil  sie  auch  die  socialistische  Kampfmethode  berührt,   so   finden   wir 
aber,  dass  das  Bedürfnis  nach   einer  immer  gesteigerten   Production 
—  nicht  einer  mehr  ins  Grosse  gehenden  Production,  welche  nur  ein 
zufälliges  Mittel    der   ersteren    ist   —   die  Gesellschaft  zur  intensiven  Pro- 
duction treibt.    Diese  jedoch  ist  weit  entfernt  davon,  grosse  Ansammlungen 
zu   beanspruchen,    sondern    zwingt   zur   klugen   Anwendung   der   Kräfte    in 
beschränktem    Gebiete.     Das    Schauspiel ,    welches     uns    die    ungeheuren 
amerikanischen  Factoreien  bieten  (Beispiele  für  die  von  den  Socialisten   als 
unvermeidlich  und  andauernd  bezeichneten  Concentrationen),  die  im  Kampfe 
der  Production  verlieren,   und  jenes   der  bescheidenen   deutschen  und  eng- 
lischen Betriebe  (Beispiele  für  capitalistische  Individualisierung),  welche  den 
Sieg  davontragen,  ist  sehr  überzeugend.    Die  Socialisten  halten  an  der  ver- 
alteten, auf  eine  geringe  Anzahl  von  in   der  Gegenwart  wie   auch  in   alten 
Zeiten  angesammelten  übergrossen  Reichthümern  gegründeten  Prophezeiung 
Marxs  fest,  die  sie  fortwährend  hartnäckig  wiederholen,  und  täuschen  sich 
so,   ohne    zu   bedenken,   dass    der   grosse   Reichthum    das   getheilte,   unter 
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tausend  Formen  in  Millionen  Händen,  welche  die  praktisciien  Methoden  des 
XIX.  Jalirhundertes  zu  verbinden  wussten,  zerplitterte  Capital  ist,  jenes 
Capital,  welches  weit  entfernt,  zur  Ansammlung  behufs  späterer  Vergesell- 
schaftung zu  neigen,  durch  den  glücklichen  wirtschaftlichen  und  moralischen 
Fortschritt  aller  Gesellschaftsclassen  sich  immer  mehr  verbreitet. 

Diese  so  oft  in  triumphierendem  Tone  vorgebrachte  Erklärung  der 
Concentration  und  des  Zusammenschliessens  des  Capitales  in  allen  seinen 
Formen  als  Anzeichen  dafdr,  dass  das  wirtschaftliche  System  der  Gesell- 
schaft der  Vergesellschaftung  der  Productionsmittel  entgegengehe,  ist,  selbst 
als  historische  Erklärung  einer  wirtschaftlichen  Erscheinung,  völlig  irrig 
und  willkürlich.  Die  wirtschaftlichen  Formen  unterliegen  auch  bestündig 
dem  Einflüsse  der  Umgestaltung  und  Verbesserung  der  maschinellen  Behelfe, 
der  Anforderungen  des  historischen  Momentes,  des  Zwanges  der  socialen 
Anforderungen ;  und  so  kommt  es,  dass  die  grossen  Industrien,  die  grossen 
Besitze,  die  grossen  Gesellschaften,  die  mächtigen  Cooperativ -Vereinigungen 
und  so  fort  unter  dem  Antriebe  der  zur  Concentration  drängenden  maschinellen 
Behelfe,  der  technischen  Erforde) nisse  der  grossen  Betriebe  und  des  Druckes 
einer  organisierten  und  durch  die  handelspolitischen  Irrthflmer  der  Staaten 
unterstützten  Concurrenz  entstanden  sind.  Dies  alles  ist  nur  ein  Ueber- 
gangsstadium  und  wird  verschwinden,  wenn  ein  civileres  mechanisches  Hilfs- 
mittel die  Kräfte  trennen  und  auf  grosse  Ausdehnungen  vertheilen  wird, 
wenn  eine  vollkommenere  internationale  Arbeitstlieilung  die  thörichten  An- 
sprüche mancher  Producenten  auf  ihr  entsprechendes  Maass  zurückgeführt 
haben  und  eine  aufgeklärte  Wirtschaftspolitik  so  viele  grausame  und  lächer- 
liche Schranken  niederwerfen  und  den  freien  Tauschverkehr  unter  den 
Völkern  einführen  wird. 

Solange  also  nicht  bewiesen  sein  wird,  dass  diese  Tendenz  zur  Ver- 
gesellschaftung wirklich  in  Bildung  begriften  ist,  was  von  Marx  bis  auf 
Ferri  noch  niemand  vermochte,  wie  wir  des  öfteren  hervorhoben,  wird  di« 
künftige  Vergesellschaftung  eine  metaphysische  Prätension  bleiben,  nicht 
eine  Forderung  der  positiven  Wissenschaft,  wie  Ferri  gern  möchte. 

Ohne  den  Anspruch  zu  erheben,  in  diesem  kurzen  Aufsatze  alle  Zeug- 
nisse für  die  literarische  Thätigkeit  des  Socialismus  zusammenzustellen, 
können  wir  sagen,  dass  die  angeführten  Werke  die  Hauptleistung  derselben 
darstellen.  Es  verdient  nur  erwähnt  zu  werden,  dass  Ferrit  der  in  obigem 
Werke  Garofalos  eine  lebhafte  und  oft  scharfe  Widerlegung  der  von 
ihm  in  seinem  »Socialismo  e  scienza  positiva"  verfochtenen  Anschauung 
fand,  sich,  obwohl  er  in  Uebereinstimmung  mit  seinen  Mailänder  Glaubens- 
genossen jene  zu  verachten  und  zu  verlachen  vorgab,  doch  umso  mehr 
gedrungen  fühlte,  darauf  zu  erwidern,  als  es  sich  um  eine  Spaltung  zwischen 
zwei  Vorkämpfern  der  neuen  positivistischen  Schule  des  Strafrechtes  (eben 
Ferri  und  G  a  r  o  f  a  1  o)  handelte. 

Die  Erwiderung  erschien  zuerst  in  der  .Rivista  di  Sociologia*  in  Rom, 
und  wurde  später  besonders  unter  dem  Titel  «Discordie  positiviste  sul 
socialismo   (Ferri   contro   Garofalo)  del  prof.   Enrico   Ferri'   ver- 
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öffentlicht.  Das  Bestreben  Ferris  machte  niemals  einen  so  müliseligen 
und  schwerfalligen  Eindruck  als  in  dieser  Erwiderung  und  verlief  vollständig 
resultatslos.  Der  Zufall  wollte  es  femer,  dass  gerade  in  jenen  Tagen  der 
Riese  des  Jahrhundertes,  Herbert  Spencer  selbst,  durch  sein  Schreiben 
an  einen  tüchtigen  Schriftsteller,  Lucio  Fiorentini,  der  ein  interessantes 
Buch  gegen  den  Socialismus  (Socialismo  ed  anarchia)  veröffentlicht  hatte, 
sich  gewissermaassen  in  den  Streit  zwischen  Ferri  und  Garofalo  be- 
treffend die  absurde  Behauptung  des  ersteren  von  der  üebereinstimmung 
der  Lehren  des  Darwinismus,  Evolutionismus  und  Socialismus  einmischte. 
Derselbe  wies  nämlich  in  einem  Briefe,  den  alle  Blätter  —  mit  Ausnahme 
der  socialistischen ;  ja,  die  schwiegen  alle !  —  brachten,  unmuthig  jeden 
logischen  Zusammenhang  zwischen  dem  Evolutionismus  und  dem  sociali- 
stischen Ideale  zurück.  Daher  denn  die  Behauptungen  Ferris  und  seine 
Schriften  sozusagen  nicht  einmal  mehr  das  Anrecht  haben,  erwähnt  zu 
werden,  nachdem  der  competenteste  Ausleger  der  evolutionistischen  Lehren 
über  sie  im.plicite  ein  Verdammungsurtheil  gefällt  hat. 

Ich  lasse  selbstredend  alles  beiseite,  was  Absichten.  Endergebnisse, 
Auffassungsweise  des  Socialismus  und  alle  anderen  theoretischen  Erörterungen 
auf  diesem  Gebiete  betrifft,  weil  all  dies  nur  Wiederholungen  oder  Erläute- 
rungen der  Fundamentalsätze  des  Socialismus  bildet,  wie  er  von  Marx  und 
seinen  Leuten  verstanden  und  auseinandergesetzt  wurde.  Umsoweniger 
kann  ich  hier  auf  die  gediegene  und  umfangreiche  antisocialistische  Literatur 
eingehen,  welche  auf  philosophischem,  rein  literarischem  und  ganz  besonders 
wirtschaftlichem  Gebiete  glänzende  Schriften  aufweist.  ') 

So  viel  man  weiss,  hat  der  Socialismus  in  Italien  noch  nicht  die 
Lehrstühle  ergriffen.  Denn  wenn  es  auch  mehrere  Professoren  gibt,  die 
das  Marx'sche  Glaubensbekenntnis  abgelegt  haben,  so  lehren  diese  Goch 
nicht  direct  Nationalökonomie,  so  dass  es  dieser  erspart  geblieben  ist.  als 
offenes  Thor  für  die  socialistische  Propaganda  zu  dienen.  Nur  ein  Werk 
des  Professors  Scarabelli*)  gibt  Kunde  davon,  dass  dieser  üeberläufer 
von  der  liberalen  ökonomischen  Schule  eine  Ausnahme  von  dem  eben 
Gesagten  macht. 

Es  ist  gleichwohl  richtig,  dass  eine  von  der  Zeitung  ,Vita  Moderna* 
behufs  Erforschung  der  Stellungnahme  der  italienischen  Gelehrten  zum 
Socialismus  angeregte  Enquete  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Antworten 
hervorgerufen  hat,  die  wie  mehr  oder  minder  entfernte  Anhängerschaft  an 
den  Secialismus  lauteten.  Die  Umfrage  wurde  anlässlich  des  1.  Mai  1894 
veranstaltet  und  enthielt  die  Fragen : 

1.  AV'elche  Stellung  nehmen  Sie  gegenüber  dem  Socialismus  ein, 
sympathisch,  abgeneigt  oder  indifferent? 


')  Um  zweier  jüngerer  Publicationen,  die  mit  Unrecht  nicht  immer  dort  citiert 
werden,  wo  sie  sollten,  zu  gedenken,  erwähne  ich  eine  Bede  von  Giuseppe  Majorana 
über  „den  Socialismus  und  die  sociale  Frage"  und  ein  gelehrtes  und  glänzend  geschriebenes 
Bach  von   Tullio   Martello  „L'Economia  politica  e  il  so.cialismo"  (Venedig,  1894). 

^)  J.  Soarabelli,  II  Socialismo  e  la  lotta  di  classe.    Ferrara,  1894. 
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2.  Ist  die  Sympathie,  Indifferenz  oder  Abneigung  das  Ergebnis  ver- 
Htandesmässiger  üeberlegiing  oder  der  Ausdrucic  einer  Oesanimtheit  von 
Gefiiiilen? 

Mit  Beseitelassung  aller  Bedenken,  welche  man  gegen  die  Art  und 
Weise  der  Fragestellung  erheben  könnte,  haben  wir  gefunden.  da»s  das  auf 
die  Anliängerschaft  lautende  Votum  bei  vielen  und  vielen  sich  mehr  auf 
eine  Summe  von  Gefühlen  als  auf  wohlerwogene  VernunftgrOnde  stützte. 
Und  iil)erhaupt  gab  es  in  jenen  Antworten  eine  solche  Verwirnmg,  dass  man 
Oekonomisten,  deren  geniale,  zum  grossen  Theile  von  den  Principien  der 
historischen  Schule  durchdrungene  Lehren  die  Veränderlichkeit  der  wirt 
schaftlichen  Erscheinuugen  darzulegen  streben,  die  Behauptung  aufstellen  sah, 
,das  Durchdringen  des  Socialismus  werde  einen  wirtschaftlich  besser  im 
Gleichgewichte  stehenden  Zustand  der  Gesellschaft  herbeiführen!»  Und 
Biologen,  welche  die  Möglichkeit  einer  wirtschaftlichen  Besserung  leugnen, 
bekundeten  Sympathie  für  den  Socialismus ! 

Alles  in  allem  wäre  aus  jener  Enquete  bloss  zu  entnehmen,  dass  auch 
im  Geist  und  Herzen  vieler  Denker  eine  Sehnsucht  nach  etwas  unbestimmtem 
Besserem  wohnt,  nichts  jedoch,  was  durch  die  Autorität  der  Namen  oder 
der  Raisonnements  den   sogenannten  wissenschaftlichen  Socialismus  stützte. 

Das  literarische  Gebiet  ist  jenes,  auf  welchem  der  Socialismus  in 
Italien  seine  grössten  P]rrungenschaften  zu  verzeichnen  hat.  Ganz  natürlich : 
denn,  wie  die  Antworten  auf  die  erwähnte  Umfrage  gezeigt  haben,  verstehen 
die  Literaten  in  ihrer  grossen  Menge  nichts  von  socialen  Fragen,  aber  sie 
können  sieb  nicht  dem  Einflüsse  eines  sonderbaren  Sentimentalismus  ent- 
ziehen, der  sie  zum  Socialismus  treibt,  indem  sich  ihnen  dieser  als  eine 
Philosophie  des  Elendes,  voll  von  grossen  Versprechungen,  darstellt.  Nicht 
dass  die  socialistische  Literatur  in  Italien,  die  von  allem  Anfange  ein  ärm- 
liches Ding  war  und  sich  auf  dichterische  Hervorbringungen  von  zweifel- 
haftem Werte  beschränkte,  wie  jener  berüchtigte  .Inno  dei  lavoratori". 
welchen  die  Staatspolizei  vielleicht  gerade  deshalb  so  eifrig  verfolgte,  weil 
er  literarisch  ein  halbes  Verbrechen  war,  nicht  dass  sie  also  durch  das 
grosse  C'ontingent  literarischer  Gefolgschaften  eine  beträchtliche  Bereicherung 
erfahren  hätte.  Was  haben  denn  Mario  Rapisardi.  Corrado  Corradino. 
Art  uro  Graf,  Edmondo  de  Amicis  und  andere  ausser  ihren  Namen 
beigetragen?  Eapisardi  lieferte  ausser  kleineren  Sachen  ein  Gedicht 
, Atlantide',  welches  ebenso  wie  jenes  Land,  von  dem  es  den  Namen  tnlgt. 
in  den  Ocean  der  Vergessenheit  versenkt  wurde;  von  Graf  als  Socialisten 
bekam  man  nichts,  oder  vielmehr  eine  merkwürdige  Polemik  über  jenen 
philosophischen  Pessimismus,  von  dem  seine  prachtvollen  Reime  durchtränkt 
sind.  In  dieser  Polemik  wollten  Graf  und  seine  Freunde  die  merkwürdigste 
aller  Verbindungen  zwischen  der  pessimistischen  Philosophie,  welche  die 
Unübenvindlichkeit  des  Unheils  der  Menschheit  sieht  und  nachweist,  und 
dem  Socialismus,  diesem  neuen  Glauben  oder  dieser  Wissenschaft  von  einem 
idealen,  paradiesischen  Zustand  von  Glückseligkeit,  der  für  die  Menschheit 
anbricht,  herstellen.   Das  sind  Bestrebungen,  die  man  nur  sprachlos  anstaunen 
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kann  !  Aber  die  grossen  Hoffnungen  der  italienischen  socialistiscben  Literatur 
beruhen  nicht  auf  den  eben  erwähnten  Dichtern,  nicht  auf  Corradino, 
den  ein  Process  unlängst  in  Erinnerung  gebracht  hat,  noch  auf  den  anderen 
Geringeren,  gewiss  auch  nicht  auf  den  unseligen  Uebersetzern  von  derartigen 
literarischen  Missgeburten,  wie  einige  jüngst  erschienene  amerikanische  und 
deutsche  Romane  sind;  sie  beruhen  ganz  und  gar  auf  Edmondo  de 
Ami  eis,  dessen  Bekehrung  zum  Socialismus  —  und  zwar  nicht  zum  sen- 
timentalen, sondern  zum  wissenschaftlichen!  —  in  ganz  Italien  aufs  lebhafteste 
commentiert  worden  ist.  Bis  jetzt  freilich  beschränkte  sich  sein  Antheil  auf 
einige  Vorträge,  die  den  Himmel  nicht  trübten.  Immer  aber  wird,  wenn  er 
auch  schon  wirklich  recht  lange  auf  sich  warten  lässt,  jener  »erste  Mai-*  in 
Aussicht  gestellt,  der  den  Morgen  einer  grossen  neuen  socialistiscben 
Literatur  bezeichnen  solle. 

Wird  er  so  lioch  gespannten  Erwartungen  entsprechen  ?  Wir  können 
nur  sagen,  dass  dieser  Schriftsteller  eine  zu  romantische  Ader  hat,  um  als 
Apostel  einer  so  streng  wissenschaftlichen  Doctrin,  wie  der  Socialismus  um 
jeden  Preis  sein  will,  auftreten  zu  können. 

Uebrigens  fügen  wir  hier  eine  Bemerkung  allgemeinerer  Natur  bei. 
Nicht  nur  in  Italien,  sondern  allenthalben  tritt  dieselbe  Erscheinung  zutage; 
der  Socialismus  hat  auf  dem  Gebiete  der  Kunst  in  allen  ihren  Formen  und 
besonders  auf  literarischem  Gebiete  nichts  Bedeutendes  und  Denkwürdiges 
hervorgebracht.  Wenn  er  es  aber  jetzt  nicht  gethan  hat,  wo  er  eben  durch 
seine  Unbestimmtheit,  durch  all'  das  Vage  und  Grosse,  das  er  der  Mensch- 
heit für  die  Zukunft  verspricht,  die  Phantasie  mehr  anregt,  was  sollte  er 
später  hervorbringen  können  ?  Die  Socialisten  behaupten,  dass  ihre  Ordnung, 
wenn  sie  durchgeführt  werde,  den  Künsten  einen  mächtigen  Antrieb  geben 
werde;  ich  hingegen  glaube,  dass  die  negative  Erfahrung,  die  man  jetzt 
während  der  Periode  ihrer  Ausbildung  macht,  ein  starkes  Argument  zugunsten 
jener  Anschauung  ist,  die  dem  Socialismus  eine  negative  Wirkung  auf  dem 
Gebiete  der  Aeusserungen  des  Schönen  zuschreibt. 


j 


ZUR  REFORM  DES  EXECUTIONSVERFAIIRENS. 


VON 


DU   WALTER  SCHIFF. 


Am  18.  März  1893  brachte  die  Eegierung'  im  Abgeordnetonhause  drei 
uuifangreiche  Gesetzentwürfe  ein,  durch  wciclie  unser  veraltetes,  auf  unzähligen 
zerstreuten  Hofdecreten  und  Gesetzen  beruhendes  civilgerichtliche  Verfahren  in 
neuzeitlichem  Geiste  reformiert  worden  soll.  Zwei  von  ihnen,  das  Gerichtsver- 
fassuiigsgesetz  und  die  eigentliche  Civilprocessordnung,  deren  socialpolitische  und 
technische  Vorzüge  in  Parlament  und  Presse  wiederholt  rahmend  hervorgehoben 
wurden,  haben  bereits  die  kaiserliche  Sanction  erhalten.  Dagegen  steht  der  letzte 
Theil  des  grossen  Reformwerkos  noch  in  parlamentarischer  Behandlung ;  über 
den  Gesetzentwurf  betreffend  das  Exccutions-  und  Sicherungsverfahren*)  hat  der 
Permanenzausschnss  des  Abgeordnetenhauses  einen  Bericht  veröffentlicht'),  und 
man  darf  wolü  hoffen,  dass  nunmehr  das  Herrenhans  bald  in  die  Berathnng 
desselben  eintreten  werde. 

Die  Regierungsvorlage,  die  durch  den  An.sschuss  des  Abgeordnetenhauses 
manche  wesentliche  Vcrbesscning  erfahren  hat,  bedeutet  sowohl  in  juristischer,  als 
auch  in  ökonomischer  und  socialpolitischer  Beziehung  einen  ausserordentlichen 
Fortschritt  gegenüber  dem  jetzigen  Rechtszustande.  Dennoch  bleiben  in  manchen 
wichtigen  Punkten  die  concreten  Bestimmungen  hinter  der  guten  Absicht  des 
Gesetzgebers  zurück  und  verfehlen  so  das  ihnen  gesteckte  Ziel.  Darum  dürfte 
es  nicht  überflüssig  sein,  die  Vorlage  gerade  jetzt,  noch  ehe  sie  den  Ansschuss 
des  Herrenhauses  passiert,  einer  kurzen  Besprechung  vom  social-  und  wirtschafts- 
politischen Standpunkte  aus  zu  unterziehen. 

Der  Kechtsstoff,  der  hier  seine  ge.sotzliche  Regelung  erfahren  soll,  besitzt 
von  vornherein  eine  viel  weiter  reichende  ökonomische  und  sociale  Bedeutung 
als  die  Civilprocessordnung  selbst. 

Denn  die  Letztere  enthalt  ausschliesslich  Bestimmungen  über  die  Form  des 
fierichtlicheTi  Verfahrens.  Zwar  ist  es  auch  bei  der  Ordnung  des  Processverfahrens 
möglich,  gewissen  socialpolitischen  Gesichtspunkten  Rechnung  zu  trafen   und  die 


')  689  der  Beilagen  z.  d.  stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses,  XL  Session  1893. 
')  1026  der  Beilagen  z.  d.  stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Session  1894. 
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ökonomische  Lage  der  unteren  Volksclassen  besonders  zu  berücksichtigen.  Indes 
kann  es  sich  dabei  doch  im  Wesentlichen  nur  darum  handeln,  dass  auch  dem 
unbemittelten ,  rechtsunkundigen  Volksgenossen  die  Eechtsfindung  möglichst 
erleichtert  werde.  Sicherheit,  Kaschheit  und  Wohlfeilheit  der  Civilrechtspflege 
kommen  allerdings  dem  Mittellosen  vielleicht  in  höherem  Maasse  zugute,  als  dem- 
jenigen, der  in  der  Lage  ist,  sich  durch  einen  Advocaten  vertreten  zu  lassen, 
grosse  Kosten  aufzuwenden  und  Jahre  lang  auf  die  Kealisierung  seines  Anspruches 
zu  warten.  Aber  schliesslich  sind  doch  alle  Processparteien  an  dem  exacten 
Punctionieren  des  gerichtlichen  Mechanismus  interessiert.  Somit  kommt  bei  der 
Processgesetzgebung  doch  nur  die  beste  Lösung  eines  allgemeinen  juristisch- 
technischen Problemes  in  Betracht.  Die  technisch  vollendetste  Ordnung  des  Civil- 
verfahrens  ist  auch  die  socialpolitisch  wünschenswerteste. 

Nicht  ganz  so  steht  es  mit  der  Executionsordnung. 

Viele  Bestimmungen  derselben  haben  allerdings  auch  nur  ehien  solchen 
rein  formalen  Charakter ;  für  sie  gilt  Analoges,  wie  für  den  Civilprocess.  Dennoch 
darf  hier  nicht  übersehen  werden,  dass  selbst  diese  Vorschriften  der  Executions- 
ordnung noch  eine  besondere  ökonomische  Bedeutung  aufweisen,  welche  über  das 
hinausgeht,  was  diesbezüglich  vom  Processgesetze  gesagt  wurde.  Auch  für  das 
Executions-  und  Sicherungsverfahren  will  der  Entwurf  die  Principien,  die  der 
Civilproce&sordnung  zugrunde  liegen,  einführen  :  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit 
des  Verfahrens  und  eine  freiere,  von  Parteianträgen  unabh<ängigere  Stellung  des 
Eichters,  die  diesen,  wenn  einmal  das  Verfahren  eingeleitet  ist,  dasselbe  selbst- 
thätig  zu  Ende  führen  lässt  und  damit  die  so  unzutreffende  Piction,  dass  jede 
Partei  genaue  Kenntnis  des  Verfahrens  besitze  und  ihr  Literesse  selbst  am  besten 
zu  wahren  verstehe,  grösstentheils  überflüssig  macht.  Diese  Principien  sind  aber 
für  die  Eechtsvollstreckung  wohl  noch  wichtiger  als  für  die  Eechtsfindung.  Denn 
die  Letztere  verhält  sich  zur  Ersteren  wie  die  Theorie  zur  Praxis ;  dort  die 
platonische  Feststellung  eines  Eechtes,  hier  dessen  ökonomische  Verwirklichung. 
Diese  erheischt  aber  offenbar  in  erhöhtem  Maasse  die  Benutzung  des  richtigen 
Augenblickes,  den  genauen  Einblick  in  die  concreten  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 
Und  das  gilt  doppelt  von  einem  Executionsgesetz,  wie  das  vorliegende,  das  nicht 
darauf  ausgeht,  die  einzelnen  Bestimmungen  als  starre  Eechtsconsequenwn  aus 
dem  Befriedigungsanspruch  des  Gläubigers  zu  entwickeln,  sondern  sich  überall 
vom  ökonomischen  und  socialen  Gesichtspunkte  leiten  lässt  und  deren  Berück- 
sichtigung durch  den  Eichter  fordert. 

Es  ist  einleuchtend,  wie  sehr  es  unter  diesen  Umständen  zu  begrüssen  ist, 
dass  der  Entwurf  ausnahmslos  Einzelrichter  mit  der  Durchführung  der  Execution 
betraut,  ja  die  Schaffung  eigener  Executionsrichter  (Executionscommissäre)  bei 
den  grösseren  Gerichten  in  Aussicht  nimmt. 

Dazu  kommt  aber  noch,  dass  jede  Abkürzung  des  Executionsverfahrens 
direct  von  volkswirtschaftlichem  Nutzen  ist.  Denn  dem  Executen  ist  die  freie 
Verfügung  über  sein  Vermögen  genommen ;  über  seine  Wirtschaft  ist  von  der 
Einleitung  bis  zur  Beendigung  der  Zwangsvollstreckung  ein  Belagerungszustand 
verhängt,  der  nicht  nur  die  Production  hemmend,  sondern  gar  oft  auch  direct  Werte 
zerstörend  wirkt.    Schlechte  Bestellung  des  Bodens,  Vernachlässigung  der  Baulich- 
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kfliteii  und  Aiilagon,  wo  nicht  gar  Raubbau  und  vollHtändige  Dcvaütation,  nirid 
die  nur  zu  bekannten  Erscheinungen,  welche  das  Zwangsverilasserungsverfahren 
in  landwirtschaftliche  Güter  regelmässig  begleiten.  Wird  doch  i..  U.  aus  den  Alpen- 
ländern immer  wieder  berichtet,  dass  der  Hauer,  der  in  Kxecution  verfällt,  vor  der 
Feilbietung  den  gesammten  fnndns  instrnctus  verftnssert,  alles,  was  sich  irgend- 
wie  vom  Boden  trennen  lässt,  wegschafft,  Wald-  und  Obstbäume  niederschlägt, 
Gebäude  einreisst,  die  stehende  Fracht  vernichtet,  so  dass  der  Gläubiger  nicht« 
vorfindet  als  die  nackte  Erde.  Ein  solcher  Vandalismus  findet  sich  zum  Glflck 
nicht  überall.  Er  illustriert  aber  zur  Genüge,  welch  dringendes  Interesse  nicht 
nur  der  Execut,  sondern  auch  die  Allgemeinheit  daran  besitzt,  dass  die  Sub- 
hastation,  wo  sie  unvermeidlich  ist,  mit  möglichster  üeschleunignng  durch- 
geführt werde. 

Dass  die  Vorlage  diesbezüglich  an  die  Stelle  unseres  jetzigen,  allen  An- 
forderungen Hohn  sprechenden  Kechtszustandes  wesentlich  Besseres  setzen  will, 
kann  schon  nach  den  hier  gemachten  Andeutungen  nicht  zweifelhaft  sein.  Doch 
soll  die  genauere  Prüfung  des  Gesetzentwurfes  in  dieser  Richtung  dem  in  erster 
Linie  competenten  Fach  Juristen  überlassen  bleiben.')  Nur  die  Frage  der  Unent- 
behrlichkeit  der  exccutiven  Schätzung  von  Liegenschaften  soll  zum  Schlüsse  erörtert 
werden,  weil  die  Beibehaltung  dieser  kostspieligen  Einrichtung  bloss  für  die 
Durchführung  gewisser  Vorschriften  geplant  ist,  die  vorwiegend  auf  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  beruhen.  — 

Mit  der  technisch  zweckmässigen  Einrichtung  des  Vollstrecknngsverfahrens 
ist  indes  der  den  Volkswirt  und  Socialpolitiker  interessierende  Inhalt  eines  Exe- 
cutionsgesetzes  bei  weitem  nicht  erschöpft. 

Zunächst  wird  darin  die  Frage  beantwortet,  wieweit  der  Staat  dem  Gläubiger 
seinen  Arm  leiht,  um  Privatrechte,  diese  legalisierten  ökonomischen  Machtverhält- 
nisse, zu  realisieren,  auf  welche  Güter  des  wirtschaftlich  Schwächeren  der  Stärkere 
kraft  Rechtens  greifen  darf,  um  sich  Befriedigung  für  seinen  Anspruch  zu  ver- 
schaffen. 

Bestimmungen  dieser  Alt  —  es  gehören  hieher  insbesondere  die  Befreiungen 
gewisser  Vermögensobjecto  von  der  Execution  —  besitzen  eigentlich  keinen  formell-, 
sondern  materiell-rechtlichen  Charakter,  da  sie  den  Inhalt  der  Privatrechte  näher 
präcisieren  und  modificieron. 

Sodann  besteht  jede  Zwansrsvollstreckung  einerseits  in  einem  gewaltsamen 
Eingriff  des  Staates  in  die  Wirtschaft  des  Executen,  andererseits  in  einer  ökono- 
mischen Verwertung  der  von  der  Execution  ergriffenen  Guter  zu  Gunsten  des 
Gläubigers.  Daraus  ergibt  sich  eine  ganze  Reihe  von  wirtschaftlichen  Erwägungen 
bei  Regelung  der  Zwangsvollstreckung. 

So  das  Postulat:  Wahl  desjenigen  Exccutionsmittels,  das,  bei  gleichem 
ökonomischen  Erfolg  für  den  Gläubiger,  den  geringeren  Eingriff  in  die  Wirtschaft 


')  Eine  technisch-juristische  Würdigung  des  Gesetzentwurfes  nach  den  Anträgen 
des  IVrniane.nziiusschusses  findet  sich  in  den  „Vorschlügen  des  Subcomitos  der  n.-O. 
Advociittnkanuner  zum  (lesetzontwurfe  über  das  Exocutious-  und  Sioherungsverfahnn" 
sowie  in  den  soeben  erschienenen,  von  Dr.  Karl  v.  Grabmayr  verfassten  VorschUgen 
der  Bozener  Advocatenkainnier. 
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des  Executen  darstellt,  oder  das,  bei  gleicher  Schädigung  des  Letzteren,  für  den 
Ersteren  günstiger  ist.  Selbstverständlich  hat  die  ökonomische  Natur  des  Exe- 
cutionsobjectes  entscheidende  Bedeutung  dafür,  ob  von  diesem  Standpunkte  ans 
die  Befriedigung  aus  dem  Ertrage  (Zwangsverwaltung)  odi^r  aus  dem  Tauschv.erte 
des  Executionsobjectes  (Zwangsverkanf)  vorzuziehen  sei,  letzterenfalls,  ob  die  Ver- 
äusserung  mit  oder  ohne  gerichtliche  Feilbietung  stattzufinden  habe. 

Ferner  die  Frage :  ob  jede  noch  so  grosse  Schädigung  des  Schuldners  für 
jede  noch  so  geringfügige  Befriedigung  des  Executionsführers  gerechtfertigt  ist, 
oder  ob  die  Rechtsordnung  ein  wenn  auch  nur  halbwegs  angemessenes  Verhältnis 
zwischen  dem  Erfolg  und  den  angewendeten  Mitteln,  also  bei  der  Zwangsver- 
äusserung  zwischen  dem  dem  Executen  entzogenen  Wert  und  dem  dafür  ei-zielten 
Preis  fordern  soll  (geringstes  Gebot). 

Endlich  hat  jede  Executionsordnung  eine  Keihe  eigenthümlicher,  ökonomisch 
wichtiger  Probleme  für  die  Zwangsvollstreckung  in  Liegenschaften  zu  lösen.  Sie 
hängen  mit  der  ausserordentlichen,  ganz  spccifischen  Bedeutung  des  Pfandcredites 
für  den  Grundbesitz,  insbesondere  für  den  landwirtschaftlichen,  und  mit  der 
besonderen  Form  dieses  Credites,  der  Hypothek,  zusammen.  Denn  durch  diese 
letztere  wurde  die  mehrfache  Vei-pfändung  desselben  Objectes  so  sehr  erleichtert, 
dass  sie  geradezu  zur  Regel  geworden  ist.  Der  Grundbesitz  ist  mit  dem  Kealcredit 
wirtschaftlich  so  eng  verknüpft,  dass  alles,  was  die  Sicherheit  des  Letzteren  tangiert, 
auch  nachtheilig  auf  den  Ersteren  einwirkt. 

Concurrieren  nun  mehrere  Gläubiger  an  demselben  Pfandobjecte,  so  kann 
leicht  die  Ausübung  des  einen  Pfandrechtes  das  andere  wirtschaftlich  schädigen. 
Eine  gesetzliche  Regelung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der  Hypothekarrechte 
ist  daher  vom  agrarpolitischen  Standpunkte  von  grosser  Bedeutung.  Diesbezüglich 
handelt  es  sich  namentlich  um  die  Frage,  ob  der  spätere  Gläubiger  zum  Schaden 
des  früheren  verkaufen  dürfe  (Verkaufs-  oder  Deckungssystem),  und  ob  durch  die 
Execution  für  eine  Forderung  schlechterer  Priorität  alle,  auch  die  im  Range  vor- 
gehenden Forderungen  fällig  werden  i'Barzahlungs-  oder  Uebeniahmssystera). 

Die  angeführten  Punkte  bilden  den  Gegenstand  der  folgenden  Untersuchung. 

I.   Die   Executionsobjecte. 

Wie  mit  steigender  Cultur  das  Recht  im  allgemeinen  sich  vermensclilicht, 
so  auch  specieU  das  Executionsrecht :  die  ursprünglich  schrankenlose  Gewalt  des 
exequierenden  Gläubigers  über  seinen  Schuldner  wird  immer  mehr  abgeschwächt 
und  eingeengt,  grausame  Härte  in  humane  Strenge  verwandelt. 

Bei  Römern  wie  bei  Germanen  bildete  ursprünglich  die  Person  des 
Schuldners  in  allen  ihren  Beziehungen  (Leben.  Freiheit,  Ehre,  Vermögen)  das 
E\-ecutionsobject  für  den  Gläubiger  (manus  injectio,  Friedlosigkeit);  später  milderte 
sich  dies  in  die  Schuldverknechtuns?  ab.  bis  auf  einer  weiteren  Stufe  der  Ent- 
wicklung die  Vermögensexecution  gänzlich  an  die  Stelle  der  alten  Personalexecution 
trat;  zunächst  in  der  Form  der  Generalexecution  fmissio  in  bona),  erst  später  in  der 
der  Specialpfändung.  Dabei  kommt  dann  immer  mehr  der  Grundsatz  zur  Geltung,  dass 
auch  in  Bezug  auf  das  Vermögen  dem  Zugriffe  des  Gläubigers  gewisse  Schranken 
gesetzt  seien  (beneficium  competentiae.  die  modernen  Executionsbefreiungen). 
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Bei  uns  konnte  noch  bis  zum  Jahre  1868  der  Glänbiger  seinen  Schuldner  il-i 
•n-iluit  bfraul)cn  (Sclmldhaft),  erst  .seither  ist  die  Kxecntion  —  mit  gerins'füfngen 
Ausnahmen  —  ausschliesslidi  auf  das  Vennögen  beschränkt.  Aber  schon  die 
allgemeine  Gerichtsordnung  vom  1.  Mai  1781  statuierte  gewisse  Ausnahmen  von 
der  executiven  Pfiiiidbarifeit;  und  seither  hat  eine  stete  Erweiterung  des  Kreises 
jener  Güter  stattgefunden,  die  dem  Zugriff  des  Glilubigers  entzogen  bleiben  sollen. 
Für  diese  neuere  Entwicklung  waren  social-  und  wirtschaftspolitische  Kr- 
wiiguiigcn  des  Gesetzgebers  bestimmend. 

In  einer  Zeit,  da  das  Rechtsbev.usstsein  eines  grossen  Theiles  der  Be- 
völkerung das  Recht  auf  Existenz  und  das  Recht  auf  Arbeit  für  jeden  Menschen 
fordert,  muss  es  als  unbillig  empfunden  werden,  dass  jeder  Gläubiger  befugt  sein  soll, 
den  Schuldner  nackt  auf  die  Strasse  zu  setzen,  seine  Erwerbsfilhigkeit  dauernd  zu 
zerstören.  Daher  die  Vorschrift,  dass  dem  Executen  und  den  in  seinem  Hanshalt 
lebenden  Familiengliedern  und  Dienstboten  die  unentbehrlichen  Kleider,  Betten, 
Hausgeräthschaften  und  —  wenigstens  für  einige  Zeit  —  die  nothwendigen  Nah- 
runtfs-  und  Heizniittel,  ferner  die  zur  Ausübung  des  Berufes  erforderlichen  Werk- 
•/eugo,  Instrumente,  Einrichtungen  gelassen  werden  müssen,  und  dass  auch  die 
Zwangsvollstreckung  in  die  Arbeitskraft  des  Executen  —  in  der  Form  der  Pfändung 
seiner  Lohn-  oder  Gehaltsfordcning  —  nur  innerhalb  gewisser  Schranken  mög- 
lich ist. 

In  dieser  Richtung  will  nun  der  Gesetzentwurf  den  seit  der  Execntions- 
novelle  des  Jahres  1887  bestehenden  Rechtszustand  in  keiner  Weise  ändern.  Weder 
■den  Bestrebungen,  welche  die  Executionsbefreiungen  beseitigen,  noch  jenen,  welche 
*ie  auch  auf  den  Grundbesitz  ausdehnen  wollen,   ist  damit  Rechnung  getragen. 

Das  ist  nur  zu  billigen. 

Gegen  die  fraglichen  Bestimmungen  pflegt  eingewendet  zu  werden,  dass  die 
Beschränkungen  der  Execution  die  Creditfähigkeit  der  unteren  Volksclassen  ver- 
tnindern,  wenn  nicht  vernichten,  ihnen  also  indirect  wieder  schaden. 

Das  ist  in  gewissem  Umfange  sicherlich  zutreffend.  Nicht  aber  der  Schlnss 
aus  der  ang(;führten  Thatsache.  Es  wird  mit  ihr  nur  bewiesen,  dass  eine  der- 
artige rein  negative  Maassregel  den  unteren  Classen  nicht  nützt,  wenn  sie  isoliert 
bleibt,  dass  sie  vielmehr  dringend  der  Ergänzung  durch  coniplementäre,  positive 
Maassregeln  bedarf,  welche  die  unerwünschten  Nebenwirkungen  paralysieren.  Der 
Credit  muss  für  Personen  entbehrlich  gemacht  werden,  welche  in  absehbarer  Zeit 
nicht  auf  eine  wesentliche  Besserung  ihrer  ökonomischen  Lage  rechnen  können; 
einerseits  dadurch,  dass  sie  in  dem  Bestreben  unterstützt  werden,  ihr  normales  Ein- 
kommen zu  steigern,  andererseits  durch  Ausbildung  der  Versicherung  gegen  ausser- 
ordentliche schädigende  Ereignisse  Nur  so  kann  dem  Missbranch  des  Consumtiv- 
credites  gesteuert  werden.  Besteht  doch  des  Letzteren  berechtigte  Function  darin. 
<lem  Schuldner  eine  Ausgleichung  zwischen  den  zeitlichen  Schwankungen  seiner 
Einkommensverhältnisse,  also  eine  Escomptierung  der  zu  erwartenden  Einkommens- 
erhöhung zu  ermöglichen.  Nicht  aber  soll  der  Credit  das  normale  Deficit  einer 
Wirtschaft  iji  der  Gegenwart  auf  Kosten  einer  ebenso  ungünstigen  Zukunft  decken 
nnd  so  dem  Schuldner  über  seine  ständig  schlechte  ökonomische  La-re  für  kune 
Zeit  hinweghelfen,  um  ihn  dann  um  so  sicherer  zu  vernichten. 
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Müssen  wir  niis  also  für  die  den  Executionsbefreiungen  zugrunde  liegende 
Idee  erklären,  so  that  doch  andererseits  der  Gesetzentwurf  Kecht  daran,  dass  er 
die  Beschränkung  derselben  auf  Mobilien  beibehielt  und  die  immer  wieder  auf- 
tauchenden Vorsdiläge,  ähnliche  Maassregelu  auch  zu  Gunsten  des  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitzes  zu  erlassen,  gänzlich  ignorierte. 

An  sich  ist  es  gewiss  zu  bedauern,  dass  auf  diese  Weise  eine  bedeutende 
Lücke  im  Schutze  der  Erwerbsfähigkeit  des  Schuldners  bestehen  bleibt.  Denn 
was  dem  Handwerker  sein  Werkzeug,  dem  Kaufmann  seine  Geschäftseinrichtung 
bedeutet,  das  ist  dem  Bauer  sein  Grund  und  Boden:  unentbehrliches  Productions- 
instrument,  dessen  Entziehung  ihm  die  Ausübung  seines  Berufes,  die  Fortsetzung 
seiner  Erwerbsthätigkeit  unmöglich  macht.  Die  ratio  legis  würde  also  unbedingt 
auch  die  Einbeziehung  des  kleinen  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  fordern, 
soweit  dieser  bloss  Arbeitsinstrument,  nicht  auch  Mittel  zum  Erwerb  arbeitslosen 
Einkommens  darstellt. 

Die  Verwirklichung  dieses  Postulates  stösst  indes  auf  geradezu  unüber- 
windliche Hindernisse. 

Schwierig  wäre  es  schon,  die  Grösse  des  executionsfreien  Besitzmiiiimums 
zu  fixieren.  Müsste  dasselbe  doch  nach  örtlichen  Verhältnissen,  Fruchtbarkeit 
Klima,  Culturart,  Communicationen,  Productenpreise,  u.  s.  w.  stetig  schwanken. 
Zudem  ist  es  sehr  fraglich,  ob  die  Aufrechterhaltung  dieser  kleinsten,  bloss  den 
Besitzer  und  seine  Familie  beschäftigenden  Betriebe  vom  Productionsstandpunkte 
aus  wünschenswert  wäre. 

Soll  ferner  ein  solches  Besitzminimum  nur  dort  von  der  Execution  eximiert 
sein,  wo  es  schon  besteht,  oder  soll  es  auch  bei  Executionen  grösserer  Anwesen 
ausgeschieden  werden?  Wäre  in  dem  letzteren,  gewiss  consequenteren  Falle  die 
Zersplitterung  des  Bodens  niclit  eine  bedenkliche  Folge?  Wie  stünde  es  mit 
Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden? 

Würde  man  aber  all  dieser  Schwierigkeiten  Herr  werden,  so  müsste  man  an 
einer  Eeihe  anderer  scheitern. 

Die  besondere  ökonomische  Natur  des  Grundbesitzes,  vor  allem  seine  ünbe- 
weglichkeit  und  Unvermehrbarkeit,  haben  ihm  schon  seit  Jahrhunderten  bei  uns 
eine  ganz  andere  rechtliche  Stellung  gegeben  als  sonstigen  Gegenständen. 

Während  das  Faustpfand  —  die  Form  der  rei  obligatio  von  Mobilien  — 
regelmässig  die  Detention  der  Sache  durch  den  Gläubiger  voraussetzt,  behält  der 
Schuldner  die  Innehabung  eines  mit  einer  H3'pothek  belasteten  Grundstückes. 
Bei  den  gesetzlich  geschützten  beweglichen  Sachen  ist  daher  eine  Umgehung  des 
Executionsverbotes  durch  formell  vertragsmässige  Verpfändung  kaum  zu  befürchten. 
Denn  schon  der  Umstand,  dass  diese  stets  mit  der  Ausscheidung  jener  unent- 
behrlichsten Gegenstände  aus  der  Wirtschaft  des  Schuldners  verknüpft  ist, 
erschwert  einen  solchen  Entschluss  ungemein.  Wird  er  aber  doch  gefasst,  so 
hören  jene  Gegenstände  eben  auf,  Wirtschaftsobjecte  ihres  Eigenthümers  zu  sein. 

Anders  beim  Grundbesitz.  Ein  Verbot  bloss  der  excutiven,  nicht  auch  der 
vertragsmässigen  Pfandbestellung  wäre  ganz  erfolglos.  Es  hätte  bloss  die  W^irkung, 
dass  fortan  jeder  Personalgläubiger  gleich  bei  Begründung  des  Schuldverhältnisses 
die   Intabulationsklausel    in   die  Schuldurkunde   einfügen   Hesse.     Sollte  aber   auch 
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dagegen   «im;   gest-tzliche  Vorschrift  erlassen   werden,   würde   sich   der  Personal- 
cifidit  dir(;ct  in  die  kostspielige  Form  der  Hypothek  kleiden. 

Diese  Folge  zeigten  denn  auch  die  amerikanischen  Honiesteadgesetze,  welche 
die  Execution  von  Personalschuldon  in  die  Heimstätte  ohne  Zustimmung  der  Frau 
verbieten.  Jeder  Gläubiger  Übst  sich  dort  sofort  bei  ?]ingehung  der  Obligation 
vom  Schuldner  eine  vertragsmässige  Hypothek  einräumen.  Daraus  resultiert  ein 
flbermilssig  rasches  Anwachsen  der  Bodonbelastnng,  wie  es  küralich  wieder  gele- 
gentlich des  letzten  Consus  der  Vereinigten  Staaten  constatiert  wurde.  In  44 
Staaten  und  Territorien  ist  die  Hypothekarschuld  von  2522'9  Millionen  Dollar  im 
Jahre  1880  auf  6019-G  im  Jahre  1889  gestiegen,  also  um  146-53  Proc;  in 
Texas,  welches  das  älteste  und  radikalsten  Heimstättengeset/,  besitzt,  von  12"8 
auf  75-1   Millionen,  d.  h.  um  420  Proc! 

Wollte  man  daher  das  Executionsvcrbot  hei  Grundstücken  thatsächlich 
durchführen,  müsste  man  auch  die  neuerliche  vertragsrnftssige  Verpfändung 
derselben  untersagen.  Eine  solche  „Schliessung  der  Hypothekenbücher",  wie  sie 
in  der  Literatur  wiederholt  befürwortet  wurde,  begegnet  jedoch  den  grössten 
ökonomischen  und  socialen  Bedenken,  deren  Auseinandersetzung  indes  hier  zu  weit 
führen  würde. 

Und  diese  radicale  Maassregel  wäre  nicht  einmal  genügend,  um  den  kli-in''n 
Grundbesitz  vor  Executionen  zu  schützen.  Denn  dieser  ist  schon  allenthalben 
mit  vertragsmässigen  Hypotheken  belastet.  Es  müsste  also  entweder  die  Nicht- 
Exequiorbarkeit  der  bereits  intabulierten  Schulden  decretiert  werden  —  ein  Rechts- 
bruch,  zu  dem  der  besonnene  Gesetzgeber  sich  nicht  entschliessen  wird  —  oder 
man  müsste  den  Grundbesitz  früher  von  seinen  Hypotheken  befreien.  Dies  ist 
aber  wieder  ein  eigenes  Problem,  dessen  Lösung,  trotz  mannigfacher  interes-santer 
Versuche,  bisher  nicht  gelungen  ist. 

So  ist  es  deim  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  geradezu  unmöglich, 
dem  exequierten  Landwirte  in  einer  ähnlich  allgemeinen  Weise  die  Fortsetzung 
seiner  Erwerbsthätigkeit  zu  sichern,  wie  etwa  dem  Handwerker. 

Indes  suchte  die  Executionsnovelle  des  Jahres  1887  dieses  Ziel  wenigstens 
für  solche  Fälle  zu  erreichen,  in  denen  die  Durchführung  der  Execution  sistiert 
werden  kann,  ohne  doch  dem  betreibenden  Gläubiger  zu  schaden. 

Dem  Executen  wurde  nämlich  das  Recht  ertheilt,  die  gescli>'li"iH'  Fnil- 
biotnng  dann  für  unwirksam  erklären  zu  lassen,  wenn  das  erzielt«  Meistbot 
nicht  einmal  ein  Drittel  dos  Schätzungswertes  erreicht  und  die  Veräussernng 
das  wirtschaftliche  Verderben  des  Schuldners  nach  sich  ziehen  würde.  In  Folge 
einer  solchen,  dem  österreichischen  Hechte  eigenthümliclien  Unwirksamerklärung 
wird  der  bereits  erfolgte  Zwangsverkanf  ungiltig,  und  das  Gut  kann  vor  .\.blanf 
eines  .Tahros  nicht  wieder  wegen  derselben  Forderung  in  Execution  gezogen  werden. 

Das  Gesetz  verfolgt  hier  offenbar  einen  doppelten  Zweck.  Einei-seits  will 
es  ein  Remodinm  gegen  die  krassesten  Fälle  der  Güteryerschleudernng  bieten :  in 
dieser  Beziehung  wird  noch  später  davon  die  Rede  sein.  Andererseits  macht  es 
die  Cassation  von  der  wirtschaftlichen  Unentbehrlichkeit  der  Liegenschaft  für  den 
Schuldner  abhängig;  ihm  liegt  daher  dieselbe  ratio  zugrunde  wie  den  Exem- 
tionen   von    Mobilien :    Schutz  der   die  Existenz   des  Schuldners   ermöglichenden 

37' 


580  Schiff. 

Erwerbsthätigkeit.  Gerechterweise  kann  nur  dann  dieser  Schutz  gewährt  und  die 
Annullierung  der  Licitation  zugelassen  werden,  wenn  der  Gläubiger  daraus  keinen 
Nachtheil  zu  befürchten  hat.  In  dieser  Beziehung  bietet  die  Vorschrift,  dass  nicht 
einmal  ein  Drittel  des  Schätzungswertes  geboten  worden  ist,  genügende  Garantie. 
Denn  für  die  durchgefallenen  Satzposten  ist  es  direct  von  Vortheil,  wenn  die 
executive  Löschung  unterbleibt ;  und  Forderungen,  welche  selbst  durch  einen  so 
exceptionell  niedrigen  Kaufpreis  gedeckt  sind,  besitzen  ohnedies  geradezu  absolute 
Sicherheit  und  können  durch  den  Aufschub  nicht  gefährdet  werden.  So  erscheint 
durch  die  Ungiltigkeitserklärung  keinerlei  berechtigtes  Interesse  verletzt. 

Höchstens  wird  derjenige,  der  die  Liegenschaft  zu  einem  unverhältnismässig 
niedrigen  Preise  erstehen  wollte,  geschädigt  oder  vielmehr  daran  gehindert,  einen 
erhofften,  ökonomisch  nicht  gerechtfertigten  Gewinn  auf  fremde  Kosten  zu  realisieren. 
Das  darf  aber  keineswegs  als  Argument  gegen  die  Institution  der  Ungiltigkeits- 
erklärung betrachtet  werden.  Im  Gegentheil.  Solchen  Verschleuderungen  soll  ja 
die  Spitze  geboten  werden !  Auch  ersteht  der  Meistbieter  die  Realität  nur  mit  den 
im  Gesetze  enthaltenen  Beschränkungen.  Und  es  besitzt  doch  schliesslich  niemand 
—  auch  nicht  der  darauf  speculierende  Hypothekargläubiger  —  einen  Kechts- 
anspruch  darauf,  das  Executionsobject  um  jeden  Preis  zugeschlagen   zu  erhalten. 

Die  Unwirksamerklärung  ist  also  in  jeder  Hinsicht  wohl  gerechtfertigt. 

Der  Entwurf  eines  Executionsgesetzes  will  dieses  Institut  beseitigen.  Es  ist 
überflüssig  geworden,  da  nunmehr  ein  Zuschlag  unter  zwei  Drittel  des  Schätzungs- 
wertes überhaupt  nicht  mehr  soll  erfolgen  können.  Grossen  praktischen  Erfolg 
dürfte  dasselbe  allerdings  bisher  auch  nicht  gehabt  haben. 

II.  Wahl  des  Executionsmitteis. 
1.  Zwangsverwaltung   oder   Z wangsveräusserung? 

Die  Frage,  welches  dieser  beiden  Mittel  der  Specialexecution  Anwendung  zu 
finden  habe,  ist  namentlich  für  den  Grundbesitz  und  speciell  wieder  für  den 
landwirtschaftlich  benutzten  von  grosser  ökonomischer  Bedeutung. 

Es  wurde  schon  auf  die  volkswirtschaftlichen  Nachtheile  hingewiesen,  welche 
regelmässig  mit  der  Subhastation  von  landwirtschaftlichen  Gütern  verbunden  zu 
sein  pflegen,  und  welche  die  thunlichste  Vermeidung  der  Feilbietung  solcher 
Liegenschaften  wünschenswert  erscheinen  lassen.  Auch  haben  wir  schon  oben 
für  ein  volkswirtschaftlich  gutes  Executionsgesetz  die  möglichste  Oekonomie  in 
der  Anwendung  von  Zwangsmitteln  gefordert.  Die  Verwaltung  des  Gutes  zu 
Gunsten  eines  Gläubigers  greift  aber  sicherlich  weit  weniger  tief  in  die  Wirtschaft 
des  Schuldners  ein  als  die  Veräusserung ;  das  Eigenthum  des  Executen  an  der 
Eealität  bleibt  aufrecht,  und  nur  deren  ökonomische  Ausnützung  wird  ihm  für 
eine  beschränkte  Zeit  entzogen.  So  kann  nicht  wohl  zweifelliaft  sein,  welche  der 
beiden  Executionsarten  caeteris  paribus  volkswirtschaftlich  vorzuziehen  sei. 

Das  geltende  Recht  gestattet  nun  dem  exequierenden  Gläubiger,  frei  zwischen 
beiden  zu  wählen.  Der  neue  Gesetzentwurf  will  dagegen  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen das  eingeleitete  Versteigerungsverfahren  auch  gegen  den  Willen  des 
Exeeutionsführers  sistieren  und  durch  die  Zwangsverwaltung  ersetzen  lass<Mi. 
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Und  difs  in  zwei  Fällen:  Es  ranss  entweder  die  vollstreckbare  Fortlemn^ 
"so  gur'mg  sein,  dass  sie  ans  den  voraussif^litlicheii  Ertrai,'sfil)ers<^hüs8en  eines  Jahres 
jLfetilgi  sein  würde,  oder  es  mnss  der  aus  der  Bewirtschaftung  der  zu  ver- 
steigoniden  Liegenschaft  sich  ergebende  jährliche  Ertragsüberschass  hinreichen, 
um  die  zwischen  dem  Glitubit^er  und  Schuldner  vereinbarten  Annnitilton  oder 
sonstigen  fapitalsülisrlijagszaiiiungen  sammt  den  laufenden  Zitiscti  m  decken. 
i§  141).'; 

Der  fintwnrf  stellt  also  zwei  Gruppen  von  Voraussetzungen  anf,  deren  eine 
das  Executionsobject.  die  andere  die  Forderung  betrifft,  wegen  deren  die  Execution 
erfolgt. 

In  erster  Linie  muss  die  Realität  einen  die  Bewirtschaflnngs-  und  Erhaltnngs- 
kosten  übersteigenden  Ertrag  abwerfen. 

Leider  trifft  dies  gerade  bei  denjenigen  Gütern  nur  selten  zu,  für  welche 
die  Vermeidung  der  Feilbietnng  am  wünschenswertesten  wäre:  bei  den  kleinen 
liiiuerlichen  Wirtschaften.  Meist  reicht  ja  der  Ertrag  derselben  kaum  hin,  die 
Arbeitskosten  zu  decken.  Wo  aber  der  Eigenthümer  gezwungen  ist,  Stenern  nnd 
Abgaben  tlieilweise  sogar  ans  dem  ihm  gebürend(^n  Arbeitsverdienst  zu  bestreiten, 
dort  bleibt  für  eine  Zwangsverwaltung,  die  stets  kostspieliger  ist  als  der  Eigen- 
betrieb,  schon  gar  kein  Raum.  Die  Sequestration  wird  daher  fast  nur  bei 
mittleren  nnd  grossen  Grundbesit/ungi'n,  sowie  bei  Himsern  \>m  iirakti-;.Ii..r 
Bedeutung  sein  können. 

Andererseits  liegt  aber  dem  Entwurf  offenbar  die  Absicht  zugrunde,  die 
Zwiiiigsverwidtnng  —  einen  Ertragsüberschuss  vorausgesetzt  —  nur  dann  zn 
iictroieren,  wenn  die  zu  vollstreckende  Forderung  so  beschaffen  ist,  dass  der 
Gläubiger  keinen  ökonomischen  Nachtheil  erleidet,  wenn  er  bloss  auf  die  Erträg- 
nisse des  Gutes  zu  seiner  Befriedigung  gewiesen  wird. 

Zunächst  kann  die  Forderung  so  geringfügig  sein,  da.s8  sie  schon  aus  d-m 
Wirtschaftsüberschuss  eines  Jalires  bezahlt  werden  kann.  Gegen  diesen  Fall  ist 
nichts  einzuwenden.  Bei  so  krassem  Missverhältnis  zwischen  dem  Tauschwert  des 
Kxecutionsobjoctes  und  der  zu  vollstreckenden  Forderung  darf  man  dem  Gläubiger 
wolil  einen  so  kurzen  Aufschub  zurauthen,  wie  nöthig  ist,  nui  einen  einjälirigen 
Ertrag  der  Liegenschaft  zu  erzielen ;  be.sonders,  da  auch  das  Snbhastationsver- 
faliren  einige  Zeit  in  Anspruch  nimmt. 

Der  andere  Fall  ist  dann  gegeben,  wenn  dem  Schuldner  das  Hecht  zuge- 
standen ist,  die  Schuld  durch  Theilzahlungen  oder  Annuitäten  zu  tilgen,  und  wen» 
diese  jährlichen  Leistungen  durch  den  Reinertrag  gedockt  sind. 

Auch  hier  ist  die  Idee  des  Gesetzentwurfes  vollständig  zu  billigen.  Nicht 
aber  dessen  Fornnilierung. 

Der  §  141  soll  nämlich  nach  den  Beschlüssen  des  Pernianenzausschnsses 
lauten:  „WeuTi  der  durchschnittliche  jährliche  Ertrag.süberschuss  ans  der  Bewirt- 
schaftung   der    zu    versteigernden   Liegenschaft   hinreichend    ist,    um    die   bei   der 

Begründung   des    Scliuldvorhältnisses    oder    nachträirlioh    zwischen    d.'m  niniiliisriT 
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und  Schuldner  vereinbarten  Annuitäten  oder  sonstigen  Capitalsabschlagszahlungen 
sammt  den  laufenden  Zinsen  zu  decken,  so.  hat  das  Executionsgericht  auf  Antrag 
des  Verpflichteton  statt  des  Versteigerangsverfahrens  die  Zwangsverwaltung  der 
bezüglichen  Liegenschaft  zu  Gunsten  des  betreibenden  Gläubigers  anzuordnen 
und  zu  diesem  Zwecke  das  Yersteigernngsverfahren  aufzuschieben  ..." 

Zunächst  leuchtet  ein,  dass  dem  betreffenden  Paragraphen  unbedingt  eine 
Bestimmung  hinzugefügt  werden  muss,  wonach  das  Zwangsversteigerungsverfahren 
fortgesetzt  werden  kann,  sobald  sich  die  Verniuthung  über  die  H5he  des  Ertrags- 
überschusses als  falsch  herausstellt  und  Letzterer  thatsächlich  einmal  die  vertrags- 
mässige  Jahresleistung  nicht  deckt.  Ein  Irrthum  der  Sachverständigung  oder  des 
Eichters  könnte  sonst  die  schwersten  Folgen  für  den  Gläubiger  nach  sich  ziehen, 
die  Zahlungsfähigkeit  grosser  Bodencreditinstitute  gefährden.  Die  beiden  schon 
genannten  Advocatenkaramern  schlagen  denn  auch  einen  diesbezüglichen  Zusatz  vor. 

Noch  wichtiger  ist  es  aber,  dass  unter  den  Wortlaut  des  Paragraphen  auch 
Schulden  fallen,  bei  welchen  zwar  Theilzahlungen  oder  Annuitäten  „vereinbart"  sind, 
der  Gläubiger  sich  aber  trotzdem  das  freie  Kündigungsrecht  vorbehalten  hat:  eine 
Creditform,  die  namentlich  bei  den  Sparcassen  gang  und  gäbe  ist.  Es  konnte 
unmiiglich  die  Absicht  sein,  auch  in  diesem  Falle  die  Zwangsverwaltung  gegen 
den  Willen  des  Gläubigers  zuzulassen.  Das  hiesse,  sein  Kündigungsrecht  praktisch 
vernichten.  Es  braucht  nicht  ausgeführt  zu  werden,  dass  eine  derartige  Bestim- 
mung die  schwersten  Krisen  über  Sparcassen  und  ähnliche  Creditinstitute  herauf- 
beschwören müsste,  die  selbst  der  Zurückziehung  ihrer  Einlagen  von  Seiten  ihrer 
Gläubiger  ausgesetzt  sind  und  darum  ihren  Schuldnern  zwar  Amortisationsdarlehen 
gewähren,  nicht  aber  die  Unkündbarkeit  zugestehen  dürfen. 

Um  der  in  Rede  stehenden  eminenten  Gefahr  vorzubeugen,  müsste  als  eine 
weitere  Bedingung  für  die  Annahme  des  Paragraphen  aufgestellt  werden-,  dass 
die  Capitalsforderung  infolge  Terminsverlustes  des  S  chuldners  fällig 
geworden  sei.  Damit  wäre  eine  Zwangsverwaltung  gegen  den  Willen  des  betreiben- 
den Gläubigers  immer  dann  ausgeschlossen,  w^enn  —  z.  B.  wegen  eines  Runs 
auf  die  Sparcassa  —  auch  die  pünktliche  Leistung  der  Annuitäten  dem  ökono- 
mischen Interesse  des  Executionsführers  nicht  genügt,  dieser  vielmehr  auf  die 
rasche  Rückzahlung  des  Capitales  bestehen  muss  und  deshalb  von  seinem 
Kündigungsrechte  Gebrauch  gemacht  hat. 

Ueberdies  wäre  es  aber  nothwendig,  ausdrücklich  zu  sagen,  dass  auf  das 
Recht  des  Schuldners,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  die  Zwangsverwaltung  zu  ver- 
langen, nicht  vertragsmässig  verzichtet  werden  könne.  Dies  folgt  zwar  schon 
daraus,  dass  hier  offenbar  ein  dem  Parteiwillen  entrücktes  jus  publicum  vorliegt. 
Indes  könnten  doch  in  der  Praxis  Zweifel  über  den  öfl'entlichrechtlichen  Charakter 
der  in  Rede  stehenden  Bestimmung  erhoben  werden.  Und  es  wäre  dann  mit 
Sicherheit  vorauszusehen,  dass  man  versuchen  würde,  die  gute  Absicht  des 
Gesetzgebers  durch  ständige  Verzichtclauseln  in  den  Schuldnrkundon  illusorisch 
zu  machen.  — 

So  wünschenswert  also  auch  die  möglichste.  Ersetzung  der  Subhastation 
durch  die  Sequestration  wäre,  ist  sie  doch  nicht  nur  in  Bezug  auf  das  Executions- 
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ohject,  sondern  ;uif:li  in  Bezug  auf  die  zu  vollstreckende  Forderung  nngemeiii 
beschränkt.  Im  Wesentlichen  sind  e^  doch  nur  die  Pfandbriefinstitnte,  die  dem 
Grundbesitzer  die  Unkündbarkeit  ihrer  Forderung  zugestehen  können  und  sich 
die  Kückforderung  des  ganzen  Capitalos  bloss  bei  Verzug  und  in  einigen  anderen 
bestimmten  Fällen  vorbehalten.  Diese  Form  des  Realcredites  ist  aber  7,nr  Zeit 
in  Oesterreich  nur  bei  Häuseni  und  beim  lanJtäflichcn  Grossgrondbesitz  einiger- 
niaassen  stark  verbreitet;  dagegen  bloss  in  ganz  geringfügigem  UmfaiiL'«  bei  den 
übrigen  landwirtschaftlichen  Gütern. 

Gerade  für  diese  wäre  aber  die  Venneidung  der  Zwangsveräussening  und 
die  Erniöglichung  einer  allmählichen  Abtragung  der  kündbaren  Schulden  ans 
den  Ertragsüberschüssen  von  besonderer  volkswirtschaftlicher  Bedeutung.  Erreichen 
Hesse  sich  dieses  Ziel  nur  dadurch,  dass  ein  Crcditinstitut  noch  vor  Dnrchführnngf 
der  Feilbietung  die  betriebene  Forderung  oinlfiste,  den  Gläubiger  befriedigte  und 
die  gekündigte,  auf  einmal  rückzahlbare  Schuld  in  einen  unkündbaren  Amorti- 
sationscredit  verwandelte.  Eine  solche  Convertlerung  lässt  sich  jedoch  nicl.t  in 
wenigen  Tagen  pcrfect  machen :  Belastungs-  und  Ertragsverhältnisse  mü.ssen 
geprüft,  Unterhandlungen  mit  dem  Schuldner,  vielleicht  auch  mit  einzelnen  Hviio- 
thekargläubigern  gepflogen,  Tabularacte  durchgeführt  werden. 

Wenn  nun  eine  diesbezügliche  Transaction  erst  im  Zuge  ist:  sollte  es  sich 
da  nicht  eniiiiohlen,  das  Zwangsversteigemngsverfahren  für  kurze  Zeit  zu  sistieren 
und  so  dem  Executen  Gelegenheit  zu  geben,  die  Convertierung  zu  beendigen, 
den  Gläubiger  ohne  Peilbietnng  zu  befriedigen,  sich  im  Besitz  der  Liegenschaft  zu 
erhalten?  Die  kleine  Untcrbrechnng  des  Verfahrens,  die  sich  der  Gläubiger  für  diesen 
Zweck  gefallen  lassen  müssto,  würde  reichlich  durch  die  Walirscheinlichkeit  aufge- 
wogen, die  Kosten  und  die  Gefahr  eines  Verlustes  bei  der  Zwangsveräussening  zu 
vermeiden  und  von  dem  convertieronden  Institut  den  ganzen  Schuldbetrag  bar  zn 
erhalten.  Das  Interesse  des  Gläubigers  wäre  ausserdem  noch  durch  das  arbitrium 
des  Richters  über  den  gestellten  Sistierungsantrag  sowie  dadurch  geschützt,  dass 
durch  Bestellung  eines  Zwangsverwalters  die  Abschweadung  des  Gutes  in  der 
Zwischenzeit  verhindert  werden  könnte. 

Um  solche  Schuldumwandlungen  zu  ermöglichen,  wäre  daher  nach  §  141 
des  Entwurfes  ein  Paragraph  einzuschieben,  der  vielleicht  so  lauten  könnte :  ,Ueber 
einverständliches  Gesuch  des  Verpflichteten  und  eines  zur  Ausgabe  von  Pfand- 
briefen berechtigten  Creditinstitutes  kann  der  Richter  das  Versteigerungsverfahren 
auf  einen  von  ihm  zu  bestimmenden,  3  Monate  nicht  übersteigenden  Zeitraum 
einstellen,  falls  das  Crcditinstitut  erklärt,  es  wolle  die  Forderung,  wegen  welcher 
die  Versteigerung  bewilligt  worden  ist,  einlö.sen  und  dem  Verpflichteten  deren 
Tilgung  durch  Annuitäten  zugestehen,  welche  in  dem  voraussichtlichen  jährlichen 
Ertragsüberschusso  der  Liegenschaft  ihre  Deckung  finden.  Gleichzeitig  mit  der 
Bewilligung  des  Gesuches  ist  die  Zwanesverwaltung  zu  Gunsten  der  betriebenen 
Forderung  einzuleiten.  Nach  Ablauf  des  vom  Kichter  bestimmten  Zeitraumes 
kann,  falls  die  Durchführung  der  beabsichtigten  Convertierung  dem  Gerichte  nicht 
nachgewiesen  wurde,  der  Executionsführer  um  die  Fortsetzung  des  Versteigerungs- 
verfahrens  ansuchen.  Im  Laufe  desselben  Versteigernngsverfahrens  darf  eine 
derartige   zeitweise  Einstellung  nur  einmal  bewilligt  werden." 
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Durch  eine  Bostimmuiig  dieser  Art  Hesse  sich  nicht  nur  so  manche  executive 
Foilbietung  hintanhalton,  sondern  es  würde  auch  der  Convertierung  von  kündbaren 
Privatschulden  in  amortisable  Pfandbriefcredite  Vorschub  geleistet ;  und  dies  wäre, 
auch  abgesehen  von  den  bereits  geltend  gemachten  Momenten,  im  Interesse  des 
verschuldeten  Grundbesitzes  gewiss  sehr  wünschenswert. 

2.  Zwangsversteigerung  oder  Verkauf  aus  freier  Hand? 

Lässt  sich  der  Zwangsverkauf,  ohne  die  Befriedigung  des  Gläubigers  zu 
gefährden,  nicht  durch  die  Zwangsverwaltung  ersetzen,  so  erhebt  sich  die  Frage, 
in  welcher  Form  derselbe  vorgenommen  werden  soll.  Hier  kommt  nun  der  zweit» 
Thcil  des  oben  aufgestellten  ökonomischen  Postulates  zu  beachten:  unter  sonst 
gleichen  Umständen  ist  diejenige  Executionsart  vorzuziehen,  von  der  man  sich 
den  grösseren  Effect  versprechen  darf. 

Gegenwärtig  gibt  es  nun  bei  uns  eine  einzige  Art  der  pignoris  distractio,  so- 
wohl für  Mobilien  als  für  Grundstücke:  die  öffentliche  Licitation  durch  das  Gericht. 

Dem  liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  auf  diese  Weise  durch  die  Concurrenz 
der  Kauflustigen  der  höchste  mögliche  Preis  erzielt  werde. 

Die  Thatsachen  haben  dieser  Erwartung  nicht  durchaus  entsprochen.  Die 
Zahl  der  Bieter  ist  häufig  eine  sehr  geringe;  die  Versteigerungen  sind  zwar  formell 
allgemein  zugänglich,  aber  doch  von  einem  grossen  Theil  des  Publicums  aus  ver- 
schiedenen Gründen  gemieden;  auch  sind  Verabredungen  der  erschienenen  Bieter, 
um  das  gegenseitige  Steigern  zu  verhindern,  möglich;  zufällige  Umstände  üben 
oft  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Höhe  des  Meistbotes  aus. 

So  ist  es  gerade  bei  den  öffentlichen  Licitationen  keine  Seltenheit,  dass 
bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  tief  unter  ihrem  normalen  Tauschwerte  ver- 
schleudert werden,  wodurch  Wertverschiebungen  zu  Gunsten  der  „Licitations- 
hyänen"  und  zu  Ungunsten  des  Execnten  eintreten,  die  an  sich  allerdings'  nur 
privatwirtschaftlichen  Charakter  besitzen,  aber  volkswirtschaftliche  Bedeutung- 
erlangen, wenn  sie  sich  derart  häufen,  wie  es  in  der  Gegenwart  der  Fall  zu  sein 
scheint.  Diese  Wertverschiebungen  werden  noch  durch  die  stets  bedeutenden 
Executionskosten  verschärft,  die  die  Zwangsversteigerungen  verursachen,  und  die 
bewirken,  dass,  wenn  selbst  durch  die  Versteigerung  ein  absolut  höherer  Preii? 
erzielt  wird  als  bei  einfachem  Verkaufe,  dies  noch  nicht  einen  höheren  Nettoerlös 
für  den  Executen  und  den  Gläubiger  zu  bedeuten  braucht. 

Es  ist  daher  sehr  zu  begrüssen,  dass  der  Entwurf  die  Licitation  des  Exe- 
cutionsobjectes  unter  gewissen  Voraussetzungen  ausschliesst  und  dafür  den  frei- 
händigen Verkauf  anordnet. 

I.  In  ausgedehntem  Maasse   geschieht   dies   für  Mobil  ien: 

1.  Für  Waren,  die  einen  Börse-  oder  Marktpreis  haben  (§  255).  Sie 
können  zum  Zwecke  des  Verkaufes  auch  an  einen  dritten  Börse-  oder  Marktort 
geschickt  werden.  Die  Veräusserung  erfolgt  durch  einen  Handelsmäkler,  einen 
zur  Versteigerung   befugten  Beamten  oder  das  Vollstreckungsorgan. 

2.  Für  sonstige  bewegliche  Sachen,  wenn  sich  jemand  unter  entsprechender 
Sicherheitsleistung  vor  Vornahme  der  Versteigerung  bereit  erklärt,  das  Esecutions- 
objectum  ehien  Preis  zu  übernehmen,  der  seinen  Schätzwert  um  wenigstens  ein  Viertel 
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ilbersteigt,  und  überdies  die  Execntioiiskosten  ohne  Aiirechiniiii?  anf  den  Peber- 
iiahins|tri'i.s  zu  trag'cii;  und  wenn  ferner  die  Pfandf,'li\ubi(,'er  und  der  VerpHiehtet« 
dem   Verkaufe  zustiuinien  (^  258j. 

3.  Endlich  kann  auch  anf  einseitigen  Antrag'  des  betreibenden  Gläubigers 
"oder  des  Verpflicliteti'n  der  Richter  anordnen,  da«s  die  Verwertung  der  ge- 
pfändeten Sachen  nicht  durch  öffentliche  Feilbietung  gi^srlii-licii  solle,  wenn  dii-s 
den  Betheiligten  offenbar  /.um  Vortheil  gereicht  (§  268'. 

Diese  Bestimmungen  bedeuten  gewiss  einen  grossen  Fortschritt.  Es  ist 
ans.serst  rationell,  Waren,  für  die  eine  Börse  oder  ein  Markt  besteht,  dort  zu  ver- 
kaufen, wo  ohnedies  jeder  Kauflustige  seinen  Bedarf  deckt.  Ist  es  doch  beinahe 
ausgeschlos.seii,  durch  Versteigenmg  einen  höheren  Preis  zu  erzielen,  als  darrh 
freihändigen  Verkauf  am  Markte  oder  auf  der  Börse.  Ja  in  der  Kegel  wird  jene 
sogar  zu  einem  niedrigeren  Meistbote  führen,  von  dem  noch  die  grösseren  Kosten 
abzuziehen  sind. 

Ebenso  zweckmässig  ist  es,  dass  dem  Richter  eine  freie  Beweginsg  bei 
Fe.ststellung  des  Realisierungsmodus  eingeräumt  werden  soll.  „Es  wird  möglich 
sein,  den  Verkauf  der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Lage  anzupassen,  statt,  wie  Jetzt, 
denselben  unbekümmert  um  die  sonstigen  Verhältnisse  und  ohne  Rücksicht  anf 
die  aus  der  Nichtbeachtung  derselbi-n  sich  ergebenden  wirtschaftliche  Nachtheile 
nach  einem  festen  Schema  vorzunehmen."   (Motive  zur  Regierungsvorlage,  S.  216.) 

Dagegen  ist  der  zweite  Fall  freihändigen  Verkaufes  ziemlich  überflüssig;  da 
einerseits  ein  solcher  mit  Zustimnnuig  aller  Betheiligten  stets  möglich  ist,  anderer- 
seits dem  Richter  oIiihmIjms  diis  frfi<'  nrhitrium  über  die  Art  des  exiM-ntiv"ii  Vor- 
kaufes zusteht. 

Wichtig  ist  nur,  dass  auch  ein  solcher  freihändiger  Executionsverkanf  dem 
Erwerber  originäres  Eigcnthum  verschafft,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Exocut 
thatsächlich  Eigentluimer  gewesen  ist  oder  nicht. 

II.  Eine  analoge  Vorschrift  wie  die  zuletzt  besprochene  enthält  der  Ent- 
wurf auch  für  Immobilien  für  den  Fall,  dass  jemand  sich  bereit  erklärt,  die 
Liegenschaft  zu  einem  Preise  zu  übernehmen,  der  den  Schätzungswert  um 
wenigstens  ein  Viertel  und  um  die  Executionskosten  übersteigt.  Während  aber  bei 
Mobilien  die  Zustimmung  aller  Betheiligten  gefordert  wurde,  soll  es  hier  genügen, 
wenn  der  Execut  und  die  bei  der  Tagsatzung  erschienenen  Gläubiger  einverstanden 
sind;  wer  nicht  erscheint,  gilt  als  zustimmend. 

Das  ist  eine  äusserst  bedenkliche,  ja  gefährliche  Bestimmung. 

Die  Unsicherheit  der  S<'hätzungen  von  Realitäten  ist  bekannt  genug.  Auch 
soll  davon  später  noch  die  Rede  sein.  Der  normale  Verkaufsprei.-  la.'^st  sich  auf 
diese  Weise  kaum  je  feststellen.  Darum  geht  es  nicht  an,  einen  froihändig«>n  Ver- 
kauf gegen  den  Willen  auch  nur  eines  Betheiligten  zuzula.ssen;  die  Bedingung, 
dass  der  Schätzungswert  um  ein  Viertel  überboten  werde,  gibt  keineswegs  eine 
Garantie  gegen  Verschleuderungen.  Hier  hat  denn  auch  der  Ausschuss  mit  Recht 
die  Einwilligung  des  Executen  gefordert;  die  Regierungsvorlage  hatte  sogar  davon 
absehen  wollen. 

Aber  es  bleibt  noch  immer  dabei,  dass  die  Zustimmung  der  bei  der  Tagfahrt 
erschienenen  Gläubiger  genügt,  dass  also  die  nicht  erschienenen   als  einwilligend 
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suppoiiieit  werden.  Bei  der  namentlich  in  bäuerlichen  Kreisen  herrschenden  In- 
dolenz ist  diese  Fiction,  die  sonst  im  neuen  Civilprocess  mit  Recht  so  viel  als 
möglich  vermieden  wird,  doppelt  unzutreffend.  Und  sie  ist  geeignet,  zu  arger 
Schädigung  insbesondere  des  zweiten  Satzpostgläubigers  zu  führen,  der  ja  meist  dem 
Bauernstande  angebohrt.  Gar  leicht  kann  es  nämlich  geschi'hen,  dass  die  Schätzung 
sehr  niedrig  ausfällt  —  und  nur  wenn  dies  der  Fall,  wird  sich  ein  entsprechender 
Käufer  finden  — ,  und  dass  bei  der  Tagfahrt  ausser  dem  Schuldner,  der  selbst 
bei  der  Feilbietung  keine  hyperocha  zu  erhoffen  hat,  nur  noch  der  betreibende 
Gläubiger  und  vielleicht  noch  der  auch  durch  den  freihändigen  Verkauf  gedeclcte 
primus  erscheinen  und  einem  Verkaufe  zustimmen,  der  zwar  ihnen  nicht  schadet, 
wohl  aber  dem  im  Vertrauen  auf  sein  gutes  Hecht  nicht  erschienenen  secundus, 
der  bei  der  Licitation  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wenigstens  theilweise  noch 
zum  Zuge  gelangt  wäre. 

Dem  wäre  auch  dadurch  nicht  abgeholfen,  dass  etwa  in  die  Einladung  zur 
Tagfahrt  die  Rechtsfolgen  des  Ausbleibens  in  allgemeinen  Ausdrücken  eingeschaltet 
werden;  bald  würde  sich  dafür  eine  stereotype  Formel  ausbilden,  die  niemals  sehr 
beachtet,  von  minder  Gebildeten  gar  nicht  verstanden  wird. 

Ich  würde  es  daher  für  richtiger  halten,  wenn  auch  bei  Liegenschaften  ein 
freihändiger  executiver  Verkauf  vom  Richter  nur  dann  vorgenommen  werden  dürfte, 
wenn  alle  Betheiligten,  die  daran  interessiert  sind,  sich  ausdrücklich  damit  für 
einverstanden  erklären.  Diese  Einverständlichkeit  könnte  dadurch  leichter  zu 
Stande  gebracht  werden,  dass  in  der  Einladung  zu  der  Tagfahrt  der  wesentliche 
Inhalt  des  Kaufantragos  —  bei  mehreren  des  günstigsten  unter  ihnen  —  ange- 
führt und  den  Betheiligten  mitgetheilt  würde,  sie  hätten  entweder  bei  der  Tag- 
satzung mündlich  oder  vorher  schriftlich  zu  erklären,  ob  sie  dem  Antrage  zu- 
stimmen.    Vollständiges   Stillschweigen   wäre  jedoch   als   Ablehnung   anzusehen.  ^) 

Natürlich  hätten  ausser  dem  Executen  nur  solche  Gläubiger  ein  Ablehnungs- 
recht, deren  Ansprüche  durch  den  gebotenen  Kaufpreis  nicht  zweifellos  gedeckt 
wären. 

Wird  so  der  freihändige  Verkauf  von  der  Zustimmung  aller  Interessenten 
abhängig  gemacht,  so  kann  man  andererseits  von  der  im  Entwürfe  enthaltenen 
Voraussetzung  absehen,  dass  der  Kaufpreis  in  einem  bestimmten  Verhältnis  zum 
Schätzungswert  stehe ;  eine  Bestimmung,  die,  wie  gesagt,  keinen  ausreichenden 
Schutz  gegen  einen  unterwertigen  Verkauf  bietet,  aber  mit  als  Motiv  zur  Beibe- 
haltung der  exeeutiven  Schätzung  angeführt  wird,  dieses  kostspieligsten,  zeit- 
raubendsten und  doch  meist  wertlosen  Theiles  des  ganzen  Zwangsveräusserungs- 
verfahrens. 

III.  Versteigerung  um  jeden   Preis  oder  geringstes  Gebot? 

Das  geltende  Recht  kennt  keinerlei  Untergrenze  für  den  exeeutiven  Kauf- 
preis. Mag  das  „Meist*bot  noch  so  minimal  sein,  beim  zweiten  Feilbietungs- 
termin  muss  der  Zuschlag  unbedingt  erfolgen.  Unser  Civilrecht  gestattet,  ein 
Rechtsgeschäft  anzufechten,  wenn  der  Verkäufer  freiwillig  einen  Preis  zugesteht,  der 

')  Die  Bozener  und  Wiener  Advocatenkainiuer  stimmen  den  Aussehussanträgen  im 
Wesentlichen  zu. 
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die  Hälfte  des  Wertes  d^r  verkauften  Sache  nicht  erreicht;  unser  Processreclii 
gibt  dem  Gläuliiger  die  Macht,  seinen  Schuldner  zn  einer  noch  weit  nachtheiligeren 
Veräusserung  zu  zwingen. 

Dass  hierin  ein  krasser  Widerspruch  und  ein  bedeutender  Uebelstand 
'gelegen  sei,  niuss  wohl  zugegeben  werden.  Ein  regelmässiges  starkes  Missver- 
hältnis zwischen  Tauschwert  und  thatsächlichem  Preise  des  Executionsobjectes, 
'/.wischen  dem  der  Wirtschaft  des  Schuldners  entzogenen  und  dem  in  die  Wirt- 
schaft des  Gläubigers  übertragenen  Werte  ist  national-ökonomisch  keineswegs 
gleichgiltig.  Die  wirtschaftliche  Unsicherheit  wird  gesteigert,  der  rein  speculative, 
arbeitslose  Gewinn  vermehrt. 

Die  Exocutionsnovelle  des  Jahres  1887  machte  nur  einen  schüchtenien  Ver- 
rauch, die  Verschleuderung  von  Realitäten  hintanzuhalten:  durch  die  nachträgliche 
Cassation  einer  bereits  vorgenommenen  Feilbietung  und  durch  das  Ueberbot. 

Die  engen  Voraussetzungen  des  beroiis  besprochenen  erstgenannten  Eechts- 
institutes  lassen  dasselbe  als  völlig  unbedenklich,  aber  kaum  als  sehr  wirksam 
erscheinen. 

Gleiches  darf  man  wohl  von  dem  üeberbote  behaupten,  das  der  „surenchfere" 
des  französischen  und  italienischen  Hechtes  nachgebildet  ist.  Erreicht  nämlich 
das  Meistbot  nicht  zwei  Drittel  des  Schätzungswertes  oder  Ausrufpreises,  so  kann 
die  Feilbietung  nachträglich  annullii'rt  und  eine  neuerliche  Licitation  angeordnet 
werden,  falls  ein  Dritter  binnen  14  Tagen  bei  Gerichte  ein  Anbot  macht,  welches 
das  frühere  Meisthot  wenigstens  um  20  Proc.  übersteigt. 

Das  Ueberliot  ist  in  ziemlich  unveränderter  Form  auch  in  den  Entwurf  über- 
gegangen; doch  soll  es  schon  zulässig  sein,  wenn  das  Meistbot  drei  Viertel  des 
Schätzungswertes  der  Liegenschaft  nicht  erreicht,  und  wenn  dasselbe  um  den 
sechsten  Theil  ül)erboten  wird. 

Aber  auch  diese,  wesentlich  milderen  Voraussetzungen  sind  noch  zu  streng. 
Warum  soll  ein  entsprechendes  Ueberbot  nicht  stets  berücksichtigt  werden, 
welches  Meistbot  immer  erzielt  worden  ist?  Ks  handelt  sich  hier  doch  offenbar 
um  eine  Ergänzung  des  Versteigerungsverfahrens,  dass  bei  Grundstücken  stets 
durch  den  engen  Kreis  der  Reflectanten,  durch  die  Unmöglichkeit,  es  an  einen 
anderen  Ort  zu  verlegen,  besonderen  Zufälligkeiten  ausgesetzt  ist.  Es  ist  nicht  recht 
einzusehen,  warum  diese  sehr  zweckmässige  Einrichtung  an  die  Bedingung  eines 
drei  Viertel  des  Schätzungswertes  nicht  übersteigenden  Meistbotes  geknüpft  sein  soll. 

Ein  Ueberbot  wäre  also,  wie  ich  glaube,  und  wie  auch  v.  Grabmayr 
vorschlägt,  immer  dann  zuzulassen,  wenn  dasselbe  den  Zuschlagsprcis  um  ein 
bestimmtes  Minimum,  z.  B.  ein  Sechstel,  übertritft,  unabhängig  von  dem  Ver- 
hältnisse des  Meistbotes  zu  einem  höchst  problematischen  Schätzungswerte. 

Damit  entfiele  aber  wieder  eine  der  Functionen,  welche  der  Gesetzentwurf 
dem  Schätzungswerte  zugedacht  hat  und.  derentwegen  ein  solcher  überhaupt  bej 
jeder  Subliastation   festgestellt  werden  soll. 

Immerhin  könnte  durch  eine  Bestimmung  dieser  Art  nur  der  Nachtheil 
hintangehalten  worden,  der  für  alle  Betheiligten  entsteht,  wenn  einzelne  oder 
mehrere  Kauflustige  durch  zufällige  Ereignisse  —  man  denke  z.  B.  an  Krankheit^ 
Ueberschwemmung  —  verhindert  sind,  bei  der  Feilbietungstagfahrt  7.a  erscheinen. 
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Ist  dagegen  der  Zeitraum  für  Eealexccutionen  überhaupt  ungünstig,  so  ver- 
mag die  Institution  des  Ueberbotes  den  unterfertigen  Verkauf  nicht   zu  hindern. 

Der  Gesetzentwurf  geht  nun   den  Verschleudenmgen  radical    an    den   Leib. 

Für  Mobilien,  wie  für  Immobilien  soll  ein  „geringstes  Gebot"  fixiert  werden, 
unter  das  bei  der  Licitation  nicht  herabgegangen  werden  darf.  Die  Regierung 
hatte  für  beide  Arten  von  Exeeutionsobjecten  die  Hälfte  des  Schätzungswertes 
vorgeschlagen,  falls  sich  die  Betheiligten  nicht  auf  ein  höheres  „geringstes 
Gebot"  einigen.  Der  Ausschuss  hat  die  Grenze  für  Liegenschaften  auf  zwei 
Drittel  hinauf-,  für  bewegliche  Sachen  auf  ein  Drittel  herabgesetzt  (§§  264,  151'. 

Es  ist  sicherlich  schwierig,  festzustellen,  wo  die  Verschleuderung  so  arg  zu 
werden  beginnt,  dass  die  Rechtsordnung  sich  ins  Mittel  legen  und  das  Verkaufs- 
recht des  Gläubigers  beschränken  soll.  Jede  dafür  fixierte  Grenze  wird  den 
Charakter  der  Willkürlichkeit  an  sich  tragen. 

Immerhin  wäre  aber,  wie  ich  glaube,  der  Vorschlag  der  Regierung  ent- 
sprechender als  der  des  Ausschusses.')  Mit  Recht  wird  für  jenen  die  Analogie 
der  Verletzung  über  die  Hälfte  unseres  Privatrechtes  herangezogen.  Auch  gilt 
in  der  That  „die  Hingabe  einer  Sache  zum  halben  Werte  auch  heute  noch  all- 
gemein als  das  äusserste  Zugeständnis  an  den  Käufer.*   (Motive  S.   194.) 

Jedenfalls  erscheint  die  vom  Ausschusse  vorgenommene  Veränderung 
wenig  gerechtfertigt. 

Denn  von  wesentlichstem  Einfluss  auf  die  Bestimmung  des  Meistbotsmiiiimums 
muss  doch  die  Sicherheit  sein,  mit  der  man  erwarten  kann,  durch  Schätzung 
den  Tauschwert  des  Objectes  zu  erfassen.  Je  grösser  diese  Sicherheit  ist,  umso 
höher  kann  man  mit  der  Grenze  gehen,  ohne  befürchten  zu  müssen,  dem  Rechte 
des  Gläubigers  auf  Befriedigung  allzu  nahe  zu  treten.  Je  weniger  man  sich  dagegen 
auf  die  Schätzung  diesbezüglich  verlassen  darf,  je  eher  es  möglich  ist,  dass  gele- 
gentlich auch  Ueberschätzungen  staatfinden,  um  so  vorsichtiger  muss  der  Gesetzgeber 
bei  Feststellung  des  geringsten  Gebotes  sein. 

Den  umgekehrten-  Weg  beschreitet  der  Ausschuss.  Grundstücke,  wo 
Schätzungen  so  ausserordentlich  differieren,  sollen  nicht  unter  zwei  Drittel  des 
Schätzungswertes  hintangegeben  werden !  Man  bedenke,  durch  w:en  die  Schätzungen 
in  der  Regel  vorgenommen  werden:  meist  sind  es  Gutsnachbarn  des  Executen 
selbst,  oft  minder  gebildete,  den  verschiedensten  Einflüssen  zugängliche  Per- 
sonen. Ist  es  schon  überhaupt  bedenklich,  von  deren  Urtheil  die  Verkäuf- 
lichkeit  einer  Realität  abhängig  zu  machen,  so  doppelt  dann,  wenn  man  darin  so 
weit  geht  wie  der  Permanenzausschuss.  Zum  mindesten  muss  man  die  Wieder- 
herstellung der  Regierungsvorlage  verlangen ;  ja  es  ist  sorgfältig  zu  erwägen,  ob  man 
nicht  vorsichtiger  sein  und  auf  ein  Drittel  des  Schätzungswertes  zurückgehen  sollte. 

Umgekehrt  steht  es  bei  den  Mobilien,  deren  Schätzung  weit  zuverlässiger 
ist.  Für  diese  hätte  man  die  Meistbotsgrenze  eventuell  nach  aufwärts  ver- 
schieben können;  keinesfalls  lag  ein  Anlass  vor,  dieselbe  herabzusetzen  und  damit 
excutive  Veräusserungen  zu  sanctionieren,  die,  wenn  freiwillig  vorgenommen,  an- 
gefochten werden  könnten. 


')  So  auch  V.  Grabmayr  in  den  Vorschlägen  der  Bozener  Advocateukammer. 
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Es  verdient  ührigi'ns,  liervorgfhdben  zu  werden,  das8  das  besprochene 
liethtsinstitut  dos  geringsten  Gebotes  —  wenigstens  meines  Wissens  —  eine 
ganz  originelle  Schöpfung  des  Verfassers  der  Kegiernngsvorlage  ist  und  in  aus- 
wärtigen Ge.sctzgebinigen  kein  Vorbild  findet.  Denn  das  gleichfalls  so  genannte 
,. geringste  Gebot''  deutscher  Executionsordnnngen  hat  eine  wesentlich  andere 
lieJeutung  und  hangt  mit  dem  Deckungssystem  zusammen  ('s.  u.). 

Die  praktische  Wichtigkeit  des  specifisch  österreichischen  „geringsten  Ge- 
botes'' wird  übrigens,  soweit  es  Liegenschaften  betrifft,  wesentlich  von  dem 
sonstigen  Inhalte  des  Gesetzes  abhängen;  insbesondere  davon,  ob  die  Art  und 
Weise,  wie  der  Entwurf  die  Idee  des  Deckungsprincipes  zu  verwirklichen  sucht. 
beibehalten  oder  im  Sinne  der  deutschen  Gesetzgebungen  reformiert  werden  wird. 

Diese  Frage  kann  daher  erst  spater  beantwortet  werden.  Ebenso  die  weitere. 
ob  wii'klich  in  allen  Füllen  eine  eigene  Schätzung  nothwondig  und  zweckmässig 
ist,  um  eine  Grundlage  für  die  Berechnung  des  „geringsten  Gebotes*  zu  erhalten. 

IV.  Verhältnis  von   Vor-  und   Nachhypotheken. 

Wir  lial)en  im  Vorstehenden  solche  Punkte  behandelt,  die  für  alle  Zwangs- 
vollstreckungen, möger.  sie  Mobilien  oder  Liegenschaften  betreffen,  gleiche  Wichtig- 
keit haben,  die  denn  auch  im  Entwürfe  für  beide  Arten  von  E.xecutionsnbjecten 
auf  analoge  W^eise  geregelt  sind. 

Daneben  gibt  es  aber  eine  Reihe  volkswirtschaftlich  ungemein  bedenisamer 
Fragen  des  Sul)hastationsrechtes,  die  im  Wesentlichen  nur  bei  Bealitäten  aufzn- 
werfeii  sind. 

Sie  sind  die  Folge  der  durch  die  Publicität  des  Grundbuches  ermöglichten 
und  so  allgemein  geübten  mehrfachen  Verpfändung  desselben  Grundstückes.  Da 
hat  denn  die  Executionsordnung  die  Aufgabe,  das  gegenseitige  Verhältnis  der 
mehreren  Gläubiger  untereinander  und  zu  dem  Executen  angemessen  zu  regeln. 
Ein  Missgriff  des  Gesetzgebers  könnte  hier  aber  sehr  bedenkliche  ökonomische 
Folgen  nach  sich  ziehen,  da  einerseits  alles,  was  dem  soliden  Hypothekarcredit 
nachtheilig  ist,  auch  dem  auf  Credit  angewiesenen  Grundbesitz  schaden  muss. 
Viilirend  andererseits  jede  ungerechtfertigte  Erleichterung  der  Executionen  deren 
Zahl  unnöthigerweise  steigert. 

Von  den  Fragen,  die  in  dieser  Hiehtung  zu  lösen  sind,  mögen  hier  die 
beiden  wichtigsten  behandelt  werden.  Sie  spitzen  sich  dahin  zu,  ob  der  spätere 
Hyitothekargläubiger  eine  Subhastation  zum  Schaden  seines  Vormannes  durch- 
führen dürfe,  und  ob  sich  der  Letztere  die  Uezahlung  seiner  sunst  lOM-h  nicht 
fälligen  Forderung  aus  dem  Meistbote  gefallen  lassen  müsse. 


1.  Verkaufs-,  Deckungs-  oder  Schätzungssystem. 
Das  noch   in   vielen  Ländern,  so  auch  in  Oesterreich  geltende  sogenannt« 
.Verkaufssystem"  wird  gegenwärtig  wohl  allgemein  verworfen. 'j 


')  Mir  ist  wenigstens  in  der  Literatur  keine  ernsthafte  Stimme  zu  dessen  Gunsten 
bekannt  geworden  Gegen  dasselbe  sprechen  sich  u.  .\.  aus:  Biihr.  .Tahrbiicher  für  Dog- 
matik  1874,  XIII.  S.  204:  Salpius  und  Heinscn.  VII.  und  VIII.  Gutachten,  Drechsler 
Eeferat    zu   dei\   N'erlmiidlungen    des    12.    Deutschen  Juristentages,   1876;   16.  Deut«cher 
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Dasselbe  besteht  darin,  dass  jeder  Gläubiger,  auch  derjenige,  der  sich 
ultimo  loco  auf  eine  Eealität  exocntiv  intabulieren  lässt,  das  Eecht  besitzt,  die 
Versteigerung  derselben  zu  verlangen  und  die  Feilbietung  ohne  jede  Rücksicht 
darauf  durchzuführen,  ob  er  selbst  dadurch  für  seine  Forderung  eine,  wenn  auch 
nur  theilweise  Befriedigung  erlangt  oder  nicht.  Eeicht  indes  das  Meistbot  nicht 
einmal  hin,  die  dem  betreibenden  Gläubiger  vorangehenden  Satzposten  zu  tilgen, 
so  werden  durch  einen  solchen  Zuschlag  die  Interessen  aller  Betheiligten  geschädigt, 
während  doch  das  Kxecutionsrecht  die  Aufgabe  hat,  dieselben  zu  schützen.  Die 
älteren  Gläubiger  kommen  durch  die  seitens  eines  dritten  zur  Unzeit  betriebene 
Execution  um  einen  Theil  ihrer  Forderungen ;  auf  die  Satzpost,  wegen  der  die 
Zwangsvollstreckung  stattfand,  entfällt  gar  nichts  vom  Meistbote;  und  der  Gmnd- 
besitzer  verliert  die  Realität,  ohne  von  seinen  Schulden  liberiert  zu  sein. 

So  lässt  das  Verkaufssystem  Executionen  zu,  die  für  alle  Parteien  zwecklos, 
ja  schädlich  sind.  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  muss  man  aber  doch 
fordern,  dass  Feilbietungen  von  Liegenschaften,  insbesondere  die  von  landwirt- 
schaftlichen Grundstücken,  nach  Thunlichkeit  vermieden  werden,  und  dass  jede 
chicanöse  oder  speculative  Zwangsvollstreckung  unterbleibe. 

Und  dies  aus  zwei  Gründen.  Einmal  unterbricht  jede  Zwangsvollstreckung 
die  Stetigkeit  der  Bestellung,  verleitet  zu  Raubbau,  zur  Vernachlässung  des 
Gutes.  Es  wurde  schon  erwähnt,  wie  wenig  der  Bauernstand  in  manchen  Gegenden 
dieser  Versuchung  zu  widerstehen  vermag.  Sodann  werden  auf  diese  Weise  die 
ersten,  sicheren  Hypotheken  fortwährenden  Beunruhigungen  und  sogar  Schädi- 
gungen durch  den  posterior  creditor,  ja  selbst  durch  einen  jeden  Personalgläubiger 
ausgesetzt.  Das  erschwert  aber  gerade  den  soliden  Realcredit,  wie  er  insbesondere 
von  Creditinstituten  in  einer  den  Bedürfnissen  des  Grundbesitzes  angepassten 
Form  ertheilt  wird,  und  befördert  den  unreellen,'  auf  möglichsten  Gewinn  aus- 
gehenden Speculationscredit ;  während  doch  gerade  umgekehrt  die  Einschränkung 
des  Letzteren,  die  Sicherung  des  Ersteren  im  Interesse  des  Grundbesitzes  anzu- 
streben ist. 

Nun  könnte  man  leicht  meinen,  das  Gesagte  sei  zwar  theoretisch  zutreffend, 
doch  könne  die  Gefahr  eines  derartigen  zwecklosen  Zuschlages  sich  nur  in  seltenen 
Ausnahmsfällen  realisieren,  da  ja  der  betreil)ende  Gläubiger  kein  Interesse  an  der 
Execution  habe,  wenn  er  bei  der  Meistbotsvertheilung  nicht  wenigstens  theilweise 
zum  Zuge  gelange. 

Diese  Ansicht  wird  indes  schon  durch  die  Thatsachen  widerlegt.  Für 
Oesterreich  fehlen  uns  allerdings  diesbezügliche  Daten.  AVohl  aber  haben  einzelne 
deutsche  Staaten  Erhebungen  ausgeführt,  welche  beweisen,  dass  in  einer  über- 
raschend grossen  Zahl  von  Fällen  der  Executionsführer  mit  seiner  Forderung 
ganz  durchfällt. 

So  wurden  in  Preussen  im  Jalire  1881,  10.477  Feilbietungen  von  Liegen- 
schaften   vorgenommen;    bei    2.241    oder    mehr    als    21-3    Proc.    haben    solche 


Juristentag  1882:  Exner,  österreichisches  Hypothekenrecht.  II.  S.  545;  Biichenberger, 
Agrarwesen  und  Agrarpolitik  II,  S.  91;  Grabmayer,  Landwirtschaft  und  Realexecution; 
die  erwähnten  Vorschläge  der  Wiener  und  Bozener  Advx)catenkammer  zu  dem  Gesetz- 
entwurfe. 
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Sibigor  Aiisfälh^  eriittfii.  die  dem  Aiitragsteller,  odfr  bei  mehreren  Antrafe'stt'llerii 
dem  l^estbereclitigteii  unter  ihnen,  im  Kange  vorfiongen.  Bei  einzelnen  Gerichten 
stieg  die  Zahl  dieser  Executionen  bis  zu  33  Proc,  ja  in  zwei  Amtsgerichtsbe/.irken 
kam   nicht  ein  einziger  gogeiitheiliger  Fall  vor ! 

In  Bayern  fanden  in  der  Zeit  vom  1.  November  1879  bis  ;J1.  l>ei:inir.<  r  1^82 
14.973  Zwangsversteigerungen  statt;  4.21)t!  oder  28*7  l'roc.  davon  führten  zn  Ver- 
lusten für  die  dem  betreibenden  Gläubiger  vorangehenden  Hypotheken. 

Wir  haben  keinen  Grund  anzuneiimen,  dass  in  Oesterreich  die  Verhältnisse 
wesentlich  anders  liegen,  als  in  den  genannten  Staaten. 

Auch  verlieren  bei  näherer  Ueberlegung  jene  Zahlen  an  Merkwürdigkeit. 

Zuniichst  kann  die  Fruchtlosigkeit  der  Feilbietung  sehr  gegen  den  Willen 
und  gegen  die  Erwartung  des  exequierenden  Gläubigers  eintreten.  Denn  auch 
unter  sehr  günstigen  Auspicien  unternommene  Snbhastationen  können  fehlschlagen. 
Und  es  zeigt  sich  ja  erst  nach  der  Licitation  selbst,  ob  das  Meistbot  die  For- 
derungen besseren  Rechtes  deckt  oder  nicht. 

Sodann  mag  Leichtsinn,  Keclithaberei,  Aerger,  Eachsucht,  Schadenfreude 
auch  hie  und  da  Gläubiger  veranlassen,  selbst  aussichtslose  Executionen  zn  betreiben. 

Entscheidend  dürfte  jedoch  sein,  dass  der  Gläubiger  selbst  oft  an  der 
Verschleuderung  des  Pfandgutes  ein  diroctes  materielles  Interesse  besitzt;  zwar 
nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Executionsführor,  wohl  aber  in  der  eines  Mitbieters 
bei  der  Versteigerung.  Er  büsst  zwar  seine  —  vielleicht  ohnedies  ganz  unein- 
bringliche —  Forderung  ein,  ersteht  aber  die  Liegenschaft  um  einen  Spottpreis 
und  kann  sich  nicht  nur  durch  einen  späteren  günstigen  Weiterverkauf  bezahlt 
machon,  sondern  auch  noch  einen  bedeutenden  Gewinn  realisieren. 

Das  ist  denn  auch  ein  von  Wucherern  sehr  beliebtes  Verfahren,  dem  schon 
zahlreiche  Landwirte  zum  Opfer  fielen.  Der  Wechselgläubiger  hält  den  ver- 
schuldeten Bauer  zuerst  solange  über  dem  Wasser,  als  er  ihm  noch  irgend  etwas 
heran -ä zupressen  vermag.  Ist  der  Grundbesitzer  vollständig  ausgesogen,  wird  die 
Forderung  executiv  intabuliert.  Vorerst  versucht  der  Wucherer  vielleicht,  die  ihm 
vorgehenden  Gläubiger  durch  Androhung  der  Feilbietung  zu  zwingen,  ihm  seine 
Forderung  zu  hohem  Preise  abzukaufen  —  auch  eine  Wiiknng  des  Verkanfs- 
systemes.  Schlägt  dies  fehl,  oder  hofft  er,  besser  seine  Rechnung  dabei  zu  finden, 
so  trachtet  er,  die  Feilbiotung  in  einem  möglichst  ungünstigen  Zeitpunkte  vor- 
nehmen, sich  das  Gut  gegen  ein  minimales  Gebot  zuschlagen  zn  lassen  und  so 
nicht  nur  auf  Kosten  seines  Schuldners,  sondern  auch  auf  Kosten  der  besser 
berechtigten  Gläubiger  Gewinn  einzuheimsen. 

Einem  derartigen  volkswirtschaftlich  schädlichen  Treiben  niösste  ein  Ende 
gemacht  werden,  selbst  wenn  das  Verkaufssysteni  die  juristisch  nothwendlge  Con- 
soquonz    unseres    Pfand-    und  Executionsrechtes   wäre. 

Das    Gegentheil    ist    aber  der  Fall. 

Die  Befugnis,  die  Versteigerung  der  Realität  zu  veranlassen,  ist  nicht  ein 
selbständiges,  absolutes  Privatrecht,  sondern  nur  das  letzte  Befriedigungsmittel 
für  den  Gläubiger.  Die  Befriedigung  ist  das  einzige  rechtlich  geschützte  Interesse 
dos  Gläubigers  an  der  Execution.  Daraus  folgt  mit  zwingender  Nothwendigkeit, 
dass  jede  Zwangsvollstreckung  zu  unterbleiben  habe,  welche  den  einzigen  Zweck, 
dem  sie  dient,  nicht  zu  erreichen  vermag. 
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Aber  noch  einem  anderen  fundamentalen  Kechtssatze  schlägt  das  A'crkaufs- 
system  ins  Gesicht:  nemo  plus  juris  transferre  potest,  quam  ipse  habet!  Das 
Pfandrecht  sammt  der  darin  gelegenen  Yerkaufsbefugnis  leitet  sich  doch  von  dem 
Eigenthum  des  Verpfanders  ab.  Wenn  aber  selbst  dieser  das  Gut  nur  salvo  jure 
der  schon  bestehenden  Hypotheken  veräussern  kann,  wie  sollte  das  ein  späterer 
Pfandgläubiger  thun  dürfen? 

So  ist  das  gegenwätig  geltende  Verkaufssystem  nicht  nur  nkonomisch, 
sondern  auch  juristisch  ein  Unding.  Das  Gesetz  sanctioniert  hier  ein  Vorgehen, 
das  Exner  mit  Recht  als  den  Missbrauch  des  jus  distrahendi  bezeichnet  hat. 

Nach  römischem  Rechte  war  ein  solches  Handeln  in  fraudem  creditorum 
selbstverständlich  ausgeschlossen.  Der  Nachmann  konnte  ja  sein  Pfandrecht  nur 
dadurch  ausüben,  dass  er  den  primus  befriedigte  und  dadoirch  in  dessen  Recht, 
das  Gut  privat  zu  veräussern,  succedierte. 

Erst  das  deutsche  Institut  des  öffentlichen  Buches  machte  es  möglich, 
jedem  Gläubiger  ohne  Unterschied  des  Ranges  das  Recht  zur  Veranlassung  des 
Pfandverkaufes  zu  gewähren.  Die  A^eräusserung  erfolgt  durch  den  Richter,  der 
die  aus  dem  Grundbuche  ersichtlichen  älteren  Rechte  zu  wahren  hat.  Ein  Aus- 
wuchs dieser  an  sich  wohl  gerechtfertigten  Ordnung  ist  das  Verkaufsprincip. 
Dass  dasselbe  nicht  schon  längst  als  Calamität  empfunden  wnrde,  hat  seinen 
Grund  wohl  darin,  dass  erst  jetzt  die  Geldwirtschaft  auch  das  flache  Land  zu 
durchdringen  beginnt. 

Naturgemäss  hat  sich  denn  auch  das  Bedürfnis  nach  Beseitigung  des 
schrankenlosen  Verkaufsrechtes  in  Deutschland  früher  eingestellt  als  bei  uns. 

Man  zog  dort  die  richtige  Consequenz  aus  den  beiden  erwähnten  Rechts- 
grundsätzen, denen  das  Verkaufssystem  widerspricht,  und  gelangte  so  zum 
,.Deckungssystem:"  der  Zuschlag  kann  bei  der  Feilbietung  nicht  ertlieilt  werden, 
wenn  das  Meistbot  nicht  alle  Ansprüche  deckt,  welche  der  vollstreckbarefi  For- 
derung vorausgehen.  Vor  Beginn  der  Licitation  muss  nach  dem  Grundbuchstande 
und  nach  sonstigen  Behelfen  erhoben  werden,  welche  Rechte  voraussichtlich  vor 
der  Forderung  des  Executionsführers  aus  dem  Erlöse  zum  Zöge  gelangen  würden, 
worauf  das  „geringste  Gebot"  mit  der  Wirkung  festgestellt  wird,  dass  niedrigere 
Anbote  nicht  berücksichtigt  werden  dürfen. 

Diese  Regelung  bestand  in  einigen  deutschen  Staaten  schon  seit  Langem; 
so  in  Hessen,  Hamburg,  Lübeck,  sowie  in  TheiJen  von  Preussen.  Nach  und 
nach  fand  es  in  sämmtlichen  grösseren  Gebieten  Eingang:  1879  in  Württemberg, 
1883  in  Preussen,  1884  in  Sachsen.  1886  in  Bayern.  In  den  Ländern  fran- 
zösischen Rechts  steht  dem  die  Unverlässlichkeit  der  ötfentlichen  Bücher  entgegen. 
Dass  sich  das  Deckungssystem  auch  praktisch  bewährt  habe,  beweist  wohl  der 
Umstand,  dass  der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland  dessen 
allgemeine  Einführung  fordert. 

Dem  deutschen  Vorbilde  ist  der  österreichische  Entwurf  leider  nicht  gefolgt 

Auch  dieser  bricht  zwar  —  und  das  ist  dankbarst  anzuerkennen  —  mit 
dem  Verkaufssystem ;  er  nimmt  aber,  wie  die  niederösterreichische  Advocaten- 
kammer  richtig  sagt,  nur  den  Anlauf  zum  Deckungssystem,  ohne  den  Sprung 
selbst  zu  wagen. 


Zur  llitunii  di.s  Kxecutiorigverlahrfns. 


Nach  §  142  Z.  4  der  AusHchnssanträge   soll  nämlich  nicht  das  thatelch- 

liche  Resultat  di-r  Versteigftriitif,'.  soiidfni  vielmehr  der  Schätzungswert  der  Kealität 
das  für  die  Frage  der  Durchlülirurig  der  Execiition  cntflcheidende  Moment  bilden: 
wenn  die  Liegenschaft  nicht  wenigstetw  so  hoch  geschäzt  wird,  das«  dadurch 
alle  Passiven  erreicht  werden,  die  voraussichtlich  vor  der  Forderung  des  Eie- 
cutionsfüiirers  zum  Zuge  gelangen,  und  überdies  noch  ein  Zehntel 'j  dieser  For- 
derung selbst,  so  soll  das  Versteigeruiigsverfahreii  eingestellt  werden. 

Es  ist  offensichtlich  unrichtig,  wenn  der  Permanenzausschnss  in  dieser  Be- 
stiiiuiiuiig  eine  eigenthümliche  Verwirklichung  des  Üeckungsprincipes  erblickt; 
tliatsiiclilich  wird  hier  etwas  ganz  Neues  viugi-sflilair'-n.  das  man  am  besten  als 
„Schätzungssystem"  bezeichnen  kßnnte. 

Dasselbe  ist  jedoch  ebenso  verfehlt,  als  gefährlich.  Die  Bedenken  da->'_'.ii 
sind  indes  so  zahlreich,  dass  sie,  trotz  der  Wichtigkeit  der  Frage,  hier  nur 
skizziert  werden  können.  -') 

Supponieren  wir  zunächst  zwei  Dinge:  eine  ideale  Schätzung  ^i.  i  l.'ea- 
liliät  und  die  stete  üebereinstimmuTig  des  Moistbotes  mit  dem  Schätzungswerte. 
Dann  bleibt  es  immer  noch  ungerechtfertigt,  dass  verlangt  wird,  es  müsse 
wenigstens  der  zehnte  Theil  der  Forderung,  wegen  der  die  Kxecution  geführt 
wird,  durch  den  Schätzungswert  gedockt  sein.  Warum  soll  sich  der  Gläubiger  nicht 
auch  mit  einer  geringeren  Quote  begnügen  dürfen?  Eine  Liegenschaft,  auf  der  ein 
erster  Satz  von  11.000  haftet,  könnte,  wenn  sie  auf  1000  geschätzt  wird,  überhaupt 
niemals  in  E-iiecution  gezogen  werden,  jene  Forderung  wäre  zur  Gänze  unein- 
bringlich! Würde  dagegen  die  Schätzung  1100  ergeben,  wäre  die  Feilbietung 
zuliissig,  und  der  Zuschlag  könnte  auch  um   735  erfolgen! 

Bedenklich  ist  es  ferner  und  mit  dem  sonst  die  neue  Civilprocessordnong 
erfüllenden  Geist  in  Widerspruch,  dass  die  Wahning  der  bestehenden  dinglichen 
L'echto  nicht  dem  Kichter  zur  Amtspflicht  gemacht,  sondern  der  Initiative  der  Par- 
teien überlassen  wird.  Diese  sollen  sich  binnen  weniger  Wochen  über  die  oft  sehr 
complicierten  Belastungsverhältnisse  ein  rechnungsmässig  genaues  Bild  machen 
nnd  darüber  schlüssig  werden,    ob  sie  —  unter  Gefahr   der  Tiagung   der  Kosten 

—  den  Einstellungsaiitrag  beim  Kichter  anbringen  sollen  oder  niclit. 

Diese  und  einige  andere,  hier  niclit  erwähnten  Mängel,  kannten  indes 
behohen  werden,  ohne  das  Princip  des  Gesetzentwurt'es  zu  tangieren. 

P^ntscheidend  ist  dagegen,  dass  die  beiden  früher   ./.•inn.iit^.i,  >;,i,  .    ,:     ,;..!, 

—  nur  Suppositionen  sind. 

Betrachten  wir  zunächst  das  Verhältnis  von  Meistbot  nnd  richtig  ermitteltem 
Werte  des  Grundstückes. 

Der  Entwurf  selbst  glaubt  offenbar  nicht  an  die  Identität  beider  Grfissen.  Hält 
er  es  doch  für  nöthig.  eigene  Bcstimmnngen  einerseits  für  den  Fall  zu  treffen,  das.s 
bei    der  Licitation    nicht    einmal   die   Hälfte    des   Schätzungswertes    erzielt   werde 

')  NrcIi  der  Regierungsvorlage  die  Hiilfte. 

')  Hier  sei  naclulrückliilist  iiuf  die  trrfflichoii,  vnii  Dr.  Karl  von  Grabmavr 
verfnsston  „Vorschlüge  der  liozener  .\dv()catenkannner  zum  Gesetzontwurf  betreffend  das 
Execiitions-  und  Sichcruiigsverfaliren"  hingewiessen.  Der  meines  Krachtens  einzig  richtige 
t^tandiiunkt  in  dieser  Frage  wird  daselbst  iu  überzeugender  Weise  vertreten;  die  folgenden 
Ausfiilirungou  lehnen  sich  theilweiae  an  diese  Arbeit  an. 

/eltschritl  l'itr  VolkswirtsobalC,  So<.-ial|iolUlk  nml  Vm-waUunc.    IV.  naml,  4.  Ht-U.  :^ 
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(§   151),  andererseits   für   den   Fall,    dass    der   letztere    ohne   jede   Versteigrerung- 
nm  ein  Viertel  überboten  werde  (§   142,   Z.  2). 

Die  Factoren,  welche  schliesslich  den  wirklichen  Preis  bestimmen,  ent- 
ziehen sich  eben  vollständig  der  vorherigen  Berechnung.  So  bildet  selbst 
eine  zutreffende  Schätzung  nur  eine  vage  Vermuthung  über  den  voraussichtlichen 
Erfolg  der  Subhastation.  Macht  man  sie  trotzdem  zum  Angelpunkt  für  die  Frage 
der  Zulässigkeit  der  Versteigerung,  so  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  entweder 
der  beabsichtige  Schutz  der  älteren  Gläubiger  gegen  die  Verletzung  ihrer  Rechte 
durch  den  posterior  creditor  nicht  erreicht,  oder  der  Letztere  ist  ohne  jeden 
Grund  in  der  Verfolgung  seines  guten  Rechtes  gehindert. 

Denn  wenn  nach  der  Schätzung  die  erforderliche  „Deckung"  vorhanden  ist, 
so  wird  die  Feilbietuiig  bedingungslos  vorgenommen;  und  es  muss  dabei  der 
Zuschlag  eventuell  auch  zu  einem  Preise  erfolgen,  bei  welchem  die  im  Range 
vorstehenden  Hypotheken  Ausfälle  erleiden.*) 

Andererseits  wird  aber  durch  die  Einstellung  des  Verfahrens  auf  Grund 
des  Schätzungsresultates  der  Executionsführer  der  Chance  beraubt,  durch  AVahl 
eines  günstigen  Zeitpunktes  für  die  Versteigerung  ein  die  Schätzung  übersteigendes 
Meistbot  zu  erzielen  und  so  doch  ganz  oder  theilweise  zum  Zuge  zu  gelangen. 
Ja,  selbst  der  Nachweis  eines  derartigen  Anbotes  könnte  ihm  nichts  helfen! 
und  doch  würden  alle  Theile  bei  einem  solchen  Verkaufe  profitieren. 

Das  Schätzungssystem  gibt  also  auf  der  einen  Seite  die  Hypothekarrechto 
noch  immer  dem  zur  Unzeit  gestellten  Executionsbegehren  eines  leichtfertigen  oder 
speculierenden  postlocierten  Gläubigers  preis,  und  es  geht  doch  wieder  auf  der 
anderen  Seite  in  der  Beschränkung  des  Executionsführers  zu  weit,  hindert  ihn  an 
der  Zwangsvollstreckung  in  Fällen,  wo  er  durch  die  Subhastation  Befriedigung 
erlangen  könnte. 

Dabei  haben  wir  bisher  den  schwächsten  Punkt  des  ganzen  Vorschlages  noch 
gar  nicht  berührt:  Die  Schätzung!  Es  hiesse  Eulen  nach  Athen  tragen,  wollten  wir 
über  deren  gänzliche  Unzuverlässigkeit  viel  Worte  verlieren.  Es  ist  ja  nur  zu 
bekannt,  dass  zwei  Schätzungen  desselben  Objectes,  wenn  sie  von  verschiedeneu 
Sohätzleuten  selbst  optima  flde  vorgenommen  werden,  regelmässig  zu  ganz 
abweichenden  Resultaten  führen,  dass  die  Schätzungen  insbesondere  je  nach  ihrer 
Veranlassung  ganz  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  es  sich  um  Verkauf,  Be- 
lehnung, Vererbung  u.  s.  w.  handelt. 

Zwar  sollen  nach  dem  Entwürfe  im  Verordnungswege  einheitliche  Schätzvor- 
schrifteii  erlassen  werden,  und  das  ist  gewiss  dringend  nothwendig.  Geht  es 
aber  an,  die  Ausübung  der  Privatrechte  von  noch  gänzlich  unbekannten  Ver- 
ordnungen abhängig  zu  machen?  Ueherdies  lässt  sich  schon  jetzt  mit  Sicherheit 
behaupten,  dass  diese  Vorschriften  —  und  mögen  sie  noch  so  vorzüglich  sein,  — 
nicht  im  Stande  sein  werden,  die  Richtigkeit  selbst  der  unparteiischen  Schä- 
tzungen zu  garantieren,  dass  vielmehr  stets  das  subjoctive  Ermessen  des  Schätz- 
mannes weiten  Spielraum  haben  wird. 


')  Durch  das  „geringste  Gebot"  des  Entwurfes  wird    dieser  Uebelstand  nur  theil- 
weise behoben. 
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lliiil  welchen  Vorsuchungon  siiul  endlich  dio  Schatzleutc  ausgesetzt!  Die.te 
müssen  doch  in  der  Kegel  aus  den  Landwirten  desselben  Ortes  >,'enomnien  werden, 
ans  den  Nachbarn  des  Grundbesitzers.  Kann  man  solchen  meist  nicht  auf  hoher 
Bildungsstufe  stehenden  Personen  mit  Beruhig; ung  das  Schicksal  von  Privatreihten 
anvertrauen?    Muss  man  nicht  argen  Missbrauch  befürchten? 

Nicht  mit  Unrecht  drückt  Grabmayer  die  Consequenz  einer  dcrartif,'en 
Kinrichtuny  durch  den  Satz  aus:  ,Z wungs vorkiUife  von  Liegenschaften 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Ortsschätzlente.»  Die  IJichtigkeit 
dieses  Ausspruches  kann  allerdings  nur  voll  erkainit  werden,  wenn  auch  das  Kechts- 
institut  das  „geringsten  Gebotes"  in  Kücksicht  gezogen  wird.  Wie  in  dem  bisher 
besprochenen  Fall  durch  eine  niedrige,  so  kann  dort  durch  eine  hohe  Schätzung 
die  Executionsfübrung  verhindert  werden.  Betreibt  ein  später  Gläubiger  die  Zwangs- 
vollstreckung, so  liegt  es  in  der  Hand  dos  Schätzmannes,  die  beabsichtigte  F"i!- 
bietung  dadurch  zu  hintertreiben,  dass  er  als  Wert  der  Kealität  eine  Grf.sse  declariert, 
welche  dio  älteren  Hypotbekarrechto  und  ein  Zehntel  der  betriebenen  Forderung  nicht 
deckt.  Geht  dagegen  die  Exec.ution  von  einem  Gläubiger  ans,  der  eine  so  sichere 
Forderung  besitzt,  dass  dieses  Mittel  nicht  anwendbar  ist,  so  liLsst  sich,  wenn  auch 
nicht  dio  Feilbietung,  so  doch  der  Zuschlag  durch  eine  übermä.ssig  hohe  Bewertung 
der  Liegenschaft  verhindern,  indem  sich  dann  niemand  finden  wird,  der  mehr  als 
zwei  Drittel    des    Schätzungswertes   bietet,   wie  es  derGesetzontwurf  fordert. 

Ks  fohlt  hier  leider  an  Raum,  dio  gänzlich  haltlosen  Argumente  zu  wider- 
legen, welche  für  das  ,  Schätzungssystem "  ins  Feld  geführt  worden.  Es  ist  dies 
aber  auch  unnöthig,  da  diesbezüglich  auf  die  völlig  zutreffenden  Ausfühningen 
Grabmayrs  verwiesen  werden  kann.  Zu  deren  Ergänzung  muss  nur  noch  ein 
Moment  betont  werden,  das,  wie  ich  glaube,  bogreiflich  macht,  wie  so  an  einen 
derart  verfehlten   V^orschlag  überhaupt  gedacht  werden  konnte. 

Kegierung  uild  Ausschuss  erwähnen  nämlich  der  Begründung  für  das  Ver- 
lassen des  Verkaufsprincipes  nur  die  eine  nachtheiligo  Folge  desselben,:  dass  es 
dio  Handhabe  biete,  den  älteren  Hypothekargläubiger  durch  Bedrohung  mit  einer 
unzoitgemässen  Versteigerung  zur  Einlösung  der  in  schlechtem  Rang  befindlichen 
eingetragenen  oder  angemerkten  Forderung  zu  zwingen.  Dagegen  wird  in  den 
Motiven  der  andere,  wolü  noch  grössere  und  häufiger  ausgenützte  üebelstaiid  über- 
sehen, dass  der  speculierendo  Personalglänbiger  nicht  bloss  drohen,  sondern  auch 
handeln  kann,  dass  einem  für  diesen  , günstigen'  Verkauf  nicht  bloss  die  älteren 
Jura  in  re,  sondern  auch  das  Eigenthum  selbst  ausgeliefert  sind.  Wäre  man  über 
diese  Consequenz  dos  Verkaufsprincipes  im  Klaren  gewesen,  so  hätte  man  inne 
worden  müssen,  dass  .sie  durch  das  Schätzungssystem  nicht  beseitigt  werden  kann. 
Nur  das  deutsche  Deckungssystem,  das  für  die  Frage  der  Zolässigkeil  der 
\'eräusserung  auf  den  thatsächlichen  Erfolg  der  Vorsteigerung  abstellt,  entgeht  allen 
EinwändiMi  und  bietet  den  Ausweg  aus  dem  Labyrint  innerer  Widersprüche,  die 
des  Schätzungssystem  in  sich  birgt. 

Es  muss  also  dringend  die  Ersetzung  des  „Schfttzungssystemes"  durch  ein 

dem  deutschen  Muster  nachgebildetes  wahres  Deckungssystem  befürwortet  werden. 

Eine  den  österreichischen  Verhältnissen  angepa.sste  Formulierung  des  Letzteren 

liudet  sich  in  den  von  v.  Grabmayr  verfissten  Vorschlägen  der  Bozener  Kammer. 
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2.  Uebernahms-  oder  B  arz  ahluiigss  yst'jin? 

Mit  der  eben  behandelten  steht  eine  weitere  Frage  in  engster  Beziehung: 
Sollen  durch  die  Subhastation  alle,  auch  die  dem  betreibenden  Gläubiger  vor- 
stehenden Fordeningen  fällig  werden,  so  dass  der  Ersteher  des  Pfandobjectes 
verpflichtet  ist,  den  Kaufpreis  bar  zu  erlegen,  und  dass  die  Liegenschaft  pfandfrei 
auf  ihn  übergeht?  Oder  ist  es  vorzuziehen,  dass  die  Hypotheken,  soweit  sie  nicht 
ohnedies  fällig  sind,  fortbestehen  bleiben  und  vom  Käufer  gegen  Anrechnung  auf 
das  Meistbot  übernommen  werden? 

Uer  auf  Grund  der  allgemeinen  Gerichtsordnung  geltende  Eechtszustand 
realisiert  das  Uebernahmsprincip,  wenn  auch  nicht  in  voller  Reinheit.  Nach 
§  328  braucht  sich  der  zum  Zuge  gelangende  Gläubiger  zur  Tilgung  der  noch 
nicht  fälligen  Forderung  nicht  zu  verstehen;  willigt  er  nicht  darein,  so  findet  eine 
üeberbindung  auf  den  Käufer  statt.  Nicht  klar  ausgesprochen  ist  dagegen,  ob 
der  Gläubiger  vom  Ersteher  die  Barzahlung  beanspruchen  kann. 

Exner  bejaht  dies,  wenn  keine  gegentheilige  Bestimmung  in  die  Feilbietungs- 
bedingnisse  Aufnahme  gefanden  hat;  es  „tritt  die  Fälligkeit  nur  einseitig  ein. 
wohl  zu  Gunsten,  aber  nicht  zu  Lasten  des  Gläubigers^. 

Sicher  ist,  dass  sich  die  Cebemahme  der  Hypotheken  durch  den  Ersteher 
in  Oesterreich  sehr  allgemein  eingebürgert  hat. 

Dem  gegenüber  will  der  Entwurf  zum  reinen  Barzahlungsprincipe  übergehen. 
Der  §  152  verpflichtet  den  Käufer  zum  vollstäiuliiren  Barerlag  der  Meistbots- 
summe,  es  sei  denn,  dass  er  in  öftentlicher  Form  abgegebene  Erklärungen  der 
Hypothekargläubiger  beizubringen  vermag,  wonach  diese  mit  der  Uebernahme 
einverstanden  sind. 

Es  i.st  nicht  leicht,  in  dieser  Frage  zu  einem  abschliessenden  Urtheil  zu 
gelangen.  Beide  Systeme  weisen  sowohl  volkswirtschaftliche  Vortheile  als 'auch 
Nachtheile  auf,  die  gegeneinander  abgewogen  werden  müssen. 

Zu  Gunsten  der  Barzahlungspflicht  wird  geltend  gemacht:  sie  verhindere 
den  Ankauf  durch  mittellose  Personen,  welche  nicht  über  das  niithige  Betriebs- 
eapital  verfügen;  solche  Käufer  kfinnten  sich  meist  nicht  lange  in  Besitz  halten, 
müssten  bald  einem  anderen  Wirte  Platz  machen;  darunter  leide  die  Stetigkeit 
der  Bewirtschaftung  des  Bodens;  der  interimistische  Besitzer  pflege  auch  häufig 
das  Gut  auszusaugen,  wenn  nicht  zu  devastieren. 

Dies  ist  in  gewissem  Umfange  sicherlich  richtig. 

Man  darf  aber  auch  die  Kehrseite  nicht  übersehen:  Der  eigentliche  Bauern- 
stand, auch  die  tüchtigen,  aber  capitalsschwachen  Elemente  desselben,  wäre  vom 
Mitbieten  ausgeschlossen;  der  Erwerb  exequierter  Liegenschaften  würde  zum 
Monopol  der  Capitalisten  oder  jener  gemacht,  welche  durch  ihre  Geschäftsver- 
bindungen über  genügenden  Personalcredit  verfügen.  Das  befördert  die  Auf- 
saugung des  kleinen  und  mittleren  Besitzes  durch  den  grossen,  die  Umwandlung 
von  Bauernhöfen  in  Luxusbositz  (Villen,  Jagdreviere),  es  begünstigt  das  Treiben 
der  Güterspoculanten  und  Anstauber. 

Es  wird  ferner  das  Interesse  des  Gläubigers,  dessen  Forderung  bezahlt  oder 
übern(>nmien    werden    soll,    angeführt:     Der   Eealcredit    enthalte    stets    auch    ein 
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gewisses    persönliches  Moment;    dem  Ersteher  hätte   der  Gläubiger  vielleicht  nie- 
mals creditiert;  diesem  darf  kein  neuer  Schuldner  aufgedrängt  werden. 

Auch  dieses  Moment  hat  eine  gewisse  Bercchtignng.  Andererseits  wiiit  m 
zahlreichen  Piilien  d^m  (Jliiubiger  die  vorzeitige  Tilgung  seiner  Forderung  höchst 
fatal  sein;  er  dachte,  eine  ruhige  und  sichere  Anlage  seines  Vermögens  erreicht 
zu  haben,  und  iiuiss  nun  —  vielleicht  in  einem  höcht  ungiiiistij^cn  Zeitpunkte  — 
nach  einer  neuen  Placierung  suchen.  Auch  kann  »ich  ja  der  Gläubiger  vertrags- 
luä^sig  die  Pälligkeit  des  Capitals  im  Falle  der  Execution  stipulieren,  wie  es  that- 
sächlich  von  den  meisten  Pfandbricfanstalten  geschieht;  und  schliesslich  muss  er 
sich  doch  auch  die  vertragsmässige  Veriiusscrung  an  einen  Dritten  gefallen  lassen 
ohne  deswegen  auf  Bezahlung  dringen  zu  können. 

Keines  der  angeführten  Argumente  kaini  somit  als  entscheidend  angesehen 
werden. 

Dagegen  dürfte  ein  anderes  Moment  zu  Gunsten  des  Uebemahmsprincipes 
den  Ausschlag  geben:  die  ausserordentliche  Verminderung  der  Bieter  und  die 
mit  der  schwächeren  Nachfrage  verbundene  Herabdrückung  der  Kaufpreise,  wenn 
die  Fälligkeit  aller  Hypotheken  eingeführt  wird. 

Gerade  diese  Wirkung  ist  es  aber,  wogen  welcher  —  bewns.st  oder  nnbewusst 
—  die  Barzahlungspflicht  gefordert  wird. 

Denn  die  letztere  wurzelt  durchaus  in  dem  Ideenkreise  jener  Agrarpolitiker, 
welche  den  Besitzcredit  überhaupt  verwerfen,  in  ihm  die  Hanptursache  für  die 
hohe  Bodenverschnldung  erblicken  und  ihm  namentlich  eine  ungesunde  Steigerung 
der  Bodenpreise  und  damit  die  „Passivität  der  Landwirtschaft",  zuschreiben, 
indem  das  Grundcapital  in  dem  Bodenerträge  keine  entsprechende  Veninsung  mehr 
finde.  Seit  Langem  wird  denn  auch  erwogen,  wie  der  Besitzcredit  für  den  Grnnd- 
eigenthümer  überflüssig  gemacht  werden,  könnte.  Es  ist  leicht  begreiflich,  dass  man 
von  diesem  Standpunkte  aus  dazu  gelangt,  den  Barkauf  wenigstens  für  jene  Fälle  zu 
postulieren,  in  denen  die  Verkaufsbedingungen  von  amt-swegen  festgestellt  werden. 

Ob  nun  der  Besitzcredit  im  allgemeinen  beseitigt  resp.  beschränkt  werden 
soll,  ist  eine  sehr  wohl  discutable  Frage,  die  auch  schon  von  em.sten  Forschem 
bejaht  worden  ist.  Aber  die  hier  in  Rede  stehende  partielle  Verwirklichung  des  Ge- 
dankens hätte  nicht  nur  nicht  den  gewünschten,  sondern  zum  Theile  den  entgegen- 
gesetzten Effect.  Die  Concurrenz  der  Mitbieter  wurde  bei  den  Feilbiotnngen  aller- 
dings eingedämmt;  der  znrückgestaute  Strom  müsste  sich  aber  mit  nm  so  grösserer 
Gewalt  auf  die  freihändigen  Verkäufe  stürzen  und  dort  di-'  pr.wo  nni  -•>  mehr 
in  die  Höhe  treiben. 

Der  Preisdruck  bei  executiven  Veräusseningen  hätte  aber  sehr  böse  Folgen. 
Nicht  nur  die  Grundbesitzer  würden  dadurch  geschädigt,  sondern  ebenso  die 
Hypothekargläubiger;  und  hier  wieder  weniger  die  in  erster  Priorität  stehenden 
grossen  Creditinstitute,  als  vielmehr  die  den  zweiten  nnd  dritten  Rang  einneh- 
menden Geschwister,  Kitern  des  Bauern.  Vortheil  hätte  davon  nur  der  betreibende 
und  nütbietende  Personalgläubiger,  der  auf  einen  recht  niedrigen  Znschlair  und 
auf  die  Weiterveräusserung  —  natürlich  gegen  Credit  —  speculiert. 

So  dürften  die  überwiegenden  Gründe  für  das  Uebernahmsprincip  sprechen. 

Nur  nebenbei  sei  erwähnt,  dass  dasselbe  sich  auch  juristisch  ebenso  recht- 
fertigt,   wie   das  Dockuugsprincip:   aus  dem  Grundsalze,  dass  das  abgeleite  Kecht 
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nickt  mehr  Befugnisse  in  sich  schliessen  könne  als  das  Becht  des  Auetors.  Ver- 
mag der  Eig-enthümer  das  Pfandobject  nicht  mit  der  Wirkung  zu  veräussern, 
dass  alle  Forderungen  fällig  werden,  so  kann  dies  auch  der  Pfandgläubiger  nicht. 

Die  Eechtsentwicklung  geht  denn  auch  in  Deutschland  auf  Beseitigung  des 
Barzahlungs-  und  Einführung  des  LTebernahmsprincipes. 

Natürlich  kann  das  letztere  Princip  bloss  für  diejenigen  Satzposten  gelten, 
die  der  betriebenen  Forderung  im  Range  vorgehen.  Spätere  Gläubiger  müssen 
sich  dagegen  die  Barzahlung  ganz  ebenso  gefallen  lassen,  wie  der  Executionsführer 
selbst.  Haben  sie  doch  ihre  H3'pothek  an  einem  Gute  erworben,  das  bereits 
verpfändet  war;  sie  können  sich  also  über  die  Consequenzen  der  Eealisierung  des 
älteren  Pfandrechtes  nicht  beschweren. 


Eecapitulieren  wir  kurz  die  vorstehenden  Betrachtungen,  soweit  sie  auf  eine 
Abänderung  des  Gesetzentwurfes  abzielen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Mobiliarexecution  können  dabei  ganz  aus- 
geschieden werden.  Denn  sie  scheinen  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  voll- 
ständig gerechtfertigt  zu  sein;  und  jedenfalls  bedeutet  hier  die  Einführung  des 
geringsten  Gebotes  und  der  Möglichkeit  des  freihändigen,  insbesondere  börsemässigen 
Zwangsverkaufes    einen  ausserordentlichen  Fortschritt   gegen    das   geltende   Recht. 

Anders  steht  es  mit  der  Zwangsvollstreckung  in  Liegenschaften. 

Hier  muss  gegen  viele  Vorschriften  —  u.  zw.  gerade  gegen  solche,  die  volks- 
wirtschaftlichen Motiven  entspringen  —  entschieden  Stellung  genommen  werden. 
Auch  bei  ihnen  ist  zwar  die  legislatorische  Absicht  meist  zu  billigen,  ja  mit 
Freude  zu  begrüssen,  nicht  aber  die  Mittel,  mit  denen  diese  Absicht  verwirklicht 
werden  soll. 

Es  sei  hier  zunächst  kurz  das  Postulat  erwähnt,  dass  die  Zwangsverwaltung 
gegen  den  Willen  des  exequierenden  Gläubigers  nur  dann  solle  decretiert  werden 
dürfen,  wenn  die  Fälligkeit  der  Schuld  durch  Terminsverlust  des  Executen  einge- 
treten war. 

Uebergehen  möchte  ich  ferner  die  oben  angeregte  Frage,  ob  es  sich  nicht 
empfehlen  würde,  eine  kurze  Sistierung  des  Verfahrens  zuzulassen,  um  dem 
Grundbesitzer  Gelegenheit  zu  geben,  eine  bereits  eingeleitete  Convertierung  der 
betriebenen  Forderung  zu  beendigen  und  dadurch  an  die  Stelle  der  Subhastation 
die  Sequestration  zu  setzen. 

Auch  auf  die  überwiegenden  Nachtheile  des  vom  Entwürfe  vorgeschlagenen 
Barzahlungsprincipes  gegenüber  dem  jetzt  geltenden  Uebernahmsprincipe  und  auf 
die  Xothwendigkeit  der  Beibehaltung  des  Letzteren  soll  im  folgenden  nicht  mehr 
reflectiert  werden. 

Dagegen  lassen  sich  alle  anderen  im  Laufe  dieser  Untersuchung  erhobenen 
Einwendungen  gegen  die  Gesetzesvorlage  in  letzter  Linie  darauf  zurückführen, 
dass  dem  Resultate  der  executiven  Schätzung  eine,  wie  ich  glaube,  viel  zu  grosse 
Bedeutung  beigemessen  wird. 

Dies  zeigt  sich  schon  darin,  dass  vom  Entwürfe  gar  keine  Vorsorge  für 
den  Fall  getroffen  wird,  dass  bei  einer  dem  Executionsführer  octroierten  Zwangs- 
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Verwaltung  der  Rein  ertrag  tiiatsiiclilich  liintifr  i1(t  Taxatiun  /uruckblcibt  und  nicht 
hinreicht,  um  die  vertrafe'sinässigen  Aiinuitaten  oder  die  Theilzahhmgen  und  ZiiiBen 
zu  decken. 

Der  Mangel  an  Si<e|).sis  gegenüber  den  Ergebnissen  der  landwirtschaftlichen 
Schätzung  tritt  ferner  darin  noch  schärfer  zu  Tage,  dass  der  Gesetzentwurf  die 
bei  der  Tagfahrt  nicht  erschienenen  Betheiligten  in  ihren  r.konomischen  Interessen 
durch  den  Umstand  für  genügend  geschützt  erachtet,  dass  bei  einem  freihändigen 
Executionsverkauf  der  Preis  den  Taxwert  um  25  Proc.  übersteigt;  dass  ferner 
nach  den  Ausschussantriigen  kein  Meistbot  beachtet  werden  soll,  das  nicht 
wenigstens  zwei  Drittel  dieses  Wertes  ausmacht;  das«  endlich  die  Znlässigkeit  des 
Ueberbotes  davon  abhilngen  soll,  dass  das  Gut  um  weniger  als  drei  Viertel  des 
Schätzungswertes  zugeschlagen  worden  sei. 

Ihren  Höhepunkt  erreicht  aber  die  Uebcrschätzung  der  gerichtlichen  Taxa- 
tionen in  der  Art  und  Weise,  wie  der  Entwurf  die  älteren  Satzpcsten  gegen 
unzeitige  Betreibung  seitens  postlocierter  Gläubiger  zu  schützen  sucht,  sowie  darin, 
dass  sich  derselbe  nicht  einmal  recht  des  folgenschweren  Unterschiedes  bewusst 
wird,  der  zwischen  dem  von  ihm  vorgeschlagenen  -Schätznngs-"  und  dem  wahren 
Deckungssystem  besteht. 

So  rückt  denn  die  Frage  nach  dem  Werte,  nach  der  Znveriässigkeit  der 
Gutsschätzungen  in  den  Centralpnnkt  unserer  Kritik. 

Die  geplante  Kxccutionsordnung  will  diis  Schätzungsresultat  in  weitem  Um- 
fange für  die  Ausübung  von  Privatrechten  entscheidend  sein  lassen;  der  Reali- 
tätenverkehr soll  sich  —  so  ist  die  Idee  —  wenigstens  dort,  wo  die  Hechts- 
Ordnung  bestimmend  in  den  freien  Vertragsabschlnss  eingreift,  möglichst  wenig 
von  dem  normalen  Werte  entfernen. 

Dieser  Standpunkt  ist  gewiss  sehr  leicht  zn  begreifen;  ja  es  mnss  —  speciell 
für  einen  Gesetzgeber,  der  von  der  Wichtigkeit  ökonomischer  Gesichtspunkte 
überzeugt  ist,  —  geradezu  verlockend  sein,  den  Wert  des  Executionsobjectes  in 
den  A'ordergrund  zu  stellen  und  die  Znlässigkeit  der  verschiedenen  Eiecutions- 
schritte  davon  abhängen  zn  lassen,  dass  ein  ziffermftssig  bestimmtes  minimales 
Verhältnis  zwischen  dem  Gutswerte  und  gewissen  anderen  Grössen  (Kanfpreis, 
Meistbot,  vorangehende  Satzposten)  stiittfinde. 

Bestimmungen  dieser  Art  liegen  offenbar  in  derselben  Richtung,  wie  so 
viele  agrarpolitische  Reformvorschläge,  welche  gleichfalls,  u.  zw.  in  einer  viel 
weitergehenden  Weise,  den  Gutswert  zum  gesetzlichen  Maasstab  für  den  Immo- 
biliiirverkehr  machen  wollen;  so,  wenn  verlangt  wird,  es  solle  der  Staat  dahin 
wirken,  dass  die  Güterpreise  mit  dem  auf  irgend  eine  Weise  bestimmten  , wahren" 
Werte  überstimmen;  oder  wenn  der  Letztere  als  die  flusserste  Grenze  für  die 
Verschuldbarkeit  der  Immobilien  im  Allgemeinen  oder  speciell  für  den  Besitzcredit 
postuliert  wird;  oder  wenn  man  gar  beantragt,  es  sollen  die  Hypotheken,  soferne 
sie  über  den  Wert  des  Grundstückes  hinausreichen,  amtlich  gestrichen  werden. 
weil  sie  doch  bei  der  I'^xecntion  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mit  jenem  Betrage 
durchfallen  würden  u.  s.  w. 

Derartige  Ideen  sind  nicht  nur  vollkommen  begreiflich,  ihnen  kommt  sogar, 
wenigstens  zum  Theile,  eine  gewisse  relative,  theoretische  Richtigkeit  zn. 
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Ob  sie  sich  aber  praktisch  ohne  die  grössten  Ungerechtigkeiten  und  Willkürlich- 
keiten  verwirklichen  lassen,  hängt  durchaus  davon  ab,  ob  es  möglich  ist,  durch 
Schätzung  jenen  wahren,  objectiven  Gntswert  zu  finden,  auf  den  alle  diese  Vor- 
schläge aufgebaut  sind. 

Auf  diese  Frage  ertheilt  uns  aber  die  Taxationslehre  eine  ganz  unzweifel- 
hafte, u.  zw.  negative  Antwort. 

Zunächst  besteht  eine  grosse  Zahl  noch  unentschiedener  Controversen  über 
die  theoretisch  richtige  Methode  der  landwirtschaftlichen  Taxation;  z.  B.  über  die 
Art  der  Einstellung  von  Dünger,  von  Slrohertrag,  über  die  gesonderte  Bewertung 
der  Gebäude  u.  s.  w. 

Wollte  man  aber  selbst  davon  absehen  und  eine  der  vorgeschlagenen  Me- 
thoden acceptieren,  so  führt  auch  deren  Befolgung  zu  keinen  auch  nur  einiger- 
maassen  sicheren  Ergebnissen. 

Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  angeführt,  dass  die  erste  Autorität  auf  dem 
Gebiete  der  Taxationslehre,  von  der  Goltz,  es  unumwunden  ausspricht,  dass  die 
Resultate  der  Schätzungen  schwankende  sind,  dass  durchwegs  die  erforderlichen 
zilTermässigen  Unterlagen  für  die  Erfassung  der  Ertragsfiihigkeit  mangeln;  man 
könne  höchstens  mit  einiger  Zuverlässigkeit  Sicherheitstaxen  aufstellen;  aber  durch- 
aus nicht  Werttaxen,  auf  die  es  ja  hier  ankommt. 

Dies  gilt  schon  für  vollkommen  geschulte,  gewissenhafte  und  unparteiische 
Schätzlente.  Wo  findet  man  aber  auf  dem  flachen  Lande  Taxatoren,  die  alle 
diese  seltenen  Qualitäten  vereinigen? 

Es  fehlt  demnach  all  den  schönen  auf  dem  Gutswerte  aufgebauten  Con- 
structionen  die  sichere  Basis,  und  sie  müssten,  versuchte  man,  sie  ins  Leben 
umzusetzen,  als  theoretische   Kartenhäuser   zusammenfallen. 

Aehnlich  verhält  es  sich  denn  auch  mit  den  in  Rede  stehenden  Bestimmungen 
des  Gesetzentwurfes. 

Darum  ist  das  vorgeschlagene  „Schätzungssystem"  zu  verwerfen;  es  schützt 
die  Vormänner  nicht  vor  Verschleuderungen  und  beschränkt  doch  andererseits  das 
Betreibungsrecht  des  Executionsführers  in  ungerechter  Weise. 

Darum  kann  ferner  die  Statuierung  eines  geringsten  Gebotes  von  zwei 
Dritteln  des  Schätzungswertes  die  Verkänflichkeit  der  Liegenschaft  und  damit  die 
Realisierung  der  Pfandrechte  gefährden;  und  darum  ist  es  doch  auch  wieder 
andererseits  nicht  gerechtfertigt,  ein  Ueberhot  aus  dem  Grunde  zurückzuweisen,  weil 
ohnedies  schon  drei  Viertel  des  Taxwertes  erzielt  worden  sind;  oder  einen  frei- 
händigen Kaufvertrag  ohne  ausdrückliche  Zustimmung  aller  durch  den  Kaufpreis 
nicht  voll  gedeckter  Betheiligten  dann  zuzulassen,  wenn  um  25  Proc.  mehr  als 
der  Schätzungswert  geboten  wird. 

Man  wird  vielmehr,  da  das  über  die  Taxationen  Gesagte  kaum  bestritten 
werden  dürfte,  das  deutsche  Deckungsprincip  einführen,  das  geringste  Gebot 
mindestens  auf  die  Hälfte  des  Taxwertes  herabsetzen,  Ueberbote  bei  jeder  Höhe 
des  Meistbotes,  freihändige  Verkäufe  ohne  Beschränkung  gestatten  müssen,  dafür 
aber  bei  den  Letzteren  die  Einwilligung  aller  Interessenten  als  Voraussetzung  zn 
statuieren  haben. 
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Gescliicht  dies  aber,  so  drfliiprt  sich  jranz  unwillkürlich  dio  Frage  aaf: 

Ist  denn  die  execntivo  Schätzung,  wie  sie  der  Entwurf  ans 
dem  geltenden  Rechte  recipiert,  für  die  Zwangsvollstreckung 
in  Liegenschaften  wirklich  unumgänglich  nothwendig? 

Kein  Zweifel,  die  Exocutioncn  würden  an  Raschheit  und  W.dilfeilheit  unge- 
heuer gewinnen,  wenn  man  die  gerichtlich«  Schätzung,  diesen  langwierigsten, 
kostspieligsten  und,  wie  wir  gesehen  haben,  so  wenig  zuverlässigen  Theil  des 
Verfahrens  ersparen  könnte. 

Besehen  wir  uns  nun  rasch  die  Functionen,  welche  df-r  S.hätznng  na.li 
dem  neuen  Executionsgesetze  zugewiesen  werden  sollen. 

Sie  kommt  in  Betracht:  als  Ausrufspreis,  bei  Bemessung  des  Vadium» 
und  für  die  Kechtsinstitute  des  geringsten  Gebotes,  des  freihändigen  Verkaufes,  de» 
Ueberbotes  und  der  Einstellung  des  Verfahrens  wegen  mangelnder  Deckung 
des  betreibenden  Gläubigers. 

Wenn  imn  die  zuletzt  genannten  Rechtsinstitute  araendiort  werden  sollion.  so 
könnte  leicht  auch  eine  andere  Entscheidung  über  die  X<ithwi'iiiii"ki>it  dor 
Schätzung  die  Folge  sein. 

Und  das  ist  thatsächlich  in  weitem  Umfange  der  Fall. 

Das  hauptsächlichste  Motiv  für  die  Schätzung  fällt  «.-g.  wt-nu,  wi.'  dies 
vorgeschlagen  wurde,  an  die  Stelle  des  ,Schätzungsprincipes"  das  wahre  Decknngs- 
princip  tritt,  wenn  ferner  das  Ueberbot  und  die  freihändige  Veränssemng  nicht 
mehr  von  einem  bestimmten  Verhältnis  dos  Meistbotes,  respective  des  Kaufpreises 
zu  dem   Schätzungswert  abhängig  gemadit  werden. 

So  käme  die  Schätzung  nur  noch  für  das  geringste  Gebot,  für  den  Aus- 
rnfspreis  und  für  das  Vadium  in  Betracht. 

Den  Ausnifspreis  können  wir  kurz  abthnn.  Denn  diesem  fehlt  ohnedies 
schon  seit  Langem  jede  reelle  Wichtigkeit.  Niemand  sieht  mehr  in  dem  .\n8rafs- 
preis  den  normalen  Wert  des  Grundstückes,  kein  Mensch  richtet  sein  Mitbieten 
bei  der  Versteigerung  nach  der  Höhe  des  Ansrufspreises  ein.  Unbedenklich 
könnte  man  daher  an  die  Stelle  des  Schätzungswertes  ein  Vielfaches  der  Real- 
steuerleistnng  als  Ausrufspreis  festsetzen,  oder  noch  besser  das  „geringste  Gebot", 
respective  den  höheren  Betrag,  der  in  Consequenz  des  Decknngsprincipes  nicht 
unterboten  werden  dürfte. 

Das  Kechtsinstitut  des  geringsten  Gebotes  hat  bloss  so  lange  praktische 
Bedeutung,  als  es  bei  dem  „Schätzungsprincipe"  des  Entwurfes  bleibt.  Denn  dieses 
würde,  ganz  wie  das  Verkaufssystem,  auch  jedes  minimalste  Meistbot  zulassen, 
wenn  nur  der  Taxwert  die  älteren  Satzposten  übersteigt;  diesfall>  wäre  also  ein 
eigenes  .geringstes  Gebot"  zur  Hintanhaltung  voJi  Verschleuderungen  unbedingt 
erforderlich. 

Anders,  wenn  das  eigentliche  Decknngsprincip  eingeführt  werden  würde; 
dieses  müsste  dem  geringsten  Gebote  den  grössten  Theil  .seiner  praktischen  Bedentang 
rauben,  es  beinahe  überflüssig  machen. 

Betreibt  nämlich  ein  späterer  Gläubiger,  so  kann  ohnedies  der  Zu.schlag 
nicht  erfolgen,  wenn  die  vorhergehenden  Hypotheken  nicht  durch  das  Meistbot 
gedockt    sind.     Der    iniuiliiilh    der    ersten    Werthälfte    hypotheciei-te     Gläubige' 
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wird  abtr  kaum  j«  zur  Unzeit  die  Execution  vornehmen  und,  falls  doch  wider 
Elrwarten  seine  Forderung  nicht  voll  befriedigt  werden  sollte,  bis  zum  Betrage 
derselben  mitbieten. 

Ein  eigenes  geringstes  Gebot  wird  so  neben  dem  Deckungss3'stem  fast  ent- 
behrlich. 

Will  man  es  aber  doch  beihalten,  so  wird  man  trotzdem  bei  der  grossen 
Masse  der  Executionen  auf  eine  besondere  Schätzung  dafür  verzichten  und  an  deren 
Stelle  ein  Vielfaches  der  Realsteuerleistung  treten  lassen  können  und  müssen. 

Man  bedenke,  dass  über  die  Hälfte  aller  Executionen  zu  einem  Meistbot 
von  weniger  als  500  fl.,  etwa  70  Proc.  zu  einem  solchen  bis  zu  1000  fl.  führen! 
Für  diese  kleinen  und  kleinsten  Parcellen  darf  man  doch  wahrlich  nicht  wegen 
eines  Eechtsinstitutes  von  problematischem  Werte  die  Execution  durch  eine  eigene 
Schätzung  vertheuern  und  verzögern !  Man  wird  sich  für  diese  Fälle  mit  einer  an- 
nähernden Bewertung  auf  Grund  des  Catastralreinertrages  u.  s.  w.  begnügen  müssen 
—  das  den  Verhältnissen  des  Gerichtsbezirkes  entsprechende  Vielfache  wäre  im 
allgemeinen  festzusetzen  —  und  eine  eigene  Schätzung  nur  dort  vornehmen 
dürfen,  wo  es  sieh  um  wertvollere  Objecto  handelt. 

Und  Gleiches  scheint  mir  in  noch  erhöhtem  Grade  von  dem  Vadium  zu 
gelten. 

Ob  dieses  auf  Grund  eines  etwas  höheren  oder  etwas  niedrigeren  Wertes  be- 
rechnet wird,  ist  in  der  That  von  verschwindender  Bedeutung.  Namentlich  bei  der 
grossen  Masse  sehr  kleiner  Execntionsobjecte.  Doppelt  trifft  dies  für  den  Gesetz- 
entwurf zu.  nach  welchem  ohnedies  das  ganze  restliche  Meistbot  binnen  weniger 
Wochen    erlegt  werden  muss. 

Aber  auch  wenn  die  oben  befürwortete  Uebernahme  der  Hypotheken  statt- 
findet, ist  eine,  überdies  niemals  erreichbare,  genaue  Bewertung  der  Liegenschaft  für 
die  Berechnung  des  Vadiums  überflüssig.  Es  ist  nämlich  zu  bedenken,  dass -eine 
Abweichung  des  Schätzungswertes  von  dem  amtlich  festgestellten  Vielfachen  der 
Bealsteuern  für  die  Höhe  des  Vadiums  nur  höchst  unbedeutend,  nämlich  nur  mit 
10  Proc.  in  Betracht  kommt. 

So  fehlt  es  denn  an  jedem  zureichenden  Grunde  für  die  Beibehaltung  der 
executiven  Schätzung;  auswärtige  Gesetzgebungen,  wie  z.  B.  die  preussische,  haben 
sie  schon  längst  beseitigt. 

Wenn  ich  es  trotzdem  nicht  wage,  die  unbedingte  Abschaffung  der  gericht- 
lichen Taxationen  für  alle  Zwangsvollstreckungen  zu  fordern,  so  möchte  ich  dies  mit 
um  so  grösserem  Nachdracke  für  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Fälle 
thun;  bei  allen  kleineren  Executionsobjecten  bedeuten  die  Schätzungen  eine  ganz 
zwecklose  Aufwendung  von  Zeit  und  Geld,  und  sie  sollten  daher  einem  local 
abgestuften  Steuermultiplum  weichen.  Vorausgesetzt  natürlich,  dass  die  sonstigen 
im  Vorstehenden  gegebenen  Anregungen  zur  Abänderung  des  Entwurfes  von 
Erfolg  sein  sollten. 
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ihn  „österreichische  Währung*  war  eine  reine  Silberwährung,  es  war  dem- 
nach zweckentsprechend,  dass  der  zur  Einlösung  der  Noten  dienende  metallische 
Fond  ans  Silber  bestand.  Das  Statut  der  österreichischen  Nationalbank  von  1863 
bestimmte  daher,  dass  Gold  nur  bis  zur  Höhe  des  vierten  Thi'ile.s  des  Metall- 
vorrathes  als  Bedeckung  der  Noten  verwendet  werden  könne.  Der  ausdrückliche 
Hinwfis  auf  die  in  Oesterrfich-rng'arii  einzuführende  Goldwährung  im  Zoll-  und 
Handelsbündiii.sse  der  beiden  Keichshälften  vom  Jahre  1867  gab  dem  weitblickenden 
Generalsecretür  von  Luc  am  die  Handhabe,  vom  Jahre  1870  an,  iii  aller  Stille 
einen  grossen  Theil  des  Silberschatzes  in  Gold  (beziehung.sweise  in  Goldwechsel) 
umzusetzen.  Um  diese  Transaction  durchzuführen,  erwirkte  die  Bank  im 
Jahre  1872  eine  Aendernng  ihres  Statuts,  durch  welche  die  erwähnte,  den  Gold- 
erwerb beschränkende  Bestimmung  aufgehoben  und  der  Bank  gestattet  wurde,  den 
Mt'tallschatz  beliebig  in  Gold  oder  Silber  zu  halten.  Die  Anschaffungen  von  Gold 
und  Goldwecliselii,  welche  überwiegend  in  den  Jahren  1871  und  1872  vorge- 
nommen wurden,  beliefen  sich  auf  rund  79  Millionen  Gulden,  wogegen  Silber  in 
einem  gleichen  Botrage  abgestossen  wurde.  Damals  war  das  althergebrachte  Ver- 
hältnis zwischen  Gold  und  Silber  von  1  :  15'  j  noch  unerschüttert,  bei  den  kleinen 
Schwankungen  im  Wertverhältnisse  der  beiden  Metalle  neigten  die  Preise  oft  sogar 
noch  zu  Gunsten  des  Silbers. 

Die  Goldmünzen  wurden  nicht  nach  dem  Ankaufswert,  sondern  nnter  Zu- 
grundelegung der  gesetzlichen  Fiction,  wonach  ein  Zwanzigfrankenstück  gleich 
acht  Gulden  Gold  sei,')  bilanziert.    Da  aber  nach  dem  Verhältnis  zwischen  Gold 


')  Gesetz  vom  9.  März  1870,  R.-G.-B.  Nr.  22,  ober  die  Einführung  neuer  Gold- 
niilnzen.  Dieses  Gesetz  regelte  dii-  Prägung  der  AchtguMeiistücke.  gab  denselben  aber  keine 
gesetzliche  Zahlungskraft.  —  Wir  eitleren  der  Einfachheit  wegen  stets  nur  die  nster- 
reiehiscben  Gesetze,  mit  denen  die  ungarischen  inhaltlich  übereinstimmen. 
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und  Silber  von  1  :  lö'/^  die  Parität  des  Zwanzigfrankenstückes  und  des  österroi- 
chischen  Achtgnldengnldstückes  thatsächlicli  fl.  8- 10  lictrug.  so  wurde  im 
Jahre  1877  der  Bilanzwert  des  Vorrathes  an  solchen  Münzen  um  die  Differenz 
von  10  kr.  per  Stück  =  1^/^  Proc.  erhöht.  Der  hiedurch  erzielte  Nutzen  von 
fl.  831.601'80  wurde  zu  Abschreibungen  an  den  Realitäten  und  dem  faiidus 
instructus,  sowie  zur  ausserordentlichen  Dotierung  des  Pensionsfondes  der  Bank 
verwendet.  In  gleicher  Weise  wurde  im  Jahre  1880  der  Wert  der  vorhandenen 
Devisen  auf  London  richtig  gestellt,  indem  das  Livre  Sterling  statt  mit  ü.  10" — , 
mit  fl.  10'21'/2  bilanziert  wurde.  Der  dadurch  rcchnnngsmä.ssig  erzielte 
Ueberschuss  von  fl.  326.121'91  wurde  einem  Conto  , Reserve  für  Prägekosten 
und  Transportspesen"  gutgeschrieben. 

Der  seit  dem  Jahre  1873  sich  rapid  vollziehende  Preisfall  des  Silbers  hatte 
nun  zur  Folge,  da§s  der  Goldbestand  der  Nationalbank  an  Wert  bedeutend  zunahm. 
Wenn  auch  durch  die  im  Jahre  1879  erfolgte  Einstellung  der  Silberprägungen  in 
Oesterreich-Ungarn  die  österreichische  Währung  von  dem  Silberpreise  losgelöst 
und  dadurch  verhindert  wurde,  dass  der  rapide  Rückgang  des  Silberpreises  auch 
eine  ebenso  rapide  Entwertung  unserer  Währung  bewirke,  so  behielt  das 
Gold  doch  gegenüber  der  Relation  von  1  :  15",  ein  wesentliches  „Agio",  das 
aber  fortwährenden  Schwankungen  ausgesetzt  war.  Der  „volkswirtschaftliche  .Auf- 
schwung" in  Deutschland  und  England  zu  Ende  der  Achtzigerjahre  eröffnete  unseren 
Producten  ein  erweitertes  Absatzgebiet  im  Auslande,  Getreide  und  Kohle  giensren 
über  unsere  Grenzen  hinaus,  zudem  fanden  bei  uns  specnlative  Capitalanlasren 
durch  Ausländer  statt.  Dies  übte  auf  unsere  Zahlungsbilanz  einen  sehr  günstigen 
Einfluss  und  erzeugte  ein  heftiges  Angebot  fremder  Valuten,  welches  den  Goldpreis 
wieder  bis  auf  circa  109  Proc.  hemnterdrückte.  Dieser  Umstand,  sowie  die  Unsicherheit 
der  amerikanischen  Währungsverh<iltnisse,  gaben  bekanntlich  die  Veranlassung  zu 
umfassenden  Goldkäufen  seitens  der  beiden  Regierungen  und  zur  Inangriffnalime 
der  gesetzlichen  Einführung  der  Goldwährung.  Durch  die  Valutagesetze  des 
Jahres  1892  wurde  sodann  das  platonische  Verhältnis  zwischen  Gold  und  Silber 
von  1  :  I5V2  i»  das  gesetzliche  von  1  :  IS*/,,  umgewandelt  und  der  Wert  des 
Goldes  in  Oesterreich-Ungarn  derart  gebunden,  dass  der  Goldcours  —  die  kleinen 
Schwankungen  der  Wechselcourse  abgerechnet  —  niemals  mehr  unter  119  Proc. 
sinken  kann;  dagegen  blieb  ein  Steigen  des  Goldcourses  über  diese  Parität  — 
insolange  die  Bank  die  Barzahlungen  nicht  aufgenommen  hat  —  jederzeit 
möglich. 

Aus  dieser  Sachlage  ergab  sich  für  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  die 
Frage,  ob  sie  ihre  Vorräthe  an  Gold  und  Golddevisen  (Goldwechseln)  auch 
noch  weiterhin  zu  dem  Werte  von  fl.  8-10  für  das  Zwanzigfrankonstück 
bilanzieren  könne,  da  doch  der  gesetzliche  Wert  dieser  Münze  jetzt  rund  fl.  9  ö2 
betrug  und  eine  conrsmässige  Mindemng  dieses  Wertes  für  immer  aus- 
gesclilossen  war.  Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  konnte  ja  jetzt  auch  ihre 
Banknoten  mit  Goldkronen  einlösen,  deren  Ausprägung  zu  dem  eben  angegebenen 
Wertverhältnisse  erfolgte.  Die  jederzeitige  Realisierung  des  Goldschatzes  zu  dem 
erhöhten  Werte  war  also  rechtlich  und  factisch  ermöglicht,  und  es  war  daher 
nur  folgerichtig  und  sowohl  den  rechtlichen,  als  auch  den  kaufmännischen  Grund- 
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Sätzen  entsprechend,  dass  der  Bilanzwert  des  Bestandes  an  Gold  und  üolddevi.s<i] 
um  die  DiilVTeiiz  zwischen  dem  früheren  Bilanzwert  und  dem  gesetzlichen  Werte 
des  Goldes  erhöht  werden  müsse. 

Die  Werterhöhnng  des  Goldschatzes,  welche  rund  IS'j  Millionen  betrug. 
hätte  nun  vorerst  diu  Consequenz  gehabt,  die  gesetzliche  Unterlage  für  die  Noten- 
emission zu  verändern.  Der  Goldschatz  hätte  jetzt  mit  dem  erhrihten  Werte  von 
fast  93,  statt  wie  bisher  mit  79  Millionen  zur  Notendeckung  gedient  und  wäre 
dadurch  das  Notenemissionsrecht  der  Bank  materiell  erweitert  worden.  Insofflni  es  sich 
hiobei  um  die  vorgeschriel)ene  metallische  Zweifünfteldecknng  der  Banknoten  han- 
delte, war  die  Sache  i>raktisch  bedeutungslos,  da  die  Rank  ihre  Notenemission 
niemals  bis  in  die  Niilie  dieser  Grenze  erweitert  hatte.  Anders  stellte  sich  die 
Sache  hinsichtlich  der  Ausgabe  steuerpflichtiger  Noten.  Mit  der  nominellen  Kr- 
hi'ihung  des  Metallbcstandes  wäre  auch  die  Grenze  für  die  Emission  steuerfreier 
Noten  hinausgeschoben  worden.  Das  steuerfreie  Contingent  hätte  sich  um  13'  ,  Mil- 
lionen erhöht,  so  dass  der  Staat  in  seinen  Bezügen  aus  der  Notenstener  hätte  ge- 
schädigt werden  können.  Diese  Eventualität  war  sehr  actuell,  da  fast  alljährlich  kür- 
zere oder  längere  Zeit  hindurch  steuerpflichtige  Noten  in  den  Verkehr  gelangt  waren. 

Die  zweite  Complication  aus  der  Werterhöhung  des  Goldschatzes  der  Bank 
—  neben  den  Veränderungen  in  ihrem  Notenemissionsrechte  —  entstand  durch 
den  iilöt/.lichen  Vermögenszuwachs  von  eben  diesen  13'/s  Millionen,  welcher  der 
Bank  infolge  der  bilanzmässigen  Werterhöhung  ihres  Goldbestandes  rechnungs- 
mässig  zugefallen  war. 

Um  nun  diese  beiden  Fragen:  wie  der  tlialsaciiliclien  Nenhniening  des 
Notenemissionsrechtes  der  Bank  auszuweichen  sei,  und  was  mit  dem  Gewinn  aus 
der  Höherbewertung  des  GoMschatzes  zu  geschehen  habe,  znr  Lösung  zu  bringen. 
wurden,  noch  bevor  die  Valutagesetze  erlassen  waren,  zwischen  der  Bank  und 
den  Finanzverwaltungen  Besprechungen  über  die  Behandlung  dos  Goldgewinnes 
eingeleitet.  Diese  bildeten  einen  Bestandtheil  der  zwischen  der  Bank  und  dem 
Staat  gepflogenen  Negotiationen,  welche  aus  Anlass  der  gesetzlichen  Nonnierung 
der  Goldwährung  überhaupt  nothwendig  geworden  waren. 

In  den  ganz  ..unverbindlichen  Besprechungen''  'i  zwischen  den  Vertretern 
iler  l)eiden  Regierungen  und  der  Hank  wurde  nun  hinsichtlich  der  uns  inter- 
essierenden Frage  „constatiert":  „dass  es  im  Interesse  beider  Thejle  liege,  wenn  die 
Oesterreichiscliuiigarisclio  Bank  mit  ausdrücklichem  Vorbehalt  ihres 
ausschliesslichen  und  uneingeschränkten  Eigenthumsrechtes  an 
ihrem  künftig  wie  immer  bewerteten  Gold-  nnd  Devisenbesitze 
schriftlich  erkläre,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  im  Falle  einer  anderen  als 
der  bisherigen  Bewertung  dieses  ihres  Gold-  nnd  Devisenbesitzes  resultierende 
C'oursgewinn  bis  zur  eiulgiltigen  Entscheidung  über  die  Erneuerung  ihres  mit 
Ende  1897  ablaufenden  Privilegiums  intact  bleibe.  Demgennlss  hätte  sich  die 
Oesterreicliiscli-ungarische  Bank  zu  verpflichten,  in  der  Zwischenzeit  diesen  Jlehr- 
wert  ihres  Gold-  und  Devisenbesitzes  nicht  als  metallische  Notendeckniig  zu  ver- 
wenden, so  dass  die  im  Artikel  84  ihrer  Statuten  festgesetzte  Stenergrenze   ihres 


'i  üericlit  dos  General, ntlies  der  Oestern'icliisch-ungiirisclien  Dank  an  die  aasscr- 
ordentliohe  Sitzung  der  (ienevalverMamiiilnnör  vom  'JS.  Mai   1S02.  Si  iti'  XII, 


606  Wittelsliüfer. 

Banlniotenumlaufos  durch  diesen  Mehrbetrag  nicht  verrückt  werde.  Zu  diesem 
Behufe  würde  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank,  entsprechend  ihrem  Durch- 
führungsvorschlag'e,  der  sich  auf  die  Thatsache  stützt,  dass  es  sich  hier  um  einen 
c  a  s  s  e  71  m  ä  s  s  i  g  nicht  eingegangenen  Coursgewinn  handelt,  den  im 
Falle  der  Umrechnung  oder  Umprägung  ihres  Goldschatzes  in  die  neue  Währung 
sich  in  Theilbeträgen  oder  im  Ganzen  ergebenden  Mehrwert  als  Coursgewinn 
im  Sinne  der  Artikel  101  und  103  der  Statuten  ihrem  Reservefonde  zu- 
schreiben, als  „Effecten  des  Reservefonds"  in  Devisen  angelegt  halten  und 
bezüglich  dieses  dem  Eeservefond  zugewiesenen  Theilbetrages  ihrer  Devisen  von 
dem  ihr  nach  Artikel  111,  2.  Absatz,  zustehenden  Rechte,  denselben  in  den  Be- 
stand ihres  Metallvorrathes  einzurechnen,  bis  dahin  keinen  Gebrauch  machen." 

„Durch  eine  solche  Verwaltungsmaassregel,  die  ebenfalls  Gegenstand  einer 
Erklärung  des  Generalrathes  an  die  beiden  hohen  Regierungen  zu  sein  hätte  und 
keineswegs  das  Recht  der  Oesterreichisch-ungarischon  Bank,  Devisen  bis  zum 
Höchstbetrage  von  30  Millionen  Gulden  in  den  Metallschatz  einzurechnen,  schmälert, 
bliebe  im  Einklänge  mit  dem  von  den  beiden  hohen  Regierungen  unbestrittenen 
Standpunkte  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  rücksichtlich  des  Coursgewinnes 
am  Goldschatze  der  Status  quo  in  der  vorhin  angedeuteten  Beziehung  zwischen 
Metallsehatz  und  Banknotenumlauf  bis  auf  weiters  aufrechterhalten." 

Das  Ergebnis  dieser  Besprechungen  war,  dass  die  beiden  Finanzrainister  der 
Bank  in  zwei  inhaltlich  übereinstimmenden  Noten  vom  25.,  respective  24.  April 
1892  den  Vorschlag  machten,  die  vorerwähnten  Bestimmungen  anzunehmoi, 
was  auch  seitens  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  mit  Note  vom  3.  Mai  1892 
geschah.')  In  allen  diesen  Ausfertigungen  fehlte  jedoch  der  in  dem  Ergebnisse 
der  „unverbindlichen  Besprechungen"  vorkommende  Satz:  „entsprechend  'ihrem 
(nämlich  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank)  Durchführongsvorschlago,  dei;  sich 
auf  die  Thatsache  stützt,  dass  es  sich  hier  um  einen  cassenmässig  nicht  einge- 
gangenen Coursgewinn  handelt",  und  der  ganze  mit  „Durch  eine  solche  Ver- 
waltungsmaassregel ..."  beginnende  Schlusspassus. 

Am  11.  August  1892  erlangten  die  Valutavorlageu  Gesetzeskraft,  und  es 
wurde  die  Umrechnung  des  Vorrathes  an  Gold  und  Goldwechseln  vorgenommen. 
Der  Coursgewinn  von  fl.  1.3,525.166'5r)  wurde  „im  Sinne  der  Artikel  101  und  103 
der  Statuten  dem  Reservefond  gutgeschrieben')",  zugleich  aber  ein  gleich  hoher 
Betrag  in  Devisen  auf  den  Reservefond  als  Activum  desselben  übertragen^). 


<)  S.  denselben  Sitzungsbericht  S.  XVII— XXII. 

')  Bericht  des  Generalrathes  an  die  XV.  regelmässige  Jahrossitzung  der  General- 
versammlung vom  3.  Februar  1893,  Seite  XU. 

^)  Dass  dieser  Coursgewinn,  welcher  die  Differenz  zwischen  dem  „Pariwerte"  der 
Goldmünzen  und  Golddevisen,  nämlich  ti.  8' IG  für  das  20-Franken3tück  oder  8-GuIden- 
Goldstiick,  also  zwischen  einem  Goldcoursc  von  101 '25  Proc.  und  dem  in  der  Kronen- 
währung gesetzlich  festgestellten  Verhältnisse  von  119  Proc.  =  fl.  9'52  für  das  8-Gulden- 
Goldstück  darstellen  sollte,  nur  I.S72  Millionen  Gulden  beträgt,  während  er  nach  dem  Stande 
des  Gold-  und  Golddevisen -Vorratlies  von  rund  79  Millionen  über  14  Millionen  ausmachen 
niü  stc,  durfte  aus  der  Einstellung  einer  Reserve  i'ür  Prägekosten,  Manko  und  Spesen  zu 
erklären  sein,  Joch  erscheint  der  Betrag  von  einer  halben  Million  Gulden  für  diesen  Zweck 
sehr  hoch  gegriffen.  Ein  bedeutender  Theil  dieser  besonderen  Reserve  dürfte  jedenfalls 
späterhin  lür  die  Actiouäre  der  Bank  freiwerden. 
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Das  Uebereiiikommen  zwischen  den  beiden  Kegiernng'en  und  der  Bank  war 
damit  durchgeführt.  Gegenstand  unserer  Untersuchung  wird  daher  «ein,  welche 
weiteren  Consequenzoii  aus  der  Sachlage  fliessen. 

II. 

Von  den  beiden  Uauptfragen  ist  eine  ohne  Schwierigkeit  nnd  ohne  Gefahr 
eines  Widerspruches  zu  beantworten.  Die  Hinterlegung  der  Devisen  in  den  Ke- 
servefiind  liatte  den  Zweck,  eine  materielle  Veriimb'rung  des  NoteneniissionsrechteB 
während  der  Laufzeit  des  Privilegiums  zu  verhindern.  Mit  dem  Ablaufe  des 
Privilegiums  Ende  1897  wird  es  Aufgabe  der  Gesetzgebung  und  der  Vereinbarung 
sein,  neue  (Jrundlagen  für  das  Notenemissionsrecht  der  Bank  aufzustellen,  nnd 
es  entfiillt  sodann  die  Nothwendigkeit,  diesen  Theil  des  Devisenbesitzes  aus  dem 
Gesammtbestande  auszuscheiden.  Will  der  Gesetzgeber  nicht  haben,  dass  das 
steuerfreie  Coutingent  thatsächlich  um  den  Betrag  des  Coursgewinnes  erhöht 
werde,  so  hat  er  einfach  die  Summe  des  steuerfreien  Contingents  von  200  Millio- 
nen metallisch  nicht  bedeckter  Noten  entsprechend  zu  reducieren.  Bei  dem 
Umstände  jedoch,  als  die  anlilsslich  der  Valutaregulierung  sich  ergebenden  Ope- 
rationen der  Bank  ohnehin  grössere  Variationen  im  Metallschatz  und  damit  im 
Notenemissionsreeht  der  Bank  hervorrufen,  dürft<j  diese  einzelne  Position  überhaupt 
nicht  ausschlaggebend  sein.  Bei  Abschluss  des  im  Jahre  1892  getroffenen  Ueber- 
koramens,  welches  die  Bank  verpflichtete,  Gold  jederzeit  gegen  Noten  einzulösen, ') 
wurde  keine  Rücksicht  darauf  genommen,  dass  hiedurch  eine  viel  ausgiebigere 
Erweiterung  der  Notenemission  herbeigeführt  wird,  als  durch  die  Umrechnung  des 
Goldschatzes.  Wenn  auch  die  Bank  aus  dieser  erträgnislosen  Vermehrung  ihres 
Notenumlaufes  nicht  nur  keinen  Vortheil  zieht,  sondern  sogar  durch  dieselbe 
empfindlichen  Schaden  leiden  könnte,  so  war  der  Effect  für  den  Staat  genau 
derselbe,  wi«  bei  der  Werterhöhung  des  Goldbesilzes,  nämlich  eine  Ersetzung  steuer- 
pflichtiger durch  steuerfreie  Noten  und  daher  ein  Entgang  an  Notensteuer.  Ebenso 
ist  es  heute  für  den  Geldmarkt  pleichgiltig,  ob  die  steuerfreien  Noten  vermehrt 
werden,  weil  Gold  in  die  BanK  geflossen  ist,  oder  weil  die  rechnungsmässige 
Grundlage  für  die  Ausgabe  steuerfreier  Noten  geändert  wurde,  der  Geld- 
markt verfügt  in  beiden  Fällen  über  eine  höhere  Bankreserve. 

Es  lässt  sich  nicht  übersehen,  dass  die  Bankleitung  —  offenbar  in  dem 
Bemühen,  die  Frage  der  Verwendung  des  Gold  -  Conrsgewiniies  in  einer  für 
die  Actionäre  befriedigenden  Weise  zu  lösen  —  bei  den  Vereinbarungen 
im  .fahre  1892  zu  wenig  Rücksicht  auf  das  für  die  Aufrechterhaltnng 
geordneter  Geldverhältnisse,  aber  auch  für  die  Erträgnisse  der  Bank  weit  wich- 
tigere Moment  genommen  hat,  wonach  einfliessendes  Gold  die  Notencircnlation 
auch  oliMi'  Aeusserung  eines  Bedarfes  erhöht  und  (relative  oder  absolute)  Inflation 
hirbeiführen  kann,  solange  der  umgekehrte  Weg  dos  Goldaiittusses  versperrt 
bleiben  niuss.  Die  weitere  Entwicklung  wird  die  Wichtigkeit  dieses  Verhältnisses 
noch  in  ein  helleres  Licht  setzen,  und  die  Einbeziehung  der  jetzt  in  den  Keserre- 
fond  hinterlegten  Devisen  in  den  Metallschatz  wird  nur  ein  Moment  bei  der  Ent- 

')  Gesetz  vom  2.  August  1892,  betreffend  den  Zn-:"^'  "•  Ar'  ^7  .l.r  >;titni..„  .'..p 
Oesterreiehisch-ungarischen  Bank,  R.-G.-B.  Nr.  120. 
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scUeiduiig  dor  Frage  liildeii,  wie  das  steuerfreie  Contingeiit  der  Bank  in  dieser 
Uebergangsepoche  in  einer  für  den  Staat,  die  Bank  und  die  C'irculation  angemessenen 
AVeise  geregelt  werden  solle.  Wir  haben  uns  aber  hier,  wo  dieses  weitere  Problem 
nicht  zur  Discussion  steht,  mit  dieser,  im  übrigen  sehr  wichtigen  Angelegenheit 
nicht  näher  zu  befassen. 

III. 

Weit  mehr  W'iderspruch  als  der  erste  Punkt  dürfte  die  Entscheidung  über 
die  Verwendung  des  Coursgewinnes  am  Goldschatze  hervorrufen. 

In  den  Aeusserungen  der  Bankleitung,  insbesondere  auch  in  dem  erwähnten 
Uebereinkommen  von  1892  zwischen  den  Kejtierungcn  und  der  Bank,  wird  grosses 
Gewicht  darauf  gelegt,  dass  die  Bank  sich  das  „ausschliessliche  und  unein- 
geschränkte Eigenthumsrecht  an  ihrem  derzeitigen,  künftig  wie  immer  bewerteten 
Gold-  und  Devisenbesitz"  ausdrücklich  vorbehalten  hat.  und  die  Kegierungen  haben 
von  diesem  Vorbehalt  Act  genommen. 

In  der  That  liegt  kein  Anhaltspunkt  vor,  um  daran  zu  zweifeln,  dass  der 
Gold-  und  Devisenbesitz  Eigenthum  der  Bank  ist.  Auch  der  Umstand,  dass 
dieser  Besitz  an  Wert  zugenommen  hat,  ändert  selbstverständlich  hieran  nicht 
das  Geringste.  Die  Anschaffung  des  Goldes  erfolgte  durch  die  Bank  aus  eigenem 
Antriebe  zu  einem  Zeitpunkte,  da  in  Oesterreich-Ungarn  kein  gesetzliches  Ver- 
hältnis zwischen  Gold  und  Silber  bestand,  Gold  keine  Zahlungskraft  hatte,  die 
Bank  also  das  Gold  zur  Einlösung  ihrer  Noten  nicht  hätte  verwenden  können. 
Damals,  ja  selbst  zu  einem  viel  späteren  Zeitpunkte  war  der  Fall  durchaus  nicht 
ausgeschlossen,  dass  Gold  unter  100  Proc.  oder  doch  unter  den  Silbercours  fallen 
könne,  und  —  so  ungläubig  dies  in  einer  Zeit  aufgenommen  werden  mag,  in  der 
man  nur  von  der  „kurzen  Golddecke"  und  der  Unanbringlichkeit  des  Silbers  hört, 
—  la  baisse  probable  de  Tor.  über  welche  Michel  Chevalier  sein'  Buch 
schrieb,  war  eine  offene  Möglichkeit.  Die  Erwerbung  des  Goldes  war  mit  dem 
Risico  eines  Verlustes  für  die  Bank  verbunden,  den  sie  allein  und  ohne  einen 
rechtlichen  oder  moralischen  Ersatzanspruch  an  den  Staat  aus  Eigenem  hätte  tragen 
müssen.  Der  Ankauf  des  Goldes  durch  die  Bank  erfolgte  mit  eigenen  Mitteln 
und  auf  eigene  Gefahr.  Der  Vorbehalt  des  Eigenthumsrechtes  der  Bank  ist  also 
ein  wohlbegründeter,  ja  es  scheint  fast,  dass  es  einer  so  lauten  Betonung  dieses 
Eechtes  gar  nicht  bedurft  hätte.  AVenii  eine  solche  dennoch  erfolgt  ist,  so  läast 
dies  auf  die  Plmpfindung  schliessen,  dass  trotz  des  unbestreitbaren  formellen 
Eigenthumsrechtes  am  Goldschatze  der  Genuss  der  13^2  Millionen  den  Actionären 
nicht  unbedingt  gesichert  ist.  Und  in  der  That  dürfte  die  nachfolgende  sach- 
gemässe  Untersuchung  ein  Resultat  zutagefördern,  welches  dieser  Empfindung 
volle  Berechtigung  verleiht. 

Nach  Art.  102  der  Statuten  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  vom 
27.  Juni  1878,  resp.  21.  Mai  1887  fällt  nämlich  die  Hälfte  des  Gewinnes, 
welchen  die  Bank  nach  Bestreitung  aller  Auslagen,  einer  Dividende  von  7  Proc.  und 
der  vorgeschriebenen  Dotierung  des  Eeservefondes  und  des  Pensionsfondes  erzielt  hat, 
den  beiden  Staatsverwaltungen  (in  dem  Verhältnisse  von  70  Proc.  für  Oesterreich  und 
30  Proc.  für  Ungarn)  zu.  Dieser  Gewinnantheil  ist  nach  Art.  11.  des  mit  der  Oester- 
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Tcichisch-nngarischen  Bank  am  28.  Juni  1878  und  29.  Juli  1887  geBchlossenen 
[■(■bwnniikoiniiu^n.s ')  zur  tlnulweisen  TiI(,'Uiig  der  80-MillionfnHchuld  zu  verwenden. 
Aus  rtiesor  Jicstirnmung  geht  nun  liorvor,  dass,  wenn  der  Coursgewinn  an  dem 
Goldschätze  als  ein  Gewinn  im  Sinne  des  Art.  102  anzusehen  ist  und  in  das 
.Talncserträgiiis  der  Dank  einbezogen  wird,  und  soweit  hiedurch  das  Jahreserträgnis 
nach  Üerücksichtigung  der  Dotationen  über  die  vorgeschriebene  7  proc.  Dividende 
steigt  —  den  Staatswerwaltungon  ein  50  proc.  Antheil  an  diesem  Gewinne 
gebürt.  Wir  liätten  daher  zu  prüfen,  ob  die  Voraussetzungen  hiezu  gegeben  sind. 

Wir  kiinnen  schon  hier  voransscliicken,  dass,  wenn  wir  bei  der  Prüfung 
diT  Sachlage  zu  einem  für  die  Staatsverwaltungcüi  günstigen  Resultate  gelangen 
werden,  die  Bank  durch  den  Vorbehalt  ihres  PJigenthumsrechtes  an  ihrem  Gold- 
und  Devisenbesitze  vor  den  Consequcnzen  dieser  Bochtslage  nicht  gesichert 
orscheint.  ^)  Der  Staat  kann  nämlich  keineswegs  einen  Theil  dieses  Schatzes 
für  sich  reclaniiercn,  so  wenig  er  etwa  aus  seinem  Rechte  auf  Gewinnbetheiligung 
den  Anspruch  ableiten  könnte,  irgend  ein  anderes  Activnm  der  Bank  zu  erhalten. 
Das  Eigenthumsrecht  der  Bank  an  ihren  Hiiusern  in  Wien  oder  Budapest  z.  B. 
ist  ein  so  nnbezweifeltes,  dass  es  zu  seiner  Feststellung  keinerlei  feierlicher 
€onstatierung  bedarf.  Wenn  aber  die  Bank  aus  dem  Verkaufe  ihrer  Reali- 
täten Gewinn  ziehen  würde,  so  müssto  dieser  Gewinn  in  das  Jahreserträgnis 
einbezogen  werden,  und,  soweit  derselbe  in  das  Participationsgebiet  des  Staates 
fallen  würde,  käme  die  Hälfte  dieses  Gewinnes  den  Staatsverwaltungen  zugute. 
Das  Recht  des  Staates  auf  einen  Gewinnaii theil  steht  also  in  keinerlei  Widerspruch 
mit  dem  uneingeschränkten  Eigenthumsrecht  der  Hank  an  ihren  Activen,  welcher 
Art  immer  sie  sein  mi'igen.  Die  Anerkennung  dieses  Kigenthumsrechtes  am  Gold- 
«nd  Devisenbesitze  präjudiciert  also  in  keiner  Weise  der  Entscheidung,  ob  dem 
Staate  ein  Antheil  an  dem  beim  Gold-  und  Devisenbesitze  der  Bank  erzielten 
Coursigewinne  gebürt.  Die  Frage  der  Gewinnparticipation  des  Staates  kann  selbst 
bei  vorbehaltloser.  Anerkennung  des  Eigenthumrechtcs  der  Bank  an  ihrem 
<>old-  und  Devisenbesitze  eine  offene  sein,  und  die  Entscheidung  hängt  lediglich 
davon  ab,  ob  dieser  Coursgewinn  in  die  Erträgnisse  des  Jahres  1892  oder  eines 
aiuleieTi  Jahres  eiiizubeziehen  war  oder  ist.  Wird  diese  Frage  bejaht,  so  ergibt 
sicli  das  Resultat  von  selbst. 

Für  die  Entscheidung  dieser  Angelegenheit  .-ind  nun  die  Grundsätze  maass- 
gebend,  welche  bei  Errichtung  der  Bilanz  der  Oesterreicbisch-Ungarischen  Bank 
2u    beobachten   sind.    Die    rechtliche    Basis  hiefnr   bilden   die   mit  Gesetzeskraft 


':>  Gesetz  vom  27.  Juni  1878.  R.-G.-B.  Nr.  64  und  vom  21.  Mai  1887   B  -6.-B.  Nr.  4». 

')  In  den  Kreisen  der  Banklcitung  scheint  man  allerdings  anderer  .\nsicht  zu  »ein. 
In  der  Schrift  dos  leitenden  Gencralsocrelürs  Emil  v.  Mccenseffy:  «Wert  und  Preis  de». 
Privilogiums  der  Oesterreicliinch-ungarisclien  Hank"  Wien  1894.  ist  (S.  16)  von  dem  Ver- 
mögen der  Bank  und  dem  Gewinne  beim  Gold.sohafz  die  P.ede.  und  da  hoisst  es 
„Diesbezüglich  wurde  das  ausschliessliche  und  unbeschränkte  Kigenthumsrecht  der 
Bank  durch  die  Noten  der  beiden  hohen  Finanzministerien  vom  25,  beiiehunpsweiäe 
24.  April  189i.',  Nr auch  .inerkannt. "  In  diesem  Satito  scheint  das  Eigenthums- 
recht im  dem  Gold-  und  Devisenbesitre  mit  dem  Rechte,  den  Conrstrewinn 
zu  beluilten.  also  von  der  Participation  des  Staates  ausinschliessen .  identillciert  itt 
werden. 
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ausgestatteten  Statuten  der  Oesterreichisch-ung'arischen  Bank,  ferner  das  österrei- 
chische, beziehungsweise  ungarische  Handelsgesetz.  Der  Art.  91  der  Statuten 
sagt  nur:  „Die  für  die  Actiengesellschaften  im  allgemeinen  geltenden  Bestim- 
mungen des  österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen  Handelsgesetzes  finden, 
soweit  sie  mit  den  Statuten  in  Widerspruch  stehen,  auf  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  keine  Anwendung."  Implicite  wird  damit  die  Geltung  des 
Handelsgesetzes  in  allen  anderen  Fällen  anerkannt. 

Sehen  wir  zuerst,  was  die  Statuten  vorschreiben.  Es  kommt  hier  der 
Titel  XI  der  Statuten  (Jahresbilanz  und  Wochenübersichten)  in  Betracht.  Dieser 
enthält  im  Art.  101  die  Normen  für  die  Ermittlung  des  Jahreserträgnisses,  und 
es  sind  nur  zwei  besondere  Fälle  darin  erwähnt,  wovon  der  eine  —  die  Einstellung 
der  Auslagen  für  eine  neue  Form  von  Noten  —  uns  hier  nicht  berührt.  Der 
Punkt  2  dieses  Artikels  setzt  dagegen  fest,  dass  der  cassenmässig  nicht  einge- 
gangene Coursgewinn  an  den  am  31.  Deccmber  noch  im  Besitze  der  Bank 
befindlichen  Effecten  dem  Keservefonde  zuzuschreiben,  also  nicht  in  das  Jahres- 
erträgnis einzubeziehen  ist. 

Da  im  Uebrigen  für  die  Feststellung  des  Jahreserträgnisses  keine  besonderen 
statutarischen  Normen  bestehen,  so  sind  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
ausschlaggebend.  Der  §  31,  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuches  sagt  nun  hierüber: 
,Bei  der  Aufnahme  des  Inventars  und  der  Bilanz  sind  sämmtliche  Vermögens- 
stücke und  Forderungen  nach  dem  Werte  anzusetzen,  welcher  ihnen  zur  Zeit  der 
Aufnahme  beizulegen  ist."  Dieser  Bestimmung  entsprechend,  pflegt  man  Wertobjecte, 
welche  einen  Börsencours  haben,  zu  diesem  Course  zu  bilanzieren.  Dieser  Gebrauch 
beruht  auf  der  irrigen  Voraussetzung,  dass  der  Börsencours,  welcher  unter  der 
Wirkung  von  allerlei  Zufällen,  insbesondere  aber  zumeist  durch  den  Handel 
mit  einem  geringen  Quantum  des  betreffenden  Wertes  zustande  gekommen  ist, 
auch  für  die  Bewertung  aller  Quantitäten  derselben  Gattung  Geltung  habe.  Vor- 
sichtige, solide  Geschäftsleute  werden  daher  von  dieser  Bilanzierungsnu-thode 
abweichen,  sobald  es  sich  um  solche  Quantitäten  handelt,  dass  eine  Realisierung 
derselben  zu  dem  angesetzten  Preise  nicht  möglich  erscheint.  Ebenso  wird  der- 
jenige Besitzer,  welcher  die  zu  bilanzierenden  Werte  nicht  beliebig  realisieren  kann 
oder  gegenwärtig  eine  Realisierung  nicht  in  Aussicht  nimmt,  nur  denjenigen  Wert 
in  die  Bilanz  einstellen,  auf  mindestens  welchen  er  späterhin  mit  einiger  Bestimmt- 
heit rechnen  Kann.  Diesen  Grundsätzen  des  soliden  Kaufmannes  entsprechend, 
hat  die  Oesterrcichisch-ungarischo  Bank,  beziehungsweise  ihre  Vorgängerin,  die 
Oesterreichische  Nationalbank,  ihren  Goldschatz,  dessen  Wert  schwankend  war  und 
den  zu  realisieren  sie  nicht  in  Aussicht  nehmen  konnte,  bilanzmässig  nur  zu  dem- 
jenigen Preise  bewertet,  welchen  sie  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zu  jedem 
späteren  Zeitpunkte  dafür  erhalten  würde,  und  das  war  der  nominelle  Paricours. 
Mit  der  Erlassnng  der  Valutagesetze  von  1892  trat  dann  eine  Veränderung  in 
der  Situation  ein.  Da  durch  diese  Gesetze  dem  Gold  in  Oesterreich-Ungarn 
Zalilungskraft  zu  einem,  das  frühere  Pari  übersteigenden  Preise  verliehen  wurde, 
so  war  für  die  Oesterreicbisch-ungarische  Bank  nicht  nui;  die  Wahrscheinlichkeit, 
sondern  die  Sicherheit  gegeben,  dass  sie,  wann  immer,  die  bisher  mit  IOIV4  Proc. 
bilanzierten  Goldmünzen  und  die  entsprechend  bewerteten  Devisen  zu  einem  Preise 
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von  119  Proc.  für  100  Gulden  Guld  realisieren  könne.  Aus  diesem  Umstände 
ontstand  für  die  Bank  im  Sinne  des  Handelsircsetzes  die  Ver]>flichtung,  den  Bilanz- 
wert ihres  Goldvorratiies  dementsprechend  zu  erhöhen ;  und  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  hat  diese  Verpflichtung  schon  am  Tage  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Valutagesetze,  am  11.  August  1892  erfüllt.  Nachdem  dies  geschehen  war, 
hiltte  der  Gewinn-  und  Verlnstconto  der  Bank  Ende  1892  ein  nm  diesen  Coors- 
gewinn  erhöhtes  Jahresertriignis  ausweisen  müssen.  Hier  nun  beginnt  die  .Xction 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  welche  nach  unserer  Auffassung  mit  den 
statutarischen  Bestimmungen  im  Widerspruch  steht. 

Die  Bank  hat  niimlirh,  wie  es  im  Bericht  des  Generalrathes  an  die  ausser- 
ordentliche Sitzung  der  Generalversammlung  vom  23.  Mai  1892  heisst,  ihr  Vor- 
gehen anf  die  Thutsache  gestützt,  dass  es  sich  hier  um  einen  cassenmässig  nicht 
eingegangenen  Conrsgewinn  handelt,  und  hat  laut  Berichtes  an  die  Generalver- 
sammlung vom  3.  Februar  1893  den  durch  die  Umrechnung  des  Goldschatzes 
sich  ergebenden  Conrsgewinn  von  fl.  13,525.166"55  „im  Sinne  der  Artikel  101 
lind  103  der  Statuten"  ihrem  Reservefond  zugeschrieben.  Dadurch  erscheint 
dieser  Conrsgewinn  aus  dem  Jahreserträgnisse  ausgeschieden  und  es  hat  daher 
die  im  Gesetze  vorgeschriebene  Betheiligung  des  Staates  an  demselben  nicht  statt- 
gefunden. Da  im  Jahre  1892  die  Dividende  der  Bank  7  Proc.  überstieg,  so  wäre 
—  mit  Ausnahme  einer  Quote  für  den  Pensionsfond  der  Bank  —  die  Hälfte  des 
ganzen  Coiirsgewinnes  den  Staatsverwaltungen  zugefallen,  falls  dieser  in  das 
Jalireserträgnis  einbezogen  worden  wäre. 

Wir  fragen  uns  nun,  was  die  Bank  berechtigt  hat,  diesen  Weg  einzu- 
schlagen. Die  von  der  Bank  zur  Begründung  ihres  Standpunktes  herange- 
zogenen Artikel  der  Statuten  lauten  : 

Art..  101.    Für    die   Aufstellung   der   Jahresbilanz    gelten   folgende 

Bestimmungen  : 

1.  Die  Bilanz  ist  mit  Sl.  December  jedes  Jahres  abzuschliessen. 

2.  Die  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  Effecten  sind  zum  Tages- 
course  des  31.  December  in  die  Bilanz  einzustellen;  der  cassenmä-ssig  nicht 
eingegangene  Coursgewinn  an  den  noch  im  Besitz  der  Bank  befindlichen 
Effecten  ist  dem  Resorvefondo  zuzuschreiben. 

3.  Von  den  Kosten  der  Verwaltung  dürfen  nur  die  Auslagen  für 
eine  neue  Form  von  Banknoten  auf  mehrere  Jahre  vertheilt  werden. 

Art.  103.  Der  R<'servefond  ist  noch  vor  Ergänzung  der  fünf- 
procentigen  ordentlichen  Dividende  (Artikel  102)  zur  Deckung  von  Verlusten 
oder  Abschreibungen  was  immer  für  einer  Art  bestimmt. 

Hat  der  Reservefond  die  Höhe  von  zwanzig  Procent  des  einsezahlton 
Actiencapitales  erreicht,  so  sind  ihm  aus  dem  reinen  Jahreserträgnissc  keine 
Zuflüsse  zuzuweisen,  solange  er  anf  dieser  Höhe  verbleibt. 

In  diesem  Falle  kann  der  Generalrath  die  nach  Artikel  102  dem 
Pensionsfonde  zuzuweisende  Quote  des  nach  Abzug  von  fünf  vom  Hundert 
des  eingezahlten  Actiencapitals  erübrigenden  reinen  Jahresertrftgnisses  dem 
Erfordernisse  angemessen,  aber  nicht  über  den  doppelten  Betrag  der  sich 
nach  Artikel   102  ergebenden  Quote,  erhöhen. 
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Der   Generalrath    entscheidet,    auf  welche    Art    der   Reservefond    und 

der  Pensionsfond  fruchtbringend  zu  verwenden  sind.  _ 

Doch  darf  die  Anlage   des  Keservefondes   nicht  in  Actien    der  Bank 

geschehen." 

Aus  dem  Texte  des  Art.  103  kann  nun  auf  das  Recht,  den  Coursgewinn 
dem  Reservefonde  zuzuweisen,  kein  Schluss  gezogen  werden ;  wir  haben  uns  daher 
nur  an  den  Art.  101  zu  halten,  und  es  kommt  auch  hier,  wie  schon  erwähnt,  nur 
der  Punkt  2  in  Betracht.  Wie  man  aber  sofort  sieht,  ist  in  demselben  nur  von 
dem  bei  Effecten  erzielten  Coursgewinne  die  Rede. 

Der  Begriff  „Effecten"  ist  allerdings  kein  feststehender.  Die  in  diesem 
Fall  wohl  maassgebendste  Autorität,  der  gegenwärtige  Präsident  der  Deutschen 
Keichsbank  Koch  hat  sich  dahin  ausgesprochen, ')  dass  in  der  Sprache  des 
Handels  unter  „Effecten"  die  marktgängigen  Wertpapiere,  Wechsel  aus- 
genommen, verstanden  werden.  Gold  und  Goldwechsel  wären  also  nach  dieser 
Ansicht  nicht  als  Etfecten  zu  betrachten.  Aber  ausser  dieser  aus  dem  Sprach- 
gebrauch geschöpften  wissenschaftlichen  Erklärung  des  Wortes  „Effecten"  bieten 
uns  auch  die  Statuten  der  Bank  selbst  den  klaren  Beweis,  dass  Gold  und  Gold- 
wechsel im  Sinne  der  Statuten  nicht  als  Etfecten  zu  betrachten  sind.  Im  Art.  65, 
der  vom  Darlehensgeschäft  handelt,  werden  die  zur  Verpfändung  geeigneten  Objecte 
eingetheilt  in  1.  Gold  und  Silber,  2.  Wertpapiere,  3.  Wechsel,  und  im  letzten 
Absatz  dieses  Art.  werden,  nach  dem  Inhalte  zu  urtheilen,  correspondierend  für  diese 
drei  Kategorien  die  Bezeichnungen  Edelmetalle,  Effecten  und  Wechsel  gebraucht, 
so  dass  also  hier  unter  Effecten  nur  Wertpapiere  verstanden  sind.  Im  Art.  81 
(Commissionsgeschäft)  heisst  es,  dass  die  Bank  für  fremde  Rechnung  Effecten 
aller  Art,  sowie  Edelmetalle  kaufen  und  verkaufen  kann;  Edelmetalle  sind 
also  neben  den  Effecten  als  besondere  Kategorie  bezeichnet.  Und  endlich  unzweifel- 
liaft  ist  die  Scheidung  im  Art.  104  durchgeführt,  welcher  von  dem  zu  veröffent- 
lichenden Stande  der  Activa  und  Passiva  der  Bank  handelt.  Dieser  habe  auf 
der  Activseite  zu  enthalten:   „(la)  den  Bestand  an  Metall  und  in  Metall  zahlbaren 

Wechseln cc)  die  Effecten, "    In  diesem  Artikel,  der  die  Ein- 

theilung  der  Activa  regelt,  ist  der  Gegensatz  zwischen  den  Effecten  einerseits 
und  dem  Metall  schätze  und  den  Metall  wechseln  andererseits,  authentisch 
und  dentlioh  constatiert. 

Aber  auch  die  Rechnnngsrevisoren  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
haben  sich  dieser  Gegenüberstellung  angeschlossen,  indem  sie  in  ihrem  allj^ihr- 
lichen  Berichte,  insbesondere  aber  auch  in  dem  Berichte  über  das  Jahr  1892, 
den  Unterschied  zwischen  den  Goldmünzen,  den  Goldwechseln  und  den 
Effecten  festhalten.  Der  betreffende  Passus  lautet:  „Es  wurde  schliesslich 
constatiert,  dass  die  Goldmünzen  der  Kronen  Währung  20  Kronen  = 
10  Gulden,  dann  Gold  in  Barren  und  Handelsmünzen,  das  Kilo  fein  zu 
fl.  1638  und  die  Goldwechsel  zum  Münztarife,  abzüglich  Spesen  und  eventuelles 
Manco  gerechnet  wurden,  sowie  dass  sämmtliche  im  Besitze  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  befindliche  Effecten  zu  den  börsenmässigen  Coursen  vom 
31.  December  1892  in  der  Bilanz  eingestellt  sind."  -  Hieraus  geht   unzweideutig 


')  Holtzendorffs  Rechtslexikon  (III.  Aufl.,  I.,  S.  385). 
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hervor,    dass   nntor    silmmt liehen    Effecten    das   Gold   und   die   Goldwechsel 

-nicht  inbegriffen  sind. 

p  Es  kann  auch  selbst  bei    der   weitestgehenden  Anslegnng  Niemand   daran 

denken,  das  vorhandene  Gold  als  Effecten  zu  bezeichnen,  und  es  ist  daher  die 
Anwendung  der  statutarischen  Bestimmung,  über  die  Verwendung  des  Cours- 
irewirines  an  Effecten  auf  den  Goldschatz  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen. 
Nicht  so  unbedingt  mag  dies  von  den  Goldwechseln  zugegeben  werden,  und  es 
wäre  immerhin  denkbar,  dass  eine  der  Bank  sehr  wohlwollende  Auslegung  die 
Eiuboziehung  der  Wechsel  unter  die  Effecten  für  zuliissig  erklären  wHrde,  trotz 
der  in  den  Statuten  vorkommenden  Unterscheidungen  und  trotz  der  wissenschaftlich 
festg-estellten  abweichenden  Definition  des  Begriffes  Effecten.  Und  in  der  That  wird 
auch  in  den  mehrerwahnten  Vereinbarnnf,'en  vom  April  1892  die  Einreihung  von  De- 
visen unter  die  „Effecten"  des  Reservofond(^s  nonniert.  Allein  dieses  Zugeständnis 
hätte,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  für  die  Bank  keine  praktische  Bedeutung. 
Der  Art.  101  normiert  iiiimlich  nicht,  dass  alle  Conrsgewinne  an  Effecten  in 
den  Reservefond  hinterlegt  werden  solbm,  sondern  er  beschränkt  diese  Hinter- 
legung auf  den  „cassenmässig  nicht  eingegangenen  Coursgewinn  an 
den  am  31.  December  noch  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  Effecten." 
Die  Werterhöhung  ist  nun  am  11.  August  1892  eingetreten.  Die  statutonmässigo 
Errichtung  der  Bilanz  erfolgte  am  31.  December  1892.  Es  ist  nun  wohl  mit 
Bestimmtlieit  anzunehmen,  dass  in  der  Zwischenzeit  von  mehr  als  4'/»  Monaten 
sämnitlicho  Goldwechsel  fällig  geworden  sind,  sich  daher  am  31.  December  1892 
nicht  mehr  im  Besitze  der  Bank  befunden  haben,  und  dass  daher  auch  der 
Coursgewinn  cassenmässig  eingegangen  ist.  Wenn  auch  die  Statuten  der  Bank 
eine  bestimmte  Maximal-Laufzeit  für  Devisen  nicht  vorschreiben,  so  unterliegt  es  doch 
keinem  Zweifel,  dass  die  Bank  jederzeit  daran  festgehalten  hat,  dass  die  Devisen, 
welche  als  Ersatz  für  einen  Theil  ihres  Metallschatzes  dienen,  in  der  Regel  eine 
längere  Laufzeit,  als  drei  Monate  nicht  haben  dürfen.  Selbst  wenn  also  die 
Metallwechsel  als  Effecten  zu  betrachten  wären,  so  würde  der  Coursgewinn  bei 
denselben  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  Art.  101,  Punkt  2  fallen,  wenn  die 
betreffenden  Devisen  Ende  December  1892  bereits  eincassiert  und  dabei  der  Coursge- 
winn cassenmässig  eingegangen  war.  Dass  für  den  bei  Zahlung  dieser  Devisen  von  der 
Hank  empfangenen  Betrag  andere  Devisen  in  ungefähr  gleichem  Gesammtbetrage  ange- 
schafft wurden,  wird  wohl  von  ernster  Seite  kaum  als  Gegenargument  angeführt  werden. 
Geht  aus  dem  Gesagten  nun  unbestreitbar  hervor,  dass  es  sich  bei  dem 
Gewinne  an  dem  Golde  und  den  Goldwechseln  der  Bank  nicht  nm  einen  ^ca-^sen- 
mässig  nicht  eingegangenen  Coursgewinn  an  den  noch  im  Be^itze  der  Bank 
befindlichen  Effecten"  handelt,  so  ist^auch  die  für  einen  solchen  Conrsgewinn 
vorgesehene  Zuschreibung  zum  Reservefond  durch  die  Statuten  nicht  gerechtfertigt. 
Es  könnte  nun  so  argumentiert  werden,  dass  allerdings  diese  Bestimmung 
nur  ihrem  Wortlaute  nach,  nicht  auf  den  Coursgowinn  am  Gold-  nnd  Devisen- 
besitz passt,  dass  aber  bei  dem  Mangel  einer  besonderen  Norm  für  diesen  Fall 
die  Bestimmung  des  Artikel  101,  Punkt  2  per  analogiam  auf  den  Coursgewinn  am 
Gold-  und  Devisenschatz  anzuwenden  war.  Um  die  Richtigkeit  einer  solchen  .Vnnahme 
zu  prüfen,  müssen  wir   aber   den  Geist  dieser  Bestimmung  zu  erkennen  trachten. 
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Die  statutarische  Festsetzung,  wonach  bestimmte  Coursgewinne  in  den 
Eoservefond  zu  hinterlegen,  also  nicht  in  das  Jahreserträgnis  einzubeziehen  sind, 
ist  nun  in  der  That  nichts  Anderes  als  eine  Ergänzung  der  im  selben 
Punkt  vorangestellten  Norm,  wonach  die  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  Effecten 
zum  Tagescurse  des  31.  December  in  die  Bilanz  einzustellen  sind.  Erst  aus 
diesem  Zusammenhange  mit  der  Verpflichtung,  die  Effecten  zum  Tagescourse  des 
31.  December  zu  bilanzieren,  ergibt  sich  der  wahre  Sinn  der  statutarischen  Vor- 
schrift über  nicht  realisierte  Coursgewinne.  Der  Tagescours  von  Effecten  unter- 
liegt zumeist  Schwankungen,  und  es  könnte  daher  vorkommen,  dass  die  Bank  in 
irgend  einem  Jahre  aus  dem  Steigen  der  Course  ihres  Effectenbesitzes  einen  nicht 
realisierten  bilanzmässigen  Gewinn  erzielt  hätte,  der  durch  das  Fallen  der  Course 
im  darauffolgenden  Jahre  wieder  aufgewogen  würde.  Würde  nun  der  Gewinn 
nicht  dem  Reservefond  zugewiesen,  sondern  unter  die  Actionäre  vertheilt,  so 
müsste  der  später  eintretende  Coursrückgang  derselben  Effecten  entweder  das 
Erträgnis  eines  späteren  Jahres  belasten  oder  zu  einer  Schwächung  der  gesell- 
schaftlichen Fonds  führen.  Darum  haben  die  Statuten  dieses  Schwankungsmoment 
eliminiert,  indem  sie  den  nicht  realisierten  Gewinn  dem  Reservefond  zuweisen, 
dagegen  die  Deckung  eines  etwaigen  Verlustes  ans  dem  Reservefond  (Art.  103) 
bestimmen.  Ein  in  irgend  einem  Jahre  aus  einem  abgewickelten  Effectengeschäfte 
definitiv  erzielter  Gewinn,  der  als  barer  Ueberschuss  verbleibt,  darf  und  muss 
jedoch  in  das  Jahreserträgnis  einbezogen  werden,  einfach  deshalb,  weil  die  Gefahr 
eines  aus  gleicher  Quelle  fliessenden  Verlustes  durch  die  Abwicklung  des  Ge- 
schäftes beseitigt  ist. 

Beim  Gewinn  am  Gold-  und  Goldwechselschatz  treffen  jedoch  die  für  die 
Hinterlegung  des  Gewinnes  in  den  Reservefond  gegebenen  Voraussetzungen  in 
keiner  Weise  zu.  Vorerst  wurde  der  Gold-  und  Goldwechselschatz  niemals  zum 
Tagescourse  vom  31.  December  bilanziert.  Wertschwankungen,  welche  die  Bilanz 
in  einem  Jahre  wesentlich  verbessern,  im  anderen  verschlechtern  könnten,  sind 
also  bei  dieser  Art  der  Bilaiizerrichtung  nicht  entstanden,  die  Stabilität,  deren 
Erhaltung  jene  Bestimmung  des  Artikels  101,  Punkt  2  ihre  Existenz  verdankt, 
ist  durch  die  Bewertung  des  Goldschatzes  zum  alten  Pari  ohnehin  gesichert 
gewesen.  Zum  zweiten  ist  die  Hinterlegung  in  den  Reservefond  zu  dem  Zwecke, 
um  nachher  eintretende  Verluste  gleicher  Art  aus  dem  Reservefond  wieder  zu 
decken,  in  diesem  Falle  ganz  überflüssig,  weil  ein  Verlust  bei  dem  höherbewerteten 
Goldschatze  durch  die  Erlassung  der  Valutagesetze  von  1892  vollkommen  aus- 
geschlossen erscheint,  —  im  Gegensatze  zu  dem  bei  Effecten  bestehenden  Ver- 
hältnisse, wo  auf  jede  Courssteigerung  und  jeden  Gewinn  ein  Coursfall  und 
ein  Coursverlust  folgen  kann. 

Es  besteht  also  zwischen  den  beiden  Fällen,  dem  nichtrealisierten  Cours- 
gewinne bei  Effecten,  die  zum  Course  des  31.  December  bilanziert  werden,  und 
dem  durch  die  gesetzliche  Festtellung  definitiv  erzielten  Coursgewinne  bei  dem 
Gold-  und  Goldwechselbesitz,  der  nur  zu  seinem  gesetzlichen  Pariwert,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Tagescours  eingestellt  ist  —  nicht  die  geringste  Analogie 
und  eine  „sinngemässe"  Anwendung  des  Art.  101,  Punkt  2,  auf  den  Coursgewinn 
beim  Gold-  und  Golddevisenbesitz  erscheint  darum  unzulässig. 
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IV. 

Kesiitiiieren  wir  das  im  Vorstehendf^n  Gesag'te,  so  erß'ibt  HJch:  L»as  Kigen- 
thtiinsrt'cht  der  Hank  an  ilirom  Gold-  und  Devisenbesitz  schliesst  nicht  ans,  das» 
der  Staat  an  dem  Goldconrsgewinn  participiort,  soweit  durch  denselben  das 
7  proc.  Erträgnis  der  Actien  in  dorn  betreffenden  Jahr  überschritten  wird.  Weder 
der  Wortlaut,  noch  der  Geist  der  Statuten  lässt  die  Hinterlegung  des  ira 
Jahre  1892  erzielten  Coursgewinnes  in  den  Reservefond  zu,  dieser  Gewinn  war 
vielmehr  dem  Jahresertriignis  zuzurechnen.  Wir  erwähnen  nur  nebenbei,  dass  ein 
Priicodenzfall  seitens  der  Bank  schon  im  Jahre  1880  geschaffen  wurde,  indem 
der  gleichartige  Coursgewinn  bei  den  Londoner  Devisen  nicht  dem  statutarischen 
Eeservefond  „im  Sinne  der  Art.  101  und  103"  zugewendet,  sondern  einem 
laufenden  Conto  „Reserve  für  Prägekosten  und  Transportspesen"  gutgeschrieben 
wurde,  trotzdem  die  zu  jener  Zeit  geltenden  betreffenden  statutarischen  Bestim- 
mungen fArt.  101,  Punkt  2)  mit  den  heute  in  Kraft  belindlichen  vollkommen 
identisch  waren.  Die  Verwendung  des  Gewinnes  bei  den  Goldstücken  im 
Jahre  1877,  welcher  ebenfalls  den  Rcservefonde  nicht  einverleibt  wurde,  erfolgte 
vor  Geltung  der  gegenwärtigen  Statuten,  kann  somit  bei  Beurtheilung  der  Ange- 
legenheit nicht  herangezogen  werden. 

Es  könnte  nun  angenommen  werden,  dass  allerdings  der  von  uns  festge- 
haltene Standpunkt  begründet  sei,  dass  jedoch  durch  die  Transactionen  von  1892 
ein  Präjudiz  zu  Gunsten  der  Anschauung  der  Bank  geschaffen  wurde.  Dem- 
gegenüber wäre  Folgendes  geltend  zu  machen.  Die  Statuten  der  Oestirreichisch. 
ungarischen  Bank  bilden  nach  §  2  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  betreffend 
die  Errichtung  und  das  Privilegium  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  R.-G.-B> 
Nr.  6G.  einen  integrierenden  Bestandtheil  dieses  Gesetzes.  Die  Finanzminister 
wären  daher  nicht  berechtigt  gewesen,  im  Verordnungswege  Maassrcgeln  zu  sanc- 
tioiiieren.  welche  diesen  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  Statuten  zuwiderlaufen. 
Eine  mit  den  bestehenden  Statuten  im  Widerspruch  stehende  Verwendung  eines 
Theik's  des  Jahreserträgnisses  künnte  daher  auch  nur  nach  Abänderung  dieser  Statuten 
unter  Zustimmung  aller  gesetzgebenden  Factoren  erfolgen.  Eine  solche  Zustimmung 
ist  niemals  gegeben  worden,  ja  es  ist  nicht  einmal  in  irgend  einer  authentischen 
Form  zur  Kenntnis  des  österreichischen  Parlamentes  gelangt,  dass  der  Coursgewinn 
am  Golde  dem  Reservefond  zugewendet  und  der  Participation  der  Staatsverwaltungen 
entzogen  wurde.  Die  Osterreichische  Regierung  hat  dem  Abgeordnetenhause  von 
diesen  Transactionen  gar  keine  Mittheilung  gemacht,  so  dass  die  betreffenden 
Vereinharungen  zwischen  den  Finanzniinistern  und  der  Bank  in  dem  Berichte  des 
Valutaausscliussos  des  Abgeordnetenhauses  vom  6.  Juli  1892  ülivr  die  Valata- 
vorlagen  lediglich  aus  dem  Berichte  über  die  Generalversammlung  vom  28.  Mai 
1892  citiert  erscheinen,  ohne  dass  jedoch  auf  die  Frage  näher  eingegangen  oder 
ein  Beschluss  hervorgerufen  wurde. 

Es  ist  übrigens  nicht  anzunehmen,  dass  seitens  der  Finanzminister  weiter- 
gehende Erklärungen  abgegeben  wurden,  als  in  den  früher  erwähnten  Noten  Tom 
2.").,  respective  24.  April  1892  enthalten  sind.  Diese  Noten  anerkennen  förmlich 
nichts  Anderes,  als  das  Eigenthunisrecht  der  Bank  an  ihrem  Gold-  und  Devisen- 
besitz;   welche  Bedeutung  dieses  Eigenthumsrecht  für   die  Entscheidung   unserer 
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Frage  hat,  dürfte  schon  klar  geworden  sein.  In  Betreff  des  Conrsgewinnes  sagt 
das  Uebereinkommen,  dass  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  dafür  Sorge  zu 
tragen  habe,  dass  er  bis  zur  endgiltigen  Entscheidung  über  die 
Erneuerung  ihres  mit  Ende  1897  ablaufenden  Privilegiums  intact  bleibe. 
Zu  diesem  Behuf«,  also  wohl  zur  Intacterhaltung  bis  zur  Privilegiumserneuerung, 
sollte  die  Bank  diesen  Coursgewinn  dem  Reservefond  zuschreiben.  Allerdings 
kommt  hierbei  der  Hinweis  auf  die  Artikel  101  und  103  vor;  und  hierin  läge 
allerdings  ein  Fingerzeig,  dass  die  damaligen  Finanzminister  die  Ansicht  der  Bank 
getheilt  haben.  Allein  es  wäre  wohl  eine  ganz  eigenthümüche  Auffassung,  ein 
Eecht  deshalb  als  bestehend  zu  erklären,  weil  eine  Erwähnung  desselben  unter 
Bezugnahme  auf  gesetzliche  Bestimmungen  erfolgt  ist,  welche  gerade  das  Gegen- 
theil  von  dem  behaupteten  Rechte  eiithalten  und*  feststellen. 

Der  verschwommene  Text  der  gewechselten  Noten,  welcher  das  Eigenthums- 
recht  am  Metallschatz,  die  Zutheilung  des  Coursgewinnes  und  die  Regelung 
des  steuerfreien  Notencontingents  in  einem  Satze  gemeinsam  zu  behandeln  sich 
bemüht,  muss  nach  seinem  Tenor  beurtheilt  werden,  welcher  offenbar  einer  defini- 
tiven Lösung  aus  dem  Wege  gieng. ')  Andere  Anhaltspunkte  für  die  Vertheidigung 
ihres  Standpunktes  aber,  als  die  beiden  finanzministeriellen  Noten,  dürften  der 
Bankverwaltung  wohl  nicht  zu  Gebote  stehen. 

Es  zeigt  sich  bei  diesem  Falle  aber  zugleich  ein  Mangel  unseres  Bank- 
statuts, der  dringend  nach  Correctur  verlangt,  wir  meinen  nämlich  das  Fehlen 
jeder  Controle  der  Bankrechnungen  durch  die  Staatsverwaltungen.  Es  ist  doch  nur 
billig,  dass  der  Staat,  welchem  ein  so  eminentes  finanzielles  Interesse  an  der 
Zettelbank  eingeräumt  wurde,  auch  in  die  Lage  versetzt  wird,  die  Rechnungen 
zu  prüfen,  aus  denen  sich  das  Resultat  seines  Participationrechtes  am  Gewinne 
ergibt.  Hätte  ein  solches  Controlrecht  bestanden,  so  wäre  die  Angelegenheit,  die 
uns  beschäftigt,  längst  zur  Discussion  gestellt  und  ausgetragen  worden. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Erneuerung  des  Privilegiums  ist  es  nun 
Sache  der  Staatsverwaltungen,  auf  Zuweisung  ihres  Antheils  am  Coursgewinu 
bedacht  zu  sein.  Die  Entscheidung  über  die  Erneuerung  des  Privilegiums  bedeutet 
aber  nur  den  Zeitpunkt,  zu  welchem  diese  Regelung  der  Antheilfrage  statt- 
finden soll,  die  Gewährung  des  Antheils  selbst  ist  nicht  als  Preis  für  die  Erneuerung 
des  Privilegiums  und  die  Erlangung  des  Antheils  nur  als  die  Ausübung  eines 
erworbenen  Rechtes  der  Staatsverwaltungen  zu  betrachten. 

Der  finanzielle  Eff'ect  dieser  Antheilsgewährung  soll  in  den  folgenden  Ziffern 
dargestellt  werden. 

Das  reine  Jahreserträgnis  der  Bank  im  Jahre  1892  betrug,  laut  des  Rechen- 
schaftsberichtes an  die  Generalversammlung  v.  3.  Februar  1893  fl.  6,517.266'13'  ^ 
Hievon  wurden  zuerst   den  Actionären  5  Proc.    des  Capitals     fl.  4,5UU.000"-- 

dann  dem  Pensionsfond  4  Proc.  des  Restes „         80.690'G4'/2 

den  Actionären  weitere  2  Proc.  ihres  Capitals       .     .     .     .     „  1,800. 000'  — 
zugewiesen  und  der  Rest  von „       136,575'49 

')  Die  Bank  scheint  aber  den  ganzen  Coursgewinu  definitiv  für  sich  zu  beanspruchen 
Generalsecretär  v.  Mecenseffy  berechnet  das  Bankvermögen  nach  Verlängerung  des 
Privilegiums  consequent  unter  Annahme  eines  Eeservefondes  von  32'4  Millionen  Gulden,  in 
welchem  Betrage  die  ofterwähnten  1 3 '/j  Millionen  zur  Gänze  inbegriifen  8ind(a.  a.  0.S.15,  19). 


Drr  C<.ni>,t,r.'\vinii  *l"r  O-'st.-ir  ■icliiach-ungarisoli...  ;...„, 
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wurde  zwischen  der  Bank  und  den  Staatsverwaltungen  hälftig  getheilt;  der  auf 
letztere  entfallende  Betrag  von  fl.  68.287-74V^  wurde  von  der  80-Millionensfhuld 
aligeschrieben. 

Würde  nun  der  C'oursgewinn  am  Gold-  und  Devisenbesitz  in  das  Jahres- 
ertriignis  einbezogen  worden  sein,  so  hätte  sich  dasselbe  um  fl.  13.525.166-55 

erhöht  und  würde  daher 20,042.432-'>' 

betragen  haben,  hieven  hatten  zuerst  "die  Actionäre  5  Proc. 

des  Actiencapitales ^     4,500.000-  — 

erhalten.    Vom  Reste H.  15,542.432-68*/^ 

wären  dem  I'ensionsfond  4  Proc.  d.  i 621.697-31 

und  den  Actionären  weitere  2  Proc.  des  Actiencapitales    .     „     1,800.000- 

zugeflossen.    Der  Rest  von H.  13,1 20.735-37 '/g 

wäre  zwischen  der  Bank  und  den  Staatsverwaltungen  hälftig  zu  theilen  gewesen, 
so  dass  auf  die  beiden  Staatsverwaltungen  H.  6,560.367-68'/»  entfallen  wären, 
welche  von  der  80-Millionenschuld  ab-/.uschreiben  waren.  Da  im  Jahre  1892  aber 
thatsächlich  nur  fl.  68.287-747;^  dem  Staate  -zufielen,  so  bedeutet  dies  einen 
Kntgang  für  die  Staatsverwaltungen  von  fl.  6,492.07994. 

Das  weitaus  bedeutendere  Interesse  an  dieser  Abschreibung  hat  die  cis- 
leithanische  Staatsverwaltung.  Allerdings  soll  der  Gewinnantheil  zwischen  Oester- 
reich  und  Ungarn  im  Verhältnis  von  70  :  30  Proc.  getheilt  werden.  p]s  würden 
also  von  den  fl.  6,492.079-94  fl.  4,544.455-96  auf  Oesterreich  und  fl.  1,947.623-98 
auf  Ungarn  entfallen.  Allein  diese  Ziffern  geben  nicht  das  richtige  Bild  von  dem 
wirklichen  materiellen  Effecte,  welchen  die  Abschreibung  dieses  Betrages  von  der 
80  Millionenschuld  haben  würde.  Da  nämlich  diese  Schuld  zufolge  des  Gesetzes 
über  dieselbe  vom  27.  Juni  1878  eine  ausschliessliche  Schuld  der  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ist  und  Ungarn  sich  nur  verpflichtet 
hat,  nach  Ablauf  des  Privilegiums  30  l'roc.  des  ungetilgten  Restes  der 
80-Millionenschuld  in  50  unverzinslichen  Jahresraten  zu  bezahlen,  so 
ergibt  sich,  dass,  wenn  jener  Antheil  am  Qoldcoursgewinn  von  fl.  6,492.079-94 
von  der  80  Millionenschuld  nicht  abgeschrieben  wird,  Oesterreich  bei  Ablauf  des 
Privilegiums  um  diesen  vollen  Betrag  mehr  an  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  zu  zahlen  hat,  wogegen  es  allerdings  infolge  dieser  erhöhten  Zahlung  den 
Anspruch  erlangt,  dass  ihm  Ungarn  die  auf  dieses  Land  entfallende  SOproc. 
Quote  in  der  Höhe  von  fl.  1,947.623-98  in  50  unverzinslichen  Jahresraten  von 
II.  38.952-48  abzahle.  Eine  50jährige  unverzinsliche  Revenue  von  jährlichen 
11.  38.952-48  hat  aber  zu  Beginn  der  Ratenzahlungen,  also  zum  Zeitpunkte  der 
baren  Zahlung  des  Restes  der  80Millionenschuld  durch  Oesterreich  —  unter 
Zugrundelegung  eines  4proc.  Zinsfusses  —  einen  baren  Wert  von  fl.  836.784-37.'} 
Dieser  Betrag  zeigt  uns  das  wirkliche  flnanziolle  Interesse  Ungarns  an  dieser 
Angelegenheit  an.  Der  übrige  Theil  der  fl.  6.492-079-94,  also  ein  Betrag  von 
fl.  5,655.295-57,  bezeichnet  das  finanzielle  Interesse  Oesterreirhs.  d.  h.  <h-r 
im  Reichsratho  vertretenen  Königreiche  und  Länder. 

■)  Simon  Spitzer,  Tabellen  für  die  Zinseszinsen- und  Renten-Rechnung,  3.  AalL, 
S.  268. 
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Besonders  seit  der  Beendigung  des  japanisch-chinesischen  Krieges  sind  alle 
Blicke  auf  Ost- Asien  gerichtet;  alle  grösseren  Handelsraächte  beschäftigen  sich 
mit  den  dortigen  Absatzgebieten  und  bereiten  sich  vor,  das  wirtschaftliche 
Wiedererwachen  dieser  bedeutenden  Productions-  und  Consumtions-Länder  zu 
Gunsten  ihrer  einheimischen  Industrien,  zu  Gunsten  ihres  eigenen  Handels  aus- 
zubeuten. (Siehe  diesbezüglich  die  russischer-  und  französischerseits  ausgerüsteten 
Expeditionen  zur  Erforschung  der  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Ver- 
hältnisse Chinas.) 

Betrachten  wir  diese  Länder  vom  handelspolitischen  Standpunkte  und 
sehen  wir,  ob  wir  Hoffnung  hegen  können,  unsere  Handelsbeziehungen  zu 
denselben  zu  entwickeln. 

I.  Japan. 

Folgende  statistische  Daten  (den  officiellen  japanischen  Statistiken  ent- 
nommen) geben  ein  ziemlich  deutliches  Bild  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieses 
Landes : 

Flächen-Inhalt:  hm"^  382.323.  Küsten-Ausdehnung:  km  35.484 

Bevölkerung  (1893):  41,388.313. 

Auswärtiger  Handel  (in  Yen  z=.  fl.  2. —  Gold). 

Ausfuhr 

1880 29.373.000 

1885 37,146.000 

1889 70,180.000 

1890 56,687.000 

1891 79,596.000 

1892 91,179.000 

1893  .  .' 90,420.000 


E 

in 

fii 

hr 

1880 41,102.000 

1885  .  . 

.  32,710.000 

1889  .  . 

.  66,236.000 

1890  .  . 

.  81,237.000 

1891  .  . 

.  63,851.000 

1892  .  . 

.  75,952.000 

1893  .  . 

.  89,355.000 
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1893  Einfuhr 
BsK'ngland  .  .  .  .  Y.  27,930.000  SIV^ 
China „  17,09(3.000  20''/„ 


Engl. -Indien 
Hongkong  .  . 
Deutschland  . 
Nord-Amerika 
Frankreich     . 


8,679.000  W/, 
8,208.000  97„ 
7,-518.000  8V„ 
6,090.000  77„ 
3,305.000    4"/o 


1898  Ausfuhr 
nach  Nord-Amerika  .  Y.  27,739.000  30V„ 


Frankreich 
Hongkonk  . 
China  .  .  . 
England  .  . 
Engl. -Indien 
Deutschland 


19,.W2.000  21% 
15,689.000  177o 
7,714.000    9% 
4,996.000    5V,7o 
2.471.000    2V/'o 
1,380.000    1V,% 


322.000      — 


Oesterr.-Ungarn  ,  20.000    —  „    Oesterr.-Üngarn  , 

Aus  die.sen  wenigen,  nüchtenien  ZifTern  ersieht  man  schon  die  mächtige 
Entwickelung  des  japanischen  Ein-  und  Ausfuhrhandels  während  der  letzten  Jahre 
und  den  Aiitheil  der  übrigen  Länder  an  demselben.  Während  der  englische 
Handel  (England,  Engl. -Indien  und  Hongkong)  50  Proc.  der  Ein  u^d  circa  24  Proc. 
der  Ausfuhr  an  sich  gezogen  haben,  entfallen  auf  Oe.sterreich-Ungani*)  nur  0'02'/oo 
der  Ein-  und  036"/„o  der  Ausfuhr. 

Diese  traurige  Erscheinung  ist  leicht  zu  verstehen,  wenn  man  folgende 
maassgebende  Factoren  berücksichtigt: 

A.  unsere  Transportverhältnisse  dahin, 

B.  die  Hanpt-Ein-  und  Ausfuhr-Artikel  Japans, 

C.  unsere  specicllen  handelspolitischen,  local-commerciellen  Verhältnisse, 
unsere  Ausfuhr-Politik  im  allgemeinen: 

A.  Wert  (in  Yen)  der  japanischen  Ein-  und  Ausfuhr  nach 
Schiffs-Flaggen. 

Einfuhr  1893:  Yen  87,376.000')  mittelst  Schiff  ans: 
"      England;  Yen  55,01 1.000  —  63  Proc.  Deutschland:    Yen.  13,559.000  — 

15  Proc.  Frankreich  Yen.  7,248.000  —  8  Proc. 

Ausfuhr  1894:  Yen.  88.123.000^  mittelst  Schiff  nach: 

England:   Yen  45,751.000—  52  Proc.    Frankreich:   Yen   14,322.000  — 

16  Proc.    Deutschland:  Yen   10,482.000—12  Proc. 

Unsere  Schiffsflagge  wird  in  den  japanischen  officiellen  Statistiken  selbst 
nicht  erwähnt. 

Die  Dampfer  des  österreichischen  Lloyds  verkehren  regelmässig  zwischen 
Triest  und  Kobe;   12  Dampfer  jährlich  mit  circa  50*000  Tonnen  Brutto. 

B.  Japanische  Haupt-Einfuhrartikel  (1893). 

Baumwolle  roh,  Baumwollgarne  und  Gewebe,  Getreide,  Kleider,  Haschinen, 
Mehl,  Metalle,    Petroleum,    pharmaceutische   Producte,  Wägen,  Wollstoff.-,   Zucker. 

Japanische  Haupt- Ausfuhrartikel  (1893):  Bambusgeflechte,  Baum- 
wnllstoffe,  Kampfer,  Droguen,  Glas,  Kohlen,  Kupfer,  Porzellan,  Kcis,')  Seidencocons, 
Abfälle  und  Stoffe,  Thee,  Zündhölzchen. 

')  Allerdings  gehen  viele  unserer  Producte  via  Deutschland  nach  Asien,  wegen  der 

liilligeren  Land-  und  Wasserfrachten  und  via  Kngland. 

')  Dies  stimmt  mit  den  früher  angegebenen  Ein-  und  Ausfnhrziffern  nicht  überein 
')  Reis-Ausfuhr  1893:  Yen  5,002.000,  1892:  Yen  4,163.000,  1891:    Yen   6,213.000, 

1890:  Yen  1,324.000,  1889:  Yen  7,434.000. 
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Eobert. 


C.  Unsere  speciellen  commercielleii  Verhiiltnisse  und  unsere 
Ausfuhrpolitik. 

Jahre  hindurch  haben  wir  in  Japan  ein  einziges  k.  und  k.  ConsularAmt 
und  zwar  in  Yokohama  gehabt;  erst  seit  1893  habert  wir  ein  zweites  in  Kobe. 
seitdem  nämlich  unsere  Lloyd-Dampfer  diesen  Hafen  anlaufen. 

Wir  sind  in  Japan  durch  kein  einziges  bedeutendes  Handelshaus  vertreten 
und  haben  auch  selbstverständlich  dort  kein  Bank-Institut,  so  dass  wir  über 
London  nach  Japan   „trassieren"   müssen. 

Wenn  es  u.  A.  unserer  bedeutenden  Bier-Lidustrie  nicht  gelang,  den  einmal 
innegehabten  Bombaj-markt  zu  erhalten,  wenn  dortselbst  die  österreichischen,  früher 
beliebten  Biergattungen  jetzt  fast  unbekannt  geworden  sind  und  durch  deutsche 
Biere  ersetzt  wurden,  ist  es  ganz  begreiflich,  dass  unsere  Biere  und  auch  andere 
Artikel  österreichisch-ungarischer  Provenienz  den  japanischen  Markt  nicht  erobert 
haben  und  jetzt  kaum  erobern  dürften. 

chisch-ungarische   Handelsbewegung   mit   Japan    (In   Yen.^) 


Oesterre 
Einfuh: 
1880    . 
1885     . 

1889  . 

1890  , 

1891  . 

1892  . 

1893  . 

1894  . 


0-037o, 


o-os», 


/oo 


aus  Oesterreich-Ungarn 
.  Yen  8.000 
.  „  5.000 
.  „  20.000 
.  ,  24.000 
.  ,,  28.000 
.  ,,  10.000 
.  „  24.000 
.      „     20.000 

der  gesammten  japanischen  Ein-  und  Ausfuhr. 

Die    österreichisch-ungarische    Ausfuhr 

bestand  aus: 

Mehl M.-C 

Woll-Decken , 

Papier „ 

Schuhe,  Handschuhe      .     .         „ 

Holzwareu , 

Nägel , 

Zink „ 

Summa     ....     M.-C 

St.  4 

Die     österreichisch- ungarische     Einfuhr 

bestand  aus : 

Ingwer,  Zimmt     .     .     .     M.-C 

Eeis „ 

Katechu „ 

Seiden-Abfälle       ...         , 
Holzwaren        ....         - 


Ausfuhr  nach  Oesterreich-Ungarn 


1880  . 

.  Yen 

44.000 

1885  . 

•   » 

26.000 

1889  . 

•  •   n 

339.000  0-5",. on 

1890  . 

n 

307.000 

1891  . 

V 

292.000 

1892  . 

r 

342.000 

1893  . 

.  .   ., 

322.000  0-3V27r,o 

1894  . 

*? 

46.500 

nach    Japan    •1892) 


31 

fl. 

1.000 

11 

» 

3.000 

50 

V 

4.000 

19 

v 

12.000 

8 

V 

2.000 

26 

r> 

2.000 

4128 

fl. 

124.000 

4302 

153.000 

aus    Japan      1892) 


357 

fl.  10.000 

34.209 

.,  380.000 

20»o 

1.903 

,   55.000 

1.549 

„  786.000 

43«  0 

674 

„  loe.t.oo 

57o 

')  Diese  japanischen  Angaben  stimmen  mit  jenen  auf  folgender  Seite  gar  nicht  iiberein. 


Snitiunngebi 


Porcellan,  Thonwaren 

.     M.-C. 

3.57 

ü. 

45.000 

Kurzwaren     .     .     . 

TT 

St. 

18ii 
11 

»T 

117.000 

Borax        .... 

.     .M.-C. 

205 

n 

6.000 

Summa     .     . 

.     M.-C. 

St. 

44.4'10 

109 

~fl7 

1,831.000 

7% 


Oesteireiclü.sch-ungarischer  Handel  nach  Japan 

(laut  OsterreichiscU-ungarlschfn  Stati.stiken  i. 

A  US  f  Uhr  iiacii  J  iip  an  E  i  n  f  u  h  r  a  u  9  J  ap  an 

1891  .  .  M.-C.  2.458  fl.  82.494    1891  .  M.-C.  41.718  fl.  1,819.978 

1892  .  .   „   4.308  „  153.182    1892.   „   44.440  „  1,831.302 

1893  .  .   „   5.610  „  107.471    1893  .   „   30.736  „  2,122.900 

Berücksichtigt  man  übrigens  die  bedeutenden  Fortschritte,  welche  die  japa- 
nische Industrie  im  Verlaufe  der  letzten  Jahre  und  zwar  fast  stetig  gemacht  hat, 
so  muss  man  an  der  Bcdoutung  dieses  Landes  als  Absatzgebiet  für  unsere 
europiüsoheii  gangbar.ston  Fabrikate  für  die  Dauer  überhaupt  zweifeln. 

Einige    Daten    ü  li  er    die   Production   einiger  ja  )>aii  isrli.i  n 
Industrien  (in  Yen). 
Kerainisfhc  Zi'ind- 

Pioduction  liökclien 


Cocons 


1889  .  8,208.000  1,840.000  2,198.000     1887 

1890.2,883.000  2.584.000  2,300.000 

1891  .  3,080.000  2.573.000  3,075.0(10     1892 

1892  .  3,702  000  4,9.50.000  2,881.000 


Spinnereien 


Capital 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


Nr 


28 
30 
36 
39 
40 


YlMl 


8,716.000 

9,104.000 

10,596.000 


Spindeln 
Yen  215.000 
„  278.000 
„  354.000 
„  385.000 
„     382.000 


18^5 
1889 
1 890 
1891 
1 892 


Seidenstoffe 

.  Yen  3.743.000 

.  „    10,203.000 

.  ..   10,501.000 

.  .,   12,544,000 

.  ,.   16,326.000 


Papier 

5,010.000.  davon 

eurrp.  Pap.-Yen  1.920.000 

5,881.000,  davon 

enrop.  Pap.-Yen  2,279.000 

Garne  (kwan  =  kg  3.76,5 
Yen  3,358.000 
„  5,133.000 
,  7,090.000 
„  9,978,000 
„   10,067.000 

Producta  d    Textil- 
industrie Summa 

Yen  1 2.08-1.0110 

„  35,704.000 

,  28,112.000 

„  4u.:^8«.000 

„  41,320.000 


Gürtel 

Yen  711.000 
„  3,828,000 
„  4,929.000 
,  5.953.000 
,  7,021.000 


Baumwolle 

Yen  5,345,000 
„  19,758,000 
„  13,098.000 
„  10.345.000 
„  18,403.000 
endlich  noch  folgende  Ausfuhren  von  industriellen  Prodncten  (in  Yen): 

Papier  Seidengewebe     Kleiderstoffe  ^^^^  q. 

Y.  1.138.000  Y.  201.000  Y.  143.000  Y.  1,529.000 

„  1,489.000  „  225.000  „  168.000  „  1,359,000 

.  1.844.000  „  338,000  ,  173.000  „  1,435.000 

„  2,202.000  „  721.000  ,  247.000  „  1.679.000 

„3,538.000  ,1,502.000  ,438.000  ,1,858.000 


Ziiudliölzclien 

nsO  .  Y.  2,909.000 
„  3,854.000 
„  4,782.000 
„8,251.000 
„  8,429.000 


1890 
1891 
1892 
1893 
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Andere  allgemeinere  Daten  : 

Staats-Finanzen  Einnalimen  Ausgaben                    Staatsschuld 

1890/91 Yen  85,871.000  Yen  82,125.000  Yen  295.511.000 

1891/92 „     83,556.000  „  83,556.000  „  306,601.000 

1892/93 „     81,786.000  ,  76,735.000  „  299.446.000 

1893/94 ,     88,916.000  „  84,560.000  „  286,326.000 

1894,95 „     84,236.000  ,  80,141.000  „  283,520.000 

Telegraphennetz:  1884:  2.300-10,  1888:  2.702-96,  1893:  3.455-77 
Ri  circa  (km  39.273). 

Eisenbahnen  1893:  mit  einem  Gesammtcapital  von  Yen  75.793.000 
und  einer  Gesammtlänge  von  2039-75  englischen  Meilen  :^/i,-»«  3.283. 

Desgleichen  hat  sich  auch  die  japanische  Seemacht  laut  eines  in  der 
japanischen  Gesellschaft  zu  London  vor  kurzem  abgehaltenen  Vortrages  rasch  und 
mächtig  entwickelt. 

Im  Verlaufe  des  Jahres  1874,  als  das  japanische  Beich  eine  Militär-Ex- 
pedition nach  Formosa  schicken  musste,  um  die  dortige  Bevölkerung  wegen 
Ermordung  der  Mannschaft  eines  japanischen  Schiffes  zu  züchtigen,  sah  es  sich 
genöthigt,  wegen  Mangels  an  griisseren  Fahrzeugen  mehrere  europäische  Dampfer 
zu  kaufen,  welche  im  Keime  den  Anfang  der  japanischen  Seemacht  bildeten; 
kurz  nachher  wurde  die  Schiffahrt-Gesellschaft  „Mistu  Bishi"  für  die  Küsten- 
Schiffahrt  gegründet. 

1882  entstand  eine  zweite  Schiffahrt-Gesellschaft  ,Kiodo  Unyu  Kaisha"  mit 
20  Schiffen  und  einer  staatlichen  Subvention  von  600.000  Yen. 

Diese  beiden  Gesellschaften  fusionierten  sich  und  bildeten  die  „Nippon 
Yusen  Kaisha",  welche  vom  Staate  subventioniert  wird,  den  japanischen  Küsten- 
handel und  den  weiteren  Handel  nach  China,  Corea  und  bis  Vladivostok  versorgt, 
eventuell  selbst  nach  Hongkong,  Australien,  Honolulu  fährt  und  eine  regelmässige 
monatliche  Dampferverbindung  zwischen  Yokohama  und  Bombay  unterhält. 

Eine  weitere  Dampfer-Gesellschaft  „Mitsui  Shosen  Kaisha"  sendet  ihre 
Dampfer  nach  Hongkong  und  Singapore. 

1892  existierten  in  Japan  131  Schiffahrt-Gesellschaften  mit  643  Dampfern 
(102.322  Tonnen)  und  778  Seglern  (45.944  Tonnen)  Summa  1.421  Schiffen  mit 
zusammen  148.266  Tonnen.  Zur  selben  Zeit  zählte  man  in  Japan  50  Schiffs- 
werften, welche  bis  dahin  schon  44  Dampfer  mit  3.436  Tonnen  geliefert  haben. 

Laut  der  neuesten  Nachrichten  zählt  die  japanische  Flotte  jetzt  242  Dampfer 
über  100  Tonnen  mit  274.659  Tonnen.  (Oesterreich-Ungarn  dagegen  140  Damjifer 
mit  223.207  Tonnen). 

Weiters  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  im  Verlaufe  des  japanisch- 
chinesischen Krieges  Japan  für  Truppen-  und  andere  Transporte  zahlreiche  Schiffe 
angekauft  hat,  welche  seinen  Fahrpark  wesentlich  vermehrt  haben. 

Der  Schiffbau  dürfte  in  Japan  infolge  der  dortigen  billigen  Arbeitskraft 
einen  bedeutenden  Aufschwung  nehmen,  da  laut  Angabe  des  Chef-Ingenieurs  des 
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„Lloyds  Register"  ein  Dampfer  mit  3  bis  4.000  Tonnen  nm  circa  4.000  Pfinid 
Sterling  billiger  in  Japan  als  in  PIngland   gebaut  werden  kann. ') 

Laut  officieller  Angaben  bestand  anfangs  des  japanisch-tliinesischen  Krieges 
die  Kriegsmarine  Japans  aus  .33  Kriegsschiffen  und  41  Torjiedobooten  und  hat 
vor  kurzem  das  japanesische  Parlament  einen  Credit  von  200  Millionen  för 
den  sofortigen  Bau  folgender  Kriegsschiffe  bewilligt :  4  Hocbseekrenzer,  10  Knsten- 
kreu/.er,   .10  Tio-poiL.kreii/cr  nml   50  Torpedoboote. 


f)er  japanisch-chinesische  Krieg  ist  beendet. 

Japan  wird  sich,  nachdem  es  im  Getümmel  der  Schlacht  in  (ni.'ii  und  selbst 
In  China  reichlich  Lorbeeren  gesammelt,  im  Frieden  weiter  entwickeln  und  mit 
voller  Kraft,  mit  neuem  Untemehmungsgeiste  an  die  WeiterfSrdening  seines 
Handels  und  seiner  Industrie  schreiten  können. 

Wird  das  siegreiche  aber  durch  den  harten  Kampf  doch  geschwächte  Japan 
die  finanzielle  Möglichkeit  haben,  seiner  noch  so  jungen  Industrie  und  seinem 
Handel  neue  Opfer  zu  bringen? 

Dies  ist  eine  schwerwiegende  Frage,  welche  jetzt  noch  nicht  b.-,iru.M..i.-t 
werden  kann. 

Sollte,  wie  im  allgemeinen  geglaubt  wird,  die  finanzielle  Lage  Japans  nicht 
die  allerbeste  sein,  so  würde  wahrscheinlich  das  capitalreiche  Europa  dem  jungen 
Staate,  welcher  in  Friedens-  und  Kriegszeiten  so  Grosses  geleistet,  auch  im  eigenen 
Interesse  beispringen  und  ihm  erlauben,  seine  inneren  handelspolitischen  und 
industriellen  Angelegenheiten  weiter  zu  fördern. 

Japans  Staatsschuld  ist  nicht  gar  so  gross  und  schliesslich  dürfte  doch  die 
Kriegsentschädigung  Chinas,  wenn  auch  vielleicht  zum  grössten  Theile  schon 
escomptiert,  in  den  japanischen  Gassen  etwas  zurücklassen,  während  Kriegssold 
und  Kriegsbeute  das  Volk  im  allgemeinen  bereichert  haben  muss. 

Wie  wird  das  siegesbewussto  Japan  von  nun  an  Kuropa  begegnen,  welches 
stummer  Zeuge  seiner  brillanten  Waffenthaten  war  und  ira  allerletzten  Augenblick 
gebieterisch  auftrat,  um  dem  Sieger  zu  verbieten,  seinen  blutig  errungenen  Sieg 
vollends  auszubeuten. 

Die  alte  und  die  neue  Welt,  Europa  und  Nord-Amerika  werden  um  die 
(junst  des  bedeutenden  Productions-  und  Absatzgebietes  buhlen,  um  ans  dieser 
Gunst  wirtschaftliche  Vortlu^ilo  für  ihre  verfügbaren  Capitalien.  ihre  an  Ueber- 
Production  leidende  Industrien,  ihren  Handel  zu  ziehen. 

England  hat  einen  neuen  Handelsvertrag  mit  Japan  geschlosseu.  anf 
seine  Consular-Jurisdiction  verzichtet  und  noch  manch'  andere  wichtige  Conces- 
sionen  gemacht. 

Nord-Amerika  hat  sich  als  alter  Freund  und  Gönner  Japans  während  und 
nach  dem  Kriege  bewiesen  und  auch  bewährt. 

')  Schifs-Zimmerleato  per  Tag  (1892):  Yen  0-28—0  70  (1887):  Yen  0  27; 
gewölnilicher  Arbeiter     „       .  .  ,     0-19— O'SO       ,  ,     019; 

Land- Arbeiter  ,       .  ,  .     0-17—         ,         0-25       ,      0'17. 
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Japan  ist  wegen  seiner  Seidenausfulir  auf  Frankreich  und  auf  Eussland 
als  mächtigen  Nachbarn  und  Herrn  der  Trans-sibirischen-Bahn  angewiesen. 

Manche  Bande  verbinden  Japan  mit  Deutschland,  welches  ebenfalls  seine  poli- 
tische und  wirtschaftliche  Grösse  einem  siegreichen  Kriege  und  einer  Militärmacht  ver- 
dankt. Deutschland  hat  auch  die  japanische  Armee  gedrillt  und  ihr  als  Muster  gedient. 

Was  bleibt  für  unsere  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  -  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  Monarchie  nach 
alledem  übrig! 

Keine  besonderen  Freundschaftsbande  verbinden  uns  mit  dem  jungen 
Kaiserreiche  im  weiten  Osten ;  keine  handelspolitischen  Interessen  mit  dem  dortigen 
Wirtschaftsgebiete,  welches  unsere  wenigen  Stapelartikel  nicht  braucht  ujid  auf 
unseren  Markt  Keis,  Seidenabfälle  (circa  70  Proc.  unserer  Einführe  aus  Japan) 
und  einige  wenige  andere  Artikel  sendet. 

Die  in  Japan  ansässigen  Deutschen,  darunter  mehrere  sehr  bedeutende 
Häuser  haben  (laut  Berliner  Exports  189.5,  Nr.  11)  den  grössten  Theil  des  früher 
in  chinesischen  Händen  ruhenden  Handels  Japans  schon  jetzt  an  sich  zu  ziehen 
gewusst;  Deutschland,  gestützt  auf  eine  mäclitige  einheimische  Industrie,  auf  die 
zahlreichen,  regelmässigen  Dampfer-Communicationen  mit  der  ganzen  Welt  und  auf 
directe  Bankverbindungen  mit  Ost-Asien  (Deutsch-Asiatische  Bank  in  Shangai, 
Tientsin  mit  einem  Capital  von  5  Millionen  Taels.  Siehe  Seite  632)  macht  alle 
Anstrengungen,  um  den  dortigen  Markt  wenigstens  zum  Theile,  was  die  Einfuhr 
seiner  Producte  betrifft,  England  streitig  zu  machen. 


Ganz  besonders  müssen  noch  hier  die  beiden  höchst  actuellen  Fragen  der 
Silber-Entwertung  und  der  Silbe  r-AV  ährung  berücksichtigt  werden. 

Der  Umstand,  dass  Japan  keine  Gold-Schulden  und  die  Silber-Währung 
hat.  welche  bekanntlich  naturgemäss  infolge  der  billiger  gewordenen  und  billiger 
werdenden  Entstehungskosten  der  in  solchen  Ländern  erzeugten  Producte  als 
indirecte.  aber  sehr  mächtige  „Ausfuhrprämie"  wirkt,  wird  seine  Ausfuhrthätigkeit 
sehr  bedeutend  fördern. 

Besonders  in  den  grossen  Absatzgebieten  mit  Silber  Währung  wird  Japan 
(vielleicht  auch  einmal  später  China)  mehreren  Fabrikaten  der  Gold-Währungs- 
länder mit  mehreren  von  den  gangbarsten  seiner  eigenen  Industrieartikel  eine 
gefährliche,  in  einigen  Fällen  vernichtende  Concurrenz  bieten. 

Die  aufkeimende  japanische  Industrie  wird  besonders  in  Indien  und  später, 
nach  dessen  Erschliessung,  in  China  weite  Absatzgebiete  finden,  welche  die  Silber- 
Währung  noch  haben,  und  in  einem  Lande  mit  Silber-Währung  erzeugte,  daher 
bedeutend  billigere  Fabrikate,  welche  noch  dazu  in  eigener  (Silber-)  Währung  zu 
zahlen  sind,  den  theueren  Producten  der  übrigen  europäischen  und  anderen  Länder 
(mit  Gold-Währung  und  theueren  Productions-Verhältnissen)  —  naturgemäss  — 
vorziehen  werden. 

Japan,  welches  —  jetzt  schon  — •  bedeutende  Quantitäten  von  Industrie- 
artikeln nach  Indien  und  China  ausführt')  und  —  allerdings  noch  nicht  bedeutende 


')  Laut  „Export"  Nr.  42  haben  z.  B.  die  Japaner  alle  Nürnberger-  (Kurz-  und 
Spielwaren)  Muster  von  asiatischen  Artikeln  sich  zu  verschaffen  gewusst;  diese  Artikel 
(Nähnadeln,  Bleistifte,  Lackwaren,  billige  Messerwaren,  Metall-  und  Spielwaren)  werden 
in  Japan  Tortrefflieh  nachgemacht  und  gehen  massenhaft  nach   allen   asiatischen  Häfen. 


I 


als  Proilmiioiis-  iiml  Coiiouintiomge 

AusfuhiPii  nach  dem  Silberlande  Mexico  nnd  selbst  nach  dem  alten  Indnstrie- 
laiid«  Europa  aufweist,  wird  für  gewisse  Halb-  und  selbst  Ganzfahrikate  die  neu 
zu  entstehenden  ostasiatischen  Absatzgebiete  für  seine  jetzt  schon  existierende 
und  billig  producierende  Industrie  leicht  gewinnen  können  und  auch  behaupten. 
Der  Indicr,  der  Chinese,  in  einem  Worte  der  »Asiate"  kümmert  sich  nicht 
um  den  Trcis  in  Schillingen,  Cents  u.  s.  w.  di-r  Ware,  die  er  braucht;  er  kctint 
nur  die  Rupies,  den  Tael,  den  Yen  und  will  für  die  Ware,  die  er  von  friihi-r 
her  kennt,  denselben  Preis  in  Enpies,  in  Tacls,  in  Yens  zahlen,  den  er  früher 
gezahlt  hat. 

Er  küniuiert  sich  nicht  im  mindesten  darum,  ob  die  Rupie  1  Mark  oder 
1  Mark  35  gleich  kommt,  ob  der  Tael  (4  Monate  Sicht  Londonj  33  Pence  oder 
(wie  im  .Tahro  1881)  6278  l'ence  wert  ist,  und  bleibt  conseqnent  bei  seiner 
eigenen  Land-Wilhrung. 

Sinkt  aus  irgend  einem  Grund,  um  den  er  sich  nicht  interessiert,  dip  Kauf- 
kraft seines  Wertmessers  (Rupie,  Tael  oder  Yen)  derart,  dass  der  I'reis  der  von 
ihm  begehrten  Waren  zu  sehr  steigt,  und  werden  seine  den  europäischen  oder 
andoren  Verkaufshäuserii  gegebenen  , Limiten"  (höchste  Ankaufspreis-Offfrten)  nicht 
angenommen,  weil  die  Entstehuiigskosten  im  Lande  mit  Gold -Währung  höher  sein 
würden  als  der  betreffende  Verkaufspreis  im  asiatischen  Lande  mit  Silbcr-Wilhrung, 
so  kauft  er  die  für  ihn  zu  theuer  gewordene  Ware  einfach  nicht  nnd  begnügt 
sich  mit  einheimischen  oder  anderen,  wenn  auch  minderwertigen  Producten.  die 
nach  und  nach  im  Lande  selbst  erzeugt  werden.  So  entwickelt  sich  allmählich 
die  dort  einheimische  (indische,  japanische)  Industrie  unter  dem  mächtigen  /oU- 
schutz  der  bedeutenden  Ausfuhrprämie  der  Silber-Entwertung! 

Und  nur  so  ist  es  möglich,  dass  laut  der  sehr  interessanten  Flugschrift: 
Wiihrungsfrago  und  Industrie  des  Herrn  Otto  Wülfing,  Fabriksbesitzers 
in    M. -Gladbach,    seinerzeit    Mitglied    der    deutschen    Silber-Commission   (1894): 

p]in  asiatisches  Haus  einen  früheren  Auftrag  von  .  .  .  Stück  Flanell  abbe- 
stellt und  beifügt:  „die  Möglichkeit  liegt  indessen  vor,  dass  wir  gezwungen  sind, 
die  europäischen  Bezüge  von  Banmwollwaren  ganz  einzustellen  und  als  Ersatz 
ostindische  und  japanische  Gewebe  zu  nehmen"  ....  und  dass  die  Britania 
Mills  Cy.  in  Bombay  folgende  Offerte  macht. 

Nr.  20  Ringthrostle  Water  zu  ß'/g  Annas. 

Die  Berechnung  (immer  laut  Herrn  Wülfing)  stellt  sich  nun  wie  folgt. 

10.000  Pfunde  il  67»  Annas 3.828-2  Rupies 

Fracht  nach  Hamburg 136"S 

Versicherung Ü:M">      - 

Fuhrlohii    von    der    Spinnerei    zum    Hafen    und 

Hafenspesen l'.'»()       ..      4.013'9  Rupies 

1  Rupie  =  127sj  Pence  a  87»  Pfennig  =  107',;  Pfennig  =  4.264-41  Mark 

oder  per  endisrhes  Pfund  loco  Hamburg  42-6.'i  Pfennige 

Fracht  Hamburg,   Chemnitz  und   deutscher   Zoll   9  60 

Per  englisches  Pfund  loco  Chemnitz  52-25  Pfennige 

/.lituchrift  Mr  Volkswirt«chafl,  SocialpollKk  UB<I  Verwaltung.  IV.  n«n.l,  4.  Heft.  40 
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In  Sachsen  notierte  man  (1894)  für  Garne  gleicher  Qualität  58  bis  60 
Pfennige  und  ist  damit  augenscheinlich   an   der   äussersttn   Grenze    angekommen. 

Laut  des  deutschen  Handelsarchivs  (Mai  1895)  wird  aus  Mazatlan  (Mexico) 
berichtet,  dass  Japan  durch  dortselbst  etablierte  deutsche  Häuser  in  Mexico 
Absatz  zu  finden  sucht  und  ausser  speciell  japanischen  Artikeln  noch  Muster 
anderer  Waren  dortselbst  einführt,  welche  mit  den  europäischen  Producten  con- 
currieren  können:  Baumwolle,  Drell,  Perlmutterknöpfe.  Strümpfe  u.  s.  w.,  welche  zu 
billigen  Preisen  im  mexicaiiischen  (Silber)  Gelde  zu  zahlen  sind. 

Ob  speciell  für  unsere  Österreich  ich -ungarische  Industrie  in   diesen 

asiatischen    Ländern   als   Absatzgebieten   unter  solchen   Verhältnissen    noch   etwas 

zu  machen  sein  wird!  ... 

*  * 

» 

Der  Kampf  um  den  ostasiatischen  Markt  wird  ein  reger  sein.  Was  haben 
wir  für  unsere  Industrie,  für  unseren  Handel  zu  erhoffen? 

Unsere  Concurrenten  sind  schon  seit  vielen  Jahren  auf  dem  japanischen 
Markte  gut  vertreten;  ihre  Waren,  ihre  Handelsflagge  sind  dort  bekannt. 

Wir  dagegen  haben  in  Japan  kein  einziges  grosses  Welthaus,  ja  nicht 
einmal  ein  .  .  .  kleines;  zwölfmal  des  Jahres  bringt  ein  Lloyd-Dampfer  unter 
unserer  österreichisch-ungarischen  Handelsflagge  österreichisch-ungarische  und  auch 
andere  Waren,  und  zwar  nur  nach  Kobe. 

Ist  es  zu  erwarten,  dass  unsere  einheimische  Industrie,  welche  schon  manches 
Absatzgebiet  aufgegeben  hat,  weil  sie  es  nicht  behaupten  konnte,  den  viel 
umworbenen  japanischen  Markt  der  Concurrenz  Amerikas,  Deutschlands,  Englands. 
Frankreichs  wird  streitig  machen  können  ? 

Möge  dies  der  Fall  sein  und  auch  bei  uns  der  kaufmännische  Unter- 
nehmungsgeist erwachen;  möge  unser  Handel  auch  im  fernen  Osten  Filialen 
eröffnen,  möge  unter  dem  Schutze  handelspolitisch  geschulter  Consular-Fnnc- 
tionäre  ein  österreichisch -ungarisch -japanischer  Handel  zum  Heil 
und  zur  Ehre  unseres  Vaterlandes  entstehen  und  auch  weiter   gedeihen. 

II.  China. 

Wie  bedeutend  China  als  Absatz-  und  selbst  als  Productionsgebiet  bis  jetzt 
war,  werden  wohl  folgejide  statistische  Daten  beweisen,  welche  den  jährlichen 
officiellen  Berichten  der  dortigen  Zollbehörde  entnommen  sind;  welche  Bedeutung 
aber  es  überhaupt  als  Handels-  und  Wirtschaftsgebiet,  allerdings  mit  der  Zeit, 
erreichen  kann,  ist  jetzt  selbst  approximativ  kaum  anzugeben. 

Bis  nun  war  nur  ein  fast  unbedeutender  Theil  dieses  immensen  Reiches 
• —  einen  kleinen  Theil  der  Küste  entlang  —  in  Berührung  mit  dem  Aussenhandel, 
mit  der  Civilisation  und  ihren  Erzeugnissen,  während  die  Provinzen  des  Inneren  aus 
verschiedenen,  später  zu  besprechenden  Gründen  nicht  als  Abnehmer  unserer  Handels- 
producte  auftraten  und  ihre  ungeheuren  Naturschätze  nicht  zu  verwerten  vermochten. 

Allem  Anscheine  nach  dürfte  der  japanisch-chinesische  Krieg  mit  seinen 
für  China  sonst  so  nachtheiligen  Folgen  auf  die  allgemeine  Entwicklung  des 
Landes  doch  wirtschaftlich  günstig  wirken,  und  das  ungeheure  Reich  der  Mitte, 
welches  nunmehr  hat  erkennen  müssen,  dass  es  europäisches  Capital  und  europäische 
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Intellif,'enz  und  Schalung  unbedin^  braucht,  auch  zwingen,  sein  prodnction»- 
uiid  coiisumtionsfähiges  Iiiiiorfs  dem  allgemoinen  Verkehr,  der  Civilisation,  dem 
.Handel  —  woiin  auch  nur  nach  und  nach  —   zu  früfTiu-n. 

Flächen-Inhalt  (1893):  km^  11,116.000. 

Bevölkerung  (1893):  359,750.000  Menschen. 


Auswärtiger  Handel  (in  Haikwan-Taels  ^  fl,  2'/»  ö.  W, 


1880 
1885 
1880 
1890 
1891 
1892 
]80:i 
1894 


1880 
1885 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


Einfuhr 

.  H.-T.  79,293.000  1880 

.   „  88,200.000  1885 

.  „  110,884.000  1889 

.  „  127,193.000  1890 

.   „  134,004.000  1891 

.  „  135,101.000  1892 

.  „  151,365.000  1893 

.  „  162,103.000  1894 


1880 
1885 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


Amerik 


Hongkong    . 
England  .    . 
Engl. -Indien 
Engl. -Afrika  u 
Australasicn      ,    . 

.Japan 

Nord-Amerika  .    . 
Das  übrige  Europa 
Eussland  (v.  Odessa 
Coroa 


Zolleinnahnien 
Einfuhr 

.  .  H.-T.  4,018.000 

.  .  „  5,073.000 

.  .  „  5,868.000 

.  .  „  6,529.000 

.  .  „  7,160.000 

.  .  „  6,723.000 

.  .  „  6,202.000 

.  .  „  6,540.000 

189ä  Einfuhr  ans 
H.-T.  80,890.000      537„ 
,       28,156.000 
„       16,740.000 
3,311.000) 
108.000) 
7,852.000 
5,444.000 
5,216.000 
704.000 
129.000 


187o 
11% 

2% 


4«; 

30/ 
/o 


A  u  B  f  u  h  r 
H.-T. 


77.883.000 

77.206.000 

96,948.000 

87,144.000 

100,948.000 

102,584.000 

116,6.J2.000 

128.105.000 


Aasfahr 
H.-T. 


8.269.000 
7,899.000 
8.215.000 
7,521.000 
8,201.000 
8,315.000 
8,463.000 
8,820.000 


1893  .\osfQhr  nach 
H.-T.  48,290.000      417» 
„       11,668.000 
2,735.000 
520.000) 
1,048.000( 
9,338.000 
11,726.000 
„       15,855.000 
3.038.000 


107o 
27o 

17„ 


8«„ 
107„ 
IS»« 

37o 


3'.i'.' "'^0        


Wenn  man  die  Hauptartikel  betrachtet,  welche  im  Ein-  und  .\usfuhrhandel 
Chinas  vorkommen,  so  wird  man  bald  den  Schluss  ziehen,  dass  un.sere  öster- 
reichisch-ungarische Monarchie  sich  an  diesem  Handel  jetzt  nur  anbe- 
deutend betheiligen  kann,  dies,  selbst  ohne  unsere  Verkehrsmittel,  den  geringen 
Unternelimungsgeist  unserer  Kaufmannschaft  und  noch  andere,  für  uns  sehr  nach- 
theilige  Momente  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 

40« 
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Chinesische  Haupteinfuhr  (1893).  Baumwollwaren,  Kohle,  Kupfer, 
Metalle,  Opium,  Petroleum,  Keis,  Wollwaren,  Zucker,  Zündhölzchen.  .  .  . 

Chinesische  Hauptausfuhr  (1893).  Baumwolle  roh,  Bohnen,  Kampfer 
Cassalignea,  Fette,  Hanf,  Kurzwaren,  Seide  roh,  Seidenwaren,  Theo. 

Die  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  nach  China  (1892) 
bestand  aus: 


Bier        

.    .    M.-C. 

76 

297 

91 

180 

fl. 

1.000 
9.000 
4.000 
9.000 

Zink        

Wein       

Papier 

» 

Glaswaren 

•    •       » 

58 

» 

2.000 

Eisen,  Stahlwaren   .    . 

•     •         n 

211 

» 

2.000 

Kupfer 

•     •         » 

180 

» 

30.000 

12»/o 

Zündwaren 

■     •         n 

6.899 

W 

152.000 

60'Vn 

Summa  .    . 

.    .    M.-C. 

St, 

8.146 
14 

fl. 

256.000 

Die     österreichisch-ungarische    Einfuhr     aus     China     (1892) 
bestand  aus: 

Thee M.-C.     6.134 


Zimmt,  Ingwer 
Felle,  Häute     . 
Federn      .    .    . 
Stuhlrohr       ,    . 
Bernstein      ,    . 
Farb-Gerbstoffe 
Gommen   .    .    . 
Flachs,  Hanf,  Jute 
Seidenabfälle 
Stroh,  Bast  .    , 
Summa  , 


fl.  1,980.000  65«  0 

1.724  „  52.000 

397  „  28.000 

1.597  „  98.000 

471  „  21.000 

106  „  14.000 

467  „  19.000 

190  „  14.000 

1.058  „  41.000 

1.070  „  553.000  18Vo 

337  „  101.000 


M.-C.  14.126 
St.      1 


fl.  3,064.000 


1891 
1892 
1893 


Oesterreichisch-ungarischer  Handel  nach  China 

(laut  österreichisch-ungarischer  Statistiken). 
Ausfuhr  nach  Einfuhr   aus   China 

M.-C.  13.784  fl.  436.492  1891  .  M.-C.  14.855  fl.  2,820.35» 
8.461  „  255.875  1892  .  „  14.126  „  3.064.235 
4.996     „    258.826         1893    .      „      17.146     „    3.004.313 

Schiffahrt:  Allgemeine  Bewegung. 
Ein-  und  Ausgelaufen. 

1880 Schiffe  22.970     Tonnen  15,874.000 

1885 „       23.440  „       18,068.000 

1889 „       29.145  „       23,518.000 
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1890 Schiffe  31.133     Tonnen  24,876.000 

1801 „  3.3.992          „       27,710.000 

1892 „  37.927          ,       29,441.000 

1893 „  37.902          „       29,319.000 

1894 „  38.063          „       29,622.000 

Ausland-   und  Küsten-Schiffahrt  nach  einigen  Nationalitaten  (1893). 

Ei:f,'land Schiffe  19.365  Tonnen  19,204.000     667„ 

China  (euiopiiische  Schiffe)    .    .         „  8.730              „         6,572.000     227o 

Deutschland „  2.142              „         1,508.000       h"/^ 

Japan „  G23              „            566.000 

Oesterreich-Ungarn „  400              „            353.000 

Frankreich „  167              „            260.000 

,   Dänemark „  491               „            211.000 

Ausland-  und  Küsten-Schiffahrt  nach  einigen  Nationalitäten  (1894). 

Enfe^and Schiffe  20.527         Tonnen  20,496.000     69»/, 

China  (europäische  Schiffe)    .    .        „  7.896               „         5,334.000     177,, 

Deutschland „  2.429              „         1,980.000       7*/, 

Japan „  420              „            379.000 

Frankrcidi „  293              „            348.000 

Dänemark      „  530               „            228.000 

Oesterreich-Ungarn „  35               „              61.000 

Seehandel  der  bedeutendsten  Vertragshäfen  Chinas  (in  H.-T.). 

Einfuhr  Ausfuhr                             .'^umina 

Shangai     .    .    .    H.-T.     83,702.000  H.-T.     49,979.000     H.-T.  133.741.000 

Canton      ...      „         13,096.000  „       15,823.000         „       28.920.000 

Amoy    ....       „           6,712.000  „         5.350.000         „       12,062.000 

Swatow      ...      „           8,149.000  ,         1,976.000         ,       10,125.000 

Ticntsin     ...      „           4,433.000  „         5,428.000         „         9,861.000 

Foochou    ...      „           4,159.000  „         5.157.000         „         9,315.000 

Hankow     ...       „                52.000  ..          1.580.000         ,         4.640.000 

Takoi    ....      „           3,386.000  .,            875.000         „         4,261.000 

Snmma  .    .    H.-T.  153,327.600  H.-T.  116,632.000     H.-T.  269.959.000 


Wir  haben  schon  früher  gesehen,  wie  gering  der  Antheil  Oosterreich-Üngams 
an  dem  chinesischen  Handel  ist,  und  die  wenigen  Artikel  anfgezählt,  welche  diesen 
Verkehr  bilden. 

Kiiniion  wir  uns  der  Hoffnung  hingeben,  dass  dieser  unser  Handel  sich  bald 
entwickeln  wird? 

Die  wirtschaftliche  Erschliessung  des  Innern  Chinas  dürfte  keine  neuen, 
unmittelbar  für  uns  gangbaren  Artikel  in  den  Handel  bringen;  die  Producte  Chinas, 
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seine  Ausfuhr,  dürften  sich  mit  der  Zeit  allerdings  wesentlich  vermehren,  seinr* 
Hauptausfuhr-Artikel  werden  jedoch  dieselben  bleiben  wie  bisher.  Vielleicht  werden 
nach  und  nach  Metalle,  Kohlen  zur  Küste  gelangen,  um  dort  vielleicht  dem  Welt- 
handel übergehen  zu  werden. 

Chinas  Einfuhr  wird  ebenfalls  —  en  gros  genommen  —  dieselbe  bleiben, 
da  die  Bedürfnisse  der  Einwohner  der  inneren  Provinzen  gerade  dieselben  sind, 
wie  diejenigen  der  Küstenbewohner,  die  mit  Erschliessung  der  Vertragshäfen 
unsere  Fabrilcate  kennen  gelernt  haben  und  auch  jetzt  constant  abnehmen. 

Die  unmittelbaren,  nächsten  Anschaffungen  Chinas  werden  ans  Artikeln 
bestehen,  welche  unsere  österreichisch- ungarische  Industrie  en  gros  leider 
nicht  liefert,  für  welche  sie  mit  England,  Prankreich,  selbst  Deutschland  nicht 
concurrieren  kann. 

China  wird  vor  allem  Kriegsschiffe,  Waffen  und  Kriegs-Munitionen 
brauchen  und  selbe  aus  England,  Deutschland,  eventuell  Frankreich,  vielleicht  Nord- 
Amerika  und  Japan  beziehen. 

Nur,  in  zweiter  Linie  und  später,  werden  die  „wirtschaftlichen"  Bedürfnisse 
Chinas  berüchsichtigt  werden  und  zwar  jene  zur  Erschliessung  seiner  bis  nun 
ausser  dem  Weltverkehr  gebliebenen  Provinzen,  zur  Verwaltung  seiner  noch  brach- 
liegenden Naturschätze  (Kohlen,  Metalle,  Thonlager  .  .  .),  zur  Bebauung  seines 
fruchtbaren  Grund  und  Bodens.  Wird  hier  unsere  österreichisch-ungarische 
Industrie  in  der  Lage  sein,  gegen  ihre  mächtigen  Concnrrenten  in  der  Eroberung 
des  chinesischen  Marktes  aufzutreten  ? 

Laut  allerneuesten  Nachrichten  ist  der  Bau  der  Eisenbahnlinie  Shangai, 
Fout-Cheou,  Voukei,  Tchinkiang,  Nankin  vom  Kaiser  von  China  schon  genehmigt. 

China  wird  Eisenbahnen  bauen  müssen  und  zwar, 

1.  aus  politischen  Gründen,  um  der  Paschawirtschaft  der  bis  nun  allmächtigen 
Provinzial-Gouvernenere  ein  Ende  zu  machen,  und  weil  es  während  des  letzten 
Krieges  nur  zu  oft  einsehen  musste,  dass  es  wegen  Mangels  an  geregelten  nor- 
malen Transportverhältnissen  seine  Truppen,  Munitions-  und  Provianttransporte 
nicht  befördern  konnte; 

2.  aus  wirtschaftlichen  Gründen,  um  seine  so  reichen  Provinzen  des  bis 
nun  fast  unbekannten  Inneren  mit  der  Küste,  mit  der  Aussenwelt  in  Verkehr  zu 
bringen  und  ihnen  endlich  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ihre  Erzeugnisse  dem  Welt- 
handel zu  übergeben. 

Höchstwahrscheinlich  nur  dann,  nach  Erschliessung  des  chinesischen 
Binnenlandes,  wenn  dasselbe  als  Absatzgebiet  für  unsere  Fabricate  erreichbar 
sein  wird,  werden  wir  mit  den  anderen  europäischen,  amerikanischen,  japanesischen 
und  vielleicht  gar  chinesischen  Productions-Ländern,  respective  Fabriken  den  wirt- 
schaftlichen Concurrenzkampf  aufnehmen  können  und  unsere  Manufactur-  und 
anderen  Waren  nach  dem  neuen  mächtigen  Absatzgebiet  senden. 

Das  dem  Aussenhandel  jetzt  schon  erschlossene  China  consumiert  Einfuhr- 
artikel für  circa  fl.  400,000.000  und  übergibt  dem  Welthandel  (in  den  Ver- 
tragshäfen, ohne  den  Küstenhandel  mitzurechnen)  Ausfuhrartikel  für  circa 
fl.  2.50,000.000. 


Osf-As 


;il^    I*i''Hlih-ti 
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Was  wird  dieses  colossalo  Reich  mit  »einem  ungefähr  1 1 ,000.000  hn*  und 
'circa  300,000.000  Einwohnern  erzeugen  und  anf  den  Weltmarkt  abwerfen,  wenn 
es  demselben  erschlnssen  sein  wird? 

Was  wird  es  verbrauchen,  wenn  seine  Gesaramteinwobner  nach  und  nach 
mit  den  Erzcufrnissen  unserer  Civilisation  bekannt  sein,  wenn  sie  neue  Bedürfnisse 
haben  werden  und  die  Möglichkeit,  sie  auch  zu  befriedigen? 

Welche  Eiesensumnien  wird  in  zehn,  zwanzig  und  noch  mehr  Jahren  der 
Gesammt-Aussenhandel  Chinas  ergeben,  der  jetzt  bei  seinen  11,000.000  km*  und 
seihen  360,000.000  Einwohnern  vielleicht  fl.  6.50,000.000  repräsentiert,  während 
der  Uandel  Oesterreich-Ungarns  allein  bei  seinen  6,700.000  A»»*  und  seinen 
43,4.56.000  Einwohnern  mit  ungefähr  fl.  1.740,000.000  angenommen  werden 
kann.    (1893  Einfuhr:  fl.   790,  Ausfuhr  fl.  950  Millionen.) 

Noch  einige  Worte  über  die  finanziellen  Verhältnisse  Chinas  (laut 
„Export"). 

Die  Kriegsschuld  Chinas  an  Japan  beträgt  200,000.000  Tael  =:  circa 
600,000.000  Mark;  zur  Zahlung  derselben  hofl't  China  in  Europa  Anleihen  auf- 
zunehmen, deren  Zinsen  circa  36,000.000  Mark  betragen  werden,  und  bietet 
als  Garantie  den  Ertrag  seiner  Seezölle  an. 

Diese  „Seezölle"   ergaben  für  diese  letzteren  Jahre: 

1870 circa  30  Millionen  Mark. 

1880 „45    „ 

1890 „70    „ 

1891 „73 

1892 ,70    „    „ 

1893 „70 

Die  „äussere"  Staatschuld  Chinas  beträgt  zur  Zeit  nngeßbr  100,000.000 
Mark  mit  circa  6,000.000  Mark  jiilirliclii'r  Zinsen. 


Unser  bedeutendester  Einfuhr-Artikel  in  China,  „Zündlnii/.chen-,  (^1891 
fl.  292.000,  1892  fl.  152.000,  1893  fl.  89.000),  wäre  durch  die  japanische 
Concurrenz  vom  dortigen  Markte  vielleicht  ganz  verdrängt  worden,  wenn  der 
k.  und  k.  General-Consul  in  Shanghai,  Herr  Haas,  sich  unserer  kauf- 
mannischen Interessen  nicht  wärmsten«  und  praktisch  angenommen  hätte  und 
gegen  die  Einfuhr  von  „japanischen"  Zündhölzchen  mit  „Wiener  Bezeichnung* 
(Vienna  Saloon  Matches)  in  China  nicht  energisch  Protest  eingelegt  hätte. 

Eis  gelang  ihm  auch,  diesel-  deloyalen  Concurrenz  ein  Ende  zu  machen, 
und  ist  infolge  dessen  der  Preis  der  österreichischen  Zündhölzchen  auf  dem 
chinesischen   Markt  gestiegen   (März   1892:    H.   T.    16*/,,  März   1893:    H.   T 

nVg  und  17V4). 

Die  japanischen  Zündhölzchen  bieti'u  jetzt,  da  ,^ie.  dank  di'iii  „praktisrh- 
comnimerciollen"  Eingreifen  unseres  dortigen  k.  u.  k.  Consnlar^•ertreters  nicht  mehr 
unter  österreichischer  Marke  verkauft  werden  dürfen,  unserem  Einfuhrhandel  keine 
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gefahrdrohende  Coiicurrenz  mehr,  weil  sie  entschieden  sclilechter  sind  als  unsere 
Producte  und  die  Japaner  noch  immer  gezwungen  sind,  die  zur  Erzeugung  der- 
selben nöthigen  Chemikalien  aus  Europa  kommen  zu  lassen. 

Auf  einen  zweiten  Fall  unseres  kaufmännischen,  praktischen  Eingreifens 
möchte  ich  noch  ganz  speciell  aufmerksam  machen,  da  solche  —  leider  nur  zu  selten 
—  vorkommende  Fälle  unserem  Handelsinne  zur  entschiedenen  Ehre  gereichen 
und  im  allgemeinen  Interesse  erwähnt  werden  sollen. 

Vor  einigen  Jahren  bereiste  ein  Wiener  Kind  die  Welt  im  Auftrage  seines 
Welthauses  und  verfiel  in  China  auf  die  Idee,  den  dortigen  Markt  mit  öster- 
reichischen Parfümcriewaren,  parfümierter  Seife,  zu  beschicken. 

Der  Idee  folgten  Versuche,  und  1892  wurden  österreichische  Parfümerle- 
waren und  österreichische  parfümierte  Seifen  auf  den  chinesischen  Märkten  für 
circa  fl.  25.000  verkauft. 

Schon  Mitte  der  80-Jahre  schickte  ein  deutsches  Consortium  (Friedrich 
Erupp,  Essen,  Bleichröder  und  Co.  Berlin)  einen  deutschen  Ingenieur  nach 
China,  um  die  dortigen  Verhältnisse  kennen  zu  lernen  und  Vorstudien  über  die 
dortselbst  eventuell  einmal  zu  bauenden  Eisenbahnen  zu  machen. 

Das  deutsche  Welthaus  Friedrich  Krupp.  Essen,  hat  in  China  einen 
ständigen  Vertreter,  der  nicht  nur  für  sein  eigenes  Haus  allein,  sondern  auch 
für  den  gesammten  deutschen  Handel,  wenn  auch  indirect,  praktisch  wirkt. 

Deutschland  ist  seit  vielen  Jahren  im  regen  Handelsverkehre  mit  den  Ver- 
tragshäfen des  himmlischen  Reiches  (1893  eingelaufene  deutsche  Schiffe  461  mit 
Tonnen  347.000.  1893  Betheiligung  der  deutschen  Ehederei  an  dem  gesammten 
chinesischen  Handel:  Schiffe  2.142  mit  Tonnen  1,508.000)  und  ist  auf  dem  dortigen 
Markte  durch  zahlreiche  bedeutende  deutsche  Häuser  bestens  vertreten,  welche  die 
dortigen  Verhältnisse  kennen  gelernt  haben,  mit  den  dortigen  maassgebenden 
Kreisen  persönlichen  Verkehr  pflegen  und  genau  wissen,  wie  man  Geschäfte 
machen  kann,  an  wen  man  sich  diesbezüglich  wenden  muss. 

Im  Jahre  1890  wurde  die  „Deutsch- Asiatische  Bank"  (Shangai,  Tientsin) 
mit  einem  Capital  von  fünf  Millionen  Taels  (circa  25  Millionen  Mark)  gegründet 
und  zwar  von  8  Firmen  aus  Berlin,  2  aus  Frankfurt  und  je  1  aus  Hamburg, 
Köln  und  München. 

Laut  Mittheilung  des  Marseiller  „Semaphore"  verfügen  in  Ost-Asien  folgende 
drei  deutsche  Handelshäuser:  Philipp  Adolf  Lieder,  Shanghai;  Carlo- 
witz,  Tientsin;  Butler,  Tamsui  über  achtzehn  eigene  Dampfer  mit  Brutto 
31.554  Tonnen,  welche  nunmehr  unter  deutscher  (früher  zum  Theile  chinesischer) 
Flagge  segeln.  — 

Welche  sind  die  österreichisch-ungarischen  Industrien,  welche 
ständige  österreichisch-ungarische  Vertreter  im  Auslande  haben?  Welche  bedeutenden 
österreichisch-ungarischen  Welthäuser  haben  in  China  ihre  Vertreter,  um 
den  dortigen  Markt  kennen  zu  lernen,  mit  den  dortigen  maassgebenden  Factoren 
direct  zu  verkehren? 

Wie  steht  unser  directer  Schiffsverkehr  unter  eigener  Flagge  nach  dem 
fernen  Osten,  mit  dem  unserer  Concurrenten  verglichen?    .... 


Ost-Asien  als  Productimis-  mi'l  Conguintiorisgobiet.  (;3^ 

Und  doch  wollen  wir  unseren  kanfm.innischen  Math  nicht  sinken  lausen. 
nicht  den  Kampf  anfgebpii,  den  wir  bis  nun  kaum  bogonni-n  haben. 

Ein  tüchtig-«r  handelspolitisch -gesinnter  und  auch  geschulter  k.  und  k. 
Consularbeamter  hat  aus  eigener  Initiative  nngeren  bedent^^ndcn  Zündhölzchen- 
Ausfiihrhaudfil  nach  China  gegen  die  illoyale  Concnrrenz  der  betreffenden  japanischen 
Industrie  vcrtheidigt  und  auf  diesem  für  uns  so  bedeutenden  Markt  gerettet. 

Ein  Wiener  Kind,  das  nicht  einfach  als  „Globe-Trotter"  herumreiste,  hat 
einen  neuen  österreichischen  Industrieartikol  auf  den  chine.si8chen  Markt  eingeführt 
und  gut  eingeführt! 

Beide,  der  huhc  k.  und  k.  Consularbfamte,  der  allerdings  nur  seine  Pflicht 
gethan  hat,  der  junge  Kaufmann,  der  allerdings  für  sein  väterliches  Hans,  also 
für  sich  arbeitfite,  haben  wirtschaftliche  Siege  errangen  und  zeigen  uns  den  Weg, 
Avie  man  innegehabte  Al)satzgebiete  behauptet  und  neue  erobert. 

Mögen  unsere  Industriellen  diesem  Beispiele  folgen  und  unsere  an  die 
Scholle  nur  zu  sehr  gebundenen  „Kaufherren"  da.s  grosse  Absatzgebiet  des  XX. 
Jahrhundertes  durch  eigene  Anschauung  kennen  lernen;  mögen  unsere  k.  u.  k. 
Consularbeamten  —  hoch  und  niedrig  —  ihre  handelspolitischen  Pflichten 
richtig  auffassen,  selbe  erfüllen  und,  beide  aufeinander  gcstüt/.t.  unsere  Handels- 
flagge im  fernen  Osten  zu  Ehre  und  Ansehen  bringen ! 
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Ueber  das  Verhältnis  der  Vermeliniiig  der  Zinscapitalinhaber  und  der 
Zinseapitalien.  Von  Dr.  Sotirios  Vesanis.  Berlin  1895.  Puttkammer  &  Mühlbrecbt. 
S.  48.  8". 

Die  vorliegende  Schrift  ist  ein  ganz  interessanter  Versuch  die  Frage  zu  beant- 
worten, ob  die  Zahl  der  Personen  im  Besitze  einer  gewissen  Summe  von  Zinscapitalien 
sich  rascher  vermehrt,  als  diese  Summe  selbst  oder  ob  das  Umgekehrte  der  Fall  ist. 
Der  Verfasser  sucht  zu  diesem  Zwecke  die  Anzahl  derjenigen  Kinder  aus  einer  Ehe  ver- 
mögender Leute  (denn  nur  von  solchen,  nicht  von  den  Zinseapitalinhabern  kann  er 
sprechen)  fettzustellen,  welche  im  Durchschnitt  zu  einer  Ehe  gelangen;  er  findet  hiefiir 
die  Zahl  2'9.  Andererseits  sucht  er  die  Vermehrung  eines  Capitales  von  100  in  der  Zeit 
vom  Abschluss  der  Ehe  der  Eltern  bis  zum  Zeitpunkt  des  Eheabschlusses  der  Kinder 
unter  der  Voraussetzung  zu  fixieren,  dass  die  Eltern  nicht  von  den  Zinsen,  sondern  von 
eigener  Arbeit  leben,  und  findet  hiefür  128,  d.  h.  das  Capital  würde  sich  im  letzteren 
Zeitpunkt  auf  228  stellen.  Danach  käme  auf  ein  Kind  allerdings  nur  etwa  78,  da  aber 
zwei  solche  Kinder  zusammenheiraten,  so  hat  das  neue  Ehepaar  je  156  gegen  100  des 
alten  Ehepaares.  Daraus  ergibt  sich  freilich,  dass  die  Zinscapitalien  sich  rascher  ver- 
mehren als  die  luhaber  der  Zinscapitalien,  aber  der  Verfasser  gesteht  gleich  zu,  dass 
sich  die  Sache  aus  einer  Reihe  von  Gründen  (weil  z.  B.  die  Kinder  reicher  Eltern  häufiger 
Kinder  von  Eltern  ohne  Capitalien  heiraten,  weU  sich  die  Capitalien  nicht  durch  die 
Verzinsung  allein  vermehren  u.  s.  f.)  ganz  anders  verhalten  kann,  und  dass  man  daher 
nur  sagen  dürfe:  die  Zinscapitalien  haben  die  Neigung  sich  rascher  zu  vermehren  als 
ihre  Inhaber. 

Auch  dieser  Satz  ist  aber  wohl  nicht  bis  zu  einer  gewissen  Allgemeingiltigkeit 
erhärtet;  denn  der  Verfasser  baut  seine  Darlegungen  nicht  auf  statistischem  Quellen- 
material, sondern  auf  den  Aeusserungen  und  Schlussfolgerungen  einer  Eeihe  von  Schrift- 
stellern auf,  wobei  er  im  ganzen  eine  ausreichende  Belesenheit  und  gutes  Verständnis 
der  einschlägigen  Arbeiten  zeigt,  freilich  in  Betreff  der  literarischen  Arbeiten  über 
Krankheiten  und  Sterblichkeit  nach  Berufsarten  ist  dies  nicht  ganz  zutreflfend.  Indem 
also  der  Verfasser  nur  aus  zweiter  Hand  schöpft,  werden  seine  Schlussfolgerungen  nicht 
so  zwingend  und  vor  allem  nicht  allgemein  beweisend,  denn  diese  Schriftsteller  behandeln 
ja  doch  nur  einzelne  Gebiete  und  Perioden  und  stellen  das  statistische  Material  mit 
Rücksicht  auf  ihre  eigenen  Aufgaben  dar.  Dagegen  ist  freilich  zu  bemerken,  dats  das 
statistische  Material  in  dem  nothwendigen  Umfang  kaum  zu  beschaffen  wäre,  und  dass 
die  Aufarbeitung  desselben  einen  ganz  unverhültnismässi^en  Aufwand  an  Zeit  und  Mühe 
verursachen  würde.  Es  scheint  uns,  dass  auf  dem  vom  Verfasser  eingeschlagenen  Wege 
das  Ziel  überhaupt  nur  beiläufig  erreicht  werden  kann.  Solche  Untersuchungen  la'sen 
sich  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur  für  Staaten  mit  einer  Personaleinkommensteuer  durch- 
führen, in  welchem  Falle  dann  freilich  das  Beweisthema  etwas  anders  lauten  wird,  als 
im  vorliegenden  Falle.  Für  die  weitere  Verwertung  der  Ergebnisse  solcher  Unter- 
suchungen, auch  der  auf  Grund  von  Personal-Einkommensteuerdaten  Beruhenden,  liegt 
aber  femer  darin  noch  eine  kaum  zu  umgehende  Klippe,  dass  die  in  Geld  ausgedrückten, 
gleichgrossen  Vermögenswerte  verschiedener  Perioden  dem.  Besitzer  nicht  gestatten,  den- 
selben Standard  of  life  festzuhalten.    Es  kann   sogar  die  Frage   aufgeworfen   werden,   ob 
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die  Gcncrafion.  weiche  1'yC>  M.  zur  Verfiiffting  hat,  wo  <lie  fräh«re  nor  100  M.  Iiatt«, 
Rieh  auch  wirklich  in  derselben  angenehmen  Le)ien8la)(e  befindet  wie  jene. 

Die  Untersucliungen,  wie  die  vorliegende,  sind  aUo  immer  recht  problematiichrr 
Natur,  aber  nielitsdestowoniger  interessant  und  so  ist  auch  der  vorliegtfndc  Veraoch  ebenso 
interessant  al«  lioaelif enswert.  Juraschek. 

Das   Erfurter   l'ro^rnnim.    Von   Dr.  .luliu»   Ofner.    Wien   1893.   A.  Holder. 

kl.  «",  m  a. 

Daa  vorliegende  Hct'tchen  gibt  einen  Vortrag  wieder,  den  der  Verfasser  im  wissen- 
schaftlichen Club  gehalten  hat.  Er  bekilnipft  darin  das  Krfurtcr  Programm  der  deut-olit  n 
Siicialistcn,  indem  er  es  dem  Gothaer  Pr<igramm  von  1877  mit  dessen  La8»alli-Ml..M 
Ideen  gegoniiberstellt,  indem  er  die  erste  Hälfte  des  Programmes  in  feiner  L'nw:t 
enthüllt,  da  ja  die  beklagten  Uebelstände  der  gegenwärtigen  bürgerlichen  Gesil- 
nicht  mit  dieser  begründet  wurden,  sondern  auch  früher  u.  zw.  in  intensiverem  .Mi.--' 
bestanden,  und  indem  er  der  Behauptung  widerspricht,  dass  die  moderne  GeicU». liall 
eine  absterbende  GeseUschaftsotdnung  sei.  Kr  meint  vielmehr,  sie  sei  erst  in  der  vollen 
Entwicklung  begriffen  und  werde  erst  zur  Vollendung  gelangen  wenn  sie  alle  die  aus 
dPHi  Mittelalter  stanmienden  Erbübel  iiiedergekämpft  haben  wird.  Bisher  habe  sie  die» 
nur  einseitig  durch  Erkiuiipfung  der  politischen  Freiheitsrechte,  der  Menschenrechte  grthan. 
sie  müsse  dasselbe  aber  auch  thun  auf  wirtschaltlichem  Gebiete.  Wie  auf  jenem,  müsse 
sie  auch  auf  diesem  Gebiete  zur  Aufstellung  von  Grundrechten  gelangen,  von  welchen 
der  Verfasser  in.sbesondere  zwei  nennt:  Jedem  niuss  das  Unctbehrliche  gewährt  werden ; 
die  Arbeit  ist  grundsätzlich  die  alleinige  Erwerbsquell"'  für  Eigenthum. 

Welche  Verwirklichung  dicken  theoretischen  Sätzen,  diesen  Gesetzgeber-Monologen 
werden  soll,  deutet  der  Vortrag  nur  an  und  in  der  That  kann  darunter  die  weitestgehende 
Unistülpung,  aber  auch  die  engste  Reform  der  Gesellschaft  verstanden  werden,  denn  alle« 
kommt,  wie  ja  auch  bei  den  politischen  Preihcitsrechtcn  auf  die  ausführenden  Gesetze 
an.  Das  erkennt  auch  der  Verfasser  und  er  verlangt  daher  eine  Acnderung  der  Gesetze. 
Dies  könne  nur  auf  dem  Wege  der  Umgestaltung  der  Denkweise  der  Gesetzgeber,  in 
letzter  Linie  des  Volkes  geschehen,  denn,  sagt  der  Verfasser,  der  Soeialismus  ist  ,ini 
inneren  Kern  eine  ethische  Bewegung".  Wenn  man  dies  auch  dahin  gestellt  lasst.  so  hat 
der  .Socif.lismus  in  der  That  seine  Stärke  in  einer  tiefgehenden  Umgestaltung  unserer 
ethischen  Anschauungen.  Wir  sind  schon  lange  nicht  mehr  ausschliesslich  beherrscht  von 
den  erhabenen  Grundsätzen  der  Hoheit  des  Leidens,  von  den  Geboten  des  Mitleides,  von 
der  willenlosen  Hingabe  an  das  sei  es  unabänderliche,  sei  es  gerechte  Schicksal,  wir 
wollen  zur  Herrschaft  emporwachsen,  wir  wollen  unser  Schicksal  corrigieren.  ihm  gebieten ; 
man  verlangt  nicht  Gna^ie,  sondern  Kecht  und  Gerechtigkeit,  aber  nicht  jene  furchtbare. 
die  uns  die  Natur  und  die  natürlich  gegebenen  Verhältnisse  aufnüthigen,  sondern  jene 
zutheilende  Gerechtigkeit,  die  ein  über  der  Menschheit  waltender,  das  Nächste  und 
Forn.ste  umfassender  Intellect  austheilen  könnte.  Dahinaus  strebt  unser  etliisehes  Empfinden 
und  unter  dem  Widerstreite  zwischen  den  auf  einer  anderen  Lebensanschauung  beruhenden 
Zuständen  und  dem  Drange  nach  der  Verwirklichung  jener  neuen  Forderungen  leidet 
unsere  Gegenwart.  Je  weiter  aber  jenes  Emphndcn  um  sich  greift  desto  mehr  verliert 
das  Bestehende  seinen  Halt  und  desto  nothwendiger  wird  die  Umgest»ltnng  der  modernen 
Gesellscliatt.  Dass  dies  nicht  in  einem  Tumult  der  Leidenschaften,  soii.Jcm  allmählich 
und  in  ITebereipstinnMung  mit  dem  Wnndel  unserer  etliischen  Lebensansehannngen 
geschehe,  dafür  hat  allerdings  die  Weisheit  der  Gesetzgeber  jedes  Staates  zu  sorgen. 
Das  scheint  nun  allerdings  wohl  möglich  zu  sein,  doch  möchten  wir  es,  als  die  Aufgabe 
der  Soi'ialrefonn  und  nicht  des  Socialismus  in  dem  geltenden  Wortsinn  bezeichnen. 

Juraschek. 

Lchrhiieli  der  Hnndelspcsehichte  auf  (Jrnndliige  di-r  Wirtat  haffs-  und 
Soeinlgeschlthte.  Mit  einem  bibliographischen  Anhange.  Von  Dr.  Richard  Mavr. 
Wien  1894.    A.  Holder.  —  8»  S.  351  und  Vlll  1  fl.  76  kr. 

Wenn  man  den  Inhalt  dieses  Lehrbuches  ttberbliekt,  so  ist  man  überrascht  Ober 
den  Reichthum  desselben  und  zwar  nicht  bloss  hinsichtlich  de«  Umfanget  des  leitlichen 
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und  örtlichen  Details  der  Darstellung  des  Lehrstoffes  ^  geht  doch  diese  von  den 
Handelsverhiiltnissen  in  der  asiatischen  Urhuimat  der  Menschheit  aus  und  reicht  alle 
Völker  und  Staaten  der  Erde  umspannend  herauf  bis  ins  Jahr  1894  —  sondern  vor- 
nehmlich hinsichtlich  der  Erörterungen  und  Ausführungen,  welche  der  Verfasser  zur 
Lösung  seiner  Aufgabe  aus  allen  möglichen  Wissensgebieten  entlehnt.  Allerdings  für  das 
richtige  V'erständnis  der  Entwicklung  von  Handel  und  Verkehr  ist  eine  nicht  geringe 
Kenntnis  der  Resultate  aller  jener  Wissenschaften  geboten,  welche  sich  mit  Gegenständen 
beschäftigen,  die  auf  jene  Entwicklung  Einfluss  nehmen.  Was  aber  nahm  und  nimmt 
nicht  alles  Einfluss  auf  Handel  und  Verkehr!  Da  sind  die  geographischen  und  ethno- 
graphischen Verhältnisse,  da  ist  das  Rechtsleben  der  Völker,  da  sind  die  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Zustände,  da  sind  die  Kenntnis  und  Benützung  der  Natur  und  ihre 
Kräfte,  da  ist  vor  allem  der  Ausbau  der  Menschheitsgeschichte,  wie  der  national- 
ökonomischen Anschauungen,  wodurch  jene  Seiten  der  Betbätigung  des  Individuums,  wie 
ganzer  Völker  beeinflusst  und  bestimmt  werden.  In  allen  diesen  Beziehungen  hat  aber 
der  Verfasser  mit  gutem  Takt  aus  den  Resultaten  der  entsprechenden  Wissenschaften 
herangezogen,  was  immer  die  Art  des  Handels,  seinen  Auf-  und  Niedergang  in  den 
einzelnen  Epochen  und  bei  den  einzelnen  Völkern  zu  beleuchten  und  zu  erklären  vermag. 

Besonders  stark  wird  wie  selbstverständlich  die  Weltgeschichte  herangezogen, 
freilich  nur  im  Hinblick  auf  ihren  Einfluss  auf  den  Handel  und  das  wirtschaftliche  Leben 
der  Völker.  Dies  gelingt  aber  dem  Verfasser  häufig  in  so  treffender  Weise  —  man  ver- 
gleiche nur  eimnal  seine  Darstellung  der  französischen  Revolution  — ,  dass  man  dem 
Lehrbuch  auch  in  jene  Schulen  Eingang  wünscht,  wo  die  Weltgeschichte  vorwiegend 
noch  als  Kriegsgeschichte  und  als  Evolutionsgeschichte  der  Ideen  der  Könige  und  Staats- 
männer gelehrt  wird.  Weltgeschichte  wird  man  zwar  aus  diesem  Lehrbuche  der  Handels- 
geschichte nicht  lernen  und,  wer  die  Geschichte  der  Menschen  und  Völker  nicht  kennt, 
wird  trotz  der  gelungenen  Darstellung  vielfach  über  den  Zusammenhang  der  Begeben- 
heiten im  Unklaren  sein,  doch  scheint  es  uns  ungerecht  zu  sein,  zu  fordern,  dass  auch 
auf  solche  Leser  Rücksicht  genommen  wird. 

Dagegen  ist  der  V^erfasser  hinsichtlich  der  Nationalökonomie  viel  weiter  ge- 
gangen und  der  Gegner  des  „laissez  faire,  laissez  aUer"  mag  froh  sein,  dass  es  in  der 
Wissenschaft  noch  keine  Gesetze  gegen  „Gewerbestörung"  gibt,  sonst  könnten  leicht 
Verfasser  von  Lehrbüchern  der  Nationalökonomie  in  diesem  Lehrbuch  einen  unbefugten 
Eingriff  in  ihre  Rechte  erblicken.  In  Betreff  dieses  Wissensgebietes  bringt  eben  der 
Verfasser  sehr  viel.  Er  begnügt  sich  eben  nicht  mit  der  Ausführung  jener  national- 
ökonomischen Lehren,  welche  die  Entfaltung  des  Handels  wesentlich  beeinflussten,  sondern 
er  stellt  die  Lehren  einzelner  Schulen  im  gajizen  Umfange  dar,  so  z.  B.  rücksichtlich  der 
Merkantilisten  (S.  170),  denen  er  überhaupt  ein  freundliches  Andenken  weiht:  er  definiert 
und  erläutert  oft  recht  eingehend  eine  ganze  Reihe  von  nationalökonomischen  Begriffen, 
Gesetzen  und  Regeln;  ja  er  bringt  einen  ganz  selbständigen  Abschnitt  (S.  28i— 289), 
der  die  nationalükonomische  Literatur  und  das  wirtschaftliche  Bildungswesen  behandelt. 
Dabei  nimmt  der  Verfasser  wohl  auch  öfter  Paitei  und  besonders  gegen  die  Engländer. 
Er  scheint  da  wohl  zu  übersehen,  dass  die  Begründer  der  Lehre  von  der  wirtschaftlichen 
Freiheit  gewiss  der  Meinung  waren,  dass  die  Einhaltung  der  Regeln  derselben  allen 
Völkern  nütze,  und  dass  selbst  viel  später  die  englischen  Nationalökonomen,  stets  ihre 
Zustände  vor  Augen,  diese  Lehre  als  die  allein  richtige  hinstellen  konnten,  ohne  die 
Absicht,  andere  Völker  zu  schädigen.  Nicht  sie,  sondern  die  Continentalen  mag  man  ob 
ihrer  Blindheit  tadeln. 

Das  überaus  starke  Heranziehen  nationalökonomischen  Stoffes  lässt  sich  leicht 
begreifen  und  rechtfertigen.  Es  ist  eben  die  Kenntnis  der  Lehren,  wie  der  Entwicklung 
der  Nationalökonomie  besonders  in  Oesterreich  und  Deutschland  nicht  genügend  und 
keineswegs  so  verbreitet,  wie  die  Kenntnis  der  Geschiclite:  gleichwohl  aber  sind  diese 
Lehren  vielfach  nothwendig  zum  Verständnis  der  Entwicklung  von  Handel  und  V^erkehr. 
Wenn  wir  nun  also  auch  dem  Verfasser  beipflichten  in .  der  Meinung,  dass  national- 
ökonomische  Lehren  in  einem  Lehrbuch  der  Handelsgeschichte  reichlicli  zu  berücksichtigen 


sinaso  möchten  wir  doch  nicht  so  weit  jfplicn  wie  er  and  md.hton  anJercrstIt«  eine  »ehr 
nahe  verwandte  Wisscnsilialt  der  Nationalokonoinie,  die  Statistilc  stärker  berUcksicbtif^t 
wissen.  Der  Verfasser  hätte  da  manche»  von  den  bösen  Enfflandem  lernen  können, 
deren  Handbücher  der  Handelsgeschichte  von  statistischen  Daten  Rcra  lezu  strotzen.  Jede 
Periode  wird  charakterisiert  durch  den  Stand  und  die  Beivegunjr  der  Uevölkcrung,  di-r 
Production,  der  Consuintioii,  der.  Preise,  des  Handels  u.  s,  w.  Wie  ganz  anders  ist  aber 
das  Bild,  das  man  durch  eine  vage  Wortsehilderung,  gegenüber  jenem,  das  man  durch 
eine  prägnante  Zahlenschil'lerung  erhält!  Was  denkt  man  tich  denn  auch  unter  einer 
grossartigen,  mächtigen  Entwicklung  z.  B.  der  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten. 
Welch"  scharfes  Bild  hat  man  dagegen,  wenn  man  erfährt,  datis  von  1800  bi»  1890  die 
Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  von  '>  auf  6.3  Millionen  anwuchs,  während  zur 
selben  Zeit  in  Schweden  die  Bevölkerung  sich  gerade  nur  verdoppelte.  Und  wie  ist  da« 
Wesen  dieses  Waehsthums,  wie  das  rastlose  Vorwärtsdrängen  dieser  Bevölkerung  sofort 
ins  Helle  gestellt,  wenn  man  berichtet,  dass  in  72  Jahren  über  17  Millionen  Menschen 
in  die  Union  einwanderten,  dass  in  dem  letzten  Decennium  jährlich  fast  '/,  Million  Ein- 
wanderer vericiclinet  wurden  und  dass  von  den  63  Millionen  Bewidinern  .Amerikas  '  ,, 
nämlich  über  9  Millionen  im  Auslande  geboren  sind;  Welch'  bezeichnender  Ausdruck  für 
die  Veränderung  in  den  Wirtscliaftsstand  der  Union  ist  auch  die  Thatsache,  dass  ISO! 
nur  249.000  Menschen  einwanderten. 

Mit  welcher  Bestimmtheit  kaim  man  ferner  z.  B.  von  der  Grösse  des  Einflusses 
der  AusJehnnng  des  Eisenbahnnetzes  auf  die  Capitalsinvestiening.  auf  die  Steigerung  der 
Ersparnisse,  auf  die  Acnderungen  im  Zinsfusse  der  Capitalien  u.  s.  f.  handeln,  wenn  man 
von  den  zitt'ernmässig  festgestellten  Anlagesununen  ausgeht,  wonach  z.  B.  1867  erst  37, 
189.3  aber  bereits  143  Milliarden  Mark  in  Bahnen  investiert  waren. 

Solche  statistische  Daten  verwendet  der  Verfasser  leider  verhältnismässig  selten. 
Am  häufigsten  bringt  er  sie  dort  vor,  wo  von  ganz  grossen,  allgemeinen  Zuständen  und 
Verhältnissen  gehandelt  wird,  so  S.  217  Vennehrung  der  Bevölkerung  Europas,  Aus- 
wanderung aus  Europa  —  S.  224  Wachsthuni  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde  —  S.  229 
Goldproduction  der  Erde  u.  s.  f. ;  dagegen  fehlen  sie  fast  ganz  bei  der  Charakterisierung 
einzelner  Gebiete  und  Details.  Vielleicht  würde  die  stärkere  Berücksichtigung  statistischer 
Daten  den  Verfasser  auch  vor  manchen  irrigen  Behau])tungen  bewahrt  haben.  So  würde 
er  wohl  (S.  231)  den  Satz  vom  Kampfe  ums  Gold  und  der  Sorge  wegen  des  GoldmangeU 
noch  im  Jahre  1894  so  ganz  nackt  nicht  hingestellt  haben,  wenn  er  sich  vergegenwärtigt 
hätte,  dass  von  1883 — 93  die  Goldproduction  fast  jährlich  zunahm  nnd  von  14.3.000  kg 
auf  die  enorme,  nie  erreichte  Höhe  von  237.000  kg  anwuchs  und  da.s3  selbst  während  der 
Zeit  des  sogenannten  Kampfes  ums  Gold  (1880—1892)  di.'  I'.anV.n  ihn'n  C.li-.h.it/  idine 
besondere  Mühe  von  14  auf  16  Milliarden  Mark  erhöhten. 

Wir  meinen  also,  dass  eine  stärkere  Ausstattung  mir  siiiii.<i]siiun  i'an'n  neni  vor- 
liegenden Lehrbuch  nur  zum  Vortheile  gereichen  würde  und  möchten  wünschen,  dass  der 
Verfiisser  diepcni  Gedanken  bei  der  nächsten  Auflage  seines  Buches  näher  träte:  denn 
davon,  dass  dieses  Lehrbuch  eine  .solche  Neuauflage  in  Kürze  erleben  wird,  sind  wir  bei 
der  im  übrigen  zweifellosen  Güte  desselben  voll  überzeugt.  Ju.ra8chek. 

Dr.  (i.  Zepler:  Aerztliche  Syndikate.  Ein  lieformvorschlag  B.'rlin  l^'Vl.  Verlag 
von  J.  Goldsehni  idt.  8"  20  S. 

Wie  in  vielen  anderen  Ständen  ist  auch  in  jenem  iler  .\ente  das  Vera 
nicht  in  llebereinslimmung  mit  der  Leistung  und  ist  die  Ungleichheit  des  in 
Erwerbes  enorm.  Während  einzelne  Aerztc  sich  grosse  Vermöiren  verdienen,  sind  an-ier« 
kaum  in  der  Lage,  sich  ihren  Lebensunterhalt  zu  erwerben.  Die  Ursachen  liegen  anch 
hier  wie  anderwärts  zum  grossen  Thcil  in  der  zahlreichen  Concurrenr,  in  dem  Zasanimen- 
drangen  der  Arbeitnehmer  an  einem  Orte.  Aber  nicht  uiesen  Ursachen  geht  der  Ver- 
fasser der  Broehure  nach,  sondern  er  empfiehlt  ohne  Rücksicht  auf  dieselben  einen  Vor- 
schlag zur  Verbesserung  der  materiellen  Lage  der  .\erzte. 

Danach  sollen  aus  Laien  und  .Verzten  zusammengesetzte  Syndikate  gebildet 
werden,  welche  einerseits  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  und  den,  eventuell 
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nach  der  Höhe  der  Einljommensteuerleistung  zu  erfassenden  Vermögensstand  der  Einzelnen 
das  ärztliche  Honorar  festzustellen  und  andererseits  die  Einhebung  des  angefallenen  und 
die  Vertheilung  des  eingehobenen  Honorares  zu  besorgen  hiitton.  Wie  das  im  Einzelnen 
auszuführen  wäre,  wie  der  bequemere,  der  renommiertere  Arzt  auch  höhere  Honorare 
verlangen  und  einheben  könne,  wie  der  Arme  von  der  Honorarzahlung  ganz  befreit 
werden  könne  u.  s.  w;  das  muss  man  in  der  Brochure  selbst  nachlesen,  die  auf  all 
diese  Detailfragen  eingeht;  hier  nur  soviel,  dass  der  Verfasser  redlich  bemüht  ist.  alle 
möglichen  Einwände  gegen  sein  System  zu  widerlegen. 

Wir  sind  auch  weit  entfernt,  dies  zu  versuchen.  Dagegen  möchten  wir  bezweifeln, 
dass  dieses  System  die  gerechten  Klagen  der  Aerzte  zu  beheben  vermag,  da  es  ja  doch 
nicht  die  Ursachen  derselben  beseitigt.  Man  sollte  vielmehr  dafür  sorgen,  dass  die  Con- 
currenz  geringer,  das  Zusammendrängen  der  Aerzte  in  den  grösseren  Orten  schwächer 
würde.  Bei  uns  in  Oesterreich  könnte  dies  allenfalls  dadurch  geschehen,  dass  der  Staat 
in  den  von  Aerzten,  man  möchte  sagen,  gemiedenen  Gebieten,  in  Galizien,  in  der  Buko- 
wina, auf  dem  flachen  Lande  überhaupt,  staatlich  dotierte  Stellen  für  Aerite  errichtet 
und  in  den  Landeshauptstädten  nur  solche  Aerzte  zur  Praxis  zulässt,  welche  eine  Zeit 
lang  in  dieser  Weise  gedient  haben.  Auf  diese  Weise  könnte  dem  vielbeklagten  Aerzte- 
mangel  auf  dem  Lande  und  der  Noth  der  Aerzte  in  den  Grosstädten  abgeholfen  werden. 
Freilich  müsste  hiezu  der  Staat  in  den  Säckel  der  Steuerträger  greifen,  aber  er'  wird 
dies  auch  thun  müssen,  wenn  er  die  Errichtung  ärztlicher  Syndikate  zulässt. 

Juraschek. 

August  Meitzen.  Die  Boden-  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
preussischen  Staates.  V.  Band.   Berlin  1894.  XVHI  und  .564   S.  nebst  317   S.  Tabellen. 

Das  unter  dem  gleichen  Titel  bereits  vor  zwanzig  Jahren  erschienene  vierbändige 
Werk  von  Meitzen  hat  sich  wegen  der  Reichhaltigkeit  seines  Inhaltes  und  der  überaus 
sorgfältigen  Sammlung  und  Verwertung  des  ganzen  zur  Verfügung  stehenden  Materials 
schon  längst  in  den  Kreisen  der  gelehrten  Welt  wie  der  praktischen  Verwaltung  einge- 
bürgert. Da  jedoch  dasselbe  siih  nur  auf  die  älteren  preussischen  Provinzen  bezog  und 
doch  auch  zum  Theil  bereits  veraltet  ist,  war  das  Verlangen  nach  einer  ergänzenden 
Keubearbeitung  längst  rege.  Diesem  Verlangen  soll  nun  durch  die  mit  dem  V.  Bande 
eröfftiete  zweite  Abtheilung  des  ganzen  Werkes,  welchem  noch  zwei  weitere  Bände  folgen 
werden,  entsprochen  werden.  Demgemäss  enthält  das  neue  Werk  nun  eine  vollständige 
Beschreibung  der  neuen  Provinzen  und  eine  Darstellung  der  gemeinsamen  Fortimtwickelung 
der  alten  und  neuen  Landestheile  seit  1866,  welchen  die  ältere  Tenitorialgeschichte  der- 
selben beigefügt  ist,  sodann  die  Grund-  und  Gebäudesteuer -Veranlagung  der  neuen 
Provinzen  nebst  einem  historischen  Eückblick  auf  das  Vermessung-  und  das  Grund-  und 
Gebäudesteuerwesen  in  den  neuen  Provinzen  vor  dem  Jahre  1866.  An  diese  Hauptgrund- 
lage für  die  Betrachtung  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  schlies.st  sich  in  den 
folgenden  Abschnitten  die  Darstellung  der  natürlichen  Bescliatfenheit  des  Staatsgebietes 
(Geologie,  Meteorologie,  Hydrographie  und  Urographie).  Ausführliche  Darlegungen  über 
die  örtliche  Beschaffenheit  des  Culturbodens  und  über  die  Verbreitung  der  technisch 
nutzbaren  Mineralien  beschliessen  den  textlichen  Inhalt  dieses  Bandes,  dem  überdies 
zahlreiche  Tabellen  über  Flächeninhalt,  Amtsbezirke,  Gemeinden,  Wohnstätten,  Haus- 
haltungen und  Bevölkerung,  dann  über  Flächeninhalt  und  Reinertrag  der  Grundstücke 
nach  Culturaiten,  Zahl  und  Xutzungswert  der  Gebäude  nach  städtischen  und  ländlichen 
Gemeinden,  sowie  über  die  Bodengattungen  und  die  Witterungsverhältnisse  beigegeben 
sind.  In  den  folgenden  zwei  Bänden  soll  noch  die  Bevölkerung,  die  Besiedelungsweise 
und  der  Anbau,  die  Landesculturgesetzgebung  und  ihre  Durchführung,  sowie  die  Grund- 
eigenthumsvertheilung  dargestellt  werden,  so  dass  damit  das  ganze  gross  angelegte 
Programm  des  Werkes  nach  dem  neuesten  Stande  der  Xatuiwissenschaft.  Statistik  und 
Gesetzgebung  erfüllt  sein  wird.  Wir  bewundem  die  Unermüdlichkeit  und  Geistesfrische 
des  Verfassers,  der  noch  am  Abende  seines  Lebens  neben  anderen  tiefgründigen  und 
ausgedehnten  wissenschaftlichen  Arbeiten  diese  neue  Bearbeitung  seines  Hauptwerkes 
unternommen  hat,  auf  welches  sein  Vaterland  und  die  ganze  deutsche  Wissenschaft  mit 
Recht  stolz  sein  könnnen.  J. 


f.il.-raluiliiiiclit. 

Dr.  W.  Hasbach,  Professor  der  ülaatswisscnschafteii  an  der  Universität  Kiel, 
Die  englischen  Landarbeiter  in  den  letzten  hundert  .lalircn  nml  dl.'  Kin- 
hegungcn.  393  S.  Leipzig  1894,  Duncker  &  Humblot 

In  der  Einleitung  wird  zunächst  darauf  hingewiesen,  wie  s.it  n.  m  ii.  jami 
in  Engliind  der  Adel  verarmte,  wie  das  Waclisthuin  des  kleinen  und  bäuerlichen  i 
tliunis.  die  Hildung  einer  neuen  Art  Gentry  aus  den  städtischen  und  gewerblichen  Mittel- 
clasisen  herbeiführte,  bis  unter  Karl  II.  folgender  juristischer  Knifl  wirksam  wird.  Dieser 
machte  es  nämlich  möglich,  den  Grundbesitz  durch  Faniilienstiftungen  zusaniraenzuhalten, 
wodurch  die  rechtliche  Grundlage  des  von  schweren  Lasten  der  Lehnsverfassung  be- 
freiten Grundbesitzes  geschaffen  wurde.  Aber  das  nie  völlig  befriedigte  ,Abrundungs- 
bediirfnis"  der  wirtschaftlich  gekräftigten  Majoratsherren  ninsste  sich  mit  zerstörender 
Wucht  auf  das  häuerliche  Eigenthuni  werfen  und  ein  sociales  Gebilde  der  letzten  vier 
Jahrhunderte  allmählich    wieder  von    dem  Boden    und   aus   der  Gesellschaft   verdrängen. 

So  tritt  durch  wirtschaftliche  und  rechtliclie  Kräfte  in  eine  bestimmte  Ent- 
wicklungsbahn gedrängt,  der  befestigte  und  gckräfligte  Grossgrundbesitz  in  das  18  Jahr- 
hundert ein,  für   die    unteren  Classen    aber   eine  Zeit   schwerer  Gefahren   herbeiführend. 

Die  Landwirtschaft  erfährt  durch  die  Verbesserungen  des  Verkehrswesens  einen 
grossen  Aufschwung,  welcher  vorzugsweise  London  zugute  kommt.  Hier  nimmt  die 
Bevölkerung  mit  einer  noch  nicht  da  gewesenen  Schnelligkeit  zuj  ein  neues  Ideal  der 
Lebensführung  und  des  Lebensgenusses  wird  dort  von  den  oberen  Classen  aufgestellt, 
das  ein  häufig  ruinierendes  Vorbild  für  die  kleine  Gentry  wird.  Da  in  der  Hauptstadt 
etwa  ein  Zehntel  der  gesamniten  Bevölkerung  wohnt,  von  der  ein  verhältnismässig 
grösserer  Theil  der  erzeugten  Güter  verzehrt  wird,  als  von  den  übrigen  neun  Zehntel, 
so  wird  es  begreiflich,  dass  in  den  Grafschaltsberichten  die  Ernährung  der  Hauptstadt 
als  die  wichtigste  Aufgabe  der  gesamniten  landwirtschaftlichen  Warenerzeugung  Englands 
erscheint.  Immer  entferntere  Bezirke  müssen  zur  Versorgung  Londons  herangezogen 
werden.  Damit  wächst  auch  die  Zahl  der  Vermittler,  der  Vor-  und  Aufkäufer,  immer 
neue  Glieder  schieben  sich  zwischen  Producenten  und  Consumenten  ein.  Auf  dem  Vieh- 
markte zu  Smithtield  zeigen  sich  grosse  Misstände.  Je  mehr  endlich  die  Einzelwirt- 
schaften in  den  Verkehr  hineingezogen  werden,  je  ausgedehnter  dieser  wird,  umsomehr 
Gelegenheit  bietet  sich  zu  Missverständnissen  oder  Verletzungen  fremder  Kechtssphären. 

Unter  dem  Drucke  dieser  politischen,  wirtschaftlichen,  socialen  und  psychischen 
Kräfte  brechen  auf  dem  platten  Lande  die  alten  Betriebs-  und  Besitzverhältnisse  zu- 
sammen, soweit  sie  nicht  schon  seit  dem  15.  Jahrimndert  verschwunden  waren,  ein 
Vorgang,  welcher  sich  mit  dem  Worte  „inclosure",  auf  deutsch  , Einhegung"  zusammen- 
fassen lässt. 

„Was  bedeutet  nun  der  Begriff  der  ^Einhegung"?  Unter  „inclosnre"  versteht  man 
die  dauernde  Umzäunung  des  im  Privateigenthum  einer  Person  befindlichen  Grundes 
und  Bodens  auf  der  Dorfflur  in  verschiedenen  Grössenverhältnissen  und  das  umzilante 
Grundstück.  Die  Einhegung  geschah  gewöhnlich  in  der  Weise,  dass  man  ein  Grundstück 
mit  Graben  und  Wall  umzog,  auf  welchem  man  eine  natürliihc  ILik.'  am  fi.mztp.  in 
dieser  liess  man  Bäume  stehen  oder  man  setzte  sie  hinein. 

Man  muss  aber  die  älteren  „inclosnres",  welche  meist<  h»  >  -  i  .üi,«  ^  i . .  .'.■.■.•>s- 
regeln  grosser  und  kleiner  Grundbesitzer  zur  Betreibung  der  Weidewirtschaft  waren, 
von  den  Einhegungen  des  18.  und  19.  Jahriiunderts  unterscheiden.  Diese  w,inn  dagegen 
meistens  gemeinschaftliche  Angelegenheiten  des  ganzen  Dorfes  und 
bezweckten  die  reichlichere  Versorgung  von  Fleisch  und  Brot.  Einen  geregelten,  allge- 
meinen Charakter  konnten  die  dauernden  Einzäunungen  erst  dann  erhalten,  als  sie  ein 
gesellschaftlicher  Process  wurden.  Da  legte  man  nach  einem  vorher  entworfenen 
Plane  die  über  die  offenen  Felder  zerstreuten  Grundstücke  aller  Wirte  eines  Gutibeiirke» 
zusammen,  und  gab  Jedem  zusammenliegende  Grundstücke;  darauf  hegte  ein  Jeder  den 
ihm  zufallenden  Antheil  ein.  Diese  letzte,  abschliessende  Thätigkeit  ist  dem  englischen 
Volksgeiste  so  sehr  als  das  Wichtigste  an  dem  ganzen  Vorgange  erschienen,  d»s»  das 
die   Einhegung  bezeichnende   Wort   „inclosure"   auch   die   ihr  vorangehenden,  sie  Ter- 
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mittelnden  Thiitigkeiten  der  Zusammenlegung  und  Auftheilung  der  Gemeinheiten  sprachlicli 
timfasste.  So  bedeutet  „inclosure"  drittens  die  Beseitigung  der  lialb  commuuistischen 
Agrarverfassung,  um  Platz  für  eine  individualistische  Ordnung  zu  machen. 

Von  diesen  beiden  inclosures  ist  aber  noch  eine  dritte  Classe  begriftlich  auszu- 
scheiden. Charakterisieren  sich  die  beiden  anderen  dadurch,  dass  sie  die  Tendenz  haben,  eine 
früh  er  e  Agrarverfassung  zu  beseitigen.so  trifft  dies  auf  die  älteste  Classe  von 
Einhegungen  nicht  zu,  das  heisst  auf  diejenigen,  mit  welchen  das  „Statute  of  Merton"  von 
1236  und  das  „Statute  of  Westminster  von  1285  sich  beschäftigen.  Diese  bezeichnen 
nämlich  die  Grenze,  bis  zu  welcher  der  Gutsherr  ungeurbartes,  als  Gemeinweide  dienen- 
des Land  einzäunen,  für  sich  benützen,  der  allgemeinen  Benutzung  entziehen  darf.  Die 
Agrarverfassung,  die  bestehende  Feldgemeinschaft,  das  Betriebssystem  lassen  derartige 
Einhegnngen  noch  ganz  unberührt.  Der  Gutsherr  hat  durch  eine  solche  „Inclosure"  mehr 
Hofland  erhalten,  welches  er  in  herkünmilicher  Weise  durch  Hörige  bewirtschaften,  aber 
auch  an  Freisassen,  Hüfner,  Kutter,  Handwerker,  Arbeiter  verpachten  kann.  Diese  be- 
grifflich gesonderten  Classen  von  Einhegungen  sind  seit  dem  15.  Jahrhundert  neben- 
einander hergegangen. 

Eingehender  werden  die  Einhegungen  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  behandelt, 
in  welcher  Zeit  damals  die  Hälfte  oder  gar  zwei  Drittel  von  England  eingehegt  wurden 
Der  Verfasser  zählt  diese  Districte  einzeln  auf  und  macht  hiedurch  die  Grösse  der  wirt- 
schaftlichen und  socialen  Veränderungen  deutlich,  welche  in  wenigen  Menschenaltern 
schrecklich  wie  der  schwarze  Tod  über  die  unglückliche  englische  Bauernschaft 
hereinbrachen. 

Ein  Höriger  wird  nach  dem  andern  aus  dem  Dienstverhältnis  entlassen,  wahr- 
scheinlich wie  es  möglich  wird,  aus  dem  Nachwüchse  der  Hüfner  und  Kötter  zuverlässige 
bezahlte  Arbeitskräfte  zu  erhalten.  Nun  tritt  der  schwarze  Tod  plötzlich  ein,  vielleicht 
das  unheilvollste  und  folgenschwerste  Ereignis  in  der  ganzen  Socialgeschichte  Englands, 
und  unterbricht  den  natürlichen  Gang  der  Entwicklung. 

Nicht  nur  die  Zahl  der  Arbeiter,  sondern  auch  die  der  Hüfner  und  Kötter  wird 
vennindert;  die  überlebenden  Arbeiter,  Hofgesinde  und  Tagelöhner,  welche  eine  Gelegen- 
heit sehen,  sich  an  den  verhassten  Herren  zu  rächen,  treiben  die  Löhne  so  hoch,  dass 
der  bisherige  landwirtschaftliche  Betrieb  ins  Stocken  geräth.  Das  Parlament  tixiert  darauf 
nicht  nur  die  Löhne,  sondern  spricht  auch  den  allgemeinen  Arbeitszwang  aus,  die  beider- 
seitige Misstimmung  wird  dadurch  verschärft,  dass  die  Gutsherren  einander  unter  der 
Hand  fortlocken.    Die  Arbeiter   flüchten,    werden   gefangen  und   vom  Gutsherrn  bestraft. 

Aber  nun  greift  die  grosse  kirchliche  Bewegung,  welche  von  Wycliff  den  kräftigen 
Anstoss  erhält,  auf  das  sociale  Gebiet  über.  Sie  gibt  der  Bewegung,  welche  von  dem 
Drange  nach  persönlicher  Freiheit  und  von  der  Unzufriedenheit  zu  hoher  Pacht  ange- 
facht wird,  neue  Impulse. 

Auf  der  anderen  Seite  suchen  die  Gutsherren  aus  dem  wirtschaftlichen  Verkehr 
mit  den  unteren  Classen,  deren  Ansprüche  fortwährend  wachsen,  ihnen  gegenüber  ihr 
fonnelles  Eecht  rücksichtslos  durchzusetzen.  So  gewinnt  die  Verpachtung  des  Gutes  mit 
g  esammtem  Inventar  eine  grössere  Au.sdehnung;  ihre  offenbaren  Schattenseiten  führen, 
wie  sich  ein  Stand  von  capitalkräftigen  Pächtern  gebildet  hat.  zur  Zeitpacht  des  Gutes 
ohne  Inventar.  Aber  sowohl  social  wie  wirtschaftlich  vortheilhafter  erschien  die  wenig 
Menschen,  aber  grosse  zusammenhängende  Strecken  erfordernde  Schafzucht,  welche  nach 
dem  Beginn  des  lö.  Jahrhunderts  sehr  rasch  um  sich  greift.  Häuser,  ganze  Ortschaften 
werden  niedergerissen,  die  Gespanne  und  Pflüger  verlassen  die  Felder,  die  hierauf  dem 
Graswuchs  überlassen  werden,  Theile  der  Gemeinweide  oder  ganze  „commons"  werden 
den  Dorfgenossen  genommen;  die  so  gebildete  Fläche  wird  dann  eingehegt  und  den 
Schafen  zur  Weide  überlassen.  Wie  viele  unglückliche  Mensehen  dabei  die  Grundlage 
ihrer  Existenz  verloren,  wie  viele  allein  durch  das  Fortfallen  der  Erntearbeiten  und  die 
Schmälerung  oder  Beseitigung  der  Gemeinheiten  geschädigt  wurden,  bedarf  keiner  Er- 
örterung. 


Auch  ist  CS  voigekomiiicn,  da»»  „cop.vholdcr»"  so  gepeinigt  und  bedrückt  worden. 
Sass  HU-  freiwillig  ihr  Gütchen  verkanfton  und  mit  anJ.Ten,  die  nicht  enttchädijft  wurden, 
das  Dorf  vcrliessen.  Auch  haben  Wiihrschcinlich  manche  Krhpächter  ihr  ptite«  Besitzreclit 
verloren  und  sind  Zeitijächter  geworden.  War  aber  einmal  fler  Krbpüchter  v.tm  /eitpächter 
geworden,  dann  konnte  er  natürlich  nach  Ablauf  der  l'iuht/At  nie  an. Jen-  ■/,lli.:i.  hier 
entfernt  werden. 

Um  aber  die  schiidlichen  Wirkungen  de»  Bauern!. gnis  ali/.iis.inva.  n.n.  o.-inn 
man  den  Weg  des  polizeilichen  BauernHchutzes. 

Immer  neue  Gesetze  wärden  gegen  die  „Inclo.'inres''  erlassen,  so  dass  die  Annahme 
gerechtfertigt  wird,  dass  ohne  dicHelben  die  KnteiKnung  der  Massen  noch  grösser  ge- 
wesen wäre. 

Endlich  bewirkt  ein  spiUereH  und  von  den  Kinhegnngcn  ganz  unabhängiges  Kr- 
eignis  eine  bedeutende  Verschlechterung  des  Besitzrechtc»,  die  Silcularisation  der  Klöster 
nämlich.  Die  Erwerber  der  Klostergüter  Hessen  den  Krbpächtern  nur  die  Wahl,  entweder 
ihre  Gilter  aufzugeben  oder  Zeitpächter  zu  werden,  denn  das  Besitzrccht  der  Erbpfichter 
sei  seit  dem  Besitzrecht  der  Kirche  erloschen.  Wenn  aber  nach  Gneist  die  KlOiter  ein 
Fünftel  des  Grund  und  Bodens  besassen,  dann  muss  die  Zahl  der  dadurch  betroffenen 
Personen  eine  sehr  grosse  gewesen  sein. 

Ein  anderer  Procoss  geht  neben  den  Einhegungen  her,  mit  denen  er  jedoch  oft 
in  Wechselwirkung  steht,  nämlich  das  sogenannte  „engrossing  of  farins",  das  heisst  das 
Zusammenlegen  einer  Anzahl  kleinerer  Pachtgater  za  einem  grösseren 
Pachthofe,  wodurch  die  kleinen  und  kleinsten  Leute  entfernt  worden  sind. 

Dr.  Hasbacli  fasst  seine  gründliche  und  interessante  einleitende  Darlegung  da- 
hin zusannnen:  Nicht  die  Vermehrung  der  Bevölkerung,  nicht  das  dadurch  hervorgerufene 
^(teigcn  der  Preise  waren  zeitlich  die  erste  Ursache  der  Einhegungen,  sondeni  der  Wnnsch 
der  Grundbesitzer,  ihr  Einkommen  zu  vergrössern,  mit  anderen  Worten  die  Kente  zu 
steigern.  Dieses  Ziel  konnte  aber  im  Anfange  kaum  anders  erreicht  werden,  als  durch 
eine  Verminderung  der  Productionskosten  und  die  Einhegnng  eines  Theiles  der  Geniein- 
wcidc,  welche  keine  oder  nur  geringe  Kente  trug. 

Wie  im  1.").  Jahrhundert  und  weit  ins  16.  hinein,  war  es  im  IS  also  zue;st  niclit 
der  lioiie  Preis,  wcltlier  die  Einhegungen  hervorrief,  sondern  der  niedrige  Preis;  wie  im 
lö.  .lalirhundert  strebte  man  nach  einer  Vermehrung  des  Einkommens  zuerst  durch 
Verminderung  der  Productionskosten  und  der  Einbeziehung  bislang  rcntenlosen  Landes; 
wie  im  1,5.  und  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  waren  die  Einhegungen  begleitet  Ton 
einer  Verminderung  der  Lebensmittel;  wie  im  16.  bewirkten  sie  im  18.  die  Proletari- 
sierung der  Massen.  Endlich  wird  ausdrücklich  betont,  dass  der  durch  die  Einhegungen 
erreichte  oder  versuchte  technische  Fortschritt  für  die  grosse  Mehrzahl  der  damals 
Lebenden  kein  wirtschaftlicher  Fortschritt  war. 

Im  ersten  Capitel  wird  die  Entwicklung  einer  besitzlosen  landwirtschaftlichen 
Arlieiterclasse  in  England  dargelegt  und  ein  Bild  von  der  Dorfgesellschaft  im  ersten 
Drittel  des  vorigen  Jalirliundcrfs  gezeichnet.  Diese  hatte  den  Charakter  einer  socialen 
und  wirtschaftlichen  Abstufung.  Der  Grossgrundbesitzer  ist  durch  die  kleine  t>entrv  mit 
den  wohlliabenden  Freisassen  verbunden,  diese  bilden  den  Uebergang  zu  den  grosseren 
Erbpächtern  und  Pächtern.  An  sie  grenzen  die  kleinen  Leute,  mögen  es  Freisassen,  Erb- 
päcliter  oder  Pächter  sein;  eine  Arbeiterei  asse,  die  allein  auf  ihren  Lohn  und  zwarGeld- 
lolin  angewiesen  ist,  und  ihre  Nachkommen  in  derselben  wirtschaftlichen  und  socialen 
Stellung  zurücklassen  wird,  hat  sich  noch  nicht  gebildet,  denn  die  Tagelöhner  ' 
A'ieh.  Land  und  Weide  oder  nur  Weide,  das  Hofgesinde  hofft  wieder  eine  bescli 
Selbständigkeit  zu  erlangen.  Dem  kleinen  Manne  aber  ist  die  Aussicht,  sich  emp  r.!'.- 
schwingen,  noch  nicht  benommen.  Nachdem  er  als  Knecht  oder  Köttcr  etwas  er^ll,^;t 
hat,  mag  er  einen  kleinen  Betrieb  pachten,  dann  zu  einem  grösseren  übergehen,  vielleicht 
zur  Belohnung  für  Fleiss  und  Sparsamkeit  sich  zu  einem  kleinen  Preisassen 
eniporscliwingen. 

Zi-ilsehrift  tllr  Vulk«\vlrUch»fl,  Sooinlpontlk  und  Vcrivulmn».  IV.  B»n.l,  «.  Il<<ft.  41 
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Die  Wanulungen,  welche  wir  schon  kennen  gelernt  hahen  und  einige  andere  be- 
wirken die  Auflösung  der  alten  Dorfgesellscb  aft.  Der  Verfasser  verfolgt  diese 
Erscheinung  so  weit,  als  sie  von  Wichtigkeit  ist^  die  Lage  der  Landarbeiter  kennen 
zu  lernen. 

Als  erstes  Opfer  der  durch  die  Einbegungen  bewirkten  neuen  Verhältnisse  fiel  die 
kleine  Gentry.  Von  den  Freisassen  wurde  der  eine  durch  hohe  Preise,  welches  das  An- 
lage in  Grund  und  Boden  suchende  Capital  bot,  in  schwierigen  Zeiten  veranlasst,  sein 
Gut  zu  verkaufen,  der  andere  durch  den  Agenten  eines  benachbarten  Gutsherrn  so  lange 
geärgert,  bis  er  sich  entschloss,  es  ihm  zu  überlassen.  Die  übrigen  Schichten  der  Dorf- 
gesellschaft wurden  durch  die  Veränderung  der  Agrarverfassung  gleichfalls  erschüttert. 
Dabei  sind  vier  Vorgänge  auseinander  zu  lialten:  Die  Bildung  grosser  Pachthöfe, 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  die  Gemeinheitstheilungen  und  die 
durch  die  Einhegungen  entstehenden  Kosten. 

Die  Bildung  grosser  Pachthöfe  hat  viele  tausende,  wenn  nicht  hunderttausende 
von  kleinen  und  mittleren  Pächtern  von  ihren  Gütern  gedrängt.  Ja,  selbst  die  Kötter, 
welche  einen  oder  einige  Morgen  Land  gepachtet  hatten,  mussten  das  ^engrossing  of 
farnis"'  niitempfliiden.  Ihre  Acres  wurden  ihnen  genommen  und  dienten  zur  Vergrösserung 
einer  Farm.  Der  Landhunger  und  die  Rentennoth  der  Pächter  gieng  so  weit,  dass  man 
an  vielen  Orten  sogar  die  Gärten,  welche  mit  den  Kaden  verbunden  waren,  zum  Wirt- 
schaftshofe schlug,  sie  waren  infolge  der  emsigen  Bestellung  in  einem  vorzüglichen 
Zustande. 

Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  welche  nur  für  die  grossen  Eigen- 
thnmer  und  Erbpächter  von  Bedeutung  war,  ist  für  die  kleinen  Freisassen  und  Erbpächter 
mehr  schädlich  als  nützlich  gewesen,  weil  sie  vielfach  zu  Gunsten  der  Grossen  benach- 
theiligt  wurden.    Ausserdem  verloren  sie  die  Brach-  und  Stoppelweide. 

Weit  schädlichere  Folgen  hatte  die  Theilung  der  Gemeinweide  für  die  grosse 
Masse  der  Dorfgesellschaft,  also  für  die  kleinen  Pächter,  Kötter,  Borderers,  Freisassen, 
Erbpächter. 

Endlich  warer.  die  Kosten  der  Einhegung  und  die  Gehören  der  Landmesser  und 
Sachwalter  sehr  hohe.  Diese  Ausgaben  nahmen  dem  Kleinen  nicht  selten  das  Wenige 
was  ihm  geblieben  war,  oder  sie  versetzten  ihn  in  die  Nothwendigkeit,  Geld  zu  leihen, 
viele  wurden  gezwungen  ihre  Grundstücke  zu  verkaufen  und  so  verarmten  sie. 

Eine  weitere  Folge  dieser  Vorgänge  war  eine  bedeutende  Verminderung  des  Vieh- 
.standes.  Viele  trieben  ihr  Vieh  auf  den  nächsten  Markt  und  verkauften  es  so  gut  es 
eben  möglich  war.  Dies  ist  ziemlich  regelmässig  der  letzte  Act  in  dem  Drama  der  Pro- 
letarisierung der  unteren  Classcn  auf  dem  Lande:  nachdem  ihr  viel  hundertjähriger  Zu- 
sammenhang mit  dem  Grund  und  Boden  gelöst  ist,  folgt  der  Verlust  des  besten  Theilos 
ihres  durch  mühselige  .Arbeit  und  peinliche  Sparsamkeit  erworbenen  Capitals. 

Wo  dieser  Entwicklungsprocess  sein  Ende  erreicht  hat,  da  ist  der 
lückenlose  Zusammenhang  der  alten  Dorfgesellschaft  verschwunden,  die  Gleichheit  der 
socialen  Stellung  dem  Gegensatz  von  capitalkräftigen  Unternehmern  und  capitallosen 
Arbeitern  gewichen,  der  Aufstieg  in  die  höhere  Schicht  erschwert,  und  das  Hofgesinde 
hat  nach  Aufgabe  seiner  Stelle  keine  andere  Aussicht,  als  das  unsichere  Brot 
eines  habelosen  Tagelöhners. 

Da  aber  diese  wirtschaftliche  und  sociale  Auflösung  und  Umbildung  nicht  in 
allen  Theilen  Englands  zu  gleicher  Zeit  beendet  war,  verfielen  auch  die  ländlichen 
Classen  nicht  zu  gleicher  Zeit  der  Verarmung,  es  wurden  ihr  vielmehr  von  Jahr  zu  Jahr 
neue  Theile  zugeführt.  Es  besteht  folglich  nicht  seit  etwa  hundert  Jahren  eine  ganz 
einheitliche  ländliche  Arbeiterclasse,  die  eine  völlig  gleiche  Entwicklung  durchge- 
macht hätte. 

Zuletzt  wird  ein  Bild  von  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  im  letzten  Drittel 
des  18.  Jahrhunderts  entworfen  und  gezeigt,  wie  die  geschilderte  Umwandlung  der  wirt- 
schaftlichen und  socialen  Verhältnisse  diese  hierdurch  schon  schwer  betroffene  Arbeiter- 
classe auch  noch  unter  dem  Drucke  der  indirecten  Steuern  und  steigenden  Lebens- 
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mittel-  und  Fleischprf'is(>  lnirt  zu  I.'iili'ii   liat,  so  iIih«  '^I-   V.'.--i...ri|.i,   «■;••   ....:..;.. 
immer  metir   zurückfjclit. 

Nachdem  der  Verl'iissi'r  im  zwciti-n  Caiiit.-l  einen  l'elj.Tblick  iiüer  Ji.j  UiiJliclie 
Arbeit8verfa8Hun^  in  f^nglaiid  gegeben,  um  die  Zustande  deg  18.  und  19.  .labrhunderU 
verstiindlicli  zu  maclien,  beleuchtet  er  im  folgenden  den  «ittlichcn  Rückgang  der  land- 
lichen Arbeiter. 

Es  wird  zunächst  darauf  liingewiesen,  dass  in  den  fünflhalb  Jahrzehnten  ?oii 
etwa  1790—1835  die  Schicksale  der  ländlichen  Arbeiter  bcBtimint  wurden:  durch  die 
Lage  der  Landwirtschaft  und  die  Armengesetzgebung.  Ausserdem  haben  hierzu  mitge- 
wirkt diejenigen  gesetzlichen  Mitteln,  welche  die  sociale  Selbsthilfe  zu  beleben  suchten, 
zunächst  in  der  Gcstult  von  Hilfscassen,  dann  von  Sparbanken.  Endlich  ist  noch  die 
179.5  erfolgte  Milderung  des  Nlederlassungs-Oesetzes  zu  nennen.  Aber  alle  die  letxtge- 
nannten  Maassnahmen  haben  das  gesteckte  Ziel  nicht  zu  erreichen  vermocht. 

Hierauf  wird   die  Lage   der   englischen   Landwirtschaft  unter  dem    Kinfli. 
Handelspolitik    (Getreidegesetze)    und    sodann    die    Veränderung   der   Arbeitsverfasisuiig 
unter  der  Einwiikung  der  hohen  Preise   wie  Armengesetzgebung   in  England   dargelegt. 

Den  Ausgangspunkt  bildet  hier  das  im  Jahre  1782  erlassene  Ämiengeiietz  — 
Gilbert's  Act  —  welches  den  Arbeitern  den  gröaaten  Uusegen  gebracht  hat.  Danach 
sollten  die  seit  1723  bestehenden  „Workhouses",  in  denen  »either  die  arbeitsfähigen 
Armen  Unterkunft  gefunden  hatten,  in  der  bisherigen  Gestalt  eingehen  und  nur  als  Ver- 
sorgungs-Anstalt für  arbeitsunfähigen  Personen  weiter  bestehen.  Den  arbeitsfähigen, 
aber  arbeitslosen  Armen  sollte  von  der  Armenverwaltung  Beschäftigung  in  der  Nähe 
gesucht  werden.  Aber  das  Gesetz  stellte  den  neuen  verhängnisvollen  Grundsatz  auf,  dass 
der  Lohn  der  so  Beschäftigten  eingezogen,  ihnen  aber  ein  Einkommen  aas  der  Annen- 
casse  gezahlt  werden  sollte.  Da  nun  die  Unterstützung  der  arbeitsfälligen  Armen  ausser- 
halb des  Armenhauses  durch  ein  Gesetz  (1790)  angeordnet  wurde,  so  war  es  jetzt  Auf- 
gabe der  Gemeinden  geworden,  die  Armen,  insbesondere  im  Winter  zu  beschäftigen. 

Im  Norden  hatte  sich  die  Sitte  eingebürgert,  die  sich  rasch  Bahn  brach,  dass  alte 
Leute  und  Kinder  durch  die  Dörfer  zogen  und  um  Arbeit  anhielten,  und  von  der  Pfarrei 
ausschliesslich  bezahlt  wurden;  man  nannte  dies  „to  bc  on  the  rounds"  (Rnndensystcm). 

Hierunter  litten  aber  erstens  die  Gutsbesitzer,  sodann  die  kleinen  Handels-  und 
Gewerbetreibenden,  welche  keine  Arbeiter  beschäftigten.  Sie  wurden  aber  zu  den  Annen- 
steuern, mit  anderen  Worten  zu  den  Löhnen  der  Landarbeiter  herangezogen. 

Eine  neue  Arbeitsvorfassung  bereitet  sich  vor.  Die  hohen  Preise  verwandeln  die 
Dienstboten  in  auf  längere  Zeit  gemietete  Arbeiter,  die  niedrigen  die  Tagelöhner  in 
Gemeindearme.  Die  neue  Arbeitsverfassung  besteht  im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  ans 
zwei  Gliedern:  den  im  Hause  lebenden  Dienstboten  und  tagelrdinernden  Kuttern  und 
nun  wird  die  ländliche  Arbeit  vielfach  von  den  eben  genannten  zwei  neuen  ('la.<isen  von 
Arbeitern  vcriiclitet.  Die  Classe  der  tagelöhnernden  Gemeindearmen  setit  »ich  aus  zwei 
Schichten  zusammen:  den  regelmässig  und  unregelmiixMig  B.'si'h:lfti"ti>"  Di.'  Wfit.<r.'nt- 
wicklung  führte  dazu,  die  letztere  zu  vermehren. 

Aber  im  Laufe  der  Zeit  stellten  sich  noch  zwei  andere  >Mste;iie  neben  den  l;und- 
gang,  es  gab  also  drei.  Die  Engländer  bezeichnen  sie  als  „rounds  m  an-sy  ste  ni", 
„labour-rate"  und  .p  arish-e  mploy  men  t". 

Und  der  Kundgang  spaltete  sich  obendrein  in  drei  Unterarten:  den  gewöhnlichen 
Rundgang,  den  besonderen  und  die  Armenauction.  Der  erstere  war  der  gewöhnliche.  Bei 
der  Armenauction  wurden  die  Unbeschäftigten,  darunter  Alte  und  Invalide,  monatlich 
oder  wilclieiitlieh  versteigert  und  dem  Meistbietenden  zugeschlagen.  Die  zu  veraactio- 
nierenden  .\rbciter  wurden  in  den  Zeitungen  angekündigt. 

The  Labour-Kiite  System  bestand  darin,  dass  die  Anncn-Steuentahler  unter  sich 
übereinkamen,  aus  ihrem  eigenen  Einkommen  eine  bestimmte  Anzahl  von  nnterstütznngü- 
bcreehtigten  Arbeitern  zu  beschäftigen,  nicht  im  Verhältnis  zu  ihrem  Arbeitsbedarf, 
sondern  nach  der  Höhe  der  Rente  oder  der  Armensteuer  oder  der  Zahl  der  verwendeten 
Arbeitsiiferde  oder  der  Grösse  der  bebauten  Fläche  u.  s.  w. 
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Da  aber  nun  trotz  des  Eundgangs  in  seinen  drei  Formen  und  der  proportionalen 
Arbeiterzuweisung  noch  immer  Arbeitslose  vorkamen  und  diese  „Systeme"  ja  auch  nicht 
gleichraässig  und  überall  verbreitet  waren,  so  waren  manche  Pfarreien  gezwungen,  wenn 
sie  nicht  das  bequemere  reine  Almosengeben  vorzogen,  die  Armen  in  ganz  unproductiver 
Weise  zu  beschäftigen.  Dies  ist  das  „parish-em  ploy  ement".  Dabei  wurden  grosse 
Haufen  von  Arbeitern  zusammen  beschäftigt,  welche  „gangs"  genannt  wurden  und 
manchmal  unter  einem  gewöhnlich  völlig  machtlosen  und  oft  bedrohten  Aufseher  standen- 

Die  Folgen  dieser  Arbeitbesorgung  waren  für  den  freien  Arbeiter  Arbeiterver- 
minderung und  Arbeitslosigkeit,  Die  einen  befürcliteten,  die  Armensteuern  möchten  noch 
weiter  in  die  Höhe  gehen,  wenn  die  Pfarrpensionäre  gar  nicht  beschäftigt  würden,  also 
ihr  Unterhalt  ganz  aus  der  Armencasse  bestritten  würde,  andere  erhielten  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Arbeitern  infolge  der  proportionalen  Arbeiterzuweisung  und  bedurften  so 
weniger  freie  Arbeitskräfte.  Da  blieb  also  seihst  für  den  Mann,  der  anfänglich  seine 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  zu  erhalten  gesonnen  war,  nichts  anderes  übrig,  als  sich 
arbeitslos  zu  melden  und  damit  einen  Anspruch  auf  ein  Einkommen  mit  oder  ohne  Arbeit 
zu  erwerben.  So  wurde  der  freie  Arbeiter  auch  Gemeindearmer,  Aber  das  mächtigste 
Motiv  der  Beschäftigung  dieser  war  die  Billigkeit  der  Arbeitskraft,  die  grösstentheils 
aus  der  Grundrente  und  dem  Einkommen  derjenigen,  welche  keine  Arbeiter  beschäftigten, 
gezahlt  werden  musste. 

Während  diese  durch  das  Armengesetz  geschaffene  Arbeitsverfassung  rasch  dem 
Verfall  entgegengieng,  breitete  sich  eine  andere  in  den  östlichen  Grafschaften  aus,  an 
deren  Wurzel  ebenfalls  das  Armengesetz  lag,  das  „Gang-System".  Es  hat  Aehnlichkeit 
mit  den  zwei  vorhin  besprochenen  Systemen.  Die  Wörter  „Gang-System"  und  „Parish- 
Gang"  deuten  auf  Haufen  von  Arbeitern,  welche  unter  Aufsicht  zu  ihrer  Beschäftigung 
o-eführt  werden.  Im  Wesen  hat  es  Aehnlichkeit  mit  dem  Kunden-System,  denn  die  Arbeiter 
der  private  und  public  gangs  finden  bei  keinem  Unternehmer  dauernde  Beschäftigung. 
Sie  ziehen  von  Gut  zu  Gut  während  eines  grossen  Theiles  des  Jahres,  des  Abends  kehren 
sie  gewöhnlich  nach  Hause  zurück.  Nur  gelegentlicli,  wenn  die  Entfernung  von  der 
Wohnung  bis  zur  Arbeitsstelle  besonders  weit  ist,  bleiben  sie  kürzere  oder  längere  Zeit 
auf  dem  Pachthofe  und  schlafen  in  Scheunen  und  Ställen  oder  wo  sich  sonst  ein  Nacht- 
lager bietet.  Doch  sind  sie  nicht  mit  den  Erntearbeitern  zu  verwechseln,  in  der  EriUe- 
zeit  lösen  die  Gangs  sich  zuweilen  auf.  Aber  diese  organisierten  Haufen  von  Wander- 
arbeitern unterscheiden  sich  in  zwei  Stücken  von  den  Pfarreiarbeitern  und 
Rundenmännern.  Erstens  sind  sie  frei,  das  heisst  sie  erhalten  keine  Unter- 
stützung von  der  Pfarrei,  zweitens  bestehen  sie  aus  verheirateten  Frauen, 
jungen  Leuten  beiderlei  Geschlechts  und  Kindern. 

Bei  diesem  für  den  Grundbesitzer  und  Pächter  sehr  einträglichem  Systeme 
schiebt  sich  ein  Unternehmer,  der  sogenannte  Gangmeister,  zwischen  die  Arbeits- 
kräfte und  der  Pächter  ein;  er  schliesst  mit  den  letzteren  einen  Vertrag  über  die 
zu  verrichtende  Leistung  ab  und  erhält,  wenn  sie  gethan  ist,  und  nach  einer  bestimmten 
Zeit  die  ausbedungene  Geldsumme,  ans  welcher  er  dann  die  festgesetzten  Löhne  an 
seine  Arbeiter  zahlt.  Bei  diesem  System  hatte  der  Grundbesitzer  keine  Ausgaben  für 
Häuserbau  und  er  entgieng  der  Armenlast,  welche  ja  auf  ihn  abgewälzt  wurde.  Der 
Pächter  erhielt  so  billige  Arbeitskräfte,  welche  rasch  arbeiteten,  immer  zur  Verfügung 
standen  und  entlassen  werden  konnten,  sobald  sie  ihre  Arbeit  gethan  hatten. 

Die  Arbeit  war  aber  auch  billig  erstens,  weil  die  Arbeitskraft  Menschen 
gehörte,  welche  nicht  mit  ihrer  Ausgabe  geizten,  zweitens  die  Mitglieder  der 
Gangs,  wenn  sis  dieselbe  Art  wie  erwachsene  Personen  verrichteten,  geringere  Löhne 
erhielten  und  doch  wegen  ihrer  grösseren  Arbeitslust  und  unter  der  Aufeiclit  des  Gang- 
meisters, welcher  sie  immer,  oft  durch  Schläge  zur  Arbeit  anhielt,  dasselbe  Quantum 
von  Arbeit  leisteten.  Sie  war  drittens  billig,  weil  der  Pächter  jeder  Ausgabe  für  Arbeits- 
kräfte entgieng,  welche  vorübergehend  unbeschäftigt  waren.. 

Aber  das  Gang-System  scheint  in  der  eben  geschilderten  Gestalt  noch  zu 
theuer  gewesen  zu  sein  für  die  Pächter  bei  der  hohen  Grundrente,  die  sie  selbst 


Literaturbericht. 


61' 


unter  ungünstigen  Umständen  zahlen  nmsHten  und  dem  groHHen  Profite,  den  nie  machen 
wollten.  So  strebten  sie  danach,  da  der  Gangmeiitter  gewöhnlich  kein  Schweimtreiber 
war  und  keine  Hunfferlöhne  i^ahlte,  selbst  Gangs  zu  mieten  and  unter  einem 
Aufseher  zu  beschäftigen.  Diese  bezeichnet  man  aU  „private  gangs'  im  Gegen- 
satz zu  den  unter  einem  Uiitenieluner  (Gangmeister)  arbeitt-ndcn,  welche  „public 
gangs"  oder  „common  gangs"  genaimt  werden.  Den  Mitglieik-rn  der  „private  gangs* 
werden  dann  geringere  Lüline  als  denjenigen  der  „public  gangs'  gezahlt,  sie  wurden 
ebenso  stark  zur  Arbeit  angehalten,  die  Behandlung  war  häufig  viel  schlechter  und  der 
Pächter  ersparte  die  Differenz  zwischen  dem  Lohne  des  Aufsehers  und  dem  Einkouunen 
des  Gangnieistcrs. 

Da  die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  des  Gang-Systems  fortdauerten,  so 
breitete  es  sich  itiimer  mehr  aus.  Mit  diesem  hatte  es  sich  ähnlich  zugetragen,  wie  mit 
dein  Rundgang.  Aus  einem  Xotlilielülf  war  es  der  wielitl.'^te  Th.il  ,l.r  Arli.itsv.T- 
fassung  geworden. 

Aber  der  entsittlicliende  Kiiifluss  des  (ianf,'-.>ysteiii.-,  •ief-en  s^  ii.i'iiicne 
Seiten  nach  1834  noch  Jahrzehnte  zur  Kntwicklung  hatte,  zeigte  sich  bald. 

Das  Zusammenarbeiten  halbreifer  Menschen,  die  oft  stundenlangen  Märsche  von 
Hause  und  nacli  Hause,  die  gelegentliche  Nachtlager  auf  Gutsliöfen,  die  Freiheit  nach 
der  Arbeit  und  die  abendlichen  Stelldichein,  die  Thatsache,  dass  an  den  Gangs  mit 
Vorliebe  sich  solche  Mädchen  betheiligten,  welche  einen  starken  Drang  nach  Unabhän- 
gigkeit besassen:  alles  dies  untergrub  die  Selbstbeherrschung  und  trug  zu  seinem  Theile 
zu  der  starken  Vermehrung  der  unteren  Olassen  bei.  Selbst  die  Kleinen  konnten,  wie 
sicli  leicht  denken  lässt,  in  solcher  Umgebung  sittlich  nicht  ganz  unberührt  bleiben, 
wenn  auch  bei  iiinen  physische  und  intelleetuelle  Uebel  viel  mehr  beklagt  werden  mas.iten. 
Die  erschüpfenden  Wanderungen  und  die  übermässige  Ausgabe  der  Arbeitskraft  in  einem 
so  zarten  Alter,  der  Mangel  an  Schutz  gegen  Regen  und  Kälte,  die  Schwierigkeiten, 
welche  der  Erlangung  von  Sclmlkenntnissen  entgegenstanden,  Hessen  die  Kinder  häufig 
körperlich  und  geistig  verkümmern. 

Viele  Männer  erkannten  den  Zusammenhang  zwischen  Xichtbesitz  und  .Vrbeiter- 
elend  sehr  wohl,  weshalb  einschlägige  ßeformpläne  immer  wieder  auftauchen. 

Die  Verwandlung  des  landlosen  Arbeiters  in  einen  landbesitzenden  konnte 
auf  zwei  Wegen  vor  sich  gehen,  erstens  durch  Zuweisung  von  Land  bei  den 
Einhegungen  und  zweitens  durch  Verpachtung  von  Grundstücken.  Alle 
Arbeiter  konnten  Land  dadurch  erhalten,  dass  man  mit  dem  Häuschen  einen  grossen 
Garten  verband  oder,  wo  dies  nicht  möglich  war,  in  einiger  Entfernung  von  den  .Vrbeiter- 
wohnungen  Land  parcellierte  und  jedem  Arbeiter  ein  Stück  zuwies.  Solche  auf  dem  Felde 
nebeneinander  liegende  kleine  Parcellcn,  welche  xusammen  ein  grösseres  Grundstück 
bilden,  nennt  man  „.Vllotments". 

So  wurde  1819  ein  Gesetz  erlassen,  durch  welches  die  AmienbehOrden  • 
wurden.  Ländereien,  welche  der  Pfarrei  gehörten  oder  fremdes,  von  ihnen  geka 
gepachtetes  Land  von  den  Armen  bewirtschaften  zu  lassen:  entweder  in  der  Weise,  dass 
die  Pfarrei  einen  eigenen  Pachtbetrieb  begründete,  oder  dass  sie  das  Land  in  AUotments 
an  die  Armen  begäbe.  Erst  war  der  Arnienverwaltung  nur  erlaubt  worden,  Grund  und 
Boden  bis  zu  einer  Grösse  von  20  Acres  zu  pachten  und  zu  kaufen,  das  Gesetz  von  1831 
rückte  die  Grenze  bis  50  Acres  hinaus. 

Aber  die  Betriebe,  welche  ziemlich  zahlreich  von  den  Pfarreien  begründet  worden 
waren,  hatten  fast  durchgängig  keinen  Erfolg  gehabt.  Mehr  hatten  sich  zwar  die  Feld- 
gärten bewährt,  jedoch  die  Organe  der  Arnienverwaltung  waren  zur  Durchführung  solcher 
Maassregeln  weniger  geeignet  gewesen,  als  die  Privatpersonen,  welche  freiwillig  und  ver- 
ständnisvoll Feldgälten  errichtet  hatten.  Bedenkt  man.  dass  die  Stimmung  vieler  Kreise 
dem  Landbesitz  der  Arbeiter  nicht  freundlich  war,  so  wird  es  nicht  nur  verständlich, 
dass  die  Begründung  von  Feldgärten  durch  die  Armenverwaltung,  an  der  jene  Schichten 
stark  betheiligt  waren,  in  den  meisten  Dörfern  ohne  Resultate  blieb,  sondern  »och,  <Um 
manche  Gutsbesitzer  von  der  Landzuweisung  an  Arbeiter  abgehalten  wurden. 
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Ira  letzten  Capitel  werden  die  auf  dem  Gebiete  der  ländliclien  Arbeiterfrage  vor- 
genommenen Eeformen  behandelt.  Die  Reformperiode  zerfällt  in  zwei  ungleiche  Hälften, 
die  erste  beginnt  mit  dem  neuen  Armengesetz  vom  Jahre  1834  und  schliesst  mit  dem 
Erlass  der  Schulgesetze  von  1870  und  1876;  den  Anfang  der  zweiten  bildet  die  Ent- 
stehung der  Gewerkvereine,  und  sie  reicht  auf  das  Bestreben  der  Neubelebung  eines 
Bauernstandes  und  die  Meinungskämpfe  der  Gegenwart  herab. 

Zunächst  werden  die  Wirkungen  des  neuen  Anuengesetzes  verfolgt.  Seine  für  die 
Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter  wichtigsten  Grundsätze  waren  die  beiden  folgenden : 
Die  Unterstützungsbcreehtigten  werden  nur  im  Armenhause  verjjflegt,  wo  eine  Trennung 
von  Mann  und  Frau  stattfindet,  und  die  Pfarrei  hat  weder  die  Aufgabe,  für  die  Unbe- 
schäftigten Arbeit  zu  suchen,  noch  Zuschüsse  zu  ungenügenden  Löhnen  zu  geben;  dies 
bedeutet  einen  völligen  Bruch  mit  der  Pra.xis  der  voraufgehenden  40  Jahre. 

Für  die  Pächter  verschwand  nun  die  Möglichkeit,  die  Zahlung  der  Arbeitslöhne  in 
Gestalt  von  Armensteuern  auf  Gutsbesitzer,  Gewerbetreibende  und  kleine  Landwirte  ab- 
zuwälzen. Die  Rente,  soweit  sie  durch  die  Armensteuer  bestimmt  war,  konnte  deshalb 
erhöht  werden,  sobald  die  Pachtzeit  ablief. 

Was  nun  die  Arbeiter  betritft,  so  muss  unterschieden  werden.  In  der  kläglichsten 
Lage  befanden  sich  die  Alten  und  Invaliden,  sie  mussten  sich  von  der  Pfarrei  ernähren 
lassen,  aber  der  Eintritt  in  das  Annenhaus  fiel  ihnen  sehr  schwer. 

Die  Arbeitsfähigen  waren  nun  auf  den  Lohn  ihrer  Arbeit  angewiesen. 

Dabei  litten  sie  unter  drei  Misatänden,  von  welchen  das  alte  Annengesetz  zwei 
erzeugt  hatte.  Erstens  unter  der  starken  Vermehrung  der  Arbeiter,  zweitens  unter  der 
Herabdrückung  der  Löhne.  Vorher  hatten  sie  aus  der  Armencasse  Zuschüsse  nach 
der  Kinderzahl  erhalten,  von  nun  an  sollten  sie  den  Bedarf  ihrer  Familien 
aus  ihren  kärglichen  Löhnen  bestreiten.  Drittens  hatten  die  neuen  Betriebs-Systeme 
Arbeitslosigkeit  im  Winter  erzeugt. 

Da  in  den  Jahren  1833 — 1836  die  Landwirtschaft  eine  schwere  Krisis  durchzu- 
machen hatte,  während  die  Industrie  einen  bedeutenden  Aufschwung  nahn),  wodurch 
■wenigstens  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  der  auf  dem  Lande  überschüssigen  Arbeits- 
kräfte Beschäftigung  in  den  Städten  fand,  war  an  eine  Erhöhung  der  Löhne  nicht 
zu  denken. 

Welcher  Ausweg  blieb  dem  landwirtschaftlichen  Arbeiter  da?  Er  musste 
veranlasst  werden,  mehr  Arbeitsleistungen  zu  verkaufen,  da  aber  seine  Arbeitskraft 
bereits  veikauft  war,  so  musste  er  diejenige  seiner  Familie  auf  den  Markt 
bringen.  Auf  diese  Weise  löste  man  das  Problem,  den  Verheirateten  höhere  Einnahmen 
zu  verschaffen. 

Das  war  also  die  Entwicklung  des  englischen  Arbeiters.  Nachdem  man  ihn  immer 
reinlicher  von  allem  Besitz  losgelöst  hatte,  war  er  zum  Spielball  der  Preise  und  des 
Päehter-Capitals  geworden.  Da  die  Grundrente  begierig  jeden  Ueberschuss  des  Ertrages 
über  die  Productionskosten  aufsog,  hatte  er  kein  genügendes  Arbeitseinkommen  erhalten 
können,  im  Kampfe  zwischen  Grundrente  und  Capitalgewinn  war  er  ein  demoralisierter 
Gemeindearmer  geworden,  dadurch  hatte  der  Profit  indirect  die  Grundrente  vermindert, 
die  er  nicht  direct  anzugreifen  vermochte.  Darauf  hatte  es  die  Grundrente  durchgesetzt, 
dass  die  Zuschüsse  fortfielen,  und  sich  den  Profit  wieder  unterwarfen.  Der  Sieg  der 
Grundrente  bedeutete  für  den  Arbeiter  Freiheit  von  der  Armencasse,  aber 
auch  Freiheit  vom  Einkommen.  Da  er  nun  mit  den  unter  der  Herrschaft  des  alten 
Annengesetzes  herabgesetzten  Lohne  nicht  auskommen  konnte,  so  verwies  man 
ihn  darauf,  die  Arbeitskraft  seiner  Familie  flüssig  zu  machen,  womit  der 
gefährdete  Capitalgewinn  sich  aus  seiner  schwierigen  Lage  rettete.  Denn  die  Arbeits- 
kraft der  L'nmündigen  war  besonders  vortheilhaft,  wie  die  Gangs  unter- 
haltende Pächter  herausgefunden  hatten.  So  wurden  denn,  nachdem  sich 
dieses  System  als  sehr  vortheilhaft  für  die  Pächter  erwiesen  hatte,  in  steigendem 
Maasse  Frauen  und  Kinder  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt.  Da,  wie  schon 
erwähnt,   das  Gang-System  liach   1834  sich  vorzugsweise  ausbreitete,  so  wird  die  Aus- 
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id  Krauenarbfit  die  Signatur  der  Zeit  vom  Armeni^etetz 
bis  zum  Sc'liulgfsctze. 

Nachdem  der  VerfasHcr  sodann  die  Wirkungen  des  Freibandel»  auf  die  Lage  de« 
Arbeiters  dargelegt  und  eine  höchst  beaclitenswerte  Schilderung  der  Lage  der  landwirt- 
schaftlidien  Arbeiter  nach  den  von  der  Königlichen  Commigsion  niedergelegten  offieiellen 
Berichten  gegeben,  werden  die  zur  Beseitigung  der  geschilderten  unerfreulichen  ZostAnde 
auf  dem  Lande  gerichteten  Keformbestrebungen  und  erlassenen  Gesetze  betrachtet. 

So  weit  die  Gesetzgebung  die  traurigen  Verhältnisse  hervorgerufen  hatt<>,  mauU 
sich  der  Reformeifer  auf  diese  ridit.-n,  um  sie  zu  beseitigen.  Kr  richtete  »ich  zanäciut 
gegen  das  Niederlassungs-Gesetz  und  das  Armen-Geictz  von  1834,  welches  den  Armen- 
verband zwar  zum  Organ  der  Armenverwaltung  gemacht  hatte,  aber  die  Zahlung  dea 
grOssten  Theiles  der  Unterstützungen  nach  wie  vor  den  Pfarreien  zuwies.  Die  Folgen 
waren  die  geschlo.ssenen  Dörfer,  das  Gang-System  und  die  gesteigerte  Verwendung  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  in  der  Landwirtschaft. 

Durch  ein  Gesetz  vom  .Jahre  ISß.")  wird  der  Annenverband  zum  Trüger  der  Arnien- 
last  gemacht,  und  ein  Jahr  als  der  Zeitraum  festgesetzt,  nach  welchem  eine  Ausweisung 
nicht  mehr  zulässig  ist.  1867  wird  das  Gang-System  unter  die  Confrole  der  Verwaltung 
gestellt.  Kein  Kind  unter  8  Jahren  darf  überhaupt,  keine  weibliche  Person  zugleich  mit 
einer  männlichen  in  einem  Gang  beschäftigt  werden,  der  Gangmeister  niuss  eine  poli- 
zciliclie  Erlaubnis  haben  und  darf  nur  dann  weibliche  Personen  beschäftigen,  wenn  eine 
obrigkeitlich-concessionierte  Gangmeisterin  bei  dem  Gang  ist. 

Der  weitere  Kampf  gegen  die  frühzeitige  Beschäftigung  und  für  eine  genflgende 
Erziehung  der  Kinder  wurde  in  den  Jahren  1870,  1873  und  1876  geführt.  Nachdem 
durch  die  „Agriculturul  Children  Act,  1873"  die  Kinderarbeit  in  der  Landwirtschaft 
geregelt  hatte,  sprach  das  Schulgesetz  von  1876  den  Schuizwang  aus.  Es  hob  den  .\gricuUur 
Children  Act  auf.  Seine  Hcstinunungen  wurden  wesentlich  verschärft.  Ein  Kind  unter 
10  Jahren  soll  im  allgemeinen  nicht  bocliiiftigt  werden,  jedoch  kann  die  LocalbehOrde 
in  jedem  Jahre  für  die  Dauer  von  sechs  Wochen  die  Bewilligung  ertheilen.  Der  Unter- 
nehmer ist  in  keinem  Falle  wegen  der  Beschäftigung  von  ält-'ren  als  8jährigen  Kindern 
ohne  Vorlegung  eines  Zeugnisses  stratliar.  wenn  dem  Gerichtshof  genügend  nachgewiesen 
wird,  dass  während  der  letzten  12  Monate  keine  Schule  innerhalb  2  Meilen  von  dem 
Wohnorte  des  Kindes  offen  oder  dass  die  Schule  in  den  Ferien  oder  wegen  einer  anderen 
Ursache  geschlossen  war.  Kinder  über  10  Jahre  dürfen  beschältigt  werden,  wenn  sie 
entweder  ein  bestimmtes  Maass  von  Schulbildung  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von  Schal- 
besuchen nachgewiesen  haben.  Die  Schulpflicht  dauert  bis  zum  14.  Lebensjahre. 

Hiernach  sind  die  Grundsätze  des  Gesetzgebers  also  gewesen:  ein  bescheidenes 
Maass  von  Bildung  der  Kinder  zu  erzwingen,  Kinder  unter  8  Jahren  von  aller  Beschäf- 
tigung und  diejenigen  von  8—10  vor  anderer  Beschäftigung  als  der  Emtearbcit  zu 
schützen,  nach  vollendetem  10.  Lebensjahre  aber  den  Abschluss  eines  Compromisses 
und  eine  gewisse  Freiheit  zu  ermöglichen.  Intelligente,  fleissige  Kinder  können  früher 
in  das  Erwerbsleben  übertreten,  als  schlecht  beanlagtc  und  faule. 

Das  englische  Schulgesetz  ist,  wie  man  sieht,  keineswegs  vollkommen,  aber  nichts- 
destoweniger bedeutet  es  einen  grossen  Fortschritt,  und  seine  finr.  lifübniin'  hat  wcnü'fr 
Widerstand  gefunden,  als  zu  erwarten  stand. 

Hiermit  sind  wir  zur  letzten  Reformperiode  gelangt.  l>cr  St'n.i--''  ijint  eine 
eingehende  und  bemerkenswerte  Darstellung  über  die  Entstehung  und  Wirksamkeit 
der  Gewerkvereine  ländlicher  Arbeiter,  auf  welche  wir  vielleicht  noch  einmal  zurückia- 
kommen  Gelegenheit  finden  werden,  da  dieser  Theil  eine  besondere  Besprechung  ver- 
dient, sowie  der  Bestrebungen,  welche  sich  die  Wiederbelebung  des  Bauernstandes  inr 
Aufgabe  gestellt  haben.  Unter  der  Einwirkung  derselben,  besonders  aber  unter  der 
rührigen  Mitarbeit  von  Jesse  Collings  ist  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1832  (55.  und  56. 
Vict  e.  31)  zustande  gekommen.  Seine  Grundzüge  sind  folgende:  es  sucht  in  erster 
Linie  selbstbewirtschaftende  Kigenthümer,  in  zweiter  selbstwirtschaftende  Pichter,  in 
dritter  ländliche  Productiv-Genossenschaften  zu  schaffen.   Beim  Kaufabschlüsse  moM  ein 
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Fünftel  der  Kaufsunime  bezahlt  wcnlen,  und  der  Rest  innerhalb  50  Jahren  getilgt  werden; 
ein  Viertel  kann  als  ewige  Kente  auf  dem  Gute  lasten,  wenn  die  Behörde  es  für  ange- 
messen hält.  Die  Grösse  der  Güter  ist  beim  Kaufe  1— .50  Acres  bezüglich  50  £  „for 
the  purposes  of  the  inconie  taxe",  bei  der  Pacht  1 — 15  Acres  bezüglich  15  £ •  Zwanzig 
Jahre  lang  nach  dem  Abscbluss  des  Kaufes  und  so  lange  die  Kaufsuinine  nicht  ganz 
abgezahlt  ist,  hat  der  Besitzer  nur  eine  beschränkte  rechtliche  Verfügungsfreiheit  über 
das  Gut.  Es  ist  Vorsorge  getroften.  dass  das  Anwesen  nicht  zu  andern  Zwecken,  als  zur 
Schaffung  von  landwirtschaftlichen  Kleinbetrieben  benutzt  werden  kann.  Das  ausfülirende 
Organ  ist  der  Grafschaftsrath,  der  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Wähler  das  Verlangen 
nach  kleinen  Gütern  in  Betracht  ziehen  und  eine  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  ver- 
anstalten muss.  Wenn  er  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass  das  Verlangen  berechtigt  ist, 
dann  darf  er  Land  erweiben.  Der  Grafschaftsrath  darf  Geld  von  den  Public  Works  Loan 
Commissioners  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Gesetzes  und  des  Weiterverleihens  an 
Pächter,  welche  ihre  Pachtgüter  kaufen  wollen.  Vier  Fünftel  des  Kaufpreises  dürfen  vor 
geschossen  werden. 

Bald  nachdem  der  Small  Holdings  Act  die  königliche  Zustimmung  erhalten  hatte, 
fanden  die  Wahlen  statt,  welche  eine  liberale  Majorität  ins  Unterhaus  führte.  Eine  der 
wichtigsten  Maassregeln  des  neuen  Cabinets  war  die  Weiterführung  der  demokratischen 
Selbstverwaltung  durch  Schaffung  von  District-  und  Kirchspielriithen.  Den  Parish  Councils 
wurde  die  Befugnis  ertheilt,  zwangsweise  Land  zu  pachten,  es  zu  parcellieren  und  als 
Feldgärten  an  die  Einwohner  zu  verpachten. 

Von  diesem  Gesetze  erwartet  man  die  endgiltige  Lösung  aller  Schwierigkeiten. 
Die  auf  breitester  demokratischer  Basis  begründeten  Kirchspielräthe  würden  imstande 
sein,  Land  den  Arbeitern  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  Frau  des  Arbeiters,  die  erwach- 
senen Kinder  würden  in  ihrem  Namen  AUotments  übernehmen  können,  so  dass  der 
Bildung  eines  kleinen  Pächterstandes  nichts  mehr  im  Wege  stände.  Nach  der  Ansicht 
sieht  von  Dr.  Hasbach  musste  jedoch  das  Werk  durch  ein  Pachtrecht  nach  irischem 
Vorbilde  gekrönt  werden,  damit  nicht  irgendwelche  ökonomisch-technische  Wandlungen 
den  kleinen  Pächter  wieder  rücksichtslos  vom  Lande  entfernen  könnten. 

Der  Schluss  des  Werkes  gibt  eine  Schilderung  der  Lage  der  Landarbeiter  im 
Anfang  dieses  Jahrzehntes. 

Sonach  hat  der  Gesetzgeber  dem  ländlichen  Arbeiter  die  Bahn  geebnet,  welche 
es  ihm  rechtlicli  möglich  macht  sowohl  Kleinpäcliter,  wie  Eigenthümer  zu  werden.  Das 
Eentengut  und  das  freie  Gut,  der  Einzelbetrieb  und  der  genossenschaftliche  Betriab 
stehen  nunmehr  nach  seinem  Ermessen  zu  seiner  Verfügung.  Also  ist  die  Absicht  als 
misslungen  zu  betrachten,  eine  besitzlose  ländliche  Arbeiterclass  e  zu 
bilden.  Diese  Entwicklung  muss  vom  Standpunkte  der  Arbeiter,  der  Grundeigentliiimer, 
des   Staatsinteresses  und  der  Volkswirtschaft  als  eine  heilsame  betrachtet  werden. 

Das  gediegene  und  inhaltreiche  Werk  von  Professor  Dr.  Hasbach  bekundet  aufs 
Neue,  was  deutsche  Gelehrsamkeit  und  Gründlichkeit  gepaart  mit  Fleiss  vermag.  Ohne 
jegliche  Vorarbeiten  musste  sich  der  Verfasser  selbst  den  Pfad  aus  einem  grossen,  schier 
unerschöpflich  fliessenden  fremdsprachlichen  Urmaterial  ebnen.  Seine  Aufgabe  war  also 
keine  leichte  und  er  hat  sie,  die  Schwierigkeiten  überwindend,  vortrefflich  zu  lösen  ver- 
standen. Seine  Arbeit  kommt  aber  auch  offenbar  einem  Bedürfnis  entgegen  und  füllt 
eine  bis  jetzt  in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  offen  gebliebene  Lücke  aus.  .ausser- 
dem erscheint  sie  sehr  zeitgemäss.  Heute,  wo  man  die  „.\grarfrage"  und  damit  eng 
verknüpfte  ländliche  Arbeiterfrage  in  Deutschland  in  den  Brennpunkt  des  allgemeinen 
Interesses  gerückt  sieht,  dürften  die  in  dem  vorliegenden  umfangreichen  Werke  nieder- 
gelegten Ausführungen  manchen  wertvollen  Fingerzeig  geben,  wie  viele,  auf  dem  für 
die  gesammte  Volkswirtschaft  so  hoch  bedeutsamen  Gebiete  der  Agrarpolitik,  sich  schwer 
rächende  Fehler  vermieden  werden  müssen,  um  die  dort  energisch  der  Lösung  harrenden 
schwierigen  Probleme  einer  gedeihlichen,  aber  auch  die  ländliche  Arbeiterclasse  befrie- 
digenden Entwicklung  entgegenzuföhren.  — 


Das  vorliejfeii.li;  Werk  von  Professor  Dr.  Hftsbach,  (Uh  auch  filr  lich  dai  Ver- 
ilieii.st  in  Anspruch  nehmen  ilarf,  zum  erstenmal  <lie  Lag«  <ler  engli»(;h''n  Lmidarlicitcr 
in  den  letzten  Imndert  Jahren  bis  auf  die  »iegenwart  behandelt  zu  haben,  kann  allen 
Socialpolitikern  zum  eifrigen  und  eingehenden  Studium  empfohlen  werden. 

Frankfurt  a  M.  i)r.  Eugen  Elkan. 

Heitrilgfi  üui-  Statistik  dor  Sliidt  Fninkfiirt  a.  M.  Neue  Folge.  Im  Auftrage 
dos  Magistrats  herausgegeljen  durdi  das  statihtiscln;  Amt. 

Erstes  Heft:  Statistische  Beschreibung  der  .Stadt  Frankfurt  a.  M.  nnd  ihrer 
Bevölkerung.  II.  Theil:  Die  innere  (iliederung  der  Bevölkerung.  Frankfurt  a.  M.  1895. 
4».  28H  und  LXXXV  S. 

Zweites  Heft:  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1891,  insbesondere 
^Studien  über  die  Wanderungen.    Frankfurt  a.  M.  1893.  4".  04  und  XLIII  S. 

Den  ersten  Theil  der  „Statiitischen  Beschreibung  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  und 
brer  Bevölkerung"  habe  ich  bereits  im  II.  Bande  dieser  Zeitschrift  (S.  483)  angezeigt. 
Der  nunmehr  vorliegende  zweite  Theil  scliliesst  sich  dem  ersten  würdig  an.  Die  deutsche 
8tiUUestatistik  besitzt  nunniHhr  in  dieser  „Besclirelbung"  ein  Standardwerk,  welches  nicht 
nur  den  gesammten  Bestand  an  einschlägigen  iMaterialien  in  mustergiltiger  Darstellung 
zusammenfasst,  sondern  aucn  in  allen  Beziehungen  den  Zusammenhang  mit  der  wissen- 
schaftlichen Tlieorie  herstellt  und  dnrch  zahlreiche  methodologische  Erörterungen  und 
praktische  Versuche  neue  Fortschritte  anbahnt.  Eben  diese  wissenschaftliche  Durch- 
dringung des  Stoffes  bringt  es  mit  sicli,  dass  seine  Anordnung  von  der  herkömmlichen 
Scliablone,  welclie  sicli  an  die  Erholmngsmetliode  anlehnt,  vollkommen  abweicht.  Schon 
die  Ueberscliriften  der  Abschnitte  sind  in  dieser  lüchtung  charakteristisch:  I.  Die 
Gebiirtigkeit  und  Ses.=haftigkeit  der  Bevölkerung.  II.  Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Häus- 
lichkeit. III.  Wohlstand  und  Armut  der  Bevölkerung.  IV.  Der  natürliche  BevOlkernngs- 
wechsel.  Den  .Vusgangspunkt  bildete  also  die  Waiiderbewegung  und  die  dadurch  bedingte 
Unterscheidung  zwischen  ort.sgcbiirtiger  und  fremdgebiirtiger  Bevölkerung.  Von  diesem 
Hauptgesiclitspunkte  aus  werden  die  einzelnen  deniogra|)hischen  Momente:  Geschlecht, 
Alter,  Familienstand,  Beruf,  C'onfession  in  ihren  Wechselbeziehungen  behandelt.  Aus  dem 
ni.  Abschnitte  sei  insbesondere  das  Capitel  über  das  steuerpflichtige  Einkommen  der 
Bevölkerung  hervorgehoben,  welches  u.  a.  auf  einer  Nachweisung  über  die  männlichen 
Haushaltungsvorsteher  nach  Alter.  Civil.stand,  Beruf  und  8teueq)flichtigeni  Einkonmien 
beruht.  Der  Abschnitt  über  den  Bevölkerungaweclisel  enthält  ein  bis  zum  Jahre  163.5 
zurückreichendes  Inventar  der  einschlägigen  Daten.  Die  graphischem  Beilagen  des  Werke* 
dienen  nicht  nur  zur  Popularisierung  der  Daten,  sondern  sind  in  ihrer  sinnreichen  An- 
ordnung und  gelungenen  .Xnsführung  wirkliche  Forschimgsbehelfc.  Der  Vorsteher  des 
statistischen  Amtes  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  Dr.  H.  Bleicher,  hat  in  dem  vor- 
liegenden Werke  unter  dem  bescheidenen  Titel  einer  Beschreibung  in  Wirklichkeit  ein 
überaus  wortvolles  Handbucli  städtischer  Bevölkerungslehre  geliefert,  dessen  Wert  nicht 
nur  im  descriptiven  Theile,  in  den  vergleichenden  N'achwcisungen  und  Literaturanguben, 
sondern  insbesondere  auch  in  den  darin  gegebeneu  Anregungen  gelegen  ist,  welchen 
allerdings  nur  solche  statistische  Aemter  zu  folgen  vermögen,  die  gleich  dem  Frankfurter 
den  gesammten  Horizont  der  wissenschaftlichen  Probleme  mit  einer  bi»  ins  feinste  aus- 
geliildeteii  statistischen  Technik  umspannen. 

Das  zweite  Heft  der  „Beiträge"  ist  der  Bewegung  der  Bevölkerung 
im  Jahre  1891  und  insbesondere  den  Wanderungen  gewidmet.  Es  bildet  zunächst 
die  Fortsetzung  der  früheren  „Statistischen  Mittheilungen  über  den  Civilstand  der  Stadt 
Frankfurt  a.  51."  Die  Ergebnisse  des  Jahres  1891  waren  insbesondere  deshalb  geeignet. 
zu  einer  orientierenden  Einführung  verwendet  zu  werden,  weil  im  gleichen  Jahre  im 
Deutschen  Reiche  eine  \^dkszillllung  stattgefunden  hatte,  nnd  so  der  Gang  der  Bevölkening 
in  Heziohung  gebracht  werden  konnte  zu  den  einschlägigen  Phänomenen  ihres  Standes. 
Bclangreichct  für  den  Fachmann  sind  die  im  gleichen  Hefte  veröflfentlichten  Stadien 
ober  die  Wanderungen  im  Jahre  1891,  welche  auf  den  polizeilichen  An-  und 
Abmeldungen  beruhen.  Sie  sind  der  erste  umfassende  Versuch  diese  polizeilichen  Materialien 
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durch  kritisclie  Sichtung  und  eindringende  Bearbeitung  für  wissenschaftliche  Zwecke  zu 
verwerten.  Bedeutet,  das  was  hiemit  geleistet  worden  ist,  auch  nur  einen  ersten  Verstoss 
und  nacli  dem  eigenen  Urtheil  des  Verfassers  noch  lange  niclit  die  Losung  des  Probleins, 
so  zeigen  doch  schon  die  vorliegenden  Ergebnisse  wie  tiefe  Einblicke  in  die  Bevölkerungs- 
verhältnisse der  Gro?städte  auf  diesem  Wege  erlangt  werden  können. 

Dr.  Heinrich  E  a  u  c  li  b  e  r  g. 

Das  lliianzielle  und  !«ociale  AVesen  der  modernen  Verkehrsmittel.  Von 
Friedrich  Freiherni  zu  W  ei  ch  s-Glon.  Tilliingen.  Verlag  H.  Laupp.  1894,  VII  und 
252  S.,  8». 

A^erfasser  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  man  die  Verkehrsmittel  nicht  so  sehr  vom 
privat-  oder  volkswirtschaftlichen,  als  vielmehr  vom  Staats-  oder  gemeinwirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  beurtheilen  müsse.  Aus  dieser  Betrachtweise  wird  gefolgert,  dass  es 
iiiclit  angehe  zu  sagen:  ,der  (volkswirtschaftliche)  Nutzen  eines  A'erkehrsmittels  ist 
umso  grösser,  je  geringer  des  letzteren  Beförderungspreise. "  Daran,  dass  dieser  falsche 
Grundsatz  zum  herrschenden  geworden,  sei  zum  Theile  der  Einfluss  privatwirtschaftlicher 
Interessenvertretungen  bei  den  Eisenbahnen,  Schiffahrten,  Telephonanstalten  u.  s.  w. 
schuld;  andererseits  erfahre  dieses  Princip  eine  Stärkung  auch  von  , staatsdemokratischer" 
Seite  her,  wonach  die  Transport-  und  Verkehrsmittel  „allen  Bewohnern  gleich  ni  ä  s  s  i  g 
(aber  nicht  gleichartig!),  selbst  den  ärmsten  unter  ihnen,  durch  entsprechend  niedrige 
Preise  der  Transportleistung  zugänglich  gemacht  werden  müssen".  Demgegenüber  sei 
aber  zu  fragen,  ob  sieh  wirklich  die  ganze  Steigerung  des  Nachrichten-,  Personen-  und 
Güterverkehres  als  Culturfortschritt  bezeichnen  lasse,  ob  durch  die  übenuässig  (?) 
niedrigen  Preise  die  Vortheile  der  Verkehrsmittel  in  der  That  verallgemeinert  und  auf 
die  ganze  Bevölkerung  in  gerechter  Weise  vertheilt  hätten,  und  ob  dabei  das  finanzielle 
Moment  nicht  hätte  mehr  berücksichtigt  werden  können.  Verfasser  erklärt  z.  B.  einen 
guten  Theil  des  heute  so  gesteigerten  Nachrichtenverkehres  als  unnütze  oder  nicht- 
culturelle  Correspondenzen,  als  „künstlich  gezüchtete  Vielschreiberei"  u.  Ae.  Er  gibt  zwar 
zu,  dass,  wenn  z.  B.  das  Briefporto  wieder  erhöht  würde,  die  „minderbemittelten  Classen 
sieh  cino  Kesenc  in  ihrer  Correspondenz  auferlegen  niüssten,  was  aber  nur  wohlthätig 
auf  ihren  Haushalt  wirken  würde":  die  reicheren  Classen  würden  diese  Mehrbelastung 
bald  verschmerzen.  Für  Weichs  haben  nur  jene  Con-espondenzen  Wert,  welche  einen 
realen  und  idealen  Zweck  ernsthaft  erfüllen,  wozu  er  Anzeigen  von  Trauungen  u,  Ae. 
nicht  rechnet  .  .  .  Dieae  Proben  mögen  zur  Charakterisierung  der  praktischen 
Anschauungen  des  Verfassers  dienen. 

Was  nun  die  gleichmässige  und  gerechte  Vertheilung  der  Billigkeit  der  Verkehrs- 
mittel auf  alle  Stände  betrifft,  so  pflege  man  persönlich  nur  die  theoretische 
Möglichkeit,  die  Verkehrsmittel  zu  benätzen,  ins  Auge  zu  fassen  und  dabei  zu  über- 
sehen, dass  diese  Möglichkeit  in  der  Praxis  sehr  ungleich  ausgenützt  werden  könne. 
Daraus  folgt  aber  u.  E.  noch  immer  nicht,  dass  man  nicht  die  ökonomisch  zulässigen 
niedrigsten  Tarifsätze  anwenden  dürfe,  denn  gerade  demjenigen,  welcher  sich  von  vorn- 
herein verpflichtet,  ein  Verkehrsmittel  nicht  nur  in  einzelnen,  sondern  in  regelmässig 
und  häufig  wiederkehrenden  Fällen  zu  benützen,  werden  mit  Recht  gewisse  indirecte  uud 
auch  directe  Begünstigungen  bei  der  Benützung  des  Verkehrsmittels  zutheil,  da  er  in 
ungleich  höherem  Maasse  als  jener  vereinzelte  Frequent  zur  Amortisation  des  investierten 
Capitals  beiträgt.  Immerhin  hat  der  Verfasser  Kecht,  wenn  er  auf  die  zahlreichen  und 
argen  Missbräuche  hinweist,  welche  in  dieser  Hinsicht  vorgekommen  sind  und  stets 
wieder  vorkommen. 

Ausser  diesen  wirtschaftspolitischen  Gesichtspunkten  wird  im  vorliegenden  Buche 
auch  die  werttheoretische  Seite  der  Transport-  u.  s.  w.  Leistungen  eingehend  erörtert. 
Hier  kommen  auf  Seite  des  Verkäufers  der  Leistung  in  Betracht:  die  Productionskosten 
der  Leistung  und  die  Rentabilität  des  Vei'kehrsunternehmens,  welche  nach  Weichs  die 
nöthige  Deckung  aller  Auslagen,  einschliesslich  der  Tilguugsquoten  der  etwaigen 
Eisenbahn-  etc.  -Schulden,  durch  die  Einnahmen  voraussetzt;  auf  Seite  des  Käufers  der 
Transport-  (oder  Verkehrs-)  wert  des  beförderten  Gutes,  d.  h.   die  Grösse   der  durch 
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aie  Tranaportloistung  bewirkte  „Wert.^rliühuiig',  welclie  nach  Aiuiclit  den  VcrfaHeri 
,iiii  allsjniii'ineii  proi.ürtioiial  den  TauHcliwerten  der  beförderten  Güter  iitt".') 

Der  „Transportwert"  ist  jedoch  nicht  der  MaasHtab  für  den  eigentlichen  Pr«i» 
(Tarif)  der  Leistung,  da  —  nach  dem  vom  Verfasser  construierten  ,8taat»wirt«ch»ft- 
lichcn  Werte"  —  die  Tarilieriintf  in  Ranz  anderer  Weise  erfolgt,  al»  >te  nach  jener 
^.teleologischen"  Werttheorie  erfolgen  sollte.  „Gerade  für  die  obersten  Wertclasscn  werden 
die  mindesten,  für  die  untersten  Wertclassen  die  höchsten  Tarifsätze  erstellt-  u.  s.  w.. 
,.Jc  grösser  der  Umfang  einer  Leistung  ist,  desto  kleiner  werden  gegen  das  Ende  der- 
selben die  Kosten  pro  Leistungseinheit-.  „Bei  zunehmender  Transportlänge,  zunehmen- 
dem Gewichte  und  zunehmender  Menge  müssen  die  Einheitssätze  fallen';  „im  Local- 
uml  Nahverkehr  werden  daher  die  Einheitssätze  relativ  hoch  zu  halten  »ein,  während 
mit  wachsender  Entfernung  eine  Tarifierung  zu  sinkenden  Sätzen  (Staffeltarif)  anzu- 
wenden ist"  n.  a.  m.  Man  ersieht  aus  diesen  hauptsächlichsten  Conclusionen  des  Ver- 
fassers, dass  von  seinem  mit  vielem  Scharfsiim  herausgeklügelten  „Transportwerte* 
angesichts  des  doch  mächtigeren  „staatswirtschaftliehen"  Wertes  sehr  wenig  übrig  bleibt, 
und  die  alten  objectiven  ßestinimgründe  der  Tarifhöbe  (Mengen.  Entfernung,  Gewicht 
u.  ii.)  gefürclitete  Gegner  des  subjectiven  Tauschwertes  der  beförderten  Güter  sind 
und  auch  nach  Weichs  vorderhand  noch  bleiben.  —  Immerliin  ist  das  Buch  sehr 
lesenswert,  da  es,  wie  dargethan,  nicht  wenig  neue  Gesichtspunkte  zur  IJeurtheilung  de» 
öocial-ökonomischen  Wesens  der  Verkehrsmittel  enthält.  Dr.  K.  Kobatsch. 

Geschichte  des  deutschen  Privatreclites  von  Friedrich  v.  Thiidichum. 
Stuttgart,  F.  Enkc.  1894.  X  und  474  S.,  Preis  U  Mark. 

Eine  Ge.scliichte  des  deutschen  Privatrechtes,  welche  den  Anforderungen  der 
heutigen  Wissenschaft  entsprechen  würde,  ist  noch  nicht  geschrieben.  Und  doch  wird 
das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  auch  abgesehen  von  dem  rein  wissenschaftlichen  Inter- 
esse heutzutage  weniger  denn  je  zu  bestreiten  sein,  wo  schon  so  vielfältig  aus  Anlass 
der  codificatorischen  Arbeiten  im  Deutschen  Reiche  auf  die  heimischen  Hecht^ibüdungen 
mit  Kücksicht  auf  ihren  deutschen  und  mehr  socialen  Charakter  von  so  vielen  Seiten  mit 
allem  Nachdrucke  hingewiesen  wird. 

Abgesehen  von  zahlreichen  gewiss  sehr  wertvollen  Monographien  über  einzelne 
Gebiete,  finden  wir  die  Geschichte  des  deutschen  Privatrechtes  nur  zerstreut  in  den  ihr 
gewidmeten  Abschnitten  der  grösseren  Handbücher  über  deutsche  Kechtsgeschichte  oder 
in  Form  einleitender  Paragraphe  in  den  verschiedenen  Systemen  des  modernen  deutschen 
Privatrechtes  behandelt;  aber  auch  nach  Heuslers  meisterhaften  Institutionen  des  deut- 
sciien  Privatreclites  hat  es  bisher  an  einem  ex  professo  der  Geschichte  dieses  Kechtsgebietes 
gewidmeten  Buche  gefehlt.  Und  so  war  es  gewiss  kein  unfruchtbarer  Gedanke,  wenn 
Thudichum  es  unternommen  hat,  mit  dem  vorliegenden  Werke  in  die  klaffende  Lücke 
einzutreten. 

Die  Absicht,  die  er  dabei  verfolgte,  hat  er  in  dem  kurzen  Vorwort  dahin  anage- 
sprocheu,  dass  er  als  Leser  [Studierende  der  Rechtswissenschaft  und  daneben  auch  einen 
weiteren  Kreis  von  Nichtjuristen  gedacht  habe,  die  diesen  Fragen  etwa  ein  allgemeinere« 
Interesse  entgegenbrächten,  wobei  er  dem  Buche  den  Wunsch  mit  »uf  den  Weg  gegeben, 
es  möge  beitragen,  dem  deutschen  Selbstgefühl  auch  in  der  Wertaohitimig  des  ein- 
hcimisdien  Rechtes  neuen  Hoden  zu  gehen.  Es  handelt  sich  also  um  «"in  populär 
gehaltenes  Buch,  das,  in  dem  Bestreben  gemeinverständlich  zu  bleiben,  „die  wichtigen 
Fragen  eingehend  erörtert,  nicht  bloss  den  Gang  der  Entwickelung,  sondern  auch  die 
Ursachen  derselben  ins  Klare  setzen"  will,  während  für  nähere  Kachforschungen  auf  die 
vorhandene  Literatur  verwiesen  wird.  Die  Aufgabe,  die  sich  so  der  Autor  geseilt,  ist 
wahrlich  keine  geringe.  Will  sie  ganz  erreicht  werden,  so  muss  die  Darstellung  aus  der 
vollen  Tiefe  rcchtsgeschichtlicher  Forschung  schöpfen  und  die  Ergebnisse  in  der  Weise 
abklären  und  läutern,  dass  sie  gemeinverständlich  und  allgemein  fassbar  wird.  Und  dies 
letztere  Problem  wird  um  so  schwieriger,  je  geringer  die  Voraussetzungen  sind,  die  man 
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als  Schlüssel  für  das  Verständnis  bei  dem  Leserkreise  vermutliet.  Es  mag  zweifelhaft 
sein,  ob  es  ein  glücklicher  Gedanke  des  Autors  war,  diesem  Ziel  der  Popularität  nach- 
zustreben, —  m.  E.  ist  es,  wie  die  Dinge  liegen,  ohne  das  Preisgeben  eines  nicht 
geringen  Theiles  des  wissenschaltliehen  Wertes  heutzutage  nicht  zu  erreichen  — ;  jeden- 
falls aber  muss  das  vorliegende  Werk  aus  diesem  Gesichtspunkte  seine  Beurtheilung 
finden. 

Thudichum  hat  seinem  Buche  unter  Ablehnung  der  „synchronistischen  Methode' 
die  Gliederung  nach  systematischen  Gesichtspunkten  gegeben,  also  die  einzehien  Rechts- 
gebiete in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  vorgeführt.  Es  wäre  m.  K  vielleicht 
recht  zweckmässig  gewesen,  statt  oder  neben  der  „allgemeinen  Uebersicht  der  Ent- 
wickelung des  deutschen  Privat  rechtes"  (§  2),  die  er  dem  vorausschickt,  einen  Ueberhlick 
über  die  gesanunten  culturellen.  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Grundlagen  an  die 
Spitze  zu  stellen  und  dann  zu  zeigen,  wie  daraus  heraus  die  verschiedenen  Eechtsgebiete 
zur  Entfaltung  gekommen  sind. 

Das  von  Thudichum  eingehaltene  System  unterscheidet  sich  zum  Theilc  recht 
wesentlich  von  den  Systemen,  wie  wir  sie  meist  in  den  modernen  Privatrechtsdarstellnngen 
begegnen;  und  gewiss  ist  es  in  der  Sache  begründet,  für  eine  geschichtliche  Darstellung 
des  deutschen  Privatrechtes  in  manchem  von  der  Gliederung  abzuweichen,  die  im  An- 
schlüsse an  das  römische  Recht  sich  bei  uns  eingebürgert  hat.  Schon  der  enge  Zusammen- 
hang mit  dem  öffentlichen  Rechte  und  ebenso  die  Verschiedenheiten  im  Actionenrecht 
lassen  ein  auf  der  Gliederung  subjeetiver  Privatrechte  aufgebautes  System  nicht  schlechthin 
anwendbar  erscheinen.  Aber  die  von  Thudichum  an  dessen  Stelle  gesetzte  Gruppierung 
wird  kaum  als  glücklich  bezeichnet  werden  können.  Auf  einen  allgemeinen  Theil  (I.  Bucli) 
folgen  ein  zweites  Buch:  Besonderer  Theil,  welcher  das  Obligationen-  und  Sachenrecht, 
das  Elie-  und  Ehegüterrecht,  sowie  das  Erbrecht  in  sich  schliesst,  und  endlich  ein  drittes 
Buch,  welches  „die  mit  dem  öffentlichen  Rechte  in  Zusamm;nhang  stehenden  Privat- 
rechtsverhältnisse"  (1.  Wasserrecht  und  Mühlenregel,  2.  Bergrecht,  3.  Jagd  und  Fischerei. 
4.  die  Almendverfassung  im  13. — 19.  Jahrhundert,  Verwandlung  vieler  Almendguter  in 
landesherrliche  Domänen,  5.  Holzungs-Streu-  und  Weiderechte  an  fremden  Grundstücken, 
6.  Lehenrecht  und  7.  das  Familien-Fideicommiss)  zur  Darstellung  bringt.  Schon  diese 
Aufzählung  lässt  mit  Sicherheit  erkennen,  dass  die  Darstellung  z.  B.  des  Inimobiliar- 
Sachenrechtes,  die  wir  im  2.  Buche  begegnen,  unendlich  dürftig  gerathen  sein  muss, 
wenn  alles,  was  dem  IIL  Buche  vorbehalten  blieb,  dort  fehlt.  Aber  diese  Materie  ist 
noch  mehr  zerstückelt;  handelt  doch  ein  ganzer  Abschnitt  des  1.  (allgemeinen)  Theiles 
über  Almende  und  Sondercigen  an  Land,  bezüglich  deren  man  wohl  fragen  möchte,  ob 
hier  nicht  auch  „mit  dem  öffentlichen  Rechte  in  Zusammenhang  stehende  Privatrechts- 
verhältnisse'  bestanden  haben,  und  demnach  die  Einreihung  in  das  IIL  Buch  nach  dessen 
Titelübersehrift  geboten  gewesen  wäre.  Zu  beklagen  ist,  dass  durch  diese  Anordnung 
auch  die  materielle  Darstellung  insofern  gelitten  hat,  dass  die  grosse  Bedeutung,  welche 
dem  Prädominieren  der  öft'entlichen  Eechtselemente  gerade  in  der  Geschichte  des  Imnio- 
bilar-Güterrechtcs  zukommt,  m.  E.  nicht  recht  zur  Geltung  gekommen  ist. 

Auch  die  Gruppierung  der  „allgemeinen  Lehren",  mit  denen  sich  das  erste  Buch 
befasst,  wird  wohl  ziemlich  allgemein  Bedenken  wachrufen.  Es  enthält  im  ersten  Ab- 
sclmitte  die  Rechtsgrundsätze  über  „Blutverwandtschaft,  Schwägerschaft,  Gesclileehts- 
verband,  Vormundschaft,  Einfluss  des  Lebensalters  auf  die  Rechtsstellung,  Stellung  der 
Weiber";  im  zweiten:  die  Form  der  Willenserklärungen  und  Verträge,  Bestärkung  der- 
selben, Zwangsvollstreckung;  im  dritten:  die  oben  erwähnten  Darlegungen  über  Ahnende 
und  Sondereigen;  endlich  im  vierten  Ausführungen  über  die  Stände  des  Volkes:  1.  Bauern. 
2.  Städtebürger,  insbesondere  Patricier,  3.  Adel,  4.  die  Unehelichgeborenen  Ehelichkeits- 
erklärung, 5.  die  Geächteten,  Excoramunicierten  und  sonstigen  Rechtlosen;  Schmälerung 
des  Rechtes  wegen  Beruf  oder  Religion,  6.  die  Fremden.  7.  die  Juden.  Das  Ganze  gilt 
ein  ziemlich  buntes  Bild,  in  welchem  die  verschiedenartigsten  Fragen  neben  einander 
behandelt  sind;  Fragen  rechtsgeschichtlicher  Art,  die  dem  Privatrecht  vielfach  ferne 
stehen,   dann   wieder   allgemeine   Lehren    des  Privatrechtes,    daneben    aber    auch   wieder 
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siiloho.  die  zweifellos  dem  besonderen  Theile  zugehören.  Fällt  e»  antinglkh  schwer,  zo 
Iji'.srnitVn,  wie  der  Verfasser  zu  dieser  (Jliedening  kommen  konnte,  so  findet  man.  wie 
mir  scheint,  eine  Krklilrun),'  —  wenn  auch  keine  IJeclitfertijfung  —  in  der  Krkenntni«. 
dass  der  Verfasser,  sich  Ijeniiissigt  sah.  in  diesen  allgemeinen  Tlieil  nidit  nur  die  allge- 
meine Lehre  des  Privatrechtes,  sondern  auch  all  das  unterznhriiiKcn,  was  er  über  diw 
anfänglichen,  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen  nnd  die  für»  Privatrecht  bcdenl- 
sanien  Wandlungen  des  liiTentlichen  Rechtes  als  Voraussetzung  für  das  Vcrsi  " 
Ueljrigen  benOtliigte.  und  zumal  gegenüber  einem  Leserkreise  von  Liiien  nicht  a. 
aniiolimon  konnte.  Eine  Dar.'itelluMg,  welche  die  allgemeinen  ältesten  Itechtsgrundlagen 
zuiiächst  als  Ausgangspunkt  fixiert,  und  die  Kenntnis  der  Entwickelung  d'-s  Öffentlichen 
Kochtes  bis  zu  gewissem  Maasse  bei  den  Lesern  zur  Voranssetzung  gemacht  bitte,  wJre 
wohl  den  specifisch  privatrechtlichen  Fragen  und  der  Klarheit  und  Correctheit  de« 
Systemes  von  Vortheil  gewesen:  so  hätte  z.  B.  gegenüber  den  breiten  und  doch  natürlich 
nicht  vollständigen  Ausfülirungen  über  die  Entwickflnng  der  Stände,  die  jeweilige  Be- 
deutung der  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Stande  für  die  privatrechtliche  Kechts- 
stellung  vielleicht  mehr  zur  Geltung  kommen  dürfen  und  können,  u.  drgl.  mehr.  Auch 
der  Abschnitt  (l.  2)  über  Form  der  Willenserklärung  und  Verträge,  Bestärkung  denelben 
und  Zwangsvollstreckung,  hätte  durch  eine  Durcharbeitung  bis  zur  Höhe  einer  allce- 
meinen  Vertragstlicorie  und  eines  materiellen  Actionenrechtes  wohl  »ehr  an  W.-rt. 
Bedeutung  und  Vollständigkeit  gewonnen.  Zu  beanständen  ist  wohl  auch  die  l'.li.r- 
scbrift  von  Abschnitt  11.  1,  wo  die  wenigen  dem  Obligationenrechte  gewidmeten  Para- 
graphen mit  dem  Namen  „Verträge"  zusammengefasst  werden,  eine  begriffliche  Bezeichnung. 
die  zu  weit  und  zu  enge  ist.  jedenfalls  nicht  als  genügend  prägnant  gelten  kann.  Auch 
die  völlige  Ignorierung  mancher  neuerer  Publicationen.  wie  z.  B.  der  Forschungen  Franz 
Ilofmanns.  (Excurse  zum  Cumnientar  zum  östcrr.  allg.  bürgert.  Gesetzbuch  von  Ptaff 
111. d  Hofmaiin  II  277  ff.),  welche  über  dii^  Geschichte  der  Familien-Fideicommisse  ganz 
neues  Licht  gebreitet  haben,  ist  zu  beklagen.  Andere  F.inzelheiten.  die  oft  zu  Bedenken 
und  Zweifel  Anlass  geben  und  insbesondere  die  zahlreichen  historischen  Irrthümer  unil 
Ingenauigkeiten,  wie  sie  Zeumcr  (Historische  Zeitschrift  X.  F.  39,  483)  nachgewiesen 
hat.  hervüizulieben.  würde  hier  wohl  zu  weit  führen. 

Lassen  die  bisher  gegebenen  Bemerkungen  zur  (ienüge  erkennen,  dass  auch  nach 
V.  Thudichum's  Werk  eine  geschichtliche  Darstellung  des  deutschen  Privatrechtes 
genug  zu  schlichten  und  zu  schaffen  vorfände,  so  sollen  doch  auch  die  VorzBge  nicht 
verkannt  werden,  welche  dieser  Publication  zukommen.  Sie  bestehen  vor  allem  in  dem 
Hp.stvel)on,  den  wirtschaftlichen  Momenten  als  Factoren  der  Kechtsbildung  Beachtung  zu 
schenken,  wenn  ja  auch  in  dieser  lU'icksicht  die  zukünftige  Forschung  noch  manche  Locke 
auszufüllen,  nianclies  bloss  Angedeutetes  zu  voller  Geltung  zu  bringen  haben  wird;  feiner 
in  manchen  feinen  Ausführungen  namentlich  auf  den  dem  Verfasset  nach  feinen  früheren 
Arbeitsgebieten  besonders  vertraut  gewordenen  Fragen  und  für  fast  alle  Gebiete  in  zahl- 
reichen Zusainmensfellungen  positivrechtlicher  Daten,  die  bisher  sich  nirgend»  «o  handlich 
und  bequem  beisaninien  finden.  Die  dent^sche  Wissenschaft  hat  »unach  trotz  der  früher 
birvorgehobenen  Mängel  und  Scliattenseiten  des  Werkes  Grund,  ilem  Aiit<>r  doch  Dank 
zu  wissen,  dass  er  ans  dein  reichen  Schatze  seiner  in  langem,  der  Wi>^  widmeten 

Leben  gewonnenen  Kenntnisse  und  Kriahrungen  als  erster  in  unseren 'l.i^ 'acstellung 

('er  Geschichte  des  deutschen  Privatrechtes  unternommen  hat.  E.  Schwind. 

Drill  Robert.  Soll  Deutschland  seinen  ganzen  Getreidebedarf  selbst 
produciercir:'  118  S.  in  8";  Stuttgart  18!l;>.  Cottas  Verlag  (IX.  Stück  der  .Münchener 
volkswirtschaftlichen  Schriften"). 

Die  gestellte  Frage  wird  vom  Verfasser,  augenscheinlich  einem  landwirtschaftliche 
Bildung  besitzenden  jungen  Ungarn,  unter  Ausführung  einer  Reihe  Brentanoscher  Ideen 
rundweg  verneint.  Der  Verfasser  stellt  sich  nebenher  zu  einer  Anzahl  conser^-arirer 
Grundsätze  der  heutigen  Agrar|)olitik  in  Gegensatz.  Er  belächelt  e«.  dam  die  Freiheit 
des  Grundcigentlmms  heute  so  viel  geschmäht  wird  (S.  2).  belehrt  einen  v.'v 
geheimen  Uatli  des  preussischen  Landwirtschaftsniinisteriams,  dass  ei»  von  ihm  -^^ 
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Ausdruck  in  solchem  Zusammenhange  eigentlich  nicht  mehr  vorkommen  sollte  (S.  loi. 
und  rechnet  der  Regierung  und  privaten  Autoren  ihre  agrarischen  Sünden  nach.  Die 
mehrfach  erwogene  Frage,  oh  Deutschland  seinen  ganzen  Getreidebedarf  in  tech- 
nischer Beziehung  selbst  decken  könne,  trete  zurück  vor  der  „mit  ganz  ungerecht- 
fertigter Leichtigkeit"  übersehenen  primären  Frage,  ob  Deutschland  seinen  ganzen 
Getreidebedarf  selbst  decken  solle? 

Der  ausgeführte  Grundgedanke  lautet  nun  etwa  wie  folgt.  Deutschlands  Reich- 
thum  und  wirtschaftliche  Kraft  beruht  heute  auf  seiner  Industrie.  Nur  indem  Deutsch- 
land für  drei  Milliarden  IndustrieproJucte  ausführt,  kann  es  die  zur  Ernährung  seiner 
Bevölkerung  nothwendigen  Naturproducte  vom  Auslande  eintauschen.  Der  heimischen 
Landwirtschaft  erwachse  aus  dieser  Sachlage  die  Pflicht,  die  deutsche  Industrie  durch 
Verzicht  auf  den  agrarischen  Schutzzoll  zu  fördern.  Dies  werde  ihr  selbst  theilweise 
zum  Vortheil  gereichen,  da  mit  der  Erstarknng  der  Industrie  die  Kaufkraft  der  Arbeiter- 
schaft wächst  und  sie  dann  anstatt  des  Getreides  animalische  Naturerzengnisse  werde 
produeieren  können. 

Im  Einzelnen  wird  zunächst,  unter  Anlehnung  an  Conrad,  erklärt,  dass  das 
militärische  Argument:  „Wohin  sollten  wir  in  einem  Kriege  kommen,  wenn  wir  in  der 
Ernährung  vom  Auslande  abhängen"  —  gänzlich  unbegründet  ist.  Man  könne  Deutschland 
nicht  einschliesscn  wie  eine  Festung,  und  die  Forderung  der  militärischen  Organe,  dass 
das  Reich  seinen  Getreidebedarf  selbst  decke,  wäre  nur  dann  berechtigt,  wenn  Deutschland 
„im  Kriegsfalle  lediglich  infolge  Mangels  an  Nahrungsmitteln  den  Kürzeren  ziehen"  nuisste. 
Vom  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  aber  müsse  man  vor  allem  der  Anschauung 
entgegentreten,  als  ob  die  auswärtige  Getreideconcurrenz  eine  in  verhältnismässig  kurzer 
Zeit  vorübergehende  sein  werde.  Mögen  auch  jetzt  manche  überseeische  Getreidegebiete 
eingeschränkt  werden,  weil  ihre  Production  derzeit  nicht  rentabel  ist,  so  werden  doch 
Russland  und  Sibirien  sowie  Indien  durch  Eröffnung  neuer  Gebiete,  Amerika  durch 
Intensivierung  seines  Betriebes,  auf  absehbare  Zeit  hinaus  die  Versorgung  der  Welt  mit 
Getreide  übernehmen.  Ganz  abgesehen  von  den  Balkanstaaten,  von  Afrika  und  Australien, 
werde  somit  der  Fall  nicht  eintreten,  dass  Deutschland  gezwungen  wäre,  seinen  Ge- 
treidebedarf selbst  zu  erzeugen. 

Ans  den  Getreidezöllen  ziehen  aber  nur  !■>  Proc.  der  Bevölkerung  unseres  Nach- 
barreiches Nutzen;  für  65  Proc.  stellen  sie  eine  Belastung- dar.  Und  da  die  Bevölkerung 
Deutschlands  jährlich  um  eine  halbe  Million  Köpfe  zuninmit.  werde  ein  stetig  steigender 
Procentsatz  der  Bevölkerung  bezüglich  seiner  Lebensbedingungen  von  dem  Gedeihen  der 
Grossindustrie  abhängig.  Das  Gesammtinteresse  fordere  daher,  dass  Hindemisse,  welche 
dem  Aufschwünge  dieses  Productionszweiges  entgegenstehen,  nach  Möglichkeit  beseitigt 
werden.  Die  Landwirtschaft  müsse  mithin  lernen,  sich  auf  die  Grundlage  von  Freihandels- 
preisen zu  setzen ;  dazu  ist  aber  die  Minderung  der  Productionskosten  nöthig.  Die  Rück- 
ständigkeit des  Deutschen  Reiches  in  Durchführung  der  Entwässerungen  wäre  zu  diesem 
Behufe  zu  beheben;  andere  Meliorationen,  wie  Reihensaat,  Handhacke  und  Kunstdünger 
sind  allgemein  einzuführen;  es  müssen  mehr  und  stets  die  besten  landwirtschaftlichen 
Maschinen  benützt  werden. 

Nach  der  Ansicht  des  Verfassers  bedürfen  jene  deutschen  Wirtschaften,  die  sich 
für  intensiven  Getreidebau  eignen  und  richtig  geführt  werden,  auch  heute  keines  Schutzes, 
um  den  Getreidebau  in  vollem  Umfange  zu  behaupten.  Bei  einigen  anderen  könne  durch 
Abtrennung  zu  entfernter  Aussenschläge,  d.  h.  Minderung  der  unwirtschaftlichen  Grösse 
so  in  Norddeutschland)  oder  durch  energische  Durchführung  der  Flurbereinigung  (in 
Süddeutschland)  geholfen  werden.  Die  Wirtschaften  aber,  welche  nicht  mit  Erfolg 
Getreide  für  den  Markt  produeieren  könnten,  liätten  sich  der  Viehzucht,  dem  Ob.=t-, 
Gemüse-  und  Handelsgewächsbau  zuzuwenden.  —  der  Kömerbau  könnte  zur  Stroh- 
gewinnung und  als  Viehfutter  beibehalten  werden.  Sei  doch  die  deutsche  Einfuhr  an 
Vieh  aller  Art  sowie  an  Käse  und  Eiern  noch  sehr  beträchtlich,  und  mit  dem  voraus- 
gesehenen Aufschwünge  der  Industrielöhne  werde  der  Consüm  der  animalischen  Nahrungs- 
mittel anwachsen! 


Literatarbericht. 

Dor  ratioiiolleii  mmzeitliclien  Bewirtschaftung  J«r  Güter  habe  bisher  viclfa 
Qiiii'tisiiiiiH  iiiiil  Indoli'iiz  <li'r  Wii-tsiliafti-r  im  Weyi»  gfntanilcii.  VAnc  Fi)rtsohritte  heiiiineniie 
Wiikun«,'  liütteii  auch  die  (iftriiidi'ziUlft  (fciibt.  Dies  Ijeweise  Bchon  die  Thatsache,  da»s  in 
Deutschland  die  voiiierrschende  landwirtschaftliche  Betriebsform  noch  immer  die  Drei- 
felderwirtschaft ist.  Im  dritten  Viertel  des  .Tahrhundertes  haben  dem  eben  aus  der  alten 
grundhorrlichen  Verfa/ä«an(,'  getretenen  Bauernstand  ilie  rapid  gtcigrnden  Getreidepreise, 
ohne  Verbesserung  der  Technik,  von  selbst  glilnzeiide  Melirertriige  heschieden;  nach 
Einsetzen  des  Kückganges  der  Preise  aber  Virkte  ^das  Narkotikum  der  GetrcidezoU«'' 
lilhmcnd  auf  ibn,  denn  die  Motivenberichtc  und  sonstige  die  agrarischen  Zrdle  betreffende 
Aeusscrungcn  der  Bcichsregiorung  brachten  ihn  nicht  zur  Uebcrzeugung,  da«»  die  Zoll- 
periode nur  eine  Uebergangsmaassregel  sein  kOnne  und  zur  Anpassung  an  neue 
Betriebsbedingungen  benutzt  werden  müsse.  Auch  diese  schädliche  psychologische  Wirkung 
habe  die  herrschende  Politik  veranlasst. 

Der  Verfasser  acceptiert  sonach  ohncweiters  die  vielseitig  nothwendige  Minderung 
der  Bodenpreisc  und  setzt  die  Rentabilität  der  künftigen  gesteigerten  Viehproduction, 
Obst-  und  Gemüseerzeugung  als  sicher  voraus.  Aber  auch  im  anderen  Falle  überwiegt 
in  seinen  Augen  das  nationale  Interesse:  die  industrielle  Ausfuhr,  auf  welcher  die  Geld- 
kraft des  Beiches  beruht,  durch  weitere  Verwohlfeilung  der  Production  zu  fördern,  alle 
Bedenken.    Das  Nacheifern^'nglands  ist  sein  Ideal. 

Die  sehr  anregende  lieliandlung,  welche  Drill  dieser  Frage  mit  frischem  Mnthe 
angedeihen  lässt,  kleidet  er  zugleich  in  eine  Form,  die  den  Leser  durch  ihre  Knappheit 
wohlthuend  berührt.  E.  Schwiedlanl. 
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